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Vorwort  zur  dritten  Auflage. 


Ks  gibt  alte  Bauwerke  an  denen  Spuren  verschiedenen  Style 
aufeinanderfolgender  Zeitalter  richtbar  alnd.  Etwas  ähnliches 
dürfte  mit  Torliegeudem  Buch  in  seiner  dritteu  Auflage  der 
Fall  sein. 

Als  ich  es  vor  30  Jahren  in  erster  Auflage  unter  dem 
Titel  ^Philoeophisches  Staatsrecht«  (1877)  herausgab,  da  be- 
herrschten dieses  Literaturgebiet  in  Deutschlund  zwei  Autori- 
titen,  Mohi  und  BluntschlL  Da  ich  vielfach  ihren  Methoden 
und  Aamchten  entgegentrat«  konnte  ich  nicht  umhin  mich  mit 
deu8ell)eu  aiisfülirlicli  ;mseiLiaii(lerz\iset/eii.  Diese  Auiseiuander- 
ietztmgen  wären  heute  nicht  mehr  am  i^latze.  Ich  zog  o.s  vor  an 
denn  Stelle  einige  Ansf&hnmgen  einzufügen  (sie  sind  mit  einem  * 
boaehnet),  die  in  der  Zeit  seit  der  zweiten  Auflage  (181)7) 
gelegentlich  niedergeschrieljen  wurden.  Dadurch  wird  wohl  die 
Einheitlichkeit  des  Styls  dieses  «alten  Hauses*  etwas  eingebüßt 
haben:  ob  sich  nicht  trotsdem  die  Einheitlichkeit  der  Indivi- 
duaiitiit  des  Verfassers  behauptet  hat,  ob  er.  so  viel  das  möglich 
ist  —  denn  Uber  dem  Weltgesetz  der  Entwicklung  m  stehen 
erhebt  er  nicht  den  Ansprudi  —  derselbe,  und  somit  der  Geist 
des  Werkes  nnyerandert  geblieben,  darüber  zu  urteilen  steht 
mir  nicht  zu. 

Graz,  im  März  1907. 
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Vorwort  zur  ersten  Auflage 


Der  iuuijjje  Zusammeuliaug  aller  Wissenschaft  hriiiut  mit 
sich,  duli  jeder  Fortschritt  auf  ir«;eud  einem  Gcliiote  geistiger 
Arbeit  alle  auderu  Zweige  «ler  ^^"iss(M^sphaft  heeiutiiiUt;  daH  oin»^ 
neue  Aiiftasvmi<jf  der  DiiiLj*'  auf  iriivnil  oineiu  geistigen  (jl»^l»it^to 
wie  ein  eloktnscher  Strom  sich  uUeu  andern  mitteilt  iiud  die- 
selben mit  sich  tbrtreilit.  Der  mächt  i^o  Antsc  liwniig  der  Na- 
turwissenschaften iu  unseren  Tjigen  hat  uul  dem  Gebiete  der 
Philosophie  eine  realistische  Weltaiüfassuug  hervorgerufen 
und  dieser  Hichtung  der  Philosophie  müssen  aUe  anderen  phi- 
losophischen DiszipUneu  folgen,  wenn  sie  sich  nicht  der  Gefahr 
aussetzen  wollen,  ans'  dem  Kreise  moderner  Wissenschaften  aus- 
geschlosson  zu  bloib  m.  Das  Gesagte  gilt  in  vollem  Maße  von 
dem  {Uiilosophischeu  oder  sogenannten  allgemeinen 
Staats  recht. 

Während  hier  abei-  der  alt>>  Naturrechtsstaudpuukt  mit 
Hecht  als  ein  iiberwundeuor  Ljilt  und  die,  /ii1et/.t  nncli  von 
Ahrens  vertretene,  sogenaiinr«"  .organische-  \\  eltaidfassiinir 
der  neuen  realistisdieu  luchtung  durchaus  nicht  mehr  Stand 
hält;  luangelt  es  vollkommen  an  einer  svt»t^matischen  Darstel- 
lung, che,  der  neuen  überall  zum  Durchbruch  kommenden  rea- 
listischen Weltauffassung  sich  anschließend,  den  Anforderungen 
der  modernen  Wissenschaft  Bechnung  tragen  w&rde. 

Am  schmerzlichsten  wird  dieser  jiiangel  an  den  Hochschulen 
emptunden,  wo  die  studierende  Jugend,  wenn  sie  sich  mit  dem 
philosophischen  oder  sogenannten  allgemeinen  Staatsrecht  ver- 
traut machen  wiUf  auf  Werke  angewiesen  ist,  die,  wenn  auch 
immer  in  neuen  und  neuesten  Auflagen  erschienen,  dennoch 
auf  philosophischeu  Aulfassungen  beruhen,  die  dem  heutigen 
wissen sclüittlichen  Bewußtsein  glücklicherweise  schon  ganz  ent- 
rückt und  eutfrouidet  sind. 
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IKeseni  ^laugel  abzuhelfeu,  der  studierenden  üniversitäts- 
jngend  auch  uuf  diesem  Gebiete  Gelegenheit  zu  geben,  der  überall 
<;iA*freieh  vorrlrinf^eiideii  realistischen  WeltauliiEissuiig  näher  zu 
treten.  i>r         Aufjj^abo  dieses  l^uches. 

Ihis  iestliaheu  auf  einem  Gebiete  der  Wissenschaft,  au 
Ansekauungeu,  ilie  auf  andern  Gebieten  bereits  in  die  Rnm- 
|ielkammer  veralteter  Vorurteile  geworfen  wurden,  ist  eiu  Ana- 
chronismus, der  ohne  tiefe  Schädigung  des  betreffenden  \V'is- 
aenazweigOB  nieht  au&echt  erbalton  werden  kann  und  an  dessen 
Aufhebung  und  Ausgleichung  zu  arbeiten  ,  ein  Gebot  der  Not- 
wendigkeit ist.  IHeses  Gebot  wird  um  so  dringenderv  wenn  der 
Itetreffende  Wissenszweig  »'iuen  Gegenstand  vorgeschriebenen 
obligaten  Studiums  der  UniTersitätsjugend  bildet:  denn  hier  ist 
Versäumtes  schwer  naclusnholen. 

Geschrieben  in  Graz  >Iitte  Jänner  1877. 
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Vorwort  zur  zweiten  Auflage 


Selnver  fiel  mir  der  Eutschlnli.  dieses  ?or  zwanzig  Jahren 
geschriebene  und  längst  vergriffene  Buch  in  einer  zweiten  Auf- 
lage orsclieiTioti  zu  lassen.  Ich  hntte  darin  die  ersten  unsiche- 
ren Schritt*'  auf  einer  neuen  Bahn  ijetan,  die  mir  seihst  ilanials 
noch  nicht  ganz  klar  vor  Augen  lag.  Seitlier  habe  ich  in 
einer  Reihe  von  Schriften  diese  Bahn  verfolgt  —  und  den 
Staat  vom  boziologischen  Standpunkte  aus  zu  be- 
greifen und  zu  erklären  unternomnien. 

Nie  träumte  ich  Ton  einem  Erfolge,  wie  er  mir  zu  Teil 
ward.  Wenn  eB  wahr  ist,  daß  «das  Ausland  die  Nachwelt  re- 
präsentiert*:  dann  kann  ich,  znfirieden  mit  meinem  Tagewerk 
zur  Buhe  gehen. 

Zuerst  kam  Italien.  Nur  mit  innigem  Dankesgeflihl  ge- 
denke ich  meiner  Tielen  dortigen  Freuude.  die  meine  Schriften 
zum  Gegenstand  eingehendster  und  wohlwollendster  Besprechun- 
gen machten  und  in  iliren  sozioln falschen  Werken  so  frennd- 
Rehaftlidi  meine  bescheidenen  Leistuniyen  würdigten.  Vor  nllen 
Prof.  A.  liüucali  in  Parma,  der  im  Gioruale  degli  Economisti 
meine  Soziologie  fast  mit  Begeisterung  bo<rniHte*)  und  dann 
sein  Kollege  Icilio  Vanni,  der  in  seinem  i*rügraumia  Critico 
(1888)  so  treu  über  meine  Theorien  berichtet  und  bei  seinen 
tortgesetzten  nnd  erfolgreichen  Bemühungen  auf  dem  Gnmde 
der  Soziologie  eine  neue  Bechtsphiloeophie  an£ealtlhren  meiner 
Theorie  so  entcregenkommend  Bechnung  tragt. '^'^)  Und  dann 
der  sehaffensfrohe  und  so  fruchtbare  Angelo  Yaccaro!  In 
seinem  prächtigen  und  gelehrten  Werke  Le  Basi  del  Diritto  e 
dello  Stato  (1893)  wie  tief  sind  da  seine  Auseinandersetzungen 


*)  Un  Sistcina  M  Sociologia.  Giornale  dtiirli  Kconomi.sti  ISSil.  Y  il  1 ,  Fasr.  IV. 
**)  11  problema  delia  fllonofia  del  dirito  1890  und  La  fanzione  pi«tica  della 
fllosofl«  del  diritto  1894. 
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mit  mir,  wie  viel  hal>€  ich  zu  eigeuer  Vertiefung  aus  ihm  ge- 
schöpft. Schon  huUti  er  auch  die  Übersetzung  meines  Buehez 
^Der  Kassenkampf"  in  Augriff  genommen,  als  ihm  mein  iiaii- 
smiseher  Übenetzcr  Charles  Baye  sniYorkam  und  eine  Cber- 
aetznng  lieferte,  die  auch  fGLr  Italiener  so  TerfÜhrenach  wurde, 
daß  ilir  der  mit  meiner  Theorie  nicht  zufriedene  Paolo  Mante^ 
gazsa  die  Schuld  zuschreibt,  daß  meine  Theorie  in  Italien  ,bo 
populär*^  wurde.*)  Denn  auch  Mantegazza  macht  es  mir 
zum  Vorwurf^  was  schon  früher  der  Feuergeist  Napoleouo 
C'olajanni  in  so  liebenswürdiger  Weise  an  mir  zu  tadeln 
fand:  einen  allzugroßen  Pessimismus.**)  Xini,  wenn  ich  in 
♦lediinken  in  ihren  Kreis  niirh  vpr^^ot/«^.  wenn  ich  an  sie  alle 
denke,  an  die  für  dio  eine  isseuschatt  begeisterten  Freunde, 
au  Vadulä-Pa])a  1  c.  di  Bernardo,  Franc  esco  Nitti. 
(  t'lso  Ferrari.  Giuseppe  Fiamingo  und  iieuerdin<»s  an 
die  Üegründer  der  Bivista  Italiana  di  Sociologia  und  au  so 
viele  andere  gleichgestimmte^  die  mir  öffentlich  und  in  briefli- 
chem Verkehre  frenndschafUiche  Zustinmiung  und  Simpatie  be* 
uigtaii  —  dann  bin  ich  ja  ohnehin  von  meinem  angeblichen 
Pessimismus  geheilt. 

Sodann  kam  Frankreich,  wo  _  ich  so  glücklich  war,  in 
Charles  Baye  einen  glänzenden  Übersetzer  zu  finden. 

Ferdinand  Brunetiere,  Gabriel  Tarde  und  so  viele 
andere  widmeten  dem  von  Baye  übersetzten  Buche  La  hitte 
des  races  prächtige  Essais  voll  Geist  und  Witz.  Wie  wert\oll 
waren  mir  die  Bemerkungen  des  luit  liecht  geleierten  Kritikers 
Ferdinand  Brunetiere***),  der  neuest^ns  verzweifelnd  über  den 
vermeintlichen  Bankrott  der  ^^  issensdiiift  zum  Vatikan  lliiditete. 
Di^e  Verzweiflung  dämmerte  sclion  iu  einer  Bemerkung  seines 
erwähnten  Essais  über  mein  Buch.  ,S*il  importe,  meinte  er, 
que  r  hemme  soit  sacre  pour  Thomme,  c'est  oe  que  ne  saurai- 
eat  oublier  toutes  les  sdenoes  qui  touchent  ä  Thomme  et 
moquons  nous  de  leurs  conclusions,  eile  sont  fans* 
ses  des  qu'elles  contredisent  la  verite  necessaire 
de  ce  premier  principe^.  JiHir  j  Mlou  Kundigen  war  in  diesen 
Worten  Brunetieres  seine  bevorsteliende  sensationelle  Wandlung 
bereits  klar  angedeutet.  Der<iei^t  f]  s  \  ;'tik,nis  hatte  ihn  schon 
angeweht,  als  er  diese  Worte  sciuieb.  kjiim  ^Wahrheit",  die 
«notwendig*  ist,  um  mit  einem  »premier  principe^  nicht  in 

*)  In:  VknAitta  d«lto  Donieni«a  15.    Deoomber  1895. 
**)  Vgl.  Napoleono  Calajanni:  l'n  Sociologo  PessilliistB.   Eitrmito  dells 

S&rttte  di  Filosofi.i  Hciootifica.    Annn  V.  toI.  '>.  188C. 

Uovuti  iio  doux  Moudtiä  vum  15.  Jänuur  IbO:i. 


Digitized  by  Google 


X 


Wider.spiuch  zu  gerateu,  das  ist  kemo  Wahrheit  der  Wissen- 
schaft, souderu  eine  —  „Ohiubeiiswahi heit*.  Wem  die  Eiit- 
scheiduug  schwer  fallt  zwischeu  der  ersteren  und  der  letztereu« 
nun  —  dem  steht  ja  die  Wald  der  letzteren  frei.  Ist  es  doch 
so  wunderbar  eingerichtet  auf  dieser  Welt,  daß  diejenigen,  die 
den  rauhen  Luftzug  auf  den  eisigen  Hdhen  der  Wissenschaft 
nicht  ertragen  können,  jederzeit  Unterkunft  finden  in  <lon  zahl- 
reichen, 80  ii1)eraus  wohltätigen  Schutzhütten:  unter  dem  Fela 
Petri,  bei  der  Arche  des  Bundes,  an  der  hoiligeu  Kmiha  u.  s.  f* 
Wer  wäre  «o  liartherzifr,  ihnen  das  Heil,  das  sie  mit  Millionen 
Meiiücheii  hier  suchen  und  finden,  zu  miligönnen-' 

yiiiit  tlieser  Richtung  gt»h(>rt  (lahriel  Tardo  an,  (hr  tiefe 
.Soziulogf.  (1  *r  in  seiner  Logique  Sociale  (l.Si)o)  ein  Kuustwerk 
der  Philt»s(»j»hit'  giMÜcht^t  hat,  welches  hezaul)ert  und  fesselt  und 
dem  mau  nur  wohlgeriustet  sich  nähern  »larf.  will  man  ihm 
nicht  mit  Leib  und  Seele  verfallen.  Gabriel  Tarde,  mein  gei- 
stiger Antipode,  mein  Pariser  Gegenpol,  der  die  ganze  soziale 
Welt  «aus  einem  Punkt*  begreifen  will  und  so  wunderschön 
es  darstellt,  wie  alles  nur  sich  entwickelte  kraft  der  die  Mensch- 
heit beherrschenden  .lois  de  Timitation'*.  Ich  tat  ihm  etwas 
wehe  mit  meiner  Theorie,  die  ganz  im  Gegensatz  ZU  ihm  von 
unzahligen  Punkten  ans  dieselbe  Entwiclvlntig  erklären  will.  Er 
biinmt  sich  auf  und  knirscht;  es  stört  ihm  *^eiiien  schönen 
*rraiiiu  .!('  terribio  Autrichieu'*. )  Tnd  dorli  irgendwo  aui* 
hall)em  \\  «  »j:«'  /wischen  uns  luul^  die  \\  abrheit  li'^'_r"iu  denn  wie 
wäre  es  -  n^i  muglich.  dal»  gerade  seiii<»  W  erke  so  sehr  mich 
anziehen  und  daß  er  —  auch  mir  nicht  grollt. 

Zweien  Leuchten  der  Wisseuscluüt  lu  Taris  noch  insbe- 
sondere will  ich  meinen  herzlichen  Dank  hier  sagen,  —  Han- 
rice Block,  dem  Xestor  dec  franzosischen  Ekonomisten  und 
Alfred  Fouillee,  der  gleich  Vanni  in  Italien  unermüdlich 
an  dem  Bau  einer  neuen  Bechtsphilosophie  arbeitet.  Block» 
der  so  yiele  Geschlechter  von  Philosophen  und  Politikern  ge- 
sehen und  — •  genossen  hat,  so  yiele  Theorien  auftauchen  und 
wieder  sinken  sah,  den  keine  neue  Tlieorie  mehr  wundert  und 
der  freinidlich  nickend  meint:  möglich  sei  alles-,  hat  mir  die 
Wire  erw  iesen,  in  den  ehrwürdigen  Hullen  de»«  Institut  de  France 
in  der  Akademie  des  sciences  morales  et  iioliti(jues  meine  so- 
ziologische Theorie  zum  Gegenstamle  einer  für  mu  h  >ehr  seiunei- 
chelhaften  lierichterstattuug  zu  wälden.  *)    Und  Fouillee,  der 

•)  Kcruo  Pliilosopbioiio.  Juni  is'fj  und  Jalir^rting  ISOß.  B.  1.  S.  6:t0. 
**!  Hullctiti  de  rAcftdemio  des  scienees  moraloft  et  poUtiqoes;  «'ftDco  da 

•JJ.  Janvi.-r  lÜ'Ji. 
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zTifrietleue,  dem  überall  mir  Hunuonien  ins  Ohr  klingen  und 
4er  es  mir  verarLjt.  flaß  icli  <lio  Meusclilieit  —  /n  schwarz 
nv.ieh»\  Er  zählt  inic-h  zu  deiijeiiiii^on  Soziolocfeii.  <lio  .eiitnn- 
uent  rhymii"  ;t  la  guerre-,  und  riclitet  au  mich  die  Frage: 
-N^  y  a-t-ii  doiit  dans  la  societe  aucnu  Hen  de  Sympathie,  d'  i- 
mitiition,  de  siijjgestion  rautnelle?*  *)  Möge  er  die  Versiche- 
nmg  hiuuehmen,  daß  ich  den  hohen  Wert  solcher  Reflexionen 
za  flchatzen  weiß.  Allerdings  bin  ich  mir  bewuÜt,  daß  den 
«Kriegsgesang*  nidit  ich  anstimme:  idi  höre  ihn  nur  und 
berichte  trea,  was  ich  höre.  Fouillee's  so  gemUtTolle  philoso- 
pilische  Lyrik  bringt  mich  auf  den  Gedanken,  daß  es  ein  fei- 
neres Gehör  geben  kann,  daß  inmitten  des  Dröhnens  todbringen- 
der Geschütze  auch  das  leise  Zirpen  der  Heimchen  im  Grase  hnvt. 
Ich  gestehe  offen,  daß  ich  ihn  um  ein  so  feines  (lehör  beneide. 

Und  noch  Eiin^in  .fern  im  Süd  im  scliönen  Spanien-  sei 
es  mir  </e-t;itt«^t  hier  nuMiien  iiiiiiLCeu  Dank  auszusprechen: 
momem  geehrten  Kollegen  von  <lt'r  riiivorsität  Salamanca, 
P**dro  Dorado  Mo  utero,  der  sidi  so  viel  Mühe  gab,  mein 
ßiirli  nach  der  ersten  Antiare  nicht  nur  ins  Spanische  zu  über- 
setzen, um  es  als  Ijehrbuch  au  jener  altehrwürdigen  Universität 
einzuführen,  sondern  dasselbe  auch  mit  einem  gelehrten  Kom- 
mentar  versah  und  mir  auf  diese  Weise  bei  lebendigem  Leibe 
die  schöne  Illusion  des  Nachruhmes  vor  die  Augen  rückte. 
Wahrhaftig,  wenn  ich  im  Geiste  sie  sehe,  die  fleißigen  Estu- 
diantes,  wie  sie  auf  und  ab  gehen  ^auf  den  W.ällen  Salaman- 
cas"  inirl  uns  meinem  »Derecho  philosophlco-  sich  zur  Prüfung 
vorbereiten,  bedauere  ich  nur,  daß  ich  niclit  gleich  —  die  zweite 
Auflage  geschrieben  habe.  Da  hätten  sie  allorflings  etwas  mohr 
zn  studieren,  wären  aber  dorli  um  zwei  lür  (1«mi  Verfasser  in- 
haltsreiche und  Hn  seinem  Werke  nicht  spurlos  vorbeigefloBseue 
Dezennien  vorgeschritten. 

W  enn  ich  so  viel  Dank  dem  Auslande  hier  erstatte,  wäre 
es  undankbar,  nicht  des  größten  Erfolges  zu  erwähnen,  dessen 
ich  mich  in  meiner  österreichischen  Heimat  zu  erfreuen  hatte. 
Gustav  Ratzenhof  er,  ein  echtes  Wiener  Kind  (die  unechten 
scheinen  mit  mir  weniger  zufidedcn  zu  sein)  hat  auf  Grund- 
lage meiner  soziologischen  Theorie  ein  imposantes  System  einer 
»Politik**  aufgebaut,  das  in  der  gesamten  Weltliteratur  einzig 
dasteht  und  eine  Zierde  der  deutschen  Literatur  «geworden  ist. 
Die  deutschen  Proieasoren  allerdings  hüllen  sich  in  ^hweigen; 


•)  Kerne  des  doux  Moudos  181»r<,  B.12S,  S.  '^GTt  und  Lo  Moaroment  Po- 
litificto  et  U  Conception  Sociologiqiio  du  Monde  iä96,  S.  )i'6ü. 
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von  nngewobuter  Seite  kommt  ilmeu  da  ein  mächtiger  Gedan- 
kenstrom, der  dio  Ivartenliänsor  ihrer  Systeme  hinwe^^spült.  Ein 
bisher  ungelöstes  ]*rol)lem,  dessen  Lösung  ich  selbst  in  der 
ersten  Anfluge  dieses  Buches  nicht  ahnen  konnte  und  als  .nn- 
müglich-  hinstellte,  hat  Raty^nhofer,  zum  Teil  auf  Grundlage 
der  von  mir  selbst  in  meinen  spätem  soziologischen  Schriften 
aufgestellten  Theorie  —  glänzend  gelöst.  Weder  Deutscliland 
noch  irgend  ein  anderes  Land  besafi  tasher  ein  wisaenscliaft- 
liches  LehrgehSude  der  Politik:  in  seinem  dreibandken  Werke 
»Beniff  und  Wesen  der  Politik*  (1893)  hat  es  &tssenliofer 
gescnaffen.  Tch  begreife  sogar  das  Schweigen  der  deutschen 
Profes-ioren.  Die  Sache  mag  ja  nicht  angenehm  sein.  Zugleich 
mit  Hatzenhofers  Politik  müßte  man  auch  die  Soziologie  aner^ 
"kennen,  auf  deren  Omn dinge  sie  aufgebaut  ist;  die  Soziologie, 
<lie  sie  mit  scheelen  Augen  ansehen  nnd  noch  immer  nicht  für 
kathederfähig  halten.  Und  dazu  ist  Itoides  nirht  auf  reichs- 
deutschem  Boden  gewachsen.  Ex  Oriente  komnit  l^eides?  Soll 
daf*  neue  deutsche  Reich  von  Österreirli  hör  inNlauken  impor- 
tieren":' Xein!  Das  gibts  nicht I  so  etwas  wäie  ja  ganz  uner- 
hört! —  Nun,  wir  können  warten.  Sie  werden  die  unbeliebte 
Marke:  »made  in  Anstria'  schon  doch  euunal  besdehen  müssen, 
wenn  auch  auf  dem  Umwege  über  das  weite  und  weiteste 
Ausland. 

Angesichts  des  vielen  Neuen  nun,  das  ich  in  den  zwei 
Dezennien  seit  £r8cheinen  jenes  ersten  Versuches  auf  neuer 
Bahn  vorzudringen,  erlebt,  erfahren,  gelernt  und  durchdacht, 
und  (Ins  ich  alles  doch  in  einer  neuen  Auflage  nicht  unberück- 
sichtigt lassen  konnte,  sondern  n erwerten  mußte:  war  es  mir 
wenig  verlockend,  das  alte  vielfacli  lüfk^^nliafte  nnd  ii))erwnn- 
dene  Buch,  da.s  für  mich  selbst  nur  die  iiedeutung  einer  ersten 
Stufe  hatte,  auf  der  ich  em|>orstiog,  neu  heran szngeben.  Ks  wäre 
mir  ja  beinahe  leichter,  ein  neues  Buch  zu  schreiben,  und  auch 
lieber  das  alte  der  Vergessenheit  zu  Überliefern.  Wenn  ich 
mich  dennoch  entschloß,  dasselbe  umzuarbeiten  und  mit  all  dem 
seither  Errungenen  und  Erworbenen  zu  bereichem:  so  tat  ich 
es  auf  wiederholtes  Bitten  und  Drängen  zahlreicher  Schüler, 
meiner  jungen  Freundei  die  mir  klagten,  daß  mein  «PhÜoso- 
phisclies  Staaterecht*  nur  mehr  in  Dorado's  ÜbersetKun|;  zu 
beschaffen  sei,  die  ihnen  selbstverständlich  «etwas  speniseh* 
Torkomme. 

Graz  iui  März  18U7. 
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Wlssensehaft  nnd  Stutowissensehaft« 

I»er  ile^riff  der  »Staatswissonsr-haft  ist  bisher  hr>r1i8t  hcIiuhu- 
keml  und  stroitig.  W  f)lloii  wir  iim  klar  und  präziB  hestiimueu, 
80  nittssen  wir  Tom  Hegriii'  der  W^isseiiHcliait  überhaupt  aus- 
geben ;  erst  weuu  wir  diesen  festgestellt  hal>en  werden,  wird  sich 
ancb  der  Begriff  der  StaatawiBsenschaft  leicht  feststellen  lassen. 

Es  ist  Idar,  daß  es  nur  einen  richtigen  Begriff  der  Wissen- 
schaft ge))en  kann.  Es  ist  nicht  möglich,  da0  der  Natur- 
forscher einen  andern  Begriff  von  Wissenschaft  habe  und  der 
8t4iJitslehrer  und  Jurist  einen  andern.  Haben  sie  zwei  ver- 
schiedene Bej^riffe  davon,  so  int  ott'eul>ar  der  eine  ialästli,  der 
andere  richtig.  Kin  aoleher  Unterschied  in  den  Begriffen  von 
^WiHsenschaii^  herrscht  aber  seit  jeher  zwischen  den  Natur- 
forschem  einerseits  und  den  StiuitHlelirem  nnd  RechtsphiloKoplien 
andererseits.  Man  war  sich  dieses  Unterschiedes  wohl  bewußt, 
als  man  ihn  durch  die  Unterscheidung  von  «exakten**  nnd 
«philosophischen",  Yon  , realen*  und  „geistigen''  oder  «mora- 
lischen* Wissenschaften  m  verdecken  und  m  rechtfertigen 
.suchte.  Diese  R<^chtl"ertiguijg  ist  ungenügend;  sie  liiilt  einer 
eiii'j.'lier)f1on  Betrachtnug  nicht  Stjind.  Das  Beiwort  (die 
dillerentia  .sj)ecitiui)  kann  wnhl  eine  vfrsrliiedeiie  Ei^jfenschaft, 
eine  Modification  des  Haupt hegritt'es  (des  geuus  proxiniuiu)  be- 
zeichnen, aber  dieser  Hauptbegriff  muß  ja  seinem  Wesen  nach 
derselbe  bleiben. 

Goraplowi«!,  Allf.  Stastincht  1 
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Entweder  —  u<ler!  Kufcweder  sind  die  .geistigen'^,  .mora- 
liacheu"  WiBBenachaiteii  ehezuo  gut  «Wissens cbaft"  wie  die 
,exakten<'  oder  «realen'  —  oder  sie  sind  keine  Wissenschaft. 
Jn  letzterem  Falle  nenne  man  sie  Phantasie,  Glauben,  Poesie 

oilor  wie  iiuiuer  sonst,  nur  iiiilibniuche  mau  nicht  das  Wort 
,  Wissenschaft Süllen  sie  jil>er  trotz  .(Jeistigkeit  nud  Moru- 
lität"  nicht  aufhören  .Wissenschaft-  zu  sein,  dann  dürfen  sie 
es  nicht  scheuen,  dem  Hegriffe,  den  sich  die  Naturforscher  von 
der  Wissenschaft  gelnldet  haben,  entgegenzutreten  und  sich  mit 
ihm  offen  und  ehrlich  auseinanderzusetzen. 

Und  wahrlich,  das  können  sie  auch  tun!  Die  Staatswisseu- 
Schaft  und  ihre  einzelnen  Disziplinen  haben  es  nicht  nötig, 
dem  Begriffe  aus  dem  Wege  zu  gehen,  den  Newton  und 
Alexandor  v.  Humholdt,  den  Darwin  und  Hä(kel  von 
der  ^^'isseu Schaft  hatten  und  haben  und  der  heutzutage  uU- 
gemcine  Anerkennung  genießt. 

Fassen  wir  ihn  nun  näher  in's  Auge.  Jede  Wissen- 
schaft ist  ein  Begreifen  und  Fhirchdringcn  einer  Summe  von 
empirischen  Tatsachen  und  Zustanden  und  das  Erforschen  der 
in  denselben  sich  offenbarenden  Gesetze.  Jede  Wissenschafk 
sttttzt  sich  daher  auf  Beobachtung  der  in  der  Welt,  Natur 
und  Geschichte  gegebenen  Erscheinungen,  und  sie  trachtet  die 
(Jesetze  <liesor  l>sclicinun<jfen  zu  entdecken.  Zur  Statuienin«; 
diesor  «iosctzo  i^vlini^-t  sio  mittelst  logischer  Schlüsse,  muli  sich 
ulyer  gelegentlich  andi  der  Hjrpothesen  hedienen. 

Diesen  tiegriti  und  diese  .\uifassung  der  Wiaseuschait  finden 
wir  hei  den  Naturforschern,  hoi  don  .lüngern  der'  , exakten* 
Wissenschaften  durcbgehends  in  i^jhren:  leider  nicht  immer  auch 
bei  Staats-  und  Rechtslehrem.  Diese  letzteren  machten  von 
jeher  geltend,  daß  Staat  und  Kecht  doch  ganz  was  anderes 
seien,  als  Erde  und  Planeten,  als  Tier  und  Pflanze;  daß,  während 
die  Gegenstände  der  Xaturwissenschaft  materielle  Körper,  l>- 
/en^nisse  der  Natur  soion :  die  Staats-  und  Uoihtsphilosopliie 
es  mit  -gei.stigen-  i>bjektcu  zu  tun  lial»e.  die  keine  Natur- 
erzeugnisst».  viclmolir  Werke  des  menschlichen  Willens,  der 
menschlichen  l'reiheit  sind.    Daraus  Wiurd  der  Schluß  gezogen. 
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dafi  exakte  WiaaexiBchiiit  ganz  was  anderes  sei,  ab  ,  Geistes- 
iriHeii8cIiaft<^,  und  daß  für  diese  letztere  auch  ganz  andere 
Kegeln  imd  Methoden  gelten  müssen  als  für  die  erstere. 

Man  daii  nun  nicht  vergessen,  daß  diese  dualistische  Aii- 
schaiiunj^  und  die  daraus  resuitiorende  Doppelteilung  der  Wisseii- 
schnlteu  in  den  Aiisrhuuungen  über  tlen  (iegensatz  von  Natur 
and  Geist  wurzelte.  »Sie  war  der  treue  Ausdruck  des  Dualismus, 
der  sich  durch  die  Vorstellungen  idler  Zeiten  und  Völker 
hindurchzieht  und  erst  in  unseren  Tagen  einem  geläuterten 
Monismus  zu  weichen  beginnt. 

Zwei  gesonderte  Welten  kannte  irtther  der  menschliche 
Geist:  die  materielle  und  geistige.  Natur  und  Geist  standen 
sich  feindlich  gegenüber;  unUberbrückt  gähnte  eine  Kluft 
z\\  i-»ciien  diesen  zwei  großen  (iebieten  juenschlicher  Forschung. 
A\ius  Wunder  denn,  daß  sich  auch  die  Wissen. schalt  in  zwei 
«ich  fremd  gegenüberstehende  Gebiete  der  ^Naturwissenschaften* 
und  der  .moralischen-  oder  ^Oeisteswissenschatteu*  spaltete. 
Heute  ist  diese  alte  Doppelteilung  ein  ü})erwundener  Stand- 
punkt und  kann  keine  wesentliche  Bedeutung  mehr  be- 
anspruchen. * 

So  wie  sich  Natur  und  Geist  gegenseitig  durchdringen,  so 
ist  anch  jede  Naturwissenschaft  eine  „Geisteswissenschaft*  und 
jede  , Geisteswissenschaft-  eine  Natnr Wissenschaft.  Der  Heorrift* 
d^-r  V\  issenscliaft,  wie  wir  ihn  oben  hiiistollttMj,  gilt  heute  auf 
üiien  ihren  Gebieten;  er  bleibt  überall  derseiiie. 

Ks  ändert  nichts  an  ihm,  ob  sich  der  forschende  X'erstaiid 
des  Menschen  auf  dem  Gebiete  der  Natur,  oder  auf  dem  der 
Geschichte  und  der  menschlichen  Gesellschaft  bewegt. 

Wenn  der  Naturforscher  die  Erscheinungen  der  Natur 
nntersachi  dieselben  ordnet  und  aus  dieser  Ordnung  die  ge- 
hehnen  Gesetze  derselben  herauszulesen  bemüht  ist:  so  hat 
heutzütii.re  der  Historiker,  der  Staatslehrer  und  Kechtsphilosoph 
diesell>e  Aiit«rabe  vor  sich.  Er  hat  die  Erscheinungen  der  Ge- 
schichte, des  Stüats-  und  Rechtslebens  zu  beobachten,  er  hat 
sie  zu  ordnen  und  die  geheimen  (  Jesetze  ihrer  Kntwicklung 
zn  erforschen.    Diese  Auijgabe  hat  mit  der  des  Naturforschers 
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eine  doppelte  Aualo^ie:  deuu  ersteub  stellen  diese  p]r- 
scheiiuni^en  eine  Seite  der  Natur,  weil  des  LoIkmis  tlf?r 
Menschen,  dar,  und  zweitens  ist  das  Veri'ahreu  dubei,  die 
wissenschaftliclie  Methode  ganz  dieselbe. 

Der  Einwand,  daß  die  geschichtlichen,  staatlichen  und 
rechtlichen  Erscheinungen  vom  Willen  und  von  der  WillkOr 
des  Menschen  abhängen  und  daher  solchen  .exakten**  For- 
s(  hmiir«'n  sich  entziehen,  ist  heute  nicht  mehr  sti»  liliältig.  Nach 
dem  \  <>r!4aiii(e  von  8ch  o  p  c  ii  h  a  n  c  r  und  15  u  ekle,  nach  den 
groliiirtigen  Uesultateu  <ler  Statistik,  weiü  man  es  luMitt\  daß 
ancli  all  diese  Erscheinungen,  die  nur  dem  , freien  Willen''  des 
Menschen  ihren  Ursprung  zu  verdiuikeu  scheinen,  daß  auch  all 
diese,  ihrem  Inslebentreten,  ihrem  Dasein,  ihrer  Entwicklung 
und  ihrem  Verlaufe  nach,  gewissen  testen  Gesetzen  folgen,  eine 
gewisse  stabile  Ordnung  verraten.  Diese  Erkenntnis  — -  und 
ihre  Richtigkeit  unterliegt  keinem  Zweifel  —  muß  nun  auch 
ilircrseits  thuu  iühreu,  »Staat  und  Hecht,  diese  Krzeugnisse  und 
tiehiete  des  «freien  mensrlilii  heu  Handelns  und  mensc  hliclier 
Willkür*^  niclit8destoweiii<^er  als  natürliche  Erscheinungen  zu 
betrachten,  deren  Da.sein  und  lintwicklun^r  solchen  höhereu 
Gesetzen  entspricht  und  eine  solche  stabile  Ordnung  verrat« 
Hiemit  aber  hören  Staat  und  Recht  auf,  bloß  Erzeugnisse 
menschlicher  Willkür  zu  sein;  sie  steigen  in  eine  höhere  Zone 
empor,  in  welche  wohl  unzahlige  menschliche  Willensakte 
milnden  tmd  ineinanderfließen,  in  der  aber  zugleich  hoch  über 
dem  ganzen  Strom  menschlicher  Willensrichtungen,  eigene  Oe- 
set/.«'  licrrscht'ii  tm<l  walten.  Dieser  lii>lieren,  am  meu.schlit:lie 
Willkür  wühl  angrenzenden,  derselher»  icthieh  nur  scheinhar 
unterworfenen,  in  der  Tat  aber  weit  entrückten  »Sphäre  natür- 
licher Erscheinungen  gehören  Staat  und  Hecht  an,  und  daher 
wolleu  sie  auch  wie  andere  natürliche  Erscheinungen  beob- 
achtet sein  und  erforscht  werden, 

Die  Beobachtung  nun  und  die  Erforschung  der  natürlichen 
Erscheinungen  im  (.tebiete  des  Staats-  und  Rechtslebens  ist 
Gegenstand  derStaatswissenschaffc;  ein  Gegenstand  der  mit  denen 
aller  anderen  .exakten**  Wissenschaften  im  Wesentlichen 
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riHereuistimmt.  Die  Aluilichkeit  des  (iegeustaudes  ))ediu^  aber 
■elbstverständlich  die  Anwendung  derselben  Methode,  aUo 
der  Indaction. 

Und  80  wird  denn  von  unserem  Standpunkte  die  Stauts- 
wiisensehaft  zu  ganz  was  Anderem,  als  was  sie  bisher  bei  dem 

p-üßteu  Teil  der  Staatslehrer  tmd  Rechtsphil osopheu  war.  Demi 
\v;i.s  uns  diese  als  «Hechts-  und  Stuatsi»hilosopliie-,  auch  wohl 
als  .sillcj^emeiiies  oder  philosojiliisi  lies  Staatsrer-ht "  l)oteiu  das 
waren  meist  Systeme  logischer  Folgerungen  aus  einem  will- 
kürlich u  priori  hingestellten  Satze,  aus  einer  .Tdee**.  Xicht 
aal'  empirisch  testgestellten  Tatsachen,  nicht  aut'  die  objektive 
Beobachtung  der  natfirlichen  Erscheinungen  in  Staat  und  6e- 
aeUflchaft  stfttzten  sie  ihre  Lehren:  vielmehr  auf  solchem  Qe* 
webe  phüosophisdier  Sätse  und  «Wahrheiten'.  Dabei  war  ihre 
Methode  eine  ganz  andere,  als  die  seit  Baeo  in  den  Xatnr- 
wissensch.tlteji  ausschließend  herrscluMid  i^tnvordt'iie  indmlive, 
d.  h.  die  von  den  konkreten  Tatsachen  ausgehende.  Wührend 
diejier  Methode  die  Naturwissenschaften  die  grolien  llesnhate 
zu  verdanken  haben,  die  sie  heute  erreichten,  glaubten  Stuats- 
und  Heehtsphilosophen  in  ihrem  Dünkel  auf  dem  Gebiete  der 
»Geisteswissensehaften*  derselben  entraten  zu  kdnnen  und  sich 
der  reinen  Dednction  aus  apriorischen  Sätzen  bedienen  zu  sollen. 
Eben  ^iese  verschiedene  Art  des  Forschens  sollte  den  Haupt- 
onterschied  bilden  zwischen  den  „Natur'*-  und  «Geistes- 
wissenschiitten  * . 

Der  t'alsclie   H(\u:rirt'  ,  WisstMiscliaft"   im   Vereine  mit 

d*»r  deduktisen  Methode  hracliteji  es  nun  drdiiu.  dali  die  iji 
immer  seichteren  Abstraktionen  sich  verliereude  ]dnloso|dnsclie 
«Staatslehre  und  Kechtsphilosophie  vollkommen  in  MiOkredit 
kamen  und  daO  die  besseren  und  besten  Köpfe  unter  den 
Bechtsgelehrten  heute  daran  zweifeln,  ob  diese  zwei  Zweige 
der  Rechts-  und  Staatswissenschait  Überhaupt  noch  eine  Zu- 
kunft haben* 

Diese  heute  leider  nur  allzu  berechtigten  Zweifel  werden 

zerstreut  und  widerh'-^t  werden,  wenn  mit  dem  richtigen  Be- 
grilte  von  „  Wissensclialt-  die  richtige  induktive  Methode  wieder 
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Einzug  halten  wird  auf  diesem  Oebiete.  Sind  doch  pliilo- 
sophist  lie  Staatslehre  und  l{echts]iliilo8ophie  thirchaus  nicht  auf 
die  «eichten  Pfade  einer  unfruchtbaren  Dialektik  angewiesen; 
<lie  große  Heer«tra6e  empiiiiicher  Beobachtung  und  Forschting, 
der  breite  Weg  der  Wissenschaft  steht  ihnen  offen.  Diesen 
Weg  wandelten  ja  auch  viele  Bomanisteu  und  Germanisten, 
diesen  Weg  zeigte  mit  trefflichem  Instinkte  die  historische 
Schule.  Das  große  Gebiet  der  sozialen  Erscheinimgen.  die  den 
tiegeiistund  der  St4»atNwisseüschaft  bilden,  es  liegt  weit  v«»r  uns 
ansm'breitet  in  der  (ieschichte  den  Staats-  und  b' echtsiel >eus  der 
Völker,  in  den  ethnogra])iiischen  und  ethiioloirischen  Schil- 
derungen ihrer  Zustände.  Sitten  und  CSebrauche.  Mau  nehme 
nur  die  Dinge  wie  »ie  sind,  olme  Dichtung  und  Zutat;  auch 
nehme  man  nicht  mehr,  als  die  Geschichte  uns  bietet  und 
trachte,  dem  Tatsächlichen  und  Wirklichen  gerecht  zu  werden 

—  dann  wird  das  wahrhaft  wissenschaftliche  Gebäude 
lies  ungemeinen  Staatsrechts  nicht  schwer  aulTsnbauen  sein. 

y[;iu  hat  die  Staats wiüHeuschaft  bis  jetzt  mei&t  als  eine 
Zwt'iklehre  aulgot'alit.  Sie  sollte,  wie  sie  von  Tersclnodcnen 
Standpunkten  vorgetragen  wurde,  den  <leiitlirli  aug«\iit  In  iieu 
Zweck  erfiiUeu,  eine  gegebene  IStaatsordiumg  zu  rechtfertigen 
oder  diesellie  zu  widerlegen  und  eine  andere  anzuempfehlen. 
Sie  sollte  also  ein  Mittel  sein,  das  zu  einem  gewissen  Zweck 
gebraucht  wird.   Die  Wissenschaft  aber  ist  sich  selbst  Zweck 

—  man  erniedrigt  sie,  wenn  man  sie  zum  Mittel  gebrauchen 
will.  Wir  wollen  mit  unserer  Staatswissenschaft  keine  gegebene 
Staatsordnuii<x  stutzen  fist  sie  naturgeniSn  und  normal,  dann 
bedarf  sie  dieser  Stütze  uidit  )  und  au(  Ii  keine  ideale  Stjuits- 
ordnung  anstreben.  W  ir  wollen  nur  crkünnen,  welche  natür- 
lichen Kräfte  das  jueuschliche  Zusammensein  im  Staate  her- 
vorgebracht haben  und  welche  es  beherrschen  —  wir  wollen 
die  (iesetze  kennen  lernen,  welche  die  Entwicklung  dieser 
staatlichen  Verhältnisse  bestimmen.  Wir  wollen  den  einzigen 
großen  «Willen'*  kennen  lernen,  der  hoch  über  aller  mensch- 
lichen Willkür  und  Ober  all  der  Misere  des  Einzel  .willens" 
• —  das  raenüchliche  Zusanmiensein  im  Staate  mit  Natumot* 
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wendigkeit  regelt  tmd  festsetzt.  Wenn  wir  dieses  ,  Willens ' 
Walten  erkennen,  seine  Richtang  ahnen  —  dann  haben  wir 

»las  Höchste  erreicht,  was  menschlicher  Geist  zu  erreicheu  sich 
veriüfsson  finrf. 

Zur  Krläuterung  des  Begriffes  «Wissenschaft"  iHene,  was 
Auguste  Comte  von  aeiiu  r  „Philosophie  positiTe"  s.i^t:  „dont  la 
plus  haute  ambitiou  est  de  decouvrir  lea  lois  dea  ph^nomeueä  t;t  doat 
le  Premier  caract^re  propra  est  pr^cis^ment  de  regarder  comme  neces- 
tairement  interdits  k  la  raison  humaine  tous  ces  sublimes  mjst^res  quo 
U  Philosophie  th^ologique  explique,  aa  coatraire,  avec  nne  ai  admimble 
fiKüit^  jusqae  daas  leor«  moiadres  detail««"  (Priadpes  de  Pliüoaopbie 
poaitiTe.  Ftm  1868,  p.  94) . . . .  «Notre  aetifitö  iatelleetaelle  est  sali* 
«mmeot  excit6e  par  1e  par  espoir  des  dfoouvrir  let  lois  des  ph^ao* 
nteea*'  ....  (ib.  p.  96). 

«...  le  caxact^  foadameatal  de  la  philosophie  positive  est  de 
legarder  tous  lea  pheaomtoes  comme  a^ujettis  a  de  loie  aaturelles, 
invariable«;,  dout  la  d6conv*»rte  precise  la  reduction  au  moindre  aom- 
bres  possible  sont  le  bat  de  tou«  nos  eüorts ....  (ib.  p.  98,  99). 

Wiehtigkeit  der  Staatswis-seiischalt. 

Es  ptlegt  wohl  oft  zu  geschehen,  daO  diejenigen,  die  eine 
Lehre  vortrjigen,  die  anßerordentfich  große  Wichtigkeit  der- 

Sellien,  mit  der  sieh  keine  uudere  W  isscnschurt  iiu'ssen  könne, 
hervorheben.  Dies  zu  tun  ist  hier  iiidit  unsere  Absicht.  Alle 
Wisseuschiitten  sind  gleich  wichtig,  und  vom  wissenschaftlichen 
Standpunkte  kann  es  keine  mehr  oder  wenji^er  wichtige  Wissen- 
schaft geben. 

Wenn  wir  aber  hier  yon  der  *  Wichtigkeit*  unseres  Gegen- 
standes handeln,  so  wollen  wir  darunter  nur  seine  Wichtigkeit 
fflr's  politische  Leben  der  Yolker  yerstauden  wissen. 
In  dieser  speziellen  Beziehung  aber  kann  allerdings  die  eine 

Wissenschaft  von  größerer,  die  andere  von  geringerer  Wich- 
tigkeit sein. 

Mau  ist  es  sich  ntin  ixewrdudich  nicht  L(enuu-  hewnlit, 
welchen  tief  »»in «/reifenden  tiinÜuß  die  Staatswissenschaft  auf 
die  praktische  l'olitik.  auf  das  Leben  und  die  Entwicklung  des 
Staates,  auf  »Staatsändenmgen  und  Umwälzungen  fibt.  Und 
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deunoch  läßt  ein  Blick  auf  die  Gesehichte  dieser  Wimenschaft 

mit  oiitspi gehender  Berücksichtit^uu;^  »1er  Enhnckluug  der 
puiiusclien  Verhältnisse  diesen  Kiiitluß  ganz  klar  erkeiiiieu. 
Wold  ist  die  Staatswisseuschait  eine  Tochter  der  praktisthen 
Politik,  der  Staatoageschichte:  docli  was  sie  deu  letzteren 
gibt,  ist  mindestens  ebensoviel,  als  was  sie  von  ihnen  empfangt. 

Wie  die  in  den  Boden  gestreute  Saat  zur  reichen  £rute, 
so  Terhält  sich  der  der  praktischen  Politik  und  der  geschieht^ 
liehen  Entwicklung  entnonunene  Keim  zu  dem,  was  die  Staats- 
wissenschaft  aus  diesem  Keime  herrorbringt  und  was  sie 
tausendfältig  potenziert  und  ent^^-ickelt,  wieder  iu  den  Strom 
der  Geschichte  wirft. 

Waren  es  ildph  im  Gniiule  nur  staatswisseHscliatt liehe 
(staathrec  litliche,  naturrechtliche}  iSätze  von  der  Oleiciiheit.  Frei- 
heit und  Brüderlichkeit  der  Menschen,  die  die  wilden  Flammen 
der  französischen  Hevolution  schürten,  von  denen  die  mittel- 
alterlichen Staatseinrichtungen  Europa^s  verzehrt  wurden. 

Und  war  es  nicht  auch  die  staatswissenschaftliche  Idee 
Yon  der  «Einheit*  der  deutschen  Xation,  die  zuerst  den  »Reden* 
Ftchte*s  als  zündender  Fiinke  entsprtthte  und  die  Geister  in 
Flammen  setzte?  War  e.^  nuht  Hegel's  stiiatsphilosophische 
Idee  von  dem  iu  der  deutücheu  Nation  zur  Erselieinnng  ge- 
laugten W'eltgeist,  die  die  Flammen  nationaler  Hegeisteniug 
über  alle  <niue  Deutschlands  verbreitete  und  jene  politische 
Bewegung  förderte,  die  mit  der  Einigung  Pentsclilaiids,  mit 
der  Annexion  Schleswig-Holsteins  und  des  linken  fiheinuters 
endigte?  Und  wenn  wir  den  Ursachen  der  grollen  politischen 
Bewegungen  nachforschen,  die  unter  dem  Banner  der  Natio- 
nalität im  Osten  Europas,  am  Bug  imd  an  der  Weichsel  so 
viele  blutige  Opfer  heischte  und  ganze  Generationen  dem  Henker- 
beile überlieferte:  so  werden  wir  mit  Maüiii'n  gewahr,  daÜ  es 
wieder  eine  staatswissenscliiiftliche  Tdee  war.  die  auf  dem  \V  ieiier 
Kongresse  zum  erstenuiale  ausgesprochen,  seither  ]>olitische 
Leidenschaften  entfesselte,  die  früher  ganz  unbekamit  waren; 
Bestrelmngen  wach  rief,  die  früheren  Generationen  gjiuz 
unverständlich  waren  imd  die  jetzt  Elend  über  Millionen 
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Menschen  brachte».  Diese  stHatswissenschaftliche  Idee  heißt  — 

National  itäteurecht. 

Alle  diese  Ideeu  uuii  sind  eigentlich  uur  Erzeugnisse  der 
Staatspbilosopliie  oder  Stiiutswisseuschaft: ;  es  sind  staatswisseu- 
sehaftliche  Begriffe,  die  die  Wissenschalt  gepflegt  und  groß 
gezcgen,  so  lange  bis  sie  eine  staateniunbildende  Macht  er- 
langten. 

Der  Keim  die«er  Ideen  und  IJegriite  lag  ireilith  in  den 
Tatsachen ;  uher  das  ist's  ja  eben,  was  die  Wissenschaft  charak- 
terisiert, diese  lebhafte  \A  e(  liäel Wirkung  zwischen  Tatsache  und 
idee.  Uad  mein*  als  auf  irgend  einem  anderea  Gebiete  zeigt 
sich  in  der  Stjuitswissensrliaft  diese  ewig  sich  erneuernde  Ue- 
fruehtung  der  Idee  durch  die  Tatsache  und  hinwiederum  die 
Forderung  der  Tatsache  durch  die  Idee.  Darin  aber  liegt  die 
praktische  Wichtigkeit  der  Staatswissenschait  und  ihre  große 
Bedeutung  fUr  das  politische  Leben  der  Völker.  Sie  ist  die 
große  AVerkatätte,  in  der  das  Material  verarbeitet  wird, 
aus  dem  (Uinn  im  pulitischeu  Kampfe  die  Parteien  ihre  A\  atfen 
sclmiiedeu. 

Mit  diesem  Kampfe  zwar  hat  die  Staatswissenschaft  un- 
mittelbar nichts  KU  schaffen.  Ihr  gehört  nur  die  Vergangenheit 
an,  was  als  fertige  and  volle  Erscheinung  vor  sie  hintritt 

\\'as  liiugegen  unfertig  lux  h  im  Gewühle  der  Tagesgeschichte 
liegt,  was  noch  dem  wechselnden  Schicksale  des  Kamptes  an- 
lieimgesudlt  ist,  darauf  liat  sie  wohl  mittelbaren  Eintluli  ilurcli 
die  von  ilir  gebildeten  Begriffe  und  Lehren,  uumittellwr  über 
greift  sie  da  nicht  ein. 

Haben  wir  so  die  Wichtigkeit  der  Staatswissenschaft 

dargestellt,  so  ergibt  sitli  ilir  Nutzen  von  selbst.  PJin  grlind- 
liciies  Eingehen  in  ilire  Leliren  setzt  uns  in  den  Stand,  die 
in  ihr  Gebiet  gehörenden  liegrilfe  und  Ideen  uai  h  i  Ii  rem 
Vahren  Gehalte  zu  würdigen;  wir  sind  hienach  in  der 
Lige,  politischen  Schlagworten  eine  nüchterne  ße- 
tmchtung  entgegenzusetzen;  gewappnet  stehen  wir  da  inmitten 
der  bmusenden  Flut  politischer  Phrasen. 
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Der  politische  Kumpf  hat  sich  von  jeher  auch  geistiger 
Waffen  bedient  und  mit  solchen  die  glänzendsten  Siege  emmgeii. 

Die  StaatsAvisstMJscliai't.  wenn  auch  ferne  vom   Kampfe,  liefert 

das  Material  zu  diesen  Walieu. 

Es  könnte  vielleicht  scheinen,  da[5  wir  hier  ein  und  <iiei?elbe 
Saihe,  ein  uud  dieoelbc  stautärechtliche  Idee  mit  zwei  xsamen  benenuen, 
indem  wir  dieselbe  mit  Bezug  auf  Beutichland  als  Idee  der  «Einheit-*, 
mit  Bezug  auf  Polen  als  Idee  der  «Natiooalitftt*  beseicbnen«  Dem  Ut 
nicht  10.  Eb  waren  nnd  aiiid  inm  Teile  noch  swei  Terschiedene 
staatsrechtliche  Ideen,  die  hier  und  dort  wirkten.  In  Deutschland  die 
Idee,  dafi  eine  Vielheit  von  Staaten,  die  eine  national-gleiche  Bevölke- 
rung haben,  unstatthaft  sei,  daß  vielmehr  diese  vielen  Staaten  tuit 
national  gleicher  Bev6lkerang  einen  Muit  Itildeu  sollen.  Diese  Idee 
nannte  man  meiätens  die  Idee  der  nationalen  K  i  n  h  e  i  t. 

Eine  ganz  andere  stiiat*~rechtliche  Idee  war  es,  dif  so  viele  Msile 
die  polnische  N<ition  in  Bewr^^^unt,'"  srtzte,  die  Idee  nämlich,  daü  jede 
Nation  f\n  Recht  darauf  habe,  eiiif  natiouab'  H<'ifi<*rung  zu  besitzen, 
respective  von  keiner  „tremden**  Regierung  beherrscht  zu  werden. 

tn  dieser  Wechselwirkang  swischen  Tatsache  und  Idee  liegt 
da8  Rätsel  aller  Entwicklung  in  Leben  und  Wisienschaft.  Es  ist  ein 
^nfaches  Gesetz,  dessen  großartige  Erscheinungen  uns  überall  entgegen- 
treten. Die  Tatsache  übt  ihren  Eindruck  auf  den  menschlichen 
Geist,  dessen  Elastizität  diesen  Eindruck  vielfältig  verstärkt  als  be- 
wegende Kraft  den  Tatsachen  zurüoki'i^'t  Diese  Elastizität  des 
'.uenschliclit'ii  Geistes  ist's  aber  auch,  lUe  die  .Schuld  daran  trägt,  dali 
die  von  ihm  ausgehende  bewegende  Kraft  meiotens  Ober  das  Ziel 
h  i  n  a  n  8  .-^  c  h  1  e  t»  t  nnd  erat  \v  ifder  des  Correctivs  der  Tatsachen 
bedarf,  damit  die  Entwicklung  der  sozialen  Verhaltuibse  in  die  richtigen, 
d.  h.  natttrli<^en  Bahnen  gelenkt  werde«  Dieses  einfache  Oeteta^  mutt 
man  sich  stets  vor  Augen  halten,  wenn  man  das  Wesen  politischer  En^ 
wicklang  richtig  begreifen  und  beurteilen  will 

Schwlerlgrlieit  der  Staatswissenschaft. 

Die  .Schwierigkeit  der  Staatswissenfwhaft  uud  speziell  des 

alli^omiiiu'ii  .Staatsrechtes  Hegt  ganz  wo  anders,  ai«  in  dem 
giidien  rint'aiiu'^i'  des  Materials.  Dieses  Eet/.tere  zu  beherrs<'hen 
sind  dem  Staatsrochtslekrer  liehill'lich  die  Historiker  aller  Zeiten 
aud  Völker.    Bei  ihnen  linden  wir  ttir  das  St4iatsrecht  Auf- 
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seichnimgen  in  Hülle  imd  Fülle.  Bewußt  oder  unbewußt  häuten 
sie  uns  dies  Material,  wenn  sie  die  Gescfaichie  der  Staaten  und 
Völker  darstellen. 

Wohl  berichten  sie  meistens  nur  von  Herrschern  und  ihren 
Schicksalen,  von  Kriegen  und  ihren  WechselföUen:  doch  sind 
schon  frühe  Staatsumwälzun^eu  und  Bürgerkriege  ein  beliebter 
iiesrenstand  geschichtlicher  Ht'hall(lluni^^  Und  auch  bei  den 
trockousteii  Historikeni,  auch  bei  doiijeiii^en,  die  am  wenigsten 
Sinn  hal»eii  frtr  8tiuit«einrichtungen,  ünden  wir  gelegentlich 
wichtige  Nachrichten  über  stautliche  Institutionen.  Dagegen 
schenkten  aber  wieder  andere  den  innem  staatlichen  Vorgangen, 
den  Parteilumpfen  und  Kompromissen  erhöhte  öder  gar 
ausecblieüliche  Aufmerksamkeit.  Bas  Herheischaffen  also  des 
Materials  macht  dem  Staatslehrer  die  wenigste  Mühe,  die 
kleinste  Sorge. 

Dagegen  liegt  die  Schwierigkeit  seiner  Aui*<:abe  in  «lern 
Truireri  sehen  und  'räiiscilf'iiden  dieses  Materials.  XIm  mid 
uir^reiids  wurde  in  ^uttMii  wie  in  boseni  (  Jlauheu  so  viel 
verschleiert  und  verhüllt,  wie  in  Staatssachen :  nie  und  nirgends 
wurde  so  viel  scheingehandelt  wie  im  öffeutiiclien  un<1  auch 
wohl  im  Völkerrechte;  nie  und  nirgends  wurde  so  viel  Un* 
wahres  au^eseicbnet,  so  viel  direkt  auf  Täuschung  Berechnetes 
gesprochen  und  gesehrieben  wie  auf  diesem  Gebiete;  nie  und 
nirgends  ward  so  viel  dem  Konventionellen  geopfert  und  auch 
wohl  mit  Absicht  Komödie  gespielt,  wie  hier. 

Darin  liegt  die  groÜe  hwieri<4;keit  für  den  Staatsrechts- 
lehrer. Nur  den  Tatsachen  darf  er  trauen;  den  Formen  des 
Staat.slebeus  muß  er  das  größte  MiUtranen  entgegcnbriiimMi.  Er 
muß  es  sich  immer  gegenwärtig  halten,  daß  die  Formen  des 
Staatsrechts  meistens  zu  dem  Zwecke  festgestellt  werden,  um 
das  wahre  Wesen  dessellien  zu  verhüllen  und  daß  diese  Formen 
eben  es  sind,  die  die  Erkenntnis  des  Wesens  des  Staatsrechte 
erschweren. 

Das  aufgezeichnete  Staaterecht  ist  nämlich  fast  immer  eine 
Vereinbarung  zmschen  zwei  oder  mehreren  um  Macht,  Herr- 
tKhuit  und  Vorrang  kämpfenden  i'arteieii.  Dabei  ist  es  natürlich 
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diiü  immer  eine  Partei  die  audere  fibervort^^iltni  will.  Daa 
Sttuitsrecht,  als  der  Ausdruck  des  schließlich  zustande  gekom» 
menen  Ausgleichs,  trügt  un  sich  den  geistigen  Stempel  der 
stärkeren  Partei,  die  darin  der  schwächeren  Konzessionen  muchi 
Dabei  aber  geschieht  es,  daß  sieh  die  stärkere  Partei  inuner 
maskiert  und  sich  den  Schein  gibt,  als  ob  sie  der  schwächeren 
mehr  gäbe,  als  sie  ihr  tatsächlich  gibt.  So  entsteht  denn  ein 
Staatsrecht,  welches  iiuiuer  mehr  veisi  hvveigt,  als  es  ausdrückt; 
mehr  verhüllt  als  verrät:  mehr  versjirieht,  als  es  halten  kium; 
mit  mehr  prunkt,  als  es  wirklich  oiithält. 

ist  aber  noch  etwas  Schlimmeres  dabei.  I)aü  uutge- 
zei ebnete  Staatsrecht  macht  dem  Kampf  der  Parteien  noch 
kein  £nde;  es  bezeichnet  durchaus  nicht  den  SchluÜpunkt  des- 
selben —  nur  einen  Kuhepunkt;  einen  Waffenstillstand,  der 
nie  gehalten  wird,  da  im  Augenblick,  wo  dessen  Punktationen 
rtitiiiKiert  werden,  der  Kampf  von  Neuem  beginnt.  Daher  kommt 
es.  daß  jedes  aufgezeichnete  Stjiatsrecht  immer  schon  zu 
einem  ifiten  Teil  antiquiert  und  überwunden  ist  und  der 
liest  die  Tendenz  hat,  sich  zu  überleben. 

Das  allgemeiTio  Staatsrecht  min,  dessen  (iegenstand  der 
Sttuit  und  sein  Recht  ist,  muß  all  diese  Umstände  berück- 
sichtigen. Es  darf  sich  nicht  von  der  Form  täuschen,  von  dem 
Flitterwerk  blenden  lassen.  Es  mnO  auf  den  wohlverhüllteu 
und  feinverborgenen  Inhalt  und  Grund  der  Dinge  sehen,  um 
das  \Veseji  der  N'erhältnisse  zu  begreifen.  Ks  darf  nie  und 
in  keinem  A  iii>eiiblick  Dinge  als  be.stehend  ansehen,  die  ver- 
gänglich waren  und  verweht  sind;  mit  eiiioTu  Worte.  e>  iiiull 
das  Wesentliche  im  Formelleu,  das  bleil>eude  im  steten  \\  echüel 
erfassen. 

Über  die  Kntstebungsart  dei  ältesteu  Staatsrechtes  der  Kom<;r 
B&gi  sehr  beseichneuid  Gustav  Dem el ins:  so  sind  auch  die 

ältesten  legea  publicae  nichts  geweseu,  als  bejahendes  lliuxiitreten  des 
Volkes  zu  j^ovasneii  ihm  vor«:»'plegrten  sozialrechtlichea  Konzeptionen. 
Für  die  lex  curiata  de  imperio.  die  :iuctoritas?  patmm  bei  der  Kr»ni«^s- 
wabl  wird  das  Niemand  bezweiteln.  ist  an  der  «juir.  lex  tribuiiii  iu  dea 
Brutus  etwas  Historisches,  so  war  sie  eben  eine  lex  curiata  d«-  impt  rio. 
Geschützt  wurde  die  neue  Ordnung  durch  einen  Schwur  d^'n  Volkes.  l>ie 
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wi<htij?st'-'u  Gesetze  ans  ticr  ältesten  Zeit  sind  5»<>w«*s»'u  Ictri'S  Sru  ratae 
beiäcbworen  in  Form  einos  foodus  zwischen  l'atrizieru 
und  Plebejei  u,  uuter  priesttirLicher  Mitwirk uug  ^untaudc  gekommene 
(besetze'-.  (Die  BechtvfictioiL  in  ihrer  geachichtUohen  uad  dogmatischen 
Bcdentang,  Weimar  1866.)  Die  nittelalterUchen  GeaeUe  werden  hftufig 
pacta  genannt,  wie  s.  B.  pactiu  B^juTaroram;  die  Qrandhige  dei  Staats' 
fcehts  in  Polen  waren  jeweils  die  swiseben  der  «BepnUik«  und  dem 
KOnig  vereinbarten  «pacta  conventa*.  Von  den  in  den  engliiehen 
«Chartrn-  enthaltenen  Staatsrecht  sagt  Guizot  (Origiues  du  (jouveme* 
mttKi  R^pr^seutatif  IL  105) :  «ce  sont  des  transactionri  eutre  deu^t  pou- 
voirs  rivaux  dont  Tun  fait  des  promesses  vi  dont  l'autre  coustate  des 
droits**-  Die  W  a  h  1  ka  p i  t  u  1  a  tio n  en  in  Deutechlan«!.  welche  das 
deutatiu'  JSüiLntsrei  ht  xa-'  -:;'>/v  ^^^Ideten,  deßniert  H.  Schulz»'  i  Hin- 
leituno-  in  da«  deutsche  ;Staatärecht  S.  223)  mit  Recht  ab  einen 
»wischeu  dem  künftigen  Kaiser  und  den  Kurfürsten  tiir  sich  und  den  ge- 
nmten  ötäxxden  des  Reiches  errichteteu  ^Vertrag*.  Ähnlich  erklärt 
er  die  Reielisahachiede  als  das  «awischen  Kaiser  und  Ständen  Verein« 
bsite"  ^1.  e.  241).  «Die  sog.  allerontertänigsten  Repräsentationen  des 
(aagarischea)  Landtages  and  ihre  Ei^edignngen  von  Seite  des  KOnigs 
hatten  nor  den  Chaxakter  ron  Pünctationen,  wordber  swei  Pacieoenten 
übereingekommen  sind,  die  aber  sohin  erst  von  den  Anwälten  beider 
Teile  an  einer  rechtsglltitren  Urkunde  gestaltet  werden  juuüten-.  (Das 
waren  dann  die  ^GcBeizartikel*'  des  ungarischen  Staatsrechts.)  (Genesis 
der  Rr  volntion  in  Österreich,  1850  H44.) 

l:^ndlicb  bildet  ja  die  Grundlage  des  Staatsrecht«  der  ^terr«-ungar. 
Monarchie  der  «Ausgleich**  von  1867. 


Das  Vatomcht. 

Der  menschliche  Geist  hat  das  BedOrthis,  von  der  Welt 

und  ihreu  Erscheiimnji^eii  sieh  ein  einheitlielies  IJiid  zu  maclien, 
divsellK'u  in  eiü  System  zu  briu^en.  Auch  eruchtet  er  es  als 
eine  i  r^rtleruuü  der  Krkeiiiitnis  der  Welt  und  ihrer  ErscluM im iiLreii, 
w.  i.u  er  dieselhen  in  ein  eiaheitlich  geonüjetes  Ganze  i)riiigt. 
Auf  dieses  Ziel  hin,  auf  diese  einheitliche  Wel tausch au- 
ang  sind  die  Bestrebungen  aller  Philosophen  gerichtet.  Um 
dahin  za  gelangen,  um  diesen  großen  idealen  Kreis  ziehen  zu 
können,  der  die  Welt  und  ihre  Erscheinungen  wie  ein  Band 
umschlingen  und  in  seinen  Umfang  bannen  soll,  wd  not- 
wendigerweise nach  einem  Ausgaugspimkte  gesucht,  von  dem 
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diespr  ideale  Kreis  sieh  ziehen  uud  von  dt^in  aus  als  von  einem 
erhiibeneu  .Stuadpunkte  dieser  philosophische,  tlie  Welt  uiu- 
fiissende  Horizont  idch  ülierschuueu  liel^e.  Dieser  Ausgangspunkt 
kann  offenbar  nur  eine  ^Idee-  sein,  d.  h.  ein  Gedanke,  der  dem 
Qetiichtskreue  des  einzelnen  Philosophen  entspricht,  der  sich  in 
die  Weltausclmuiing  desselben  als  Am^^angs*  und  Schlußpuukt 
entsprecKend  einfftgt  Die  Arbeit  der  Philoeophen  besteht  nun 
meist  darin,  ihrer  Weltanschauung  und  ihrem  Gesichtskreise 
eine  passende  Idee  als  Ansgangsptinkt  m  unterschieben,  in  diesen 
tiesichtskreis  alle  Hrscheinungeu  tler  Welt  hieneinzuzwänj^eu, 
vom  Standpunkte  ihrer  .Idee-  aus,  diesell>en  zu  heleuehten  und 
dieses  „Ganze-  al»  philosophisches  System  zu  prokla- 
mieren. 

Da  aber  die  Welt  uud  ihre  Erscheinungen  sich  entwickeln, 
ohne  sich  um  die  engen  Gesichtskreise  der  Philosophen  zu 
kflmmem;  da  wir  den  wahren  Ausgangs-  und  Schlußpunkt  der 
Welt  und  ihrer  Erscheinungen  nicht  kennen  und  mit  der 
fortschreitenden  Entwicklim^  der  Gesichtskreis  der  Menschheit 
immer  sich  erweitert:  so  kommt  es  von  selbst,  daß  die  philo- 
so]>hise]ien  Systeme  der  Kntwickluntf  der  Dinge  naelihinkeii ; 
dal)  Me  ilire  <  lesu•]li^k^t'i^se  ehentalls  immer  vorwäi  tsschiclieu, 
denselben  immer  nruc  Ideen  und  Standpunkte  anpassen  und 
untersclüehen  uud  l>estrcbt  sind,  jedesnuil  die  momentane  Eut- 
wicklungsphase  der  \\\At  und  ihrer  Erscheinungen  in  einen 
neuen  philosophischen  Gesichtskreis  festzubannen. 

Dieses  Vorgehen  der  Philosophen  beruht  auf  einem  Grund- 
fehler. Sie  wollen  das  unendliche  Gebiet  der  Erscheinungen 
in  das  endliche  Fassungsvermögen  de«  menschlichen  Geiste» 
zw;in'_ren.  .Mit  dieser  Methode  sind  zwei  Übel  iiuzertrennlii Ii 
vt'rbund^Mi.  Hrstt'iis,  daß  auch  in  dem  scliarfsiunigsten  Systeme 
neben  viel  Walirem  viel  Falsches  enthalten  sein  muß.  Denn 
wenn  auch  der  scharfe  Blick  des  Philosophen  aus  der  wirklichen 
Welt  ilt  r  Erscheinungen  noch  so  viel  Wahres  autfaßt,  so  hüllt 
er  doch  dieses  Wahre  in  einen  fiktiiren  KahmeUf  indem  er  Ton 
einem  willkttrlichen,  subjetiven  Standpunkt  einen  willkürlichen, 
künstlichen  Gesichtskreis  um  den  wahren  Kern  schlhigt.  Auch 


Digltized  by  Google 


Natarrecht 


15 


bat  das  Streben,  die  Dinge  mit  der  Idee  als  dem  Anfangs-  und 

Ausgangspunkte  und  sodann  mit  der  siibjoktiTen  Weltanschau- 
unj?  als  dem  -System*  in  Einklang  zw  hrin^eu,  ziir  Folge:  daÜ 
<\eiii  System  und  dein  Ganzen  zu  Liel)e  viel  l^uladbes  hiuein- 
gezwäni^t  wird. 

Zweitens  bringt  es  der  ewige  Gegensatz  der  luieudiiclion 
Entwicklung  der  Welt  und  ihrer  Erscheinungen  zu  der  Kurz- 
sichtigkeit des  menschlichen  Geistes  mit  sich,  dal)  jedes  nach- 
folgende System  das  Toransgegangene  bekämpft  und  daß  daher 
mit  dem  ewigen  Aufräumen  des  alten,  unbrauchbaren  Schuttes, 
viel  Zeit  und  geistige  Arbeit  vergeudet  wird. 

Beides  könnte  erspart  werden,  wenn  einmal  die  Erkenntnis 
sich  lialin  )»re(lioii  würde,  ilali  die  Welt  nneiifllich  luid  daher 
voiti  menschlichen  Geiste  als  (Ganzes  nie  falibar  ist:  ilaü  der 
nieuschliche  Geist  vfvu  dieser  Welt  nur  die  einzelnen  sinnen- 
talligen  Jblrscheinungeu  erfassen  kann  und  sich  begnügen  muß, 
diese  zu  ergründen  und  zu  erkennen,  ohne  ibren  Zusammen- 
hang mit  dem  All,  in  den  beiden  Biditungen  des  Anfangs  und 
des  Endes  begreifen  zu  wollen. 

Es  muß  die  Erkenntnis  sich  Bahn  brechen,  daß  der 
mensehlicbe  Geist,  unfähig,  die  Welt  als  Ganzes  zu  erfassen. 
Von  derselben  uiur  Bruchstücke  und  inmier  nur  Uruchstücke 
•  rkoniKMi  kann  und  daß  er,  wie  eine  geistreiche  Bemerkung 
lautet,  ein  J^k  ii  \i>r  mich  hat.  davon  dio  ersten  niid  Ict/ton 
Blatter  fehlen  oder  wenigstens  ttir  ihn  mit  sieben  iSiogolu  ver- 
schlössen  sind. 

Aus  dem  Streben  der  riiilosophen,  ein  ideales  Ganzes  m 
schaffen,  folgt  es,  daß  sie  in  ihre  Systeme  auch  das  Becht,  den 
Staat  nnd  was  damit  zusammenhangt,  au&ahmen.  Und  zwar 
hmcbten  sie  dieselben,  ihrer  Methode  gemäß,  in  engen  Bezug  zu 

ihren  Grundprinzipien  und  Ideen  und  zwängten  Recht  und 
Suat  in  iljro  jdiilosnpliisclio  Welt  hineiji.  Die  riiildsnpliieu 
nWr  Keclif  und  Staut  bilden  also  spit  d<Mii  klassisch-  n  AlhT- 
t  i)n  einen  integrierenden  Bestandteil  aller  i)hilosophis(  hon 
i^ysteme.  Dieser  Umstand  war  iTir  die  Eni  wicklung  der  lieehts- 
aad  Staatephilosophie  ron  großer  Bedeutung. 
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Nach  dem  Vorgänge  nämlich  der  Phihisoplieii  %ax  k^oyfyf 
bearbeiteteii  auch  die  [diilosophiscli  deukondeu  Jturisteu.  die 
sogeoanuteu  Kechts-  und  Staatsphilosophen,  ihre  spesdelle 
Wisaenschaft,  im  Geiste  und  nacli  der  Methode  der  Philosophie. 
Es  mußte  also  auch  die  Bechts*  und  Statitsphih>sophie  ein  ide- 
ales Ganzes  bilden.  Es  mußte  der  ^  Urgrund des  Rechtes  ge- 
funden, von  diesem  .Urgnmde*  alle  möglichen  Kechte  klar  und 
deutlich  und  auch  der  Stiiat  mit  all  .seinen  Eiurichtnngeu  ah- 
geleitet  U7i(l  das  alles  in  ein  System  gebracht  werden.  Die 
(lesc  liidite  der  Rechts-  und  Staatsphilosophie  hat  die  Aufgabe, 
die  lieihenfolge  dieser  Systeme  darzustellen  und  den  Irrgängen 
des  menschlichen  Geistes  auf  diesem  Gebiete  zu  folgen. 

Ein  Seitenpfad  dieser  Irrgange  führt  zum  Natur  recht. 
Die  Idee  eines  solchen  natürlichen  Rechtes  stammt  von 
den  ältesten  Zeiten  her.  Schon  Aristoteles  behauptet,  es  gebe 
,von  Natur  ein  gemeinschaftliches  Recht  und  Unrecht*.  (  h'liet.  T.  1,% 
2.)  Weit  mehr  aber  zur  V'erbreituug  und  Fnr<U'rung  dieser  !<lco 
tnvj;  liit'  Itekannte  röniisciie  (l  lpian)  Kiutoibui^  dos  luM  litos  boi. 
in  ,jus  eivile.  naturale  et  gentium*.  i>(Kli  verstellt  l  Ijiimi 
unter  jus  naturale  nur  das,  was  alle  Tiere  instinktmäßig  treiben 
(quod  natura  onmia  animaiia  docuit),  das  ist  aber  ganz  was 
anderes,  als  was  man  in  neuerer  Zeit  unter  Naturrecht  ver- 
stand. Dieses  letztere  sollte  ein  Recht  sein,  das  man  in  allen 
seinen  Einzelnheiten  aus  der  «Idee«  konstruierte  und  von  dem 
die  Natorrechtslehrer  behaupteten,  es  stehe  iXher  dem  positiven 
llechte  uml  verliaUo  sidi  zu  diesem  UH/tereu  wie  das  bleal  /.ur 
Wirklii-bkeit.  In  der  Tat  war  es  abor  nur  tniic  llliisidii,  eine 
Spielerei  des  Geistes  oder  im  besteu  Falle  ein  voibiilUer  Aus- 
druck von  Wüiisdien  und  KeformbeHtrebuugen  auf  dem  (iel)iete 
des  Hechtes.  Bedenken  wir  nämlich,  daß  das  Wesen  des  liechtes 
seine  Geltung  in  irgend  einem  Stsatsgebiete  ist,  daß  das 
Itecht  eine  Norm  ist,  welche  gelten  soll  und  gilt  oder  gegolten 
hat,  und  fragen  wir  nun:  was  ist  ein  Recht,  welches  nirgends 
gilt?  Bs  igt  merkwürdig,  daß,  wahrend  man  «w»hon  lange  zur 
Eiusiibt  gelangt  ist.  dali  die  sogenanuteu  .Staalsromaiie  k"iiieu 
wissen  sc)  laftlicheu  Wert  haben,  daÜ  sie  eitel  Phuntabiegebüde 
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»iiul.  die  die  StsiatswisBOuschaft  lu'iiit'^ueijfH  erweitern  und 
auch  nicht  n'»r«l«n  ij :  man  aiidererM-its  ia  l)ezu«^  auf  Xaturrerht 
diese  Ansiclit  noch  nicht  allgemein  akzeptiert.  Ujid  doch  ist 
iStttatsroman  und  Xaturrocht  im  we8entlichen  ein  und  du88elV»e 
—  denn  wahrend  jener  einen  Phautasiestaat  sehildert,  der  uir- 
gendi  enstkrt,  schildert  dieses  ein  Phantasierecht,  dus  nirgends 
gilt  Gleich  jenem  hat  dtiher  auch  dieses  fHr  die  Wissenschaft 
konen  Wert. 

Es  kann  nach  dem  Vorausgesagten  nicht  unsere  Ahsicht 
«ein.  Kecht  und  Sbiat  juis  einer  Ide*-  ;il)/tileiten ;  es  kann  nicht 
unsere  Absicht  sein,  ein  .f^rinzip"  anJ/ust eilen  und  auf'  srth  heju 
Orinide  ein  , System"  autzufiihren.  Die  Aiilgalic,  die  wir  im» 
stellen,  ist  eine  «(auz  verschiedene. 

Wir  wollen  Staat  und  Recht  als  Erscheinungen  im  (  Jehiete 
der  soadalen  Welt  betrachten;  wir  wollen  es  versuchen,  in  der 
giescfaichtUch  aufeinanderfolgmden  Vielheit  die-ser  Erscheinunj^en 
ein  Gesetx  zu  entdecken,  welches  uns  zufi^leich  (über  das  Wesen 
«lerselhen  eine  Aufklamnf^  i^ehe. 

Fni^n  wir  imii  /uerst:  «^iht  es  ein  Keclit  an  und  für  hiili 
uulipr  dem  Staate?  Was  imninr  die  X;iturrechl.->lt»lirer  und  l'hilo- 
sophen  von  einem  sidchen  Kechte  sprechen,  keiner  von  ihnen 
kiun  uns  ein  Hoiehes  aulierhall)  der  Verhinduni,^  niit  dem  Staate 
ÄPijj^n.  Ziehen  wir  dem  liechte  deji  staatlichen  Itoden  miter 
den  Füßen  hinweg  und  die  Naturreehtslehrer  und  Kechtsphilo- 
aophen  mögen  zusehen,  wie  sie  dasselbe  auf  der  Basis  all  ihrer 
Idean  erhalten!  Das  Recht  ist  nur  im  Staate  denkbar;  es  titeht 
and  fallt  mit  demselben.  Elienso  wie  das  Recht  ira  Natiurssu- 
Stande,  im  außerstuatlichen  Zustaiule  eine  philosophische  Mvthe 
ist:  eheuso  sind  aiidi  nutiu  lit  li«'.  a  ii  l)oren o  Kechte  eine, 
üi^rigcurt  verzcilil iclu'  I\(iii/t'pti(>ii.  her  Mfiisch  hat  nur  M»lche 
ttechte  ujad  nur  diejenitj^cn  Kechte.  tüe  ihm  der  Staat  zuerkennt 
nn«!  die  er  sich  im  St^tate  erkämpft:  jindere  hatte  er  nie  und 
wird  sie  auch  nie  besitzen,  trotz  aller  ltecht8philoHO|)hien  und 
ganzer  Natnrrechtsbibliotheken. 

Ans  all  dem  folgt  nun,  daß  wir  uns  zuerst  den  Begriff 
des  Staates  nach  allen  seinen  Seiten,  nach  seiner  Form  und 
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nach  seinem  Inhalte  klar  luacheu  müssen,  hevor  wir  an  die 
Iktruchtuug  des  Rechtes  gehen. 

Der  Englftnd^  Bagehot  schreibt  die  Sucht,  weltamfa»8cnde 

Syateiae  zu  bauen,  einer  „überflüssigen  Euergio-  zu,  die  der  Menschheit 
eigen  iat  und  auch  »in  die  Philosophie  überfltrömt  —  und  I'  ml"  zu 
dicken  Systemen  ausgearbeitet  habe,  die  beschei<1ene  Entwürfe  hülten 
bleib-Mi  >ollfn".  „Jpfle  Art  von  Philosophie**,  sairt  liaq-ohot,  «ist  in 
i'in  Sy.stcm  geltracht  worden.  ai"'r  Ha  dieso  einander  widci sprechen, 
müssen  ottenbar  die  meisten  von  ihnen  lalisch  sein.  Zahllose  unlje- 
wiesene,  abstracte  Principien  sind  von  ßanguinischeu  Leuten  hastig  ge- 
saniinelt  und  in  Büchern  un<1  Th'joi  ien  sorgfältig  in  die  Länge  gebogen 
worden,  um  mitihnen  die  ganse  Weiten  erklftren.  Aber  die 
Welt  kümmerte  eich  nicht  um  diese  Abstraetienen  und  das  ist  kein 
Wunder,  da  diese  sich  unter  einander  widersprechen.  Das  fertig 
Abgeschlossene  dieser  Systeme  sieht  die  Jugend  an  und  macht  auf 
die  Unerfahrenen  Eändruok,  aber  ausgebildete  Menschen  lassen  sich 
nicht  davon  blenden.  Sie  sind  immer  bereü,  Andentnmxen  und 
Vermutungen  gfinstig  autaunehmen  und  die  kleinste  Wahrheit 
ist  ihnen  willkommen.  Al>er  ein  grol'es  Buch  voll  deduetiver  Pliilo- 
sophic  fordert  den  Ar^'wohn  heraus.  Ohne  Zweifel  l^önu.  u  die  Jüe- 
dnctionen  ja  richtig  sein,  uiiH  hol  den  meisten  Schiil't^trlliM  u  sind  sie 
Cd  auch,  aber  woher  sind  <1  i  e  Prämissen  gekommen?  \\\*r  ist 
aifher,  d.ili  üiu  die  ganze  \\';ilirh<»it  von  dem  l>etrof!'enden  Gegenstand 
iuiHsagenV  Wer  ist  nicht  fast  im  voraui»  überzeugt,  daü  sie  eine  wun- 
derbare Mischung  von  Irrtum  und  Wahiheit  enthalten  und  daher  uiclit 
die  MOhe  verlohnen,  über  ihre  Conseq^uensen  nachsndenken*'.  (Ursprung 
der  Nationen  S.  217.) 

Kant  hat  wohl  das  Richtige  getroffen,  daß  es  sich  bei  diesem 
„Hang*  Systeme  zu  bilden,  um  eine  (gemütliche)  Beruhigung  des 
Menschen  handelt  ,Die  Vernunft",  sagt  er,  „wird  durch  einen  Hang 
ihrer  Natur  getrieben,  über  den  £rfiihriingägebrauch  hinaus  au  gehen, 
sich  in  einem  reinen  Gebrauche  tmd  vermittelst  bloßer  Ideen  xn  den 
äulJorsten  Grenzen  aller  Erkenntnis  hinaus  zu  wagen  und  aar  allererst 
in  der  Vollendung  ihri^a  Kreises,  in  einem  für  s^ich  Imst«  lir'iKlen  avfttt  - 
matischen  Ganzen  Tviihe  zu  finde  is".  (Kritik  <lrr  reine«  Vernunft. 
Rechinrichft  Ausgabe.  S.  605)  Wenn  mau  von  diesem  Standpunkte 
die  Bildung  philosophischer  Systeme,  die  .Schailung  einheitlicher  Welt- 
anschauungen betrachtet,  so  wird  mau  dieselben  gerechter  beurt^Mlen. 
Die  primitivsten  und  eiu&ehsten  Weltanschauungen,  bei  denen  sich 
von  jeher  die  Massen  beruhigten,  waren  die  Religionssysteme.  Sie  teilen 
das  Leos  aller  philosophischen  Systeme,  dall  sie  beim  Korbchritt  unserer 
Erkenntnisse  erschüttert  werden.    Philosophen,  Naturforscher  bilden 


Digitized  by  Google 


Natarreehi. 


19 


«ch  ihre  «igeiioii  Welteiiieluiauiigie&  —  man  könnte  ragen  Beligiomen. 
Ftr  die  Mnieen,  denen  phüeeophieehe  Sy■teal^  nicht  nigftnglicb  sia4« 
oder  die  fttr  eolehe  niobt  empfibiglich  aind«  vertreten  die  einfacheren 
8j»teme  der  Religionen  die  komplizierteren  philoaophiachea  und  wisaen- 
fiihaflüchexi.  Daher  es  eine  Plattheit  ^ar  der  Kncyclopädistea  und 
Voltairi&ner.  die  Keligion  zu  yerspotteu,  weil  sie  sich  ein  materialistiaohes 
Syst»*ru  aiifV>anten.  II«^nt»'  l;w  hen  wir  Über  ihre  uns  schon  als  n  ii  i  v 
er&cheineuiieo  System''  nul  Mirabaud'a  (Holbai  hst  „Systeme  de  l;i  uaturi"* 
imponiert  uns  ebcüsovveuig,  wie  ao  munchva  Iweligioiissy^leiu.  Wir 
sollt»  !!  aber  diinvus  die  Lehre  ziehen,  dall  .lucli  das  „Evangelium  Dar- 
wiui**  uQch  nicht  die  aboolute  \\  uUrheit  dein  muLi,  uud  auch  uoeh  nicht 
da»  letzte  Wort  men«chlicher  Verstandeseutwickluug  darstellt,  Wem 
iie  als  Weltaaeefaanung  genOgt,  den  boruhigt  sie  gemütlich,  gerade  ao 
vie  den  glftabägen  Maeehnaun  das  System  des  Koran.  Der  Streit  ist 
mflßig,  ob  die  «moderne  Weltanschauung*',  die  auf  den  neuesten  natur* 
wissenaehafliliehen  Erkenntnissen  bemhti  nna  «Ersati  bietet  für  den 
kirchlichen  ünsterbliobkeitiglaubeu'*  (Fr.  D.  Strauss).  Das  ist  subjectiv 
verschieden  und  StrauHS,  der  in  seinem  «alten  und  neuen  Ulauljen** 
dies«>  moderne  Weltanschauung  meisterhaft  zusammeniaCi,  hat  Recht, 
wenn  er  sich  in  diese  Frarrc  nicht  tinlfint,  sondern  dieselbe  mit  den 
Worten  aMut:  »Wer  hier  sich  nicht  seli^t  zu  helfen  weiß,  dmi  ist 
überhaupt  ht  /u  helfen;  der  ist  für  unsern  Staudpunkt  noch  nicht 
reif*.  Wahrscheinlich  aber  werden  die  Massen  für  diesen  „Standpunkt- 
iii  absehbaren  Z*  iteu  nie  reif  werden  uud  darin  wurzelt  die  Berech- 
tigung der  Relij^ionen  und  Kirchen,  die  noch  sehr  viele  philosophische 
Systeme  nnd  immer  «modernere'*  und  «modernste*  Weltanschauungen 
ftberdsuem  werden.  Nur  sollte  man  hüben  und  drüben  toleranter  sein« 
Nicht  alle  Henschen  können  Darwinisten  und  Hflekelianer  sein :  aber 
auch  nicht  alle  können  <»rthodox  bleiben.  Toleranz  erwachst  nur  aus 
dem  Verständnis  der  Bedeutung  und  gleichen  Berechtigung  dieser  Ter- 
schiede  neu  Weltanschauungen. 

Auch  Staataphilosophen  unterliegen  dem  a]l«^»'ineinen  menschlichen 
Tri,  K,  den  Staat  in  ein  einheitliches,  di*'  f^nm^e  Welt  umfafcaendes  >T8teiu, 
<i.  ii.  lu  eine  ciuhfitlit  iif  Wel  tan  schau  un;;  einlü^'eu  zu  wollen.  Dab 
gru'artij^ti*  lieisi»iel  eines  fcokheu  Getlankenljaurs  1)1.  tet  uns  Schilffle 
m  nemeni  „Bau  und  Leben  des  sozialen  Kuipciä-.    Kr  gibt  uns  eine 
einheitliche,  icatgefü^t**  Weltauathauuug,  die  er  dadurch  erreicht,  da!] 
er  die  gauze  soziale  Welt  and  auch  den  Staat  unter  dem  Symbol  eines 
orgAtÜMchexL  KSrpen  anschaut  In  diesen  Bahmen  setst  er,  so  gutes 
eben  geht,  daa  BUd  des  sosialen  und  staatlichen  Lebens  hinein,  wobei 
er  gro0e  Lebenser&hrnng,  tiefe  Gedanken  und  ein  rienges  Wissen  ver- 
arbeitet. Das  BUd  ist  ein  Kunstwerk,  in  welchem  wertvolle  DeUils  ent- 
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halten  lind:  das  wird  auch  derjenige  anerkennen,  dem  dieser  Rahmen 
nicht  befai^^  oder  dem  er  ganz  überf  Ifta  Big  acheint. 


Wenn  nun  auch  das  Xatnrrecht  von  wiatensduftlichem  Stand* 
ponkte  unberechtigt  und  wertlos  ist,  so  erf&llte  es  doch  eine  groL'e 
historische  Aufgabe.  Seit  dem  17.  Jahrhundert  wurde  es  das  Arsenal 
geistiger  Waffen  gegen  dii>  absolute  Monarchie,  die  fcudaUklerikalen 
Regierungen  und  die  Aberkommenen  v«trrotteten  Zustände.  Mau  kann 
dreist  sagen,  dalj  die  meist«^n  Naturrech tslehrt^r  Kämpfer  für  politische 
Freiheit  unt\  Fortschritt  waren.  Daher  gebürt  ihnen  ein  dank>»ares  An- 
denken und  sie  verilinitMi  es,  da!j  ihre  Gescbichtt*  geschriebeu  werde, 
was  bisher  nur  teilweise  geschehen  ist. 


Quellen  and  Literatur. 

Die  wichtigste  Quelle  der  Erkenntnis  des  Staates  ist  die  Geschichte 
aller  Zeiten  und  Völker.   Einen  Überblick  Aber  die  Literatur  derselben 

bieten  Spezialwerke  über  „Sistorik",  a.  B.  Bernheim's  üistorische 
Methode  1894.  Daneben  gibt  es  einen  besonderen  Zweig  politischer 
Geschichte,  der  sich  nur  mit  Verfassungsentwicklung  lx*achäftigt  und 
den  man  auch  als  „Verfassungawsehiehte'*  Itezetchnct.  fEine  der  tTsteu 
und  '['»'rührat-pst»'!!  int  wohl  Ihillanrs:  <  onstitiitioii  tl  Hidtory  of  Knghmd.) 
Diese  \  erfas3UUL,'3ireschielit('ii  b''haudelu  meist  einzeln»-  Sf^^at^n ;  doch 
hat  Laurent  in  «einem  uiut'ungrt^ichen  Werk»»  Histoirt»  iln  droit  des 
geuB  i Brüssel  18ÖÜ — 70)  es  versucht  eine  allgemeine  VL-rfassungs- 
geschichte  au  geben.  Das  Werk  ist  jeden&lls  sehr  lehrreich.  Als  Quelle 
des  modernen  Staatsrechte  können  auch  Sammlungen  Ton  VerÜMsungs- 
urkunden  dienen,  wie  ne  in  neuerer  Zeit  vieifoeh  varanstaltet  wurden, 
a.  B.  Aegidius  StaatsaicbiT  fortg.  TOn  Beibrück:  Bindings: 
Deutsche  Staatsgrundgesetae  (1892—1897);  Borna tsik:  Die  Oster^ 
reichisehen  V^M-fassungsgesetse  1906. 

Die  Litteratur  über  den  Staat  ist  seit  den  (i  riechen  sehr  umfang' 
reich  und  man  muH  zu  Darstellunir»^n  der  Geschichte  derselben  greifen, 
wenn  man  eine  ül'  rsit  ht  erlangen  will.  ^VrgL;  meine  Geschichte  der 
Staatstheurien  Innsbruck  jyo5.) 

Seit  der  Mitte  der  7()er  Jahre  ist  auf  dem  l  u  hiete  des  allgemeinen 
Stuitsrfchts  in  Deuttschland  voUkonimeue  Dürre  eingetreten ;  die  in  den 
letüteu  Jahren  erschienenen  Lehrbücher  des  allg.  Staatsrecht;'  bieten 
nichts  Neues.  Das  ^»deutsche  Staatsrecht*'  sohieOt  zwar  üppig  in 
die  Halme,  gibt  aber  wenig  KOmer!  Die  deutschen  Staatsrechts» 
lehrer  „konstruieren*"  .juristisch«  das  neue  deutsche  Reich.  Viel  Kopf- 
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zt-rbreohens  inacbeu  iiineu  uolche  fragen,  wie  8.  B.  wo  deun  j^'tzund  die 
deutscht'  Souveränität  ihren  Sitz  h:it;  hei  wem  ^sie  ruht",  ob  sie  ganz 
geVtUeben   oder  srot^'ilt  ut  u.  dgl.    Während  flies»-   j^tinze  juristische 
i^^atärecht8lehre  auf  der  flachen  Hand  lie^jende  politische  Tendenzen 
verfolcjt    und    die   Wissenffchnft    vom   Staate  wenig  fördert,  bildete 
aaüererä»-its  die  „orirain-rhe-  ."SUiatslebre  den  Überjs^ug  zur  ."^  02 i  o  1  o  Lji  e, 
web'he  die  Krkt  initnis  de»  W  edeiii»  des  iritiuites  von  einem  giinz  neuen 
Gesichtspunkte  aus  weckt    Ein  geachloaaenes  soziologisches  Sjatem,  in 
welchem  auch  dem  Steaie  «eine  miiflrllche  Stellung  angewie«en  mtd, 
enthalt  mein  Buch:  Der  Bastenkampf,  sonologiiehe  Untersuchungen; 
(Innsbruclc  1882).  (Yrgl.  auch  meinen  GrundxiO  der  Soiiologie  2.  Aufl. 
Wien  1906.)   Em  ist  su  hoffen,  da6  die  Resultate  der  sosiologischen 
Forschung  der  in  Deut<^chland  arg  damiederliegenden  und  von  jurisüschen 
itConstracteuren''  malträtierten  Staats  Wissenschaft  neue  Horizonte  eröffnen 
werden.    Zu  den   Werken,   welche  in  dieser  Beziehung  bal.nbrechend 
wirken,  gehört  vor  allen  Gustav  Ratzen  h  ofe  r's  Wesen  nnd  Zw^ck 
der  Politik  1898.  Lest  er  F.  Ward:  Pure  iSocioiogy  VMYA  im  deutscher 
Übersetzung  Innsbruck  Wagner  liK)7).  ünzn  der  zweite  Ttil  enthaltend 
diH  angewandt«^  Soziologie:  Applied  Socioloj/y  IHOß;  vrgl.  aneh  Albion 
W.  Small;  General  Sociology,  an  i-jcposition  ol'  tiie  main  Development 
in  sociological  Theory  froin  Spencer  to  Ratzenhofer;  Chicago  1905. 
Vxgl.  ferner  F.  BeroUheimer:  System  der  Rechts-  und  Wirtschafte' 
Philosophie  3  Bde.  Mttnchea  1906  (der  d.  Band  enthSlt  die  Philosophie 
des  Staates  samt  den  GrundiQgen  der  Politik);  Hanfredi  Siotto* 
Pintor:  Lo  Stato  1900  und  dessen  Ahhandlung  I  criterii  direttin 
«l'unit  concezzione  d.  l  «liritto  publico,  in  den  Annali  dellTniversitii  di 
Perugia  1905;  Alfredo  Colmo:  Principios  Sociologieos,  Buenos  Ayrea 
1900:  i'iorgio  del  Vecchio:  1  Presupposti  della  Kosioue  del  Di« 
ntto,  Bolcgua  190Ö. 
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Bein*tAbe8tiiiiiiinn^  des  Staates. 

Wir  kenueii  den  Staat,  weil  wir  iu  ihm  leben:  weil  wir 
auf  jedem  Schritt  und  Tritt  sein  Schalten  und  Walten  ftlhlou; 
weil  wir  seinen  Schatz  genieüen  und  seine  Hilfe  anrufen.  Über 
andere  Staaten,  die  gegenwärtig  existieren,  berichten  uns  die 
Statistik  und  die  Zeitungen;  über  diejenigen,  die  gewesen  und 
nicht  mehr  mnd,  die  Geschichte  der  Menschheit 

Was  der  Mensch  an  höchsten  Giltem  besitzt  außer  dem 
iiiirktoii  Leben:  Freiheit  und  Eigentum,  Familie  und  persönliche 
Hechte  —  all  dieses  djinkt  er  dvm  Stjinte. 

Doch  nicht  nur  der  Einzelne  eiuptiin^  die  höchsten  (iiiter 
den  Lebens  aus  der  Hand  des  Stiuites,  auch  die  Gesamtheit  der 
M.enscheu.  die  einen  Staat  bilden,  verdankt  ihm  ihre  menschen- 
wQrdige  Existenas.  Denn  der  Staat  ermöglicht  die  Anstrebung 
und  Erreichung  höherer  Kulturzwecke,  deren  Erreichung  außer 
dem  Staate  und  ohne  ihn  munöglich  wäre. 

Trachten  wir  nun  durch  die  unmittelbare  Anschauung  dem 
ßejifritte  des  Staates  uiiher  zu  kuiumtn.  Herrscher  oder  Herr- 
schende einerseits  und  Beherrschte  andererseits,  Heifierende  und 
Hegierte:  das  sind  die  ewigen,  unabänderlichen  und  unwandcl- 
Weu  Merkmale  des  Staates.  Es  gab  keine  Staaten  (»luie  diesen 
Gegensatz,  wie  es  keine  ohne  dieselben  gibt.  Welche  freien 
Formen  der  Regierung  auch  immer  Republiken  und  Freistaaten 
annehmen:  dieses  unyermeidliche  Merkmal  jedes  Staates  werden 
wir  immer  tief  eingeprägt  finden  in  jedem  politischen  Gemein* 
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wesen,  sei  m  Aristokratie  oder  Demokratie,  Monarchie  oder 
Bepublik  der  Yergungenlieit  oder  der  Gegenwart. 

Was  immer  der  Staat  Segensreiches  schafit,  welche  hohen 
Ziele  er  erreichen  mag:  all  sein  Wirken  und  seine  l^tigkeit 

ist  vor  albnii  bedingt  durch  das  Verliältuis  des  Herrsilieiis  und 
des  iieherrsditseins.  das  soiue  gair/.e  <  Irgiiuisaiion  durdi/ieht 
und  durciidriugt  von  «einen  S|)itzeu  bis  in  seine  untei>.teu 
Tiefen.  Wenn  nun  dieses  Verhältnis  des  Herrscheus  und  Be- 
herrschtseius  als  konstauteus  und  unvermeidliches  Merkmal  uns 
bei  allen  Staaten  entgegentritt;  wenn  es  eine  Bedingung,  eine 
conditio  sine  qua  non  all  seines  segensreichen  Wirkens  und 
Schaffens  ist:  so  werden  wir  wohl  nicht  fehlgehen,  wenn  wir 
zunächst  denn  Staut  definieren  als  eine  naturwüchsige  Or- 
ganisation der  Herrschaft  behufs  Auf rechthul t ung 
einer  1>  e  s  t  i  m  m  l  ei  i  K  e  c  Ii  t  s  <»  r  d  n  u  n  g. 

So  viel  Staatslohrer  uud  Philosopheu  ea  gab,  so  tIuL  gibt  es  Defi- 
nitionea  des  .Staate». 

Die  jL^ewöiiiilichste  Metliorle.  und  sag-  n  wir  »  b  i:!''icH,  der  tri'wöbn- 
licbsU;  Febler  bei  Aufstelluuv;  dieaer  Detinitioueti  ist  der,  ilali  luau  iii 
dieselbe  alles  das  hinbiegt,  wag  man  vom  Staate  verlangt. 
Man  drückte  in  der  Definition  nicht  das  aus»  was  der  Staat  in 
Wirklichkeit  war  und  ist,  sondern  was  er,  je  nach  der  subjec- 
tiren  Ansicht,  dem  Standpunlcte,  den  Wünschen  nnd  Idealen  des  ein- 
seinen Staatalehrers,  Pohtikers  und  Philosophen  sein  sollte.  Diese 
Tendonzinacherei  in  der  Definition  des  Staates  ist  namentlich  ira  19.  Jabr- 
buwderte  mit  Schwang  betrieben  worden.  Jede  politische  Partei  hatte 
als  Devise  ihre  eigene  Dt  finition  des  Staates,  auf  welche  sie  zugleich 
ihre  Wnnsche  nnd  Fnrileruuirf'n,  den  l^etreffendpn  Staat  nach  derselben 
er«i  u  iiw.  u  •■  s  t  a  1  te  11,  »tütüto.  Darin  liegt  aV)er  das  Geständnis,  daü 
der  Staat  eben  nicht  das  ist,  wu^  »eine  Definition  aussagt,  sonst  wären 
ja  die  auf  Grund  der  Dtfinitioii  gestellten  Fordenrngen  üljtertiüäslg. 
Als  eiji  klassisches  Beispiel  solcher  Tendenzmacberei  in  der  Begritfs- 
bestimmung  des  Staates  kann  die  Definition  gelten,  die  Welcker  im 
Rotteck  Welcker*flchen  Lexikon  Tom  Staate  gab.  »Der  Staat  ist 
der  souTerflne  moralisch^peraönliche,  lebendige,  freie  QesellschaftsTerein 
eines  Volkes,  welcher  nach  dem  gemeinschaftlichen  Ver&ssang^esets 
in  frei  konKtitutionellem  Volkskörper  unter  Leitung  einer  verfiMsangs- 
maßigen  und  konstitutionellen  selbständigen  Regierung,  die  rechtliche 
Freiheit  und  innerhalb  derselben  die  Bestimmung  und  dadurch  die 
Glückseligkeit  aller  Mitglieder  erstrebt«*.   Ufi'enljar  paüt  unter  diese 
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Definition  kein  einsiger,  wirUicber,  geeehiehtlicli  dagewesener  Staat  und 

€8  ist  dieselbe  nur  eiu  Inbegritf  der  Fordoniugen  der  Rotteck- 
Welcker'scheu  konstitutionellen  Theorie.    (Zwischen  18H0  und  lHr>0.) 

Ahnlich  ist  auch  die  Definition  Robert  M  o  h  Ts  vielmehr  eine  For- 
mulieninfi  eines  poUtificheu  Programms  als  eine  wiss^nschaftÜcho  r?e- 
gritfäbebtuuuiun;^.  Sio  lautet:  „Dt-i- Staat  ist  ein  dauernder,  eiuli<'it lieber 
Organiamu»  d^ripaigt  u  Einrichtungen,  welche,  geleitet  durch  einen  Ge- 
kamt willen,  sowie  aufrecht  erhalten  und  durchgeführt  durch  eine  (ie- 
eautkraft,  die  Aufgabe  haben,  die  jeweiligen  erlaubten  Lebeutizwecke 
eijies  beBtimiiiten  und rftnmlidi abgesehlMienffii  Volkes  und  svarTom 
£jiae]nen  bis  sur  Gesellschaft  au  fftrdem,  soweit  von  dem  Betreffenden 
dicKlben  nicht  mit  eigenen  ErSIten  befiriedigt  werden  k5nnen  und  sie 
Gegenstand  eines  gemeinsamen  Bedlirfhisses  sind".  {Encyklopädie  der 
Staatswioaenschaften  1872.) 

Als  Beispiel  einer  Definition,  die  eben&lls  einer  löblichen  Gesinnung 
md  frommen  WUnschen  entspringt,  aber  keine  Wahrheit  enthalt,  kann 
such  dif^euif^e  Aretins  gelten.  Sie  lautet:  ^Der  Staat  ist  eine  Ver- 
eiiiigung  vom  fn  irn  M raschen  auf  einem  bestimmten  Landesbezirk 

Hüter  g«-raeiiiHchaftlicher  Obergewalt  zu  allseitigem  GennC  eines 
Rechtazustandes.  Der  Rechtßzustand,  zn  (bvsst'ii  Krhaltuiig  man  «ich  vi-r- 
<'iuigte,  unifafite  die  »Sicherung,'  itllt  r  I  r  rechte  der  Menscb^»n.  also 
dt'i  Recht.'  di-s  Eigentum?,  iler  Person,  mit  v  o  11  s  t än  d  i  ir  i-  Ent- 
»  ickluii^'s-  und  Bild  u  agsf reihe it".  (^Staatsrecht  der  koustitu- 
tionellen  Monarchie  1824.  Einl.) 

Wie  viele  europäische  Stuten  dürften  wohl  mit  gutem  Gewissen 
imter  diese  Definition  subsumiert  werden?  Die  Tfirkei  doch  nicht V  Ru6- 
biid  gewiS  auch  nicht?  Vielleicht  Prenfien?  sehr  sweifelhaft!  Die  Frage- 
liite  könnte  noch  verlängert  werden.  Das  wftren  nun  alles  keine  Staaten 
Hieb  der  ATetin*schen  Definition!* 

Diese  Methode,  den  Staat  nicht  naoh  seinem  wirklichen  Wesen, 
wie  er  uns  in  Geschichte  und  Gegenwart  in  Erscheinung  tritt«  sa  defi- 
nieren, sondern  die  Definition  aus  Wünschen  und  Aspirationen  zu  bilden, 
hat  in  H^Ud-  r  eiiu-n  VerU'idiger  gefunden.  „So  weit  die  8taats]ehre**, 
Ui^-iut  er,  ,ihr  Ziel  ülwrschif'nt,  wenn  sir  aus  subjektivrn  Kmliildungen 
'iii'l  tronimen  Wünschen  einen  ideuktjiat  koii.stniirrt,  so  writ  l'lt-iM  »w 
tiat.  r  demxdben  zurück  (?),  wenn  sie  einfach  b«ü  dem  bti  heu  bl*.'ibt, 
va»  sie  schon  historisch  realisiert  vorfindet:  auf  das  gemeinsame 
2iel,  dem  alle  Staatsbildung  zustrebt,  hat  sie  vielmehr  ihr  Haupt- 
aogeumerk  su  lichten".  Ja,  wenn  nur  fiber  jenes  „gemeinsame  Ziel" 
ein  Einventftndnis  su  erreichen  wftre ! 

Die  unbeschreibUohe  Wirrnis,  die  bezflgüch  der  Deflnition  des 
Staates  heitscht,  gibt  ein  trauriges  Zeugnis  Qber  den  Stand  der  Staats» 
lehre.  Ein  Ähnliches  Schauspiel  ToUkommener  Zerfahrenheit  bietet  kein 
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anderes  Gebiet  der  Wisseitschafl.  Die  Theorie  gab  sich  daxu  her,  den 
Yerschiedentfien  Phrteünfteressen  sn  dienen.  Et  ist  so  ireit  gekommen, 
dati  man  ueaestens  von  finer  Begriffibeatimmang  (Vb  Staate  n  Hciht  ^^ani 
Umgang  nimmt.  Di>>8t'r  Vorgang  Icann  aber  anch  nicht  gebilligt  worden. 
Jede  Wi.saeuschaft  mui'  «loch  vor  Allem  ganz  ungeBcheut  dea  Gegen- 
titan<l,  «l»'n  sie  lx'haii<lt'lt,  (lofiuicrMn  und  es  w?5re  trniirig,,  wenn  uti6  ein 
Staatsiehrt'v  nicht  j^mhz  otf-  n  «^ijt'n  dürft*»  oder  könnte,  wji$  er  unter 
St:iat  verstehe':'  Wenn  wir  aber  cliistü  Letztere  von  jedem  Staatslehrer 
Verla n-j-.  II  dürfe:!,  »o  mQBSen  wir  auch  verhiii»;i  n,  «luH  er  uns  diest? 
l>eüiiitiou  deutlicli  und  verständlich  gebe,  nicht  aber  in  ruu'm  qaasi 
philoBophiBchen  Kauderwftlsch,  aus  dem  Niemand  klug  werden^  and 
das  einerseits  gar  nichts  sagt,  in  das  man  aber  andererseits  desto  mehr 
hineinlegen  kann.  So  nennt  s.  B.  Ahrens  den  Staat  »einen  dnrch 
eine  eigentümliche  Idee  belebten  O^nismos  der  Gesellschaft*  und 
stellt  diese  Auffitssang  des  Staates  als  Yonng  der  organischen  Staats* 
lehre**  hin.  Bluntschli  wieder  m«unte:  «.Der  Staat  ist  die  politisch» 
organisierte  Volksperson  eines  Landes**.  Kine  niclitMagende  Phrase ! 

Dali  alle  theologigehen  Definitionen  des  Staates  keineu  wissen« 
schaftlirheu  Wert  haben,  versteht  sich  vou  s+'lbst:  daü  der  Staat  eine 
gfUt  liehe  Ordmin«?  sei,  kann  einen  poetischen  Sinn  haben;  mit  der 
Wirklichkeit  haben  Holche  Definitionen  nicht«  zu  tun. 

< rf^onüVit  r  all  dicken  „organischen**,  rationalistisr'heu  und  theo- 
logischen Definitionen  macht  die  nüchterne  realigtische  Drfinition  Ki  rch- 
niann's,  wonach  der  Staat  ganz  einfach  »die  \'erbindung  zwischen  Fürst 
lind  Volk"  i.<t.,  einen  guten  Eindruck,  trotzdem  sie  nur  eia  rein  äußer- 
liches Moment  des  Staates  ius  Auge  faUt. 

Äbnlii?h  klingt  die  Definition  Mas  S^  ydels,  der  Staat  sei  .Land 
und  Leute,  die  ein  höchster  Wille  beherrscht**.  Das  waren  wenigstens 
Definitionen,  bei  denen  man  sich  etwas  denken  konnte.  Freilich  paOt  die 
Kirehmannsche  «»Verbindimg  swischen  Fürst  and  Volk**  auf  Republiken 
schon  nicht  mehr:  und  auch  die  SeydeTsche  Definition  IftOt  fiber  die 
Beschatfenheit  des  „höchsU-n  Willens"  im  Unklaren.  Doch  sind  diese 
realistif^ch 'n  Definitionen  noch  immer  solchen  vorzuziehen  wie  Gierke's, 
der  nntt  r  (l.  m  Staat  «das  höchste  und  umfassendste  unter  den  sinnlich 
nii  h*  !init  h-nl.ar'TT  und  doch  mit  fri-istigen  Mitteln  als  wirklich  er- 
l<<  iitui.iren  < it'iueinwfnen,  welche  di»-  menschliche  Gnttun^'-sriis't  uz  über 
di<  iudividualexistpnz  otfenbaren**,  versteht.  Erklärt  wird  damit  das 
Wesen  des  Staati  ti  nicht! 

Als  Beispiel,  wie  sich  die  spekulative  Philosophie  mit  dem 
Staate  abfand,  diene  die  Definition  Hegels.  Der  Staat  ist  ihm  ..die 
Verkörperung  des  objectiven  Geistes**  und  sugleich  .die  Einigung  der 
freien  Selbstftndigkeit  des  besondem  Willens  in  der  allgemeinen  und 
objektiven  Freiheit  sur  höchsten  Vollkommenheit".  Solche  Definitionen 
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mna  Minefseit  die  einiig  nU^U^hen,  weQ  suui  klar  und  deatUeh  über 
(ton  Staat  nicht  apreofaen  durfte ;  nnx  dieaer  Umitend  erUftTt  und  recht- 
fertigt teilweise  den  mystisch'pbUosophiachmi  Hebel,  in  dem  man  das 
Wcten  and  den  Be^ff  dea  Staate»  hallte. 

Einer  der  letaten  Hegelianer  war  Lorena  Stein.  Seine  Definition 

h  iM :  „Der  Staat  ist  wedereine  Anstalt,  noch  eine  Rechtfforderung,  noch 
'iae  ethische  Gestaltung,  noch  ein  logxicher  Begriff,  so  wenig  wie  das 
Ich  des  Menschfii.  Der  Staat  ist  eine  —  die  höchste  materielle  — 
Form  «ler  Persönlichkeit.  Es  ist  soin  Wesen,  sein^^n  Grund  in 
sich  «elbst  zu  bnHfn.  Kr  kann  so  wenig  bowioson  wn-deu  uud  so  wenig 
Wgrüüdet  wt-nlen  als  das  Ich.  Er  ist  von  sei  bor.  Ich  kann  ihn  wie 
das  Ich,  nicht  aas  einem  an<lern  entwickeln.  Er  ist  dir  »gewaltige 
Tatsache,  da'I  die  Gemeinschaft  der  Menschen  außerhalb  uud  über 
«lern  Willen  der  Gemeinschaft  seibat  ein  eigenes  selbalBndigea  nnd  aelbat-* 
tätiges  Daeein  hat". 

Auch  diese  Definition  enthält  gar  keine  konkreten  Merkmale 
des  StaatahegriiEes,  worauf  ea  dodi  bei  einer  Deflnitien  vor  allem  an- 
kommen aoUte. 


I^r  soziale  W erdegangr  und  das  Wesen  des  Staates. 

•  Da  der  Staat  ein©  aoziale  Er«cheinnng  ist,  d.  i.  eine  solche, 
die  im  s<»/ialoii  Werdejjang  der  Mensc  hheit  iu  Elrscheimm^  tritt, 
i**t  es  zu  .seinem  N'erstiindnis  erlonlerlich,  sich  über  diesen 
jt<ni/en  Werdepruzeli  eine  richtige  Vorstellung  zu  bilden. 

Die  heroistische  (ieschi<  litsschreibung  hat  ans  daran  ge- 
wohnt, in  der  Politik  auf  das  individuelle  Oetue  viel  mehr  zu 
achten,  als  es  yerdient,  und  darob  das  soziale  Werden  zu  Uber- 
sehen. Begreiflich  ist  ja  das  ans  dem  Grunde,  weil  individuelle 
Handhingen  sichtbar  und  greifbar  sind,  uns  obendrein  von  einer 
g^hwfitzigen  Tagespresse  zu  jeder  Mahlzeit  serviert  werden, 
während  das  soziale  Werden  nicht  mir  den  Herren  Journa- 
listen, sondern  ebenso  <leu  Herren  FHch}Hditikern  in  Hureaus 
und  F'arlamenten  ein  Huch  mit  «ieben  Siegeln  ist.  Es  gibt 
uV>er  ,'inen  höheren  Standpunkt  der  Betrachtung  der  Politik,  es 
ist  der  der  Soziologie.  Von  diesem  ans  schwinden  <lie  indi- 
viduellen Handlungen  und  tritt  das  soziale  Werden  in  den 
Vordcrgnmd. 
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Worin  besteht  dasselbe  V  In  dem  ibrtwälireudeu  Auibtieg 
soziiiler  Gruppen  aus  den  unbewußten  Tiefen  des  Volk&bodens 
zum  hellen  Tage  des  Bewußtseins  und  der  Klarheit.  Das  sind 
schmerzliche  Prozesse,  die  sich  nie  und  nirgends  ohne  Kata- 

stropheu  vollziel leu,  die  sich  iins  im  eiiizelueu  als  inelir  oder 
mimler  i^ewaltsuiiien  l{e\ olutionen  flarstelleii. 

Diese  {'fO'/osse  bilden  das  (ierippe  der  ^\  eit^esiliit  iuf  — 
iieiui  alles  andere,  was  man  als  den  Inhalt  derselben  anzusehen 
gewohnt  ist.  ist  nur  indifferente  Zutat,  Form,  aber  nicht  Inhalt, 
Schale,  aber  nicht  Kern.  Baß  wir  noch  immer  diese  Form  und 
Schale  als  das  Wesen  der  Geschichte  ansehen,  erklärt  sich  aus 
jahrtausendealtem  Kultus  des  Indiyiduellen  in  Menschheit  und 
Gottheit.  Unser  Denken  ist  individualistisch  und  heroistisch 
und  wir  i^lauben  wirklich,  daß  alles  was  geschieht,  entweder 
Gott  oder  Meji.sthi'ji  mailieii. 

Von  solchen  Denktormen  köinu'ii  wir  uns  schwer  emanzi- 
pieren, sie  sind  das  Kesultat  von  Jahrtausenden.  Neue  Auf- 
fassungen der  Geschichte  und  Politik  brechen  sich  schwer 
Bahn  und  sie  werden  erst  allgemein  werden,  wenn  die  Verhält- 
nisae  anders  geworden  sein  werden,  wenn  das,  was  heute  im 
dunklen  Schoß  der  Zukunft  niht,  Vergangenheit  und  (legen- 
wart  geworden  sein  wird. 

Betrachten  wir  aber  das,  was  wir  als  den  Inhalt  der  6e> 
schichte  ansehen,  etwas  nälier.  Wir  sagen,  daß  es  der  Aufstieg 
der  tieferen  Volkschiditen  zu  Hew  uDtsfin  und  Klarheit  ist. 
Dieser  Autstieg  war  doch  immer  und  von  jeher  der  wesent- 
lichste Inhalt  aller  Naturgeschichte,  denn  einmal  sind  doch 
nach  den  feststehenden  Lehren  der  Naturwissenschaft  aus  Affen- 
mdeln  allmählich  Menschen  geworden.  Das  war  also  ein  Auf- 
stieg. Dann  sind  einmal  ans  einzelnen  Horden  Wilder  Barbsuren 
geworden,  um  bei  dem  Morganschen  Schema  zn  bleiben.  Das 
war  also  wieder  ein  Au&tieg.  Dann  sind  aus  Barbaren  Kultur- 
menschen geworden  —  wieder  ein  Aufstieg.  Während  aber 
Kidtuihmenschen  —  wie  heute  ebenfalls  allgemein  angeuumiueu 
wird  gerail'-  \\<^i1  sie  KiiltuniHMi^clien  sind,  degenerieren,  in 
Verfall  geraten  und  zugrunde  gehen,  geht  der  weitere  Aufstieg 
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aus  jeiiri)  .s(»i^iiilen  Tiei'eii  ungestört  vor  sich.  Also  Auistieg^ 
ohne  Kndc.  Woriu  besteht  derselbe?  Euüach  iu  dem  Abstieg, 
(I.  ii.  in  dem  Eiudringeii  der  Kultur  Yon  oben  nach  unten. 
Woher  kam  sie  aber  nach  oben?  Durch  die  Arbeit  ?on  unten 
vad  die  Leitung  Ton  oben  —  d.  h.  durch  entsprechende  Ar- 
beitsteilung, in  welcher  Spitze  und  Basis  der  gesellschaftlichen. 
Pyramide  scheinbar  entgegen-,  tatsachlich  aber  zusammenwirkten 
—  durch  den  Staat. 

l^ieser  Aufstieg  zur  Kultur  und  Abstieg  der  Kultur  ändert 
aber  nichts  an  der  Struktur  der  (tesellschaft,  die  immer  eine 
Pyramide  bleibt,  in  der  die  Kultur  nach  oben  hin  intensiver 
and  starker,  nach  unten  extensiTer  und  schwacher  wird. 

Das  ist  der  TutlK'staiid  des  sozialen  Werdens,  das  begleitet 
ist  von  individuellen  psy einsehen  Heaktionen  gegen  soziale 
lieize.  che  sich  uns  als  Gefühle,  Ueduukeu,  Ulaube,  Wibseuschat't, 
Kaust  präsentieren. 

Das  soziale  Werden  aber  geht  vor  sich  mittels  imauf hör- 
lieber,  ewiger  Kämpfe  zwischen  sozialen  Gruppen  und  zwar 
Hiebt  nur  zwischen  über-  und  untergeordneten«  sondern  auch 

iwischeu  Debeneiiiander  gelagerten.  Die  ersteren  sind  vor- 
Mriegeud  politischer,  die  letzteren  vorwiegend  wirtschaftlicher 
Natur.  Rei  den  politisc  hen  Kämpfen  handelt  es  sieb  um  Herr- 
schidt  und  Gehorsam:  bei  den  wirtscliaftlichen  um  Konkurrenz 
und  gegenseitige  Verdrängung.  Allerdings  enthält  das  poli- 
tiiehe  Kampfspiel  das  wirts(»httffcliche  in  sich:  imigekehrt  muli 
nicht  der  Fall  sein.  Ein  wirtschaftliches  Kamplspiel  braucht 
lein  politisches  in  sich  zu  begreifen. 

Al»er  sowohl  die  einen  wie  die  anderen  dief?er  Kampfe 
sind  notwendi«/e  Hediud  uiijen  der  Kultur:  «»hne  sie  iiaL  es  nie 
vmd  nirgends  Kultur  gegel»eu. 

Schon  daraus  geht  hervor,  daß  sich  das  soziale  W  erden 
nicht  in  der  Welt  der  Individuen,  sondern  in  der  Welt  der 
sozialen  Erscheinungen  abspielt,  die  bisher  von  den  Philosophen 
ond  Tbeoretikem  ganz  unbeachtet  blieb.  Biese  Welt  muß  man 
ins  Ange  fassen,  will  man  das  soziale  Werden  erkennen.  Da 
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wir  aber  bei  letzterem  Fonu  ainl  liilmlt  unterscheiden  mimeu, 
ao  ist  jeilea»  dieser  Momeute  ge^ioudert  zu  betrachten. 

*  * 

* 

Wir  sagteu  schon,  daß  die  Form  des  somleji  WerdeuB  der 
Kampf  ist  und  zwar  der  politische  und  der  wiztBchaftliche. 
Dieser  Kampf  wird  getohrt  Ton  soadalen  Gruppen  und  wird 
begleitet  von  ideellen  Auseinandersetzungen.  Wenn  Staaten  mit- 

eiii;m<ler  kämpfeu.  so  liegleiteu  sie  den  Kampf  mit  Keciitsbe- 
grüiKlmi^eii :  wenn  wirtscliuftliehe  Parteien  kämpfen,  so  hören 
wir  wiitschaitUclie  Theorien  verkünden.  \\  eun  wirtschaftiieli 
höher  stehende  \'ölker  niedrigere  bekämpfen,  so  geschieht  dies 
im  Namen  der  Kultur  oder  der  liesseren  üeligion.  Diese  ide- 
elle Begründungen  der  Kämpfe  gehören  zur  Form  des  sozi- 
alen Werdeiu).  In  dieser  ideellen  Sehale  muß  man  den  materi- 
ellen Kern  erkennen  lernen. 

Worin  besteht  derselbe?  In  dem  Streben  der  Erhaltung 
und  Ausbreitung  des  eigenen  Blutkreises,  also  der  1 aen  sozi- 
alen 'irnp})e  auf  Kosten  amlerer  Blntsknni>e,  also  anderer  sozi- 
jder  (uup|>en.  Dieses  Streben  ist  jnit urgesetzlich  und  unab- 
hängig vom  iudividuellen  liewulHsein.  bleibt  also  auch  meist 
nntt^r  der  Schwelle  desselben,  ja  wird  sogar  von  den  obener- 
wähnten ideellen  Motiven,  die  als  Begleiterscheinimgen  der 
Kämpfe  auftauchen,  zumeist  znrQckgedrängt.  Diese  ideellen 
Motive  werden  durch  soziale  Suggestion  und  Autosuggestion 
80  machtig,  obwohl  sie  illusorisch  und  nicht  wirklich  sind,  daO 
sie  jene  eigentliche  Triebfeder  nicht  ins  klare  Bewußtsein  ge- 
langen lasst'ii. 

Auf  (liest'  \\  eise  Lrlaul)en  die  Mens(  lieu.  aus  ideellen  Mo- 
tiven  zu  handeln:  während  sie  tatsächlich  vom  naturgesetz- 
lichen Streben  ihrer  (inii)i>e  zum  Handeln  getrieben  werden. 

Alles  geschichtliclie  üescheheu  läÜt  sich  nur  auf  dieee 
Weise  soziologisch  erklären.  Und  nur  auf  diese  Weise  iat  es 
erklärlich,  daß  sozial,  d.  h.  gruppenweise  Scheußlichkeiten  ver* 
übt  werden,  die  der  einzelne  Grui)penangehorige  bewußt  und 
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•iberloj^t  zu  veriiboii  isicli  s(  houeii  würde.  Die  ( truiisHiukeiteii 
»lor  Knp«„'p  xuxd  Kevolutionon  gehören  in  die  Kute^rorio  soKlier 
i^iaiiillungeu.  Der  einxelue  verabscheut  sie:  die  Grup})e  ver- 
übt sie. 

Wenn  nun  aber  alles,  was  nuturgesetzlich  vor  sicli  ;^e1it, 
irgeudeindn  natargesetaslichen  Erfolg  haben  muß,  so  ist  die  Frage 
iMrechtigt,  welches  Besultat  liefern  die  Kämpfe  der  sosdulen 
(inippen?  Das  Resultat  muß  offenbar  jener  unbewußten  Tri^- 
fedor  entsprechen,  welche  die  Kämpfe  veranlaßt,  es  ist  hIho:  die 
Krhaltun^  der  siegreichen  (iru]>|)e  auf  Kosten  oder  mit  Hilfe 
«ler  unter iie;^<nideu.  Dieses  liesultiit  wird  er/ielt  vornnttels  dm 
H;r,\i^.  Dieser  ist  von  Natur  nidvts  anderes  als  die  Einrich- 
tung, vermöge  welcher  die  siegende  Uruppe  sich  ihren  Lebens- 
Uüterhalt  von  der  unterliegenden  in  der  einen  oder  anderen 
Form  beschaffen  laßt.  In  dem  naturgesetzlichen  ewigen  Kampf 
der  Urappen  bildet  der  Staat  das  natürliche  Mittel,  den  Siegern 
den  Ton  den  Besiegten  zu  leistenden  Siegespreis  sicherzustellen. 
Aber  der  soziale  Kampf  hört  im  Staate  nicht  auf,  sondern  ge- 
langt in  ihm  auf  gerodelte  Hahnen  (Heclitsordnung).  Wenn  er 
nun  als  XiiturpriJZflj  iurtdaiicrt.  st»  innli  er  ja  wie  joder  Natur- 
prozelJ  wieder  irgendein  Tiaturgesetzlichfs  l»t>sultat  hal>oi). 
Welches  ist  das?  Es  kann  nicht  zweifelhait  sein:  Kultur.  Nur 
mftBsen  wir  hier  das  Wort  Kultur  in  seinem  wesentlichsten, 
lOEiuagen  nacktesten  Sinne  yersteheu,  als  die  durch  eine  weit* 
gehende  Arbeitsteiluiig  zunächst  für  die  oberen  Gesellschafts- 
Uaaeen  erleichterte  und  verfeinerte  Lehenshaltimg.  Dieses  Ziel 
erreicht  jeder  Staat;  der  Unterschied  aber  zwischen  dem  mehr 
kultorellen  und  minder  kulturellen  Staate  besteht  in  den  engeren 
otlor  hreitereii  \  «  •Ik.s.schichten,  die  an  dieser  erleicliterten  und 
verteiuerten  Lf>hptishaUun|ur  teilnehme»!!. 

Diese  Tendenz  all  un«!  jedes  Staates  gcgon  ohiges  Kulturziel 
hin  iut  eine  unzweifelhafte  Erfahningstatsache,  die  auf  jedem 
Blatte  der  Menschlieitsgeschichte  ihre  Hestätignng  üjidet.  Diese 
Te&denz  stammt  aber  nicht  aus  irgend  jemandes  individuellem 
Willen,  sondern  sie  ist  die  Folge  des*  allen  Menschen  eigen- 
tümlichen Sirebens  nach  Verbesserung  ihrer  Lage,  welches 
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Streben  sich  der  im  Staate  gegebenen  Arbeitsteilung  bedient 

und  U»t/.t(»ro  iiiniier  iiiteusiver  ujkI  oxteusiver  zu  seiner  lieiriedi- 
guiig[  Husnüt/i. 

Durch  (Hose  möj^Uchste  Ausnüt/ung  kouinien  nun  /.u«rliMt  h 
mit  der  Kultur  eine  lieihe  anderer  Erscheinungen  zut;i<^e, 
welche  auf  den  Bestand  des  Staates  selbst  von  weit^hendeii 
Folgen  sind. 

Denn  es  ist  begreiflich,  daß  der  zur  Kultur  geebnet 
wird  durch  die  intensivste  Mitarbeit  aller  Volksschichten,  wozu 
die  «^rr)ßtuMj*rliche  Ännaherimg  derselben  eine  unausbleibliche 

Be<lin^ui^  ist,  die  sich  erfüllen  iuuIj.  Die  Erfüllung  dieser 
liediiiguii^^  bat  wieder  zur  Folge  die  soziale  AuK*ifleiflniug  l>e- 
steheuder  l  nterschiede,  welche  die  einzelnen  V  olkssciiichteu  v  on- 
einander trennten. 

Diese  Ausgleichung  sozialer  Unterschiede  zwischen  den  ein- 
zelnen Volksseliichten,  die  ursprünglich  heterogen  waren,  lie- 
wirkt,  daß  die  im  Staate  und  durch  den  Staat  entstehende 
Kultur  eine  einlieitliche,  nationale  wird.  Kann  in  einem  Staate 
wegen  zu  großer  ethnischer  Unterschiede  seiner  Bestandteile 
eine  Nationalisierung  nicht  erfolgen,  was  dann  der  Fall  ist, 
\v(Mni  ilerselhe  aus  vers»  liicdeaen  territorialen  Bestandteilen  he- 
siolit.  aiit  deneu  sich  eine  Nation  alisierung  schon  Kin^^st  vor 
seine!u  Ilntstehen  v<dlzogön  hat:  so  streben  diese  eiuzelueu  ter- 
ritorial-niitioualen  Teile  zu  selbständiger  Stellung,  sei  es  in 
Unabhüngigkeit  voneinander,  sei  es  in  föderativem  Zusammen- 
hange* 

Aus  alledem  geht  hervor,  daß  der  Staat,  wenn  er  auch  die 
unerläßliche  Bedingung  menschlicher  Kulturentwickhmg  ist  tmd 
in  dieser  Hinsicht  als  Organ  dieser  Entwickln i.-  inuktioniert, 
dieselbe  nicht  beherrscht,  sondern  von  derselben  heherrsdit 
wird  un<l  zwar  in  d*M-  Weise,  dalJ  er  rieh  dor  über  ibn  hinaus- 
sln*bend«'n  Entwickbing  un|nissen  nuiß,  sei  es  in  seiner  inneren 
Organisation,  sei  es  in  seinem  Hestande.  Dio  über  den  einzelnen 
Staat  bituiusstrebend«'  Kulturentwicklung  der  Menschheit  fordert 
oft  die  Auflösung  det»  einzelnen  Staaten«  oder  die  Modifikation 
seiner  territ4>rialen  Gotitaltuug. 
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Wie  schou  gesagt,  vollzieht  sicli  (hm  alles  nicht  ohne 
Kampi^  sei  es  im  Innern,  sei  es  nach  uuUeii.  Denn  au  jede 
momentane  Geetaltong  des  Staates  knüpfen  »ich  tausende  Inter- 
Msm,  sowohl  pecBonlicfae  als  aaoh  soziale,  so  daß  tawnde  Inter- 
essen immer  an  der  jeweiligen  Gestaltung  des  Stairteei  naeh 
innen  und  nach  außen  beteiligt  sind.  Der  naturgeseÜsliehe 
sdEiale  Werdegan ij:  nimmt  auf  diese  Interessen  keine  RHeksicht: 
er  ist  ein  Saturn,  ihr  seine  eisfentMi  Kinder  frillt.  Alle  die 
sozialen  <»estaltuiigt^n  hat  er  erzeugt  und  alle  werden  von  ilmi 
mit  der  Zeit  verschlungen. 

T>)(^  aber  seitens  des  Stiiates  oder  seiner  sozialen  Bestaud- 
tt^iie  alle  die  vom  sozialen  Werdegang  geforderten  Opfer  frei- 
willig gebracht  werden,  ist  ganz  undenkbar.  Denn  in  allem 
Bestehenden  waltet  der  Selbsterhaltungstrieb ;  also  nicht  nur  in 
den  Organismen,  sondern  auch  in  allen  sozialen  Wesen, 
also  im  Staate  und  seinen  sozialen  Bestandteilen.  Daher  sind 
K;iMn»f  und  Krieg  die  uuvermeidlichen  Begleiter  des  sozialen 
U  erdeganges. 

Allerdings  könnte  mancher  Kampf  und  Krieg  vielleicht 
erspart  werden,  wenn  die  Natur  des  sozialen  AVerdegangen 
wissenscluiltUch  erkannt  und  seine  naturgesetzlich  gehundene 
Marschroute  über  allen  Zweifel  sichergestellt  würde.  Letzteres 
wäre  nicht  unmöglich.  Diese  Aufgabe  zu  Idsen,  scheint  die 
Soziologie  berufen. 

Die  Funktion  des  Staates  im  sozialen  Woltprozessc. 
*  Die  bekannte  Erfahnnig.  daß  uns  derselbe  Berg,  der  von 
der  El>ene  und  aus  der  Nähe  gesehen,  uns  von  l)etr!ichtl icher 
Höhe  erscheint,  aus  der  Ferne,  von  einem  weit  höheren  Gi)»fel 
aus  uns  als  kleiner  Hügel  sich  darstellt  —  diese  Erfahrung 
können  wir  auch  am  Staate  machen,  wenn  wir  ihn  vtm  zwei 
verschiedenen  Standpunkten  aus  betrachten.  Wie  groß  und 
nuVhtig  erscheint  uns  unser  Staat  vom  nationalen  oder  g.ir 
p«itri otischen  Stun<l|M(iikte:  wie  imponierend  seine  Herrscher- 
reilie.  die  niebrero  Jahrhuudcite,  vielleicht  gar  ein  halbes  .Talu:- 
Qiimplowicz,         Staatsrecht.  3 
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tausentl  /iiri'ukreirlit.  tinrl  mit  welchem  Stolze  stliiklert  der 
iiutionaie  Historiker  i\\v  i^iorreiche  <  Jesihiclito  .sfiiu's  Vaterlandes. 
Das  int  ein  Stuudpunkt.  Es  gil)t  aber  nocli  eiueu  aiidereii. 
Auch  ilir  die  Betrachtung  des  Staates  gibt  es  .eine  höhere 
Warte  als  die  Zinne*  des  Patriotismus  und  das  ist  die  sozio- 
logische Warte. 

Von  dieser  aus  umfaßt  der  Blick  eine  Unzahl  und  eine 
unabsehbare  Reihe  von  Staaten  in  allen  Weltteilen  seit  un> 
düukliehen  Zeiten.  Wie  klein  nnd  kurzlebig?  ersclieiut  von 
dieser  Warte  uns  jeder  einzelne  Stiuit  —  eine  kleine  Welle  im 
W  eltmeere  der  Menschheit.  Sie  steigt  aul  und  versmkt  und 
macht  der  folgenden  Platz. 

Ks  ist  l>egreiflichf  daÜ  von  diesem  höheren  Standpunkte 
aus  der  Staat  nicht  nur  quantitativ,  sondern  auch  qualitativ 
als  etwas  ganz  anderes  erscheinen  muß  als  vom  Standpunkte 
des  nationalen  Patriotismus.  Das  ist  keine  Ahnengalerie  melur 
großer  Herrscher;  unsem  Blick  fesseln  keine  Kriege  und 
Schlacliten;  wir  merken  nidits  von  schlauen  diplomatischen 
Haupt-  und  Staatsaktionen.  Von  alle  dem  selien  wir  gar 
niclits. 

Dagegen  seilen  wir  eine  Unzahl  Meuschenströme  sich  über 
<]i»'  Erde  ergießen  und  sie  nnikrnison  und  wo  zwei  oder  mehrere 
solcher  Ströme  zusammen  treffen,  da  sehen  wir  automatiscli  einen 
rasch  sich  schürzenden  Knoten,  immer  ein  und  denselben  Me- 
chanismus, der  den  feindlich  aufeinandertreflfenden  Menschen- 
strömen ein  ruhiges  Zusammenfließen  ermöglicht.  Dieser  Me- 
chanismus ist  der  Staat.  Er  faßt  die  heterogenen  Menschen- 
stninu»  zusammen.  Jiähert  sie  eiiiuiuler,  leitet  sie  in  ein  gemein- 
sanip<  Hett,  bis  ^io.  vereint  dann  weiterfliellend.  aiit  Irenide 
Meuschenströme  trefi'en  und  in  einer  neuen  Stiuitswelle  ver- 
Kühwinden  —  iu  einem  neuen  Medianismus  von  derselben  Natur 
uu<l  TtMidoTi/  wie  alle  vorhergehenden.  Wenn  wir  also  von 
sr>ziologischer  Warte,  so  weit  unser  Blick  reichen  kann,  die 
ganze  Mensclilieit  seit  den  ältesten  fttr  uns  wahrnehmbaren 
Zeiten  betrachten,  so  sind  die  Staaten  immer  wieder  solche 
automatisch  entstehende  Mechain'smen,  die  auf  dem  unendlichen 
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Meti.>ciilieil.>iuet'r  imiiio;'  ein  iiud  die?seibe  Fiiuktu)ii  l)e.si»riroii.  -  - 
Diese  bestellt  in  dem  Zusuiiiiueniks8eu  heterogener  sozialer  Kle- 
mente  zu  geordneter  und  friedlicher,  genieinsanier  Tätigkeit, 
deren  Ergebnis  eine  Verähnlichung  und  Ausgleichung  der  ver- 
schiedenen sozialen  Elemente  ist,  deren  Verschmelzung  zu  einer 
mehr  weniger  einheitlichen  Mischung  von  gleichem  Aussehen 
und  Charakter  uns  als  gleiches  Volkstum.  Nationalitat  oder 
Kultur  erscheint.  Muu  könnt»»  meinen.  <lal}  eine  solche  uni- 
verselle Betrachtung  der  Staat»  invi'lt  iinu'rlialh  der  Meii.sf  liiieit 
ein  müüijres  Unternehmen  »ei:  du  wir  doch  zunächst  im  Staate 
lel)en  und  die  Auf^ahiMi  und  Ziele  des  Staates  für  uns  mehr 
Bedeutung  haben  uls  dit>  l(nll«>  d«^  iStaates  in  der  Menschheit. 
Aber  man  vergesse  nicht,  daü  wir  nur  am  der  Betrachtung  des 
iftaates  als  Organs  der  Menschheit  und  seiner  Funktion  inner- 
halb derselben  zur  richtigen  Erkenntnis  der  nutftrlichen  Ten- 
denz seiner  Entwicklung  als  sozialen  Sonderwesens  gelangen 

kößiieu. 

Denn  erstens  erkennen  wir  ihn  aus  .solcher  nnivorsellen 
Betracht uniT  :d>  ein  ErzeugHi>  dis  universellen  sozialen  Katur- 
proze^ses  und  nicht  als  Menschenwerk  imd  zweitens  können 
wir  nur  aus  solcher  universellen  Betrachtung  erkennen,  welche 
Aktionen  im  Innern  des  Staates  seiner  natürlichen  Funktion 
als  i^rgan  der  Menschheit  konform  sind  und  welche  ihr  zuwider- 
IsnfeD.  Kurz,  nur  aus  dem  sozialen  Makrokosmos  konneu  wir 
die  Katur  und  das  Wesen  des  sozialen  Mikrokosmos,  des  Staates, 
erfonichen.  Und  da  ergiht  sich  uns  nun  als  erstes  soziales 
Naturtfesetz  des  Staates,  das  seine  Funktion  in  einer  sozialen. 
kiiltur*»llen  und  nationalen  V»»r*MnhtMtli(  hunif  seiner  Volkseleniente 
l»esteiit.  Lst  aher  das  sein  Naturgesetz,  >o  i>i  ein  Ni»  hthetulgen 
desselben  für  ihn  verderhlich,  ein  B'^foliren  desselheu  seine 
einzig  richtige  Politik.  Denn  auch  der  Staat  gedeiht  nur  so 
wie  das  Individuum  bei  einem  naturgemäßen  Le)>eu'*.  Beim 
Staate  aber  besteht  dieses  «naturgemäße  Leben''  in  der  Aus- 
Uhung  seiner  ihm  als  Organ  der  Menschheit  znkonmieuden 
Funktion.  Ülvt  er  diese  nicht  ans  oder  übt  er  sie  mangelluift, 
dioui  :juxidigt  er  gegen  das  Naturgesotz  und  büßt  es,  denu  als 

3* 
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i'olgeu  solcher  »Siiudeu  »tclleu  sich  hchwere  Krisen  und  Katu- 
stroplieu  eiu. 

Wohl  ist  jeder  Staat  al^  suiiiales  Siiiiderweseii,  uh  -Staats- 
wesen-, wie  es  der  richtige  Sprachiiistinkt  uetmt,  von  Sell)sit- 
erhiütuugstrieh  helebt  wie  alle  Xaturweseu,  imd  am  diesem 
natürlichen  Triebe  erfolgen  aUerhand  Schutz-  und  Vorsichte» 
maßregeln,  wie  Strafgesetz,  Hochverratsparagrai^en  u.  dgl.;  aber 
das  hilft  Dun  alles  nicht,  wenn  er  dem  obersten  Gesetz  seines 
Daseins,  seiner  natürlichen  Funktion  nicht  treu  bleibt  und  sie 
nicht  übt.  Trotz  Straf^setz  und  Hochverrats])ara*irraphen  j^ht 
er  dann  elend  /.njrniude  oder  niiuuit  schweren  Scha»!-  ii.  .Mo«re 
aui>  der  uniiiittelharen  Gegenwart  ein  aktuelles  Heispiel  das  ao- 
ebeu  <jesa«^te  beleuchten.  Ju  J^iviaud  ilssoen  jüuf^st  Ströme 
Blutes  und  wurden  Greueltaten  verübt;  Mord  und  Verwüstung 
standen  vor  kur>:era  auf  der  Tagesordniuig.  Woher  kam  das  ? 
Die  Staatsmaschine  in  Livlaud  hat  ihre  natorgesetzliche  Funktion 
schlecht  geübt.  Dort  saßen  seit  Jahrhunderten  deutsche  Herren, 
die  Eroberer  des  Landes,  als  herrschende  Klasse  über  einer 
breiten  Schicht  lettischer  eingeborener  Bevölkerung.  Hätte  der 
, Staat-,  gleichviel  wer  an  der  Spitze  desselben  stand,  natur- 
gesetzlich tunktitmiert ,  so  niiilite  schon  längst  eine  Vereinbeit- 
lichung,  zum  mindesten  eine  uati<niale.  die  sieb  in  lt  iiieiu;>amer 
Spraelie  ansdrückt,  erfolgt  sein.  Zum  mindesten  durtif  «wischen 
llerrii  und  Bauer  keine  nationale  Jiluft  gähnen,  wenn  wir 
schon  von  weiterer  Vereinheitlichung,  von  kultureller  und  sozi- 
aler Annäherung  absehen  wollten.  Nichts  in  dieser  Richtung 
ist  geschehen.  Die  ursprünglich  heterogenen  sozblen  Elemente 
blieben  heterogen  bis  heute.  Deutsche  imd  Letten  stehen  sich 
wie  am  Tage  der  Landnahme  und  der  Staatsgründung  fremd 
gegeniil)cr,  fremd  und  feind.  Da  k( Minen  nun  schmerzliche 
Krisen  nicht  ausbleiben:  ila  kommt  e<  naturnotw emiig  zu 
sdklien  Ausbrüclieu,  deren  Zeugen  wir  sind,  zu  Greueltatüu,  die 
wir  schaudernd  miterlebten. 

Lud  zu  solchen  Ausbrüchen  muß  ea  immer  und  überall 
kommen,  wo  der  Staat  seine  naturgesetzlichen  Funktionen  der 
Vereinheitlichung,  Annäherung  und  Ausgleichung  der  ursprüng* 
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lieh  heterogenen  Elemeute  vernuchlärt^i«^.  Doüu  in  der  Cliung 
die!«er  Funktioneu  liegt  seine  Daseinsberechtigiuig:  fibt  er  »ie 
nicht,  spricht  er  Über  «leb  das  Todesurteil,  mdge  es  non  von 
«tnem  Naehbarstaute  vollzogen  werden,  oder  er  muß  es  durch 
langsames  Hinsiecben  an  sich  selbst  Tollziehen.  —  Wenn  utin 
Äber  ein  natiirgesetKliches  Fimktionieren  eiue  ].ehen.sfru«^e  de« 
(Staates  ist,  so  diiri"  dif  Fra^o.  worin  (la.s>oll»t»  bestellt,  nicht  mit 
♦•ini'/en  Wortfii  wie  VertMiiheitlic-liunir,  Aniiiilionni;^.  Aiisi^loirhnug 
abgetan  wertleu,  .souderii  e?«  ist  wohl  augezeigt,  Bedeutuug  imd 
Inhalt  dieser  Worte  etwas  näher  ins  Auge  zu  fikssen. 

Daß  der  ötaat  aus  dem  Zu»ammeutreffeu  heterogener,  sozi- 
aler Elemente  entsteht*  dttrite  heute  wohl  allgemein  anerkannt 
sein.  Nun  kann  es  zwichen  sozialen,  den  Staat  konstituierenden 
Elementen  manche  Verschiedenheiten  geben,  nämlich:  anthro- 
|tol(»gi.sche,  nationale,  kulturelle  und  soziale.  Von  den  unthro- 
|M»logi.H(*hen  brauchen  wir  innerhalb  der  weilieu  Menschen rasseu 
nicht  /n  .-%j»recheii.  denn  die  Eriuhnmg  lohrt.  dal5  diese  \  er- 
xliit'deuheiten  ein  ;«(e<leihliehes  Zusammen letieu  der  Menschen 
nicht  hindert.  \'on  den  andern  Verschiedenheiten  sind  die  einen 
(z.  B.  nationale)  mehr,  die  anderen  (kulturelle  und  soziale) 
weniger  einer  normalen  Entwicklung  des  Staates  hinderlich  und 
normal  sich  entwickelnde  Staaten  gelangen  bald  früher,  bald 
spater  zu  einer  größeren  oder  geringeren  Ausgleichung  dieser 
Gegensätze  und  Verschiedenheiten.  Eine  Töllige  Ausgleichung 
all  dieser  Verschiedenheiten  ist  allerdings  nicht  leicht  denkbar, 
mir  die  dauernde  Tendenz  zu  einer  solchen,  die  kdutinuierliche 
Arih'it  ;in  einer  solchen  Ausgleichung,  das  ists.  was  dem  Staute 
Irouimt,  was  ihn  sozusagen  stets  bei  guter  (lesundheit  erliält. 

Wo  aber  diese  \'erschiedeuheiten  in  ihrer  ursprilnglicheu 
Schroffheit  aufrecht  erhalten  bleiben,  wo  die  einzelnen  sozialen 
Elemente  in  ihrer  sozialen,  kulturellen  und  nationalen  Gegen- 
sätzlichkeit rerbarren,  da  »gibt  es  keinen  guten  Klang«*  und 
da  muß  man  auf  solche  Erschütterungen,  wie  sie  unlängst  das 
beklagenswerte  Liyland  durchmachte,  auf  solche  sozialen  Erd- 
hel)eii  mit  allen  ihren  Schrecken  und  Greueln  immer  ge- 
faüt  sein. 
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Allertliüg.s  ist  t»s  nicht  leicht.  <li  '  Mittel  und  Wem-  aii/u- 
geheii.  wie  <ler  Staat  duzu  gelangt,  in  Ausübung  seiuer  luitur- 
gesetzlichen  Funktion  an  der  Überwindung  all  dieser  sozialen 
Gegeusiiltze  m  arbeiten;  wir  werden  im  Verlaute  der  nachfoU 
geudeu  AusfÜhnmgeu  Gelegenheit  haben,  auf  diese  einzelnen 
Aktionen  des  Staates  hinzuweisen.  Nur  eines  wollen  wir  hier 
noch  henrorheben:  diese  Mittel  und  Wege  sind  nach  der  indi» 
vidiiellen  Beschaffenheit  der  Stmiten  Snßerst  manni^fiiltiir  und 
es  gibt  auch  solclie  Staaten,  filr  die.  !uu  Ii  ihrer  Ue.scliatieuheit 
uud  ZuMarnnie'isptzuug,  eine  Mtl(  he  I  berwindniij  yfetabnl rollen- 
der sozialer  Gegensätze  unerreichbar  ist.  Was  geschielit  mit 
solchen  Staaten  i:*  Sie  gehen  au  einem  ^urgauischeu  Fehler» 
zugrunde  und  , neues  Leben  blttht  aus  den  Ruinen". 


Die  Bntstehang  des  Staates. 

Wenn  der  Begriff  des  Staates  oft  herhalten  mußte,  um 

politischen  Tendenzen  Worte  zu  leihen,  um  politische  Pro- 
gramme auszudrücken  und  politischen  Bestrebungen  als  Hanner 
zu  (l  eiieu:  so  nnilite  nicht  weniger  der  rein  historische  Akt 
der  Staatenentstehung  es  sich  LretV.llen  lassen,  sogenannten 
^höhereu**  Ideen  zu  Liebe  vielfach  geiaUcht  und  entstellt  oder 
bewul5terweise  ignoriert  zu  werden.  Man  konstruierte  den  rein 
historischen  Akt  der  Staatenentstehnng  aus  der  Idee,  leitete 
ihn  aus  bewußten  Bedürfnissen,  oder  sonst  aus  bewußten,  ratio- 
nellen und  sittlichen  Motiven  her.  Man  glaubte  es  der  Moral 
und  der  Mensclienwürde  schuldig  zn  sein,  die  wirkliche,  natur- 
wüchsige Art  d(^r  Staarenentstehung  zn  verliüllen  und  an 
ihrerstatt  irLr.Mid  .«ine  .legale"  und  humane  l'onn  derselben  zu 
setzen.  Wir  haben  die  Frage  .wie  Staaten  entstehen in  <ler 
Schritt  -Hasse  und  Staat*  (187;'))  behandelt  und  wollen  hier  nur 
das  Wesentliche  zusammenfassen.  Die  Geschichte  weist  uns 
kein  Beispiel  auf,  daß  ein  Staat  anders,  als  durch  einen  Akt 
der  Gewalt  entstanden  wäre.  Überdies  war  es  immer  ein  Akt 
der  Gewalt  eines  Stammes  gegen  einen  andern,  eine  Erobenmg 
und  Unterjochung,  ausgeübt  seitens  eines  miichtigeren,  fremden 
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Stammeft,  gegenüber  einer  achwacheren  bereits  aeßhikfteu  Be* 
TölkeniBg. 

Diejenigen,  die  ^e  andere  Art  der  Staatenentstekuii«^'  l>e- 
hanpten,  erweisen  dietielbe  nicht  ans  der  Geschichte,  sondern 

Huchteii  iu  vf)rgeschichtliche  Zeiten,  uiu  du  ihre  Hjpotlieseu 
j^lteiul  zu  luachen. 

I)f»cli  wenn  iQuii  sclion  vorj^eseiiiehtliehe  Zeiten  mit  in  die 
tvissenschaftliche  Diskussion  zieht,  so  ist  es  natürlicher,  in 
dies^  11^'^  nur  solche  Vorgänge  hineinzatragen,  wie  wir  sie  analog 
in  historischen  Zeiten,  nicht  aber  solche,  wie  wir  sie  in  histo- 
rischen Zeiten  nie  und  nirgends  antreffen.  Welches  ist  aber 
£e  Ursache,  daß  die  mebten  Rechte-  und  Staatsphilosophen, 
lieber  auf  nnhaltbare  Hypothesen  sich  stützend,  eine  stufen* 
weise  und  langsame,  ruhige  und  friedliche  Entwicklung  des 
Staates  aus  tler  l  aiuilie  und  «leuKMinlt»  annehmen,  als  dall  sie 
den  Iiistorischeu  Vorgängen  bei  Stmiteugründungen  gerei  ht 
werden  if  Wus  ist  die  iTsuche,  daß  sie  lieber  Staatengriinduugen 
aU  Terdienstvolle  Werke  ausgezeicli neter  mythischer  Weisen 
<md  Heroen,  ja  sogar  als  das  Werk  der  freien  Übereinkunft 
and  des  Vertrages  der  gesamten  Staatsgenossen  annehmen,  als 
«laß  sie  zogeetehen  sollten,  daß  diese  für  die  Menschheit  so 
aegeosreichen  sozialen  Einrichtungen  aus  dem  gewaltsamen 
Znsammeustoße  feindlicher  Volkselemente  hervorgegangen,  durch 
rohe  Gewalt  und  Übermacht  gegründet  worden  sind? 

Die  Ursache  dieses  seltsamen  Vor«jehens  lag  bei  den 
melsteu  Kechtspkilosophen  in  f«)lgenden  Krwägungen. 

Nachdem  einmal  das  Hauptbestrebeu  dieser  Wisseuschuft 
darauf  gerichtet  war,  Recht  und  Staat  aus  einer  hohem  Idee, 
ana  einem  ethischen  Prinzipe  abzuleiten:  so  ergab  sich  daraus 
<lie  logische  Notwendigkeit,  den  Menschen  als  den  Vollzieher 
und  Vollstrecker  dieser  höheren  Idee  zuerst  das  Becht  schaffen 
und  dann  zum  Schutze  desselben  den  Stmit  gründen  zu  lassen. 

Auf  diese  Weise  war  ein  System  leicht  fertig;  man  konnte 
iil»er  iuutendreiu  dieses  ;mt'  der  Idee  des  Ueclites  basierende 
System  nicht  mit  der  Anerkennung  der  Tatsache  Hinstürzen, 
(iaii  sich  die  Vollzieher  dieser  Idee  iui  Momente  der  Staaten- 
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^riiuduiiL:  so  sehr  wider  dieselbe  verglmdigten.  Ks  imiUte  also 
dem  System  zii  Liebe  eine  Hypothese  der  ^rechÜicheu*  Ent- 
stehung des  Staates  au^|;e6tellt  und  all'  die  historischdn  »nicht 
rechtUcheu"  StaatengrfiBdttngeii  als  , Ausnahmen'^  yon  der 
Regel  gehrandmarkt  werden. 

Mull  ^laul>te,  die  Theorie  der  Sjaiiteiientstolinii^  durch 
Krolienmg  als  eine  tle>  .etliisrhou-  <iriiii(levs  entbelirende, 
.materialistisclie'*  Lehre  verdammen  zu  müssen,  und  es  der  Idee 
des  Kechtes  und  des  Guten  schuldig  zu  sein,  eine  friedliche, 
p vernünftige^  Art  der  Staateneni^tehung  [anzunehmen.  Biese 
Ferhorreszienuig  der  Eroberungstheorie  ist  nicht  gerechtfertigt. 
Was  in  der  Natur  des  Menschen  wurzelt,  in  derselben  tief  be- 
gründet ist,  davon  muß  mau  annehmen,  daß  es  auch  dem 
«höheren  Willen-,  dem  „ewigen  Oesetze"  eulsjueche  und  einen 
veriiüüftigen  Zweck  haKe.  Nun  ist  aber  Eioltenuif^ssudit  ein 
solcher  in  der  Natur  <les  Meiis(  heii  tiei'  wuizeliider  Triel».  es 
ist  eine  im  Menschen  sich  oö'enl>areude  Naturkraft  und  was 
der  Mensch  ihr  zufolge  tut,  muß  ofienbar  einem  höhereu  AVillen, 
einem  liöheren  (lesetze  entsprechen  und  einem  vernünftigen 
Zwecke  dienen. 

Man  kann  aber  auch  die  Manifestation  |dieser  Naturkraft 
deswegen  nicht  als  uuethisch,  unmoralisch  bezeichnen,  weil 
diese  Kati'^oriou  ^rar  nicht  auf  Ereignisse  anwendbar  sind,  die 
sicii  in  der  (liVrlmlite  mit  elementarer  Kralt  vollziehen. 
Solche  Erei«;nisst'  nvliriron  gar  uiclit  vor  (1«mi  Iu(htei".>tuld 
menschlicher  Institutionen,  Es  wäre  aber  luichst  unwissen- 
schaftlich, wollte  man  dieselben,  stutt  sie  in  ihrer  AVuhrheit 
und  W  irkliehkeit  zu  ergründen,  untergeordneten  «Ideen'-  zu 
Liebe  mit  bewußter  Tendenz  fälschen. 

Wollte  man  die  Wahrheit  obiger  Theorie  der  Staatenentstehung 
in  »Uer  Form  visseoechafUich  erweisen,  bliebe  wohl  kein  anderer  Weg 
flhrig,  als  gesehiehÜich  die  Gründung  aller  einst  gewesenoi  und  heute 

noch  existierendou  Staaten  durehzngehen  und  nachzuweisen,  daf  die- 
«elben  immer  und  flberall  aus  einer  Erol)erun{;  und  »war  von  Seiten 

eiuoä  frem«leu  erobernd  auf  seßhafte  Bevölkeruuffen  eindring^^n*l»»n 
.**itniiuii08  eiitsfciuden  sind.  Einem  eolcbi^n  rntorneViTn'^n.  wenn  es  in  wirk- 
licb  wifwen^chattlicker  Weise  ausgeführt  werden  sollte,  ist  die  Kraft 
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eines  Kinzt-iiien  nicht  gewachsen.  Doch  vt  rw.  ist-n  wir  auf  <1io  von  uns 
in  uuaerom   „Rassenkampt-  ^luualuuek  tiithiill^ueu  «Üeschicht- 

licben  Hinwt'isiiniztn'*,  wo  die  beileutondsteu  Stauteapröndungen  des 
Altertums  in  Ägypten,  Babylon,  Asenr,  Medien,  Persien,  Indien,  China 
t]t  durch  Eroberung  und  Uutcrjuchung  vollzogen,  nachgewiesen  sind. 
Wdtere  Beispiele  solcher  BtuttengrOndimgen  werden  weiter  unten  an- 
geflUut  werden. 

i)aß  die  Entstehung  der  Staaten  durch  Eroberung  und  Unter- 
jochung die  Wirklichkeit  und  tatsächliche  Wahrheit  ist,  die  andern 
Entstehongsarten  aber  nur  logische  Kouhtruktionen  sind,  kann  man 
daiana  ersehen,  daß  die  Staatalehrer  nur  iür  die  erstere  Entstehunijsnrt 

sich  auf  die  Geschichte  benifen,  ',\\^o  tUrselben  tatsächliche  Wahr- 
hnt  zu»^rkennen,  während  sii-  die  andern  !•  ritstehunggarten  als  augeWlich 
.««•Ib^tYt  rötäudlich-  ohm-  historische  ituie^e  lassen.  Diese  S»dl)stv»T- 
stäüdlichkfit  ist  abi-r  uur  die  logische  Konstruktionsmöglichkeit  im 
meu.schlicheu  Denken  —  keine  Wirklichkeit,  keine  Tatsüchlichkeit. 


Theologische  and  rationalistisch«»  Thcuricii. 

Bei  den  theologibierouden  Kechts-  und  ►Staatsphilosopheu 
war  noch  eine  andere  Erwä^ng  maligebend.  Sie  Letraclitet^n 
uimlich  den  Staat  als  eine  göttliche  £inrichtung.  Wie  sollte 
i»m  Gott  der  Übermacht  und  der  Gewalt  sich  bedienen,  tun 
Beine  Werke  in  die  Welt  zn  setzen?  Wie  sollte  überhaupt 
Boheit  und  Gewalt  so  sef^ensreiche  Früchte  bringen  und  wie 
k«uute  man  zugestehen,  dali  F(irt»cliritt  und  Zivilisation  einen 
vorausgej/angeuen  Akt  der  Barbarei  sankrioniereii  sollten. 

Dagegen  war  V>ei  den  rationaii^tisc  lien  L'ei  llt>pllilu^uplleu 
wieder  die  Rücksicht  anf  die  nienschliche  ,  Freiheit-  entscheidend* 
i>er  Staat  mußte  V\  erk  der  bewußten  Tätigkeit  des  geistig 
freien  Menschen  hingestellt  werden,  wenn  er  einen  sittlichen 
Wert  haben  sollte.  Denn  nur,  was  der  Mensch  in  voller  Freiheit 
schafft,  könne  einen  sittlichen  Wert  haben.  Sollte  aber  der 
Staat  mit  all*  seinem  Glück  und  Segen  einer  instinktmäßigen 
rohen  Gewalthandlung  sein  Dasein  verdanken,  einer  Gewalt- 
h;indlung.  die  bewußt  gar  nicht  auf  den  Staat  gerichtet  war, 
wri  blieb  dann  di»^  lueiischliclje  FreilioitV  AVenn  das  irWdjte 
Werk  des  Menschen  uut'  Erden,  der  Staut,  die  Griindbedinguiig 
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aller  Kultur  gur  nicht  aus  dem  bewußten,  daraul'  gerichteten 
freien  Handeln  des  Menschen  entspringen  sollte,  wenn  er  einer 
über  diesem  freien  Handeln  waltenden  Xatumotwendigkeit, 
einem  Naturgesetze  folgend,  entstanden  wäre;  dann  ist  ja  auch 

gar  iiii'lit  abzuseilen,  welchem  Zwecke  der  Staat  dienen  solle, 
denn  dann  liegt  ja  auch  sein  /werk  iin  dunklen  Sflioß  <ler 
Xuturniiielite  verborgen  nn<l  kann  niclit  aus  der  bewuliten  Al>- 
sicht  derer,  die  ilui  gründeten,  erklärt  werden. 

Wer  sieh  um  die  Wirklichkeit  nicht  kfimmert  und  sich 
begnügt,  ideale  Systeme  zu  bauen,  der  majj^  uuinerhiu  den  Staat 
aus  der  Idee  ile>  Hechts  deduzieren.  Die  Wirkliclikeit  und  die 
(ieschiclite  der  ^lenschheit  kennt  keine  solche  Herkunlt  und 
Entstehung  des  Staate».  Die  Absicht  derjenigen,  die  Staaten 
gründeten,  war  nie  auf  höhere  Zwecke  gerichtet,  nur  auf 
Befriedigung  menschlicher  Macht-  und  Wohlstands-Bedürfiiiase. 
Auch  ist  das  Kecht  erst  im  Staate  entstanden  und  die  Idee 
des  Hechts  ist  wohl  uns  staatsgeborenen  Menschen  heute  tief 
in  die  Brust  gegraben,  die  Staaten^rttnder  ktumteu  diese  Idee 
noch  nicht:  hei  ihnen  gab  es  nur  Maclitl>ewulltsein.  Macht- 
gct'iihle  und  Wohlstandshfdiirt'nisse.  Man  kann  also  vvuld  die 
biee  des  Hechtes  aus  dem  Staate  ableiten,  aher  niclit  umgekelirt 
den  Staat  aus  einer  Idee  des  Kechts  —  das  Frühere  aus  dem 
8{>ätern. 

Will  man  den  Staat  als  göttliche  Kinrit  litung  ansehen,  so 
ist  da.s  eine  Anschauung,  iiher  die  sich  der  Philosoidi  nii*^  dem 
denkenden  Theologen  leicht  einigen  werden,  voniusgeset/.t.  <lul] 
sie  nicht  pedantisch  am  Hucbstaben  festhalten.  Der  Philosoph 
wird  gerne  einräumen,  daÜ.  wenn  die  Gründung  des  St^iates 
nicht  im  Bewußtsein  des  Erobererstammes  lag,  der  sich  ein 
fremdes  Land  und  dessen  Beyolkerung  nnterwarf^  nnd  wenn 
man  andererseits  nicht  annehmen  kann,  daß  Staatengrttndnngen 
Sache  des  Zufall«  aind  —  folgerichtig  man  eine  höhere  Macht 
annehtnen  muß.  <He  in  der  (ieschichte  leht  und  waltet.  Anderer- 
seits wird  der  denkende  Theologe  vielleicht  irorno  zugehen,  d.iß 
^göttliche  Einrichtung"  des  Staates  nicht  >o  zu  verstehen  »sei, 
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nh  ob  eiu  (üitt  die  Art  uud  Weise,  wie  der  Staat  orguimiert 
wer<leu  müsse,  augeordnet  habe. 

Weon  sich  aber  Philosoph  imd  Theologe  Uber  deu  Sinn 
der  Idee  von  der  , göttlichen  Einrichtung*  des  Staates  einigen, 
dann  durfte  dieselbe  kein  weiteres  Hindemiß  sein,  den  Staat 
ans  einem  Giewaltakt  der  Eroberung  entstehen  zu  lassen.  Denn 
man  müßte  die  Exi<?t«iz  einer  gottlichen  Vornehung.  einer 
höheren  in  dov  '  iesi  hi(  ht«  '.sich  offVii^nirpmlen  Macht  leii<rnLMi, 
»kW  man  inul)  zui^eUeu,  diiß.diesoHx'  sieh  fort  und  fort  i^ewalt- 
äamer  Mittel,  der  Kriege  und  Verheerun;^en  l)edieiit,  um  ihre 
Absiehtoii  oder  eine  höliere  Idee  in  der  Monsehheitsgoscliiclite 
Sö  Terwirkliehen.  Gibt  mau  aber  dieses  Letztere  einuuil  zu, 
90  steht  auch  nichts  mehr  der  Annahme  im  Wege,  daß  uube- 
iwhadet  der  «göttlichen  Einrichtung''  des  Staates  derselbe  um 
Kampf  und  Krieg,  Gewalt  und  Verheerung  hervorgeht. 

Was  schließlich  die  -Freiheit*  und  zwar  die  sittliche  Krei- 
heit  des  Menschen  aul)elangt,  «o  weiß  mau  luMite,  dali  aiicli 
>ittliche  Freiheit  des  Mensehen  ihre  en5j;<j:tv.nu'enen  Greußen 
hat:  lüili  es  eine  sehr  l)e8cliränkte  Sphäre  ist,  in  der  sich  an- 
scheinend rlie  sittliche  Freiheit  d^-^  Monsclien  betätigt  und  he- 
tati^/en  kann:  claß  aber  die  Sphäre  der  (iescliichte.  in  der  sich 
daü  Leben  der  Stalten  bewegt,  der  menschlichen  Willkür  ent- 
rQckt  ist  und  hoch  über  der  Sphäre  menschlicher  Freiheit  liegt. 

Diese  Erkenntnis  ist  es  auch,  welche  heutzutage  nicht  iiur 
in  materiaUstischen  Schulen  den  Satz  entstehen  ließ :  .der  Staat 
^ei  ein  N  at  u  rpr  o<l  u  k  t»  ;  sondern  es  wiederhoh^n  diesen  Satz 
iiiuh  S4ilche  P]üh»so))lit'n.  die  mit  dom  Afaterialismu-  und  mit 
«leu  Ergebnissen  der  Natu iforschun«^  iiielits  gemein  ha!"  ii  \v(dlen. 
lu  ihrem  Miuide  aber  hat  dieser  Sntz  nur  den  Sinn,  dal?  die 
»Staatenentstehnug  keineswegs  als  Produkt  menschlicher  Freiheit 
«nj^hen  werden  kann. 

Bedeatung  der  Staatsentsteliitiigs-Tlieorien. 

Die  Forninlienmg  der  Lehrsatze  Über  Entf^tehini-  der 
Staaten   übt   einen   überwiegenden  KinÜnh   auf   die  gesamte 
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Staatslehre.  Lio<rt  doch  eventuell  in  der  Art  imd  AVeine  der 
Eutütehung  der  Zweck  des  Staates  mit  iubegrilten  und  die 
wiaaeuschjil'tliche  Feststellung  der  ersteren  wäre  gegehoiHu- 
fallB  sragleich  eine  endgültige  Lösung  der  Frage  nach  dem 
letzteren.  Zwei  Wege  nun  wurden  von  Anfang  an  bentttzt, 
um  KU  einer  solchen  Feststellung  zn  gelangen:  der  historische 
und  philosophische.  Dem  historischen  konnte  nur  eine  be- 
schränkte Anzahl  von  Staaten  7Aigänglich  sein;  der  philosophische 
fllhrte  vermeiutlich  zu  ulleu  inögliihen  bestehenden  und  einst 
bestandenen  f^taaten.  Was  war  die  Folge?  T^or  historisc  lien 
Methode  wurde  vom  philosopliischen  Standpunkte  dpr  Vorwurf 
gemacht,  daß  sie  nur  auf  wenige  geschichtliche  ^Ausiiahms- 
falle*^  «ich  berufe,  daß  sie  aber  die  vermeintliche,  von  der 
philosophischen  Methode  mittels  reinen  Denkens  deduzierte, 
allgemeine  Kegel  unterschätze.  Die  Entwicklung  dieser  beiden 
Methoden  bradite  es  aber  mit  sich,  daß  die  historische,  Hand 
in  Hand  gehend  mit  den  immensen  Fortschritten  der  geschicht- 
lichen ForHchiing.  zur  negründuiig  ihrer  Lelirsüt/e  inuner  neue 
und  sdilageudere  Arguuiente  erlangte,  immer  reichhaltigeren 
und  ausgebreiteteren  Stoff  beherrschte:  während  die  aiit'aiigs 
blendenden  Deductioneu  der  pliüosophiischen  Methode  nach  und 
nach  als  eitel  Täuschung  sich  herausstellen  mußten.  Ferner 
erhielt  die  historische  Methode  einen  unerwarteten  Bimdes- 
genossen  in  den  naturwissenschaftlichen  und  anthropologischen 
Entdeckungen,  in  den  Beobachtungen  der  primitiTen  gesell- 
schaftlichen Zustände  in  den  neuentdeckten  Weltteilen  —  und 
diese  l^ujidesgenossen  der  historischen  Methode  sind  eben  m 
viele  Gegner  der  jihilosophischen.  So  ist  denu  auf  dem  '  ie- 
biete  dieser  T^eiire  die  historische  Methode  Siegerin  geblieben 
und  die  Lehre  vom  Zwei  ke  des  Staates  darf  sich  heute  nicht 
mehr  auf  eine  A])sicht  der  Staatengründer,  auf  die  angeblichen 
Ziele  des  „Urvertrages"  der  Staatsgenossen  u.  dgl.  st&tzeu: 
sondern  muß  sich  mit  den  Resultaten  der  sozio- 
logischen Erforschung  der  Entstehung  der  Staaten 
in  Harmonie  setzen. 
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Div  L»  hi*-  vom  ^Staatazwt-ck--  bildete  eine  stehende  liubrik  aller 
Staatarechts-Lf'hrbru'her  und  t^ystcme.  Dabei  befolgten  die  Stuatsn-ohts- 
lehrer  bewuüt  oder  unbtwulit  dieselbe  Taktik,  vriti  bei  dor  Auftitelluug 
der  Definitionen  det  Staates.   Sie  fingierten  oder  svtpponiert<ni  eine  in 
bewußter  Abndit  voi^nomineiie  SiMitagvIlndung  und  gelangten  eo 
mr  Aufstellong  einet  oder  mehrerer  ganz  beitimmter  Staatnwecke, 
t,     Sieherong  der  Pemnen,  des  JBigeatiima,  der  Freiheit,  Realiiierang 
der  Beebtaidee  n.  s.  w.  Nun  konnten  sie  je  nach  ihrer  ParteisteUung 
vom  Staate  verlangen,  daß  er  seinem  Zwecke  gemäß  (zu  welchem  er  ine 
I^ebt-n  g»Tufen  wurde),  persönliche  Freiheit  verleihe  oder  das  Eigontum 
schütze  u.  dgl.    Die  Tendenzen  mögen  ja  löblich  gewesen  sein,  alier 
die  nfichterne  Wissenschaft  kann  von  einem  Zwecke  des  Sta.ites  eben- 
Kow^niij  etwas  wisden.  wie  von  dem  Zwecke  der  ^anzi  n  Welt.  Teleo- 
!oi:i)ii.'he  Ansichten  können  wissenschafHich  nicht  begrün(i"  t  wrrdeu.  Da 
üer  i>ta-;t  kriii»-  bewuütc  freie  Schöpfaug  der  Menschen  ist,  S'»  konnte 
auch  bei  beinur  Gründung  kt  iu«-  anf  seinen  Zweck  gerichtete  Absicht 
vorhanden  sein.  Bs  konnten  lediglich  die  Eroberer,  die  ihn  begründeten» 
den  Zweck  Terfolgeu,  sich  ihren  Lebensunterhalt  auf  Kosten  der  unter- 
jochten Bevölkerung  au  siehern  und  auch  hentiutage  Terfolgen  herrschende 
Klassen  denselbea  Zweck.  Das  ist  aber  kein  Staatieweck.  Heutsutage 
allexdiug«  verlangen  die  Völker,  daß  der  Staate  d.  h.  die  von  ihnen 
anerkannte  Regierung,  bestimmte  Zwecke,  wie  allgemeine  Wohlfahrt, 
Bechtsehute,  persönliche  Freiheit  u.  s.  w.,  verfolge  und  fördere.  Und 
insofenie  kann  man  von  Zwecken  sprechen,  welche  die  „Stiaten"  ver- 
folgen    Tatäüchlich  setzen  sich  heute  Re^nrung^eii  modertn  r  JStaaten 
vers'  hit'dene  Zwecke,  zu  deren  V"erfol<^uujr  ^n-  von  eiuÜulreicbeu  Volks- 
kr-         •»edrSnixt  wrrden.    Wo  das  Volk  krinr  Macht   h  tt  nnd  keinen 
i:liuHuü  ausübt,  du  natürlich  verfolgt  der  absolute  Ib^rrschrr  nur  üeiueu 
Mac hts weck,  unterhält  groHe  Heere  nnd  vermehrt  die  Flotte.  Das 
ist  aber  kein  Zweck  des  Staates,  obwohl  eingeräumt  werden  mag,  daß 
die  Selbsterhaltuag  gewiß  als  oberster  Zweck  angesehen  werden  muß. 
^  Die  Erwfignng  jedoch,  daß  der  Staat  in  sein»  hietorischen  Ent- 
wicklung tatsBchUeh  ganz  andere  Aufgaben  erfUllte,  als  in  den  egoi- 
stischen Absichten  der  StaatsbegrOnder  gelegen  sein  konnte,  regt  den 
Gedanken  an,  ob  nicht  auch  heute  ganz  unabliäugig  von  den  egoistischen 
Absichten  und  Zwecken  sowohl  der  Herrscher  wie  der  Beherrschte  nnd 
hoch  üb«'r  all  diesem  kleinlichen  (b  triebe,  der  Staat  als  Naturerscheinung 
an  der  Krt'üllun«?  von  Auf^'al>en  arbfitet,  von  denen  sich  dif  Staats- 
gt'iehrten  nichts  träumen  lassen.  Öolcli'"  Geflanken  sind  in  der  neuesten 
Z^it  in  Anlehnung  an  die  Darwin'schc  Tlieorie  von  «hr  natiirliclu-n 
Zuchtwalil  iiö  Kampf  uni 's  Dats^'iu  oft  geäufert  worden  uml  zwar  in 
der  Richtung,  als  ob  der  durch  den  8taat  herbeigeltlhrte  soziale  Kanipf 
ane  Auslese  der  Besten  zum  Zwecke  habe.  Würde  man  diesen  Ge- 
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dauk«'n  akzeptieren,  dann  wäre  der  ätaat  mit  äeiuer  Kla^eeoorduung 
und  seinem  Klagseukampfe  nur  «in  Mittel  in  der  gTOl'en  Wirtachaft  der 
Natur  —  ein  Mittel,  durch  welebei  ne  bettimmie,  ganz  aaflerbalb  des 
Staatea  liegende  Ziele  su  erreichen  sncht.  Der  höchste  Zweck  des  Staates 
wfire  dann,  seine  Botte  als  Mittel  im  Haushalt  der  Natur  ao  gut  als 
möglich  8u  spielen.  Diesen  Gedankengang  su  Terfolgen,  gehOrt  aber 
ofiEenbar  nicht  mehr  in  die  Staats-,  sondern  in  die  Naturwissenschaft, 
(Vgl.  Otto  Ammon:  Die  Gesellschaftsordnung  und  ihre  natürlichen 
Grundlagen,  18^)5  und  darfllter  m.  Abhandlung:  »Darwinismus  und 
Soaiologie"  in  ra.  Soziologischen  Essiiva.  18!'S.i 

Au!'''r  der  Frai^'e  niiili  der  Kutst'  liuiiir  di's  Sfciates,  worunt^-r  wir 
nur  die  wirklieh  historische  Entstcliiiui^  di-n  fttaat'-s  verstehen  könn»-.«, 
spielt  bei  den  Stiiatsreclit»lelirern  die  I  Vn;^"-  uacli  dem  K  e  Ii  t  s  i:  ni  n  e 
des  .Staates  eine  grol'e  Rolle.  Wir  er^älmtea  schon  ob4;*u  uml  füiirea 
es  noch  weiter  unten  aus,  daÜ  die  Frage  nach  dem  Rechtsgrunde  des 
Staates  eine  gana  mflßige  sei.  Der  Staat  hat  seine  Entstehung  vor 
keinem  Bechtsforum  sn  rechtfertigen  und  es  ist  eine  reine  Spielerei, 
ihn  Yor  ein  solches  zu  zitieren. 


StaAtenentstehnn^  und  ürspruns^  der  Nationeo. 

Walter  Bugehot  boliaiulelt  iu  seinem  Butbe  ül»er  den 
,  L t>.}>rUiJ4  <ler  Xatittiieii  -  eioviitlicli  auch  nichts  aiulfre.>  als  die 
Entstehimg  der  btaateu;  deun  die  uugeordiieteu  Horden  werden 
eben  durch  den  Staat  zum  Volke  oder,  was  bei  Bagehot 
ebenfalls  iiicht  uuterschiedeu  wird,  zur  Nutiou.  Wo  immer  aho 
Bugehot  von  «Gründung  einer  Nation^  spricht,  sind 
wir  berechtigt,  an  ^Entstehung  eines  Staates"  zu  denken.  Da^ 
her  sind  seine  Ansichten  über  »Gründung  der  Nationen"  iür 
unsere  Frage  von  Interesse.  Was  nun  erstens  die  Abstammung 
des  Meuscheugeschleehtes  anbelangt,  so  sträubt  sieh  Uagehot 
gegen  die  Annahme  einer  zu  grolJeu  Anzahl  \t»ii  ersten 
Stammelteru:  .Etwa  ein  halbes  Dutzend-,  sagt  er,  .oder 
einige  mehr,  groüe  Menschenlamilien  mr._jeii  vielhdcht 
von  getrennten  Stammelteru  abstammen,  aber  l  nterubarteu 
sind  sicherlich  nicht  auf  diese  Weise  abzuleiten*  (S.  93)* 
.Bilge bot  widerlegt  die  Ansiebt,  als  ob  die  Einwirkung  des 
Klimas,  Bodens  etc.  einen  rasseubildeuden  Einfluß  gehabt  hätte 
(S.  97«  98).    fl1>as  Klima*,  sagt  er,  .ist  also  nicht  diejenige 
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Kralt.  weirlio  Natioin'ii  ontstoheu  läßt  (hier  versteht  Bagehot 
uutor  NatioiuMi  Kassen  uder  Stämme),  ileiiii  oh  <j;e.stultet  sie 
nicht  immer  uud  sie  eutstehen  olt  ohne  seiiie  iiiinwirkimg " . 
Er  nimmt  also  s(  lilielMich  zwoi  große  Kr'iff"  an.  erstens  ^eine 
rassen  bilden  de  Krait,  welche  in  irgend  einer  Art  im  Alter- 
tiune  tätig  war  und  jetst  ganzlich  oder  fast  ganz  erloschen 
v^*;  zweitens  eine  ^nationalbildende  Kraft,  die  noch 
jetzt  ebenso  achopferiRch  ist,  wie  sie  es  immer  war*.  Er  er- 
Wirt sodann,  daß  er  nicht  von  der  Entstehung  der  Kassen, 
midern  leditfli*  Ii  von  der  der  Nationen  hundein  will. 

l)a  ist  OS  iiini  y.nt'ist  für  uns  von  Tiiternsse.  wio  l5;iM;<'hot 
die  Entstehung  tler  ältesten  Klas.senstaatoii  erklärt.  .Nichts 
eD^'heint  auf  den  ersten  Blick  seltsamer  ala  der  An) dick  solcher 
Geroeuiwesen  (Kasten Yöiker),  in  denen  verschiedene  Nationen 
iwohl  statt  Stämme  gebraucht !)  aneinander  gekettet  zu  sein 
scheinen,  deren  jede  nach  ihrem  eigenen  Gesetze  regiert  wird 
and  deren  keine  das  Gesetz  der  andern  achtet  ....  Ein 
KiutenTolk  ist  mannigt ultig  und  zusammengesetzt*.  Daß 
es  schwer  sein  muß,  eine  Kastennation  zu  gründen,  kann 
man  sirh  denken.  Wahrscheinlich  hildete  sich  eine 
solche  Nation  nur  in  Länder welche  mehreremule 
erobert  worden  waren  und  wo  die  (Frenzen  der  ver- 
schiedenen Kasten  unirefähr  mit  don  üreazen  der 
Ter.^chiedenen  Abteilungen  von  Besiegten  und 
Siegern  zusammenfielen  (S.  170).*  In  diesen  Bemerkun- 
gen liegt  viel  Wahrheit»  Schade  nur,  daß  sich  Bagehot  nicht 
die  Frage  «teilte^  ob  es  Oberhaupt  im  AlteH;ume  Staaten  ohne 
Kasten  gab  ?  Schade,  daß  er  z.  B.  von  den  (iriechen  spreclicnd, 
nur  an  die  Klasse  der  FroioTi  dachte  und  den  Aus.>|tni(  Ii 
wairt*?  fS.  llMi):  .Allr  (iriechen  geliiUen  augenscheinlioh  einem 
Stamme  au*,  wobei  er  an  die  Beliauptung  der  griechischen 
l'oHtiker  vergißt,  daß  der  Sklave  „von  Natur"  znm  Skhiven 
bestimmt  sei,  der  .Freie"  zur  Freiheit  —  wa.s  doch  offenbar 
auf  eine  Terschiedene  Abstammung  dieser  beiden  Menschen- 
klassen  in  Griechenland  hindeutet.  Auch  f&r  die  Bildung  von 
«Gemeinwesen'*  durch  Eroberung  findet  sich  bei  Bagehot  eine 
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iiitL»ressHiite  Stelle:  ^lii  sj)ätereii  Zeittiltern*,  sagt  er,  „liuhen 
viele  Ku8«eii  die  Unterwerfaug  unter  ein  Gesetz  schnell,  woim 
iiuch  mit  Opieru,  erroi(  ht.  Eine  unzusauimeiiliüugeude  Auzalil 
zerstreuter  Stämme  ist  häufig  durch  eiueu  i^trengen  Er- 
oberer zu  einem  kräftigen  Geraeinwesen  verbunden  worden; 
die  Börner  besorgten  die  Hälfte  dieser  Arbeit  för  mehr  als  halb 
fiaropa*^  (8.  26).  Daß  wir  unter  diesem  «einen  strengen  Er- 
oberer" nicht  an  einen  einzelnen  Menschen  sondern  an  einen 
Erobererstamm  %n  denken  haben,  scheint  klar;  die  nach- 
folgende l^nil'ung  auf  .die  liinuer"  bestätigt  diese  Vennntuiig. 

Da'.l  <l:ia  8kl:\ventnm  in  <Tntcht'n1;uiil  auf  Blutsverschirdenht'it 
Wuht*',  geht  am  Aristuk'lcs  deutlith  hervor,  indem  .  r  z.  1'.  Politik 
I.  \:]  iin<l  H  0  Sklaven  und  liarbareu  gluiühstellt  im  GegeuüaU  zu  Freien 
und  Liriuchen. 


Zweites  Kapitel. 

Europäische  Staateugrüiid untreu. 

DaO  iillo  ouropäischen  Staaten  auf  Eroberungen  beruhen, 
ist  historisch  nachweisbar;  daO  diese  Qrundtatsache  der  Existenz 
aller  dieser  Staaten  die  nachhaltigsten  Konsequenzen  f&r  die 
BeschaflTenheit  und  soziale  Struktur  derselben  haben  mußte,  ist 

klar;  daß  aber  trotzdem  diese  Gnindtatsaclie  so  vollkommen 
aunerhalb  der  Hetruchtungen  «1er  St;ult^^ri!3soll^'  1 1 alt  blieb,  ist 
für  den  Stand  dersfdb(Mi  bpzf^irdmejid.  Allonliii'^>  die  heu- 

tigi'H  ouropäiscben  Maaten  nicht  das  lunnitteliiare  Werk  der 
ersten  Kroberer:  sondern  es  haben  zu  ilireni  Aufl)au  eine 
ganze  Beihe  von  Eroberungen,  die  einander  folgten,  mi%ewirkt. 
Biese  aufeinanderfolgenden  Erolienmgen  haben  in  de|*  sozialen 
Struktur  der  europäischen  Staaten  eine  gesellschaftliche  Schich- 
tung erzeugt,  ähnlich  wie  die  verschiedenen  geologischen  Kata- 
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Strophen  eine  noch  heute  ndit-  und  erkennbare  Schichtung  der 
Erdrinde  znrftckließen. 

4 

p Partout  ofl  noos  reucontrons  dfs  caates  nous  dcvons  auppoaer 
qn'il  y  a  ea  conqußte",  sagt  Laurent  (I  223).  Daß  er  dabei  nicht  nur 
an  indiucht^  Oih-r  ngyptisohe  „FCast«^!!'*,  sondern  an  jede  Klassen-  und 
Stande-cjckichtung  denkt,  ^»elit  aus  viflcn  ruMlt  rcu  Stellen  seiMfa  Werkes 
herTor.  So  z.  B.  sagt  er,  wo  er  das  römische  Patriciat  mit  dem  mittel- 
ilUrrlichen  eiiropSigchen  Adel  verglt  irht:  „l^r  patriciat  est  nh  de  la 
conquete,  mais  cette  diÖ"erL-nrt>  de  race  n  iinprime  pas  aux  grauds  de 
Rome  le  caxact^  h&roique  (?)  qai  dittingna  la  noblesae  da  moyen 
ige«.  £r  nitnint  also  offenbar  für  den  mittelalterlicheii  Adel  ebenfiiUs 
«iiM  .difftirence  de  xaice''  an.  DaB  man  in  spftteren  Zeiten,  auf  höherer 
Stufe  der  GiTiliaation  dieae  gewaltsamen  nnd  barbariichen  AnMnge  der 
Staaten  so  Terwiachen  und  su  vergeaaen  aich  bemfihie,  ist  begreiflich 
QQd  war  aaeh  vielleicht  berechtigt  «...partout  oü  un  rcconnait  la 
cirilisation  on  est  t^nte  d'oublier  le  prix  qu'ellf  a  cout«'-»,  bemerkt  mit 
Recht  Guizotw  Daher  kommt  ea  auch,  daß  die  Anfänge  vieler  euro- 
päi9r>i»''n  Staaten  aus  historischer  Zeit,  d.  h.  aus  dem  1.  Jahrtansend 
n.  Cur.  in  Duukel  gehiiUt  aiinl,  wt-il  man  dii'gf»  Anfänffe  vcrgfüsen 
wollte.  Angesicht«  soicner  liie  und  ila  i z.  V>.  im  nördlichen  Kuropa) 
neileicht  mit  AWcht  herbeigeführten  Lücken  der  tifselnthte,  j^ibt 
«iner  der  gröCten  Meister  der  Geschichtaforacbung,  Niebuhr,  den 
Fondiem  doi  bedeutaamen  Wink:  MAnsehauung  lehrt,  waa  Qe* 
ichichie  TerBehweigt**.  Er  apidt  hiemit  auf  beatehende  aosiale 
SbUchtaagen  an,  durch  deren  ol^ektive  Betrachtung  manchea  B&tael 
llngtt  Tergangener  Zeiten  entaiffert  werden  kann.  Namentlich  in  neuerer 
2at,  wo  man  in  der  Politik  das  Prinzip  der  Nationalität  anruft»  dabei 
aber  den  Begriff  der  Nationalität  falHch  auffal  te,  ala  ob  er  eine  ge- 
nealogische Einheit  bedeuten  würde,  wollte  man  dieser  vorgefaßten 
Heinnng  die  Viistoriesch»'  Wahrheit  opfern.  Wie  kindisch  ein  solches 
RofT-nn.'i»  ist,  1  l  iuclit  nicht  erst  gesagt  /.n  werilen.  Dfuu  nstenB  la^^sen 
«ch  hisrutj.-r  he  Tataachen  auf  die  Länge  nicht  vertuseht-n  und  zweitens 
V'  tliert  da«  MNationalitätsprinzip"  nicht  das  Mimleesttä  von  seiner  realen 
Kraft,  auch  wenn  bewiesen  wird,  daü  nicht  alle  Deutschen  vom  Vater 
Teut,  alle  Tschechen  vom  Vater  Tschech  und  alle  Polen  vom  Vater 
Lech  abatammen.  Man  aollte  es  also  tOx  kaum  glanblioh  halten,  daB 
solche  politiach-nationale  Rtkknehten  die  historiache  Fonchung  beirren 
öinllen.  Und  doeh  war  ea  ao.  In  Deutsehland  erklärte  1846  Lindan' 
lehadtt  alle  «keltiaoben  Fonehungen«*  fttr  eine  Beleidigung  des  deutschen 
Patriotismua  und  In  Polen  ward  ea  von  konservativen  Parteien  dem 
Historiker  Szainocha  sehr  Übel  genommen,  daß  er  in  seinem  Werke 
Miieki  pocz^tek  die  Gründung  Polens  auf  eine  £roberttng  dea  Landes 
Gamplowics,  AUg.  Staatsrecht.  4 
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tlurcli  uoimäiiiiisrlie  SeerHnber  (Wikinger)  zurückführU'  uiul  äomit  auch 
dem  polnischen  Adel  die  gcmeiusame  slaviscke  lierkuufi  aberkauute. 
Jetzt  allerdiugs  ist  die  von  Ssainocha  verteidigte  ErolMningitheorie  aueb 
in  Polen  allgemein  anerkannt  Der  polnieche  Hiatoriker  Piekonäiki 
acbielbt  dieebeiflglicb :  «Da«  Beinltat,  sa  dem  ieh  in  meinen  firttheren 
htstoriachen  ünteranchongen  („Über  die  Geneda  des  polniRelieii  Yolkee 
im  Mittelalier«  1881  und  «Vertheidigung  der  Erobentnga-Hypofheae  ala 
Grundlage  des  polnischen  Staates"  1882)  gelanizte,  iet  kurz  folgendei: 
daC  die  Boaiale  Struktur  Polens  unter  den  PiAsten,  die  ans  drei 'streng 
geaehiedene  und  verdchicdeu  berechtigte  soziale  Klassen  aufweist,  und 
zwar  einen  hohen  Adel,  einon  nied-  reu  Adel  und  einf»  b5u»'rliche  Be- 
völkerung da"'  eiiu!  solche  sozial''  Mruktur  k  e  in  e  »  vv  c  gg  ein  Pro- 
dukt einer  n  o  r  m  a  1  »•  n  E  n  t  w  i  e  1: 1  u  n  p  »•  i  n  s  1  e  c  h  i  t  i  s  c  h  e  u 
Stamm«' 8,  der  sich  uini^eblich :)  zwischen  Weichsel,  Oder 
und  2^'etze  <in siedelt e,  äciu  kann,  sondern,  daß  wir  es  hier  oÜeu< 
bar  mit  einer  Eroberung  (nujazd)  zn  tan  kaben,  weleke  die  awei  oberen 
sosialen  Sohiehten,  d.  i.  hohen  und  niederen  Adel  achuf  und  die  antoch- 
tone  nnteijochte  Bevölkerung  auf  die  unterste  Staffel  des  sosialen  Auf» 
banes  herunterdrückte**.  Zu  dieser  Stelle  des  ausgeseichneton  Historikers 
wollen  wir  nur  bemerken,  daC  doch  unter  den  Plasten,  schon  auHer  den 
endUinten  Klassen,  eine  zahlreiche  Klasse  städtischer  BevOlkerang 
und  awar  eingewanderter  handels-  und  gewerbetreibender  Barger  gab, 
die  sieh  zwischen  der  herrschenden  Klasse  des  Adels  und  der  unfreien 
bftuerlielicn  Hi-völkonmi^  eine  gesicherte  und  freie  öffentlich-rechtliche 
Stellung  zu  erwerl»eii  gewußt  hatt-en.  Kurz  und  gut,  der  Naturprozeli 
der  Staateubiidung  hut  sich  in  Polt  ii  ganz  so  abgespielt  wie  ri])er;ill 
und  von  dieser  allgemeinen  Regel  bildete,  wie  wir  das  bald  »ciieu 
werden,  Beutsehland  auch  keine  Ausnahme, 


Die  StMtengrttudungen  der  KeltoB. 

Im  alljBfemeinen  ist's  bokaiuit,  daU  die  ersten  lOroborer  des 
curopäixli'Mi  I\(iiitiiie)its  di.»  asiatischeu  ^Kelten"  \vur«ii.  Sie 
ergosseu  sicli  im  ersbeu  Jüluiausend  vor  (Jiir.  über  ganz  Mittel- 
europa und  gründeten  da  ihre  verschiedenen  Staaten,  d.  h.  unter- 
warfen sich  die  einzelnen,  selbatyerständlicli  1  völker- 
ten  Territorien  ungefähr  80,  wie  heutzutage  die  Europäer 
ttber  Afrika  ihre  Herrachafi;  ausbreiten. 

Es  wäre  jedoch  nidy,  wenn  man  alle  diese  «Kelten*  in 
Europa,  toh  denen  uns  die  alten  Schriftsteller  erschien,  fftr 
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einen  Stamm  halten  wollte :  demi  aus  den  alten,  Obervölkerteu 
KaUurländern  Asiens  strömten  damals  allerhand  unternehmende 
nnd  abenieaerlustige  Scharen  in  das  barbarische  Enropa,  'tun 
die  hier  wohnenden  «kulturlosen  Wilden  zu  zivilisieren*,  um 
VHS  der  modernen  Terminologie  zu  bedienen.  Es  werden  also 
offenbar  die  verschiedensten  asiatischen  Völker  jener  Zeit  an 
diesem  ,  Kulturwerke**  teilgenommen  haben.  Auch  hat  mau 
sich  die  e  .EinwaudenniüT"  nicht  als  eiue  tiunialige,  öunderu 
als  eiue  über  Jahrhuuderte  sich  verteilende  vorzustellen.  Daß 
mau  alle  diese  fremden  Abenteurer  imd  Eroberer,  welche  hier 
im  Mittel-,  West-  und  Nordwestenropa  die  yerschiedensten 
Staaten  gründeten,  mit  dem  Gesamtnamen  »Kelten*  bezeichnete, 
entspricht  einer  natürlichen  Keigong  der  Menschen,  aus  Be- 
<{aemlichkeit  gegenüber  fremden  Völkern  sich  einer  Gesamtbe- 
zeichnimg'  zn  bedienen,  nnd  auch  einem  natürlichen  Mauicel  an 
Unterscheidungssimi  für  mitergeordnote  Nuancen  bei  fremden 
Bevölkenmgen.  (ianz  so  nennt  man  in  der  Levante  heute  alle 
Europäer  „Franken"  und  auch  die  hunderte  und  aber  hunderte 
Völkerschaften  Afrikas,  (üe  wir  als  ,  Neger*  bezeichnen, 
nennen  ilircr^eits  unterschiedslos  die  Preußen  nnd  die  Portu- 
giesen, die  ülngllUider  und  Franzosen,  alle  mitsanmien  ,  Bleich« 
gesiditer*. 

«Die  Kelten  hatten  aristokratische  Verfassung,  zwei  herrti  la  nde 
Stände,  Ritter  und  Priester,  die  bekannten  iiruiden;  die  Masse  dt  a 
Volkes  war  dvirchcrehends  leibeigen.  Dieser  Zustand  deutet  au,  dali  die 
Kelten  iu  den  Gegenden,  wo  wir  sie  kennen,  erobernde  Einwanderer 
iraien  ^  (Ntebahr,  Vorträge  über  Lftnder-  und  Völkerkunde  8«  688.) 
Jn.  ihrer  eigenen  Hamat  hatten  sie  (die  Gallier)  FendalitAt  und  Frieateiv 
•ehaft  .  .  .  das  guuce  Volk  war  leibeigen,  dai  beweist^  dafi  die  Gallier 
aneb  in  ihrem  eigenen  Lande  £robem  waren,  die  nch  eine  ftltere  Be> 
vAkerong  unterworfen  hatten.**  (Derselbe  in  den  Yorlesnngen  Uber 
lUne  GeMhichte  8.  877). 

Dieselben  Verhlltaisse  finden  wir  aber  auch  in  den  damaligen 
««dritatea**  auf  deutschem  Boden.  Allerdings  darf  man  nicht  Tergeesen, 
da3  römische  SchrifUteller,  wenn  sie  fremde  Staaten  schildern,  nur  die 
herrachen  d  r  11  Klassen,  ihre  sitf  n  und  Gebräuche  schildern,  von 
^em  unterworfenen  Volke,  von  den  Jjcibngenen  und  !*^kl:uo!i  el^onso- 
venig  etwas  berichten  wie  von  den  Rindern,  mit  denen  mau  pflügt. 

4« 
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Diese  uaraenloat'  Masse  des  Volkes  ist  für  eineu  rümibi-hcn  Patrizi  r  jar 
nicht  erwähnenswert.  Daa  geht  deutlich  hervor  aus  der  bchilderung 
C98HJ-8  (de  hello  gfillioo  Vf.  13\  .,ln  omni  (jiillia  eonira  hnminum,  qui 
uiiqu  "  sunt  nuniei'u  aiqui'  honore^  geuerü  sunt  duo.  Nam  plcbes  paene 
servorum  habetur  loco,  quae  nihil  aadet  per  se,  nuUo  adhibetur  con- 
■ilio.'*  Von  diMem  „gemeinen  Volkes*  aber  tpiiohi  er  niehi  weiter  und 
dereelben  Methode  der  BehUdmng  dOrfen  wir  luu  andh  bei  Tacitna 
Tereehen  und  mfinen  une  hüten,  in  den  Irrtum  su  YerfoUen,  das,  waa 
er  von  herrschenden  Elaaien  berichtet,  auf  die  Maeie  d.er  Bevölke- 
rung zu  badehen. 

übrigena  pasiiexte  es  nicht  nur  römischen  Histoiikoa,  sondern 
auch  modernen  in  unseren  zivilisierten  Ländern,  daß  sie  nur  für  herr. 
sehende  KlasBcu  Aup^e  und  Sinn  hatten,  über  beherrsohto  Klaasen  da- 
gegen  ein  solches  Schwei^'en  beob;iohteten,  daß  rann  nllniählich  glauben 
muDt«'.  ea  wäre  mit  dem  iSiegc  der  Krobert-r  das  bean^gte  Volk  ganz  ver- 
schwunden. So  macht  denn  der  franzöisisi  he  Historiker  Thierry,  der 
erste,  der  flir  ethnisch-soziale  Schichtungen  der  Völker  ein  offenes  Auge 
hatte,  die  f&r  seine  Zeit  (t  1856)  richtige  Bemerkung,  daü  bei  der  Mehr- 
lahl  der  Hiftoriker  „il  i^'y  a  ploa  de  Suuma  apite  la  bataflle  de  Haittngs 
et  le  oouronnement  de  Ghiillaume  le  Batard;  il  a  fallu  qu*ua  romaader 
homme  de  g^nie  (AuBpidung  auf  Walter  Scott),  vint  reräer  au  peuple 
anglais  que  oee  atcux  du  XL  tiMe  n*avaiait  pas  tous  ^t6  vaincna  dana 
Un  aeul  jour  (Aug.  Thierry  Oonquete  de  l'Angleterre,  p.  13).  Dieee  Be- 
merkung ist  bozeii  hnend  für  die  Historiker  aller  Zeiten,  die  immer  nur 
die  herrschenden  Klaaaen  achüdem  und  f&r  daa  „gemeine  Volk**  kein 
Auge  haben. 

Über  die  keltischon  kStaateagriinduiii^'rn  in  den  heute  österreichi- 
schen Alpenländern  vgl.  meine  Oatfricicln«'  he  Keichs^eschichte,  Berlin 
1886,  Ö.  15;  über  die  keltische  Staaten^,'rüuduag  in  den  Sudeteuländern 
den  unten  im  Anhange  folgenden  Exkurs  B. 


Bitter,  Bnitden  und  Hittelstand  In  den  keltisehen 

Staaten. 

Diese  Kelteu  nuu  bildeten  als  die  Eroberer  in  ulleu  toh 
ilmen  in  Europa  gegrüudeteii  Staaten  die  herrschende  Klasse 
als  Krieger  und  «Qmndherren«,  fttr  welche  die  nnteijoehte  und 
▼ersklaYte  einheimische  Bevölkerung  Europas  den  Boden  he^ 
arbeitete.  Neben  dieser  KriogerUasse  finden  wir  in  allen  diesen 
keltischen  Staaten  eine  Priesterkaste,  Druiden,  welchen  eine 
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^]inli<»iift  Angabe  asuialleii  mochte,  wie  d<3u  verschiedenen  Mi^sio- 
nSren  imd  geistlichen  Orden  beute  von  Preuüen  und  Engländern, 
Portugiesen  und  Franzosen  in  Afrika  zugewiesen  wird.  Sie 
hatten  diesen  barbarischen  Völkern,  welche  Heiden  waren,  Tiel- 
looht  den  «wahren  Glauben**  sn  predigen,  um  sie  für  das  harte 
Joch,  das  ihnen  die  Fremden  auferlegten,  gefügiger  zu  machen. 
Ausdrücklich  eiwälint  werden  die  Druiden  sowohl  in  den  keU 
tischeu  Staaten  in  Frankreich  wie  iu  Enjjhmd:  doch  dürfen  wir 
aul  ihr  Vorhandensein  auch  in  den  anderen  keltischen  Staaten 
Mittdeuropas  schliefen.  Zwischen  die  zwei  Bevölkerungsklassen 
der  Herrsdienden,  die  sich  aus  Kriegern  und  Druiden  ziiäiun- 
menseiiEten,  und  den  Tersklayten  Ackerbauern  werden  sich  schon 
damals  die  ersten  Kenne  einer  handel-  und  gewerbetreibendfln 
Ißttelklasae  ans  fremde  Einwanderern  eingeschoben  haben  und 
swar  waren  es  yorwiegend  «Phönizier*,  doch  gewiß  auch  die 
Yerschiedemjten  „Mercatores*  anderer  damaliger  asiatischer 
Kulturvölker  nud  auch  Griechen,  die  ihre  Handelskolonien  uU- 
wärts  von  den  Kiistenptiidten  Iteginnend,  immer  mehr  landein- 
wärts sich  ansiedelnd^  gründeten. 

Und  auch  allerhand  andere  « Semiten Syrer,  Juden  und 
Araber,  werden  nicht  erst  auf  den  Anbmch  unserer  Ära  ge- 
wartet haben,  um  unter  dem  Schutze  der  keltischen  Kultur- 
träger im  neueroberten  Weltteile  Geschäfte  zu  machen  —  ganz 
so  wie  heute  etwa  die  deutschen  Kaufleute,  die  Woermanns 
und  Tippeiskirchs,  die  Bürger  der  Hansastadte,  unter  der  Ägide 
der  deutschen  ,  Schutztnippeu  ihre  Waren  in  Afrika  feilhieten. 
Das  heweisen  die  vielen  HaudeKwege,  diu  alle  von  Kloinu-sien 
einerseits  und  den  Küsten  der  Adria  andererseits  aus.  sich  ü}>er 
den  Balkan  und  die  Alpen  nach  Mitteleuropa  bis  an  die  Bern- 
äteiukfiste  hinzogen,  und  die  vielen  vom  Oriente  stammenden 
Waffen  und  Schmucksachen,  die  auf  einzelnen  Punkten  der- 
selben in  neuerer  Zeit  anaig^graben  wurden. 

Diese  Einwanderungen  und  Zuzüge  orientaUscher  Kauf- 
lente  und  Gewerbetreibender  nach  Europa  erklärt  sich  aber  audi 
«ehr  eiiiiach  au.s  dem  Umstände,  dalJ  doch  die  auf  europäischem 
Boden  reichgewordenen  keltisclien  « Herren    auf  ihre  altge- 
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wohnten  lieimatlicheu  Luxus-  uml  Komtortgogeiistäiide  wie 
Waffen,  Geräte,  Schmucksachen,  Pninkgewäiidör,  die  doch  da- 
mals nur  im  Oriente  fabriziert  wurden,  nicht  verzichten  mochten 
imd  dieselben  gerne  durch  VermitÜung  der  eingewanderten  ond 
einwandemden  «Mercatores'  vom  Auslände  für  enropoiacbe 
Natiu-produkte  und  wahrscheinlich  auch  für  nach  dem  Oriente 
exportierte  Sklaven  bezogen;  ganz  so,  wie  auch  heutzutage  die 
europäisclieu  Herr.scliai'teii  in  Afrika  auf  europäisclie  Koiufurt- 
uud  Luxusartikel  nicht  verzichten  können  mu\  <lio>oll)(.Mi  im 
Austausche  L't  'aMi  Eltenbein  niid  Stranßfedern  oii.^r  Hold  und  Dia- 
manten  Südafrikas  ])eziehen.  80  wie  sich  nun  lieute  in  Afrika 
zwischen  die  eigentlichen  herrschenden  Klassen,  die  Militär-  und 
Zivilbeamten  und  die  Eingeborenen  eine  Mittelschichte  freier 
Kolonisten,  Kaufleute  und  Gewerbetreibende  ansiedelt,  ebenso 
geschah  es  unter  der  Herrschaft  der  Kelten  iu  den  europäischen 
Staaten  des  ersten  Jahrtausends  vor  Chr. 

Das  war  die  soziale  Struktur  der  damaligen  keltischen 
Stauten  I^iiropjvs  nach  den  Zeugnissen  und  Andeutungen  der 
klassischen  Schriftsteller  Roms  und  Griechenlands. 

Auf  die  Rolle  der  fremden  Handelsleute  in  dt>n  Lamlorn  di  r  Bar- 
bareu  Galliens  und  (torraaniens  werfen  ein  helles  öchlagUcht  die  Be- 
richte Cfisnrs  und  Tucitui,  insbogondere  die  bekannten  Stelleu  de  hello 
gallico  I.  1.,  wo  er  die  grüüeru  Taptcikeit  (Wildheit)  der  Beigen  damit 
erklärt,  daß  sie  „a  cultu  atque  humanitatc  provinciae  loogis&ijne  absimt 
mixkimeque  od  eos  meroatores  aaepe  commeant  atqoe  ea  quae  ad  effeini«> 
nandoa  animoa  pertineAt,  important**  and  die  Stella  in  der  Germania 
cap.  17,  wo  T^itae,  bestrebt,  die  Gennauen  als  rohet  Natonrolk  zu 
tchildenii  ihren  primitiven  Zustand  damit  erklKrt:  nt  quibas  nullas  per 
eommerda  enltoa. 


Kämpfe  der  Kömer  mit  den  kelteu. 

Mit  der  Ausbreitung  des  römischen  Reiches,  als  dasselbe 
daran  ging,  seine  Herrschaft  außerhalb  Italiens  und  jens^ts  der 
Alpen  zu  begründen,  stießen  die  römischen  Legionen  auf  allen 
Seiten  auf  diese  keltischen  „civitates"»  Allerdings  benennen  die 
römischen  Schriftsteller  diese  , Kelten"  der  einzelnen  Länder 
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nicht  immer  mit  gleichem  Namen,  denn  die  Verschiedenheit  der 
Lander  und  der  einheimischen  BeTölkerungen,  mit  denen  diese 
obendrein,  ans  den  Tenchiedensten  Landern  Asiens  stammenden 
Kelten  in  den  einzelnoi  Ländern  sidi  Termischten,  gab  ilmeu 
flberall  einen  versehiedenen  «nationalen*  Typus,  auch  mußte 
ja  anch  ihre  Sprache  infolge  dieser  VerhSHnisse  in  den  ein- 
zelnen Ländern  verschieden  werden.  So  nennen  die  Römer  die 
in  Spanieu  angetroffenen  herrschenden  Klassen  . Keltiberen " , 
angeblich,  weil  sich  die  .Kelten"  dort  mit  den  Tberorn  ver- 
mischten; Gallier  nennen  sie  die  in  Gallien  und  ebenso  bezeichnen 
ne  sie  in  den  einzelnen  Ländern  und  Proviuzen  nach  dem 
Namen  dieser  Lander,  also  als  Helvetier,  Khätier,  Noriker, 
Taorisker  n.  a.  w.  Auch  ist  es  wahrscheinlich,  daß  sie  nach 
decaelben  Methode  ftlr  die  in  Germanien  herrschenden  Kelten 
den  Gesamtnamen  «Germanen**  brauchen,  wahrend  doch  zur 
Zeit  als  Cäsar  (50.  a.  Ohr.)  und  noch  Tucitus  (lOO  p.  Chr.) 
Germanien  schildern,  von  den  Stämmen,  die  später  (4-  -  f).  Jahrh.) 
vom  Norden  kamen  imd  die  wir  gevvuhut  sind.  mIs  , germa- 
nische- Z.U  bezeichnen,  noch  kein  einzifrer  aul'  dem  Boden  de» 
heutigen  Deutschlands  Fuß  gelaßt  liatte. 

Es  ist  ein  h&u6ger  Irrtum,  dafi  man  „civitas"  mit  „htamm  *  über« 
eetzt  uud  infolgedessen  dnbeitliche  „Stö^mme"  dort  flieht,  wo  Cüsar  von 
Staaten  apricht,  die  er  nach  dciii  herrschenrleTi  Stamme  Veneunt. 
Allerdinge  «i<?V)rau(ht  Cäsar  auch  den  Ausflruck  civitiiä  für  dio  herr- 
schende Kla.-8c  au&öchliel'lich,  z.  B.  Oiiretorix  <  ivitati  per-uasit,  so  w  ie 
man  ht^iite  saj^t,  RuPland  schlol'  Fri».'deu  mit  der  Türk«'i,  AVdbei  iiisiii  doch 
aar  aa  die  ru&sische  Kegieruug  denkt.  AIö  tolg«'  dieser  Identifizierung 
Ton  Staat  und  Stamm  sehen  dann  die  nationalen  Historiker  fiherall 
etae  etbnisehe  Einheit,  wo  tatdkhlich  eine  Vielheit  nnd  Mannigfaltig- 
keit war  ond  daraas  erklärt  es  sich  wieder,  daO  sie  sich  die  Entstehung 
des  Adels  nicht  erklären  künnen.  tfi»  Entstehung  dieses  Adelt»'*  sagt 
Dahn,  „der  Qmnd  seiner  Ausieidinung  entlieht  sich  der  For- 
schung«** Das  ist  nicht  ricbfig;  so  weit  sind  die  Tatsachen  klar,  um 
erkennen  zu  lassen,  daU  der  Erobererstamm  den  Adel  bildete. 

Die  Ansicht,  daß  Germanen  Kelten  waren,  vertiaten  die  meistea 
älfpn'ti  HiHtoriker,  so:  SehiHer,  Wächter,  Cluver,  Pelloutier,  Barth,  Rad- 
lof  und  Hirt.  Holtzmann  iKtdteu  und  (jermancir  weist  also  aut 
Re<  hf  darauf  hin,  dal'i  bis  zum  Anlange  des  18.  Jahi  liiuidt  rts  die  lit-r- 
m&nen  für  Kelten  und  nächste  Verwandte  der  (jallifr  galten;  noch  in 
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den  Acta  Saactorum  (Q  648  £inl.)  bei  BoUandus  (1643)  beißt  es:  »tento- 
nica  lingna  olim  omnibiu  GalliB  communis*;  aneh  Frick  in  Ab- 
bandlimir  de  Droidts  (Ulm  1744)  spricht  von  »vetetea  Celtao  quorum 
pan  Oermani  fa&Ki*^  Die  erste  Behanptong  eineft  Unterschiedes  kommt 

in  der  Vorre  de  zu  Bouquetä  Rerum  Qallicarum  et  Prancicarum  spriptores 
vor  (S.  XXX).  Sodann  behauptet  diesen  Unterschied  SchOpflin  (Vindi- 
ciae  CelUcae  1754).  Holtzmann  Ahrt  den  Beweis,  daß  Germanen  Kelten 
waren. 

Bei  den  Griechen  hf'ü'i  gunz  Mitti-U-uropa  bis  an  den  wcstlicbt-u 
Ozean  zuerst  'II  xtXttxvj  und  deren  Bewohner  i'd.  h.  deren  Beherrscher) 
Kelten  ;  später  raXctuot  und  deren  Beherrgf  ht  r  PAXo'. ;  das  war  allerdings 
ein  Gesamtiianie  aller  von  Hellas  nordwestlichen  Völker,  während  aie 
alte  nordöstlichen  Skythen  nannten.  Je  nach  den  von  ihnen  behemchten 
einseinen  Lftndem  nahmen  dann  diese  Kelten  Tetschiedene  Benennungen 
an,  seit  CSsar  kommt  fttr  den  die  Lftnder  am  rechten  Kheinnlbr  beherr> 
sehenden  Teil  der  Kelten  der  Name  Germanen  auf,  worauf  Tadto«  mit 
den  Worten  anspielt:  Cetemm  Oermantae  vooabulnm  recens  et  noper 
additum  (eap.  2),  wShxend  Cisar  es  ausdrücklich  erwähnt,  daß  Gormanen 
der  Gosamtname  sei  Itlr  alle  am  rechten  Rheinufer  herrschenden  Stämme 
(wekln"  h\>  auf  ilin  von  den  Griechen  als  Kelt^in  bezeichnet  wurden^  und 
zwar  für  CondrusOa,  Eburones.  Paeraauos  qui  uno  nomine  Germani 
appellantur.  Aua  der  Zahl  derselben  i keltischen i  Stämme)  Treben  mich 
die  Bt'lpren  unzweifelhafte  Kelicnj  hervor:  Beigas  esse  ortos  ab  Ger- 
nianis  ^De  bfllo  gal.  11  4). 


Dit'  römisehen  Provluzen. 

T'ttöt  ein  halbes  Jahrtausend,  tmgeföhr  vom  2*  Jahrhundert 
vor  bis  zum  4  Jahrhundert  nach  Chr.  dauern  die  Kämpfe 
Boms  mit  allen  diesen  ältesten  Staaten  des  anOergrieehischen 
und  außeritalischen  Europas.  Eine  große  Anzahl  derselben  ward 
Ton  Bom  bezwungen  und  zu  römischen  Provinzen  gemacht, 
d.  h.  dem  römischen  Weltreiche  als  desneu  Be.stiiudteile  eiuge- 
fn^.  Diesem  Scliicksale  verlieleu  Spanien,  Gallien.  Britannien, 
Helvetion,  Kliiitieu.  Vindelicien,  Noricum,  Pannomen,  aUo  da* 
ganze  westliehe  uiul  südöstliche  Europa.  In  allen  diesen  Pro- 
Tiuzen  wnrden  die  bisherigen  herrsrhoiidou  Klassen,  die  Krieger 
und  Grundherren,  insoweit  sie  in  den  Kämpfen  nicht  umkamen 
und  dem  römischen  Joche  sich  beugten,  zumeist  in  ihren  soasi* 
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aleii  Steiliiii^oM  belftsspii  und  nur  den  ueueu  Herren,  «leu 
Ktimern,  tribiit]iflichtig  gemacht  Aimlich  wie  lieutzutage  die 
£iigländer  in  Üsündieu  die  ganze  Ton  altersher  entwickelte 
soziale  Stzuktur  aufrechterhalteu  und  nur  von  den  ihrer  Herr- 
aehaft  unterworfenen  obersten  herrschenden  Klassen  sich  die 
Staatssteuer  bezahlen  lassen  und  durch  sie  das  Land  und 
dessen  Berolkemng  beherrschen:  ähnlich  war  es  auch  in  den 
rSmischen  Provinzen.  Die  neuen  Sieger  und  Eroberer  waren 
nnu  die  Herroii  über  tlie  alteu  Herren,  welche  unter  ihnen  noch 
immer  die  die  Masse  der  Bevölkeruii;^  beiierrseiiende  Klasse 
Miellen.  Auf  diese  Weise  komplizierte  und  vervielfältigte  sich 
die  bisher  noch  ziemlich  primitive  und  einfache  soziale  Struktur 
diesw  Lander,  indem  zu  den  bisherigen  sozialen  Klassen  eine 
neue,  die  man  kurzweg  als  die  Börner  bezeichnete,  hinzukam* 
Die  eigentliche  Berdlkenmg  dieser  Länder,  die  Masse  des  Volkes, 
änderte  dabei  nur  teflweise  und  örtlich  ihre  Herren,  im  großen 
und  ganzen  blieb  ihre  Lage  iinTeiändert:  unfrei  unter  den  frü- 
heren Herren,  blieben  sie  es  unter  den  neuen,  die  sich  juit 
einem  Teile  der  früheren  Beherrscher  verstand ijL^ten.  Nur  inso- 
feme  war  vielleicht  eine  Ressernn«^  <ler  Lage  des  Volkes  augi*- 
bahnt,  iils  im  Gefolge  der  römischen  Herrschaft  auch  die  Kultur 
Bom.s  Einzug  hielt  in  die  , Provinzen-;  Straßen  wurden  ange- 
legt, eine  geregelte  Verwaltung  eingeführt,  römisches  Munizipal- 
wesen legte  den  Grund  zu  einer  freieren  Stellung  der  Mittel- 
klasse und  zur  Entwicklung  des  Stadtewesen  in  den  eroberten 
LSndem.  Die  ersten  Keime  von  Wissenschaft  und  Kunst 
wurden  überallhin  verbreitet;  schließlich  war  es  ja  trotz  vor- 
ü beruhender  Christenverfol^nntfen  unter  eiuzeluen  CiisiiriMi.  doeli 
nur  die  rnmisclie  Herrschaft,  welche  der  neuen  Heilslelire  des 
Orients  den  W  eg  })ahTite  zu  den  Barbaren  des  Okzidents:  der 
Lehre  Ton  der  Gleichheit  aller  ^Tenschen  vor  Gott. 

Dionys  von  HaUcunias  lobt  div.  Höiner,  daP  sie  die  Einwohner  der 
betiegter»  Stüdte  weder  nufiottt  tcu  noch  veraklavteu,  »ondern  ihnen 
ibre  Freiheit  und  einen  Teil  ihres  Kigeutumas  Uelieo.  (Afitiquit. 
ZOO.  11  16.) 
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Dh'  Itarbarcn  des  Nordens  uud  Ostens. 
Aber  auch  die  Stunde  der  römi^^chen  Herrschaft  liatte  ge- 
schlagen. Allzu  große  Ausdehnung  und  überfeinerte  Kultur  im 
Zentrum  des  Beiches  hatten  seine  Widerstandskraft  gegen  den 
Anprall  barbarischer  Horden  geschwächt,  die  seit  dem  4  Jahr- 
hundert von  Norden  und  von  Osten  gegen  die  , Provinzen» 
sich  ergossen.  .Man  nennt  ln'iite  diese  von  Osten  kommenden 
Stämme  der  Vaudaleu,  Sueveii.  Ooten.  Horuler.  Alanen  ostijer- 
mauische,  so  wie  man  die  von  Nortleu  fiiitalleiulfu  iStämme  der 
Franken,  Bayern,  Longobarden,  Burgunder  u.  ü.  iiordgerma- 
ni'-che  nennt.  Mau  kann  sie  beliehiir  nennen,  den  Beweis,  daß 
sie  mit  den  Germanen  Casars  und  Tacituü'  irgend  etwas  A^er- 
wandtes  und  Gemeinschaftliches  haben,  ist  die  Geschichtsfor- 
schung bis  heute  schuldig  geblieben.  Der  objektive  Forscher 
muß  konstatieren,  daß  alle  diese  räuberischen  Stänune,  welche 
von  Osten  nnd  von  Norden  auf  die  römischen  Provinzen  sich 
stiir/teu,  dies. 'Iben  erobertfii  und  hier  neue  Stauleu  gründeten, 
mit  dou  daselh.st  aiiL;vtrottoueu  Bevölkerungen  in  gar  keinem 
erweieilii  hen  Zudauimenhuuge  standen,  daÜ  sie  ilineu  vollkommen, 
fremd  waren. 

Dn'-  xwitchp'n  d**n  Germanen  des  Cfisar  und  Tnritiis  i'also  im 
1.  Jabrliuiidi  rt  vor  und  im  1.  Jahrhundert  nach  Chr.)  uiiil  dm  „Bar- 
baren" ilea  Xurdeiis  und  Ostens,  die  sich  s«^it  dorn  4.  Jahrhundert  u.(ch 
Clir.  a?if  das  römische  Reich  stürzten  und  die  man  in  neuerer  Zoit 
auch  aU  Germanen  bezeichnet,  keinerlei  Zusammenhaag  existiert  und 
keinerlei  «^yerwaadtachaft«  nachirdtbar  iftt«  da«  «ußteMihOB  J  akobOrimm 
«ehr  gut.  Wenn  er  niehtcdestowemger  in  seinen  „Bechtoaltert&mem** 
und  in  der  ^Geschichte  der  deutschen  Sprache**  jene  cSsaro-tadtelschen 
„Germanen*'  mit  diesen  «,barbari"  des  4>  und  5.  und  der  »^teren  Jaluv 
hunderte  ab  ein  und  dieselbe  t,Nation**  behandelt  (vie  das  nach  ihm 
fast  alle  Germanisten  tum,  so  ist  er  sirli  dieser  poetit^chen  Lizenz  wohl 
bewtif  t  und  entschuldigt  dieselbe  mit  „höheren"  patriotischen  KQck» 
8i«htMti.  Schwerer  wird  08  beinahe  ■werden,"  j'ni't  .-r.  ,,dif  allzukühne 
V.'rbindung  und  Nebeneinanderstsdlnnir  l'enier  Zeiträume  zu  rechtfer- 
tigen. Stellen  au«  Tacitue,  aus  den  allein  Gesetzen  (lepes  barbarorum 
sind  da  gemeint),  aoü  Utkunden  de«  Mittelalters  und  aus  Weistümert», 
die  vielleicht  er«,t  vor  100  Jahren  aufgeschrieben  wurden,  beweiscu 
in  einem  Atem.  In  der  langen  Zeit  von  1000  und  bald  2000  Johiea 
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sind  aber  ült^TiU  eine  Menge  von  Fäden  losgerisseD,  die  sich  nicht 
witjder  auknüptcn  lassen  .  .  .  Fortgesetzt*»  Forschung  mag  die 
rermutete  Verbindung  widerlegen  .  .  (l{rclit-alt*Ttamer  S.  VIII). 
Tatsächlich  ist  diege  ganze  „Verbindung'  und  ganz  wilikQrlifh«?  „An- 
knOpfong*'  der  „Bwbareu'*  des  Nordens  und  Ostens  seit  dem  4.  Jahr- 
kondcft  ua.  die  Gefmanen  des  CSsar  and  Taciins  nichts  mehr  als  „Ffaan» 
tade'*.  Denn  welche  Vcrmiitangen  man  auch  in  früherai  Jahrhunderten 
Uber  die  Herkunft  der  Franken  und  Goten,  aufstellte,  das  ist  keinem 
deutschen  Biatoriker  der  früheren  Jahrhunderte  eingefallen,  sie  mit  den 
„Gennaneu"  zu  ,, verknüpfen'*,  da  doch  eine  solche  Verkaflplung  nicht 
nur  alle  historischen  Tatsachen,  eondern  auch  alle  fränkischen  und  goti- 
schen f^>)erlieferungen  wider  eich  hat.  Eine  solche  „Verknüpfung"  ist 
C'T^t  g.-it  der  infolpre  df  r  deutschen  Het■leiuüf^^kripge  erwaflit.  n  nationalen 
B»'ijri.^temn^;  in  l>fut«chland  Mode  geworden  und  n,fin  hat  national- 
P'oliti^cbeu  Teudenzea  zuliebe  den  historischeu  Tatsachen  Gewalt  auL^o- 
iüLi.  Nicht  roit  Unrecht  konstatiert  denn  auch  Biinui  stark  i  l  i- 
deutsche  ütaiiUaltcrtümer  1873,  S.  39),  daß  „in  der  Bearbeitung  der 
dentcchen  üigeschichte  Sophistik  Ton  geworden  ist".  (Vgl.  im  Anhaa;,^ 
Eneora  C.) 


Die  8taatcii?iüiuhiiiJi:eii  der  ,,Barbaren**. 
So  gründeten  die  Vaudaleu,  Suevexi  und  Alanen  die  Sue- 
Tiflche  Monarchie  (409)*  Die  Burgunder  eroberten  414  Gallien 
und  gründeten  den  burgundischen  Staat.  Die  Yandalen  zogen 
429  nach  Afrika  und  gründeten  da  ihr  Yandalenreich,  welches 
sich  jedoch  nicht  lange  erhielt;  4 IG  nahmen  die  Westgoten 
Södgallien  ein  und  gründeten  das  aquitanische  Reich,  zogen 
aber  kurz  duiuuf  luicli  Spanien,  stürzten  du  die  Herrschuft  der 
Sneven  und  riehtuttMi  ilir  westi;otiseheH  Riuch  auf;  die  ira 
äußersten  Norden  des  römischen  Kcic  lies  gelegene  Provinz  Bri- 
tannia  ward  die  Beute  der  sUchsischeu  Eroberer  (der  Sago  nach 
Heugist  und  Horsa);  die  Heruler  überfielen  kurz  darauf  unter 
Odoaker  Italien,  machten  sich  dort  zu  Herren,  bis  sie  568  von 
den  machtigereii  Longoharden  unter  Alboin  besiegt  wurden,  die 
nun  ihren  longobardischen  Staat  dort  mit  dauerndem  Erfolge 
begründeten.  Mittlerweile  waren  die  Franken,  ein  unbekannt 
woher  aus  dem  Xorden  um  Niodenlieiu  erscliienener  Stumm, 
jiach  Gallien  eingedrungen,  schlugen  das  römische  Heer  unter 


Digitized  by  Google 


L  TeU.  2.  Kapitel 


Sya^ius  bei  Suisbuiis  486  uutl  gründeten  das  fräiiku-ciie  Reich 
in  2s  ordfrunkreicli.  so  daß  damals  im  lieutigeu  Frankreich  drei 
Terflchiodeiie  Staaten  bestaudeii:  im  Süden  der  westgotische, 
im  Osten  der  burgtuidische  und  im  ^^^ordeu  der  fränkische.  Alle 
diese  Staaten  germanisch  zu  nennen,  ist  konventionell.  Denn 
-wissenschaftlich  läBt  sich  zwischen  Franken,  Burgondem,  West- 
goten nnd  den  „Germanen*  Oasars  nnd  Tacitus*  anch  nicht  der 
entfernteste  Znsammenhang.  ir>'schweige  denn  irgend  eine  .Ver- 
wandtiiebalt-  iiacli  weisen.  Burgunder,  Westgoten.  Franken 
waren  gleich  wie  alle  anderen  von  Norden  nnd  Osten  über  die 
römischen  Provinzen  .^i«  Ii  .stihzenden  Stiinune  einlach  räube- 
rische Scharen,  die  zu  der  Spezies  der  tichweifenden  Menscheu- 
horden  gehören,  welche  die  seßhaften  ^Tenschenliordeu  unter- 
jochen —  und  damit  den  ersten  Grund  zn  Herrschaftsorgani- 
sationen  legen.  Nur  besteht  ein  Unterschied,  ob  solche  ränbe« 
rische  MenschenKorden  ganz  primitive,  kultnr-  und  staatslose 
Ansiedinngen  überfallen  oder  ob  sie  bereits  bestehende  staat- 
liche Ordnungen  (wie  dies  bei  den  römischen  Provinzen  der 
Fall  war  )  uuterjcK  hon.  In  letzterem  Falle  nänilu  h  kitnnen  sie 
nicht  so  rücksicbtsl«»s  vorgehen,  da  hier  bereits  eint*  gewi.s.se 
Klassenschichtung  mit  herrsehenden  Klassen,  die  eine  gewisse 
Macht  re])räsentieren,  besteht  Mit  diesen  müssen  nun  die 
neuen  Eroberer  trotz  ihrer  momentanen  Übermacht  paktieren, 
sie  müssen  ihnen  einen  Teil  ihres  Besitzes  lassen  und  ihnen 
eine  gewisse,  vor  der  übrigen  untertanigen  Bevölkerung  bevor- 
zugte soziale  Stellnug  einräumen.  Diese  Haltung  mn0ten 
meist  die  siegreichen  Römer  den  keltischen  -Herren**  gegen- 
über einnehmen  und  diesel))e  l'rditik  sehen  wir  auch  seitens 
der  West|r"ten.  Burgunder  und  Franken  den  .  l^onianen**  gegen- 
über, wie  man  jetzt  die  »Proviuzialen-  nannte,  befolgen.  Das 
zeigt  sich  besonders  darin,  daß  die  Eroberer  und  neuen  Herren 
den  ^Bömern''.  d.  h.  den  Provimdalen  überhaupt,  nidit  ihr 
ganzes'  Hab  nnd  Gut  wegnahmen,  sondern  ihnen  einen  Teil 
desselben  ließen,  also  mit  ihnen  teilten.  So  wurde  z.  B.  im 
neuen  bnrgundischen  Staate  diese  Teilung  derart  bewerkstelligt, 
daß  der  Burgunder  von  Hof  und  Garten  die  Hälfte  erhielt,  vom 
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augebauteu  Laude  zwei  Drittel  tind  von  der  Zahl  der  Sklaveii 
ein  I>rittieL  Die  Wälder  blieben  gemeinschaftlich.  Ähnlich 
geachach  es  im  Beugegrfindeten  westgotischen  Staate.  Nur  die 
Osigoteii  waren  geuügäamer,  da  sie  sieh  mit  einem  Drittel  des  . 
Landes  zufriedenstellten  —  während  die  Longobturden  nach  Er- 
oberuiitj  Oberitalions  sich  mit  einem  Drittel  des  Bnittoertrages 
<l»r  Früchte  ])ot,niüirteu,  zu  welchem  Zwecke  jedem  rümischeu 
ik:»itz6r  ein  Lombarde  als  hospes  zugeteilt  wurde. 

Ober  eine  ganse  Beihe  Ton  StaatengrOndongen  in  den  Donan^Kar^ 
ptthenlSndem  '«rthrend  des  1*  Jahrtausands  tmserer  iLxa  bis  sor  Oxfin- 
dnng  des  msgiaxischen  Staates,  sishe  im  Anhange  Ezkuis  A.  Aodb  die 

»ogenannte  ^Einwanderung  der  Serben  imd  Kroaten**  in  die  nördlichsn 
BAlkacIänder  stallt  sich  bei  näherer  Untersuchung  als  eine  Landnahme 
und  Staatsgründmig  seitens  kriegerischer  Schnren  dar,  die  vom  byznn> 

tiniichen  KaieertiimP  «jocren  die  Avnren,  welche  jene  Gejjon'Jen  in  Besitz 
n'  iinu'n  wollten,  herbeigerufen  wurden.  iBiebe  darüber  ua  Anhange  den 
Ivzkuii  D. 

Im  7.  .lahrliimdt'it,  ^ejren  678,  fib».'r£cliritt€n  dw  Bnlt^aren.  t  in  asia- 
tiicher  (^tihkibchür  btairnu,  unter  Aspanich  die  Donau,  uiiterwaiieu  sich 
die  slaviflche  BeT6lkenmg  im  heutigen  liulgnheu  und  grflndeten  dss 
Bidgazemreieh,  wo  sie  hente  ein  „slsTiicheN^*  Volk  sind  (vgl.  Jirecek, 
Gsicliiehte  der  Bnlgsren,  B.  126).  „üm  die  Mitte  des  9«  Jahrhonderis 
«Sven  dnreh  Wafflgezseharen  (ans  dem  ■kandinavischsn  Norden)  unter 
den  mieiiiigen  slat-ischen  Biftmmen  am  Wolchowstrom  nnd  am  Dmepr 
mehrere  Krisgaherrschnflen  errichtet  worden;  durch  Kurik  (einem  Wa- 
liger)  und  seinen  Sohn  Igor  wurden  sie  zn  einem  Reiche,  dem  russischen 
fereiuigt*'  (Giesebrecht:  Ueschichte  der  Kai«erzeit  12.490  .  hu  11.  Jahr- 
hundert folgt  diinn  die  Grnndnnrr  dos  englischen  fet&atets  duich  die 
,Noni!annefi  i^Schlacht  bei  Ha9tin<,'s  11)06).  Die  Gründung  Preiiliens 
»iurcU  die  Ordensritter  wird  vou  Treitachke  (Das  ürdensland  PreuL'en) 
folgend«  rmaüen  geschildert:  ,,lm  Jahre  1231  setzt  der  von  Salza  gesen- 
dete Laüdmeiater  Hermann  Balk  mit  seinem  Kreuzheer  über  die  Weichsel 
ssl  noji  beginnt  ein  TcnrtehreiteD,  dchsr  md  stetig  nach  festem  Plane, 
eissig  in  dieser  Zeit  regelloser  KriegAhmng.  Kanm  ist  ein  SiOck  Landes 
TOS  den  Dent sehen  daichsttirmt,  so  führen  dentsche  Schiffe  Balken 
flsd  Steine  die  Wdefasel  heiab  nnd  an  den  ftaOersten  Gtensen  des  Er- 
ebsrftsn  entstehen  jene  Burgen,  deren  strategiich-glilckliche  Lage  Kriegs- 
kondige  heute  bewundem,  und  zuerst  Thorn,  Kulm,  Marieuwerder  .  .  . 
aas  dem  zähen  "Widerstände  der  erbitterten  PrenÜen  ergab  sich  die  Not- 
wendigkeit, deutsche  Kraft  in  vollerem  Strom»'  in  das  Land  zu  leiten.*' 
nDie  Barger  iiiederdeuUchlands  worden  nach  PreuCeu  gerufen;  eine 
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Stadt  gegründet  neben  jener  Hauptburg  der  liittt^-r.  In  der  Kulm- 
Bchen  Haudveste  (1233)  gewährte  der  üidtii  den  ueuou  An&iedleru  gruÖ- 
herzig  die  Freiheit  des  Magdeburger  Rechtes,  das  seitdem  iür  die  Melur- 
beit  der  preaßiscben  Stftdte  den  Bechtsboden  bildete  «  .  /*  In  dieser 
Sohildening  tritt  uns  sugleicb  die  entitebende  eoriale  8traktiir  enscbau- 
Hch  entgegen:  die  „erbitterten  Prenfien",  die  daa  robotende  LandTolk 
bilden,  der  Mittehtaad  der  stidtiscben  Bflrger  und  die  hemcfaende 
Eliiaie  der  Ordenaritter. 

CbronologiBcb  folgt  aof  diese  prenOiache  Staatagrflndung  in  Europa 
ganz  nach  derselben  Methode  die  iflrkiscbe,  die  mit  der  Eroberung 
Konstantinopels  durch  die  Türken  vollendet  ward  und  wolil  als  die 
letzte  Staatfgrdndung  des  Mittelalters  in  Europa  betrachtet  werden 
kann  (1453). 

Wenn  wir  iihrigens  auch  ans  histori^tlen  Z»'it**n  nicht  iibfi 
Staai<'ULri iiiKiuii^'cii  genaue  Kenntnis  haben,  so  liegt  die  Ursache  liieser 
Uuk«'imlniH  ilaiiii,  da"  die  Zi  iti  ii  der  Eroberung,  Landnahme  und  Staat<?n- 
gründuug  iu  Jen  bttrcHeudcu  Ländern  geschichtglus  bind,  d.  h.  Geschichte- 
lückeu  bilden,  die  in  späterer  Zeit  durch  Ge^chichtslttgeu  auFgcfOllt 
wurden.  Die  Ursnohen  dieser  Erceheinung  sind  klar.  Die  unterjochte 
Bevölkerung  des  eroberten  Landes  ist  meist  staats*  und  kulturlos.  Die 
schreibt  keine  Geschichte.  Die  Eroberer  sind  meist  auch  kulturlos  und 
haben  auch  kein  Interesse,  die  von  ihnen  begangenen  Gewaltakte  au 
verewigen.  Erst  wenn  ihre  Henschaft  begründet  ist,  finden  sich  die 
Leute,  die  zum  Ruhn>  und  Preis  der  „Herrscher"  ihre  Taten  verherr- 
lichen und  dabei  auch  ihrer  ,, glorreichen  Vorfahren*'  gedenken.  Letzteres 
gemliieht  selbstverst.'Sudlich  nach  der  Auffassung  friedlicherer  und  kul- 
turellerer Zeit,  die  die  VerimnfrenVpit  fibelhalt  ausschmückt  und  diese 
„Vorfjhreu"  als  „Väter  des  Vulkci"  dai-stellt,  als  „weise  üe»etzgeber", 
die  Recht  und  Ordnung  begründeten.  Dabei  kouiuien  nun  (ieschichte 
und  Staatswifseuschaft  zu  kurz,  weil  mau  von  den  wirklichen  Vorgängen 
nichts  erftlni. 

Hur  ausnahmsweise,  wo  in  Ländern  alter  Eoltor  „Barbaren*'- 
Horden  einbrachen  und  aut  den  Trümmern  alter  Eultumtaaten  ibre  neuen 
gründeten,  so  wie  da»  im  angehenden  Hittelalter  auf  dem  Gebiete  des 
untergehenden  röniiiehen  Reiches  der  Fall  war,  da  haben  wir  auch  über 

die  ersten  Anfänge  dieser  Staaten  von  den  Schriftstellern  der  unterjochten 
Völker  treue  Bt  richte;  dasselbe  gilt  zum  Beispiel  auch  von  der  nor- 
mannischen btaat^gründung  in  England.  Dagegen  beklagt  die  Gesehiclits- 
wi^>f  Tischaft  das  vollkommene  Dunkel,  daa  die  Staatsgrfindungen  im 
Ntiitidsten  Europas  bis  ins  10.  nnd  11.  .Lilnhundert  1'»»dockt.  "Nur  aus 
den  mit  dem  ersten  lii^^tot  i^-i  h<Mi  D;iniuit'i  Iii  lit  luiö  ]iit'r  eulgcgen tretenden 
sozialen  Zuständen  eiuil  wir  iu  der  Lagr,  auf  jene  Vorgänge  Schlüsf-e  zu 
sieben  und  dieselben  als  an  ilog  allen  anderen  bei  i>taateugrOnduugeu 
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«lattgeiundeuen  zu  erkeimeu.  Wenn  wii  z.  B.  in  solchen  Läinlem  wie 
iu  Böhmen  im  10.  Jalirimndert  das  Land  Tiiitcr  fliio  Anzahl  ,,(jrof>r** 
oder  „Fürateu*'  (ducc«j  verteiit  findete,  die  auf  li-isteu  Burgcu  ihre  fcjiue 
haben  und  von  da  aua  Land  und  Leute  bt^herrbchen :  so  ist  der  äcliluß 
berechtigt,  dafi  wir  es  da  mit  den  Nachkommen  der  Fflhrer  von  Er« 
obererbanden  an  ton  haben,  die  das  Land  gewaltsam  einnahmen  und  die 
Berülkerong  sieh  imterwarfbn.  Unter  einander  aber  fuhren  fliese 
,3erreii«  unaufhörliche  Raubkriege  behufs  Mehrung  und  Yezgidflenuig 
ihres  BesitKe^,  bis  endlich  einem  \on  ihneui  im  TOrliegenden  Falle 
einem  Premjsliden  in  Prag,  gelingt,  alle  anderen  unter  seine  Botm&Oig« 
keit  zu  bringen  imd  eich  von  einem  dux  zu  einem  re^lus  aufzuschwingen, 
um  rait  der  Zeit  durch  kluge  auswärtige  Politik  und  Anlehmin»?  an  einen 
mächtigen  Naehbargtaat  (Deutschland)  fich  zu  einem  nchti;s'«^'n  ^'okrönten 
Könijj  niifizuwachsen.  Bis  so  etwas  gelang,  muüt*i  viel  Blut  flielien.  So 
roau'  her  klc-ine  Fürst  muOtc  ins  Gras  beillen,  ja  eo  manche  rivalisierende 
l>/ujakäieuf(iuiilie  mußte  mit  Stumpf  und  Stiel  ausgerottet  werden,  wie 
dies  s.  B«  den  böhmischen  Slamiks  im  10.  Jahrhundert  erging,  ja  auch 
mit  eigenen  Brttdem  und  Vettern  verfuhr  man  nicht  glimpflidier,  damit 
mir  das  Land  sieht  geteilt  werde  und  ungeteilt  dem  einen  Uerrsdier, 
dem  Monarchen  im  strengen  Sinne  dea  Wortes,  erhalten  bleibe.  Yon 
wie  vielen  Verbrechen  und  Greueltaten  in  Hemeherh&usem  eizfthlen  uns 
<lie  meisten  Anmilen  der  seit  dem  Mittelalter  in  Europa  gegrttndetm  Staaten, 
nicht  nur  der  Weststaaten  Europas,  sondern  ganz  ebenso  der  Staaten 
Osteuropas.  Aber  allerdings,  6h  ee  n-if  ;ind»To  Weise  zur  Bildung  gröHi  i  vr 
Staaten  «relcoramen  wäre,  kf^nnen  wir  nicht  wissen,  f^aO  aber  diese  grö- 
♦Vm>ii  >t;iiit«n  ihre  Bericht i^--! mg  uii>l  ihi»;  holif  Bedeutung-  in  dfr  Knt. 
WH  kluii<r  «1er  i'ur(<]iii  sch»'n  Kultur  und  der  einzelnen  historischen  isatio- 
naiitätyu  haben,  diw  ist  eine  nicht  wegzuleugnende  Tatsuch 

Heut-e  allerdings  scheint  in  Eunpa  eine  Uegenatrömung  gfgen  die 
Orofstaatbildung  sich  geltend  zu  mnchen,  die  sich  auf  die  Existenz  der 
ethnographischen  Volkseinheiten  sttltct  und  die  Fesseln  der  einheitliehen 
GroBstaaten  zu  zersprengen  strebt.  Diese  Tendenzen  sind  sichtbar  in 
Ungarn,  Bufiland,  ja  sogar  in  den  national  geeinigten  Staaten  wie 
Spanien  und  Frankreich.  Es  ist  das  die  Keaktion  der  ethnogmpliisohen 
Nationalitftten  gegen  die  historirchen  Nationalismen.  Es  mOgli<^ 
daB  ein  kOnftiges  Jahrhundert  den  Triumph  dieser  Richtung  scheu  wird, 
die  sich  aber  gewiß  auch  nicht  ohne  Gewalt  durchsetzen  könnte. 

•  * 

Wenn  die  Gründung  der  schweizerischen  Pudgenosspnschaft  als 
friedliche  Staat?entstehnnpr  tnittels  V»^rtrnfT»*^  Hncr^^nift  n  wiii'l'f,  so  ist 
darauf  zn  erwidern,  daÜ  die  Stil'tuni;  'l'-r  I-^idixenoy'st'nM-^liiift  nur  eine 
\ efeiniu''<ing,  eine  Föderation  mehrerer  Slaateu  (in  diesem  Falle  de- 
fc-liwciaerischeu  Waldstädte;,  aber  nicht  eine  Slaalengründung  int;  es 
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müssf^n  ja  Bchon  di«'  >'i'i/<'lni'ii  »Stauten  vniliimden  nmn,  t'he  sie  sii-li  kon- 
fö<lf I ii'i »Ml ;  tiithüv-lilicii  bt'^'iiint  ja  BlaatlicUea  L«ben  in  der  Schweiz  nicht 
erst  iiu  13.  Jaljrluiinlert  mit  der  Griimlmig  der  Eidg-enossou^chaft.  Die 
ersten  Staal.ugründungen  sind  aber  allerdings  auch  in  der  Schweis 
ftaoh  dem  Zeugnisse  des  Plinios  von  den  Kelten  nicht  gerade  in  ftied- 
lidier  Weife  dmchgefflhrt  worden  (Rhaetoe  a  Galtis  pnlao».  Pliniiu;  3. 
20)  und  wenn  man  gerade  niebt  so  weit  surfickgehen  will,  to  muß  man 
doch  mm  mindesten  dem  neuesten  Brockhant  (Artikel  Sehweia)  ra- 
■timmen,  daO  ..die  eigentliche  Geschichte  der  Sdtweiz  erst  mit  der  Zeit 
beginnt,  in  der  die  Helvetii  r  von  den  Rönu'ni  untciwoi-ftm  worden 
a.  68  for  Chr.  (Sieg  Cäsar^  bei  Bibra^te)'*.  Von  jener  Zeit  haben  wir 
es  nur  mit  der  Entwicklung  der  etaaMiehen  Ordnungen  in  der  Schweiz 
zu  tun  und  dio  Sliftuii^'  der  Kidfrr'n'^Fsonsf'hfift  im  13.  Jahrhnudert  ist 
eine  Phase  in  dieser  i!aitwieklung.  aber  kein.'  St;iat«grüoduug. 

Der  8ntz,  daß  Stnaton  ntir  durch  Kidbemut,'  und  Unterjochung  ge- 
gründet wunlrn.  weil  hie  aller  \\  ahischciulithkeit  nach  auf  anderem 
Wege  nicht  gegi  iiudet  worden  konnten,  dieser  Satz  iiel'e  &ich  auch  c  con- 
trario beweisen,  wenn  man  die  Tiden  modernen  friedlichen  Stoateugriin- 
dung^experimente,  die  meist  klflglioh  edieiterteD,  betrachtet,  Die  aiia> 
gedehnten  Lftndereien  Amerikas  verlockten  ja  viele  Abenteurer  an  Ver- 
mchen  von  StaateogrOndungen  nach  vorgefaOten  Idealen.  Nnn,  diese 
StaaieogrQndungen  ergaben  im  besten  Falle  irgend  eine  sektirerische  Ge- 
meinde (meist  mit  Ehelosigkeit)  oder  irgend  eine  Industrie-  oder  Arbeiter« 
GouossenBchaft,  die  sich  unter  -lern  Schutze  eines  mSchtigen  Statitcs  be- 
gab :  aber  Staaten  und  Völker  entstanden  daraus  nicht.  (Vgl. 
Temmler,  Geschichte  des  Sozialismus  and  Kommunismus  in  Hordamerika.) 


Sind  diese  Barbaren  ^C^ermanen^f 

Wie  sich  aus  dicseu  durch  die  Erobern n;xt'"  der  VVest- 
gütheu,  Biir^nniler,  Franken  und  Lougubardvii  Lreloi^tün  llen- 
schuftsgnmdlugou  in  den  einzelnen  Ländern  mit  der  Zeit  erst 
kleinere  territoriale  Staaten  und  sodauu  das  ^oße  fräukiiiche 
Beich.  die  Monarchien  in  Spanien,  das  Longobardeureich  in 
Oberitalien  entwickelten»  ist  bekannt  und  diese  Staatengrflu- 
dnngen  haben  mit  allen  anderen  in  der  ganzen  Welt  nicht 
weniger  als  das  gemein,  daß  es  fremde  Erobererstamme 
waren,  welche  die  einheimische  Bevölkerung  unterjochten. 

enn  Historiker  alle  diese  .gentes  barbarorum-  der  lu'inier 
zu  „germanischen •  Stämmen  stempeln  und  mit  den  Geriuaueu 
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Cisars  und  TacitoB  zu  einem  «umationalen''  Brei  suflammen- 
knetatk,  so  ist  das  einfach  Poesie;  wahres  ist  an  all  dem  nicht 
eine  Silbe.  Für  den  objektiven  Forscher  ist  es  von  Interesse 

m  yerfolgen,  auf  welckeu  Irrtüuieni  und  Tüuschiingen  all  diese 
Pliuitasterei  berulit.  Xiin  waren  es  neben  dem  ethisch  gewiß 
Wethtigteu  Bestreben,  ein  im  Laufe  der  Jahrhunderte  erlangtes 
natimiale?«  Einheitsbewnßtsein  historisch  auf  f^^l eiche  Abstanmi im g 
zu  begründen,  hauptsäclüich  zwei  falsche  Anschauungen,  welche 
zu  der  oben  erwähnten  fiktiven  Annahme  führten:  erstens 
«ine  auf  die  biblische  Tradition  sich  stütasende,  total  falsche 
Ausdumung  über  den  Guug  der  genealogischen  Entwicldimg 
der  Menschheit  und  zweitens  eine  falsche  Doktrin  der  neneren 
Linguistik-  Wir  müiK>eu  diese  beiden  Irrtümer  hier  naht;r 
beleuchten. 

Die  Schriftst<^ner  des  Mittelalters  kennen  vvolil  die  verschiedenen 
Völker,  welche  au»  dem  Norden  nach  ^Grenuinuen''  kamen,  aber  es  ßllt 
ihnen  nicht  im  Traume  ein,  diese  als  ^Geriiiatieii~  zu  bezeichnen  oder 
für  solche  zu  halten.    Der  üothe  Jorduues,  der  ca.  550  n.  Ch.  schrieb, 
Tinterscheidet  sehr  wohl  die  Völker  ^Germaniens**  von  den  Franken, 
Gotheaund  anderen  Ton  auewärts  in  Garmamen  eingedrungenen  Stftmmen. 
Au  tritt  bei  ihm  gsas  «uuwttdentig  hervor,  s.  B.  in  solchen  Sätsen  wie : 
tOütki  Oemtanorum  tetraa  qito»  nunc  Fixmei  eiüHtnt  dtpu^fnikUi  $unt^. 
{De  Origine  Oofhorom  XI.)  Ancli  Pauli»  der  Geechiehindhreiber  der 
Lottgobaiden  (8.  Jahrhundert)  spricht  es  (üb.  I)  deutlioh  aus,  daß  ^um* 
fena  iHa  regio  Tanai  tenm  tMgvM  ad  oeeidMum  ....  gmeroSU  voeabuh 
Germania  voeiUtw".  Von  Germanen  wein  er  gar  nichts;  er  weiO  nur,  daß 
"'S  flicsfm  Lanrle  rrcgin\  wolches  fanioi^  mortalium  fjerminaf  quantoa 
■ikr.'  i  rr  sufficii,  (/rnte.<  egvemae  sunt,  quae  nihiloniinxs  et  partes  Aslne 
mnritne  sibt  lontiguam  Kuropam  affffreninf.    So  zäldt  er  denn  eine 
Aiualil  von  „ferocr-s  et  barliarac  natioin-s"  auf,  die  „e  Genuania  pro- 
dienmt",  wie  z.  B.  die  Waudali,  Rugi,  Heruli,  Turcilingi ;  endlich  ist 
aoek  aWinnilorum  hoc  est  Lougobardciuia  gens  a  Germanot-um  populis 
mgmm  ducms",  das  heifit^  daß  auch  die  Langobarden  eine  jener  TOlker- 
■cMen  sind,  die  aus  jenon  Laadstriche  (regio)  kamen,  welchen  man 
»fCMralf  voeaMo  Oermania"  nttmt;  Ton  irgend  einer  ethnischen  oder 
aafümalea  Bedeutung  dieser  Beaeichnung,  als  ob  die  Langobarden  »Ger- 
^uaen^  wBren,  ist  dabei  keine  Rede    -  und  noch  weniger  von  irgend 
einem  Zusammenhang  derselben  mit  den  ..Germanen«  des  CSsar  und 
TacituB.   Auch  Einhard  der  Biograph  Karl  M.  spricht  immer  nur  von 
Uermania  als  einer  geographischen  Bezeichnung  und  TOn  den  Ter* 
öamplowicz,  Allg.  ättatsrectat.  6 
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achiedenon  „Gei^naniam  incolentes  nntione>"  i  Vita  Ciimli  M.  ri\p.  7),  die 
von  der  vorsehiedensten  Herkuiut  sinil  und  mit  den  G'  rm.uu  des  Cäsar 
und  Taeitus  nichts  zu  schaffen  liabeu.  Erst  der  Historiographie  mist  r»  r 
Zeit  war  es  vorbehalten,  ganz  verschiedenartige  Dinge  zu  venuiüchea, 
die  nie  vermischt  waren  und  die  man  früher  nie  vermischt  hat^  (Sieku 
duttber  im  Anhang  d«n  Exkurs  C:  Znr  Payebologie  der  GeachlohtB- 
■ohrefbuiig.) 


Der  genealogische  Irrtum. 

Au  der  biblischeu  Tradition  festhalteud,  konnte  iiiuu  sieh 
bis  heutzutage  von  der  Ausehauung  nicht  lossageu,  daß  die 
Menschheit  von  einem  einheitlichen  genealogischen  Ursprung« 
wie  eine  aus  gemeinsamem  Stamme  herrorgegangene,  im  Laufe 
der  Jahrhunderte  sich  auseinanderzweigende  Familie  mit 
ihren  einzelnen  Ahk»j^»m  allmählig,  Yon  einem  bestimmten 
ruukt;'  Asious  (dem  rarudies!)  aiisireheud.  die  Erde  bevölkerte. 
Daher  wurden  all«»  iu  Kuropa  woliiieiideii  Xatioaen  als  eKeu- 
soviele  in  auteinuiidertolfi^eudeu  Zeitperiodeu  von  A?>iea  herüber- 
gekommene Auswuudererscharen  angesehen.  Du  über  uh»  Beweis 
fiir  flie  verwandtschaftliche  Zusammengehörigkeit  der  einseluen 
Nationen  die  gemeinsame  Sprache  angenommen  wurde:  so 
zweifelte  man  nicht»  daß  alle  die,  die  in  historischer  Zeit 
eine  Sprache  redeten,  als  ein  solcher  zusammenhangender 
Menschenhaufen  aus  Asien  ausgewandert  waren.  Diese  Theorie 
ward »  besonders  seit  deiu  Aniuuge  unseres  .Tulirhunderts,  als 
die  Td?e  der  Nationalit?it  sich  zu  entwick  eln  begann,  auf  die 
Deutsthen  angewendet  und  es  nuilJten  darnach  alle  Deutscheu 
von  dem  Hauptstaninio  der  Menschheit  in  Asien  sich  einmal 
abgezweigt  und  nacli  Huropa  gekommen  sein:  eine  Vorstellung, 
die  von  A  bis  Z  falsch  ist.  Denn  die  als  unanfechtbar  ange- 
nommene Voraussetzung,  daß  alle  Bewohner  Europa's  in  vor- 
historischer Zeit  aus  Asien  her  eingewandert  sind,  hat  gar  keine 
wissenschaftlichen  Grundlagen,  ebensowenig  die  Annahme  eines 
allmahligen  Sichauseinanderzweigens  der  Menschheit  aus  einem 
gemeinsamen  Stamme.  Der  vvirkiiciie  Hergang  war  der  gerade 
entgegengesetzte. 
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Auf  obiger  AnsciiauunjCf  beruheu  nocli  die  reclitsvergleiciienden 
ArlK'iteu  Leist's.  Er  gibt  derselben  präj^naiiten  Ausdiuck  in  fol^?finden 
Stellen:  ..Der  arische  Stamm  ist,  wie  die  Spiache  ea  ausweist,  in  die 
groUen  Völker  der  Germanen  und  Slaven,  der  Kelten,  ItaÜker  und 
Oiieeben,  der  Fenor  und  Inder  Buieinftn de rge gangen.  Man  kum 
mit  Soherlieit  die  GrundeLemente  der  Sprache  dieser  Yülker  auf  eine 
2eit  mrfleUtthxea,  in  der  die  Vorfahren  derselben  noch  ein  einiiget 
Volk  bildeten*  (Qraeoo*itelisches  Beeht  8. 7).  Et  aweifelt  nicht  daran, 
^  «durch  die  Sprache  der  Beweii  geliefert  wird,  welche  dnaelnen 
V5lk>  I  7.U  den  indogermaniiichen  oder  arischen  gcbdreu.  Damit  igt  die 
Hdiflichktit  treiB  einsam-arischer  auf  teutoniacher  Ursprungs -Verwandt- 
schaft beruhenden  nStammrechtlichen**  oder  stammverwandten  (d.  h.  auf 
alter  Staniiii1>asis  g^kichartur  fortentwiokelter)  Institutionen  gegeben*^. 
(Alt^sches  jus  civib'  Hinl.) 

linl^ssan  sind  die  neueren  Linguisttu  bereits  stur  Cb'Tzeugnn<r  'sre- 
langt,  dii  '>  man  durch  die  ^Sprache  und  mittelst  (l*  r  Sprat  h- 
forschungtn  keiueawegs  zu  Schl&ssen  auf  die  genealogische  und  ethuo- 
logische  £ntwioklung  der  Meniohhrit  berechtigt  ist.  Max  Hftller 
(Vorlesangen  Aber  die  Spraohwiss^schaft  L  VIII  Vorl.)  spricht  sein  Be« 
dauern  darüber  aus,  daß  man  Spraohwiasenschaft  nnd  Ethnologie  in 
Zusammenhang  gebracht  habe.  »Die  Sprachwiasenschaffc,  sagt  er  und  die 
Ethnologie  litten  beide  darunter,  daß  man  sie  nicht  genug  Ton  einander 
schied.  Die  Klassifikation  der  Sprtichen  und  der  Bassen  sollten  von 
emaader  ganz  unabhängig  sein.  Denn  Menschenrassen  wechseln  ihre 
Spracheu;  dafür  liefert  uns  die  Geschiebt''  Beispiele  genug:  eine  Rasse 
kann  sicli  verschiedener  Sprachon  biHlim-  u  und  verschiedene  Rassen 
k5nn' u  dieselbe  Sprache  sprechen'',  (iiarwin  hatte  diese  Erkenntnis 
noch  nicht  erlangt^i 

Derselben  Ausielit  'it*t  auch  Whitney;  er  apriclit  ps  „gleich  im 
voraus  ohne  Rückimli  aus,  d<iL>  die  l:^iatt'iluugeu  der  Spraelieu  und  der 
Bsssen  nicht  flbereinalimmen  oder  luaammenfUl«! ;  grundTerschiednie 
Sprachen  wurden  von  Völkern  gesprochen,  die  der  Ethnologe  an  d«F- 
sdben  Basse  rechnen  wflrde  nnd  wiederum  verwandte  Sprachen  von 
MenKhen  augenscheinlich  Terschiedener  Basse**  u.  s.  w.  (Whitney:  Leben 
lud  Wachstum  der  Sprache,  Deutsch  Ton  Leskien  1876,  8.  288  SL) 

Allerdinga  Terhalten  eich  diese  neueren  Linguisten,  ebenso  wie 
noch  Darwitt,  aehr  reserviert  in  dtae  Frage  der  einheitlichen  oder  viel* 
heitlichen  Abstammung  der  Menschheit;  sie  wolleti  sicli  offenbar  in 
«liesor  Frage  nicht  engagieren  und  betonen  immer  wieder,  daO  mit  den 
Resultiten  der  Sprachwissenschaft  beide  Annahmen  vereinbar  sind. 
Das  ist  sehr  vorsichtig  ihrerseits;  es  dürfte  sic!i  ab  r  zei<jeu,  daf!  eine 
richtis?«'  Anschauiiiii^  über  Etiutehung  d  r  Sj^rach.  !!  und  Cbertrag'uuir 
oder  sagen  wir  W  anderung  derselben  von  Volk  zu  Volk  keineswegs 
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mit  jcucii  beideu,  sondern  nur  mit  •  int  r  dersvlbt'ii.  u.  zw.  mit  der  viel- 
li«'itUcben  Abgtaramungr  <l»'r  Mensciilieit  vereinbar  ist.  Nahmen  wir 
ulxT  iudesäen  die  voraic  litigen  Erklärungen  ib  r  Linf(uisten  ^ur 
Kenntnis.  So  meint  Max  Müller  —  a.  a.  Ü  ,  daU  „die  Frage  der  ge- 
meinsamea  Abstammung  der  Sprache  ia  keinem  Zusammenhange 
stehe  mit  4er  I'irage  der  gemeiiiiameii  AlNtamiaang  der  Menaehheit*'. 
»Wenn  man  ea  anoh  erweiiea  kOnnte,  daB  die  Sprachen  Teaehiedene 
Anftnge  hatten,  ao  wlirden  darane  nicht  onTermeidlich  Tenehiedene 
Anfinge  des  Uenaohengetchlaehts  gefolgert  werden  mfiaaens  denn  wenn 
wir  die  Sprache  als  angeborene  Fähigkeit  des  Menschen  betrachten,  ao 
konnte  sie  doch  sich  in  Teraohiedenen  Zeiten  und  Orten  bei  den  ser* 
streuten  Nochkommen  eines  einzigen  Paares  entwickelt  haben.  Wenn 
wir  nbcr  im  Gegenteil  dif»  Sprache  als  kÜLstliche  Erfindung  betrachten, 
warum  sollte  denn  nicht  jedes  aufeinanderfolgende  (xeschleclil  ein  eigene» 
Idiom  erfanden  haben.  Solltf  aber  andererst-it«  erwiesen  werden  können, 
dal}  alle  tneusehliehen  Spraciieu  von  einer  Urspraclie  ataumien,  so  wüide 
daraub  nocii  immer  nicht  folgen  müssen,  dali  das  Menschengeschlecht 
von  einem  Paare  abstamme;  denn  die  Sprache  bitte  ja  sehr  wohl  auch 
die  angeborene  Fähigkeit  oder  Erfindung  einer  bevorangten  Rasse 
sein  können,  TOn  welcher  sie  die  andern  im  Laufe  der  geschichtlichen 
Satwicklnng  erworben  haben  konnten**.  MTfthrend  sieh  also  Maz  KlUler 
in  ^eser  Frage  seihst  sehr  reserviert  verhSlt  und  nur  die  Unanllasigkeit 
gegenseitiger  Schlußfolgerungen  «wischen  Sprachwissenschaft  und  EMino* 
logie  konstatiert:  verteidigt  Pott  ganz  entschie.len  den  vielheitUchen 
Ursprung  sowohl  der  Sprachen,  wie  auch  des  Menschengeschlechts.  (  Vgl. 
dessen:  Ungleichheit  der  menschlichen  Ras^sen  1856  und  Etymoloo-ische 
Forsihnno-en  1861.)  über  Lester  W  ard's  einschlägige  Theene  vergL 
ueme  Geschichte  der  Staatsfeheorieu  S.  '420. 


Die  SeBhaflen  und  die  Sehweifenden. 

Wie  ich  das  in  meinem  Bnelio  -Der  Rasseukaiiipf -  nach- 
gewiesen  habe  und  wie  es  uucii  beither  sicli  als  gaii/  uuwider- 
l^lich  herausgestellt  hat:  stammt  die  Mensddieit  von  einer 
Unzahl  primitiver  Hordeu,  deren  es  in  allen  Weltteilen 
tind  Gegenden  in  Hülle  und  f'iUle  gab.  Daß  nun  bei  der  Ver- 
schiedenheit der  geographifldien  Umwelt  und  auch  infolge  der 
Verschiedenheit  der  Natoranlagen  and  der  Art  und  Weise,  wie 
die  einzelnen  Menscheu^mppen  ihre  Bedürfnisse  m  befrievli^  ii 
^ezwuu^en  waren,  diese  primitiven  Mensehenliord'pn  verschieden 
geartet  waren   und  dies©  ihre  V  er&chiedenartigkeit  auf  ihre 
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Kachkommen  vererbten  fdie  allerdings  ihrerseits  wieder  unter 
dem  £LQfiaß  derselben  äußeren  Faktoren  Tariieren  konnten)  ist 
bkr  nnd  wird  dnreh  unzählige  Tatsachen  der  Erfahrung  und 
Oesehichte  bestätigt  Nun  lassen  sich  in  dieser  unendlichen 
Hannigfaltigkeit  menschlicher  Arten  zwei  Haupttypen  unter« 
«beiden:  die  Schweifenden  und  die  Seßhaften;  die  Ersteren 
siiu]  Hio  wahren  Kosmopoliten:  ihr  Walilspruch  war  von  jeher 
ii'i'i  i>ene  ihi  p}ifria;  nicht  mit  der  Heimat  begnügen  sie  sich, 
die  die  Katnr  ihnen  schuf;  eine  bessere  stets  aucheiuh  durch- 
^eheu  sie  die  Welt  und  ruhen  nicht,  his  sie  sich  selbst  eine 
schaffen  können;  allerdings  gehen  sie  nirgends  hin,  wo  nicht 
«dion  Ansiedler  da  sind  —  denn  ihr  Streben  geht  nach 
bequemerem  Leben,  nach  Menschendiensten.  Diese 
Schweifenden  zerfallen  übrigens  noch  in  zwei  Unterarten,  denn 
wahrend  die  einen  die  AVeit  durchstürmen  mit  Spieß  und  Keule, 
wandern  die  aridem  mit  Elle  und  Waage.  Die  Seßhaften  aber 
siiid  NesthofkiT :  friedliebende  und  schwerfallige  Menschenarten; 
sie  kleben  au  der  Scholle,  von  der  Xatiir  schon  sind  sie  glebae 
ttdacripti;  nur  Gewalt  oder  äußerste  Not  bewegt  sie  zur  Wan- 
<leniug.  Von  jeher  nun  hat  ein  ZusanunentrefiTen  Ton 
schweifenden  und  seßhafben  Menschenarten  geordnete  Staats- 
wesen —  allerdings  immer  nur  mitfcelst  Eroberung  und  Gewalt 
—  ins  Leben  gerufen,  und  daher  rOhrt  der  ewig  gleiche  Zug, 
der  unabänderlich  durch  den  sozialen  Aufljau  aller  Staaten  der 
ganzen  Welt  liiudiin  b;/eht.  die  im  groiien  Ganzen  immer  aus 
^rei  \'olksklasseii  be>telieii :  den  KrieGrern,  den  (tewerbs-  und 
KrinfifMiten  und  den  Arlieitern.  Aber  aus  diesem  Sachverhalte 
erhellt  es  auch,  daß  diese  drei  sozialen  Bestandteile  jedes  Staates 
nie  gleicher  Abstammung  waren,  sondern  Yon  verschiedensten 
Weltgegenden  zusammengewürfelt,  immer  dasselbe  »Natur- 
produkt* :  den  Staat  ergaben.  Daher  es  denn  auch  ganz  müßig 
isfcf  wenn  sich  Historiker  immer  den  Kopf  darttber  zerbrechen, 
woher  dieses  oder  jenes  Staatsrolk  (civitas)  als  Ganzes  stammt: 
deiiu  kein  Staatsvolk  hat  eine  ein  Ii eit liehe  Ab- 
stammung, und  jedes  derselben  ist  vielmehr  schon  ein  Kon- 
glomerat der  heterogensten,  ethnischen  Elemente. 
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Georg  Niebubr,  iler  gro''e  Historiker,  ist  ottV-ubar  il.  rrfvlbeu 
Ansicht.  „Es  scheint  der  Gang  der  Weltgeschicht«»  au  ä».iu,  sagt  er, 
daß  Eroberungen  und  vielfache  Vermischung  die  ursprünglich 
sahlloaen  St&mineineiiiandertohiBelzeiL  und  die,  welche  dieser 
Verschmelsnagr  unfähig  sind,  austilgen**.  (Vortrage  über 
lOm.  Geschichte,  1846.) 

Welchen  Einfluß  die  Art  und  Weise  der  £mähmng  auf  die 
Me.  sehen  übt,  ob  sie  nftnüich  Pflanzenkost  oder  animaLisehe  oder  ge> 
mischU'  geniefen,  ist  genugsam  bekannt.  Aber  bei  den  primitiven 
Menschen  ist  es  nicht  nur  die  Nahrung  selbst,  sondern  die  Art  und 
Weise,  wie  sie  sich  dieselbe  zu  verschatfeu  frf»7\vnnrr«'n  sind,  welche  ihnen 
eine  vprschi^»«l*»n»'  Beschäfti^nnsr  'Vlagd.  Ackerbau,  Fischfang  etc.)  auf- 
zwingt und  bomit  ilivi  ii  (  liar  iktcr,  ihr  Temperament,  ihre  geistige  Be- 
scbaifenheit  beemtiutit  und  d  il^  r  riisgebild«>nd  wirkt. 

Da  diese  Verhältnisse  in  "rstfr  Linii'  i'iin'  Fol;,''-  ib-r  mainiiirfalti^eu 
BodenV)e8chaffenheit,  der  La^f.  d-  s  Klima-,  dt-r  Fruthtb.irk.-it  des  Landes 
sind,  80  waren  sie  von  Uraut.nig  an  und  man  muli  daii»  r  annehmen, 
daß  die  Verschiedenheit  der  Menschenarten  eine  ursprüngliche  ist. 
Es  ist  daher  auch  ein  Irrtum,  wenn  man  die  verschiedenen  liebens* 
weisen  der  Volker,  «rie  s.  B.  Fischerei,  Jagd,  Viehsucht,  Ackerbau,  als 
aufeinanderfolgende  Phasen  der  Entwicklung  der  (einheitlich ge- 
dachten) Menschheit  auffikCt:  während  es  Terschiedene  Lebensweiaen 
sind,  die  von  jeher  gleichzeitig  vorhanden  Und  überall  durch  die 
Verschiedenheiten  der  physischen  Umwelt  erzeugt  wiinleu.  Allerdings 
tribt  es  eine  Entwicklung  der  M-  n^' liln  if  aber  sie  besteht  aus  den 
Entwicklungen  der  einzelnen  Menschenarten.  Diese  aber  vollziehen 
sich  versrhiinlrn.  je  imrh  Mtil'^rabe  der  ursprünglichen  V'T^t^hit'douheit. 
Ein»'  <r.s(;liupffiide  Darstellung  dieser  zahllosen  verschiedeneu  Kntwick- 
luugtu  int  ti''ilich  der  Natur  der  ISaehe  nach  niiraöglich.  Mau  kann 
nur  annälu  ruiigaweise  einige  allgemeine  Schemata  aufstellen.  So  werden 
z,  B.  Menschen,  die  in  fruchbaren  Ebenen  wohnen  und  daher  vorwiegend 
Pflanzenfresser  sind,  schon  durch  ihre  friedliche  Lebensweise,  die  in  dem 
Aufiuchen  von  Wurzeln  und  Frtlchten  besteht,  allmfthlig  sum  Ackerbau 
fibergehen  und  finedliche  Ackerbauer  werden.  Dagegen  werden  Man* 
sehen,  die  in  waldreichen  Gegenden  wohnen  und  von  dem  Ertrage  der 
Jagd  au  leben  geswungen,  daher  FLeischfresser  sind,  schon  durch  ihre 
Lebensweise  kriegerisch  geartet  sein:  sie  werden  wie  jene  nordischen 
StAnune,  von  denen  Jemandes  berichtet  (c  3),  ein  «ß^re  hominum 
peuus  et  ad  bella  prompt issimutu"  werden  und  gegebenenfalls  die  fried- 
lichem A  'kt  rhnn.  r  uist<'rioc!)''!i  niid  über  dieselben  herrschen  ;  das  wird 
die  EnUviekluiig  der  ursprünL'^liclien  Jäger  sein.  Dagegen  werdf  i  Ivüsten- 
b«^wohner,  die  sieh  ihre  Nalininu' aus  de>ii  Wasser  holen,  Icht h yoiduiiren, 
frühzeitig  das  Meer  beiahren,  fremde  Lander  und  Völker  leicht  kennen 
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lernen,  Evseogmise  fir^der  Zonen  gegen  einhelmuohe  aastaiuchen  und 
10  allathlig  sum  Handel  gelangen ;  das  wird  die  Entwicklung  der  Efieten* 
bewohner  und  Ichthyophagen  aein«  Soloher  Entwicklungen  der  einxelnen 
Menflchenarten  wird  ea  miztthlige  gegeben  haben  vnd  als  Faktoren 
weiterer  noch  kompUsierterer  Entwicklungen  treten  dann  die  g^en- 
neitigeü  Berührungen  der  verBcliieden -u  Menschenarten  und  ihre  geg«i- 
seiti^en  Beeinflnssungen  hinau.  Die  Natur  aber  scheint  es  darauf  an- 
gvlegt  zu  haben,  durch  dng  Zusammenwirken  der  heterogenen  Eleraeiit«» 
i'^r  crrö'ltfft  Wf>rk  hervorzubrinf^'^n  und  zn  t"Ördr>rn  :  den  Staat.  Es  muT- 
dak-r  in  dieBem.  Öiiiui-  verstaiulrn  wrrd.'ii,  was  so  viele  Sta;itspliilosopli''u 
mehr  in  richtiger  Vorahnung'  als  in  klan-r  Anschannni,'  verküudrtrn,  da;l 
der  iStaat  ein  Naturprodukt  sei,  weil  von  ^'atur  die  versehietlenen 
Elemente  vorhanden  waren,  uua  denen  auf  späterer  Entwicklungsstufe 
Staaten  eitstehen  sollten.  (Vrgl.  Savorgnan:  Zur  Soziologie  der 
ätaatengrflndiiag,  in  der  Politisch-Anthropologiacben  Revue  IV.  317.) 


Der  liiij^stisehe  Irrtum. 

Die  durch  die  biblische  und  andere  Mythologien  erzeugte 
genealogische  Täuschung  wurde  in  unserem  Jahrhundert  durch 
einen  groben  Irrtum  der  modernen  Linguisten  und  inbesondere 
der  Sanskritisten  seit  Bopp  gefestigt  und  , begründet'.  Als 
diese  niiuiUch  die  Liii<l(>ckuiig  machten,  dul)  die  Sprachen  der 
enropäischen  Vrdkor  eine  groUe  Zahl  vuu  \\  urzeln  enthalten, 
die  dVbi  der  altiudischen  Sanskritsprache  stammen,  da  erhob 
mh.  allgemeiner  Jubel  in  der  gelehrten  AV'elt  über  die  epoche- 
machende Entdeckung  der  „waliren'  Abatammnug  aller  euro- 
päischen, diese  ffSanskriteprachen*  redenden  Völker.  Denn 
man  zweifelte  keinen  Augenblick,  daß  die  Sprache  eines  Volkes 
der  vollgiltige  wahrhaft  »redende*  Beweis  seiner  Abstammung 
ond  daß  es  daher  fest  und  unwiderleglich  erwiesen  sei,  daß 
alle  .indüg'Tinanip'chen*'  \  ülker  Europas,  somit  auch  alle  .<jer- 
maneu*  dii*ekt  nu>  Indien  einf^ewandert  seien.  Die  Iiegcistdiin^ 
aber  diese  vermeintlich  „grolie*  Entdeckung  spiegelt  sicli  in 
denSchrüten  der  Historiker.  Tiinoniisten  und  «Völkerpsycholf^gen" 
ongefahr  des  rweiten  Viertels  des  verflossenen  Jahrhunderts. 

,Es  gibt  ein  lebendigeres  Zeugnis*,  schreibt  Jakob  Grimm 
(Gesch.  der  deutsch.  Sprache  I.  5),  »über  die  Volker,  als 
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Knochen,  Waffen  und  Gräber  und  das  sind  ilire  Sprachen. 
Sprache  ist  der  volle  Atem  menflchlicher  Seele;  wo  sie  erschallt 
oder  in  Denkmälern  geborgen  ist,  schwindet  alle  Unsicherheit 

über  die  Vorliältnisso  dos  Volkes,  das  sif*  redete,  zu  seinen 
Nachbiirn.  Für  die  älteste  Geschichte  kaun  da.  vrn  uus  alle 
anderen  Quellen  versief^eii  oder  erhaltene  Lljeiljleibsel  in 
unauflösbarer  Unsicherheit  lassen,  nichts  mehr  austragen,  iil» 
sorgsame  Erforschung  der  Verwaudtscluift  oder  Abweichung 
jeder  Sprache  und  Mundart,  bis  in  ihre  feinsten  Adern  und  Faaem«'. 

„Seien  alle  Uber  den  ganzen  Erdball  gebreiteten  Menschen 
ausgegaugeu  Ton  einem  ersten  Paar,  folglich  die  mannigfaltigen 
Zungen  geflossen  aus  einer  einzigen  oder  nicht;  sei  die  weiße, 
braune  oder  schwarze  Rasse  unter  den  Hinini'^lstricheu  von 
eiiiamler  au>L;eartet  oder  ihre  AbwiMcliiiug  unverein- 
bar: die  Meinung  zählt  nur  noch  geringe  (iegrior,  daß  Europa's 
Gesamt bevölkerung  (?)  erst  im  Laufe  der  Zeiten  von  Asien 
eingewandert  sein,  daß  die  uieisten  europäischen  Sprachen  in 
unverkennbarer  Unrerwandtschaft  stehen  müssen,  zn  einem 
großen,  auch  noch  heute  in  Asien  wurzelnden  Sprachgeschlecht, 
aus  welchem  sie  entweder  fortgezweigt  sind  oder,  was  weit 
mehr  fCLr  sich  hat,  neben  dem  sie  auf  gleichen  Urquell  zurück- 
weisen". Als 'Beispiel,  wie  kritiklos  Grimm  vorgeht,  mag  dienen, 
diin.  nachdem  er  die  Nainon  der  4  Hauj^tiuvtalle  vergleicht  und 
im  Deutschen,  Lateinischen,  Keltischen  und  Lithauischen  die 
Benennung  des  Erzes  ähnlich  findet,  er  schlankweg  daraus 
schließt,  daß:  .»So  durchgreifende  Einstimmungen  nicht  (?)  durch 
bloßen  Verkehr,  nur  durch  ursprüngliche  Gemeinschaft 
veranlaßt  seien*^  (?).  Der  Gedanke,  daß  sich  einzelne  Benen- 
nungen und  ganze  Sprachen  von  ferne  her,  über  die  ver« 
schiedensten  Völker  verbreiten  konnten,  ähnlich  wie  Erfin- 
dungen, wie  heute  z.  B.  Telegraphie  und  Telephonie,  daß  also 
der  Schluß  von  der  Sprache  auf  Abstammung  möglicherweise 
nielit  gereciitierligt  isl,  dieser  Gedanke  liegt  Grimm  ferne  — 
und  leider  auch  sehr  vielen  seiner  Nachfolger  1n>  heutÄutage. 
Ganz  in  dem  Grinun'schen  Fahrwasser  bewopft  sich  Kaspar 
Zeu*ss,   der   sein  so  sehr  verdienstvolles  Werk  über  die 
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,  Deutscheu  und  ihre  Nachbarstümme"  (IBiH)  ganz  auf  jenem 
vermin  iit  Ii  eben   linjnii'^'tischen  Axiom   aiifltuut.    ,Maii  kaun*. 
meint     er.      .uiilMMlcnklich   (?)    die     Behauptiinji;  aufst"llt'n, 
Sjtraehenkunde  üei  die  Leuchte  der  Völkergeschichte, 
der  Geschichte  des  Altertums  .  .  ,  Die  Sprache  gibt  sichere» 
(?)  Zeugnis,  irrt  nicht,  während  eine  alte  Kachricht  wohl  irren 
luiii  und  der  Bicherste  (?)  Leitstern  dnrdi  das  Altertum,  wo 
xnaDgelhafte,  sich  widersprechende  oder  irrige  Nachrichten  es 
dunkel  lassen,  ist  Sprachenknnde'^.   (Herkunft  der  Bayern 
S.  rv.)    Einerseits  jenem  falschen  genealogischen  Tomrteil 
trauend  und  aiidorerst'its  dieser  .Leuchte"  und  diesem  ,Leit- 
<-teru"  folgend,  glaubte  m:ui,  dal)  die  vorliandeuen  Verschieden- 
heiteu  «ier  S[»racheu  daher  rühren,  daß  das  l  rvolk  im  asiatischen 
äcböpfungsherde,  als  es  sich  auseinanderzweigend  in  alle  Welt» 
gegenden  auseinanderging,  immer  mehr  seine  Sprache  in  den 
Terachiedenen  Zweigen  abänderte  und  differenzierte  —  daß  also 
diese  Teriichiedenheiten  der  bestehenden  untereinander  ähnlichen 
Sprachen  je  nach  dem  Grade  ihrer  Nähe  an  die  Ursprache  uns 
die  Filiation,  den  geneah »irischen  Stammbaum  der  Völker  wieder- 
spiegeln; dali  diese  Yrdker  je  weiter  zurück  üu  Ii   iinnier  näher 
w.iren  und  ihre  Sprachen  sich  einst  näher  standen,  bis  zurück 
üur  Urzeit,  wo  sie  in  einem   Lrsitz  (und  man  deutete  die 
vier  Paradieaesströme  der  Bibel  auf  die  vier  Ströme,  die  dem 
Uindukusch  entspringen  1)  ihre  ursprüngliche  eine  Ursprache, 
das  Sanskrit  redeten.   Ln  Banne  dieeer  total  falschen  An- 
schauung bewegten  sich  seit  Bopp  und  Grimm  alle  Historiker, 
Linguisten  xmd  Kulturhistoriker,  insbesondere  in  Deutschland. 
Aus  dieser  vorgefaßten  Meinung  folgte  nnn  analog,  daß  alle 
die  .Völker'',  (he  ^germanische  Sprathii.-    redeten,  einst  ein 
ursprüngliches  einheitliches  rfcrmanenvolk  l>ildeten,  aus  welchem 
(immer  nach  demselben  A  urgang  des   .  Anseinanderzweigens*' 
und  Differenzierens)  die  einzelnen   germanischen  Völker  als 
fin^^iäuder,  Schweden,  Dänen,  endlich  die  Deutschen  hervor- 
gmgen.   Daran  halt  auch  Wilda  fest,  der  diese  Anschauung 
sonem  großen  Werke:  Strafrecht  der  Germanen  1842  zu 
Ornnde  legi  »«Aus  dem  Volke  der  Germanen'^,  beißt  es  bei 
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ilmi^  «...  hat  dfus  Volk  der  Dentschen  .  .  .  sieh  herror» 
gebildet  Einst  .war  ihm  mit  seinen  Brüdern  am  Abend,  wo 
das  Keltentum  zu  den  Sternen  entwich,  bis  zum  fernsten  Osten« 

wo  Horden  der  Slavi'ii  iiaLhdräugten  iu  die  durchzotreueu  luid 
preisgegebeueu  Länder.  \om  Süden  .  .  .  bis  /um  äiil5er»st^n 
>»ordeii  .  .  .  ein  ülaidte,  eine  Sprache,  eine  Sitte,  ein  Ketht 
gemein.  Bin  zu  jener  gomeinschaftliclien  Wurzel  müssen  wir 
Zill  ii(  Icgehen,  wollen  wir  deutsches  Volkstum  .  .  ,  erkennen.  Nnr 
Unwissenheit  oder  Trägheit  kann  hier  noch  zweifeln  wollen, 
seit  wir  einen  Jakob  Qrimm  den  Unsem  nennen*. 

Das  waren  lanter  falsche  Vorstellungen,  denn  tatsächlich 
hat  en  nie  eine  .indor^ermanische*  oder  anch  eine  .^rmanisch- 
skaiuUnavisclie-  Gesamtheit  L^e^rohen,  ebeUvSO  wie  unrh  die  lin- 
guistische Entdetkuiig  Ku  ]nr<  Vdii  einem  arisclioii  I  rvoik,  von 
dem  alle  enro])}iischen  die  arischen  Sprachen  spreclienden  Völker 
angeblich  abstammen  sollen,  nicht  die  geringste  Wissenschaft* 
liehe  Grundlage  hat,  wie  wir  das  bald  sehen  werden. 

Bas  y^Urrolk^^  als  MlseliTOlk« 

Erst  der  bahnbrechende  Linguist  0.  Schräder  gelangt  in 
seinen  Forschung* n  über  indogorniainsehes  Altertum  vor  erneu 
todten  Punkt,  den  er  mit  den  MiLleln  seiner  Wissenschafk 
nicht  zu  bewältigen  vermag.  Mit  Zuhilfenaiune  der  Anthro- 
pologie und  Ktknographie  gluu])t  er  die  Erkenntnis  schöpfen 
zu  dürfen,  daü  das  angebliche  .indogermanische  ürvolk  nichts 
war,  als  eine  durch  Sprache,  Kultur  und  gemeinsame  (uns 
natürlich  unbekannte)  politische  Geschiebe  verbundene 
Anzahl  Ton  Menschen also  wohlgemerkt,  nicht  durch  ge* 
meinmiTne  Abstammung,  welcher  Umstand  allein  doch  schon  den 
Begritl'  de>  .('rvolkes*  schwankend  maclit.  I)araiis  nun  Inltfort 
Sclirader,  indem  er  sieh  auf  die  Resultate  der  AntliroiH)i(»gie 
und  Ethnographie  stüt/t,  daß  es  in  jenem  .Urvolk"  .schon 
damals  dolycho-  und  bracli  vkephale,  blonde  und  brünette  u*  s.  w. 
Tndogormanen  gegeben  haben*  müsse,  ,von  denen  die  einen 
hier,  die  anderen  dort  die  Cberzahl  gewannen*.   Daa  ist  daa 
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letzte  Resultat,  zu  tlem  er  gelangt,  uml  iiuii  -telit  w  vor  cinr^m 
Problem,  das  er  weiter  nicht  untersuciit,  da  es  tiir  den  »Sprach- 
forscher -jenseits  der  Hrenzeu  wisseuschaftlicher  Erkenntnis 
l^gt*.  Er  sagt  nämlich  wörtlich:  «Wie  j^M  den  Yölker- 
verhaltmasen  Älteforopas  zn  Gnmde  liegenden  ürraasen  ent- 
standen sind,  scheint  eine  Frage  zn  sein,  deren  Beantwortung 
jenseits  der  Grenzen  wissenschaftlicher  Erkenntnis  liegt-*.  Dieser 
An^pnich  ist  Vtei  Schräder  vollkommen  begreiflich.  Der 
Meister  der  Spraehwissenschuft  konnte  mittelst  der  Spnich- 
lorM-huujr  gar  nicht  weiter  gelangen,  als  bis  zur  Feststellung 
dieser  Verschiedenheit  ethnischer  Elemente  in  dem  indoger- 
manischen »ÜCTTolk* ;  er  ist  froh,  bei  Anthropologen  und  Ethno- 
graphen diese  seine  Vermutung  bestätigt  zu  finden.  Wie  das 
aber  kam,  das  betrachtet  er  als  ein  unlösbares  Bätael,  dessen 
Lösung  ihm  keine  weiteren  Sorgen  macht 

Schräder,  hat  in  seiaem  Werke  „SpvachTergleiehiinjf  und  Ut< 
gMcbicbte**  (1883)  naehgewieten,  daS  die  seit  Bopp  und  Qrimm 
hemchende  Annehti  daß  man  mittdst  der  Sprachfonchnng  nicht  nnr 
tiie  Hthnolojpsche  Verwandtschaft  der  Völker,  sondern  auch  (namentlich 
teifc  Kuhn)  die  Zuotäude  des  an^^eblichen  arischen  Urvolkes  entrfttseln 
könne,  ganz  haliloii  ist.    Er  führt  seinen  Nachwei«  necrativ  und  positiv, 
Nejrativ,  indem  er  in  einem  überblick  der  G<v*(  liichtr  der  linguistiselvu 
Paläontologie"  nachweist,  daß  di'-  uamhai'U'Sten  Autoritut»'n  dtr  Lin- 
guistik aus  den  «jleicht  n  TatKiuhfii  <lf*r  Sprachwissenschaft  die  eutgegen- 
^^esetzteston  }"olL'''run}jren  zogen,  daS  daher  die  vielgerühmten  «Resultate" 
der   Sprac.hfoi  nciiung-   und   Vergleichung  nur  subjektive  ganz  will- 
kürächt:  Kombinationen  enthalten.    Positiv  weist  er  dann  nach,  dali 
man  ms  dem  tfat^nale  der  Lingoittik  eben  nur  linguistische 
keineswegs  aber  kultorhietoriscbe  oder  gar  ethnolegiache  Tatsachen 
eneklieBen  kOnne.  Er  meint,  daS  der  Schluß  «von  der  Einheit  der 
hulogennaniflchen  Sprachen  auf  die  Einheit  der  indogennanischen  Volker 
nag  auf  ein  rein  ethnographiecbea  Gebiet  fBhrt,  auf  welchem  der 
Sprachforscher  nicht  so  unbedingten  Glaaben  für  seine  Aafstellungen 
in  Aniprut  Ii  nehmen  darf,  wi.-  auf  dem  rein  linguistischen*.  «Denn 
offniV.iir",  tUhrt  er  fort,  „ist  die  i>prache  nur  ein  d^r  fflr  die  Beuricilunpr 
der  HassenverwaiTdt schalt  des  Men«chen  in  Uetracht  zu  zirbt  iuien  Mo- 
meut^',  und  »3  kann  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  dal»  kfiiKT  der 
Usher  auf  (»rund  physiolotjischer  Merkmale  versuchten  Klassilikationen 
sieb  mit  dem  BegriU"  ludo^^crmanisch  deckt".    (S.  157.)    «Die  Sprach- 
torächutig  allein  ist  nicht  imstande,  die  voriiistorischc  Kultur  der  ludo- 
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gemanen  su  enclilieGmi;  aollen  vir  auf  diei«m  Gebieie  8ehfitt  für 
Sdiritt  Torwärts  kommen,  bo  kann  dies  nur  geackehen,  wenn  Sprach» 
forsekung,  Prftkiatoiie  und  Qeackicktaforackiing  tu  gemeiuwmer  iürbeit 
tick  bchwesterliok  die  Hftnde  reicken«*.  (S.  210.) 

Während  nun  Schräder  das  iiiilievolle  Werk  der  Sanskritiiteii 
die  «arieche''  Urspracke  und  das  arische  ^Urvolk''  zerstörte:  hat  eine 
panzf»  Reihe  von  Philologen.  Anthropologeu  und  Etlinologeu  von  L  a  t  h  a  m 
bis  auf  Pt'iika  diesem  „I  rvolk-  -.lurh  noch  a^nne  asiatische  Urheimat 
geraubt:  allerdings  sind  die  Herren  so  frcnudlich,  ihm  eine  andere 
Heimat  zu  geben  -  cidtT  oigciitHcli  cr.st  «ucheu,  denn  gefunden  haben 
sie  sie  noch  nicht.  Latham  hält  Kuropa  für  diese  Lihciuiüt,  ßeafey 
speziell  Osteuropa,  Tomaschek  Südrußland,  Sajce  die  Gestade  der 
Ostsee,  endliek  Penka  (Origines  Ariaooe,  1883»  und  Herkunft  der  Arier, 
1886)  Skandinavien.  Nun  bat  das  nie  dagewesene  arische  Urvolk  — 
denn  nack  Penka  (Herkunft  der  Arier,  S.  20)  ist  die  Annahme  eines 
aus  zwei  Terschiedenen  Baasen  bestehttiden  ürvolks  eine  «in  die  Augen 
springende  Absurdität"  —  dessen  arische  Ursprache  «eine  grammatische 
Abstraktion''  ist,  auch  seine  asiatische  Heimat  verloren.  Jedenfalls  geht 
aus  dieser  Komödie  der  Irrungen  eines  hervor,  daß  wir,  um  mitSayee 
zu  sprechen,  „unsere  Anschauung  von  dem  ursprfinfrlirhen  Leben  und 
der  ursprünijlichen  Religion  der  Arier  niclit  llln«^'cr  aut  <leu  lij^nineti  des 
Rig-Veda  srliöpt'ou  dürfen".  Damit  wäre  der  schöne  Traum  der  baus- 
kritiöten  verflogen.  HoÜeuÜich  werden  die  andi^reu  VVaimi:ebilde  über 
das  arische  „Urvolk",  mit  denen  wir  uub  hier  nicht  weiter  beschäftigen 
können,  ebenso  verfliegen. 


Der  rolyg;euisiaus. 

Ntm  gibt  es  aber  eine  andere  Wiasenschaff,  die  Schräder 
offenbar  nicht  zu  Bäte  zog,  da  er  ihrer  keine  Erwähnung  tnt, 
die  ihm  den  SeblüsBel  zur  Lösung  jenes  Bateeis  an  die  Hand 
geben  konnte,  d.  i.  die  Soziologie.  Eine  der  Hauptaii%aben  der 

Soziolojyie  aber  ist  es.  sich  über  den  (ijiii^  der  Eutwickluüg  im 
,Meusehenreich-  llecheuschaft  ym  sieben.  Dieses  .  Mt  ii^clnMi- 
reich-,  das  da  über  dem  Tierreiehe  und  üln^r  dem  Plbaizenreiche 
als  eiues  der  vielen  Naturreiche  sich  erhebt,  ist  ihr  ausschließ- 
licher Gegenstand.  Die  bislierigen  Wissenschaften  dachten  sich 
dasselbe  in  Anlelmong  an  die  biblische  Tradition  als  einen  ans 
einem  einheitlichen  Stamme  [in  immer  weiterer  Verzweigung 
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sicli  ausbreiteucleii  Baimii  duher  jener  alle  geschiditlicheii,  anthro- 
pologiBchen  und  ethnographischen  Dissiplmen  nnausroUbar  be* 
heitBchende  Begriff  eines  oder  besten  Falles  einiger  Urrdlker 
mit  Utsprachen,  ans  welchen  dann  in  steigender  Divergenz  nnd 

Merenziernng  die  heutige  Vielheit  der  Völker  nnd  Sprachen 
sich  entwickelte.    Die  gerade  entge«^engesetzte  Aiischaiiuiig  ist 
da<5  Fnnclunieiit  der  Soziolotrio.    llir  Auögaiigspimkt  ist  die  Be- 
streitung der   ül)orkoiniiienen  Ansieht  von  einem  oder  auch 
mehreren  Urrölkem.  vou  einer  oder  auch,  einigen  Ursprachen. 
Sie  «rpht  von  dem  Satze  ans,  den  za  beweisen  ihre  erste  Auf- 
gabe ist,  daß  das  ^Menschenreich*  seinen  Ursprung  in  einer 
Unzahl  heterogener  Menschenschwärme  und  -Horden  nimmt« 
die  alle  sprachbegabt  naturgemäß  ebensoyiele  primitive 
Spracben  erfinden  und  ausbilden.   Von  diesem  Urzustände 
aus  f^ebt  mm  die  Kutwicklung  nicht  divergierend  und  sich 
ditiVreji/.ierend.  wie  man  das  bisher  glaubte,  öuudern  im  Gegen- 
teile konvergierend  und  imm^r  Ti\ehr  sich  ngg  1  o m o r i 
tend;  nicbt  von  einem  gemeiimmeu  Urvolke  zu  immer  mein: 
auseinandergehenden  Völkern,  sondern  von  einer  Unzahl  Ur- 
schwarmen  zu  einer  immer  kleinereu  Zahl  größerer  amalga» 
mierter  Stamme,  die  immer  wieder  im  Laufe  der  geschichtlichen 
Entwicklung  zu  einer  noch  kleineren  Zahl  immer  größerer 
VdUrer  und  Nationen  zusammenschmelzen.    Und  ganz  parallel 
diesem  Entwicklirngsj^anue  menschlicher  Gruppen  und  Urrassen 
in  jkjkuudiiroji,  tertiären  u,  s.  w.  ..integrierten"  Gemeinschaften 
nnd  .Rassen"  in  der  lu.nitijj^t'ii  niieii^entlirlioii  lledeutung  di-'s^s 
Wortes;  parallel,  sagen  wir,  mit  dieser  Entwicklung  gebt  die 
Entwicklung  der  Sprachen,  was  die  Sprachforscher  anfangs  ganz 
übersahen  und  worauf  sie  durch  ihre  immer  fortschreitende 
Sprachforsehnng  erst  allmählich  kamen.  Denn  in  überlieferten 
Vomrteilen  be&ngen,  leiteten  sie  ursprünglich  alle  Sprachen 
Ton  einer  Urspradtö  ab,  nach  und  nach  erst  gaben  sie  notge- 
«ininjeen  die  Tatsache  vieler  Ur??prachen  zu,  ohne  bis  heutzu- 
tiJs^e  den  wirklichen  Zustand  der  iTzeit  zu  ahneu.  wo  es  so 
unzfibliEf  viele  Sprachen  gab  wie  viele  ürschwärme 
und  -Horden. 


Digitized  by  Google 


78  1.  TeiL   2.  Kapitel. 

Aus  (liebem  p]ntvvirkhin^s<^au<jft*  aber  der  Meu^jclieit  eiiiei- 
soits  und  der  Spracheu  iiudererbeits  ergibt  sich  ja  auch  die  Er- 
kenutuis,  zu  der,  auf  vereinzelte  Tatsac  hon  gestützt,  verhältnis- 
mäßig sehr  spät  moderne  Völkerkunde  gelangte,  daß  die 
Sprache  eines  Volkes  keineswegs  ein  Beweis  sein 
kann  f&r  dessen  Abstammung,  da  es  sich  in  vielen  Fällen 
nachweisen  ließ,  daß  Völker  fremde  Sprachen  annahmen.  Aller- 
dings Ijehandelte  man  solche  Erscheinungen  als  Ausnahmen, 
wrihroud  na(  Ii  luiseror  oben  dargelegten  Auffassung  dicso  An- 
ualmie  fremder  und  ilas  Aut';j:el»oii  der  eigenen  Spraclieii  sich 
voii  Urzeiten  her  immer  wieder  mit  Notwendigkeit  ergab.  Eben- 
so wie  es  nach  Ablaui'  des  2<>.  Jahrhunderts  gewiß  niemand 
wird  behaupten  wollen,  daß  die  hunderte  Millionen  Menschen, 
die  zwischen  dem  Eismeere  und  dem  Kaukasus  und  zwischen 
dem  Siemen  und  Kamtschatka  russisch  sprechen,  von  einheit- 
licher Abstammung  sind:  ebenso  ist  es  heute  naiv,  zu  glauben, 
daß  irgend  welche  große  Nation,  die  heute  eine  Sprache  spricht 
oder  in  histori.-eiier  Zeit  eine  solche  sprach,  weil  uns  ihr  •  lii.sto- 
rischen  Anfinge  nicht  In  kaiint  >ind.  einem  einheitliekeu  Staunue 
entspringt.  (lauz  im  iiegeuteiie  bildet  es  den  Fimdamentalsatz 
und  die  grundlegende  Erkenntnis  der  Soziologie,  daß,  wo  immer 
uns  an  der  Schwelle  der  Geschichte  ein  sogenannt^'s  „TJrvolk* 
mit  bereits  ausgebildeter  Sprache,  mit  einer  bereits  differen- 
zierten Kultur,  d.  h.  einer  soldien,  die  schon  die  mannigfachsten 
sozialen  Institutionen  und  kulturelle  Arbeitsteilung  kennt,  ent- 
gegentritt: wir  es  da  immer  schon  mit  einem  sozinlen  Entwick- 
lungsprodukt  zu  tun  haben,  welches  aus  einer  Anzalil  hetero- 
gener, el.'iiientarer,  ethnischer  liestantlti'ile  entstanden  ist. 

\\  ihd''  Schräder  diesen  Fundameiitalsatz  «ler  Soziologie 
gewiirdigt  haben,  der  sich  in  letzter  Linie  auf  die  unvermeid- 
liclie  Hypothese  des  PolygenismuB  stützt:  e/  würde  es  nicht  als 
ein  •jenseits  der  Grenzen  wissenschaftlicher  Erkenntnis<^  liegen- 
des Problem  bezeichnet  haben,  wie  jene,  den  Völkerverhalt- 
nisseu  Alteuropas  zugrunde  liegenden  Urrassen  entstanden  sind*. 
Denn  Ober  dieses  „Wie«  gibt  die  Soziologie  erschöpfende  Aus- 
kunlt.  indem  sie  auf  die  nicht  zu  umgehende  Annahme  des 


Digitized  by  Google 


Der  FolygeniamuB. 


79 


Folygenismus  als  der  einzig  und  allein  befriedigenden  Erklaning 
des  ganzen  Entwicklungsganges  der  Menscfalieit  hinweist  nnd 
flomit  die  seit  dem  ersten  Auftreten  der  Gattung  Mensch  anf 
Erden  «ich  unaufhörlich  vollziehende  Amal^araierung  hete- 
rogener ethnischer  Ivlein.eute  /n  imin^'r  <^r()lieren  Stäiinuen, 
Vülkorn  luid  A'atKuieu  als  die  gnuidlegeii<lü  Tutsiu-he.  als  das 
Prinzip  der  ganzen  Meuächheitsgeäcliichte  proklamiert '^). 

Wenn  wir  nun  aber  unter  der  Adresse  eines  ihrer  herror- 
ragendsten  Vertreters,  Schräders,  die  moderne  Linguistik  anf 
obigen  Fundamentalsatz  der  Soziologie  Verweisen,  mit  dem  An- 
sptndi,  daO  sie  an  demselben  ihre  bisherigen  Anschauungen 
Aber  den  Entwicklunfrs^^auu-  der  Sprachen  richtigstelle  und  aus 
ihui  ilie  Ii<"isviiig  des  Iiätsel.s  jeuer  ^Urrassen*  schripfe:  so  sind 
wir  TerpHicht<?t,  ihr  ;iiirli  die  Beweise  d^l'"/^^^o^o,Ml,  weklio  die 
Amiahme  jenes  Fundanientalsatzes  wiaseuschaitlich  rechtfertigen. 
Wir  wfdlen  diese  Beweise,  die  wir  an  anderer  Stelle  ausführ- 
licher darlegten  (die  sozioiog^he  Staatsidee  2.  Aufl.  Innsbruck 
1902)'  hier  kurz  zusammenfassen.  Den  ersten  Beweis  könnte 
man  den  historischen  nennen.  Denn  alle  historischen  Zeug- 
nisse über  ürznstSnde  der  Völker  erzählen  uns  immer  und  über- 
all von  einer  großen  Anzahl  heterogener  Stamme  und  ,V()lker- 
■ih.iften*.  wo  wir  iu  späteren  Zeiten  nur  melir  oinlioitliche 
Völker  und  Nationen  vnrtiiiden.  Kolimen  wir  das  lieutiire 
Italien:  eine  Nation  und  eine  Spraclie!  Und  doch  von  welch 
imzähligen  heteroi,'oupn  Stämmen  nnd  Völklein  wimmelte  es  da 
«ur  Zeit  der  Gründung  Koms!  Und  schon  die  ewigen  Kämpfe, 
irelche  diese  Stamme  und  Völklein  mit  einander  führten,  sind 
ja  Beweis  ^nug,  daO  sie  sich  wie  Fremde  und  Feinde  gegen- 
überstanden. Und  hat  die  moderne  Linguistik  neb?n  der  rätsel- 
baften  etmskischen  Sprache  nicht  noch  viele  andere  Spuren 
von  Sprachen  gefunden,  di'^  in  dfiu  itali  -u  der  Urznt  gesprochen 
wTirden,  seither  aber  spurlos  verschwunden  sind? 


•  T  r  o  III  b  f  1 1  i  (1/  uuitii  d*  origlne  dfl  ünpuripplo  1905)  erneuert  die  alte  Tlowei»- 
nUkning  von  der  augebliciica  Spracheiaheil  auf  die  genoalogiKtte  Kiuhett  der  Menscbbcit. 
SkTorfntii  li»t  voUkonmen  Reeht,  wenn  «r  (Poltt.*Aiithroii,  Revue  V.  306)  dieten 
Bewili  tlg  ntlfilttiifcn  bcsate]iD«t, 
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Und  bieten  nicht  alle  auderen  Länder  Europa»  hei  dem 
'  ersten  Aufdämmern  der  (iescbiclite  dasselbe  Schausi}ieiy  Wie 
langatmig  sind  die  «Yölkerregister*  aller  «Väter  der  Geschichte'' ^ 
ange&ngen  von  Homer  imd  Herodot?  Mii0  man  nicht  angestchts 
aller  dieser  Beridite  immer  wieder  yerwundert  ansmfim:  wer  zahlt 
die  Völker,  nennt  die  Namen! 

Welch  Gewimiuel  von  Völkerschaften,  die  sich  feindlich 
bekriegen,  weist  um  Gallien  zur  Zeit  Cäsars  auf?  Welch  zahl- 
lose untereinander  fremde  und  f r e m d s p r u c ii i g e  Stämme 
tummeln  sich  zu  Tacitus'  Zeit  zwischen  Alpen  und  Nordsee? 
Und  da:5st4be  Schauspiel  bietet  nns  heute  noch  Afrika,  Von 
wie  zahlreichen  untereinander  wild  sich  bekriegenden  Stämmen 
und  Sprachen  berichten  uns  die  neuesten  Afrikaforscher  ?  Und 
was  geschieht  regelmäßig  mit  diesen  zahllosen  heterogenen 
ethnischen  Elementen  im  Fortgange  jeder  «Kulturgeschichte«? 
Immer  größere  einheitliche  Herrschaftsgebiete  werden  begründet; 
Staaten  organisieren  sich :  einheitliche  Sj)rachgehiete  bilden  sich ; 
die  Mannigfalti^^keit  x  invindet;  Einheit,  /iierst  der  polilis«  lien 
Organisation,  dann  der  Sprache  und  Sitto  tritt  an  ihre  Stelle 
imd  wenn  nach  Verlauf  von  Jahrtausenden  ein  Volk  und  eine 
Nation  erstehen,  dann  erzählen  ihre  Historiker  von  der  ein- 
heitlichen Abstammung  desselben  und  die  einheitliche 
Sprache  und  Kultur  gilt  als  (allerdings  irrtüm- 
liches) Merkmal  und  Beweis  der  Einheitlichkeit  des  Volkes 
in  verflossenen  Jahrtausenden.  Die  einstigen  zahlreichen,  in 
keiner  Sclu-ift  und  keiner  Literatur  festgehaltenen  Sprachen  sind 
spurlos  verschwunden:  hie  und  da  uur  taucht  eine  alte  Inschrift 
auf,  die  man  nicht  mehr  entzili'eru  kann,  eine  ,Mall)erLC><  lic 
Glosse*,  die  niemand  mehr  deuten  kann,  ein  stummes  Denkmal 
einer  längst  verstorbenen  Sprache.  Die  Nachkommen  aber 
derer,  die  einst  sich  ihrer  bedientenv  sind  längst  schon  mit 
anderen  heterogenen  ethnischen  Elementen  in  eine  große  Volks- 
und  nationale  Einheit  aufgegangen.  So  war  immer  und  über- 
all der  Gang  der  Geschichte.  Dagegen  liegt  nicht  nur  unserer 
gesamten  (leschichtsschreibung,  soiulern  au<  Ii  ;illeu  anderen 
BGelsteswisjjenschaiten-,  unserer  Geschichtijphüosophie,  unserer 
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Sprachwissenschaft  eine  achnnrstracks  entgegengesetzte  Anschau- 
ung ZQgnmde;  eine  voUstandige  Terkemmng  des  wirklichen 
Herganges,  welche  ihren  entstellenden  und  falschenden  Einfluß 
auf  alle  Gebiete  unserer  historischen  und  weitiiin  auf  die  ent- 
fernteren Gebiete  unserer  „moralischen*  Wisseiischaftou  ver- 
breitet, denselben  ein  Oepraju^e  der  Verkehrtheit  aufdrückt,  in- 
dem alle  P^rst  heiniiiigt'U  des  gCfsehichtlichen  Lehens  in  diesen 
Wissensch atto  11  infolge  einer  verkehrten  Auü'aäsuug  der  Ent- 
wicklung der  Menschheit  wie  in  einem  Vexierspiegel  sich  immer 
umgekehrt  darstellen. 

80  wie  Darwin  selbst  der  Frage  des  Mono»  od»  Folygeuitnnm 
behntsam  aas  dem  Wege  geht:  so  hat  seine  Theorie  in  diesem  Fonkte 
auf  die  Sj^Taehwiseenschaft  keinen  bestimmten  ESoflnß  flben  können.  Das 
Mtt  in  swei  kleinen  Schriften  Aug.  Schleichers  klar  hervor,  in  denen 
lieh  dieser  herrorragendc  Linguist  mit  dem  Verhältnis  des  Darwinismiis 
Sur  Spfachwissenschaft  beschäftigt  und  dabei  ein  gnn/.  auffälliges 
Schwanken  verrät,  indem  er  einerseita  die  Entwicklungstheorie  Darwins 
»nf 'las  Gebiet  der  Sprache  zu  fll)f^rtr;ipen  versucht,  anderersfita  durch 
tÜe  Tataachen  der  Linguistik  zu  einer  polygenistischnn  Anschauung  ge- 
drängt wird.  Schleicher  scheint  im  ersten  Momente  der  Begeisterung 
Aber  die  Darwinsche  Tlieorie  das  mouogenistiBcbe  Schema  der  Darwin- 
scheu Entwicklüiigblehre  auf  die  Entwicklung  der  Sprachen  übertragen 
n  wollen.  Das  geht  ans  dem  ersten  TeOe  seines  offenen  Sendschieibens 
an  Eickel  «IKe  Darwinsche  Theorie  nnd  die  Sprachwissenschaft"  (1863) 
berror.  .Sollten  nicht  etwa",  fragt  er  da.  »die  spraohlicben  Unterschiede 
ab  Grandlage  eines  natürlichen  Systems,  dieses  in  seiner  Art  einzigen 
Genus  (Homo)  brauchbar  sein  ?  Ist  nicht  die  Entwicklungsgeschichte  der 
Sprache  eine  Hauptaeitc  der  Entwicklungsgeschichte  des  Mcnscli.  n?"  In- 
dem er  sich  nun  in  die  Darwinsche  Anschauung  versenkt,  wonach  „die 
BeoV^chtung  dt  ?  allerdings  nur  sehr  kur/on  '/"itraumes  des  jUngsten 
Erdcnlebens  nur  ein  allmilli^es  Verändoru  ergibt"  und  wir  daher  .kein 
Recht  ha^pn,  eine  andere  Art  d«'8  Leb»  na  Verlaufes  vorauszuöetzen*' :  ist 
er  j^caeigt,  dan  Entstehen  aller  existierenden  Verscliitdeuheiten  der 
Sprachen,  die  ganze  Mannigfaltigkeit  der  bpiacheuwelt  mittelst  solchen 
„aOmäblichen  Yerändcrns*'  aus  einer  einzigen  Ursprache  erl^bren  su 
wollen.  In  diesem  Sinne  sagt  er:  «Diejenigen  Sprachen,  die  wir,  wenn 
wir  uns  der  Anedroclnweise  der  Botaniker  and  Zoologen  bedienten,  als 
Arten  einer  Gattung  beseichnen  wfirden,  gelten  nns  als  Töchter  einer 
gemeinsamen  Grundsprache,  aus  welcher  sie  duroh  alhnälige  Terttnde- 
ning  hervorgingen.  Von  Spnchsippen,  die  uns  •j^euati  bekannt  sind, 
stellen  wir  ebenso  Stammbftume  auf,  wie  dies  Darwin  fOr  die  Arten  von 
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Pflanzen  und  Tieren  vereu(  ht  hat.    Ks  zweilflt  nieniaiul  melir  daran, 
dal]  die  ganze  Sippe  der  iiidogtjruiaiiischeu  Sprachen  .  .  .  von  einer  ein- 
zigen Grandform,  der  indogermaiuBcheiL  Uvgpnche  ibran  Ausgang  ge- 
nommen habe  .  .      la  einer  früheren  Lehenapertode  des  Menechen- 
geichleohtea  gab  es  eine  Sprache  ...  die  indogermaniaehe  Unpraehe. 
Kaohdem  sie  Ton  tiner  Beihe  Ton  Genemtionen  gesprochen  ward, 
wührend  wahrscheinlich  das  sie  redende  Volk  sich  mehrle  and  aas> 
breit 'te,  nahm  sie  auf  Terschiedenen  Teilen  ilures  Qebietes  gans  all- 
mählich einen  veradiiedenen  Charakter  an,  so  daß  endlich  swei  Sprachen 
ana  ihr  hervorgingen.  Möglif  liorweise  k5nnon  es  mich  mehrere  Sprachen 
gewcBcn  sein  .  .  .  thisaelbe  gilt  auch  von  allen  Bpllteren  Teilungen.  .T»'de 
dieser  beiden  iSpracheu  unterlag  dem  i> i f  f r »•  n  / i  er  \i  n     p r o /.  e s ue 
noch  zu  wi(Hlerhnlten  Malen."  Somit  hätte  nun  Schleirher  na*  anscheiuend 
monogtniötiäche  Darwinsche  Entwickluni^gsehema  der  Urgauiamen  auf 
da«»  (iebiet  der  Sprachen  übertragen.    Mun  steigen  ihm  abi-r  gewiase 
Skrupel  auf.   Die  SprachwiMensehafl  iät  idlmlieh  xu  einigen  solchen 
^Ursptaehen"  Torgedrangen;  es  entsteht  daher  die  Frage,  ob  auch  diese 
einigen  rrsyrachen  nach  demselben  Darwinschen  Resept  von  eii^er 
eimdgen  Sprachenunelle  abstammen?  ,Wie  verhSlt  es  nch  nun  aber 
mit  der  Ursprfingliehkoit  der  Gattungen,  d.  h.  auf  Bprachlichem  Gebiete 
mit  der  Ursprüngliclikeit  der  den  Sippen  zugrunde  liegenden  Mutter» 
sprachen?   Wiederholt  sich  hier  dieselbe  Erscheinung,  die  wir  an  den 
Sprachen  einer  Sippe  wahrnahmen,  stammen  auch  diese  Muttersprachen 
wiederum  von  geraeiu.s  imru  Grundsprachen  und  schließlich  diese  alle 
von  einer  Ursprache  ab?"    Diese  Frage  kann  der  Sprachforscher  niclit 
bejahen.    Deuu  „kein  Mensch  ist  imstande,  sich  eine  Spraclio  voriu- 
stdlen,  von  welcher  etwa  uulogemiai lisch  und  e)iin<'8iH<'  i.  s'-nntiiich  und 
hottentottisch  abstammen  könnten  .  .  .   Eine  sozusagen  materielle  Ab- 
stammung aller  Sprachen  von  einer  einzigen  Ursprache  können  wir  also 
unmöglich  Toranssetzeu*^.  Und  somit  muß  Schleicher  seinen  so  Yor- 
schnell  eingenommenen  darinnistischen  Standpunkt  wieder  verlassen  und 
statt  einer,  einige  Ursprachm  annehmen.  £inmal  auf  diesem  Wege 
gibt  fes  Ar  ihn  keinen  Halt  mehr  und  er  ftllt  ins  entgegengesetste 
Extrem.  Denn  von  der  Idee  geleitet,  daß  ^die  Anftnge  der  Sprache  bei 
verschiedenen  Menschen  verschieden  waren**,  ist  er  gezwungen, 
„eine  unzählbare  Menge  von  Ursprachen**  vorauszusetzen,  obwoiil  er  fllr 
alle  ein  und  dieselbe  (durch  die  menschliche  Physis  bedingte)  Form 
statuiert.    Da  ist  es  nun  vom  lulchsten  Interesse,  zu  Ucobachten,  wie 
Schleicher  mit  rrenialer  Intnitio)!  in  den  Darwinismus  einen  Poly- 
geni.snius  hineininterpretiert,  zu  dein  üich  Darwin  gewi''  nur  aus  Kück- 
sicht  auf  seine  bibelgläubigen  L.tudöleute  nie  otfen  bekauut  hat.  „Fi'nr^or- 
maüen  entsprec  end,-  sagt  Schleicher,  .,wird  es  sich  wahrscheiulicu  mu 
der  Entstehung  der  pflanslichen  und  tierischen  Organismen  verhalten; 
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die  einfache  Zelle  ist  wohl  die  gemeinsame  Urform  deraolV>oii,  wie  die 
einfache  Wurzel  dir  der  Sprachen.  Dio  »nufachstcn  Foniien  des  spätereu 
Tier-  und  Pflaii/uuleben»»,  die  Zrlleu,  äuul  \s'i>h\  auch  in  t-iiu-r  r^ewrissen 
Periode  Jt«}  Lebens  unseres  Wuitiiörper»  uU  in  Menge  entstanden 
forauszasetzen  wie  in  der  Welt  der  Sprachen  die  einfachen  Bedeu- 
tmg«laate.  Diese  viftnglichen,  weder  als  Pfluue  nocli  all  Tier  ansop 
•precbMiden  Fonnen  dei  organlMhen  Lebens  bildeten  nch  spftler  nach 
?erechiedenen  Riehtnngen  hin  weiter  ane.*"  Diese  Worte 
SehleieliecB  seilten  aUe  Darwinisten  beherzigen:  sie  seilten  jeder  Aus- 
gabe Darwins  Torgednickt  werden.  In  diesen  Worten,  hat  ein  Darwin 
koni;) üialer  Geist  den  Meister  koirigiert  oder  eigentlich  ergftnst.  Denn 
Schleicher  spricht  darin  nur  eine  unvermeidliche  Konsequenz  aus,  welche 
Ihrwin  unans^esprochr'n  läl't,  die  er  a>»or  ^ewiß  ausgesprochen  hätte, 
venu  er  ftber  diesen  Punkt  sich  äuOem  wollte. 


Her  wirkllelie  TerUuf  der  HenwblieltseDtwieklnBg« 

Soll  aber  vielleicht  der  oben  geschilderte  tatsächliche  ^Oang 
der  beschichte"  nicht  mußirebend  sein  dürfen  tiir  unsere  An- 
ikhauung  von  der  üeijamteiitwiekiuiig  der  Mensthhi-iL  weil  die 
uns  Ijekannte  ^Geschichte"  doch  nur  einen  verscli windend  mini- 
malen Teil  dieser  Gesamtentwicklung  darstellt,  die  also  in  ihrem 
sllergroßteni  vuis  historisch  nicht  bezeugten  Teile  sehr  wohl 
emen  ent^gengeaetaBien  Qaag  Ton  einer  Einheit  oder  geringen 
Vielheit  zu  der  unendlichen  Mannigfaltigkeit  und  Unzahl  yon 
heterogenen  ethnischen  Gruppen  der  ersten  Geschichtsdämmemng 
befolgt  haben  könnte? 

Die  vollkommene  Unzulä«sifj:keit  einer  solchen  Auiiahme 
ergibt  sich  aus  der  Erwägung,  dalj,  wenn  der  Gang  der  Menseh- 
heitsentwicklung,  wie  das  nicht  anders  angenommen  werden 
kann,  ein  naturgesetzlicher  ist,  d.  h.  von  einem  Naturgesetz  be- 
barrscht  wird,  dieses  Naturgesetz  in  historischen  Zeiten  sich 
doch  nicht  andern,  sich  nicht  umkehren,  nicht  in  sein  gerades 
Gegenteil  umschlagen  kann,  nicht  die  entgegengesetzte  Prozedur 
und  Wirksantkeit  annehmen  kann  als  in  Torhistorischen  Z-^iten. 
Em  logisches  Denken,  das  sich  Ton  Wunderglauben  fernhält, 
iuuIj  «iarau  fo.sthalten,  daß  ein  in  der  ims  bekannten  Geschichte 
iü  einer  bestimmten  Form  sich  manifestierendes  Naturgesetz 
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ganz  in  derselbeu  Form  zur  Offenbanmg  gelungen  mußte,  auch 
in  den  Mülionen  Jahren,  wo  es  unbeachtet  Ton  der  Geschichts- 
schreibimg,  iinTerzeichnefe  Ton  menachlicher  Beobaditang  wirkte. 

DiMOT  hier  Teiiretene  metiiodologiiehe  Onmdsak  ist  vou  der 
größten  Bedeutoag  fOr  all  and  jede  NatnrwineiuohalL  £r  ist  bekannt- 
Uch  zuerst  yon  dem  Geologen  Lyell  angewendet  worden  und  die  Geo- 
logie verdankt  ihm  ihre  wichtigsten  Erkenntnisie  auf  dem  Gebiete  der 
Geschichte  unseres  Erdballes.  Schleicher  formuliert  deuselb^-n  in  der 
obaitierten  Schrift  in  folgender  prägnanter  Weise :  ^Denn  die  obeu  ent- 
wickelte Methode,  vom  Bekannten  aus  auf  dsuä  Nichtbekanntc  zu  schlieCen, 
geätattet  uns  nicht,  für  die  der  umnittelbaren  Beobachtung  entrückte 
Vorzeit  andere  Gesetze  des  Lebens  vorauszusetzen,  als  die  sind,  welche 
wir  in  dem  unseror  Beobacfalong  zij^nglichen  Zflätabaehnttto  wahxnelunaii'* 
(L  c  8.  84).  Trotidem  hat  der  herlihmte  amerikanische  Sodologe  Lesier 
Ward  eine'Bypothese  aafgettellt,  wonach  die  Menschheit  in  einer  Ter* 
ani^gangenen  geoiogi sehen  Periode  ans  einem  einheitlichen  Ur> 
sprang  dnxch  Auseinandergehen  in  viele  Rassen  und  Stämme  sich  diffe* 
rensierte,  wfthrend  sie  in  unserer  gegenwftrtigen  Periode,  die  kaum 
26.000  Jahre  erst  dauert,  die  entgcgengesetste  Entwicklungstendenz  zeigt. 
Da  mein  sehr  v»^rp]irt^r  Freund  Ward  mir  zugibt.  ila'J  meine  Ansicht 
Aber  die  Kntwickluug  der  Menschheit  für  Tinnere  geologische 
Periode  riihtig  ist,  so  restringiere  ich  gerne  meme  Ansieht  dahin,  daß 
sie  fllr  vergangene  geologische  Periu*ien  keine  Gültigkeit  hat.  An» 
einer  Abhandlung  bavorgnaua  über  Carlo  Cattaueo  (Rivista  di 
Soziologia  VUl  666)  ersehe  ich,  daß  dieser  italienische  Publizist  und 
Philosoph  in  den  40  er  Jahren  die  poljgenistische  Hypothese  au%e- 
steUt  hat 

Allgemeine  Penetntion. 

Obiger  liistorischer  Beweis  und  tlie  deuselbeu  ergän/.endi* 
und  stützende  logische  Argumentation  werden  Ol)erdies  durch 
manche  Tatsachen  und  Erscheinungen  bekräftigt,  die  klar  und 
unzweideutig  heutzutage  Überali  vorliegen  und  nur  durch  obigen 
Fundamentalsatz  der  Soziologie  erklärt  werden  können. 

Eine  solche  Tatsache  ist  die  ron  Anthropologen  konst^ 
tierte,  mit  der  steigenden  Kultur  zunehmende  Kassenmischung^ 
wie  sie  aus  der  Verschiedenart  ii^keit  der  Schädel  in  ein  und 
demselben  Volke  irefolgert  werden  muß.  Alle  aiithnipolo^nsehen 
L'ntersiicliuugeu  stellen  die  Tat*4ache  i^i^  daß,  je  primitiver  die 
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Meuscheui^rnppe.  tiesto  gr(U5ere  Humogeueitüt  der  Scliüdol  ihrer 
Individuen;  je  höliec  die  Gruppe,  desto  größer  die  Zahl  der  in 
derselben  vorkommenden  Schädeivurietäten,  was  nach  Koll- 
mann nicht  anders  erklärt  werden  kann  als  durch  immer  zu- 
ndmiende  «Penetration'*  der  Baasen.  Verfolgen  wir  nim  im 
Geilte  den  Entwicklungsgang  zurück,  der  zu  dieser  Penetration 
fthrfee,  so  gelangen  wir  durch  diese  streng  logische  Operation 
zu  einem  Ur/u.staJide  von  einer  el)eus()lc'lien  Zahl  von  homo- 
genen Men Scheurassen  wie  viele  verschiedene  Scli!uleltv})eu  sich 
lieut  *  in  der  Welt,  bunt  durcheinandergeiuen)4.  in  den  großen 
Völkern  und  Kationen  voränden.  Und  diese  auf  streng  logi- 
Schern  Wege  gezogene  Schlußfolgerung  über  den  wahrschein- 
liclien  Urzustand  der  Menschen  wird  durch  die  weitere  Ton  den 
Anthropologen  festgestellte  Tatsache  bestätigt,  da6,  wo  immer 
man  heute  ^  streng  von  allem  Außenverkehr  abgeschlossenes 
l^atiUTolk  auf  primitiTster  Stufe  findet,  dasselbe  in  der  Schädel- 
fonnation  seiner  Individuen  eine  große,  sonst  nirgends  vorkom- 
mende Gleichartigkeit  ze'irrt. 

,Plu3  les  soci^t^i  mnt  pnnntivr-^.-  sagt  Dürkheim  fDo  In  »livision 
du  travaii  social  18ü3,  p.  142)  «plus  ü  y  a  de  resBemblauces  entre  les 
individus  dont  elles  sont  form^eH.  D^jk  Hippocrate  daus  son  ^crit  Bt» 
afre  et  locis  avait  dit  que  le«  bcythea  ont  uq  type  ethuiqiie  et  point  de 
iypes  persoxmels.  Humboldt  remarqae  dane  aon  IVmjwnIm  que,  chez 
Im  peuplfls  barbara  on  iroove  plutdt  une  phy8ioa<Hiiie  propre  &  la 
hMde  qae  des  individaelles  ete.*" 

An  diese  allgemeiiiea  Bemerkongen  reiht  Dürkheim  das  Ergebnis 
«m«r  neoereii  Untetsocbuiig,  «Le  Dr.  Leben  a  pu  ^tablir  d*ane  mauiftie 
«tg«etiTe  cetie  bomog^o&te  crdssaate  ä  mesare  qa*oa  remente  Tefs  les 
laiginee.  0  a  compar^  les  etanes  appartenant  k  des  Taces  et  a  de« 

eocietes  diffiirentes  et  il  a  trouv^  que  les  diffßienee«  de  volume  da  crane 
esiteai  eatre  les  individus  de  m&me  race  . .  .  sont  d'autant  plus  gzandes 
qos  la  raoe  e^t  plus  elev^  dana  l*6cheUe  de  la  civiJiflation.** 

Bei  Historikern  der  yerscbiedensten  Nationen  begegnet  miin  immer 
▼jeder  der  ans  der  Betrachtung  der  Geschichte  sich  ihnen  aufdrängen^ 
den  Erkenntnis,  daß  Völker  und  Staaten  von  jehor  und  immerdar  ein 
bontes  Gemisch  verschiedenartiger  ethnischer  Kiemente  darstellen,  woraus 
sich  doch  fi^r  Schluß  von  selbst  ergibt,  dalJ  wir  es  hier  mit  einem  Enl- 
wklangsjjresetze  der  Menschheit  zu  tun  haben.  Um  als  Beleg  dafür 
eiamai  einen  exotischen  Historiker  zu  zitieren,  mögen  hier  aus  des  i^  inn- 
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iäudcrö  Yrjoe  Koskincua  Werk  über  «die  iii  der  Geschichte  der 
Menscbheit  hemcbenden  Ideen*'  (Helsingfors  1879)  folgende  Worte  (aus 
der  fhuuOaMheii  übenetning)  Fiats  finden :  «Ost  k  la  goite  de  luHee 
acfaarnöea  que  lei  tribnt  ont  6t6B  r^onis  ea  nationi  et  eelles-ei  en 
empixes  on  en  grands  oonfMerations  et  que  Vid6e  de  la  fraternüö  bu- 
maine  d'abord  limitfo  k  la  fiunille  e'ett  iaccemTement  61arg6  k  mesnie 
que  l*^tat  e^asTandiMait«* 

Aneli  DupQni*White  ahnt  dai  in  diesen  VOlkemiachongen  herr- 
schende Qesets,  obwohl  ihm  der  sosiologische  Einblick  in  den  wirklichen 
EntwicklnngsproseB  noch  fehlt.  ^Les  liommes  ne  se  civilisent  que  par 
le  m^lange**  sagt  er  ;  «ConquStes,  colonies,  dtnigration  .  .  .  telles  sont 
lea  veliicules  de  rhommf  on  de  sa  pens^e,  tcl  est  lo  soiiffle  variö  qui 
port«'  d'un  pays  h  l'autre  les  germes  dn  Vncn,  du  vnn,  s!u  beau,  de 
Tutile  .  .  .  Comme  l'Fltat  a  toujour  preU.'  leö  maius  ^  cette  r?ncontre, 
comme  il  <>st  on  (jurbiuv^  sorte  le  fundanf  qni  ra^le  taut  de  chosea  «li- 
veraea,  il  taut  bitu  lui  reconnaitre  nne  veritable  iutlueuce  sur  l'^ducation 
progressive  de  la  soci^t^:  l*]£tat  refait  dans  la  Civilisation  l'uuit^  du 
genre  hnmain««  (L*IndiTidu  et  r£t&t»  1863*  p.  824,  325). 


Spraehenmischnngreii. 

Eine  zweite,  der  obigen  iinulo^o  mitl  mit  ihr  in  engem 
Zusammenhange  stehende  Tatsache  läÜt  sich  auf  sprachlichem 
Gebiete  beobachten,  trotzdem  ilur  die  Sprachforscher  bisher  ver- 
hältnismäUig  nur  geringe  Beachtung  schenkten.  Denn  die  ganze 
moderne  Sprachforschung  dreht  sich  zumeist  um  den  Nach- 
weis der  Ähnlichkeiten  zwischen  den  Terschiedenen  enropaisdien 
Eidturspraclien  nnd  der  Ableitung  der  in  denselben  vorkom- 
menden untereinander  , verwandten*  Worte  aus  dem  Sanskrit. 
Daran  wird  sodann  die  Ivek (Instruktion  der  «Ursprache-,  ans 
dem  alle  diese  ^arisclien"  Spriu  lion  abstammen,  aiiifereiht,  von 
welclier  .Ursprache-  dann  wieder  auf  die  Ueüchiiü'enheit  und 
Kultur  ihres  ^Ürvolkes*  geschlossen  wird.  Dieser  ganze  Ideen- 
gang, diese  ganze  Methode  berulit  auf  der  irrtümlichen  An- 
schauung von  der  einheitlichen  Abstammung  aller  dieser  Vdlker, 
welche  heutzutage  «arische*  Sprachen  sprechen,  d.  K.  solche 
Sprachen,  in  denen  die  allergrößte  Zahl  der  Wurzeln  und  Formen 
aus  dem  Sanskrit  stammen.   Würde  aber  die  Sprachforsdimig 
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iielMMi  (lieser  >>eliebten  Aufsuchung  der  Aluiliehkeiten  unter 
dieseu  ^Sprachen  mit  demselben  Kifer  in  allen  diesen  Sprachen 
die  unähnlichen  Wurzeln  aufsuchen,  diejenigen,  die  weder 
m  dieaen  Sprachen  einander  ähnlich  sind  noch  sich  ans  dem 
Saiukiife  herleiten  lassen,  so  würde  sie  gewiß  die  wenigen  dunklen 
Spuren  jener  Sprachen  auffinden,  die  längst  verschwunden  sind, 
ond  jener  Rassen,  die  sie  einst  gesprochen  haben,  die  aber  nur 
noch  in  dem  verschiedenartigen  hiidelbau  der  Angehörigen 
der  heutigen  \  üiker  und  Nationen  sieh  erhalten  haben. 

^an  könnte  dann  die  TTosiiltate  solcher  linguistischen 
Stadien  leicht  in  einer  graphischen  Darstellung  veranschaulichen, 
die  auf  eine  geographische  Karte,  z.  B.  Europas,  au%etragen 
werden  konnte.  Es  müßten  auf  derselben  die  «arischen*  Worte, 
die  den  europäischen  Völkern  gemeinsam  sind,  mit  einer  Farbe, 
sagen  wir  mit  lichten  rosafarbenen  Punkten,  bezeichnet  werden. 
Dazwischen  müßten  die  Wurzelworte,  die  sich  in  jeder  einzelneu 
dieser  Sprachen  s]ie/,iell  erhalten  haben,  olmo  in  andeni  vorzu- 
kommen und,  oiiue  aus  dem  Sanskrit  abgeleitet  werden  zu 
können,  init  den  verschiedensten  dunklen  Farben  auagezeichnet 
weiden:  ein  Blick  auf  eine  solche  bildliche  Darstellung  würde 
ims  zeigen,  welche  Sparen  einstiger  nichtarischer  Sprachen  sich 
noch  bis  heute  unter  den  europäischen  Völkern  erhalten  haben. 
Allerdings,  zu  welchen  der  heute  noch  in  den  verschiedenen 
Sehadel kn och eu  erhaltenen  Rassen  die  in  solchen  .  nichtarischen 
Worten  erhaltenen  Ursprachen  gehört  haben,  das  wird  sich 
wohl  nie  erforsdien  lassen  —  denn  die  SchädelkiKu  lien  sind 
stumm;  es  sei  denn,  daß  eine  künftige  vervollkommnete  Plne- 
uologie  aus  der  Verschiedenheit  der  Backen-  und  Kieferknochen, 
die  ihnen  zugehörigen,  in  spärlichen  VVur/elwörtem  noch  er- 
haltenen Laute  enträtseln  könnte.  So  weit  dürfte  es  aber  nie 
kommen,  denn  es  ist  offenbar  die  Tendenz  der  Natur,  das 
Mannig&ltige  und  Heterogene  auf  dem  Qebiete  des  Menschen- 
reiches  verschwinden  zu  lassen  und  das  Gemeinschaftliche  und 
Einheitlifhe  zu  fördern. 

Schräder  hat.  wie  gesagrt,  das  grofe  Verdienst,  lu  si  iiifr:  Sprncl> 
mgleichang  und.  Urgeschichte  (1865)  eiao  gioüe  Anzahl  von  Täuscbun- 
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gen,  denen  flieh  die  Spnehfoncher  oeit  Kuhn  (1845j  mit  Beeng  «if  die 
Möglichkeit  der  EnchlieBung  dei  Znstnndee  dee  nngeUichen  indog«r> 

manischen  nUrvolket*  hingaben,  zerstört  zu  haben.  Er  bat  vieliaeh 
dazaiif  hingewiesen,  wie  die  voreiligen  Schlösse  atis  Wurzel-^Gleicbon' 
gen*  auf  die  Kultur  jenes  ^Urvolkes**  keine  wissenschaftliche  Grundlage 
haben  und  unhaltbar  pitul.  Auf  die  Frage,  ^(>h  <1ie  vergleichende 
Sprachwisat'Uöchaft,  nil  uirr  ei^t-uen  Mittel  angewiesen,  wirklich  im- 
Htaude  »ei,  eine  Äiivtriiissigo  Krforschung  der  iudoj^^ermanischen  Vnrzeit 
horbeizuführoii V~  könne,  meint  er.  „die  Antwort  nur  in  VHrneineudem 
Siiuie  ausfallen'*  (b.  2Ü7;.  DamiL  liat  er  über  die  „liuguiatidche  Faläon- 
tologie**,  die  seit  Bopp  und  üiimm  flo  zuTersichtUch  sich  gebürdete,  den 
Stab  gebroehen.  Oberaus  behnteam  und  rflekfliGhtiToll  in  der  Kritik 
«einer  VorgBnger,  IftBt  er  es  doch  durchleuchten,  daß  jene  ganz  tou  den 
«lingniBÜflchenPaltontologen*  ereehloflaene  «indogermaniflclie  Ursprache« 
vielleicht  gar  nur  eine  «eprachwiaeenachaftliehe  Abetmktion*'  (8.  177) 
■ei,  womit  er  wohl  das  Riditige  getroffen  haben  wird.  Keineswege  gibt 
er  ei  zu,  daü  jene  «indogermanische  Ursprache'*  «als  etwas  Ganzes,  als 
die  wirklich  gesprochene  Sprache  eines  wirk  lieh  existie- 
renden Volk»*«'*  naffrefal't  werden  müsse.  Wolle  man  aber  an 
dieser  Anffass'inf^  t'eßthalton,  mttsse  m^n  /um  mindesten  jene  Ursprache 
„uiicii  allen  »prachliehei!  Analof^iea**  als  eine  „dKÜ^-ktisch  differenzii'rU-"* 
aunebuieu.  Weiter  «feht  »"r^t  hrader  in  seiner  iJppOHition  (jegen  die  bis- 
herige Auffassung  der  Linguisten  nicht:  allerdings  dräng-t  ihn  die  An- 
nähme  einer  «dialektischen  Diäereu^eruug"  von  selbst  zu  der  weiteren 
Annahme,  welcher  er  in  dem  erwähnten  Auhk-Artikel  Ausdruck  Ueb  — 
daB  das  «ürrolk«*  ein  MischTOlk  gewesen  sein  mQsse.  Diese  Ansicht 
wird  sich  gewiO  um  so  mehr  geltend  machen,  wenn  man  einmal  sur 
Erkenntnis  gelangen  wird,  daQ  «dialektische  PilTereniierungen«*  keines- 
wegs wie  Darwinsche  «Abinderuugen*  und  «Variierungen*,  sondern  als 
das,  was  sie  tatsAcUioh  sind:  Änderungen  einer  fremden  Spiache  durch 
andersgeartete  Spraehorgane,  sind. 


Llni^nistik  und  Sozlolof^e. 

Jodeufullü  aber  hat  (Ii**  liiiirriiistik  der  Wissenschaft  ^e^jeu- 
über  die  Pflicht,  eine  Schuld  aU/.ntra^ren  und  eutsproi  heiid  der 
soziologischen  Ausckauung  über  den  Entwicklungsgang  der 
Meiuchheit  ihren  Forschmigen  auch  eine  verbesserte  llicktiuig 
zu  geben.  Sie  muß  iliren  bisher  vorwiegend  auf  den  Monoge- 
uismus  eingestellten  Forachungsapparat  auf  den  Polygeniimus 
umschalten  und  im  Gegensatz  zu  ihren  bisherigen  irrtHmlichen 
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^^t^ehtspunkteii  sich  dou  soziologischen  Fuiiditmeijtiil.suU  zur 
Kicjitschnur  neliiiieii,  diiß  eine  Unzahl  von  ürs}>rathen  uUmäh- 
li(h  oimoen  «»der  wenigen  sicli  in  den  einzelnen  Weltteilen  ans- 
breiteudeu  ISprachen  das  Feld  räomteu,  daß  diese  an  Zahl  inuuer 
geringer  werdenden  Sprachen  sich  immer  weitere  Gebiete  er.- 
oberst  aUe  anderen  yerdrängen,  von  denen  nur  liie  und  da 
emzelne  Beete  noch  sich  erhalten  haben;  daß  endlich  eine  auf 
diMe  Weise  siegreich  sich  verbreitende  gemeinsame  Sprache  die 
TendenE  verfolgt,  auf  immer  gr()ßeren  Gebieten  ein  gemein- 
8iiinos  Hand  einer  immer  größeren  Anzalil  von  Völkern  zu 
werden,  deren  Individuen  nur  noch  in  dem  verschiedenarti<ren 
Typus  ilirer  Schadelknocheu  die  stummen  Zeugnisse  einstiger 
Heterogeneitiit  bewathren. 

Damit  dieser  richtigen  nnd  fiir  die  gessimte  Wissenschaft 
gnmdstfirzenden  Anechauang  die  ihr  gebQhrende  führende 
Stellang  eingeräumt  werde,  dafür  hat  neben  der  Soziologie  die 
SpraehwiaeensGliaft  zu  sorgen.  Wird  sie  sich  einmal  dieser 
Pflicht  bewnßt  werden,  nach  dieser  Bichtung  hin  die  Erkenntnis 
der  Wahrheit  zu  fördern  und  dabei  tatkräftig  mitwirken,  dann 
wird  sie  nicht  langer  mit  Schräder  /u  klagen  brauchen,  daß 
es  .jenseits  der  Grenzen  wissenschaftlicher  Hrkenntiiis  lieirt*. 
«wie  jene  den  Völkerverhältnisseu  Aiteuropas  zugruudeliegeuden 
Umssen  entstanden  sind*. 

Diese  notwendige  Abschweifung  auf  das  soziologische  nnd 
«pnchwissenschaftliche  Gebiet  lieferte  uns  den  Beweis,  daß  jede 
Theorie,  welche  eine  Staatsentstehung  aus  einem  ursprfinglichen 
einheitlichen  Yolkselemente  herausznkonstmieren  ver- 
sudii,  von  vorneherein  finlsch  ist.  Der  Nachweis  einer  solchen 
Entstehun«^  und  Entwickhuit;  des  Staates  wird  nie  gelinijeii. 
Die  Tal««M:he  wird  sicli  nie  und  nirgends  we^disputiereu  las>en. 
dali  all  und  jeder  Staat  aus  dem  Zusammenstosse  lieterogeuer 
ethni'u^her  Volkselemente  hervorgegangen  ist  und  Deutschland 
macht  darin  ebensowenig  eine  Ausnahme  wie  irgendein  anderer 
earepüscher  Staat.  Wenn  uns  nun  oben  der  Staat  als  eine 
Otganisation  der  Herrschaft  behu£»  Aufrechterhaltung  einer  be- 
fltinunten  Bechtsordnung  erschien,  so  können  wir  nach  dem 
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Resultate  unserer  vorstehenden  üntersiu  liiiiig,  dem  Staatabegrifle 
das  weitere  Merkmal  hinzufügen,  daß  diese  Herrtichüft  ül^erall 
ursprünglich  von  fremden  Eroberern  uuigerichtet  worden  sei,  die 
eine  iinsüUüge  Bevölkerung  mit  Übermacht  imd  Gewidt  unter 
ilir  Joch  zwangen.  Es  kann  keine  ethischen  Bedenken  gegen 
eine  solche  Staatsentstehnngstheorie  geben,  denn  gegen  die 
Wahrheit  gibt  es  keine  ethischen  Bedenken  —  da  sie  selbst 
die  höchste  Ethik  ist. 


Drittes  Kapitel: 
Die  sosialen  Elemente  des  Staates« 

Nachdem  wir  den  Begriff  des  Süiates  festgestellt  lial)eii 
und  uns  den  Akt  der  Staatenentstehung  klar  machten:  würde 
es  die  lugische  ürdmuig  erbMisidieu,  fl^ß  wir  nun  *]ie  ferneren 
•Schicksale  des  Staates,  seme  Entwicklung,  seine  ü'unktiouen, 
seiueu  Untergang  behandeln.  Doch  wollen  wir  uns  früher 
noch  dem  sozialen  Inhalt  des  Staates  zuwenden,  da  ohne  genaue 
Orientierung  in  demselben,  ohne  genaue  Sonderang  [derjenigen 
Begrifle,  die  sich  zum  Staate  wie  der  Inhalt  zu  sdner  Fonn 
Terhalten,  das  Verständnis  der  Entwicklung  des  Staates  tm- 
möglich  ist.  Denn  nur  der  Inhalt  bestimmt  hier  die  Form: 
seinem  so/ialeii,  seiuem  völkischen  Inhalt  eutpi^recheud  gestaltet 
sich  der  Staat.  Bevor  wir  also  die  EntwiclNluiig  des  Staates 
betrachten,  müssen  wir  zuerst  die  in  ihm  enthaltenen  Volks- 
elemente kennen  lernen. 

Keine  in  den  Kähmen  der  Staatswissenschait  gehörige 
Lehre  ist  von  den  Staatslehrem  bis  jetzt  stiefmfitterlicher  be- 
handelt worden,  als  die  vom  sozialen  Inhalt  des  Staates.  Man 
hatte  fOr  denselben  entweder  gar  kein  Auge,  man  übersah  ihn 
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»entweder  ganz  oder  sah  ihn  falsch,  weil  im  Lichte  vorgefiißter 
Aleiuimgeu  und  sozialer  Tendenzen. 

Die  Frage,  ans  welchen  Elementen  der  Staat  besteht,  ist 
bis  jetzt  Ton  den  Staatslelirem  immer  nur  nebenbei  nnd  als 
selbstverständlich  mit  dem  Hinweis  auf  «MensdEen**,  Individuen 
oder  Staatsgenossen  bebandelt  und  erledigt  worden.  Und  doch 
Terluttt  ach  der  Mensch  zum  Staate  -wie  etwa  ein  Atom  zum 
ersten  besten  zusammengesetzten  Körper.  Wird  man  sich  damit 
begnügen,  wenn  man  auf  die  Fra^xe,  , woraus  ein  (Jebände  be- 
stehe?" —  y.nr  Aittwort  erhält  :  .aus  Atomen*  ?  —  Oder  wird 
^r  Auatoni  mit  der  Erklärung  zufrieden  sein,  der  tierische 
Körper  bestehe  aus  Zellen?  —  Ohne  Zweifel,  das  rJebände  be- 
steht aas  Atomen,  der  tierische  Körper  aus  Zellen,  doch  bilden 
diese  Atome  und  Zellen  erst  die  Terschiedensten  Bestandteile 
des  Gebäudes  und  des  tierischen  Körpers,  also  Steine,  Ziegel, 
Mörtel,  Hob,  Eisen  u.  s.  w.  oder  Fleis<di,  Knochen,  Blut,  Haare 
IL  8.  w.  Wenn  die  Frage  nach  den  Bestandteilen  eines  zusam« 
mengesetzten  Gegenstandes  genügend  und  litiiiedigend  be- 
antwortet werden  soll:  so  müssen  eben  jene  Bestall  Iteilo 
nachgewiesen  werden,  die  den  Gegenstand  charakterisieren,  die 
sein  Wesen  bedingen,  die  ihn  zu  dem  machen,  was  er  ist;  es 
genügt  aber  nicht  auf  solche  Urbestandteüe  hinzuweisen,  die 
eist  in  letzter  Linie  bei  weiterer  Analyse  der  Hauptbestand- 
teile in  Betraditong  kommen  können. 

Der  Staat  nun  besteht  aus  Menschen,  wie  das  Gebäude 
aus  Atomen  oder  der  tierische  Körp^  aus  Zellen.  Damit  ist 
iiucb  nichts  gesagt.  Die  Meuselieu  sind  wohl  die  Urbestaiid- 
teile,  aber  nicht  die  Hauptbestandteile  des  Staates,  auf  die  es 
hier  vor  allererst  ankommt.  Es  müssuu  daher  zuerst  (he  sozialen 
Gemeiutichaiten  ab  die  eigentlichen  Bestandteile  des  Staates 
erkannt  werden,  die  sein  Wesen  bestimmen,  die  ihn  zu  dem 
machen,  was  er  ist.  Denn  der  Staat  ist  eben  nicht  ein  Haufen 
Ton  Menscheni  sondern  ein  GefÜge  von  Stämmen,  Standen 
und  Klassen.  Diese  Hauptbestandteile  des  Staates  mttssen 
besehrieben  werden,  wenn  wir  den  sozialen  Inhalt  des  Staates 
er  kennen  sollen. 
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Diejeuigeu,  die  den  Staat  von  seinen  Atomen,  vom  Men- 
schen aus  uut'buueu,  gehen  dabei  ganz  arithiueti.sch  zu  A\  erke. 
Zwei  Menschen  verschiedenen  Gesclilpchts  bilden  die  Familie, 
mehrere  Familien  bilden  die  Gemeinde,  mehrere  Gemeinden 
schmelzen  zu  einem  Staate  zusammen.  Bei  dieser  (sog.  ato- 
mistisdieu)  Methode  spielt  das  Individuum  die  Kelle  der  Zahl 
in  einem  Bechenexempel  und  es  wird  angenommen,  daß  1  »  1 
ist.  Dies  ist  aber  eine  ganz  falsche  Voraussetzung,  denn  im 
Staate  könnte  man  höchstens  innerhalb  der  einsselnen  Stande 
oder  Klassen  und  St&mme  diese  Thesis  wagen,  daß  1  =  1  neL 
Eine  solche  Aimahnie  aber  ohne  Kücksieht  auf  die  iiutiir- 
liclien  Unterschiede  der  Stämme  und  Stände  im  Staate  hat 
wohl  die  abstrakte,  mathematische  lüehtigkeit  für  sich,  die 
Richtigkeit  iu  der  Idee:  in  der  Wirklichkeit  aber  baut  sich  der 
Staat  ganz  anders  auf.  aus  ganz  anderen  Elementen. 

Schon  der  Schöpfer  der  realistischen  Staatslehre  Aristoteles 
sieht  als  Elemente  des  Staates  nicht  die  Individuen,  sondern 
die  «Familien'^  an.  Nun  ist  man  wohl  in  spateren  Zeiten  oft 
zur  atomistischen  Staatslehre  herab i^esimken:  Uber  diese 
Aristotelische  Idee  aber  hat  nmu  sich  bis  in  die  uene*<tc  Zeit 
nicht  prh«>ben.  Heutzutage  ^\^e  /u  Zeiten  des  gnei  hisclien 
Philosophen,  sieht  mau  in  der  Familie  daa  bildende  Gruud- 
element,  die  ^Urzelle^  des  Stiuites  und  läßt  denselben  von  der 
Fnniilie  aus  durch  das  Medium  der  Gemeinde  entstehen. 
»Familien  erganzen  sich  zur  Gemeinde^  Gemeinden  zu  Staaten, 
Staaten  zu  Staatensystemen*,  behauptete  noch  vor  nicht  lange 
Trendelenhurg.  Diese  natnrrechtliche  Formel  entspricht 
keineswegs  dem  wirklichen  Vorgänge,  der,  wie  wir  sahen^  ein 
ganz  anderer  war. 

Schon  Aristoteles  hatte  gesunden  Sinn  und  Scharfblick 
genug,  um  diese  seine  , Familien-,  die  er  als  ürelement  des 
Staates  ansieht,  nicht  als  den  Staaten  vorausgehend,  nicht  als 
die  Voraussetzung  derselben,  als  das  Erste  —  wohl  aber  als 
das  Spätere,  als  Folge  des  Staates  hinzustellen.  Ein  Blick  auf 
die  griechische  Familie,  wie  sie  in  der  Wirklichkeit  war,  mußte 
ihn  zu  einer  solchen  Ansicht  bringen.  Die  griechische  Familie 
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munlich  uteUte  ihm  ,drei  Beziehimgen''  vor  Augen:  das  des 
Mannes  zum  Eheweibe,  das  des  Vaters  zu  den  Eiiidem  und 
das  des  Herrn  zu  den  Skh&ven.  Wenn  nun  auch  die  ersten 
iwei  Verhältnisse  als  angeblich  ,natttrliche*  als  außer  und 
TOT  dem  Staate  existierend  gedacht  werden  konnten:  so  ist  doch 
(las  .rechtliche"  Verhältnis  des  Horru  zum  Sklaven  oluio  Stajit 
ganz  undenkbar.  "Weil  aber  ebou  dieses  Herrsilial'tsverhRltnis 
des  Herrn  zum  Sklaven  für  die  antike  Familie  wesentlich  ist 
md  dasselbe  nur  im  Staate  existieren  kann:  so  ist  es  klar, 
wanun  Aristoteles  die  ^ Familie"^  trotsdem  er  sie  fiir  ein  Grund- 
dement  des  Staates  ansieht,  nicht  Tor  den  Staat  als  Erstes, 
sondern  in  den  Staat  als  das  Spatere,  als  dessen  Folge  setzt  — 
ond  dieses  mit  Tollem  Bechte. 

Es  läßt  sich  also  aucli  aus  der  Familie  der  Staat  nicht  ab- 
l^^iten.  Das  Han])tinn(iernis,  das  eine  solche  Ableitung  unmög- 
lich macht,  ist  eben  dieses  ^dritte*  Verhältnis,  dieses  Rerr- 
schaftsrerhältnis  des  Herrn  zum  Sklaven,  welches  die  materielle 
Grandlage  der  imtiken  Familie  bildete,  ohne  welches  dieselbe 
ganz  undenkbar  schien,  sowie  es  selbst  wieder  ohne  Staat 
unhaltbar  und  unmöglich  wäre.  Denn  der  Sklave  würde  seinem 
Herrn  nicht  dienen  und  gehorchen,  wenn  nicht  eine  Tatsache 
Torausgegaugen  wäre,  die  ihm  dieses  Bienen  als  Pflicht  auf- 
erlegte und  seinem  Herrn  die  Herrschaft  als  Ii  echt  zuge- 
sprodu'U  haben  würde:  wenn  nicht  eine  Organisation  Platz 
gegritten  hätte,  welche  «luses  Herrschaftsverhältnis  des  Herrn 
zum  Sklaven  festgesetzt  und  zugleich  als  rechtlich  sanktioniert 
hätte.  Biese  Tatsache  aber  konnte  keine  andere  sein,  als 
Eroberung  und  Unterjochung;  diese  Organisation  war  eben 
der  Staat. 

Die  Staat blehre,  die  dus  Wesen  des  Staaten  aus  dem  Menschen 
all  Bestandteil  des  Staates  herleitet,  ist  audi  lehon  deihalb  auf  flüsehem 
W«ge,  wsü  im  Staate  der  Menscli  als  Eimelnor  nie  aiaDgebend  ist. 
ha  Staate  ist  der  Einxelne  immer  nar  echembar  da  Faktor  der  £nt> 
«itUnog,  in  der  Tat  ist  et  immer  nur  die  toaiale  Gruppe,  auf  die  sieh 
der  Einielae  stützt,  sei  es  Kaste  oder  Klasse,  oder  Stand  oder  Partei, 
die  den  Ausschlag  gibt.  Man  spricht  wohl  gcwohnUch  davon,  daß 
dieser  oder  jener  Maohthaber  Dieses  oder  Jenes  getan  habe,  dafl  es  sein 
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Werk  wur  un<l  dert;;leichen.  Wenn  man  aber  den  Dingen  auf  den 
Grund  {?eht,  so  überzeugt  man  sich,  dalJ  im  Staate,  in  der  Politik,  der 
Einzelne  bestenialla  nur  der  Führer  ist,  der  ohne  seine  Partei  nichts 
Temag.  Nicht  der  Eimseliie  also,  wie  groß  and  ndcbtig  sneb  seine 
InitiataYe  «ein  mag,  kann  ala  Ageni  im  Laben  des  8taatei  betrachtet 
werden;  der  tiefer  bückende  and  nach  Wahrheit  itrebende  Hiatoiiker 
wird  immer  die  Partei  finden,  die  Dies  oder  Jenes  wollte,  die  Dtec 
oder  Jenes  YoUbradite.  Aach  ein  Napoleon  i.  würde  nichts  ▼ollbtacht 
halben,  wenn  nicht  eine  nach  gloire  lüsterne,  von  einer  Idee  berauschte 
Volksklasse,  das  Heer,  hinter  ihm  stünde.  Will  man  also  den  Staat  in 

m 

seinen  „physiologischen  Funktionen"  beobachten,  so  muß  man  vorerst 
die  maßgebenden  B.'standteile  desselhen,  also  diejenicfen  (iruppen 
betrachten,  die  im  f'e<jfebent'n  Falle  wirk»  im  sind,  nicht  aber  von  dem 
abstrakten  „einzelnen  Menscheu"  auagehen,  der  in  ilieser  philosophischen 
Abstraktion  kein  IclHiides  Wesen,  kein  lebender  wirklicher  Restandteil 
des  Staate»  int,  also  als  solcher  iiu  Staate  gar  nicht  j&ählt. 

Der  Irrtum,  die  Familie  als  den  Anfang  des  Staates  anznsehen, 
kam  dabv,  weil  man  in  ihr  einm  Staat  im  Kldnen  erblickte  und  daher 
annahm,  dafi  der  Staat  im  Qrofien  sich  ans  dem  Staat  im  Kleinen  als 
seinem  Keime  entwickelte.  Diese  Verwechslung  des  Miniatnrbildes 
des  Staates  mit  seinem  Keim  ist  in  der  Literatur  sehr  verbreitet.  So 
sagt  z.  B.  Pesch el  (Vi^lkerkunde,  5.  Aufl.,  S.  236):  „Die  Keime  der 
bür:rerlichen  Viesellschaft  Uegen  eingeschlossen  in  der  Familie**.  Kr 
hätte  aber  richtig  sagen  sollen:  Die  Familie  stellt  uns  die  börgerliche 
<3esellachaft  im  Kleinen  dar.  —  Auch  Lilienfeld  sapt:  „Die  Familie 
ist  di'i-  Urtypus  der  liesellschaft*'  (Gedanken  üb<'r  ."^ozialwidsenachaft  1 
r.'4i.  woraus  leicht  das  MiCverstäuduis  entsteht,  als  ob  du-  (staatliche) 
Gesellschaft  sich  aus  diesem  ^ü^rtypus-  entwickelt  hat.  Mit  einem 
Worte,  die  Verwechslung  bozusiigcu  der  morphologischen  Analogie 
swischen  Familie  und  Staat  mit  ihrem  chronologischen  Zusammenhang 
itthrte  au  dem  allgemein  herrschenden  Iirtam,  der  Staat  sei  aas  der 
Familie  entstanden.  Und  doch  sollte  man  aus  Aristoteles  (Politik  1) 
lernen,  diese  aw«  Dinge;  Ähnlichkeit  der  Struktur  und  ehronologisehe 
Aufeinanderfolge  auseinanderzuhalten  und  wohl  au  unterscheiden*  Denn 
wenn  auch  Aristoteles  die  Ähnlichkeit  zwischen  Familie  und  Staat  her^ 
horhebt,  z»  B.  daß  ^'ede  Familie  von  dem  Ältesten  wie  von  einem 
Könige  regiert  wird"  (1  §  6),  so  sap^t  er  doch  trotzdem  ausdrücklich, 
da(5  .,von  Natnr  der  Staat  früher  »ei  als  die  Familie**  {§  11).  Er  ist 
idso  nicht  in  den  Irrtum  verialleu,  der  beute  bei  Historikern,  Juristen 
und  Folitikeru  so  allgemein  ist. 
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Die  Urbestandteile  des  Staates« 

Wenn  wir  aUo  den  Menschen  schlechtweg  nicht  als  Be- 
standteil ond  Inhalt  des  Staates  annehmen  können,  wenn  uns 
auch  die  Familie  nicht  als  jenes  ürelement  erscheint,  das 

multipliziort  deu  Staat  gibt  und  auili  ei ue  Vielheit  vou  Familien 
uns  das  Kiitsel  der  Staatenbildung  niclit  lösen  hillFt,  so  mnsson 
wir.  um  zur  Lösung  desselben  zu  gelangen,  einen  andern  Weg 
^sehlagou. 

Betrachten  wir  zu  diesem  Zwecke  otwas  geuauer  jene  Tat- 
sache, von  der  wir  oben  zeigten,  daß  sie  der  Familie  yorans- 
gegangen  sein  mu0te  und  die  dem  Sklaven  seine  Dienstpflicht 
auferlegt  und  dem  Herzu  sein  Herrschaftsrecht  zusprach*  Diese 
Tatmche,  sagten  wir,  konnte  nur  eine  Eroberung  und  Ünter- 
jftchuii«^  soin.  Diese  Eroberung  und  Unterjoclnmg  konnte  aber 
oÖ'euhiir  niclit  die  vereiiizolto  riitorwerfiing  einiger  Sklaven  yi»ü 
Seiten  oinos  Familienhaiipte^  >,v\n.  E?^  ist  uniiK'i^^luli.  sicli  so 
etwas  zu  denken.  Jene  Ikoberung  und  Unterjochung  konnte 
nnr  von  einer  unter  sich  einigen,  mit  einander  innig  ver- 
bundenen Gruppe  gegen  eine  andere  ihr  an  Macht  nachsteh  mde 
Orappe  ins  Werk  gesetzt  worden  sein  und  erst  einer  solchen 
Eroberung  und  Unterjochung  konnte  auf  natürliche  Weise  eine 
Organisation  folgen,  mittels  deren  die  Eroberer,  um  die  Früchte 
ihres  Sieges  zu  genießen,  sieb  gegenseitig  stützend  und  Hilfe 
leistend,  die  Besiej^i^i  :ils  Skluveu  unter  sich  verteilten,  die- 
belben  zu  .leVteiKicii  ^\"orkze^^ge!l "  (Aristoteles)  uiacbten  und 
somit  gleichzeitig  mit  der  (irüudung  des  Stautos  die  Grund- 
lagen des  antiken  Familienlebens  schufen.  So  ist  denu  durch 
die  Unterwerfung  einer  Meuschenklasso  durch  die  andere  der 
Staat  begründet  worden  und  aus  dem  Bedürfnisse  der  Sieger, 
•lebende  Werkzeuge*  zu  besitzen,  die  ökonomische  Qrimdlage 
der  antiken  Familie,  das  HerrschaftsTOrhaltnis  des  Herrn  zum 
Sklaven  entstanden. 

Xnn  erst  ist  es  uns  möglich,  die  Frage  um  h  doin  sozialen 
Inhalte  des  Staates  zu  Iteaiit Worten.  Xiebt  aus  Meiis(  hiMiatomen, 
uicht  ana  Familieuurzellen  baut  sieh  der  Staat  auf;  nicht  Meu- 
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sehen  also  und  uicht  ramUieu  »lud  seine  Urbestaudteile :  viel-, 
mehr  aus  yerschiedenen  ^leuschengruppen,  aus  Terschiedenea 
Mensehenstänunen  entsteht  der  Staat  und  nur  aus  solchen 
besteht  er.  Die  da  Sieger  wurden,  bildeten  die  kerrsdiende 
Klasse,  die  Besi^ten  und  ünterjoditen,  die  arbeitende  und 
dienende. 

So  sind  wir  deuu  durch  die  Analyse  der  ursprüuglichea 
.Familie"  im  antiken  Sinne  dazu  gelun^d:,  uieht  in  ihr.  wie  es 
so  viele  moderne  Staatslehrer  tim,  »onderu  zunächst  in  den 
Stämmen,  die  sich  allmählig  in  Klassen  und  Stände  verwandeln^ 
die  Hauptbestandteile,  die  eigentlichen  Bausteine  dos  Staates 
zu  erkennen.  Diese  Stamme  sind  es,  aus  denen  sich  der  Staat 
aufbaut,  sie  und  nur  sie  sind  das  prius  des  Staates.  £tne 
weitere  Analyse  soll  uns  dann  zeigen,  was  das  Wesen  dieser 
.  Stämme "  ist,  welches  ihre  Beschaffianheit  und  Zusammen- 
setzung und  auf  welchen  Ursprung  sie  zurückgeführt  werden 
müssen. 

Wir  liuUen  aber  gleichzeitig  durcii  ubige  Betrachtung  noch 
ein  anderes  Kesultut  gewonnen.  Es  ist  uns  nämlich  der  Be-> 
griff  des  Staates,  den  wir  oben  (S.  24)  als  eine  naturwüchsige 
Organisation  der  Herrschaft  erkannten,  nach  einer  neuen  Seite 
seiner  Genesis  hin  Idar  geworden  und  zwar  nach  der  Seite 
hin,  wo  die  Herrschaft  eines  Stammes  Aber  einen  andern  den 
Grund  legt  zum  HerrschaftsverbSltnis  des  FamilienTaters  über 
seine  Sklaven  und  wo  dieses  Verhältnis  in  der  Gosanitorgani- 
satiou  der  Stuuunesherrsrhaft  ihren  Hücklialt  und  ilire  Stütze 
findet.  Dieses  Dienstverhältnis  in  der  Familie  erscheint  una 
nun  als  Ausfluß  des  Untertanenverhältnisses  des  besiegten 
Stammes  zum  Sieirerstnmmo.  so  wie  uns  die  ganze  rechtliche 
Existenz  der  Familie  als  Folge  der  Staatengrfindug  erscheint. 

Bie  StXmme. 

Die  obigen  Ausrühniugeu  erklünMi  es.  warum  wir  so  viele 
Staaten  uinl  \  r»lker  des  Altertums  iii  Stämme  geteilt  finden. 
Im  Oriente  ist  das  hin  heutzutage  der  Fall.  Die  Völkerschaften 


Digitized  by  Google 


Die  StSinme. 


97 


aiAbischer  Zunge  teilen  sich  noch  heutzutage  in  eine  «ehr  groOe 
AozaU  Ton  Stammen  und  die  meisten  derselben  sieben  sich, 
obwohl  sie  sogar  alle  wenigstens  äußerlich  einem  Glauben 
siigeh9ren,  feindlich  gegenüber,  führen  mit  einander  ewige 
Kriege  und  Fehden  und  üben  gegenseitig  Bltitmche.  In  den 
Staaten  des  klassischen  Altertums  ist  die  Kiuteiliuig  des  Volkes 
in  Stärnnie  die  älteste,  die  uns  beim  Aufdänimem  der  (ieschichte 
enti^eirentritt-  So  war  z.  B.  in  Athen  die  ältest"  Einteilung 
der  Bürger  in  vier  angeblich  auf  Abstammung  V)emhendö 
Phylen  (Stamme).  Auch  die  ursprünglichen  Bestandteile  der 
Bevölkerung  Boms,  die  Bamnes,  Tities  und  Luceres  waren  doch 
jedenfalls  drei  Tersehiedene  Stämme  und  sogar  Mommsen, 
der  sich  sehr  gegen  die  Heterogeneiiat  dieser  Stämme  ausqiricht 
osd  mindestens  zwei  davon  (Raumes  und  Luceres)  für  «lati- 
nische  Stämme  *  erklärt,  gibt  doch  zu.  daß  eine  .  Mischung  ver- 
Mhiedener  Xatioiialitäten  (soll  hier  wohl  Stämme  bedeuten) 
.ilierdiugsi  stutt^refiinden  hat*.  Eines  aber  ist  aus  alledem 
klar,  daß  uns  auch  in  Europa  am  Beginne  des  klassischen 
Altertums  .Stämme"  als  Bestandteile  der  Staaten  entgegen- 
treten. Angesichts  dessen  ist  wohl  die  Frage  am  Platze:  Was 
ist  ein  Stamm?  Auf  diese  Frage  hat  weder  Ethnographie  noch 
Anthropologie  bisher  eine  genflgende  Antwort  gegeben  — 
Qud  auch  den  Staatslehrem  hat  der  Begriff  Stamm  bis  nun 
»Kr  wenig  Sorge  ^^ti nacht.  Man  bediente  sich  dieses  Aus- 
dru(  kes  bald  in  weitester  Bedeutung  für  Xatioii.  ja  .«i^^ar  tiir 
eine  Melu-heit  vou  Nationen  wie  z.  B.  in  der  liäuti«/'Mi  He/A'ii  li- 
iiimfr:  angelsächsischer  Stamm:  bald  in  engerer  Bedeutung  für 
V(>lk.  bald  wneder  in  engster  für  irgendeinen  Teil  eines  Volkes, 
jedoch  ohne  denselben  zu  präzisieren,  ohne  sirh  klar  /u  machen, 
welches  die  Grenzen  des  Stammes  sind.  Wollen  wir  nun  zur 
Feststellung  des  Begriffes  gelangen,  mOssen  wir  freilich  etwas 
weit  ausholen  und  wieder  auf  die  Frage  nach  der  Abstammung 
der  Menschheit  zurOckkomraen. 

Stammt    die  Menschheit   von    eiiioni   Menschenpaare  ab. 
«lessen  Xnchkommeu.>5chai"t  durch  die  verschiedenst*')!  l^inflnsse 
deü  Klimas  und  der  fie  niugeiieudeu  Xatur  sich  in  die  ver- 
fittiftplowicz,  AU;.  StaAtfir«c)it.  7 
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M'liiedoM»ileu  StsiiiiLiie  diltereii/iiM Ti  i  M<»iiui,n.'iii,sjmis)  —  oder 
stniiimt  die  Menschheit  von  vielen  ersten  Paiiren  ab,  deren 
Unterschied  die  Verschiodenheit  der  vielen  im  Laufe  der  üe- 
schichie  bekannt  gewordenen  und  der  noch  heute  existierenden 
Iklensdkenstanune  erzeugte  (Polygenismus)?  Dieee  Frage  muß 
hier  den  Ausgangspunkt  bilden* 

Es  ist  nicht  schwer,  sich  fClr  den  Polygeninnus  zu  ent- 
scheiden :  deuten  doch  tausend  wissenschaftliche  Momente,  über- 
zeugrende  (i  ijiid  d  Li  iui'  iiiu.  daß  jLfewisse  durch  Jahrhunderte 
j<ich  forterbe  11  de.  koll^^tante  Ki^reiitiiiidiclikeiteu  und  Veräselii«'deii- 
heiten  der  Menschen  vorwiegend  in  einer  Verschiedenheit  der 
Abstammung  wurzeln.  ^lag  die  entgegengesetzte  Annahme  eine 
noch  80  hohe  sittliche  Bedeutung  haben,  vor  dfiu  Forum  einer 
wissenschaftlichen  Kritik  kann  sie  nicht  standhalten. 

Bedenkt  man,  wie  vielen  Ge&hren  das  Leben  eines  mensch- 
lichen Wesens  ausgesetzt  ist,  das  inmitten  der  wilden,  über- 
machtigen Natur  allein  dasteht  ohne  Schutz  und  Wehr;  bedenkt 
mau  überdies,  dalJ  doch  auch  ein  erstes  Menschenpaar  uicht  im 
reifen  Alter  aul  die  \\  elt  konmien  konnte,  sondern  zuerst  im 
liilf losen  Kindesalter  da  sein  muHte,  dem  e.s  erst  langsam  ent- 
wachsen sollte:  so  ist  die  Annahme  unmöglich,  daß  ein  solches 
einzelnes  Kinderpaar  all  diese  ( iefahren  und  Stürme  des  Le>>ens 
überdauernd,  nicht  nur  sich  selbst  erhielt,  sonden  noch  Gründer 
des  Menschengeschlechtes  wurde.  Ist  es  denkbar,  daß  die  ganze 
Entwicklung  des  mensdüichen  Geistes,  die  ganze  Zukunft  des 
Menschengeschlechtes  einmal  davon  abhangig  war,  ob  dieses 
eine  erste  liilflose  Kinderpaar  den  tausend  und  abertausend 
es  umlauernd  »n  Gefahren  der  Natur  glücklich  entrinnen  werde, 
ob  es  Krankheiten  glücklich  überstehen,  vor  Sturm  und  Wetter 
sich  bew^ahren  werde,  von  Ungeheuern  und  wilden  Tieren  ver- 
schont bleibe y  Kann  man  es  zugL»ben,  daß  die  Entwicklung 
der  Mensclilieit  und  des  menschlichen  Geistes  keine  in  den  ver- 
nünftigen Gesetzen  der  Natur  liegende  imd  durch  dieselben  ge- 
schützte natürliche  Kotwendigkeit,  sondern  etwas  ZuMliges 
sei,  welches  in  einem  ersten,  einzigen,  hilflosen  Kinderpaare 
auch  elend  imtergegiuigen  sein  konnte?  Gegen  eine  solche  An- 
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uakuie  sträubt  sich  jeder  gesunde  Siim,  jedes  vernünltigd 
DeuVen. 

^Veun  die  gansEe  £ntwickluiig  der  Mensclüieit  imd  ihres 
(leiates  einem  natürlichen  Gesetz  entspricht  und  kein  Zufall  ist, 
wenn  diese  ganze  Entwicklung  eine  natürliche  Kotwendigkeit 
war  und  ist,  ^e  solche  wie  das  Kreisen  der  Planeten  um  die 
Sonne:  müssen  wir  da  nicht  annehmen,  daß  das  Eintreten  dieser 
Entwicklung  nie  und  nimmer  von  einem  /ut'alle  ahhänj^i^  sein 
konnte.  daU  also  das  Eintreten  dieser  Kiirw  i(  klinig  uie  von  der 
wunderbaren  Erhaltung  und  von  dem  zufälligen  Gedeihen  eines 
Kinderpaiires,  das  ohne  Schutz  und  Hilfe  inmitten  einer  men* 
schenlosen  Wildnis  auf  die  Welt  gekommen  wäre,  abhängen 
konnte:  sondern  daß  Tielmehr  diese  spätere  Entwicklung  durch 
eine  große  Fülle  Ton  ihr  entsprechenden  günstigen  Bedingungen 
im  vorhinein  gesichert  sein  mußte?  Baß  es  also  nie  einen 
Zeitpnnkt  geben  konnte,  wo  die  s^tere  Existenz  der  Mensch- 
lieil  und  die  geistige  Entwicklung  derselben  auf  das  zarte  Leben 
eines  hilflosen  männlichen  oder  weiblichen  Kin<les  gesetzt  sein 
konnte,  sondern  daß  die  einstige  Existenz  der  Meüsclilieit  und 
ihre  KTiHvicklung  durch  eine  zahllose  Menge  primitiver,  ent- 
wicklungsfähiger, vormenselilKlier  Wesen  an  allen  Ecken  und 
Enden  der  Erde,  sobald  und  wo  immer  dieselbe  die  Existenz- 
bedingungen für  dieselben  erlangte,  sichergestellt  sein  mußten — ? 

Obige  Annahme  wird  auch  durch  die  Betrachtung  gerecht- 
fertigt, daß  ein  solcher  Vorgang  sozusagen  in  der  alltäglichen 
Politik  der  Natur  begründet  erscheint.  Sehen  wir  es  doch  da 
iU.^Tiill.  (laß  je  mehr  eine  IHergattung  m  ihren  srbwiu  heu  Indi- 
viduen durch  tausend  Zufalle  dem  Unteri^anir«'  ;niso;esetzt  ist: 
desto  produktiver  die  um  die  Erlialtung  der  liattuug  besorgte 
Xatur  in  der  Erzeugung  und  Hervorbrin.rnnir  der  Individuen  der- 
selben ist.  Daher  kommt  es  denn  auch,  daß  je  niedriger  und 
schwacher,  je  weniger  geschützt  und  wehrhaft  eine  Tiergattung 
ist:  desto  zahlreicher  ihre  Beprasentanten  auf  der  Welt.  Mit 
etnem  Worte,  es  offenbart  sich  uns  in  der  Natur  überall  das 
Q^^n/.,  vermöge  dessen  die  Schwäche  der  Individuen  einer 
liattimg  durch  ihre  Zahl  aufgewogen  wird;  und  sollte  gerade 
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der  Mensch  eine  Ausnahme  von  dieser  Regel  oder  von  diesem 
Gesetze  Ijüden?  Die  «ilcichmäniixkeit  uud  Gesetzniäliigkeit.  die 
in  der  ^atur  immer  und  überall  waltet,  läUt  uns  au  eine  solch» 
AuBnahmd  nickt  glauben. 

Diese  so  natürliche  Betrachtung,  die  uns  jede  Annahme 
eines  einzigen  ersten  Menschenpaares  verwerfen  läßt:  wird  aber 
noch  durch  unzählige  andere  Umstände  unterstützt  uuil  be- 
gründet Vor  allem  durch  die  Verschiedenheit  der  Bassen  und 
Stamme. 

Zu  welchen  kfinsfclichen  und  geschraubten  Erldanmgen 
muß  man  seine  Zuflucht  nehmen,  wenn  man  die  Yerschidden- 
heiten  zwischen  den  zahllosen  Menschenstammen  und  -Rassen 

als  alliuaiilieh  unter  dem  EinHusse  der  mannigfaltigsten  Ur- 
sachen entstanden,  erweisen  und  dem  da<xepfen  sich  sträubenden 
gesunden  Mensciienverstaude  klurmacheu  will,  daß  Xeo;e.-  uud 
Polynesier,  Europäer  uud  Mongolen  tou  einem  ursprünglichen 
Menschenpaace  abstammen! 

Wenn  aber  schließlich  die  Theorie  der  langsamen,  in  dem 

ein  Ii  e  i  1 1  i  «■  h  e n  M  enseh  heitsstamme  vor  sieh  gelieu  sol- 
lenden, rassenliildendeu  Verändern ni^eii  in  Haut,  Farbe.  Kr»r|)er- 
bau.  geistigen  und  körperlichen  Anlagen  an  der  Wirklichkeit 
scheiterte,  die  uns  solche  Wandlungen  nicht  bestätigt,  die  uns 
mit  unzähligen  Beispielen  vielmehr  die  Worte  des  Propheten 
bekräftigt,  daß  «der  Mohr  auch  nach  tausend  Jahren  schwarz 
bleiben  wird  u.  s.  w.^:  dann  nimmt  sie  ihre  Zuflucht  zu  dem 
Darwinschen  ^Millionen-Jahren* -Argument,  in  welchem  großen 
Zeiträume  angeblich  diese  in  der  Geschichte  und  dem  Leben 
unbemerkbaren  Waiidlungen  vor  sii  Ii  gegangen  sein  s(dlen. 
Diese  -Millionen-Jahre-  sind  al)er  nichts  anderes  als  ein  Not- 
behelf, der  ganz  überflfissirr  ist.  insbesondere  wenn  er,  wie  das 
uiu  häutigsten  geschieht,  nur  zur  Ehrenrettung  der  Bibel  ge- 
braucht wird. 

J}erm  was  drängt  uns  dsssu,  mit  allen  künstlichen  Erklä-» 
rangen  und  Hypothe.^n  die  sogenannte  •Einheit'*  des  Menschen- 
geschlechtes zu  verteidigen?    Etwa  die  Bücksicht  auf  die  hei- 
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liiToii  l  rkuiuleii  der  Meiiiichheit  V  —  sie  bleiben  ja  heilig  und 
geheiligt  jedem  wissenschaftlicheu  Geiste,  wenn  auch  neuere 
Forschimg  toil  ihrer  Theo-  und  Kosmogenie  nicht  einen  Buch- 
staben stehen  läßt.  Denn  was  in  ihnen  heilig  bleibt,  das  ist 
ihr  ehrwürdiges  Alter  und  die  sittliche  Wahrheit  ihrer  Ideen: 
das  ^Wort*'  aber  braucht  die  Wissenschaft  nicht  ^lassen  stahn*. 
<Mer  soll  e-ä  etwa  die  Küeksicht  auf  ilou  modenieu  Grundsatz 
iler  J  iU'H  liheit*  der  ALensehen  soin.  der  uns  die  Tlieori^  der 
gemeinsamen  Abstammung  aller  Monsehen  von  einem  Elteru- 
puare  gläubi^^  hinnehmen  la.ssen  soll?  Soll  etwa  die  Wissen- 
schaft diesem  schönem  Grundiwitze  die  Wahrheit  zum  Opfer 
bringen?  Sie  hat  es  ja  nicht  nötig,  auch  wenn  sie  den  sitt- 
lichen Gehalt  dieses  Grundsatzes  YoUkommen  anerkennt.  Ist 
denn  zum  Begriffe  der  Gleichheit  der  Menschen  erst  der  Beweis 
nötig,  daß  alle  Menschen  von  einem  Eltempaare  abstammen? 
I>ie  Gleiehlieitseigenschaft  braucht  ja  nicht  in  der  einen  Ab- 
>taiiimüug.  sie  kann  ja  viel  richtiger  in  der  menscliHcheu  Eigen- 
schaft, iii  dem  M  en sch  e  n  t  n  m  e  des  ^K'usi  hen  ohne  Küeksicht 
auf  gemeinsame  Abstammung  ihren  Griiiul  haben?  Oder  soll 
vielleidit  die  Einheit  der  Abstammung  als  Stütze  der  .Brüder- 
lichkeit*^ herhalten?  Dann  wäre  es  wissenschaftlich  gewiß  viel 
richtiger,  die  leider  tatsächliche  „Nichtbrüderlichkeit"  der 
Menschen  in  Geschichte  und  Leben  als  den  schlagendsten  Be- 
weis für  den  Polygenismus  hinzustellen. 

Wir  sehen  also,  daß  die  Gründe  fRr  die  einheitliche  Ab- 
stanniuinfr  des  MenschenETcsc  lilfclit^s  nicht  stichhaltig  shid  uml 
(laß  uns  die  natürlichst«  un<l  cintarliste  Hetrachtnng  der  IHiilt" 
zur  Annahme  drängt:  die  Menschheit  stamme  von  einer  grulien 
Anzidil  erster  Menschenpaare  oder,  was  gewiß  richtiger  ist, 
Menscheuhorden  ab,  die  auf  verschiedenen  Punkten  und  in  den 
venchiedenartigsten  Gegenden  der  £rde,  möglicherweise  auch 
nicht  gleichzeitig,  sondern  in  yerschiedenen  Zeitpunkten  einer 
großen  Entstehungsperiode  aus  niederen  Wesen  sich  zu  Menschen 
eut wickelten  (Darwin). 

.Sind  wir  aber  ein  mal  bei  dieser  Annahme,  so  kann  über 
(kui  Wesen   der  Bassen  kein  Zwcilel  mehr  bestehen.  Kasse 
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ist  eiue  von  einem  gemeinsamen  Ursprünge  ubstanimende 
Menschenart 

ÄU  solche  besitzt  die  Basse  physische  und  physiologische 
Merkmale.  Doch  gibt  es  in  der  zivilisierten  Welt  weit  und 
breit  keine  reinen  Russen  mekr.  Denn  die  seit  Jalinuillioneu 
wirktMuh'  P i' 11  0 1  ra  tion  hat  länsr^t  die  Kassen  ganzer  Kniuin- 
gente  durcheiiunidor  gemischt.  Kaum  iiocli  wenige  im  ZusUiude 
primitiver  Wildheit  verharrende  Meuschenhorden,  wie  z.  B.  die 
Weddahs  auf  Ceylon  oder  die  Patagonier  (Feuerlander)  in. 
Südamerika,  weisen  die  Merkmale  imYermischter  Bassenrein- 
heit  auf. 

Dagegen  sind  die  in  historischer  Zeit  auftretenden  Stämme 
nur  mehr  durch  gleiche  Leliensart,  Sitte.  Keligiou,  Sprache  ge- 
eint« <Trnppen,  welche  moralischen  .Momente  in  Verbindung 
mit  vorwiegender  Inzucht  allerdings  auch  einen  anthropolo- 
gischen Typus  seliaHVii,  (»Ime  jedoch  innerhalb  di  ser  Stämme 
die  Verschiedenheit  der  Basse,  die  insbesondere  in  kraniologi- 
sehen  Merkmalen  sidi  dauernd  erhält,  verwischen  zu  können. 

Tm  (TOfxensMtze  daher  zur  pliy si o  1  o uf i s u h e n  Kinlioit  der 
Rass'  bildet  der  Stamm  eine  soziale  Einheit,  deren  Binde- 
mittel in  gemeinsamer  Lebensweise  und  Kultur  bestellen.  Solche 
Stamme  sind  es,  die  in  historischer  Zeit  einander  bekriegen 
und  Ton  denen  die  einen  durch  Unterjochung  der  anderen 
Staaten  gründen. 

Daß  es  keinen  historisch  bekannten  Staat  ohne  Ver- 
schiedenheit der  iliii  Idldeiidfu  Stäiiiiue  ixibt,  ist  leicht  zu  er- 
weisen. Der  einzelne  Siaium  iür  sirli.  vor  seinem  Zusamni^n- 
stoÜ  mit  anderen,  bildet  noch  keinen  Stiiat;  er  ist  der  Natur 
der  Sache  nach  v  o  r  s  t  a  a  1 1  i  c  h.  Diese  Ersch'^i n n ng  läßt  sich 
leicht  erklaren.  So  lange  der  Stamm,  der  aus  lauter  .gleichen'^, 
stammTerwandt  n,  d.  h.  in  derselben  sozialen  Gemeinschaft  ge- 
boreneu und  erzogenen  Individuen  besteht,  sich  keinen  anderen 
Stamm  unterworfen  hat»  ermangelt  er  des  Instituts  der  Sklaverei 
Denn  wir  finden  es  nirgends  in  der  älteren  Geschichte,  dall 
Sklaven  und  Herren  oder  Unfreie  und  Freie  oder  Bauern  und 
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ide\  oder  wie  immer  sonst  diese  Gegensätze  sich  benennen 
Mogea,  daß  diese  zwei '^Teu8chenklaJB8en  ei u es  Stammes  waren. 
Es  gab  zwischen  diesen  Gruppen  nirgends  ein  connubium,  sie 
stellen  daher  Yerschiedene  Blutkreise  dar  und  erhalten  durch 
längere  Zeit  wenigstens  ihre  durch  Vererbung  und  abgeson- 
derte Erziehung  vorhandene  Besonderheit  und  Eigentümlich- 
keiten. 

So  lange  über  «las  Institut  der  Sklaverei  fehlt,  so  lauge 
mangelte  es  an  dor  er.steu  Hpdinguug  eines  dauernden 
staatlichen  Lebens;  ao  lauge  war  die  i*iut^vicklung  des 
Staates  Tinmögiich.  Ohne  eine  solche  ^löglichkeit  nun  war  der 
Stamm  darauf  angewiesen,  seine  Wohnsitze  Ton  Ort  zu  Ort  zu 
fibertragen,  nach  Nahrung  spähend,  auf  Jagd  ausgehend,  der 
Fischerei  obliegend  oder  Viehzucht  treibend.  An  staatliches 
Leben,  an  wirtschafbliche  Grundlagen  desselben  konnte  der 
Stamm  erst  dann  denken,  als  er  dazu  die  nötigen  .lebenden 
Werkzeuge  uud  Oeräte**  erlangte,  d.  h.  als  er  einen  nnderen 
Stamm  sich  unterwarf,  denselben  sich  dienstbar  machte,  die 
^fiisse  der  dienstbar  Gemachten  an  die  einzehien  Stammesmit- 
glieder verteilte,  somit  zugleicli  die  ersten  staatlichen  Hiurich- 
tongen  und  die  antike  «Familie',  also  das  erste  Staats-  und 
Familienrecht  schuf. 

Es  kann  hier  nicht  unsere  Auf)i7abe  sein,  den  ganzen  Streit  der 
Natorforacher  über  einheitliche  oder  vielheitliche  Abstammung  des 
Menschen  zu  rekapitulieren  und  an  den  einzelnen  Momenten  desselben 
unsere  Ansicht  ffir  die  letztere  zn  bpgrnnrleii.  Docli  mf5<:r<^n  einifre  natur- 
wigaenacljaftHche  Autoritäten  für  unsere  Änsiclit  hier  zitiert  werden.  So 
meint  z.  B.  K  o  Ii  m  ü  fi  l  e  r  (Anleitung  zum  Studium  der  Tierwelt,  Leipzig 
1856,  8chlul5):  «Eine  Frage  von  tiefstem  Interesse,  deren  endj^ültige  Ent- 
scheidung der  jS'aturgeschiclite  anhcimföUt  und  deren  l  ösung  von  jeher 
die  KultorrOlker  betehftftigte,  ist  die  Uber  den  Unspruag  und  die  AV 
ftammong  des  Uensohengesehlecbtei.  Das  erste  Aultieten  des  Menbchen* 
geadilechtes  Ueibt  in  TOlliges  Dunkel  gehfllltt  wie  die  aller  organischen 
Wesen  fiberhaopt;  Religion  und  Philosophie  raOgen  je  nach  BedQrtnis 
«bh  diese  Frage  lösen,  der  Naturwissenschaft  fehlen  an  ihrer  lyösnng 
noch  alle  Tataachen.  Ob  aber  dae  Menschengeschlecht  von 
einem  oder  mehreren  erstgeschaffenen  Paaren  ausge- 
trringf'n  ist,  darnt'^r  Ic  a  n  u  kein  Zweifel  walten,  soltald  mau 
«ich  Ton  den  durchgreifenden,  typischen  Verschiedeuheiten  des  meusch- 
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liehen  OrganiamiiB  fibmeaift  hat  and  die  jedem  unbefuigeiien  Fonoher 
bei  der  Yergleicliang  der  ▼enohiedenen  BAeaen  aich  aufdringen.  Die 
spenfiache  Vezacliiedaiheit  des  Henachengaaebleclitea  im  Sinne  der  ayate- 

matdschen  Zoologie  ist  eine  ebenao  Uare  %vie  unwiderlegliche  Tatsaebe, 
und  da  der  Artbegriff  in  der  organischen liatur  so  tief  be- 
gründet, so  unwandelbar  ist  wie  jedes  Naturgesetz,  die  Arten  sie  Ii 
ebensowenig  urawand>^ln,  wie  di»-  Planeten  ilircn  Lauf  um  die  Sonne 
umkrhrcn  können  ;  so  i  8  t  ;i  u  c  Ii  d  i  e  A  b  8  tu  m  m  u  n  d  b  M  e  n  s  c  h  e  u- 
g  e  s  c  Ii  1  e  c  h  t  r  8  voii  m  i*  ii  r  als  »»iiiom  Paare  keine  blolle  An- 
nahme, aoudein  eine  nicht  a  b /,  u  w  e  i  »  e  nd  e  Tatsache,  die 
sicii  nur  der  üngbtiicbeu  und  beschränkten  religiösen 
Anaebauung  im  Beginne  entgegenatelli* 

Für  den  Polygeniamoa  erUSrt  sich  anob  Karl  Vogt:  »Es  wfirde 
gewiß  keinem  Henachen  eingefallen  sein",  sagt  er,  »jemals  an  der  Ver- 
schiedenheit der  einseinen  Menschenarten  an  zweifein,  wenn  nicht  die 
Einheit  um  jeden  Preis  behauptet  werden  müßte,  wenn  nicbt  gegen- 
Uber  jener  klaren  Tatsache  ein  Mythus  aufrecht  erhalten  werden 
müßte,  der  nur  deshalb  ein  so  ehrwürdiger  erscheint,  weil  er  mit  allem, 
was  drum  und  dran  hängt,  aller  positiven  Wissenschaft  durch- 
aus in  das  Gesicht  schlägt".  ^Vorlesungen  über  den  Menschen, 
S.  284.) 

Burmeister  (Ueachichte  der  Schöpfung  1854,  S.  564  —  5t58l 
üufiert  sich  in  demselben  Sinne.  \ du  lUteren  Autoritäten  der  Natur- 
wissenschaft ist  bekauutlicLi  Agas&iz  i  Der  Schöpf augsplau)  lür  den  Poly- 
genismus;  unter  den  neueren  französiBchen  Anthropologen  z&hlt  der 
Pol3'genismus  viele  Anh&nger,  darunter  Poucbet  (De  U  pluralit^  de 
races  humaines  1864);  Topinard  (Anthropologie  1876)  u.  m.  a.  —  Da 
der  Theologe  Friedrich  David  Strauß  keinen  Anstand  nimmt,  «in 
jener  affenartigen  Horde  die  Wiege  des  Menschengescblecbtes'*  zu  sehen 
(Alter  und  neuer  Glaube,  S.  203  ,  so  ist  er  oflenbar  kein  Monogenist 
und  auch  Schopenhauer  nicht,  der  für  verschiedene  menschliche  Rassen 
die  Abstammung  von  verschiedenen  Aäen  (Schimpanse,  Pongo  etc.) 
annimmt 


Die  WaBdluii^  der  Stamme  zu  Klassen  und  Ständen. 

Im  moderneu  Staate  ist  das  Stammes l^ewuUueiu  teilweise 
geschwunden,  teilweise  aber  luit  es  sich  zugleich  mit  der  l  m- 
wandhmj^  der  Stämme  in  Stände  und  Klassen  iu  ein  Stäude- 
und  Klassenbewußtsein  umgesetzt.  Man  spricht  heute  iu  keinem 
modernen  Staate  von  einem  Bauemst  am  m,  für  den  man 
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\l\)ngeiis  keinen  »Stammesiiameii  mehr  keimt,  sondern  vou  einer 
Bau^rnklasse,  einem  Banemstaiide  und  auch  woM  von  bäuer- 
Ucher  Abkunft.  £be]UK>  gilt  der  Adel  heute  nicht  mehr  fUr 
einen  besonderen  Stamm  und  ist  es  auch  größtenteils  nicht 
mehr  —  er  gilt  heute  yielmehr  für  einen  besonderen  Stand 
oder  Klasse.  Und  ebenso  verhalt  es  sich  mit  dem  Bürger- 
staiide.  Im  weseiitliclieji  trageu  aber  auch  die  heutigen  Stände 
iiiitl  Khissen  noch  immer  Spiuren  der  früheren  Ahgesondertheit 
au  sich.  St)  ist  z.  B.  auch  im  Leben  des  lieutigen  Staates 
Kegel,  daß  sich  die  einzehien  Ivlassen  und  Stände  in  Bemi', 
Beschäftigung.  Erwerb  und  Leljeusart  von  eiuander  strenge 
scheiden.  Es  bleibt  die  Bauerklasse  erblich  beim  Ackerban. 
es  bleiben  die  höheren  Bürgerklassen  erblich  bei  Industrie, 
Handel  und  gelehrten  Berufszweigen,  es  bleibt  der  Adel  im  all- 
gemeinen bei  der  Großgrandbewirtschaftung,  der  Führung  im 
Kriege  und  der  Staatsleitung  (Diplomatie).  Freilich  mehren  sich 
in  neuerer  Zeit  bed  uteiid  die  Fälle,  wo  Hauoriisrilnie  Uelehrte 
werden;  Bürgerliche  Mimstcr:  Ailflige  liiii^eLi-on  «^».'lehrte  Kr- 
werbszweige  ergreifen  oder  gar  Handel,  Gewerbe  und  Industrie 
treiben.  Diese  Fälle,  auch  wenn  sie  nicht  mehr  zu  den  Aus- 
nahmen gehören  werden,  können  aber  die  Tatsache  nicht  auf- 
heben, daß  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  die  Stande  und  Klassen 
sich  nach  Beruf,  Erwerb,  Beschäftigung  und  Lebensart  strenge 
unterschieden  und  in  diesen  erblichen  Unterscheidungen  uns 
i  iii  iiistorisches  Zeugnis  ihrer  einstigen  Stammesverschiedenheit 
darboten. 

Wit'so  es  ;iV»er  «^oknimuen  ist,  daß  sich  die  nrs|)riniLi;]icliPu 
Stämme  iu  Stände  und  Klassen  umwandelten,  bei  denen  das 
ur8j>rüngüche  Stammesbewußtsein  teilweise  ganz  erlosch,  teil- 
weise (wie  beim  Adel)  nur  noch  schwach  sich  erhielt,  ist  nicht 
schwer  nachzuweisen. 

Dieselbe  Naturkraft,  welche  einst  zur  Penetration  hetero- 
gener Bassen  führte,  dasselbe  Gesetz  der  Entwicklung,  welches 
dur<  ]]  Kampf  und  Streit  der  heterogenen  sozialen  Elem  nte  zu 
ihrer  alliiiäiiliclicu  Vcrmisrliiup^-  führt:  sie  wirken  aiicli  im 
iStaate  fort,  wandeln  die  Stämme  zu  Ständen  und  Klassen  und 
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iiilireu  allmählich  eiue  immer  grüßere  Anuähenniir  derselben 
herbei  und  dadurch  in  laTip^eu  Zmtrünnien  eine  schlieliliche  Amal- 
gamieruug.  Diesem  scheinbaren  Endziele  der  Entwiekliuig 
dienen  all  die  sozialen  Kiini])fe  im  Staate,  welche  alkuählich 
alle  bestehenden  Scheidewände  zwischen  den  einzelnen  sozialen 
Elementen  desselben  wegräumen^  als  Eheverbote,  ausschließliche 
Berechtigungen,  Privilegien  n.  s.  w.  Und  es  ist  bezeichnend 
för  den  tiefen  Sinn  der  biblischen  Tradition,  daß  sie  das  Ideal 
der  Zukunft,  dem  die  Menschheit  eiitixeL^enzustreben  scheint, 
durch  den  Mvtli  i-  der  einheitli«  lieii  Aliitaiummig  des  Menscheu- 
geselik'chtes  vorwegnahm  und  von  vonieherein  sünktionierte. 
Indem  sie  die  Einheit  der  Menschheit  und  die  tileicliheit  der 
Menschen  (die  Gotteskindschaft)  als  ans  dem  Schöptungsakte 
selbst  sich  ergebend  hinstellte:  förderte  sie  ihrerseits  die  uatur» 
gesetzliche  Entwicklung.  Auch  hat  ja  das  Ohristentum,  indem 
es  diese  semitische  Tradition  übernahm  und  sie  als  reUgiosea 
Dogma  verkOndete,  seinerseits  diese  naturgesetzliche  Entwicklung 
bef^nstigt  und  daher  in  hohem  Grade  zivilisatorisch  gewirkt 
Diesem  I) Odilia  gegenüber  mußten  alle  in  den  Stämmen  des. 
Aheriunis  und  «les  MitMalters  Tioch  fortle) »enden  und  sieh  ver- 
erbenden Erinnerungen  und  jedes  PjpAvniHtsein  der  Mamiues-  und 
Alistamnmngsverschiedeuheit  verstummen,  und  nach  ui^d  nach 
der  Idee  und  dem  (üauben  von  einer  nun  allerorten  gepredigten 
Einheit  des  Menschengeschlechtes  und  Gemeinsamkeit  seiner 
Abstammung  Platz  machen.  Biese  Vorstellung  ist  durch  jähr* 
hundertelange  Propaganda  heute  so  mächtig  geworden,  daß  sie 
fast  ein  Bestandteil  unserer  Zivilisation,  eine  der  Grundideen 
aller  modernen  Wissenschaften  geworden  ist.  so  daß  eine  ent- 
gegengesetzte Ansicht  auch  heutzutage  noch  unangenehm  em- 
pfunden wird.  Wie  gmi;  in  dieser  lie/.iehung  das  Verdienst 
der  l?ibel  und  des  Christentums  war,  erkennt  man,  wenn  man 
bedenkt,  daß  ohne  diese  biblische,  vom  Christentum  zum  Dogma 
erhobene  Tradition  die  Überlieferung  und  Lehre  des  indischen« 
antiken  und  nordischen  Altertums,  die  im  Gegensatze  zur  semi- 
tischen Einheit  der  Abstammung  nur  eiue  Vielheit  derselben 
kennen,  weit  mehr  Aussicht  hatten,  von  der  in  Stämme  und 
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kasteuühuliclie  Stände  zerklüfteteu  romaiUBcheii,  germanischeti 
und  slayischeu  Welt  des  Mittelalten  angenommen  zu  werden. 
Ja  man  darf  dreist  die  Behauptung  wagen,  daß  ohne  die  Bibel 
und  die  Kirche  den  höheren  mittelalterlichen  Standen  in  der 
romischen,  germanischen  und  slavischen  Welti  die  sich  so  gerne 
auf  den  Vorznc?  ihres  Blutes  beriefen,  die  Brahmanentradition 
von  der  Abbt.uuuuing  der  IViester  uiis  dem  Muude,  der  Kru'f^oT 
uns  den  Armen,  d"r  liilr^^orsliMito  ;ms  dem  Sclieukel  und  der 
Bauern  aus  den  Fülien  Hrahniitö  und  iilinliche  l'berliel'eruugen 
des  griecliischen  und  nordischen  Altertums  viel  besser  gemundet 
)md  bei  ihnen  Tiel  tiefere  Wurzeln  gesehlagen  liulieu  würde. 
DaO  d^pegen  die  enl^gengesetzte  Ansicht  zur  Überzeugung 
der  gebildeten  Welt  wurde,  ist  das  Verdienst  der  Bibel  imd 
der  Kirche. 

Wenn  nun  auch  anerkannt  werden  muß,  daß  diese  semi- 
tische Tradition,  die  mit  der  christliclb  ii  Lehre  von  der  Einheit 
und  Gieiehheit  der  Menschen  so  inniic  veikiiii|>t't  ist  niid  die- 
rnAhe  so  wirksam  unterstützte,  eine  große  sittiiehe  Hedeutnng 
hatte,  indem  sie  der  lielilosen,  egoistischen  Menschheit  die 
Ideen  der  Nächstenliebe  beizubringen  traclitete;  indem  sie  ziir 
Müdenuig  der  Institute  der  Sklarerei  und  der  Leibeigenschaft 
fiel  beitrug:  so  darf  doch  die  Wissenschaft  bei  Tradition  und 
Dogma  nidbt  stehen  bleiben,  sondern  muß  yielmehr  ihre  scharfe 
Sonde  auch  auf  wunde  Punkte  setzen  und  auch  vor  rauher  Be- 
rühniiig  liebgewordener  und  mit  unserem  ganzen  Benken  tief 
vt'rwaclisener  Überzeugungen  niclit  zurücksclireckeu. 


Das  Volk. 

Die  Art  und  Weise,  wie  der  Staat  entsteht^  erklärt  es  uns, 
wamm  uns  in  den  Staaten  des  orientalischen  und  auch  des 
antiken  Altertums,  ja  sogar  des  Mttelalters,  das  Kastenwesen 

so  deutlicli  entgegentritt,  so  unzweideutig  und  unTerkeuubar 

siel)  darstellt.  Wir  selieu  dii  eben  dm  noch  rohe  (Jetuge  des 
ursprOnglicbeu  Staates;  es  sind  das  Staaten  im  Koh)>uu.  Dock 
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weun  auch  in  moderiKMi  Stnaton  pin  M()rt«Mii!nviiri'  und  Firnis 
der  gleichmadiendeii  ZivilLsatiuii  das  ursprüugluiie  tieliige  iiber- 
tüucht,  so  ])raucht  es  doch  nnr  des  geübten  Auges  und  ge- 
schichtlichen Sinnes,  lun  hier  das  Gewordene  von  dem  ursprilng- 
lich  Gewesenen  zu  unterscheiden. 

Das  Ganze  aber,  das  ans  diesen  heterogenen  Stammen  ent- 
steht; den  sozialen  Bau,  der  sich  im  Staate  abnmdet.  den  sozi- 
alen Inhalt,  der  den  Staat  ganz  erlullt:  nennen  wir  Volk. 

Es  wäre  nun  schon  Zeit,  duß  sich  im  Gebiete  des  Staats- 
rechtes eine  feste  Terminologie  ausbilde:  daß  man  tur  jedes 
dieser  Worte:  Basse,  Stamm,  Volk,  Nation  den  richtigen  Begriff 
festhält  und  dadurch  dem  ewigen  Schwanken  der  Begriffe  und 
Theorien  vorbeuge.  Halten  wir  es  also  fest,  was  Zacharia 
gjiuz  richtig  als  den  Begriff  des  .Volkes«  hinstellt:  «ein  Volk 
ist  die  l'^inlioit.  welche  unter  den  -Mcn.schcu  insoferne  besteht, 
als  ibneu.  weil  sie  riiur  und  derselben  äußeren  (Jewalt  unter- 
worfen sind,  ein  einziger  Wille  beizulegen  ist.  Staat  und  Volk 
verhalten  sich  zu  einander  wie  Grund  zur  Folge»^).  Diese 
Definition  ist  vollkommen  richtig  und  es  ist  niu"  zu  hedauern, 
daß  sie  nicht  längst  in  der  Staatslehre  Wurzel  faßte  und  daß 
man  auch  noch  nach  Zacharia  fortfuhr,  die  Worte  Stamm, 
Volk,  Nation  miteinander  zu  verwechseln  und  eines  für  das 
andere  zu  gebrauchen,  während  doch  einem  jeden  dieser  Worte 
ein  streng  unterschiedener  Hegriff  entsprechen  sollte. 

Die  (iründuug  des  Staates  schliniit  ein  einheitliches  Band 
um  die  daV)ei  freiwillig  sowohl  als  gezwungen  beteiligten 
Stämme.  Dieses  einheitliche  Band  des  Staates  läßt  die  Stamme 
als  Volk  erscheinen.  Während  der  Stamm  ein  ethnischer 
Begriff,  ist  das  Volk  ein  politischer  Begriff.  Der  Stanmi  ent- 
stand in  vorstaatlicher  Zeit:  das  Volk  entsteht  iih  Staate  ans 
der  Initiative  eines  Stammes. 

Das  Hauptmerkmal  des  Uegriffes  Volk  ist  also  die  eiulieit- 
liche  Gewalt,  die  Stajitsgewalt,  unter  welcher  es  steht  und  fler 
es  gehorcht.  Dieser  einheitlichen  Gewalt  entspricht  der  einheit- 

•)  Zacharia;  Vicrcig  Uuctier  vom  SlnaU-         1  S.  IQl. 
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liehe  Wille,  der  deu  Staut  lenkt.  Es  ist  das  der  sogeiiaimte 
Staatswille,  der  aber  durchaus  nicht  identuch  ist  mit  dem 
«Voikswillen*.  Vielmehr  yerhalt  sich  die  Sache  so,  daß  der 
Siaatswille  formal  zum  »Volkswillen*^  werden  muj3,  weil  der 
sogenante  Staatswille  der  überwiegende  Wille  ist  tmd  die 
Macht,  sich  zu  realisieren,  besitzt.  Aber  ebensowenig,  wie  tat- 
ijiicliliLh  der  -Staatswille*  zugleich  auch  der  , Volkswille"  sein 
muß:  ebensowenig  darf  mau  den  so<j^euannten  X'olswilleii  als 
den  Willen  des  ganzen  Volkes  ansehen,  lliu  ganzes  Volk  hat 
nie  einen  Willen  gehabt  und  kann  einen  solchen  nie  haben» 
Die  Natur  der  Menschen  nnd  der  Gesellschaft  macht  dies  nn- 
mSglich. 

So  wie  das  Volk  dnrch  den  überwiegenden  Willen  eines 
Stammes  gebildet  wird,  wie  dieser  überwiegende  Wille  formell 

zum  .Staats  will  eil-  wird,  so  repräsentiert  unch  während  de» 
Besjiaüdes  des  Staates  den  Volkswillon.  ivuiiventionell  ^It  also 
<ler  Staatswille  für  den  Volkswilieu.  Als  Ideal  der  Zukiiuit  stellt 
mau  es  hin,  daß  Volkswüle  Staatswille  werde.  Die  Kealisierung 
'lieses  Ideals  ist  aber  schon  ans  dem  Oninde  nicht  leicht,  weil 
der  Volkswille  nie  der  Wille  des  ganzen  Volkes,  sondern  besten» 
im  Gegensatze  zu  dem  Willen  der  herrschenden  Münder- 
heit  der  Wille  der  beherrschten  Mehrheit  ist.  In  nor- 
malen Zustanden  und  Zeiten  gilt  tatsachlich  der  Wille  der  herr-^ 
sehenden  Minderheit  als  Staatswille:  wenn  aber  diese  herr- 
sehonde  Minderlicit  ihre  Macht  zu  sellistiselien  Zwecken  miß- 
l'raskht  oder  gar  wenn  sie  duMot.  d-.iW  i'iii  absoluter  Herrscher 
dies  tut,  dann  bäumt  sich  der  \  oikäwille  aiü'  und  macht  sich 
in  gewaltsamen  Umwälzungen  geltend.  Wenn  der  absolutis- 
tische Staatswille  es  zu  arg  treibt^  dann  reagiert  der  Volks, 
wille  in  der  Form  von  Revolutionen,  wie  heute  in  Rußland. 

Richtiger  wäre  es  jedoch,  in  allen  diesen  Fällen  nicht  von 
.Staatswille*  nnd  „Volkswille*,  sondern  einfach  von  Regierung 
mid  Volk  oder  nach  Umständen  von  herrschender  Partei  und 
Hurgertiim.  Ar])oitern  etc.  zu  bprcclieii.  Denn  sdilielUich  MoilitMi 
.Staatswille»  und  , Volkswille*^  leere,  ganz  inhaltslose  Al)strak- 
tionen. 
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Die  Unbeatimtijtheit  der  Tetminologie  und  die  Verwirrung  der  Be- 
griffe auf  diesem  Gebiete  der  StaatawiMeosohaft  war  und  ist  teilweiie 
noeli  BO  grottt  daO  sich  sogar  Qesetsgeber  geswungen  sahen,  mit  theore- 
tischen Begiüfsbestimmungen  Torzagehen.  So  erklllrte  ein  V'erfa«9ungs* 
entwurf  aus  (h^m  Jahre  1849:  «tDas  Volk  ist  die  (icsamtheit  der  Staata- 
börger",  welche  Erklärung  ganz  riclitig  war.  Theoretiker  abt^r  (Historiker 
und  Politiker)  fuhren  fort,  die  V«'rwimiii(:^  der  Begriffe  aufrt'i  ht/.uluilton 
und  dieselb''  wonu'.Ldi.  Ii  noch  zu  vermehren.  So  schreibt  a.  B.  der  sonst 
ausgezeichiK'tf  HistonktT  (iaupp: 

,I)as  Dase^in  eines  X'olkf;,  (naiio,  gcuä  liän^rt  an  und  für  sich  mit 
dem  Bt-äitze  eines  beatituuiti'u  Landes  nicht  zusauuneu ^V;  Volk  im  phy- 
sischen, genetischen  Sinne  bedeutet  Eunächst  nur  ; einen  persönlichen 
Verein,  dessen  UUglieder  durch  eine,  wenngleich  im  einzelnen  regelmAßig 
nicht  mehr  nachweisbare  Herkunft  von  denselben  Stammeltern  unter  sieh 
▼erbunden  sind.**  Hier  verwechselt  also  Ganpp  den  Begriff  HVolk**  mit 
dem  B^gxiffe  «Stamm*. 

Waitz  (Verf.  Gesch.  I.  7)  meint:  ..Das  deutsche  Volk  war,  da  wir 
Buertit  von  ihm  Kunde  erhielten,  in  Stämme,  die  Stämme  in  Völker- 
sr  Ii  a  f  tt' n  (V)  j?»*teilt".  Hermann  Schulze  dagegen  raeint:  „In  den  Er- 
schütterungen der  Völkerwanderung  schmolzen  die  za  Iii  reichen 
kleinen  V  ö  1  k  e  r  s  t  Ii  a  f  f  e  n  y.n  grolMii  Stämmen  zusammen.'* 
Die  Gesanitlii'it  ali.  r  aller  dir.-t  r  ^  rdkerschaften  und  Stämme  nennt  er: 
deutsches  Volk.  Dieäe  TermiiioltiLri«'  versiöt't  eigentlich  gegen  den  Geist 
der  deutschen  Sprache,  in  welcher  »las  aligeleitete  Wort  mit  der  Endun^f 
>sehaft|  immer  mn  Hehreres  besdehnet,  also  einen  Begriff  von  größerem 
Umfang  als  das  Hauptwort»  aus  dem  es  gebildet  wurde,  s.  B.  Bruder 
und  Bruderschaft)  Genosse  und  Genoseenschaft;  Verwandte  und  Ver- 
wandtsehaft^  Ritter  und  Ritterschaft;  danaeh  sollte  V6lkerachafl  nur  eine 
Hehrheit  von  Völkern  bedeuten.  Biese  Ungenauigkeit  der  Terminologie 
bftngt  aber  allerdings  zusammen  mit  falschen  Vorstellungen  über  den 
Gang  der  Entwicklung  der  Menschheit  und  mit  falschen  Begriffen,  die 
dabei  ins  Spiel  kommen.  So  schreibt  z.  B.  Hermann  Schulze  (Einlei- 
tung? in  das  deutsche  Staatsrecht.  S.  157):  «Die  Menschheit  zerfiUlt  ia 
natiirlic  (llirdi  iuiieni.  welche  wir  Volker  nennen.  Die  ursprüngliebe 
Eiulii  it  ein  \  <  Ikes  Ijeruht  auf  der  Abstammung."  Das  sind  lauter 
falsch  Vorstvlliiugen. 

Fr.  xN  e  u  lu  a  n  u  (Volk  und  Nation,  1888)  hat  der  herrschenden  Be- 
griffsverwirrung auf  diesem  Gebiete  ein  Ende  au  machen  versucht,  durch 
Sonderung  und  Klarstellnung  der  Begriffe.  Vgl.  m«  Besprechung  des 
Buches  in  der  Zeitschrift  für  Privat-  und  5ffentL  Recht,  Wien  1869- 
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Viertes  Kapitel. 

Nationalismus,  Nation  und  Nationalität, 

Wir  habea  den  Begriff  des  Volkes  festgestellt.  ist  der 
Tolle  Inhalt  des  Staates.   Oemeiiisam  ist  dem  Volke  zuerst 

nur  das  U 11  Ü  e  r  e,  eiuheitliche  Band  des  einen  Staates,  der  eine 
St.iat>^\ erUaüd.  In  seiutMu  Tnneni  ahtT  ist  es  zuerst  tief  zer- 
kiüiWt  in  Stänune  und  \  uiksklaüsen.  Mit  der  Entwickluiiü'  des 
Staates  {b,  uuteu  Kap.  VJl)  schwindet  allmälüich  das  Bewulit* 
sein  der  Verschiedenstammigkeit  des  ^'<»lkos  und  an  dessea 
Stelle  tritt  der  «Standesgeist das  ,  Klassenbewußtsein  sciilieO- 
lick  das  einheitliche  nationale  Bewußtsein.  Der  Staat  hat 
aus  dem  Konglomerat  der  Stamme  zuerst  ein  Volk  und  in 
inuner  weiterer  Entwicklung  aus  demselben  die  Xation  gebildet. 
Er  bat  die  natürliche  Vielheit  der  Stümiue  zuer«!  zur  j)(»li- 
tisohen  Volkseinheit  iind  schließlieh  zur  kultiirellen  Einheit  der 
Natiiin  erzogen.  Damit  bat  der  Staat  eine  seiner  grölJteu  Auf- 
gaben erniUL 

Haben  wir  die  Kasse  als  Naturerscheinung,  den 
Stamm  als  ethnisches  Lebensprodukt,  das  Volk  als  eine  poli- 
tische Tat  kennen  gelernt,  so  ist  dagegen  die  Nation  eine 
Kulturerscheinung,  ein  Kulturwerk.  Nationalitat  aber 
ist  jene  Kultnrgemeinschaft  unter  Menschen,  welche  sich  in 
eiiier  g'Miit'insamen  Sprache  äuDert.  Alle  N'orstellungeu,  welche 
die  Xationalität  auf  gemeinsame  Abstammung  zurückl iihi <'n, 
smd  iLüstorisch  und  wissenschaftlich  hiiitMlUg,  weil  wir  eibtons 
darüber  nichts  wisseji  und  auch  niclit*»  wissen  k(>nnen  und 
zweitens,  weil  sich  hei  den  allermeisten  Nutioualitäton  nach- 
weisen läßt,  daß  sie  ein  Erzeugnis  der  Kultur  sind,  durch 
welche  heterogene  ethnische  Elemente  zu  einer  Nationalität  yer- 
achmolzen  sind. 

Wo  wir  daher  primitiTe  Volksstämme  antrefien,  welche 
ihre  t'igeii^  Sprache  sprechen,  ohne  eine  historische  Vergangen- 
heit zu  besitzen  uiul  auch  keine  höhere  Kultur  uui'weisen,  da 
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kaun  man  .strcii<;e  «jfoiiotüiueii  vmi  keiner  Nationalität,  sondei  ii 
nur  von  einem  Syn^enismiis  und  einer  syngeuetiseheu  Gruppe^ 
sprechen.  Die  grolien  historisclieu  Nationalitäten  haben  /.nr 
notwendigen  Voraussetzung  große  Volkskomplexe,  die  ans  den 
verscliiedensten  ethnischen  Bestandteilen  znsammengesetet  sind« 
denn  ohne  solchen  Umfang  und  solche  Zusammensetzung 
hat  es  nie  und  nirgends  eine  macht^  historische  Entwick- 
hing  gegel)eu.  die  doch  nur  als  Resultat  <^  goiisciUt^er  Akti- 
onen und  lieuktiouen  heterogener  <  inij^poTi  in  Erscheinung  tritt. 

Wir  brauchen  nur  mu  ilie  großen  europäischen  Xritionali- 
täten  in  Deutschland,  Italien,  Spanien,  Frankreich  zu  denken» 
um  das  soeben  Gesagte  begründet  zu  finden.  Überall  sehen 
wir  da  aus  den  heterogensten  ethnischen  Bestandteilen  zu* 
sammengesetzte  Völker,  die  in  jahrhundertelanger  Entwicklung- 
zu  einer  einheitlichen  Sprache  und  Nationalität  gelangt  sind. 

Da  also  Nationalitat  ein  Kulturprodukt^  jede  Kultur  aber, 
zum  mindesten  jede  höhere  Kultur  mvr  ein  Entwicklmigsprodnkt 
des  Staates  ist,  so  ergali  sieh  diuiuis  die  lascheinun^i'.  daß  zii- 
mei.st  jede  Nati<inalität  mit  irgend  eiiieiii  Staatstnm  siAi  deckte; 
denn  jede  Nationalität  ist  in  irgend  einem  Staate  als  der  un- 
vermeidlichen \'oraussetzung  einer  höheren  Kultur  erwach.sen. 
Doch  war  die  Nationalität  überall  sozusMgen  ein  unbeunißte» 
Produkt  staatlicher  Entwicklung,  auf  welches  es  die  bewußt  m 
Aktionen  der  Staaten  nie  abgesehen  hatten*).  Die  überall  im 
Laufe  der  Geschichte  auftretenden  Tendenzen  zur  Vergrößerung^ 
des  Staates  pflegten  sich  daran  nicht  zu  kehren,  ob  die  zu  er- 
o])eniden  (lebiete  der  einen  oder  anderen  Nationalität  augo- 
li<>ren.  Daher  denn  die  I'4-.seheniiing.  daß  eiiierseiUs  mono-natio- 
nale  (iebiete  in  mehrere  vStaaten  zerfielen  und  andererseits  polv- 
natiouale  Staaten  entstanden.  Für  erstere  kann  als  Beispiel 
flienen  Deutschland  bis  zum  Jahre  18Ü(jt  für  letztere  ( )sterreich- 
Solche  nationale  Zersplitterungen  einerseits  und  Agglomerationen 
andererseits  haben  weder  im  Altertum  noch  im  Mittelalter  und 
2mch  bis  ins  19.  Jahrhundert  irgend  welche  Anfechtungen,  am 

*)  Dif  in  Ti"ucrer  Zeit  auf  V«tiOQ»Haierttiig  ftbsi«l«adea  b«wu&tea  Aktionen  d«» 

SiMtes  lileil^cn  alle  erfol^lu«. 
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wenigsten  von  einem  bis  dahin  ganz  unbeachteten  »nationalen* 
8taDdpunkte  erfahren,  da  die  Nationalitat  eben  ein  ganz  nnbe- 
aditetes  «Nebenprodukt*  der  staatliehen  Kntwiclduug  war  und 
auf  die  Staatabildung  keinerlei  bewußten  oder  sichtbaren  Ein- 

duO  ül)te. 

Erst  seit  dem  Kntio  dos  IS.  Julirlmnderts  in  Osterreic  Ii  nud 
seit  dem  2.  Dezeimmia  des  19.  Jahrhunderts  in  Deiitstlilaud 
iHOinfiui  die  « Nationalitätsidee  *  «ine  wirlitigere  KoUe  zu  sjnelen 
QuU  üuir  Tn:in  :ni,  derselben  auf  den  Prozeß  der  Staaten bildung 
önen  Einfluß  einzuräumen. 

Den  ersten  Anstoß  zur  nationalen  Bewegung  in  Österreich 
ph  die  seitens  Kaiser  Josef  IL  beabsichtigte  und  teilweise  in 
Angriit  genommene  Einführung  der  deutschen  S])riU!he  an  Stelle 
d«r  lateinischen  als  Amts-  und  Gerichtssprache  in  Ungarn. 
Diese  Maßreirel  entfesselte  die  , nationale*  Opposition  der  Majjfy- 
aren.  ut'Ulie  nun  hti  Stelle  der  abzuschaffenden  lateinisf'hen 
Gesciiäftssprache  in  Amt  und  i.iericht  die  Einiiilminfj  der  uiagj- 
ariüchen  verlaugten.  Seit  diesem  ersten  nationalen  Konflikt 
datiert  ftbrigens  in  Ungium  die  Pflege  und  Entwicklung  der 
früher  arg  Temachlassigten  magyarischen  Sprache,  die  nun 
nach  dem  Tode  Kaiser  Josefs  II.  und  nach  der  dann  erfolgten 
Rflckgiingigmaehung  seiner  diesbezüglichen  ^Reformen''  in 
Tugarn  immer  mehr  in  Amt,  Gerieht  und  Schule  eingeführt 
wurde.  In  anderen  nichtdeutscheu  Ländern  Hstorreichs.  wie 
z.  B.  in  Galizien.  liatten  die  josefinischen  <  ieriuaiiisi(>riin_rstt  n- 
deuzen  das  gleiche  Widerstrel>en  der  nichtilentschen  Hovölkeruiig 
hmorgerulen :  nur  fehlte  es  dort  mangels  konstitutioneller 
Guuichtungen  wie  in  Ungarn  an  der  Möglichkeit  wirksamer 
Opposition. 

Eine  größere  europäische  Bedeutung  erlangte  das  «Natio- 
iialität8prinzip*^f  als  die  verschiedenen  «Landesherren**  in 
BeotscUand,  insbesondere  aber  die  preußische  Begiernng.  die 

«ch  früher  um  die  deutsche  Nationalität  blutweni«;  küniiurrte. 
in  ihrer  durch  Napoleons  T.  liiuiurmii^oii  und  Siwj^e  lunlifi- 
getuhrten  lie«lrängiiis  Ii  ;^e/wuugen  salien.  an  ihre  von  jeher 
arg  bedrückten  Völker  zu  appellieren,  damit  sie  ihnen  das 
Gunplowiczt  AUf.  StMtsrtehU  8 
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irauÄÖsUclie  Joch  ubschUtteln  helteu.  i>er  Appell  uu  diw  Volk 
konnte,  wenn  er  wirksuiu,  sein  sollte,  mir  im  Xanieu  des  ,Nati<>- 
nalitäteiprinzipt*  erfolgen,  zumal  tatsächlich  das  fremde  Joch 
den  Deutschen  noch  um  ein  weniges  unerträglicher  schien  als 
das  ihrer  angestammten  Landesherren.  Nachdem  aber  einmal 
diese  Nationalitatsidee  in  Deutschland  geweckt  war  und  sich  in 
den  .Befreinngskriegen*  gegen  Napoleon  so  vorzüglich  bewährte, 
konnte  111:111  sie  jiiclit  mehr  versclnvijideii  iiuicluMi.  (lanz.  nach 
dem  '«esthmack  der  deutschen  FürKten  war  sio  allerding«  nicht, 
denn  die  Konsecpienz.  die  mau  allgemein  in  Deutschland  aus 
dem  Prinzi|)e  der  Nationalität  a&og,  nämlich  die  .staatliche 
Einheit  der  .Nation',  muüte  so  manchen  dentsclien  Fürsten, 
der  keine  Aussicht  hatte*  an  die  Spitze  dieser  Einheit  zu  ge- 
langen, etwas  bedenklich  stimmen.  So  wurden  denn  auch  tat- 
sächlich in  den  auf  die  Befreiung  Deutsehlands  Tom  französi- 
schen Joche  folgenden  Dezennien  die  , nationalen*  Bestrebungen 
in  Deutschland,  ins) «»sondere  in  PreuÜen,  in  f^rausamst^r  Weise 
verfolgt  und  maiiclier  .lüugliug  muÜte  jalueiau^e  in  ])renlji- 
«chem  Kerker  schmaclit^n,  weil  er  sich,  wie  />.  1».  uer  Dichter 
Frit>^  Beuter,  erkühnte,  ^um  hellichten  T.i^e  deutschnationale 
Farben  zu  tragen*'*).  Man  ahnte  damals  eben  noch  nicht  in 
Preußen,  wozu  die  Nationalitatsidee  noch  gut  sein  kann:  es 
bedurite  erst  eines  genialen  Staatsmannes  wie  Fürst  Bismarck, 
um  es  der  französischen  Kegierung  und  der  Welt  zu  zeigen, 
welche  Wunder  man  mit  dem  Zauberstab  der  «Natimialitatsidee«' 
wirken  kann.  Seit  der  Errichtung  des  neuen  deutschen  Kaiser- 
tums hat  sich  nun  auch  PreuUen  mit  der  deutschen  ^Nutio- 
nalitätsidee*^  ausgesöhnt. 

In  Italien  hatte  schon  im  ausgehenden  Mittelalter  iler 
Widerstand  gegen  allerhand  »Fremdherrschaft*  die  nationale 
Idee  geweckt.  Auch  war  dort  der  Boden  dafür  durch  die  schon 
seit  MachiaTelli  angeregten  Kinheitsbestrebungen  wohl  Torbe- 
reitet.  Die  von  einer  Anzahl  kleiner  Desi>oten  behermchte  italie- 
nische Nation  ergah  sich  mit  Leidenschaft  dem  Kultus  der 


*)  Au«  der  praMlMsebMi  Amklage  fttgta  FriU  B«ui«r. 
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Xatiouaiitüt^idee,  von  der  sie  ilire  ]M)litiMc-he  Kiulieit  wwd  somit 
die  Be&eiung  Ton  unerträglichem  Joche  eiuer  Anzahl  abeolu* 
tubscher  Herrscher  erhoffte  und  auch  erlangen  sollte. 

Die  NmtionalitiUs -Theorie. 

Im  Taumel  der  Nutionulitäts- Begeisterung  wm*de  von 
Tiieuretikern  in  Deutschlaiid  i  Dalihuun,  Mohl,  liluiitsclili)  und 
auch  in  Italien  (Mauciui)  der  Grundsut^^  verfochten,  daß  die 
Grenzen  des  SUiates  überhaupt  mit  den  Grenzen  der  Nationalität 
zmammenznfallen  haben;  daß  nur  ein  mono*nationaler  Staat 
siiitenzberecktigt  sei,  poly-nationale  Staaten,  zu  denen  in  erster 
BeiheiVsterreieh  gerechnet  wurde«  jeder  nat&rlichen  Berechtigung 
eriDungelii.  Diese  Ansicht,  die  insbesondere  in  Italien  zahl- 
reiche Anhänjfer  fand,  stimmt  nicht  mit  den  Tatsachen;  auch 
läüt  bic  sich  woder  historisch  nt»ch  soziolo^ch  hf«;ründen. 
Denn  eine  iiistorist  lit'  Hetriichtun^  der  StHHtpnentwickjuii^  zeigt 
ja.  dkU  die  Nationalität  er^t  ein  Produkt  dieser  Kutwickluug 
iit,  daher  die  heute  mono-natioualeu  Staaten  es  in  der  \'er- 
gaogenlneit  nicht  waren.  Es  hat  also  immer  poly-nationale 
Staaten  gegeben,  und  strenge  genommen  gibt  es  auch  nirgends 
Biono-nationale.  Denn  yermöge  der  ewigen  Tendenz  aller 
Staaten^  ihr  Gebiet  zu  vergniOem  einerseits  und  des  ewigen 
WunderungHtriebe«  der  Menschen  anderenieit« :  muß  es  ja  immer 
Wieder  ;^t>silu»hcii.  daß  di«»  Stauten,  kaum  daß  sie  halbwegs 
mouo-imtiuiiiil  gcwonicii  .sind,  Iniiide  <iebiete  annektieren 
(wenn  sie  nicht  seliger  von  andern  annektiert  werden)  und 
fremde  Einwanderer  aufnehmen,  somit  ihre  Mono- Nationalität 
Terlieren.  Jlan  denke  an  die  Uberseeischeu  Besitzungen  Eng- 
lands, Frankreichs  und  anderer  «nationalen''  Staaten«  Ging 
ja  doch  jüngstens  Italien,  kaum  daß  es  im  Namen  des  Natio- 
nalititsprinzipe  seine  Einheit  erlangte,  nach  Afrika,  um  nicht- 
italienische Gebiete  m  erohem.  Ebenso  beginnt  Deutschland, 
kiiuiii  (hiß  es  seine  iiatioiiah»  Kiiilieit  errungen,  dieselbe  schuji 
in  Afrika  um  MachtLiftMviiiii  loszuschluiren.     Diese  unter  preus- 

fliacher  if'ühruug  unternommene  Aktion  wird  oüenbar  ni<  Iit  im 

8* 
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Kamen  des  soeben  noch  so  hochgeteierten  Nationulitätspni)zip& 
geführt. 

Allerdings  haben  sieh  die  deutschen  Staatsrechtslehrer 
der  Mitte  des  19*  Jahrhunderts,  wie  Dahlmann,  Mohl  und 
Bluntschli,  all  das  nicht  träumen  lassm  und  würden  sich  im 
Grabe  umdrehen,  wenn  sie*«  erAlhren.  Überhaupt  zei^  die 
Geschichte  unserer  Zeit,  daÜ  die  Staattni  ihus  Nationalitiits- 
prinzip  wohl  anrufen.  w»miu  sie  dabei  etwas  ji^ewiuneu  kiiuneu, 
übrigens  aber  immer  liereit  sind,  auch  gegen  das  Prinzip  zu 
nehmen,  diesem  Prinzipe  zu  Liebe  aber  nie  wa^  heraa^eben, 
Wils  sie  einmal  haben  und  })ehaltfeu  können.  Die  Thecirie  also, 
dali  nur  mono-nationale  Staaten  eine  Existenzberechtigung 
haben,  ist  historisch  durchaus  nicht  begrOndet.  Ebensowenig 
soziologisch.  Denn  Staat  und  Nationalität  sind  grundver- 
schiedene Erscheinungen;  der  Staat  eine  rein  soziale,  die 
Nationalität  eine  soziftl-psycliisehe*).  Solche  Erscheinungen 
verschiedener  ()r(liniii«x  i.i.inchon  einander  nicht  zu  decken  ninl 
ktiuneii  OS  aiicli  nicht.  Der  Staat  ist  als  soziale  Erschein uijtr 
und  zwar  in  seiner  doppelten  Eigenschaft  als  Uerrschafts-  und 
Wirtschaibjorganisation  an  ein  bi*stimmtes,  genau  umgrenztes 
Territoriimi  gebunden.  Er  muß  ganz  bestimmte  territoriale 
Grenzen  haben,  innerhalb  welcher  er  gebietet,  wirtschaftet  und 
sich  verteidigt  Hingegen  kann  die  Xationalitat  als  eine  sozial- 
psychische  Erscheinung,  als  eine  geistige  Gemeinschaft,  eben- 
sowenig wie  eine  Religion  an  territoriale  <irenzen  gebunden 
werden.  Als  geistige  Macht  ühurschreitet  sie  frei  politische 
(ireuzeu  je  nach  ihrer  Expansions-  uml  Attruktionskraft. 
Wollte  man  nach  den  zufaUigeu  Ausdehnungen.  Errungen- 
schaften und  geistigen  Eroberungen  der  Nationalitäten  die 
politischen  Grenzen  korrigieren,  dann  kämen  alle  politischen 
Verhältnisse  ins  Schwanken  und  mit  ihnen  zahlreiche  an  die- 
selben anknüpfende  materielle  Interessen,  ohne  daß  man  je 
eine  Stabiiitat  erreichen  könnte.  Auch  lehrt  es  ja  die  Er- 
fahrung, dal]  poly-naticmale  Staiiteu  sehr  gut  gedeihen  können» 


')  Darftber  »uAfuhrlicb  ia  m.  GrandrilS  der  SosioIokIc  2.  Auil.  1905.  8.  flS  g. 
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j»  d'dß  \'ülker  iu  poly-uutiouulen  Staaten  sich  der  größten 
politischen  Freiheit  erirenen  können,  was  doch  schließlich  die 
Hmiptaache  ist.  Der  freieste  Staat  in  Europa,  die  Schweiz,  ist 
poly-national  und  das  Schweizer  Volk  wflrde  sich  schön  be- 
danken, wenn  man  seine  einzelnen  nationalen  Bestandteile  im 
Namen  des  NHtiouulitUtspriiizips  unter  itulieuisches  oder 
ileutsches  Joch  spumieii  wollte. 

(innv.  im  <  ieji^eiitoil  y>'iv^t  uns  fiiu'  tiot'ere  ?>(r/iologLsche 
Betrachtung,  daß  poly-uationale  Stuateji  »miiou  hrdieren  Typus 
«oaial-politischer  Entwickhing  darstellen.  Denn  die  Entwicklung 
jVdes  Staates  beginnt  mit  der  Agglomeration  heterogener 
eUuuscher  Elemente,  schreitet  vor  zu  einer  nationalen  Amal- 
gamiertmg  derselben  und  mnß  immer  wieder  zu  einer  polj- 
nattonalen  Gemeinschaft  gelangen.  Das  bringt  die  Kultur- 
entwickliiii<^  der  Menschheit  mit  mch  und  der  Zn^  m  der 
immer   griiüeren   (ieiueiusamkt n  «Uh"   zi\ ilisierteu  Menschheit. 

Kin  Staat  also  wie  (Österreich,  der  ehien  Koiujilex  von 
Land-Tii  enthält,  von  denen  jedes  oder  doch  die  Mehrzalil 
historische  Individualitaten  darstellen,  innerhalb  welcher  sich 
lieaondere  Nationalismen  und  mächtige  [Nationalitäten  aus- 
bildeten, ein  solcher  Staat  stellt  unter  dem  Gesichtspunkte  fort- 
achritäicher  Entwicklung  der  Menschheit  jedenfalls  eine  höhere 
Stufe  dar,  als  ein  raono-nationaler  Staat.  Allerdings  ist  aber 
tler  püly-uatioii.ik'  Staat  nur  dann  der  Ausdriu  k  »^ines  hiilicren 
Typus  sozialer  ( ipnM'insihaft.  wenn  die  in  ikin  entliait^'utMi 
Nationalitäten  sich  Irei  entwickeln,  wenn  keine  in  ihrer 
Entwicklung  hehindert  ist:  wie  es  andererseits  ein  Merknud 
emes  primitiven,  harharischen  Staatswesens  ist,  wenn  der  Staat 
die  freie  Entwicklung  der  Nationalitaten  behindert,  wenn  er 
innerhalb  seiner  Grenzen  nur  eine  Nationalität  duldet  und 
fördert  und  brutale  Machtmittel  anwendet  (Sprachverbote  in 
Bnßland,  «innere  Kolonisation*  in  Preußen),  tun  eine  Natio- 
nalität in  ihrer  uutur^oiuäüen  Entwicklung  zu  hemmen,  sie  zu 
uutfrdrückeu  und  zu  \t'rdräni^eu. 

M  a  n  I  1  t!  i  verlantft  in  sei  neu  Vorlesuniron  über  »Nazi'-nalita  come 
FoQdamento  Uel  diritto  delle  Ueatr  (1873)*  daU  im  Völkerrechte  «la 
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!Nazione  uuu  lo  Statu  rupprest-nti  1' unitii  «  leiaeutiiro.  la  monade 
razionale  lUlla  scienza-.  Er  betrachtet  die  Nationalitai  .lia  das  Ur- 
gprOnsflieht*,  Nutürliciie,  dem  sich  die  Kuusitform  dtü  Staatcis  aii- 
aupaääüii  bolle.  nLa  idea  madre  della  Bcienza  (des  Völkerrechts)  uon  h 
lo  State  ma  la  Nadomditä».  Er  führt  aoa,  daß  jede  NationaUtftt  daa 
Recht  haben  solle,  einen  Staat  fllr  sich  an  bilden.  Das  war  die  all- 
gemeine Ansieht  in  Italien,  nach  der  Erlangung  der  italienischen 
Einheit.  Brei  Desennien  später  loheinen  die  auf  afirikanische  Er- 
oberungen ausgehenden  Italiener  sich  an  diese  Lehre  nichtmehr  gehalten 
SU  haben. 

^atiOBAlit&t  and  Politik. 

Wenn  nun  also  auch  Staat  und  XationalitTit  sich  nicht 
durchwegs  zu  decken  branchea,  der  Bestand  ansscbließHcli 
mouo-nationaler  Sta«t<»n  eine  TTtojiie  ist,   da  die  politische 

Stauteiibilfluii«^  jiacli  ^•.iii/  undereii  <  lesichtspuiikteii  vor  sich 
^f'ht  uud  nach  Mali'^iiUe  ganz  anderer  als  bloli  nationaler 
Interessen  sich  gestaltet:  daher  kein  Stmit  in  der  Lage  ist, 
seine  Grenzen  den  Grenzen  der  NationaliUlteu  oder  sogenanutfiu 
Sj)rachgrenzen  genan  anzupassen,  was  häutig  wegen  Ver- 
mischung der  ^Nationalitäten  und  Sprachen  auf  ein  und  dem- 
selben Gebiete  ganz  nnmSglich  wäre;  so  wurde  doch  anderer- 
seits von  der  ganzen  ziTilisierten  Menschheit  das  Zerreißen  und 
Zerstückeln  eines  nationalen  Staatswesens,  wie  es  Polen  war, 
und  die  daraufhin  von  den  Teilungsniächteu  befolgte  Ent- 
nationalisiprmiixspnlitik  als  srliweres  Unrecht  empfunden.  Ob- 
wohl zur  /tMt  der  'IViluug  INderis  flic  Xiitionnlitätsidt^e  iioi  h 
gar  nicht  erwacht  war  und  auch  zur  Al>wehr  dieser  Tat  nicht 
geltend  gemacht  wurde,  so  hatte  doch  die  ganze  ziTÜiaiecte 
Menschheit  damals  das  Gefühl,  daß  damit  ein  •  internationales 
Verbrechen',  etwas  wie  ein  «Mord  an  einer  Nation**  TerQbt 
wurde,  ünd  dieses  Gefühl  bedrückt  seither  wie  ein  Alp  die 
eturopäischen  Nationen  und  läßt  ihr  Gewissen  nicht  zur  Buhe 
kommen.  Es  kann  aus  der  ]K)litischen  Litersitur  aller  euro- 
päisclu'u  Völker  der  Beweis  s^.'tiilirt  werdfii.  d;il5  dif  Teilung 
l'olriis  vnti  iilK'ii  Historikern  uud  ptditisclieji  St  lirifstfllern  ein- 
stimmig als  eme  Missetat  verurteilt  wurde  und  dali  es  (bis  auf 
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einzelne  preuliiscrhe  Hothistoriograpkeu)  keinen  gegeben  hat, 
der  diese  Tat  rechtfertigen  würde.  Diese  merkwürdige,  im 
Lmfe  der  Geschickte  vielleicht  einzig  dastehende  Erscheinimg, 
hitt  ihren  Grund  nicht  nur  darin,  daß  die  pohiiache  Nation 
unter  fremde  Herrschaft  gelangte  —  denn  das  ist  ja  in  der 
Uewhichte  der  Menachheit  nichts  Seltenes  —  sondern  darin, 
daß  ein  in  seinem  Kerne  mono^nationales  Staatswesen,  das  in 
tiiuT  tiHiHeiid jährigen  Entwitkhm«j:  seine  territoriale  uud  wirt- 
^rliiiftliclip  ExiHtenzberefhtigiing  erwiesen  hatte,  uutor  nichti*^en 
<irüudeii  nicht  nur  seiner  Selbständigkeit  beraubt,  sondern  auch 
in  sw»  aller  Vernunft  und  Staatsraigon  hf)hnsprechenden  Weise 
leratüekelt  wurde,  duÜ  dabei  die  Absicht  der  Teiluugsmächte, 
die  polnische  Nationalitat  als  solche  auszurotten  und  vom  Erd- 
boden verschwinden  zu  machen,  Idar  zutage  trat,  eine  Absicht, 
düe  aUerdiugs  trotz  der  raffiniertesten  Staatskünste  der  beiden 
noidischeii  MSchte  nnd  trotz  der  skrupellosesten  Exterminations- 
|K)litik  an  der  unverwiistlichou  Lebenskratt  dieser  Nationalität 
bii  heutzutage  zu  Schauiien  wurde. 

Und  neben  dem  Kampfe  Tugarus  gegen  das  josephinische 
System,  neben  der  Erhebung  der  deutschen  Nation  in  den  Be- 

freiiui^skriesren  hat  dtis  heldenjuUtige  Ringen  der  polnischen 
Xiitirtii  Hill  die  Erhaltung  ihrer  Natinualität  am  meisten  dazu 
Wigelrai^oii.  dir»  Xationalitiltsidet'  «itT  zivilisierten  Welt  zuni  He- 
w\ißtsein  zu  ijringen  und  die  Bedeutung  derselben  im  Staaten- 
bildungsprozeß und  für  die  Kiiiturentwicklung  der  Menschheit 
klarzulegen. 

I)ies»'.s  in  t^jinz  Europa  aliiiherall  erwaxdite  luitioimle  Be- 
wiiÜtsein  hatte  in  der  Mitte  des  zweiten  Dezenniums  des  VX 
•lahrhuuderts  bereits  oine  so  starke  Strömung  der  öfTeutlicheu 
Meinung  zu  Gunsten  der  Nationalitatsidee  erzeugt,  daß  sich  ihr 
die  auf  dem  Wiener  Kongresse  versammelten  Potentaten  wensg- 
iteiui  scheinbar  beugen  und  in  den  Schlußakt  des  Wiener  Kon* 
gresses  die  feierliche  Verpflichtung  aufnehmen  mußten,  daß: 
,Les  Prdonais.  sujets  respectivs  de  1«  Russie  de  l^Autriche  et 
de  U  Prusse  obtiendrout  uue  representution  et  des  iustitutions 
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national .  .  .*  Wie  Preuüen  und  IdiUliUul  diese  leierliclie 
Verpfliclitiiiig  erfüllt  hHl>eu  und  ort'iiUeii,  isit  i>ekaiint. 

Kurze  Zeit  nach  dem  \\  lener  Kongresse,  auf  welchem  die 
Xationalitätaidee  in  den  unaufrichtigen  Versprechungen  der 
Diplomaten  einen  scheinbaren  Triumph  feierte,  entflummte  sie 
auf  dem  Pelopones  zu  wunderbaren  Heldentaten  eine  lange  be- 
drückte Kation.  Die  dfPentliche  Meinung  Europas  stellte  sich 
auf  Seite  der  Qriechent  die  im  Namen  ilirer  Nationalität  Freilieit 
und  ünabhanj^glreit  Yom  türkisehen  Joche  forderten.  Bald 
wurden  sie  ein  ^Spielball  europäischer  Großmachtsinterossen. 
\\  iihrend  Osterreich  (Metteniith)  und  Preußen  ängstlich  bemüht 
Waren,  die  autlodernden  Flammen  nationaler  Begeisterung  zu 
dämpfen,  f(')rderteu  Hui}laud,  England  imd  Frankreich  die  Be- 
wegung allerdings  weniger  um  des  Prinzips  wegen,  sondern 
weil  jeder  dieser  Staaten  gewisse  Sonderinteressen  seiner 
eigenen  Politik  dabei  verfolgte.  Dodi,  ob  ehrlich  oder  heuch* 
lerisch,  ob  sie  es  wollten  oder  ob  es  wider  ihren  Willen  ge- 
schah, die  schließlich  von  den  europaischen  Großmächten  der 
Türkei  sihgerungene  Unahhängigkeit  (iriechealands  war  ein 
weit«»rer  Triumph  der  Nationalitätsidee.  Aus  schwerem  Kaiiijife, 
durdi  ein  Meer  von  lUut.  ging  sie  siegreich  hervor,  um  bald 
hier,  bald  dort  unterdrückte  Nationen  zu  trösten  und  ihren 
Lebensmut  immer  von  neuem  zu  entfachen. 

So  ward  denn  die  Nationalitatsidee  seit  den  20  er  Jahren 
des  19«  Jahrhunderts,  nach  der  Wiederherstellung  Griechen- 
lands, die  man  gerne  ausschließlich  auf  ihr  Konto  setzte«?  das 
Losungswort  und  der  Schlachtruf  aller  in  Eiuropa.  von  absoluten 
Herrschern  geknechteten  Völker:  unter  ihrem  helebeiideii  Hauche 
loderten  in  gleicher  W  eise  die  Flammen  der  nationalen  Be- 
geisterung in  It.ilieii.  I>(Mitschland  und  Pi  len  auf.  Allerdings 
je  nach  der  verschiedenen  Lage  dieser  Völker  gab  diese  Be- 
geisterung dem  Streben  jeder  einzelnen  Nation  eine  verschiedene 
Kichtung,  wobei  ein  Fehlgehen  und  ein  Sichverrennen  in  &lsche 
Bahnen  nicht  ausgeschlossen  war. 

Denn  Uber  neue  Ideen,  die  als  treibende  Eoräfte  in  der 
Entwicklung  der  Menschheit  auftauchen,  werden  sich  die  Volker 
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nicht  bald  klar,  geben  sich  über  ilin>  Ilt'iieutimg  und  Trag- 
weite uicht  gleich  j^eiiaue  Kochenschatt.  Vielmehr  wecken 
solche  Ideen  zunächst  ein  uuWstinuntes  Streben  und  Drängen, 
ohne  dafi  die  Ziele  desselben  vorerst  klar  erkannt  werden. 
Daher  erzeugen  sie  hauüg  ein  Streben,  das  erst  auf  Ümwegeu 
und  nach  schmerzliclieu  Enttäuschungen  zur  Erreichuucr  des 
wirklichen  Zieles,  znr  Verwirklichiin»;  der  Idee  führt.  Auch 
lauem  ja  auf  jedo  nono  Idee  alle  bösi'ii  <itnstor  der  Moiischheit, 
um  sie  zu  ihren  üeH»8t!^ikhtigeü  Zielen  zu  inil'>l)raucheu,  zu  Muoht- 
and  Herrrschaftszweckeu  zu  verwenden  und  die  verbleudeteu 
Massen  in  ihre  Netze  zu  locken.  Haben  nicht  von  jeher  die 
erhabensten  Ideen  der  Menschheit,  I^eligion  und  Vaterland, 
Böhm  und  £hre  herhalten  mflssen,  um  Völker  zu  tauschen  und 
egoistiscbe  Bestrebungen  Einzelner  zu  fördern.  So  war  es  mit 
der  Nationalitätsidee.  Zunächst  ist  ja  die  Nationalitat  eben 
nichts  mehr  als  eine  geistige  Gemeinschaft,  in  geiueinsaraer 
Sprache  ilirou  AuhdriK  k  tiudet.  also  eine  Erscheinunif.  die  eiiKMu 
STcinz  aufleni  (l»'l)iote  als  dem  jjolitischeu  angehört.  Allerdings 
verlangt  diese  Idee  eine  freie  Entwicklung  dieses  geistigen 
Gutes,  von  dem  Moment  an,  wo  eine  Nation  ihre  geistige 
Gemeinschalt  als  ein  moralisc  lies  Gut  empHndet.  Mit  der  Politik 
aber  im  engeren  Sinne  des  Wortes,  mit  der  Staatenbildung  und 
den  Staatsgrenzen,  hat  ja  die  Nationalitatsidee  nichts  zu  tun. 
ünd  doch  hat  man  bald  bewußt,  bald  unbewußt  diese  Idee 
miBbraucht,  um  politische  Propaganda  zu  machen,  um  zum 
Torteil  des  eiiiou  Fürsten  andere  zu  entthronen  und  zu  ver- 
treiben und  Völker  unter  dem  Scheine  der  ßefreinng  uutt'r  «'in 
noch  schwereres  Jotli  zu  hengen,  um  Ländergel >iete  mul  IVo- 
nnzen  dem  einen  Staut  zu  Gunsten  eines  andern  zu  entreißen 
and  was  dergleichen  i^oUtische  Uuaufrichtigkeiten  noch  mehr 
sein  mägen.  Auch  in  dem  westlichen  Europa  waren  es  zumeist 
Machthaber,  welche  die  populäre  Nationalitatsidee  zu  ihren 
politischen  Zwecken  mißbrauchten,  um  ihre  egoistisclien  oder 
Abenteuerlichen  Kabinettsinteressen  zu  fördern. 

N  a  t  i 't  n  a  1  i  t  fi  t  und  S  t  ;i  ;i  t?  ir  r  f  ii  z  e  n.  Ks  iftt  klar,  da'i  die 
t'Wig  achwaakeadeu  und  ineinandergreiteadeu  Umrisse  der  NationaÜ- 
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tfitea  last  nie  uiul  nirgends  mit  tl>'ii  St  i;.t-;^'r'  uzrii  zusaiuiucaUilea, 
welche  auK  ganz  uiuloreu  JJedüri'uit»aeu  iiud  uacii  ^anz  uuderen  GedichU- 
ponkten  und  zwar  meiat  ftui  VorkehmibedQffnueeii  und  uftcfa  strategiachen 
Gesichttpiiiikteii  bestimmt  werden.  Eine  Obereinatimmung  von  po* 
Utieefaen  Greiusen  mit  anjfeblichen,  doch  immer  nur  momentan  geltenden 
und  keine  Garantie  der  Dauer  bietenden  Nationalitäten-  oder  Sprach- 
grenzen ist  also  erstens  ulbwet  denkbar  und  zweitens  auch  auf  die 
Länge  ganz  uiirealisierbar.  Die  Forderung  einer  solchen  übereiuBtiramuag 
ist  mithin  ebenso  utopisch,  wie  ganz  und  gar  ungerechtfertigt  iin<l  kann 
am  allerwenigsten  aus  dem  Wesen  und  Begriff  «ler  Xatinnaiität  abge- 
leitet werdeTi.  Wag  man  einzig  und  allein  aus  dt  iu  Prinzip  und  der 
Idee  d^r  Natioimlität  iiblriten  kann,  daa  ist  der  freie  Gebrancb  der 
jjutionaiea  Sprache  im  üttentlichen  Leiwen,  also  in  Amt.  «it  rn  ht  und 
{schule,  welchem  der  moderne  Kulturataat,  sofern  or  auf  diehi  u  Namen 
Ausprucli  erhebt,  nicht  nur  mit  keinen  Verboten  cntgcj^cnirettiu,  sondern 
denen  er  aach  keinen  passiven  Widerstand  entgegensetzen  darf,  indem 
er  sich  fttr  die  nationale  Sprache  eines  BevOlkerungsteiles  taub  stellt, 
d.  h.  dieselbe  nicht  zu  verstehen  erklärt.  Legt  der  Staat  den  verschie- 
denen nationalen  Bestandteilen  des  Tol^  gleiche  Pflichten  auf,  so 
verlangt  es  die  Öffentliche  Moral,  daO  er  jedem  nationalen  Bestandteil 
des  Volkes  daa  gleiche  Recht  sugestelie,  seiner  UHtioualen  Sprache  nicht 
nur  im  hiluslichen,  sondern  auch  im  Öffentlichen  Leben  sich  zu  be- 
dienen, daher  seinerseits  alles  Nötige  veranlasse,  um  dieser  freien  Be- 
tätigung  der  Nationalität  nicht  hinderlich  zu  sein.  Allerdings  ist  die 
Erkenntnis  dieser  Pflicht  des  btaat-s  die  Krninirenschaft  der  u»?uest.^n 
Zeit  und  die  KrtHllung  derselben  dati  iiertorrageudste  Merkmal  des 
luodcrnou  KuUuiJitaates.  Hin  Staat,  der  sieh  di«'s*»r  Pflicht  entzieht  und 
keine  volle  Gleichberechtigung  aller  auf  meinem  Gebiete  bestehenden 
Nationalitäten  anerkennt,  steht  aaf  dem  Standpunkt  uitiker  und  mittel- 
alterlicher Erobererstaaten  und  ist  inmitten  der  modernen  Kulturwelt 
ein  Anachronismus,  der  unmöglich  Bestand  haben  kann. 


Territoriale  EuiwlckluiiLL  und  Nationalistnus. 

Die  g«iir/i>  bisher  dHrgebtellte  Eiitwickluii^r  den  8tuat^K  vom 
Stamm  zum  Volke  und  zur  Nation  wird  leichter  Terständlich, 
wenn  wir  uns  das  oberste  Gesetz  seiner  territorialen  Entwick- 
lung vergegenwärtigen  und  in  Verbindung  damit  uns  den  Be- 
^ritV  des  Nntionalismus  klar  machen.  Der  durdudmittliche 
Gruiidtypus  einer  nutürlicheu  territoriiileu  Kiuheit  ist  immer 
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durch  die  LebeuHbedttrhiuttie  einer  menschlichen  Anaiedlung  be- 
stimmt.  Eine  primitive  Horde  wird  nor  da  fießhafb,  wo  sie 
ihre  wirtdcfaafilichen  BedflriniBiie  halbwegB  befriedigen  kann  und 
Tor  anderen  feindlichen  Horden  durch  natürliche  Bollwerke  ge- 

nuf^rend  ^schiit/.t  ist.  Daher  mÜHnen  wir  niis  im  Biimeji laude 
eine  primitive  AiisidHlluii;^^  von  Meiischt'ii  aln  ein  von  <  it'hirsifs- 
zü^'eu  uiULC'Ox-'iH's.  (liircli  dieNellifii  i^escliiit/tos  T.il  deiikon. 
welches  dnrcli  eiii  dasselbe  diirchseliueideudes  (  Jewa.sHt'f  l)eiel>t 
wird.  Man  köniitp  eine  solche  uutttriiche  territoriale  Kinheit 
eine  territoriale  Urzelle  dm  Staates  nennen. 

Am  Meereaufer,  auf  Inaein  und  Halbinseln  geht  aelbstyer- 
standlich  die  Staatenbildung  meist  von  entsprechend  gelegenen 
Uflndnnij^n  der  Flllsse  oder  auch  von  gi\nHtigeu  Buchten  und 
natürlichen  Hufenbildmigen  nm.  —  Schon  die  bloße  Tatsache 
der  Ausüfiii^keit  einer  Hdrde  oder  eines  Stammes  auf  einem  1)6- 
stimuiteii  Territorium  erzeugt  ein  uatiirliclios  liniid  /\vis(  lu'U 
den  Menschen  und  ihrem  Heimatsbodeu  und  der  urs})rüuglitii 
die  üorde  zusammenhaltende  Syngeuiamus  wandelt  sich  in 
einen  primitiven  Xutiotialismus,  d.  h.  in  eine  gewisse  Gemein- 
samkeit des  territorialen  interesses  oder  eigentlich  des  gemein- 
samen  Interesses  am  Territorium,  welches  Interesse  durch  natür- 
liche Anhänglichkeit  des  primitiven  Menschen  an  seine  Geburts- 
nnd  Wohnstatte  gehoben  und  gefestigt  wird. 

Dieses  letztere  <ieffilil  ist  auf  primitiver  Kultiirstufe  hei 
vielen  \feijsihen;irteu  so  nllixemein  imd  so  naturkrüftitr.  daü  »*s 
Hiu-h  in  tietii  Falle  »»iiht  Eroberung  der  urs))riui;j:liclnMi  Aiisicd- 
long  durch  eine  fremde  Hnrdo  imd  der  dadurdi  begründeten 
Hemchaftsorganisation,  um  die  zwei  oder  auch  mehreren  hete- 
nq^en  Gruppen,  um  die  Herrschenden  und  Beherrschten,  trotz 
allen  inneren  Interessengegensatzes  ein,  wenn  auch  schwaches 
Band  gemeinsamen  Interesses  knüpft.  Der  auf  Grundlage  des 
einheitlichen  Territoriums  entstandene  und  sich  entwickelnde 
^'ellleillsal^e  Nationalismus  stellt  eine  höhere  Stufe  sozialer 
EalwickliniLT  dar  im  \'«'rsrleirhe  zu  dem  Syugenismus.  welclier 
je  die  ein/rlüen  <iru])]>en  verbin<let  —  und  schlingt  um  die 
heterogenen  sjrugeuetiseheu  tiruppen  ein  höheres  einigendes 
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Bund.  Ailerdiii'^s  ist  Xjitioinilismus  noch  keine  Xatiouulitiit; 
nur  doA  gemeiusaiue  Territoriunit  die  Tatsache  der  Augehürig- 
keit  zu  derselben  Herrschaftsorganisution  und  die  daraus  sicli 
ergebenden  gemmnsamen  Interessen  begründen  ihn.  Noch 
fehlt  die  Gemeinsamkeit  der  Sitte,  der  Sprache,  der  Kultar,  mit 
deren  Entwicklung  der  Nationalismus  znr  Nationalitat  sich  ge- 
staltet. 

So  hat  das  tauseudjälirige  Bestehen  des  ungarischen 
Staates  einen  Nationalismus  erzeugt,  olme  eine  Nationalität  er- 
7.9u<rt,  zu  haheii.  flKouso  er/engt^  das  Bostolien  •  iroUliritaiiiiieiis 
einen  groliliritauuisehen  Nationalismus,  ohne  Uisher  eine  durch- 
greifende, alle  Bestandteile  des  euglischpn  Volkes  umfassende 
Nationalität  zu  schaffen,  da  sich  die  Irläuder  und  Schotten 
ihrer  Besonderheit  nicht  begeben  haben.  Auch  kann  man  von 
einem  österreichischen  Nationalismus  sprechen,  nicht  aber  von 
einer  österreichischen  Nationalität  SoUten  wir  den  Unterschied 
dieser  beiden  Begriffe  mittelst  einer  mathematischen  Formel  ver- 
anschaulichen, so  würden  wir  es  iu  iolgender  Weise  tun: 

Nationalismus       Nationalität  —  gemeinsame  Sprache; 

Nationalität  Nationalismus  gemeinsame  Sprache. 
Daß  es  solche  natürliche  Gebietsahschiiitte  waren,  in  denen 
sich  die  ersten  uns  bekannten  Herrschaftsorganisationen  fest- 
setzten und  in  denen  sie  ihren  Quellpunkt  hatten,  lehren  uns 
zahlreiche  Beispiele.  Wirtschaftliche  und  primitivste  strategische 
Interessen  waren  dafür  gleichermaßen  bestimmend.  (Mark  be- 
deutete im  Altdeutschen  die  Grensse  auf  Bergrücken.) 

Der  wirtschaftliche  \  erkehr  festigte  die  Zusammengehörig- 
keit und  den  ZusaiiniuMiliult  iler  l>e\\dliiier  solcher  natürliclien 
territorialtMi  Aljst  hiiitte  und  schuf  jene  ( lemeinsamkeit  der  Inter- 
essen, die  wir  als  Nationalismus  Ijezeichnen.  ]^1  an  vergegenwärtige 
sich  niu*  das  Bild  einer  solchen  territorialen  Urzelle  und  das 
wirtschaftliche  Leben  in  dersellien  und  man  wird  diesen  Pro- 
zeß leicht  begreifen.  Die  auf  den  umgebenden  Gelurgazügen 
Angesiedelten  sind  mit  ihren  Erzeugnissen,  also  z.  B.  mit  dem 
im  Walde  gefällten  Holze,  auf  das  Tal  angewiesen,  da  sie  das- 
sel1)e  doch  nur  liergab  fordern  können;  so  bildet  der  Ber^^ 
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rücken  die  uatürliclie  Seheidowaud  der  Stämme,  das  Tal  uud 
der  dasselbe  durchneideude  FhiÜ,  auf  dem  beispielsweise  das 
Holz  gegebenenfalls  zu  Handelszwecken  betordert  werden  kann, 
das  natürliche,  die  Bewohner  dieser  territorialen  ürzelle  einigende 
Band.  An  dem  Flusse  entsteht  als  Zentralpunkt  der  Verkehrs- 
mteressen  die  Haaptansiedlung,  die  wieder  von  den  Eroberem 
als  wichtigstes  Beuteohjekt  gehütet  wird,  bei  dem  aber  auch 
die  Ufvrdkeniug  gegebeuenfalls  Schutz  hudet  vor  iremden  An- 
greilerii.  auswärtigen  Feinden. 

Mail  kumi  diese  Urzustände  der  Bildung  von  Herrsciiafts- 
organisationen  und  primitiven  Stadtstaaten  durch  alle  die  späteren 
historischen,  immer  mehr  komplizierten  Entwicklungen  hindurch 
in  allen  europäischen  Landern,  von  Griechenland  angefangen^ 
noch  heute  sehr  wohl  erkennen. 

Mit  der  Zrit  beginnt  aber  der  weitere  üuug  der  Entwick- 
lung, deren  einzelne  Phasen  man  aln  .Integrationen"  bezeichnen 
kann.  Das  Streben  nach  ^hicht Vermehrung,  nach  immer  größerer 
Kaiuiigewinnuug  drängt  die  ( ienieinscbnt't  zu  auswärtigen  l  iiter- 
nehmuugen:  ob  es  ein/ehie  Krol>erer  smd.  welche  die  Initiative 
ergreifen,  ob  es  Massen  sind,  denen  ihre  lieimut  zu  eng  wird, 
ob  es  Koloiiisiitionen  der  Handeltreibenden  sind,  die  Formen 
sind  tausenderlei,  das  Wesen  immer  dasselbe:  die  territoriale 
UrzeUe  —  nm  bei  dem  Bilde  zu  bleiben  —  wächst  durch  An- 
nexion benachbarter  , Zellen*  zu  einer  größeren  Organisation. 
Doch  immer  wieder  sind  es  auf  dem  erweiterten  Gebiete 
natürliche  geographische  Grenzen,  welche  die  erweiterte  Or- 
ganisation anstrebt  und  innerhalb  dieses  erweiterten,  verdop- 
{»ehen.  venlreilachteu  und  immer  wieder  vervielfachten  terri- 
torialen Abschnittes  bihlet  sich  dann  eine  erweiterte  Gemein- 
schalt,  die  unter  der  Aktion  all  derselben  Faktoren  steht, 
welche  in  der  territorialen  «Urzelle*^  wirksam  waren  und  da- 
lier  mit  der  Zeit  einen  erweiterten,  ^ integrierten*  Nationalis- 
mos  schafft 

XHese  Entwicklung  fiOhrt  zur.  Staaten-  und  Großstaaten- 

Irildnng  und  ans  dem  geographischen  Bilde  jedes  Staates  können 

wir  noch  heute  mehr  oder  weniger  tlie  eiiizehien  Thasen  seiner 
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liistorisc'hoii  l^iitwickluiif^  tmt"  Urnud  der  Lage  seiner  Städte  und 
der  trudititjuell  erliakeu«?ii  Territrirrialeinteiluni;  in  Bezirke, 
l'rüviuzeu,  Länder  uud  Länderkoiupiexe  ubieseu. 

Vorzüglich  geeignet,  als  Beispiele  8<deher  Entwicklungen 
zu  dienen,  sind  offenbar  die  modernen  Großetaaten.  Betrachten 
wir  z.  B.  Österreich.  Jedes  einzelne  österreichische  »Land*, 
so  die  Steiermark,  Kärnten,  die  beiden  Erzherzogtümer  Ober- 

und  Niederösterreich,  obschon  es  selbst  ein  Produkt  allmählicher 
Integrationen  ist,  l^ildet  doch  im  ganzen  wieder  eine  natürliche 
territoriale  Einheit,  die  sich  diinli  ein  diesellie  durclmeiilendes 
Haupttal  und  durcli  ein  dieselbe  mehr  oder  weniger  um» 
gebendes  Grenzgebirge  oder  mindestens  Bodenerhebungen  cha- 
rakterisiert. 

An  einer  dem  Verkehre  günstigen  Stelle  des  das  Tal  be- 
wässernden Hanptstromes  liegt  meist  die  Hauptansiedlung.  die 

sich  zur  HHUj>t8tadt  des  Landes  entwickelte.  I^iii  klassisches 
Heispiel  einer  sdlrhen  natürlifhen  territoriaUMi  Kiiiheit  bildet 
Brdinien  mit  «einen  rings  dasselite  unigebendeu  (jlreuzgehirLren 
imd  der  seine  Mitte  in  der  Längsachse  durchfurchenden  Haupt- 
wasserstrsille  Moldau — Klbe.  nn  welcher  die  Hauptstadt  liegt. 
Gewiß  ist  Böhmen  selbst  ein  Resultat  einer  langen  Integration, 
die  sich  seit  den  vorhistorischen  Zeiten  abspielte;  dieselbe  ge- 
langte aber  in  dem  heutigen  Böhmen  wieder  zu  einer  natür- 
lichen Einheit.  Und  nun  ist  es  wieder  merkwürdig,  wie  die 
vielen  österreichischen  Länder  im  Zuge  immer  höherer  Inte- 
grationen zu  einem  Staate  sieh  vereinigten,  der  die  Bedingungen 
uatiirlicber  territcriabT  Einheit  mir  wenig  vermisseu  lälit.  Denn 
sclilielilich  gruppieren  sich  die  Länder  und  Königreiche  der 
heutigen  österreichisch -ungarischen  Monorchie  zu  l>eiden  Seiten 
ihres  Hauptstromes,  der  Donau,  innerhalb  eines,  allerdings  etwas 
komplizierten  Systems  Ton  Grenzgebirgen,  welche  alle  ilure  Zu- 
flüsse dem  Hauptstrome  zusenden*). 

*)  Aufi«rli*lb  JleiM  MttrltelMn  Otcbmh  MoAet  steh  Insbctoadete  0«Uifa)B ;  doeh 

t><>f1  nk*'  Tnnn,  .la".  rüe  Teilung  Volen»  unter  <^ic  Tel  hing-;  mächt«  aller  WahricheiulicLkt  it 
UBch  nur  CID  Moment  in  der  gescbiciiUieUeu  Entwicklung  Eoropfts  bildet  uud  da^  eine 
««lt«n  liBtwleUttiin  ciklwadcr  «In  wIlutaiidigM  PolMi  «Udm  bentaUai  kua  oder  tim 
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Nun  ist  al)er  uueh  Osterreich-L  iigaru  eiii  iiiterettsuntes 
i3ei»piel  dafür,  daÜ  die  territoriale  Integration  viel  weiter  gehen 
kiüiii.  :ds  die  iiutiouale;  denn  zur  territorialen  braucht  es  nur 
der  Wuffenmacht  oder  der  zu  Staatenverbindungen  zwingenden 
Verkehrsintereaeen ;  währ^d  der  Nationalismus  einzelner  Lander 
unter  günstigen  Umstanden  sieh  zur  Nationalität  entwickelt, 
die  dann  in  dem  Volkstum  so  tiefe  Wurzeln  »chlägt,  daß  keine 
Macht  der  llrdo  melir  im  Stande  ist,  dieselbe  zu  entwurzeln 
•xler  zu  unterdrücken.  Ks  kuun  also  die  Xuticuialitüt  enifer 
gezogene  ijren/.en  liabeu,  als  der,  einer  natürlichen  territorialen 
Integration  sich  anschmiegende  Nationalismus:  sie  kann  aber 
auch  ü)>er  mehrere  Nationaliamen  sich  verbreiten,  wie  z.  B,  in 
Deutschland. 

Jedenfalls  aber  benützt  diese  ganze  Entwicklung  immer 

nud  überall  die  natürlichen  territorialen  A])schnitte  als  Etap]>en, 
iihi  Stützpunkte,  au  welche  sie  sidi  klammert,  und  sie  hat  auch 
immer  die  natürliche  Teudcii/,  die  gewounene  territoriale  Hiu- 
heit  zur  ünmdlage  eines  immer  weiter  <rreifenden  Nationalismus 
zu  nehmen.  Tn  einer  anderen  Form  hat  sich  die  (ieschichte 
der  Menschheit  nie  entwickelt«  als  in  der  form  territorialer 
Integration  nach  MaOgahe  natflrlicher  geographischer  Be- 
dingungen und  immer  neu  sich  bildender  Nationalismen;  das 
Mittel  dieser  Entwicklung  war  fast  immer  Kampf  und  Krieg  — 
als  seltenere  Ausnahmen  waren  es  wohl  auch  Staatsverträge. 

1  u  t «'  r  n  a  t  i  o  II  a  1  i  8  m  u  6.  Nationalisrous  ist  ilic  Tatsachf  und  die 
Wirklichkeit ;  IntcrnationalisiTius  dag  Ideal  der  Schwärnier.  ErsU'rer  ist 
die  notwfMuli;^«'  Frucht  der  realen  uiul  konkreten  Verhilltniitee :  letzterer 
der  Trau zn,  <h'T  ans  dem  (T»>^*»n8atze  zu  der  Wirklichkeit  im  Hubjektiveri 
^ifistf  eutsteht.  Wuh  iH  ansprucht  d«  r  Int<Tii;itioiialii«Tnn?! V  Seine  Forde- 
ninjj  der  Verwiwhun«:  aller  staatlichcii  UiittTsrlürdr  ist  im  krassen  Gej^en- 
öiitzf  zu  allfu  iiatürlithwi  H'«iiii^iui{^eu  dva  Volkölebeiib  und  zu  aUen 
Tatsachen  der  Geschichte.  i>ii-  j,fe8chichtlicbe  Entwicklung  müßte  eines 
TagM  stille  stehen«  wenn  es  keiiw  staatüchen  und  nationalen  Gcx'onsatse 
und  GegnerMbaAen  gftbe.  Wer  will  diese  natttrlicben  Faktoren  und 


«vHm  latcpstioa  dM  Mturnenia  «ua»m«ateh5teiMi«,  vos  Polen  betlcdalle  0«bt«l  von 
We$t<»luien  mit  KuOisch'Polen  zusamincnbrin<,'en  kann.  Anfeil^ti  d«l  ZorlUiot  RuUnnd« 
iit  4iMe  letite  ETenttt»IIUt  Mhr  wabneheinlich. 
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Triebfetierii  »ler  (.»♦•sclii«.  iitc  (limiiiierfu  ?  W<  r  will  ilem  allj?f wältigen 
NaturprozeL',  tler  sich  iii«  lit  zum  jrmnikfsteii  Ttil  auf  die  jfeojjraphische 
Gestaltung  unaeres  Erdballs  stützt,  seiue  iouersteu  Beweguugskräfte 
nubeu?  Was  bedeutet  der  oebelhaffte  Tranm  des  Intemationalismufl? 
Die  Auf  hebttng  des  Nationalienuu,  der  ein  unTmneidlicbes  Produkt  dea 
gescbichtliehm  Prosesaet  ist  und  das  vollkommene  Verkennen  der  natSr- 
liehen  Bedingungen  der  geogiapbitchen  Bodengettaltnng,  welche  fUr  den 
Nationalittnut  einst  Wiege  und  Pflamsat&tte  waren  und  nun  detaeu 
SchutswftUe  bilden.  Der  Internationalismus  ist  ohw  Ausgeburt  jener  uii- 
klanni  verschwommenen  Menachheitsidee,  welcher  sii  Ii  nur  schwärraerijsehe 
Geister  hingeben  können,  denen  jede  W<  lt-  und  Menschenkenntnis  ab- 
«r»'bt  und  welche  fflr  einen  Gcifriistaud  sicli  b ':^ci§t  >rn,  den  sie  iiiclit 
kennen  vmd  fHr  den  sie  dabe'"  auch  nichta  fülib-u  kijuuen,  auch  wenn  sie 
Hit  ii  in  rin  ijftiihl  der  Teilnahme  und  .Sympathb;  für  denKi-llHn  hin»''in- 
titUöcheii.  Denn  wo  hört  diese  Meuschheitsschwilrmerei  auf/  Wem  wird 
mau  es  einreden,  daS  der  Europäer  für  ihm  ganz  unbekannte  Ra^sou- 
welten,  f&r  cbineaiache  KuUa  und  afrikanische  Negerrölker  irgend  welche 
Solidarit&iagefühle  hegen  könne?  Oder  aoU  diese  Menschheitsduselei  ge> 
wisse  Grenzen  anerkennen?  Etwa  Europa  —  oder  Amerika?  Nun,  wenn 
einmal  Halt  gemacht  werden  soll  innerhalb  gevriaser  Grenaen,  dann 
bleibe  man  vorderhand  innerhalb  der  natürlichen  Grenzen  der  geschicht- 
lich gewordeneu  Nationalismen  und  lasse  den  geschichtlichen  ProzeSl 
sich  ruhig  weiterentwickeln.  Ausgeschloe^'  n  i-t  es  ja  nicht,  datl  eine 
fortschreitende  territoriale  Integration  auch  die  heutigen  Grenzen  der 
europilischen  Staaten  ftberachreiten  wordi'  und  daü,  wt»nn  auch  die  be- 
stehenden europäischen  Nationalismen  -litötn  territoriab  n  Integrationen 
kiiifti".,'«^'"  Widerstand  leiisten  werden,  sich  eine  intenvatioiialH  Vertrags- 
l'örm  hnden  wird,  um  die  materiellen  und  gei&tigtni  üitLiessen  der 
erfcteren  mit  dem  Bestände  der  letzteren  in  Einklang  zu  bringen.  Aber 
dann  werden  wir  es  noch  bei  weitem  mit  keinem  Internationaliamua  im 
Sinne  dner  geheuchelten  Menachheitaachwftrmerei,  sondern  hOchstena  mit 
einem  Bande  vereinigter  europüacher  Staaten  au  tun  haben,  der  seine 
poliÜBchen  Interessen  gegen  andere  Weltteile  unter  Aufirechthaltung  der 
in  seinem  Innern  bestehenden  Nationalismen  zu  schütsen  berufen  sein 
wird.  Weitergehende  Zukunftaträume  sind  s  lion  deswegen,  weil  sie  auf 
unabsehbare  ^iten  reflektieren  müüteu,  eitel  und  haltlos  und  mit  ge> 
sundem  Denken  gar  nicht  vereinbar.  Denn  jedes  g»'siinde  Denken  muÜ 
sich  aus  vernünftigen  Impulsen  »Tirt'Ki'n,  muM  vernünftig«;  Zwecke  ver- 
folgea :  darüber  aber  sich  heut<5  den  Kopf  Äerltr«  ebeu,  wfis  nach  tiins^n- 
den  .lahren  eintreten  solle,  haben  wir  k«'inen  Anlal*.  Dalier  gibt  es  für 
gesundes  politisehea  Denkta  nur  eine  Riciitacluiui  ;  au  der  Art  und  Weise 
des  bisherigen  Gesihichtaprozesses  festzuhalten,  mit  der  Zuversicht,  daü 
auch  in  der  Zukunft  dersellMS  keine  wesentlich  anderen  Prozeduren  ein- 
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tclilnpen  %nrd-  Es  wi^nlen  dahf»r  p'wiß  aach  in  d«^r  Zukunft  entweder 
mitt*  Ist  Kampfeis  und  Krie;<t'8  oder  vielleicht,  wa*  minder  wahracheinUch, 
mitbist  int-ematioüaler  Vereinbariiuj^fii  territoriale  Intv^'iat innen  auf  der 
IjiUiu  natürlicher  geographitcher  Kiiiheiteu  sich  volkiebcn,  nur  werden 
die  heute  bestehenden  Nationalismen,  da  sie  einen  hohen  Gnid  von 
Fettigkeit  erlangt  haben,  nicht  so  leieht  venchwiuden,  daher  all  und 
jede  kOattlge  tetritoriale  IstegratieD  Ib  Europ»  mü  dieteo  gewoniMen 
XatMimKiwiep  ymd  redmen  mttaien. 


Cborblicken  wir  nun  die  enropaiichen  Staatenbildnngan« 
•0  Mt  es  unsehwer  m  erkennen,  wie  die  meieten  decMlben  in 

ihrer  historiflcheii  Eutw'ickliing  territoriale  Integrationen  durch» 
iDHchte II,  i  anerhal l >  wcl eher  sich  einheitliche  Nationalitäten 
uusbiJ<iot4^Ti  —  dabei  hLiehU'u  feie  und  erlangen  meist  ents]ir<'- 
chende  uatür  liehe  Grenzeii.  Solelie  gegenseitig  sich  deck  endo, 
im  grofien  und  ganzen  territoriale  und  nationale  Einheiten 
stellen  lu»  dar:  Italien,  SfMtnieu.  Portugal,  Frankreicli,  Schwe- 
den«  Nonregen,  Dänemark  imd  bia  au  einem  hoben  Urade  auch 
DeotHsfaland;  aber  alldöetiich  yon  diesen  Staaten  stellt  Enropa 
Boeh  in  «*^^Aliar  Beaiduing  das  Bild  einer  anfertigen  Entwich^ 
hing  dar.  Teils  mangelhafibe  territoriale  Integration,  teils  mit 
(leiiiselbeu  nicht  zusammenstimmende  Nationalitäten  hissen  er- 
keuiif'ii.  dai5  der  Südosten  Europas  noch  der  Schauplatz  uoitorer 
Kämpie  um  endgültige  stuatliche  tieHtaltuugen  soin  wird.  Es 
widerspricht  dem  tiesetze  historisclier  Entwicklnug,  da  Ii  natür- 
liche territoiiak  Einheiten  unter  mehrere  Staaten  zerstückelt 
bleiben  und  daß  hochentwickelte,  in  sich  gefestigte  NafcionaU- 
taten  das  Los  solcher  ZerstQckelungen  teilen  und  ihres  ofga- 
nischen  Zusaaunenhangea  auf  die  Lange  entbehren. 

Da  ist  Tor  allem  die  Zerstüdkelung  Polens,  welche,  man 
mag  reden,  was  man  'will,  tatsächlich  eine  «offene  Wunde' 
Europas  l)ildet.  die  aus  doppeltem  <iruude  nicht  vernarben 
kauu;  frsteup»  weil  dabei  keiner  der  drei  Teilungsstaaten  eine 
natürliche  Grenze  fand,  die  einen  AljHclilnÜ  seiner  territorialen 
Integration  bilden  konnte,  und  zweitens,  weil  die  aul  dem  Terri- 
Gtimplo wicc,  Allf.  ättat»r«chi.  9 
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torium  des  einstigen  Polens  eutwicTcelte  Nationalität  in  ihrer 
einstigen  territorialen  Gebnrts-  and  Lebena^ite  fortlebt  and 
in  keinem  der  Teile  in  eine  andere  Nationalitat  aa£EUgelien 
▼ennag. 

UnTermeidlich  also  entstehen  ans  diesem  anormalen  Ver- 
hältnis Strebungen,  einerseits  der  Teilungsmächte.  ihre  terri- 
toriale Integration  fortzusetzen  nnd  eine  natürliche  Grenz?  zu 
findou,  andererseits  der  zerstüikelteu  Nationalität,  ihre  verlorene, 
ihr  von  uatur-  und  rechtswegen  gebührende  Einheit  zu  erlangen. 

Mögen  diese  doppelten  Tendenzen  noch  so  lange  künstlich 
versdileiert  werden,  mfsge  ihre  Darchsefczang  noch  so  lange 
durch  interessierte  Verhältnisse,  sei  es  der  einzelnen  Volksteile 
wn  ihren  betreffenden  Begieraugen,  sei  es  der  Teilangsmachte 

untereinander,  aufgehalten  werden:  sie  winrzeln  so  tief  in  der 
Natur  des  liistorisi  heu  Pro/esHes,  dalJ  sie  früher  oder  spater 
eine  untürliehe  Lösung  werden  finden  i[iii'-s'  :i.  <iäi»e  es  auf 
dem  Territoriuju  des  einstigen  Polens  uatüriiche  Zwischenlinieu, 
die  sich  als  starke  territoriale  Abgrenzungen  eignen  würden, 
könnten  daher  die  Teilungsstaaten  jeder  für  sich  bis  zu  solchen 
natürlichen  Grenzen  Tordringen,  dann  wäre  die  Möglichkeit 
nicht  ansgeschlossen,  dafi  dieser  mächtigen  physischen  Tatsache 
die  moraÜBche  Tatsache  der  einheitlichen  polnischen  Nationalitat 
mit  der  Zeit  zum  Opfer  fiele.  Das  ist  aber  nicht  der  Fall.  Nie 
und  nimmer  können  auf  dem  Territorium  des  einstigen  Polens 
die  Teiluiiusiuäelite  zu  s'  I  Iimi  territorialen  AV)S('liuitteu  ge- 
langen, weiche  Hoffnung  geben  würden,  daß  sie  den  Zusammeu- 
hiUig  des  früheren  einheitlichen  auf  eine  mächtige  Nationalität 
sich  stutzenden  Nationalimas  mit  der  Zeit  endgültig  lösen 
vOrden. 

Daher  wird  trotz  aller  scheinbar  freundschaftlichen  Bezie- 
hongen  der  drei  Teilangsmachte  das  unnatürliche  Verhältnis 
immer  ein  GefKhl  des  Unbehagens  erhalten  und  nähren,  um 

bei  dem  ersten  krie<rerischen  Zwisehenfull  zu  eiuer  endgültigen 
AustMnaihlersi'tziinir  /n  dräno-en.  Dann  Avird  es  nur  ein  Ent- 
weder-oder  geben;  entweder  wird  ein«'  der  Teilungsmächte,  wenn 
sie  die  entsprechende  ^laelit  haben  wird,  das  einstige  Polen  in 
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«einer  uatüriiclien  territorialen  Eiaheit  von  den  Kurpathen  bis 
zur  Ostsee,  zwischen  Oder  und  Xiemeu  erobern  und  auf  dieses 
Gebiet  hin  seine  territoriale  Integration  vollziehen  oder,  wenn 
ksine  der  Teüimgsmachte  diese  Macht  haben  wird,  werden  sie 
der  unhaltbaren  Lage  durch  Wiederherstellung  Polens  als 
«Paffn-staaf^  ein  Ende  bereiten  müssen.  Die  T^ung  Polens 
k;iiLU  uiimlicli  uie  perfekt  werdou.  weil  von  Xatnr  die  Einheit 
existiert,  d.  h.  auf  einem  einheitlieheu  geograiiliischen  Terri- 
torium ein  im  großen  Ganzen  national  geeinte  Bevölkerung*). 

Und  ebenso  wird  auch  die  Balkanbalbiusel  noch  Umwäl- 
zungen durchmachen  müssen,  bis  auf  derselben  lebensfähige 
Nationalismen  mit  natürlichen  territorialen  Einheiten  in  Har«- 
monie  gebracht  werden.  Es  muß  doch  einmal,  wenn  man  an 
der  Entwicklung  des  gesunden  MenschenTerstandes  nicht  ver- 
xwesfelt,  eine  Zeit  kommen,  wo  die  politischen  Gestaltungen 
eines  so  aufgeklärten  Weltteils  wie  Europa  sich  nicht  nach 
-läutistvergangenen*,  heute  srhou  autiquiert^'n  kleinlicheu  Inter- 
esheu  der  l\abmette  und  Dynastien  rirliteu  werden.  Allerdings 
haben  auch  die  Völker  ihre  Scliruilen  imd  kleinlichen  Eitel- 
keiten :  diese  aber  werden  gewiß  besserer  Einsicht  und  der  Er- 
kenntnis des  wirklichen  gemeinsamen  Interesses  weichen.  Und 
dann  wird  der  Zeitpunkt  kommen,  wo  jener  Teil  Europas, 
welcher  heute  noch  eine  solche  Inkongruenz  der  politischen 
Staatenbildung  mit  den  natttrlidien  territorialen  Bedingungen 
und  mit  den  bestehenden  Nationalitäten  aufweist,  auf  c'ie  eine 
oder  andere  W  eise  im  Interesse  aller  l)eteiligten  Nationen  des 
euro] Kilbe lien  Kuliurkreises  einer  national-politischen  ßeorgani- 
aaÜon  ujiterzogen  werden  wird. 

Doch  darüber  wird  ja  erst  die  Zukunft  entscheiden.  Hier 
kommt  es  nur  darauf  an,  sich  über  den  Gang  der  politisch- 
nationalen Entwicklung  Europas  eine  wissenschaftlich  begründete 
Anschauung  zu  yerschaffen.  Verhält  es  sich  dodi  mii  derselben 
ganz  .so  wie  mit  so  manchem  andern,  z.  B.  mit  der  indiridellen 
Entwicklung  des-  menschlichen  Geistes  und  Gemütes  oder  wie 

*)  Wobei  wir  »llerdinüs  nur  d«B  Kern  des  einstigen  Holen s  im  Auge  haben  und 
TOB  iImmh  Evoberunfm  «uid  AniMktlMttiiceo,  wi«  s.  B.  von  KltlnruiUuid,  abMlMo. 
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mit  der  Entwicklung  der  Künste  und  Wissenschaften.  Zuerst 
dieae  Entwicklung  ganx  unbewußt  vor  sidL,  nach  Maßgabe 
blind  trietbender  KdÜte,  weldid  die  Befriedigung  gewiMer  seeli- 
aehen  Bedftrfiusse  anstreben.  In  einem  spSteren  Stadnun  der 
EntwicUnng  erfolgt  erat  die  Besinnung  auf  dieselbe  nnd  infolge- 
dessen die  bewnßte  F<^denin^  derselben.  Ganz  ebenso  ge- 
scbieht  es  mit  dem  Nutionalismus.  Zuerst  bildete  er  sich  uiil)o- 
wuDt  lierans.  Territoriale  Bedingungen,  soziale  Bedürfnisse, 
stciütliche  Normen,  wirtschuttliche  Notwendigkeiten,  uuch 
dynastische  Interessen,  alles  das  auf  eine  gewisse  Gesamtheit 
Ton  Menschen  einwirkend,  braclite  unbewußt  and  unbeabsichtigt 
flms  den  hetsrogensten  ethnisdiea  Rt^monfww  einen  Nationalisiima- 
hervor.  Von  dem  Momente  an,  wo  mn.  Volk  sich  siof  denadben 
besinnt,  beginnt  ein  Streben,  denselben  zu  erhalten,  und  one 
bewnDte  und  beabsidbtigte  Förderung  desselben,  indem  man  ihn 
nun  als  ein  .moralisches  Gut**  (\(*s  Volkes  betrachtet.  In  diese 
Eutwi(  kluut>N])haso  fällt  bei  noch  wenig  in  der  Kultur  Torge- 
schrittenen  V  ^Ukern  ^\  audlung  des  Nationalismus  in  die 
Nationalität.  Welche  Holle  dann  diese  in  den  politischen 
Kämpfen  der  europäischen  Viilker  der  Gegenwart  spielt,  haben 
wir  üben  gesehen.  Aber  die  Frage  igt  häufig  bestritten  worden» 
ob  der  KationalitSt  eine  wirkliche  kultnrelle  Bedeutung  in  der 
Ekitwicklung  der  Menschheit  zokommt?  Einerseits  ist  es  die 
Kirohe,  welche  diese  Bedeutnng  der  NationaUtit  bestreitet; 
andererseits  sind  es  die  Theorien  des  Internationalismus,  welche, 
iüinlich  hierin  der  Kirche,  den  .beschränkten  Nationalitats- 
stHndpnnkt*  der  höhereu  Tdcr  des  .Menschentums*'  entgegen- 
setzen.   (Die  «schwarze  und  die  rot^  Internationale*.) 

Alle  revolutionären  Strömungen  der  Neuzeit,  wie  der  Sozia* 
lismus,  der  Anarchismus  und  der  Nihilismus  —  sie  alle  wollen 
„kosmopolitisoh*  und  « international'*  wem.  Im  Namen  der 
«Moischheit*,  der  ^HmnamtSt^,  der  «Einkindschsit  Glottes '  und 
wie  diese  abstrakten  Schlagworte  lauten,  Yerdammen  sie  daa 
Prinzip  der  Nationalität  als  ein  angehli^  die  Menachheit  un^ 
nrttzerweise  zerklüfteiides.  IJezeiclmen  wir  alle  diese  Dichtungen 
uucli  du^em  gemeiuschattlichen  autinatiomdeu  Merkmal  als  Inter- 
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Mti(Hialkmiis,  so  kauu  es  keinem  Zweifel  unterlie^j^eu,  diiü  nie 
an  ftlicrtriobenon,  an  T'topismus  grenzeud«!  IdetiHsmns  leiden. 
In  der  fintwicklimg  der  Meneckheit  aber  lassen  sich  die  Stufen 
des  Xationalismns  nnd  der  Nationalität,  die  ihre  tiefe  knlturelle 
Berechtigung  haben,  nicht  überspringen.  IHe  Kationalitat,  als 
höchste  Blüte  des  NationaUamus,  ist  ein  notwendiges  Glied  in 
der  Kette  der  sozialen  Entwicklung  der  Menschheit.  Denn  diese 
Entwicklinig  war  in  keinem  Momente  der  Gesehifhte  eiue  ein- 
heitli»-lie,  sondern  immer  eine  cjleiclizeitiii;- viellicitliclH».  ist  es 
uoc'h  heilte  und  wird  eine  solche  alier  W  ahäclieiulichkeit  nach 
in  absehbaren  Zeiten  bleiben. 

Gewiß,  die  Geschichte  lehrt  uns  aüoh,  daß  unzählige  Natio- 
nalititen  Terschwnnden  sind  nnd  sich  zu  größeren  amalgamiert 
liaben,  in  größeren  aufgegangen  sind.  Das  war  aber  nie  das 
Werk  menschlicher  WiUkUr,  zweckbewußter  staatlicher  Maß- 
regeln: sondern  das  Resultat  geschichtlicher  Prozesse,  die  sich 
meist  in  Perioden  unbewuüter  Ijnt^ackluii;^  vollzogen,  wo  die 
Trütrer  sob  her  Natioualitüton  sich  auf  dieselV»en  noch  giu:  nicht 
besonnen  hatten,  die  Nationalität  als  ein  moralisches  (iut  noch 
gar  nicht  anerkinniteu.  Das  ist  heute,  wie  wir  gesehen  haben, 
anders  geworden.  Wo  immer  einmal  diese  Selbstbesinnung  ein« 
tritt,  wo  die  Nationalitat  als  ein  moralisches  Gut  gefühlt  wird, 
da  kann  kein  Staat  und  keine  Begienmg  über  dieselbe  zur 
Tagesordnung  übergehen  — >  da  gebricht  Übrigens  der  mächtig- 
sten 'Regierung  die  Macht,  eine  solche  Nationalität  yerschwinden 

zu  machen. 

Die  Balkanhalbineel  kann  aU  gutes  Beispiel  dienen  für  den  Ein- 
Haß  der  Boden^estaltuug  auf  die  Staaten-  und  ^ber  auch  auf  die  Natio» 
nalitmenbildunß.  Die  kraus  und  quer  diese  HalbinBel  dorchacbneidenden 
beben  Gebirgszüge  lasten  auf  den  ersten  Blick  erkennen,  da6  hier  von 
einer  einbeitlichen  Staatenbildung  und  infolgedenen  auch  von  einem 
Nationalismus  sckwerHeh  und  TOn  einer  einxigen  Nationalität  gar  nicht 
die  R«de  sein  kann«  DaK  es  dan  Gri>'cli>  nicbt  gelun^n  itt,  auf  die 
a&rdlicb  iib^r  Epims  und  TbeBsalien  binaus  hin  zur  Donau  und  8a ve 
CTpli^^enen  Länder  irgend  einen  helleniaierenden  Einflul)  zu  ilbeu,  braucht 
keiu  Wunder  zu  nehmen,  »la  t'?  ihnen  an  den  Machtmitteln  gebrach, 
j«-iip  Länder  einem  ijriechisclien  Staatswospn  oinzuverleilv'n.  AV>er  ;iii<  h 
<üe  makedonischen  Könige  Philipp  uuü  Alexander  der  irroüc  gelaugten 
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trotz  iler  /-  iitral  'ii  La<;e  ihres  Lau'les  auf  der  BalkanbalbinsH  nicht  'Iji- 
zu»  aus  diesem  ivomplex  vou  j^eographkcli  gesonderten  Territorien  irgend 
eine  Einheit  herzustellen,  die  zu  einem  einheitlichen  Nationalianms 
führen  würde.  Den  Römern  allerdiuga  gelaug  dieses,  doch  nur  in  ßcLr 
geringem  MaOe  uud  sehr  äußerlich,  ohne  daü  ihr  Einfluß  die  Stämme 
dieser  Betglftiider  in  nationaler  Bwiehang  irgendwie  tiefer  nmgeetoltet 
oder  dieselbe  auch  nur  KuDerlioh  romanisiert  h&tte.  In  ihren  nnsugäug- 
liohen  TUenif  Sehinchten  and  Kesseln  blieben  sie,  die  sie  waren,  um 
nadi  dem  FaUe  des  bjcaatinischen  Reiches  ihre  alte  Ünabhftngigkeit 
wieder  sn  erlangen.  Was  aber  weder  den  Griechen  noch  Alexander  dem 
GroCen,  weder  den  Römern  noch  den  Byzantinern  gelungen,  das  konnte 
den  Türken  seit  1453  um  so  weniger  gelingen.  Sie  i»chufen  einen  bar- 
barischen Staat,  aber  keinen  Nationalismn?,  gcpsihweif^e  denn  eine  ein- 
heitliche Nationalität.  Nur  rohe  Gewalt  liielt  die  vielen  Stämme  der 
Balkauhanünsel  zusammen;  unvermittelt,  durch  keinerlei  gemeinsames 
luUresse  verliuiidtn,  khitf'fii  dort  bis  heutzutage  die  nationalen  und 
Staiumesgegeusätze  und  alt>  Folge  dieses  barbarischen  Zustaudes  sind 
gegenseitige  Greuel  und  Metzeleien  dort  an  der  Tagesordnung.  Endlich 
in  neuester  Zdi  ermannte  sich  Europa,  diesen  Zustfinden  ein  Ende  sn 
machen.  StflokweiBe  hilft  es  den  einseinen  lebenskiftftigen  Stftnunen« 
▼on  der  türkischen  Herrschaft  sich  lossoreiOen  tmd  selbständige  Staaten 
SU  bilden.  Insoweit  es  die  gegenseitigen  Machtinteressen  der  enroplischen 
Staaten,  die  da  im  Spiele  sind,  gestatten  oder  fordern,  bemflht  sich  die 
europäische  Diplomatie,  durch  Förderung  pausender,  an  die  geographi- 
schen Bedingungen  anknüpfender  Staatengebilde  die  Möglichkeit  der 
Entwicklung  lebensfähiger  Nationalismen  zu  schaffen  und  innerhalb  der- 
selben den  vorhandcm  n  Nationalität«  n  Freiheit  und  Gleichberechtiv'uii^' 
zu  gewähren.  ISo  ist  Griechenland  euUtanden,  so  Serbien,  so  Rumänien, 
so  Bulgarien.  Vou  >iord\vt  sten  her  hat  Oäterreich  ditj  europäische 
Mission  übernommen,  in  Botinieu-Uerzegowina  mit  seiner  vorwiegend 
serbo-krotttiiclien  Nationalittt  eine  staatliehe  BeohtsMilnttng  eiasuftthven» 
und  so  bleiben  denn  noch  fftr  Europa,  wdches  die  barbarische  Wiit- 
Schaft  der  Tfirken  nicht  Iftnger  mehr  dulden  will,  als  noch  ungelöste 
Probleme  Ibkedonien  und  Albanien  flbrig.  Die  Schwierigkeit  einer  Neu* 
konstituierung  der  Balkanhalbinsel  besteht  eben  darin,  daß  durch  die 
Vielheit  der  geographischen  Provinzen,  welche  durch  die  hohen  Ge* 
birgspässe  gegeben  ist,  kein  einheitlicher  Kationalismus  auf  der  ganzen 
Balkanhalbinsel  ceschatt'en  werden  kann.  Fü^H  man  sich  aber  der 
natürlichen  Notwendigkeit  und  i:eht  an  iHe  Srhatfnn^'  vieler  der  Hoden- 
beächailt-nbeit  angepal'ten  Staaten,  so  zeitrt  es  sieli,  dali  m  jedem  der- 
selben ein  (iemisch  von  Stämmen  vorhanden  ist,  v>  n  denen  jeder  natio- 
nale Aspirationen  hat  —  welche  zu  beiriedigea  unmöglich  ist.  Deuu 
was  wir  oben  tou  der  Unmöglichkeit  sagten,  die  Staaten  nach  Natio- 
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naiitüteu  abaugrenzcu,  (Uis  tritt  auf  der  l'alkaiilialinnsel  klar  vor  Augen, 
da  keine  dieeer  vielen  natürlichen  j^eographiscben  Provinzen  luono- 
national  ist.  E&  können  dort  eben  nur  »olche  ^Staaten  j^^eschalien  wenien, 
welche  —  wie  bisher  schon  Rnm&nien,  Serbien,  Bulgarien  —  in  geo- 
graphisch günttiger  Abgrenzung  je  einen  doicb  eine  ftberwicgende 
Nationaliiftt  getragenen  Katiönnlinnna  herstellen  und  den  anderen 
is  denselben  eiogespveng^n  Nationalititen  freie  Entwicklung  und  staat- 
liehe Gleiehberechtiigang  gewähren.  Das  ist  die  Aufgabe,  welche  Europa 
saf  der  Balkanhalbinsel  an  lOsen  hnt,  um  dort  endlich  geordnete,  der 
ewopäischea  Zivilisation  entsprechende  Zustände  au  schaffen. 

Die  Behandlung,  welche  der  polj-nationale  Staat  den  innerhalb 
•einer  Grenzen  vorhandenen  verschiedenen  Nationalitftten  zuteil  werden 
ll*f.  kommt  sirhthar  zum  Ausdrucke  in  seiner  Gesetzf,'ebiin^'  bctreöfl  der 
rächen  ^Sprachengesetzgebung).  Dabei  können  drei  verschiedene 
^>gtemc  Platz  grellen.  Entweder  erkennt  der  Staat  im  öftentlichen 
LeWt  n  nur  eine  einzige  Sprache  an,  ignon'»Tt  oder  unterdrückt  alle 
ainlcni.  ja  geht  sogar  wie  das  in  Rullaud  bisher  der  Fall  war,  !nit 
direkten  Verboten  vor,  sich  der  Sprache  der  unterdrückten  Nationalität 
in  bedienen :  oder  der  Staat  statuiert  eine  Bangstnfienordnnng  der  in 
seinem  Volke  gesprochenen  Sprachen,  indem  er  eine  Sprache  tnr  Staats» 
Sprache  erklärt*  neben  welcher  den  anderen  Sprachen  nnterg^rdnete 
Benehtignngen  anerkannt  werden.  Auf  diesem  Piinzipe  beruht  das 
uttgaiische  Nationalitätengesefa  Tom  Jahre  1888*  worin  den  Terschiedenen 
Sprachen  in  den  Gemeinden  eine  «rr  wisse  Berechtigung  zugestanden,  für 
den  Qebrauch  bei  den  obersten  Behörden  und  Körperschaften  jedoch  nur 
die  magjariscbc  Sprache  als  ausschlieL'lich  berechtigte  anerkannt  wird. 
Bas  dritte  Syßfc  ni  endlich  beruht  auf  dem  Prinzipe  vollkommener  Gleich- 
berechtigung, wonach  alle  im  >ta>tti  von  den  verschieHcnen  Stiimniea 
oder  innerhalb  der  einzelnen  LänütT  dpsselben  sjoHprochentMi  h^prachea  das 
gl>:*i(  he  R^«'ht  besitzen  im  öffentlii  lu  n  LcVh-u,  ilso  in  Amt,  Gericht  und 
Schule  gebraucht  zu  weiden.  Letztere»  ^^yliteln  ist  dasjenige,  welches  hich 
in  neuester  Zeit  in  den  europäischen  Kolturstaaten  immer  mehr  einbOrgert 
(Schweiz,  Belgien,  Osterreich).  Doch  wird  die  DttrohfOhrung  einer  voll- 
kommenen  Gleichberechtigung  in  der  Prajus  häufig  dadurch  modifisiert» 
daß  die  im  Staate  flblichen  Sprachen  aul  Tersehie<lener  Kulturstufe  stehen, 
die hfther  entwickeltere  Sprache  daher  einen  natOrlicheu  Vorrang  vor 
der  minder  entwickelten  besitzt,  wie  das  z.  B.  in  Belgien  der  Fall  ist,  wo 
das  FransOmsehe  gegeni^ber  dem  Vlämischen,  oder  in  Österreich,  wo  das 
I>eatsche  gegenüber  den  slawischen  Sprachen  in)  Vorteile  ist.  Daher  ist 
denn  auch  in  der  Scbw^iz  die  faktische  (nicht  nur  rechtliche)  Durch- 
fthrung  der  Gleichberechtigung  der  Sprachen  so  sehr  erleichtert,  da  die 
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drei  in  ßetracht  koiiiiuendeu  bpmchen,  Franzüi»ich,  Deutsch.  Italieaidt-li, 
aui"  gleicher  Kulturstufe  stehen  und  den  gebildeteo  Khxaseu  der  >i'ation, 
also  auch  deu  Beamten  der  Zentralbehörde  gleich  geläufig  sind.  Da  oben- 
drein  nooh  die  Kantoiia1greiu«n  in  der  Schweb  mit  den  ßprachgrenaen 
mdet  BOMUBmeofirilen,  ao  irt  bei  der  großen  DeMatraliiatioc  und  der 
FOdeiativTerfaefung  der  Schweix  in  der  KantonaWerwaltang  meist  nar 
die  Anweudang  einer,  der  Eaiitoiialapniche,  n^Otig. 

Nfttionalitäten kämpfe  fn  Osterreteh. 

*  Von  tMiiiiienter  UedentnüLr  für  die  Stjuitstheorie  sind  die 
Katiouttlität«iikiuupl'e  iii  Osterrüich,  da  sich  iu  diesen  eiu  Stück 
sozialeiL  VVeltprozesses  npiegelt;  es  luiudelt  sich  uäuüich  iu  diesen 
Kämpfen  um  die  groüe  AuseinanderBetasuiig  zwischen  Dentschen 
nnd  Slawen.  Es  spielt  sich  ein  Plrozeß  der  Grenzregnliemng 
ab,  der  durch  eiu  Jahrtausend  alte  Kämpfe  der  Deutschen  gegen 
Slawen  eingeleitet  wurde.  Das  Deutschtum  hatte  einen  mäch- 
tigen Anlauf  genommen,  den  Osten  sich  zu  unterwerfen:  eine 
der  let/teii  Formen  dieses  Sturmlauts  war  Österreich.  Ks 
war  .sii>Li-r*'ic]i  iiii<l  unter  Kaiser  ditsef  11,  erreichte  es  in  seiner 
Expansion  die  fernste  Ustgrenze  —  bis  an  den  Prutli.  Ks 
konnte  aber  diesen  Besitz  nicht  behaupten  und  seit  der  Mitte 
de:^  a]>gelaufeuen  Jahrhunderts  erfolgte  ein  Kückschl^  und  die 
slawische  Fiut  brandet  bis  an  die  Tore  Wiens. 

Die  Yolksfreibeiten,  die  seit  1848  und  noch  mehr  seit 
1860  dem  absoluten  Begime  abgerungen  wurden,  schwächten 
die  Expansivkraft  des  Deutschtums  in  Osterreich  und  atörkten 
die  shiwische  Widerstands-,  ja  sog.ir  aVu^ritlskratt. 

Noch  einmal,  im  Jahre  lS»j1.  machte  eiu  tlfutsclier  Staats- 
mann, Sclimerling.  den  verzweifelten  Versuch,  politische  Frei- 
heit mit  Oermanisatiou  Österreichs  zu  verbinden:  er  scheiterte. 
Politisclie  Freiheit  und  Entnationalisierung  schließen  sich  aus. 
Da  die  Deutschen  die  erstere  wollten,  mußten  sie  auf  Qermani- 
sierung  Terzichten.  Nun  erwachten  überall  die  slawischen 
Nationalitaten  zu  neuem  Leben  und  erstarkten  unter  freiheit- 
lichen Institutionen  so  sehr,  daß  sie  da,  wo  sie  wie  in  Böhmen, 
^Jähren  und  Schlesien,  mit  den  Deutschen  gemi^chl  in  einem 
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Lande  lelieii,  gegen  diese  letzteren  zur  Offensive  üliergeUen 
kouuteu.  Diis  tun  sie  heute  und  die  Deutschen  sind  da  über- 
all ?ou  der  ehemuligon  Offensive  in  dio  Defensive  gedrängt. 
Der  Kampf  wogt  herüber  und  hinüber.  Welche  Faktoren  werden 
da  den  Ausschlag  geben? 

Die  Politiker  blicken  auf  die  Minister;  sie  glauben,  daß  es 
in  der  Macht  eiiuselner  PeniBnUchkeiten  liegte  der  einen  oder 
anderen  Part»M  den  Sieg  zu  verseil  allen. 

Im  Zeitalter  der  Soziologie  und  der  «politiselieii  Geogra- 
phie* (Riitzers)  ist  das  eine  umiclirouistische  Naivetät. 

Solche  Kämpfe  werden  nicht  von  Ministem  eutachieden; 
es  sind  ganz  andere  Faktoren,  welche  da  übör  Sieg  und  Nieder- 
Isge  entscheiden. 

Die  Kraft  einer  Nationalitat  liegt  in  den  groiSen  Volks- 
masaen.  Allerdings  mfissen  diese  geführt  und  geleitet  werden. 
Biese  Leitung  besorgt  heute  überall  die  Intelligenz,  sei  es  welt- 
liche oder  geistliche  (Klerus).  Siegen  kann  aber  mu:  die 
größere  IVIanse. 

Doch  aucli  die  Zahl  allem  macht  es  nicht.  Diese  Masse 
muH  bodenständig  sein  und  muß  eiu  g^ioiguetes  geschlossenes 
Territorium  okkupieren.  Eine  bodenständige  Bevölkerung  in 
einem  geographisch  gut  abgessirkelten,  natürlich  begrenzten 
Lande,  yon  energischer  Intelligenz  geführt,  ist  im  nationalen 
Kampfe  unbesiegbar.  Bei  modernen  freiheitlichen  Institutionen 
kann  ihr  keine  Macht  der  Welt  beikommen. 

Friedrich  Ratzel  hat  das  schöne  A\'ort  ge]>rägt  von  der 
»Einmir/elung*  einer  Bevölkenmir  in  den  IJoden.  Darin  lietft 
Uücii  eLwH>  mehr  als  Hod^'a-iiuidij^^keit.  Eine  llevülkerung  kann 
bodenständig  sein,  aber  doch  nicht  eingewnr/  di.  Es  lie^  darin 
der  Gegensatz  zwischen  stadtischer  und  ländlicher  Bevr>]kernn<r. 
Die  städtische,  wenn  auch  uralt  ausäßig.  ist  mit  dem  Boden 
des  Landes  nicht  so  innig  verbunden  wie  die  landliche,  Acker- 
ban  treibende«  Entere  hat  in  yieler  Beziehung  geringere  Wider- 
standskraft, speziell  auch  hinsichtlich  ihrer  Nationalität.  Die 
laudliche  Bevölkern  nf?  wurzelt  im  Boden,  ist  tatsächlich  ein  Teil 
desselben,  soweit,  duii  ihre  Xatioualität  fast  als  die  des  Bodens 
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augeseheu  werden  kann.  Daher  ist  die  >i}itionalitiit  einer  solchen 
BeTölkemng  unausrottbar;  sie  scheint  aus  dem  Boden  immer 
neu  m  wachsen. 

Diese  anthropogeographische  Tatsache  ist  es,  welche  den 
Kampf  der  Deutsehen  gegeu  die  Tschechen  in  Böhmen  so  aus- 
sichtslos macht:  die  Deutschen  pochen  auf  ihre  höhere  Kultur, 
auf  ilir  Kapital,  auf  ihren  Gewerbefleiß  und  ihre  höhere  Industrie. 
Die  Tsdieolien  aber  sind  die  eingewurzelte  Bevölkerung. 
Wie  der  l^iese  Ant.'ius  zieluMi  nie  ihre  Kraft  aus  (lein  Buden. 
Das  fühlen  die  Führer  der  Tschechen  instinktniäßig  und  wenn 
sie  noch  so  tollkühn  im  Kampfe  vorgehen  und  auf  Erfüllung 
ihrer  Forderungen  bis  zum  letzten  1-TUpfelchen  beharren,  so 
pflegen  sie  ihren  Vorgang  mit  einem  Worte  zu  rechtfertigen, 
das  TerblttflTen  muß,  dem  man  aber  bei  näherer  Betrachtung 
die  Berechtigung  nicht  absprechen  kann.  Sie  pflegen  zu  saii^n: 
,Was  kann  uns  geschehen?"  So  sprechen  die  Führer  eiü^.  - 
wurzoltcr  BoviUkonmgen. 

W  le  war  l>islior  die  Taktik  der  Deutsclien  diebeiii  Gegner 
gegenüber  ?  Man  urteile.  In  den  Staatsgmndgesetzen  der  G7er 
Jahre  haben  die  liberalen  Deutschen  sich  Garantien  geschaften, 
daß  sie  nicht  —  tschechisch  zu  lernen  brauchen.  Ja,  wenn  sie 
gleichzeitig  hatten  Terhindem  können,  daß  die  Tschechen  deutsch 
lernen,  waren  sie  allerdings  im  Vorteil.  Nachdem  sie  das  nicht 
konnten,  lernten  die  Tschechen  deutsch  und  die  Deutschen 
blieben  einsprachig  dem  zweisprachigen  Gegner  gegen- 
über. Heute  allerdin$rs  könnten  die  damaligen  Gesetzgeher 
wieder  aus  Kat/el.s  „rolitischer  Geographie*  es  lernen,  daß  d^*r 
Einsprachige  dem  Zweisprachigen  gegenüber  schon  .paus  dem 
Grunde  im  Nachteile  ist,  weil  dieser  zwei  W  elten  kennt,  jener 
nur  eine*,  was  in  jedem  Falle  dem  Zweisprachigen  ein  mora- 
lisches Übergewicht  verschafft,  abgesehen  Ton  den  praktischen 
Vorteilen.  Noch  eine  zweite  MaBregel  ergriffen  die  Deutschen: 
die  , Gemeinbürgschaft Diese  Xaßregel  war  arithmetisch 
rieht  ig,  aber  soziologisch  falsch.  Die  Gemeinbflrgüchaft  aller 
Deutscheu  in  Österreich  ver.^cli:irt"t  ihnen  ein  zulüeniuäßiges 
Ubergewicht  —  auf  der  statistischen  Tabelle.    Um  wieder  auf 
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Batsei  mich  zu  berufen,  ist  das  aber  keiae  territoriale 
Politik,  sondern  eine  im  höchsten  Qrade  «an territoriale*, 
Diis  ist  ganz  so,  als  wenn  eine  Armee  anf  dem  Schlachtfelde, 
die  dem  Feinde  gegenüber  an  Zahl  schwächer  ist^  ihre  Hoff- 
nungen darauf  setzen  wollte,  daß  sie  weit  weg  vom  Schlaelit- 
felde  noch  auf  Verj^tärkuugen  zählen  kann.  Aber  auf  dem 
Sclilachtfelde  zählen  nur  die  Anwesenden  und  nicht  die  Ab- 
wr«2ondeii.  Im  Kampfe  der  Deuti^chesi  gegen  die  Tschechen  in 
Böhmen  hüt  die  Gemeiubürgschaft  gar  keinen  AVert  und  e1>en- 
sowenig  in  anderen  Landern,  wo  die  Beatscheu  in  ähnlicher, 
vielleieht  in  noch  schlimmerer  Lage  sind  (z.  B.  Dalmatien).  An 
einer  Stelle  allerdings  kdnnte  die  deutsche  GemeinbOrgsehaft 
einen  Erfolg  haben,  d.  i.  in  einem  Parlamente,  wenn  sie  da  den 
Deutscheu  aller  Österreich ischeu  Länder  zu  einer  Majorität  ver- 
heilfii  würde.  So  hat  es  aucli  der  Stlir)|tter  des  österreichischen 
Parlameiites.  S  c  hm  er  1  i  n  if-  ^^ich  j^edaclit  und  war  ehrlich  be- 
müht, sogar  durch  allerluind  Walilgeometrie  diese  deutsche 
Majorität  im  Beichsrate  iucherzustellen.  Doch  Schmerlings  Idee 
scheiterte  erstens  an  den  realen  Verhältnissen;  zweitens  hat 
sieh  gerade  in  diesem  Beichsrat  die  deutsche  Gemeinbürgschafb 
nie  bewahrt,  wdl  Farteiunterschiede  sich  immer  mach* 
tiger  erwiesen  als  der  Nationalverband  (klerikale  und  liberale 
Bentsche  stimmen  nicht  miteinander!),  dritten»  ist  dieses  in 
Osterreich  seit  40  Jahren  bestehende  Parlament  kein  Parla- 
ment, sondern  ein  nie  «gelingen  wollendes  Hxperimeüt,  das 
als  solches  nur  beweist,  daß  in  einem  N-itionalitätenstHato  ein 
Zentral  Parlament  eine  Unmöglichkeit  ist.  Lud  das  ist  ja  klar. 
Denn  Parlamente  sind  ihrem  Ursprünge  und  ihrem  Wesen  nach 
Besprechungen  und  Beratungen  zwischen  Mitgliedern  ein  und 
derselben  sozialen  Gruppe,  zum  mindesten  aber  derselben 
Xation.  Innerhalb  solcher  Parlamente  kann  es  Parteiunter- 
sdiiede  geben,  es  kann  Streit  darflber  bestehen,  wer  das  Steuer 
fuhren  solle  im  Interesse  der  Gesamtheit;  aber  ein  Parlament 
kann  nicht  absolut  f e i  n  d > e Ii ge  soziale  Gruppen  umfassen, 
di*'  ilirem  , iuhärenteu  Interesse-  naeli,  um  mit  Hatzenhoier  zu 
sprechen,  einander  ganz  über  Bord  werfen  wollen« 
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Solche  Gruppen  haben  uie  miteiuaiider  parh^mentiert, 
sondern  Bich  gegenseitig  ausgeschlossen.  Die  siegreichen  Xor- 
mauuen  haben  mit  den  Angelsachsen  nicht  parhunentiert, 
sondern  untereinander  gegen  die  Angelsaehm  konapirierl; 
ebenso  die  Franken  in  Gallien  gegen  die  Gallier  undProTinzi- 
alen  und  die  Westgoten  in  Spanien  gegen  die  Börner.  Auch 
in  1  ngarn  haben  die  magyarischen  Ero})erer  untereinander 
puiiaüientiert,  aber  nicht  mit  den  von  ihnen  unterworfenen 
Volksgenossen. 

Allerdings  ist  es  ja  im  Laufe  weiterer  Entwicklungen  in 
komplizierten  Staatswesen  dazu  gekommen,  duß  mim  auch  den 
Vertretern  unterworfener  Nationen  den  Zutritt  zu  den  Parla- 
menten gestatten  mußte;  doch  geschah  das  seitens  der  herr- 
schenden Nation  nur  in  dem  Maße  and  in  der  Weise,  daß  die 
80  zugelassenen  nie  mehr  als  eine  geduldete  und  bedeutungslose 
Stellung  im  Parlamente  einnahmen.  Man  denke  an  die  Stellung 
der  Irländer  im  englischen  Parlameiit«\ 

Nun  hat  ja  allerdings  der  Sthüpler  des  österreicJiis(  lien 
Keielisiats».  S<  Innt'rliu;^^  diosp  richtige  Idee  von  einem  Purla- 
racnte  gehul>t  und  dachte  sich  das  österreichische  als  ganz  über- 
wiegend deutsch  mit  einer  ganz  unbedeutenden  Minorität 
!Nichtdeatscher.  Aber,  wie  gesagt«  sein  Plan  scheiterte  und 
schon  der  1867  reformierte  Reichsrat  wies  eine  solche  Zahl 
nichtdeutscher  Abgeordneter  auf,  daß  der  Charakter  eines  Par- 
lamentes Terloren  ging  und  es  immer  schwieriger  wnrde^  eine 
nationale  Majorität  zu  bilden,  womit  das  Wesen  eines  Parla- 
mentes in  die  Iküche  ging.  Seit  ;>()  lahren  also  wird  ex|>eri- 
meiitiert.  i>l)  siVh  nicht  doch  eine  k(>iiij)akte  Majorität  bilden 
läßt:  ohne  Erfolg.  Begr^Mtli«  Ii.  Denn  zwischen  national  ver- 
schiedenen Gruppen  gibt  es  keinen  iV  u  s g  1  e i  c Ii,  daher  auch 
kein  Parbmieut.  Wohl  kann  es  j)oly-nationale  Staaten  geben, 
dafUr  liefert  die  Geschichte  viele  Beispiele.  Solche  können  aber 
nur  entweder  absolut  regiert  werden  (so  lauge  es  geht)  oder  sie 
müssen  föderalisiert  werden,  so  daß,  wenn  sie  parlamenta- 
risch regiert  werden  sollen,  jeder  territorial-nationale  Bestand* 
teil  sei^  eigenes  Parlament  besitzt.  Eine  drille  Möglichkeit,  ein 
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Zentnlparlameiii,  in  dem  die  yerscfaiedeii^  Nationalitäten  maß- 
gebend yettretea  and,  ist  nidit  möglich,  veil  ein  solches  Misch- 
susdHparlament  nickt  funktionsfähig  ist  Die  Geschichte  kennt 
tadi  kern  Bespiel  soldber  Parlamente. 

Vou  den  obigen  zwei  einzigen  Möglichkeiten:  Absolutismus 
oder  FöHc»ralismu«!.  d.  h.  ein  Rnndesstaat  mit  uutonomen  Parla- 
menten der  einzelnen  nationalen  österreichischen  Staaten,  ist 
die  letztere  ofteubar  noch  weit  im  Felde  nnd  braucht  mit  ihr 
daher  nicht  geredmet  zu  werden,  während  die  erstere  aktaeU 
ist,  denn  der  Absolutismus  hat  ja  eigentlich  bisher  in  öster- 
lich nie  gsnz  das  Feld  geraomt  nnd  halt  die  wichtigsten  Fosi- 
ÜAHen  beeetstt  wenn  er  aneh,  um  seinen  &uuiziellen  Kredit  zn 
festigen,  dem  KonstitotionaHsmns  einige  Konzessionen  machte. 
Man  braucht  ihn  also  nicht  erst  eiuzulubreu,  er  ist  tutsächlich 
da  und  kann  nichtig  Bes«seres  tun.  iils  Piirlument  spielen  lassen. 
Und  das  tut  er  uuch.  Hinter  diesem  piirlumentarisrhen  Spiele 
aber  bereiten  sich  diejenigen  soadai-nationaleu  Entwicklungen 
vor,  weldie  für  die  zukünftige  föderalistische  (iestultung  Oster- 
Riehs  vou  eminenter  Bedentong  sind.  Das  nächste  Zi^  dieser 
fintwicklnngen  sind  offenbar  die  Konsolidierung  nationaler 
Ag^omnraite  je  auf  den  einzelnen  nationalen  Territorien,  Ton 
denen  es  im  ganzen  vier  oder  ftlnf  gibt,  deren  Umrisse  sich 
Weits.  wenn  auch  noch  unklar,  auf  dem  Horizont  der  Zukunft 
zu  zeichnen  beginnen.  Heute  steht  nun  die  Sache  so.  Es  wird 
Parlament  gespielt;  der  Absolutismus  aber  sorirt  f\\r  die  liilmU 
taug  des  Staates.  Den  nationalen  Gestaltungen  steht  er  indiÜ'erent 
gegenüber.  £r  wird  diejenigen  nutionalen  Gruppierungen  einst 
ratifizieren,  weldis  sich  durchsetzen  werden;  er  tritt  nur  den- 
jaucsn  Tendflpien  entimen,  die  ihm  dem  derzeitigen  Staats- 

Stiulfcsgebildes  ist  er  bereit,  sieh  alle  Nationalitäten  ausleben 

nnd  entwickeln  zn  lassen.  Der  österreichische  Absolutismus  ist 

anational  und  zu  dieser  Haltung  zwingen  ihn  die  nationalen 
Verhältnisse  Österreichs.  Xiu-  die  Hücksicbtcn  auf  die  äußere 
Sicherheit  bewirken  es,  daß  er  hie  und  da  einer  nationalen  oder 
auch  konfessionellen  Strömung  einen  Dampfer  au&etzt,  wenn 
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sie  ihm  eine  Auuäherung  au  eiueu  Nach))urstaat  zu  bedeuteD 
scheint,  wie  z.  B.  der  serbisch-orthodoxen  StrömuDg  in  Bosnien«' 
Herz^owinat  der  Los-Ton-Bom-Bewegang  in  den  deotacheii 
Landern  oder  der  Irredenia  in  Triest*).  Eine  solche  Parteinahme 
ftür  staatserhaltende  und  gegen  staatsgelahrlieh  scheinende  Str5- 
mimgen  sind  begreiflich.  Im  übrigen  hängt  die  Zulnmffc  Öster- 
reichs von  den  soziaten  Entwicklungen  ab.  die  sich  ziemlich 
imgeliemmt  vollziehen  und  zwar  je  \n  den  emzelueu  geogra- 
phischen Provinzen  Österreichs,  von  denen  jede  danach  strebt, 
eine  territorial-nationale  Einheit  zu  werden,  zu  einem  künftigen 
«Staat*  der  Vereinigten  Staaten  Österreichs"  sich  auszuge- 
stalten. Kann  ein  solches  Streben  in  der  Zukunft  einmal  yon 
^olg  gekrönt  werden?   Untersuchen  wir  diese  Frage. 

Wenn  der  Staat  kein  personliches  Werk  ist,  sondern  eine 
soziale  tocheinimg;  wenn  er  nicht  «nem  indiridueUen  Interesse 
dient  un<l  zu  dienen  hat,  sondern  einem  sozialen:  so  ist  ja 
wissenschalYHcli  seine  Betrachtung  vom  sozialen  Standpunkte 
berotlitit;-t.  Von  diesem  aus  l)etrachtet  ist  er  ein  soziales 
\\  e  s  e  n  (nicht  ein  organisches),  das  nicht  nur  für  sich  lebt 
und  webt,  sondern  zukünftige  soziale  Wesen  vorbereitet.  Das 
ist  eine  historische  Tatsache,  die  keines  Beweises  bedari  Die 
Staaten,  die  heute  existieren,  sind  Torhereitet  worden  durch 
Staaten  der  Vergangenheit,  die  heute  nicht  mehr  existieren:  es 
ist  also  der  Schluß  erlaubt,  daß  die  Staaten,  die  heute  existieren, 
Staaten  vorbereiten,  die  in  der  Zukunft  existieren  werden. 

Die  in  dieser  Richtung  unternommene  Betrachtung  des 
Staates  gehört  zur  soziologischen  Betrachtung  desselben.  Sie  ist 
verscliieden  von  der  politischen.  Der  Politiker  fragt  danach, 
was  der  Staat  für  sich  macht;  wie  er  die  Aufgaben,  die  er 
sich  bewußter  Weise  stellt,  anstrebt  und  zu  losen  unternimmt 
Der  Soziologe  faßt  diejenigen  ferneren  Ziele  ins  Auge,  denen 
der  Staat  unbewußt  zustrebt,  die  sozusagen  über  sein  Lebens- 
ziel hinausreichen,  über  die  er  seiner  Natur  nach  sich  kerne 
Kechenschaft  ablegt  und  keine  Sorgen  macht 


*)  Allerdiafi  in  das  Oe»p«aBt«rfurcbW 
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Um  sich  eine  Yoratellimg  zu  madim,  welcher  Art  diese 
Ziele  dnd,  müssen  wir  zaersi  die  I*rage  beantworten,  welche 
Ziele  der  Staat  wahrend  seines  Daseins  eneicht  Die  Frage  iist 
leicht  sa  beantworten.   Jeder  Staat,  dw  sich  aaslebt,  erreicht 

eine  Kultur  von  iiiitioji  alein  Gepräge.  Etwuü  Hüheres 
kaim  ein  Staat  niclit  erreichen.  Der  antike  römische  Staat 
erreichte  (oder  wie  man  das  auch  ausdrückt:  erzengte i  eine 
nationale  römische  Kultur  und  bereitete  die  spätere  italienische 
Kultur  vor.  So  folgen  sich  die  Stjuit^n  und  ihre  sozial* 
psychischen  Werke.  Diese  Tatsachen  sind  überall  nachweiBbar. 

Der  franzonsche  Staat  erzeugte  die  französische  Kultur,  der 
dsoisehe  Staat  oder  Staatenkomplex  die  deutsche  Eultur.  Woher 
aber  stammt  das  besondere  nationale  Gepräge  dieser  Kulturen? 
Die  moderneu  Rasseutbeorotiker  siigen :  vou  der  Rasse.  Ich  leite 
dieses  Gepräge  vou  der  nationaleu  Färbung  ab,  welche  jedes 
Land,  jede  politisch-geographische  Provinz  mit  der  Zeit  vou 
seinem  bodenständigen  Volke  erlangt.  Wir  sprechen  ganz  mit 
Hecht  von  deutschem  Boden;  es  gibt  aber  auch  slawischen 
Boden,  französischen  Boden,  italienischen  Boden  u.  s.  w.  Was 
heißt  das?  Die  Geologen  kennen  keinen  nationalen  Boden. 
Die  Erdkruste  zeigt  keine  nationalen  Verschiedenheiten.  Aber 
der  Soraologe  konstatiert,  daO  eine  Jahrhunderte  tmd  Jahr- 
tiiubeiiile  alto  Besiedelimg  eines  Bodens  durch  Stämme,  die  sich 
einer  he^oiitlereii  Spruche  he  lienen.  den  Boden  so  nationalisiert, 
d.  h.  mit  dieser  uatioiialeu  Sprache,  Art  und  Sitte  <hn(  Ii  tränkt, 
daß  auf  diesem  Hoilen  keine  andere  Sprache,  Art  und  Sitte 
mehr  gedeiht.  Es  hat  Tollkommen  den  Anschein,  als  ob  der 
Boden  nationalisiert  wttrde  nnd  nur  mehr  sehr  schwer  ent- 
nationalisiert werden  kann.  Mit  dem  Ausdruck  „Nationalisierung 
des  Bodens«  muß  der  Soziologe  einen  ganzen  Komplex  von  ür* 
sscfaen  nnd  Wirkungen  bezeichnen,  der  schwer  zu  analysieren 
ist,  der  sieh  aber  darin  äußert,  daß  an  bestimmten  j^e  »uiaphi- 
«.'hen  Zentren  das  äußere  AferkTnal  der  X.ititmalitiit  trotz.  Hin- 
uud  Herfliiteus  der  heterogensieu  Bevülkerungeu  liafteii  hleibt 
Qud  allen  in  und  auf  demselben  sich  ausiedelndeu  Bevölkerungen 
äch  mitteilt. 
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Es  bat  also  voUkonuneii  den  Anschein,  als  ob  die  verschie- 
denen nationa1-geogra}^U8chen  FroTinaen  irgend  eine  geheimms* 
▼olle  Wirkung  auf  die  in  ihnen  siedelnde  Bevlllkeruug  a«sQhten 

und  sich  dieselbe  assiiuilierten.  Man  kommt  bei  diesem  ge- 
heimnisvolk'n  Scbanspiele  auf  die  Idee,  daß  uicht  der  Mensch 
den  l^tnleii  heiler  rscKt,  sondern  dor  Boden  tleii^Ien- 
sehcu.  Wie  ander«  wäre  es  zu  erklären,  daß  ungeheuere 
Schwärme  nordgermanischer  Völkerschaften  in  Italien  «ich 
itabenisierten,  im  Osten  Europas  slawisierten? 

Nnn  sagten  wir  früher,  daß  der  Staat  als  soziale  Organi- 
sation eine  nationale  Kultor  sraengt  Dieses  Werk  des  Staates 
ist  aber  Ton  seinem  territorialen  Standort  abhängig:  er  kann 
nur  eine  solche  nationale  Kultur  erzeugen,  die  seiner  national- 
geographischen  l*rovinz  entspricht. 

Roms  Kultnnirbeit  sclieiterte  in  l)eut«<  liland  nn  dem  Wider- 
Stande  des  nationalen  deutschen  Hodens;  die  besten  und  kräf- 
tigsten Elemente  aber  germanischen  Volkstums  üsAim  in  Italien 
dem  romanischen  Boden  zom  Opfer,  ebenso  wie  Millionen 
deutscher  Ansiedler,  seit  dem  1B>  Jahrhunderte  nach  Osten 
wandernd,  vom  national-slawischen  Boden  absorbiert  wurden» 
In  der  Gegenwart  sehen  wir  es  mit  eigenen  Augen,  wie  gegen 
dieses  Naturgesetz,  daß  der  Boden  den  Kenschen  be- 
herrscht, die  prell  Bische  Regierung  in  den  polnischen  Landes- 
teilen einen  Kampi'  aufgenommen  hat  und  hören  die  Klagen, 
daß  alle  die  (ieldopfer  erfolj^loK  «gebracht  wurden.  \\  enden  wir 
nun  diesen  iiirfahnuigssutz  auf  Österreich  an  und  fragen,  wie 
stellt  sich  die  Arbeitsleistung  des  Staates  zu  jenem  Xaturgseeta 
der  Herrschaft  des  nationalen  Bodens  Ober  seine  BeTÖlkemng? 
Daß  der  aus  Deutschland  herausgewachsene  Staat,  die  Funktion 
jedes  Staates  natumotwendig  erfllllend,  eine  nstional-dentsche 
Kultnr  m  schaffen  strebte,  ist  Idar.  Er  konnte  nicht  anders 
—  denn  all  und  jeder  Staat  rollt  wie  eine  Kugel  auf  schiefer 
Kbeue  —  bi8  er  auf  ein  Hindernis  st<>ßt,  das  ihn  im  natur- 
notwe!idi<j:eii  Laufe  aut'liält.  da?»  er  aber  —  wie  die  Kugel  den 
Metullstiit  Ulli  dem  russischen  üillard  —  umkreist,  um  seinen 
Lauf  fortzusetzen. 
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So  scheiterte  das  Werk  der  nationfü-deatachen  Kulturarbeit 
ieUweiae  «n  dem  nationalen  Boden  der  slaTiscIien  Stamme, 

teilweise  aber  auch  an  der  natioiial-niaj^ryarisclioii  Kulturarbeit 
des  luas^N  arischen  Staates,  der  seiuersoits  die  Sisj'phusarbeit  der 
Entuatiomilisienuig  des  Bodens  seit  1(K  I0  Jahren  mit  «r^^rinijjeiu 
Erfolge  betreibt,  vor  der  deutschen  Kulturarbeit  aber  Österreichs 
auf  ungarischem  Staatsgebiete  einen  nmcbtigen  Vorsprung  ge- 
wonnen hat. 

Nun  ist  die  F^age,  welche  Funktionen  wird  der  dster- 
reichiBche  Staat  naturnotwendig  vollziehen,  nachdem  seine 
mittonal-deutBche  Kulturarbeit  an  einem  natttrlichen  Hindernis 

•gescheitert  ist?  Wer  in  der  Geschichte  nicht  eine  Summe  per- 
bimlicher  Handlriu^en,  die  sicli  an  hohe  und  allerhöchste  Namen 
knüpfen,  sondern  Vorgänge  sieht,  die  sich  uatiimotwendig  und 
namenlos  vollziehen,  der  kann  über  ihe  Funktionen  des  österr- 
reichischen  Staates  in  der  Zukunft  keinen  Zweifel  haben  - — 
insbesondere  da  diese  Funktionen  bereits  begonnen  haben 
und  wir  seit  drei  Dezennien  die  Bichtung  derselben 
schon  beobachten  können.   Es  kann  keinem  Zweifel 
unterliegen  —  der  Staat  in  Österreich  hat  seine  frühere  national- 
dent»che  Kulturarbeit  aufgegeben  und  paßt  sich  den  ihm  auf 
jeuem  Wege  entgegeugetreteuen  lliuderuissen  allmilhlidi  an. 
Er  Tiiiikreist  diese  Hindeniisse.  um  seinen  nnturuotwendigen 
Laut"  lortzusetzeu.  —  IH»*se  Hindernisse  sind,  wie  wir  schon 
andeuteten,  zweierlei:  sla\ischer  nationaler  Boden,  der  buch- 
stäblich Deutsclie  frißt  (man  denke  unr,  ^vioviel  er  davon 
schon  z.  B.  in  Galizien  gefressen  hat!)  und  zweitens,  ein  in 
entgsgengesetzter,  magyarischer  Bichtung  funktionierender  Staat, 
der  der  nationalen  *  deutschen  Kulturarbeit  entgegenwirkt  und 
aus  vielen  Gründen  in  seiner  magyarischen  Kulturarbeit  be- 
jjnliistigter  ist.  als  es  Osterreich  in  seiner  deutschen  Kulturarbeit 
War.    Sprechen  wir  zuerst  von  dem   magyarischen  Staat.  Er 
sf-beint  ja  unserem  obigen  Lehrsatz  \>>u  der  Kraft  des  uatio- 
ualen  Bodens  zu  widersprechen,  denn  auf  oüenbar  nicht- 
magyarischem  Boden  leistet  der  magyarische  Staat  nationai- 
msgyarisebe  Kulturarbeit   Gewiß  l  eine  Beihe  günstiger  Um- 
6«mplowies,  AUf.  SiMtsrecht.  10 
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stände  hat  es  den  Magyaren  ermoglieht,  ihre  Nationalität  anf 
fremdem  Boden  za  erhalten  und  von  einem  tas^  ausnahmaloe 
herrschenden  Gesetse  eine  glänzende  Ausnahme  zu  statuieren. 
Bazn  trug  erstens  hei  die  Art  und  Weise  ihrer  Besiedelung 

des  Landes,  he\  der  «^aiize  Streckeu  Laudes,  das  Zeutriim  des 
von  ihnen  »Iv kupierten  Territoriums,  kompakt  besiedelt  und 
seiner  früheren  Bewohner  wie  es  scheint  durch  radikale  Aus- 
rottung und  Vertreibung  entledigt  wurde.  In  den  Teilen  aber, 
wo  das  nicht  geschehen  ist.  wie  im  Norden,  Südwesten  und 
Süden  Ungarns,  da  ist  auch  die  Magyarisiernng  heute  schon 
sehr  in  Frage  gestellt  und  hat  schon  hente  die  national- 
magyariscfae  Kultorarbeit  einen  schweren  Kampf  mit  dem  Katxir- 
gesetz  der  Absorption  durch  den  nichtmagyarischen  nationalen 
Boden  zu  bestehen  —  einen  Kampf,  dessen  Ausgang  wir  noch 
nicht  kennen. 

Dieser  schwere  Kampf  nach  tausendjährigier  Herrschaft  mit 
Slowakentum,  Buthenentum,  Rumänismus,  endlich  Serben-  und 

Kroatentum  ist  ein  Beweis  der  Richtigkeit  unseres  oben  auf- 
gestellten pnlitisch-geographischen  Gesetzes.  Niu*  eines  ist  dabei 
sicher:  daß  sirli  das  Miigyareutum  anf  seinem  Gebiete  dem 
Deutschtum  überlegen  erwiesen  hat,  wozu  nicht  wenip^  der 
Umstiind  lieitrug,  daü  die  Deutschen  in  Ungarn  sehr  leicht  der 
^fiigyarisierung  Yerfallen  und  darin  wie  au<^  direkt  in  der 
Förderung  des  Magyarismus  mit  den  dortigen  Juden  wetteifern. 
Wie  gesagt,  alle  diese  anormalen  Verhältnisse,  die  yon  den 
Magyaren  mit  großer  Klugheit  ausgenützt  werden,  beweisen 
nur  die  Macht  desjenigen  Naturgesetzes,  gegen  welches  die 
Mtigyaren  mit  anerkennenswertem  Heldenmut  ankämpfen,  ohne 
daß  wir  lieute  st  hon  den  endgültij^on  Ausgang  dieses  Kampfes 
mit  Sicherheit  voraussehen  könnten.  Die  national-deutsche 
Kulturarbeit  aber  des  österreichischen  Staates  ist  auf  jenem 
Gebiete  ein  für  allemal  Terdrangt 

Nun  kann  der  r)sterrei(  hisclie  Staat  nur  auf  dem  engeren 
.cisleithauischen"  Gebiete  funktionieren,  wo  ihn  der  magya- 
rische Staat  in  seiner  Selbständigkeit  nicht  beeinträchtigt. 
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W!0  wird,  wi«  kann  nnd  wie  soll  nun  diese  Funktion  sidi 

geatalteu  ? 

Die  Funktionen  all  und  jedes  Staates  liubeii  immer  uud 
überall  Kulturarbeit  /.mu  Inhalt  und  Kultiu*  zum  Resultat.  Das 
ist  anvemeidlich,  hängt  von  niemandes  Willen  ab  unrl  c^ilt 
anek  yon  dem  barbarischesten  Staat.  Bußland  und  die  Türkei 
lasten  aach  Kulturarbeit  und  Marokko  und  Tunesien  auch. 
Die  Qualität  dieser  Arbeit  nnd  Üurer  Besoltate  hangt  ?on  den 
msnnigfadisten  äußeren  und  inneren  Bedingungen  ab.  Da 
aber  jeder  Staat,  wie  gesagt,  immer  nur  eine  national-gefärbte 
Kultur  erzeugeu  kuuu,  ilie  national -deutsche  Kultur,  weldie  der 
österreichische  Staat  bisiier  leistete,  an  deu  jtuUtiäcii-geo- 
graphischen  Situationen  seiner  nichtdeutseheu  Länder  scheiterte, 
60  entstellt  die  Frage,  welches  nationale  Gepräge  die  Kultur 
haben  kann  und  haben  wird,  die  der  österreichische  Staat  in 
aemen  nichtdeutschen  Ländern  fordern  wird?  Die  Antwort 
ksnn  nicht  zweifelliaft  sein:  dieses  Gepräge  hängt  Ton  der 
Nationalität  des  Bodens  dieser  Länder  ab.  Denn  —  Ton  der 
Nationalität  des  Herrschers  hängt  das  offenbar  nicht  ab.  Die 
französischen  Bemadotten  stehen  an  der  Spitze  eines  Staates, 
der  schwedische  Kultiu:  fördert;  uud  wenn  der  Koburger  auf 
dem  bulgarischen  Thron  seine  Zivilliste  in  Kiiho  genießen  will, 
muß  er  bulgarische  Kultur  fordern,  ebenso  wie  der  Hohenzoller 
in  Rumänien  rumänische  und  der  Wittelsbacher  in  Athen  neu- 
griechische Kultur  fordern  hilft.  Die  Persönlichkeit  und  Natio- 
nalität des  Herrschers  spielt  dabei  gar  keine  Rolle  —  denn 
Naturprozesse  gehen  ihren  Weg  und  kümmern  sich  nicht  um 
Persönlichkeiten,  auch  um  allerhöchste  nicht.  Ebensowenig 
kuiiiu'ii  auf  das  nationiile  [Oepnlge  der  vdu  einem  Staate  ge- 
leibteteii  Kulturarbeit  Minister  uud  Staatsniänuer  von  Einflull 
i^eiü  und  sogiir  herrschende  Miuoritäteu  können  die  Suche  auf 
die  Länge  nicht  ändern.  Wir  kihinen  also  mit  Bestimmtheit 
Toraussagen,  daß  die  yom  Staate  in  Osterreich  geleistete  und 
zu  leistende  Eulturarbeitr  ihr  nationales  Gepräge  Yon  der  Katio- 
nalitiit  des  Bodens  derjenigen  Länder  empfangen  wird,  in  denen 
er  seine  Funktionen  entfalten  wird. 

10* 
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Xun  ist  aber  die  Sache  nicht  so  einfach,  deim  diese 
«Lander''  (der  österreichische  Gesetzgeber  neuut  sie  -König- 
reiche und  liänder*)  sind  trotz  der  Unguistischen  slavischen 
Verwandtschaft  national  sehr  yerschieden  und  untereinander 
infolge  ihrer  Tersddedenen  historischen  Entwicklung  durchaus 
nicht  friedlich,  ja  sogar  meist  sehr  feindselig  gesinnt. 

£&  gibt  tiefliegende,  zu  oflfener  Feindschaft  anregende 
Gegensätze  zwischen  Tschechen  und  JPolen,  zwischen  Polen  und 
Buthenen,  zwischen  Serben  und  Kroaten  und  auch  keine  volle 
Obereinstimmung  zwischen  Kroaten  und  Slowenen. 

.ltMl<  1  t  h'wr  erwähnten  sechs  Nationalitäten  (von  den 
Kuniüneii  in  der  Bukowina  will  ich  ganz  absehen)  hat  die 
natürliche  Tendenz,  sich  zu  erhalten  und  ihre  nationale  Lebens- 
energie  sich  auswirken  zu  lassen,  also  sich  zu  entfalten.  Infolge- 
dessen stoßen  die  je  aneinander  grenzenden,  wegen  wider- 
streitender Baum-Literessen  kollidierend  aneinander.  So  gibt 
es  an  den  räumlichen  Berührungspunkten,  z.  B.  in  Schlesien 
feindliche  Beibungen  zwischen  Tschechen  und  Polen,  am  San 
in  Galizien  zwischen  Polen  und  Ruthenen  und  ebenso  in  Süd- 
ungarn,  Kroatien,  Sluwunien  und  Dalinatien  ^wisclieu  Serben 
und  Kroaten.  Dm-,  sind  nicht  die  einzigen  Ursachen  der 
Reibungen.  ü]s  gibt  tiefer  liegende  als  diese  territorialen  Grenz- 
streitigkeiten. Diese  tiefem  Gegensätze  wurzeln  in  der  histo- 
rischen Vergangenheit. 

Die  Tschechen  sind  heute  ein  Bauern-  und  Btirgervoik  vt-u 
vorwiegend  liberalen  iortseki ittliclien  Tendenzen;  die  Polen  ein 
unter  Adelsherrschaft  entwickeltes  Volk,  das  auch  heute  von 
der  Adelssnprematie  noch  nicht  entwöhnt  ist  Bei  den  Tschechen 
spielt  die  erste  «Jeicre  die  dem  Bauemstande  entwachsene  bür- 
gerliche Intelligenz.  Bei  den  Polen  ist  der  Adel  noch  immer 
die  leitende  Klasse.  Daher  der  tiefe  Gegensatz  auf  dem  Ge- 
biete der  inneren  österreichischen  Politik  zwischen  Tschechen 
and  Polen  seit  ihrem  ersten  Zusanmientreffen  hn  österreichischen 
Parlamente  im  Jahre  I84H,  ein  (  Jegensatz,  den  die  Verwandt - 
scliaft  ihrer  Sprache  dauernd  nicht  m  überbrücken  vermochte 
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md  fler  Iiis  lieut/.iitage  trotz  häufiger  momeutaiier  Auuäheniugä- 
versmhe  uiKluuert. 

Dazu  kommen  allerdings  auch  tiefe  gegenseitige  Miß- 
ätimmuigeii  ans  dem  Gnmde  entgegengesetzter  Sjm-  und  Anti- 
pathien nach  außen,  insbesondere  gegenüber  Rußland.  Während 
^  gegen  Deutschland  hin  exponierte  Lage  die  Tschechen 
zwingt,  ihren  moralischen  Bfickhalt  in  dem  einzigeu  slayischen 
Oroßstaat  zu  snchen:  sind  selbstverständlich  die  Polen  die 
»erbittertsten  Friiide  des  sie  mit  der  V  ernichtung  ihrer  Natio- 
nalität bedrfdieinleii  Staates. 

Xoch  schlimmer  ist  die  Feindschaft  zwischen  Ruthenen 
und  Polen.  Die  ersteren  können  den  letzteren  jahrhunderte- 
lange Bedrückung  und  Entnationalisierungsversuche  nicht  so 
leicht  yergessen,  wozu  sich  der  soziale  Gegensatz  des  grund- 
Mtzenden  polnischen  Adels  und  des  fast  besitzlosen  Bauem- 
volkes  hinanigeselli,  endlich  das  bislaug  allgemeine  Gravitieren 
der  Buthenen  nach  Rußland,  als  dem  ersehnten  Retter  und  Be- 
feciiüt/>*r  ciUer  bedrückten  slnwsclH^n  Stäranio.  Ich  unterhisse 
hier  ilit'  Ausführung?  ähnlicher  ge*^eiiseitiij;er  Wrstiumuingen 
und  Feindseligkeiten  zwischen  den  einzelnen  -südslawischen 
Stämmen,  namentlich  der  Kroaten  und  Serben  und  oilo  zur 
Frage,  welche  Wirkungen  die  Funktionen  des  dsterreichischen 
»Staates  auf  diese  verschiedenen  untereinander  nichts  weniger 
als  übereinstimmenden  slawischen  Nationalisten  üben  können 
imd  üben  müssen? 

Zuerst  eine  allgemeine  Betrachtung. 

(leschichtliche  Erfahrunjj^  lehrt  uus,  daß  die  einheitliche 
Kultur,  welche  ein  Staat  erzeugt,  sich  auf  einer  Vielheit  ver- 
schiedener sj»rachverwandter  Stämme  auiViaut,  wobei  die  Sjaache 
eines  dieser  Stämme  die  Oberhand  gewinnt  und  —  ziur  Natio- 
u>ilsprache  Avird.  Beispiele  dafür  sind:  Deutschland,  Italien, 
Frankreich,  Großbritannien. 

Man  darf  also  mit  einiger  Berechtigung  fragen:  sollte  sich 
dasselbe  Schauspiel  nicht  auch  im  slawischen  Osten  Europas 
wiederholen?  Sind  doch  die  Verschiedenheiten  zwischen  den 
tiüzeluen  slawischen  Idiomen,  z.  B.  zwischen  Tschechisch  und 
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Polniseli,  oder  KWischen  Polnisch  und  Butiieniflch,  zwiachen 
Eroatiflch  tmd  Slowenisch  durchaus  nicht  großer,  ab  swischen 
Süddeutsch  und  NorddeutscL  Wenn  nun  also  der  öster- 
reichische Stiuit  berufen  ist,  in  seinen  slawischen  Ländern  als 
Staat  zu  luiiktionieren  und  dabei  jede  Gorraanisierungstendeuz 
aufgab:  wiire  da  die  Annahme  nicht  here«  hti^t,  daß  er  irgend 
eine  gemeinsame  slawische  Nationalität  erzeugen  wird,  die  sieh 
fiber  all  den  Yerschiedenheiten  der  sprachenverwandten  Länder 
aufbauen  müßte? 

Dieser  Gedanke  drfingt  sich  um  so  mehr  auf,  als  doch 
jahrzehntelang,  ja  fast  ein  Jahrhundert  lang  ein  anderer  Staat, 
Bnüland,  eine  solche  Tendenz  offen  Terfolgte  und  der  ,Pan- 
slawismus*'  ein  sehr  verbreitetes  politisches  Pro^amm  war,  der 
erst  in  den  letzton  Moiiateu.  mau  kann  sagen  in  der  Tsu^c  hllJla- 
straße  Scliiffbruch  litt.  Denn  der  Paushiwismiis  war  das  Be- 
streben, alle  slawischen  Völker  Ost-Europas  unter  dem  Szepter 
der  russischen  Zaren  m  vereinigen.  Absonderlich  war  ja 
die  Idee  nicht  und  Rußland  wäre  in  der  Geschichte  nicht  der 
erste  Stsat,  dem  eine  solche  Vereinigung  der  Terschiedensten 
Stämme  geluugen  wäre,  die  zu  einer  nationalen  Einheit  ver- 
schmelzen würden  —  wenn  die  Großmacht,  die  ein'  solches 
Kulturwerk  in  Angriff  nahm  und  forderte  —  Großmacht  ge- 
blieben wäre.  Tjctzteres  ist  nun  nicht  der  Fall.  Als  Groljmacht 
scheint  Bußland  dem  Verfall  mit  lüeseusc  hritteu  ent^ei^^enzneilen 
und  damit  ist  auch  der  (russische)  Pauslawisnius  «^tvscheitert. 
Dieses  Mißgeschick  Rußlands  ist  ein  Glücksfall  tiir  Österreich. 
Denn  nun  braucht  es  die  ilmi  gefährliche  russische  pan- 
slawistische  Propaganda  nicht  zu  fürchten.  Aber  der  Umstand, 
daß  diese  Propaganda  jahrzehntelaug  nicht  ohne  Erfolg  geübt 
wurde,  ist  ein  Beweis,  daß  die  Idee  der  Verschmelzung  der 
yielen  slawischen  Stamme  zu  einer  nationalen  Einheit  gewisser 
realer  Grundlagen  nicht  entbehrte. 

Davon  kann  nun  nicht  die  Kede  sein,  daß  Osterreich  irtront! 
ein<^  ähnliche  panslawistische  Richtung  von  seinem  slawischen 
Läuderbesitz  au.s  einschlagen  k("mute.  Aber  die  Frage  ist  be- 
rechtigt, ob  die  staatlichen  Funktionen  auf  dem  Territorium 
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der  dawischen  Länder  österreidw  eine  Yereinlitttlichuug.  mne 
nationale  Verschmelzung  dieser  Länder  zur  Folge  haben  können, 
oder  üb  dieselben  jedes  eiüzelii  iuuerlialb  des  österreichischen 
Stuates  seine  besondere  nuüunaie  Existenz  und  Entwicklung  zu 
erwarten  haben. 

Letzteres  ist  nun  mmächst  gewif^  zu  erwarten.  Nachdem 
<lie  ^'ormaninermig  dieser  Länder  sich  als  anmöglich  und  an- 
duichfUhrbttr  erwiesen  hat,  so  hangt  es  weder  Yom  Herzseber 
noch  Ton  den  früher  herrschenden  Deutschen  ah,  sondern  ist 
eme  nnTermeidliche  Folge  der  Tatsache  des  staatlichen  Be- 
standes und  der  vom  Staat  geübten  Funktionen,  daß  sich  diese 
Länder  uational  entwickeln.  Wenn  nun  auch  die  \ori)tdiii- 
giin^^en  einer  imtioualeu  i^iitwicklung  in  den  eiuzehu'ii  dieser 
Läüder  in  verschiedenem  Malie  gegeben  sind,  iudem  die  einen 
schon  eine  Jahrhunderte  alte  Literatur  besitzen  (z.  B.  f*oI(  u), 
die  andern  erst  seit  kurzem  eine  Literatur  zu  entwickeln  be- 
ginnen  (Bathenen,  Slowenen),  so  ist  doch  im  Zeitalter  der 
billigen  Herstellung  von  Preßerseugnissen  und  des  leichten 
geistigen  Verkehrs  mit  anderen  Kulturrolkem  (Obersetzangen 
aus  fremden  Sprachen  )  u:iir  nicht  daran  zu  zweifeln,  daß  auch 
die  jüngsten  dieser  r^lawischen  Stämme  sehr  bald  auf  einen 
entsprechenden  Knlturbesitz  werden  hinweisen  k('>nuen. 

Altere  Kultiirv(jlker  pflegen  auf  jüngere,  die  es  noch  nicht 
60  weit  gebracht  haben,  mit  Stolz  und  Hochmut  herabzublicken, 
in  der  festen  Überzeugung,  daß  man  ,.zu  eiiKM  solchen  Kultur 
nicht  Über  Nacht  gelangen  kann,  daß  es  Jahrhunderte  gedauert 
hat,  bis  man  eine  solche  Kultur  erwarb*.  In  diesem  Bason- 
nemeut  steckt  ein  Bechenfebler.  Heutzutage,  in  dem  Zeit- 
alter des  Dampfes  und  der  Schnellpressen,  wird  Yon  jungen 
Kulturvölkern  Kultur  tatsächlich  über  Nacht  erworben 

—  sie  brauchen  nicht  erst  Jahrhunderte  daran  sich  abzumühen 

—  «las  hal)en  andere  für  sie  getan.  Da  kann  man  nicht  sagen: 
»Weh  dir,  dal}  du  ein  Enkel  bist",  sondern  mau  muß  sagen: 
«Wohl  ihnen,  daß  sie  Enkel  sind"  —  in  der  Kultur.  Es  ist 
nnglaublicb,  wie  schnell  sich  heutzutage  Völker,  deren  Kultur 
Ton  gestern  datiert,  zur  geistigen  Höhe  aller  Kulturrölker  auf- 
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schwingen.  Man  denke  nur  an  die  Tscbechen,  deren  Kultur 
kaum  seit  den  40  er  Jahren  des  19*  Jahrhunderts  datiert,  deren 
ganze  nationale  Intel  ligeuz  bekanntlich  noch  im  Jahre  1848 

^uiiter  einem  Dache"  Platz  fand.  Wer  aber  da  meint,  daß  die 
henti^re  tsi  liecliiöche  Intelligenz  infolge  dieser  Jugend  Itedentend 
tiülor  ötelie,  als  die  irgend  eines  alten  Kiilturvolkeb  —  der  irrt 
gewaltig.  Zwischen  einem  gebildeten  Tschechen  und  einem 
gebildeten  Deutschen  läßt  sich  durchaus  kein  Unterschied 
statuieren,  der  auf  das  höhere  Alter  der  deutschen  Kultur  hin- 
weisen würde.  Betrachten  wir  z.  B.  gewisse  Merkmale  der 
Kultur.  Bis  es  lüe  Deutschen  zu  einem  ,  Brockhans "  oder 
n Meyer*  gebracht  haben,  das  hat  allerdings  lauge  gedauert 
Viele  Jalirhunderte  gelehrter  Bildung  mußten  vorausgehen,  eine 
lange  Reilie  Generationen  von  .Donkern  und  Dichtern*  haben 
au  dem  Schatz,  des  Wissen^  uiui  geistigen  Könnens  gearbeitet, 
um  so  einen  ^  Brockhaus •  möglich  zu  machen.  Da  kommt  so 
ein  junger  Springinsfeld  auf  dem  Gebiete  der  Kultur  wie  dus 
tschechische  Volk,  und  ehe  man  sich  versieht,  haben  sie  ihr 
^Wissenschaftliches  Lexikon"  (Naudny  Slovnik),  der  es  in  all 
und  jedem  mit  der  Jubelausgabe  des  Brockhaus  au&immt,  ja 
denselben  durch  die  gelehrten  Artikel  über  die  slawische  Welt 
noch  Übertrifft.  Und  ebenso  auf  anderen  Gebieten.  Ein  großes 
tschechiücheö  politisches  Journal  steht  einem  deutschen  in  der 
ganzen  Mache,  in  dem  geistigen  Gehalte,  dem  intellektueiien 
Niveau  keineswegs  nacli.  Man  sagt,  daü  die  Kinder  in  unserer 
Zeit  schon  intelligenter  geboren  werden:  dasselbe  scheint  mit 
den  jungen  Kulturrölkem  der  fall  zu  sein.  Sie  brauchen  nicht 
Jahrhunderte,  um  auf  die  Höhe  der  älteren  Kultnryölker  zu 
kommen:  das  geschieht  in  unserer  Zeit  unglaublidi  schnelL 
Als  weitere  Beispiele  solcher  blitzzugartigen  Knlturentwiddong 
in  neuester  Zeit  konnte  ieh  *iie  Slowenen  und  Kutheuen  zitieren 
—  doch  würde  mich  das  hier  m  weit  füluen.  (Auch  von 
Esten  und  Lotten  ist  mir  dassell)0  erzählt  worden.)  Iluljen  es 
nun  die  politischen  Verhältnisse  mit  sich  gebracht,  daß  der 
Staat  seine  Funktionen  in  den  Dienst  der  Kulturentwicklung 
solcher  Volker  stellen  muH,  so  erfolgt  diese  Entwicklung  in  immer 
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beschlcfimigtorem  Tempo:  denn  dieselbe  Mascbinerie,  die  froher 

die  Entwicklimg  dieser  Völker  niederhielt,  arbeitet  heute  mit 
V()lldam])f  an  der  Fönlorung  derselben. 

Hi"i!iit  siiul  wir  zu  der  oben  {gestellten  Frage  über  die 
lULTOii  der  Funktionen  des  österreichischen  Staates  auf  die 
v(>r>«  hiedenen  Nationalitäten  seines  Länderbesitzes  zurückgekehrt 
Und  die  Antwort  kann  nun  nicht  zweifelhaft  sein.  Er  wird 
die  nationale  Entwieklnng  derselben  nach  allen  Seiten  hin 
mächtig  fördern. 

Es  ist  nnn  begreiflich,  daß  sich  die  Dentschen  Österreichs 
eiuer  solchen  „Politik*  der  Österreich isclien  Rej^ierunj^  mit  aller 
<iew{ilt  out^eijenstemmen.  dieselbe  vcnirteilen  uuil  sie  mit  allen 
Mitteln  bekämpfen  müssen.  Sie  werden  gegen  diese  „Politik- 
alle Abwehrmaßregein  ergreifen.  Nationaler  Selbsterhaltungs- 
trieb zwingt  zu  einem  solchen  Verhalten.  Nur  int  das,  wo- 
gegen sie  ankämpfen,  nicht  eine  «Kegierongspolitik'^,  wie  sie 
falschlich  meinen,  sondern  ein  Entwicklungsprozeß,  der  nicht 
Ton  den  einzelnen  Ministem  abhängt.  Man  hat  Yon  deutscher 
Seite  Tor  wenig  mehr  als  einem  Dezennium  es  dem  Einflüsse 
ebies  polnischen  Unterrichtsmim.sters  (Madejski)  zugeschrieben, 
daU  in  Untersteiermark  (Cilli)  das  erste  sluweulsche  (iymnasium 
errichtet  wiurde.  Nicht  lange  uacli  ilim  kam  ein  Deutscher  als 
Cnterrichtaminister,  der  obendrein  ein  deutscher  Uniyersitäts- 
professor  war  (von  Härtel),  und  der  yerspracli  den  Slowenen 
gleich  eine  ganze  Universität.  Von  deutscher  Seite  wurde  er 
darob  mit  Vorwürfen  UberhaufL  Als  ob  solche  Buge  von  den 
einzelnen  Ministem  abhangen  würden.  Als  ob  die  Entwicklung 
solcher  sozialpolitischen  Verhältnisse  von  Hinistern  abhängen 
würde,  währeud  doch  im  Gegenteil  Handlungen  und  Taten  der 
Minister  von  diesen  Entwicklungen  abhängen,  von  denselben 
diktiert  werden.  Und  diese  Entwicklungen  gehen  ihren  Gang 
trotz  aller  liekriminationen.  Nun  aber  drängt  sich  eine  weitere 
IVage  auf.  Hat  je  ein  Staat  mehrere  nationale  Kulturen  er- 
zeugt? Kann  ein  Staat  gleichzeitig  mehrere  verschiedene 
nationale  Kulturen  fordern?  Davon  allerdings  kennt  die  Ge- 
schichte kein  Beispiel.  Das  ist  begreiflich.  Denn  die  Funktionen 
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des  Staates  haben  doch  in  erster  Linie  die  Tendenz,  das  Zn- 
sanunenleben  der  Menschen  möglichst  za  erleichtern,  ihren 
gegenseitigen  Verkehr  zn  fördern.   Daher  eliminieren  diese 

Funktionen  alles,  was  dieses  Zusaiimienleben  stört,  diesem  Ver- 
kehr hindernd  in  den  Wef^  tritt.  Wenn  der  Staat  regelrecht 
fuuktioniert,  l)eseitigt  er  Verl>recher.  welche  das  friedliche  Zn- 
sammenleben  l)e(lrohen,  schaö't  er  Verkehrsmittel  und  Anstalten, 
ordnet  er  mittelst  des  Bechtes  Eigentamsrerhaitnisse,  um  keine 
Streitigkeiten  anjfkommen  zu  lassen  usw.  nsw.  In  derselben 
Bichtung  seiner  Tätigkeit  liegt  das  Bestreben,  einer  Sprache 
im  ganzen  Staatsgebiete  als  Verstandigimgsmittel  Geltung  zu 
yerschaffen.  Daher  kommt  die  Kattonalisierongstendenz  der 
Staaten.  Kußlands  Versuche  der  Russifizierung  aller  seiner 
ViUker  lagen  in  derselben  Kichtung  der  natürlichen  Funktionen 
des  Staates,  wie  die  einstige  Tendenz  Österreichs,  der  Ger- 
manisierung seiner  Länder.  Nun  wissen  wir,  daß  diese  natür- 
liche Tendenz  des  Staates  auf  mächtigere,  natürliche  Hinder- 
nisse stoßen  kann,  yor  denen  sie  kehrt  machen  and  an  die  sie 
sich  anpassen  muß.  Bnßland  stieß  auf  solche  Nationen,  die  es 
nicht  ruBsifizieren  konnte  und  Osterreich  auf  solche,  die  es 
nicht  germanisieren  konnte.  Wenn  nun  andi  danras  folgt,  daß 
die  .sich  als  unmöglich  erweisende  Natioualisienmg  auigegeben 
wird,  so  ändert  das  jedoeh  niclit  die  natHrliehe  Tendenz  des 
Staates  in  der  von  ihm  unter  dem  Zwange  übermächtiger  Ver- 
hältnisse eingeschlagenen  neuen  l\i<  litung.  Nach  Aufgabe  der 
Germanisiening  in  seinen  slawischen  Ländern  wird  der  Staat 
in  Österreich  nichtsdestoweniger  durch  seine  Funktionen  auto- 
matisch die  Tendenz  ?erfolgen,  seine  Terschiedenen  slawischen 
Völker  einander  zn  nahern.  lär  wird  also  unbewußt  und  auto- 
matisch, indem  er  Kultur  im  Allgemeinen  fördert,  die  Abstände 
nud  Verschiedenheiton  seiner  slawischen  Völker  nicht  erweitem, 
sondern  allmählich  aufheben  und  ebnen  —  der  einheitliche 
Staat  wird  eo  ijisd  die  verschiedenen  slawischen  \  öiker  seines 
Läii»h'i<i;ebietes  einander  nähern.  — 

Damit  greift  das  Käderwerk  des  österreichischen  Staates 
in  das  noch  viel  größere  Baderwerk  des  osteuropäischen  Kui- 


Digitized  by  Google 


Natio&alitfttttildbnple  in  Otterreicb. 


155 


iorproblems  ein.  Wie  jedes  andere  Kultarproblem,  best^t 
•ach  dieses  darin,  die  yieleii  sprachverschiedeneu,  obwohl  sprach- 
verwaudten  Völker  Osteuropa»  unier  einen  iriedlichen  Hut  zu 
bringen. 

Krieg  ist  sehr  häufig  ein  Mittel  der  Kultur  —  ahor  der 
Zweck  der  Knltnr  kann  doch  nur  der  fViede  und  friedliches 
Zusammenleben  sein.  Daher  besteht  jedes  Kulturproblem  darin, 
dn  solches  Zusammenleben  zn  ermöglichen,  und  wenn  man 
TOD  Krieg  und  Gewalt  absieht,  kann  dieses  Ziel  nur  erreicht 
werden  dnrch  sprachliche  Aunälieiuug  und  geiueinsiinie  Kultur. 

Unbewußt  verfolgen  diesos  Ziel  alle  Staaten  nicht  ohne 
Krieg,  Gewaltanwendung  und  Blutvergießen.  Dieses  Ziel  yer- 
folgte  denn  auch  der  russische  Panslawismus.  Man  kann  heute 
annehmen,  daß  das  Zarenreich  nicht  mehr  imstande  sem  wird, 

diese  Kulturarbeit  aufeunehmen,  bestenfalls  aber  wird  es  nur 
die  eine  Hälfte  derselben  leisten  können,  die  Vereinheitlichnnj:^ 
des  (.)5tslaweutum.s.  Auf  dem  Gebiete  des  West-  und  k^üd- 
slawentums  bleibt  aber  diese  Arbeit  demjenigen  Staate  vor- 
behalten, der  hier  als  solcher  funktionieren  wird.  Gegenwärtig 
ist  es  ()sterreich.  Der  Gedanke  ist  nicht  abzuweisen,  daß,  indom 
Österreich  die  verschiedenen  west-  und  südslawischen  Völker 
auf  seinem  Gebiete  yereint,  es  diesen  Teil  des  osteuropäischen 
Kxdturproblems  zn  lösen  berufen  ist. 

l>ies*er  Gediiuke  dränj]^  sioli  um  .so  mehr  auf,  wenn  mau 
ff^wisse  geistige  Strömungen  und  natioual-politische  lk\><trel)Liiii^»>n 
innerhalb  dieser  Völkerstämine  objektiv  beobachtet,  welche  ganz 
dazu  geeignet  sind,  jenen  Beruf  den  österreichischen  Staats- 
männern zu  suggerieren.  Auf  diese  Strömungen  und  Strebungen 
wollen  wir  hier  nur  noch  kurz  hinweisen. 

Der  fussisclie  Panslawismns  hatte  im  Herzen  des  Slawen- 
tums, üi  Polen,  einen  erbitterten  Gegner.  ^lan  besehuldi^^te 
ihn.  und  da.s  nicht  mit  Unrecht,  daß  er  unter  dem  gleißenden 
Vorwande,  alle  Slawen  zu  vereinigen,  fiir  den  russischen 
Despotismus  Werbedienste  leiste,  alle  slawischen  Völker  der 
masiBehen  Knechtschaft  überantworten  wolle. 
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Um  demselben  nur  ja  gründlich  auszuweichen,  wurden  all 
und  jede  Annäherungsversuche  zwischen  den  sprachverwandten 

slawischen  Stäinmeii  als  .  I^uisilawisnnis-  von  den  Polen  vorjM'nit 
und  LTeiu-litet.  Die  liarmlo^jostoii  KOnirresse  slawlsclior  Linji'nisteu 
"^^wden  als  Mittel  dos  ,  Paunissismus-  gebrandmurkt.  Unter 
diesen  Anfeindungen  litt  all  und  jeder  Versuch,  die  sprach* 
verwandten  Stamme  auf  kulturellem  Gebiete  einander  näher  zu 
bringen. 

Diese  reservierte,  ja  fast  feindliche  Haltung,  insbesondere 
der  Polen,  sodann  aber  audi  der  liberalen  Elemente  der 

slawischen  Stamme  solchen  Annäheningsversncheu  ge^euül^er 
bo<^auii  gegeu  Endo  der  80er  .lahre  des  verflossenen  .Tahr- 
kimderts  einer  eutgegeugeset/ten  -sla\vu|tliilen*  Stroimni»^  zu 
weiclieu.  An  den  österreicliischeu  Hochscliuleii  begann  tlamals 
unter  den  Studierenden  slawischer  Nationalität  sich  eine  An- 
näherung zu  vollziehen,  die  nicht  unbedeutsame  Folgen  nadi 
sich  ziehen  sollte.  Man  begann  «wischen  «Slawismus*  und 
«Panslawismus«  zu  unterscheiden.  Der  erstere  sollte  von  allen 
politischen  Bestrebungen  sich  fernhalten  und  nur  die  kulturelle 
, slawische  liegenseitigkeit*  und  Solidarität  auf  kulturellem 
(literarischem,  linguististliLiii)  (iebiete  pflegen  und  fördern. 

Diese  seit  kaum  zwei  1)0/011  nieii  aufgetretene  Strüiuung 
hat  schon  bis  heutzutage  sehr  l)eaciiten.swerte  Resultate  geliefert. 
Nach  den  Annäherungen  und  Ver})rüderungeu  studentischer 
Vereine  der  verschiedenen  slawischen  Nationalitaten  an  den 
österreichischen  Hochschulen  kamen  Gründungen  von  „Sla- 
wischen Vereinen*,  an  welche  sich  dann  solche  von  , Slawischen 
Klubs"  anschloßen.  Filr  den  totalen  Umschlag  der  öffentlichen 
Stimmung  und  Meinung  diesen  Erscheinungen  gegenüber  ist 
nichts  bezeichnender,  als  daß  in  der  .Metropole  des  exklusiven 
Pt)l<)nisniu>.  in  Krakau,  wo  bisher  die  iLiiiDranz  aller  slawisch- 
nicht polnischen  Idiome  und  Literaturen  t'örmlith  gezüchtet  und 
als  hiW  hster  Patriotismus  betrachtet  wurde,  in  den  90  er  Jaluren 
unter  der  Patronanz  von  Universitäts-Professoren  ein  ,  Slawischer 
Klub*  gegrOndet  wurde  und  seit  Anfang  dieses  Jahres  sogar 
eine  Monatsschrift  «Die  slawische  Welt*  erscheint. 
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Alle  diese  Gründungen  sind  zunächst  nicht  politisch  und 
vor  allem  nicht  panslawistisch.  Sie  sind  aueschlieOlich  kulturell 
und  entspriugeu  zunädist  dem  begreiflichen  literarischen  Inter- 
esse, die  sprachy erwandten  Literaturen  und  ihre  Entwicklung 
kemieii  zu  lerneu. 

liei  der  Pflege,  welche  heutzutaj^e  jeder  luodenu»  Staat  der 
Wisijeiischaft  uud  Literatur  entgegeubring«»u  muß,  kaiiii  es  ja 
nicht  fehlen,  daß  der  österreiehisrlie  Staat  uoleus  volens  alle 
diese  slawischen  Beätrebuugeu  fördert.  £r  muß  uämlich  Schulen 
grfinden;  nach  den  Volksschulen  kommen  die  Bärgerschulen 
und  Lehrerseminare;  überall  in  den  nationalen  Sprachen.  Also: 
tachedusdi,  polnisch,  ruthenisch,  slowenisch,  kroatisch,  audi 
serbisch.  Nach  den  Bür^^erschulen  kommen  die  Mlttefschulen, 
Gvmuasien  mid  Technik«  n,  und  nach  diesen  — -  die  riiiversi- 
tätoii.  St«ll)stverstäiidii(  li  vollzieht  sich  das  alles  unter  hef- 
tigstem \\  idcrspnu  li  der  Deutsrhen. 

Es  hilft  ihueu  aber  nicht.  Uhendrein  sind  es  lauter 
deutsche  Minister,  welche  an  den  Wendepunkten  dieser  un- 
rermeidiichen  historischen  Entwicklung  Österreichs  immer  die 
mtsclieidenden  Schritte  tun.  An  die  Namen  der  deutschen 
Minister  Giskra,  Stremayr,  Gautsch  und  Härtel  knüpfen  sich 
die  wichtigsten  Verordnungen,  Entscheidungen  und  Gründnnj:ren, 
welche  wie  Marksteine  die  gebundene  Marschroute  hezeicliiieu, 
die  die  historischen  Verhältnisse  und  u;''otrrai)liis(  lu»  Lage  deiu 
österreichischen  Staate  vorgezeichnet  haben.  Daraus  kann  man 
ersehen,  daß  Minister  Wechsel  auf  die  Richtung  der  Kut- 
wicklnng  keinen  Einfluß  haben;  die  häuLTt  ohou  nicht  von 
Mimstem  ab.  Das  Gegenteil  ist  der  Fall:  die  Richtung  der 
Entwicklung  entscheidet  souverän  &ber  die  Handlungen  der 
Minister,  mögen  sie  welcher  Nationalitat  immer  angehören. 
Und  auch  nachdem  die  Führer  der  Deutschen,  Der&chatta, 
Prade  und  ^larcliet,  Minister  geworden,  kann  die  Hichtung 
dieser  Katwickluug  nicht  um  Hnareshreite  anders  werden:  die 
deutschen  Minister  haben  gewiß  den  ijesten  ^\  illen,  ihrer  Nation 
die  größtmöglichsten  Dienste  zu  leisten;  aber  historische  Natur» 
prosesse  können  sie  nicht  ändern. 
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Auf  diese  Weise  fordert  imd  begünstigt  der  Staat  in 
Osterreich  sowohl  die  Entwiekbmg  der  einzelnen  slawischen 
Nationalitaten  und  dadurch  implidte  —  bei  der  heutigen 
slawistischen  Strömung  —  die  Annäherung  derselben  anmnander, 

d.  i.  den  Sluwismus. 

Nun  ist  es  aber  eine  Kriulirungstiitsache,  daß  sozial-psj- 
cliisclie  Strömungen  nur  die  Vorboten  und  Begleiterscheinungen 
politischer  Bestrebungen  sind«  Man  denke  an  die  Kinignng 
Italiens  und  Deutschlands  und  die  ihnen  Torangegenen  sozial- 
psychischen Strömungen. 

Danarli  dürfti»  dio  Behauptung  nicht  als  gewagt  erscheinen, 
daß  auch  der  SluwLsmub  in  ( »sterreioh.  wenn  er  auch  ziiuächbt 
ein  ausschließlich  kultureller  und  literarischer  ist.  diesen  Cha- 
ruld;er  nicht  bewahren,  sondern  bei  einem  gewissen  Qrad  der 
Krstarkung  ins  Politische  umschlagen^  sich  in  eine  politische 
Strebung  umsetzen  wird. 

Soll  ich  liir  diese  Behauptung  einen  Beweis  erbringen? 
Nichts  leicliter  als  das.  Man  blicke  nur  nach  Kroatien.  Dal- 
matien,  Krain  und  das  österreichische  Küstenland.  Das  .  drei- 
einige *  Königreich  w\irde  von  Ungarn  im  Bunde  mit  den 
Deutschen  nach  dem  Grundsätze  divido  et  impera  in  zwei  Teile 
gespalten.  Kroatien-Slawonien  blieb  bei  Ungarn,  Dabnatien 
kam  an  Österreich.  Aber  es  wahrte  nicht  lange  und  die 
sozial-psychischen  Einigungs-Strömungen  auf  Grundlage  der 
^^1 'ichen  (serbo-kroatischen)  Nationalität  setzten  sich  in  politische 
Bestrelningen  um,  die  Vereinigung  dieser  Liiiider  hcrl)eizufnhren. 
In  Agram.  Ki\ime  und  Zara  wurden  (lie.sl>ezügliehe  Forderun-'Mi 
schon  zu  wiederholten  Malen  laut  und  offen  proklamiert,  m 
Zara  von  dem  dalmatinischen  Landtage.  Da^  braucht  weniger 
Wunder  zu  nehmen;  spricht  doch  für  eine  solche  Vereinigung 
nicht  nur  die  historische  Vergangenheit,  die  gleiche  Natiomüitai, 
sondern  auch  das  kodifizierte,  nicht  au^hobene,  noch  immer 
anerkannte  kroatische  und  ungarische  Staatsrecht. 

Aber  auch  die  seit  mehreren  Dezennien  fortgesetzten  An- 
näberuugeu  der  Kroaten  an  die  ihnen  sehr  nahestehenden  Slo- 
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Irenen  Krains  und  btriens  sind  heute  bereits  in  das  Stadium 
der  politischen  Bestrebungen  umgeschlagen. 

Man  erwSgt  yiel^h,  ob  es  zwischen  Kroatien  und  «Slo- 
wenien- nicht  zu  irgend  einer  I  nioD  ki  iiuatMi  könnte.  Die 
Verwirklichnnir  solclier  Pliiue  i^t  selbst vei.-<tiiii<llic)i  noch  weit 
im  Felde.  Denn  erstens  giltt  es  zwischen  Kroaten  und  Slowenen 
einen  ähnlichen  Gegensatz,  wie  zwischen  Polen  und  Tschechen. 
T>ie  Kroaten  sind  ein  ,  Adelsvolk d.  h.  ein  Volk,  das  seit 
Jahrhunderten  unter  adeligem  B^;ime  sich  entwickelte;  davon 
zeugen  noch  ihre  Wappenbrüderschaften,  ahnlich  wie  bei  den 
Polen.  Die  Slowenen  kennen  diesen  ganzen  Plunder  nicht  und 
sind  daher  mehr  demokratisch,  so  wie  die  Tschechen.  Daraus 
^-iitstehen  gewi^iisO  Mißholl igkeiten,  die  nicht  so  leicht  zn  über- 
winden sind.  Eines  aber  ist  sicher:  das  dreieinige  Königreich 
wird  einig  werden  trotz  der  I  stJTer  Verfassung,  welche  das- 
selbe zwischen  Ungarn  und  Osterreich  aufteilte.  Denn  der 
gemeinsame  kroatische  Boden  wird  sich  als  lebensföhiger  er- 
weisen, als  eine  ,^Uberale«  Verfassung.  Die  Yolkskräfte  werden 
sidi  geltend  machen  und  siegen.  Und  auch  die  Slowenen 
werden  sich  entwickeln,  obwohl  sie  es  in  ihrem  Lande  mit 
zwei  mächtigen  alten  Kulturnationen  zu  tun  haben,  für  welche 
ihre  Entwicklung  geführlich  ist:  mit  Italienern  und  mit 
Deiitsclieii.  Diesen  wird  ;iuf  slowenischem  Hoden  das  Los 
aller  alten  Kulturvölker  nicht  erspart  bleiben.  Sie  können  froh 
sein,  wenn  sie  auf  ihrem  eigenen  Boden  von  fremden  Barbaren 
nicht  überflutet  imd  besiegt  werden;  wo  sie  aber  über  die 
Gnenzen  ihrer  Heimat  hinaus  Eultnrsamen  streuten;  streuten 
sie  Kadmeische  Drachenzahne,  aus  denen  gewappnete  Scharen 
entstehen,  die  ihnen  feindlich  entgegentreten.  Die  geschichtliche 
Entwicklung  ist  keine  Idylle  und  ethische  Gefühle  sind  nicht 
Leitsterne  der  Völker.  Mun  imiß  sich  sclion  damit  zufrietlen 
geben,  wenn  die  V()lkerk;iinj)fe  innerhalb  stuitlicher  Rechts- 
ordnungen sich  vollziehen ;  ihre  Triebfedern  aber  und  ihre  Ziele 
liegen  weder  auf  dem  Gebiete  des  Kechts  norh  d  >r  Ethik,  son- 
dern ergeben  sich  aus  dem  Wesen  des  sozialen  Naturprozesses. 
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Fanftes  Kapitel. 

Gesellsehaftiiehe  Oestaltunffen. 
Die  Begriüe:  Stamm,  Kaste,  Stand,  Klasse,  Volk  und 
Xation  erschöpfen  noch  immer  nicht  den  ganzen  Kreis  sozialer 
Erscheinungen  im  Staate,  wenigstens  nicht  alle  Seiten  der- 
seihen.  Es  trat  zu  diesen  BegrifPen  imgefahr  seit  dem  Anfange 
des  vorigeu  Jahrhunderts  noch  einer  hinzu,  der  bis  dahin  weder 
gt'nn^r  kl;tr  irestellt,  noch  seinem  \\  cseu  uiul  l  latauge  na«  h 
j^iniiigeiitl  ergriiudeL  wunle.  Wir  meinen  den  Begriflf:  Geseil- 
schaft.    Dieser  neue  Hegritt"  entstand  auf  folgende  Weise. 

Die  mittelalterliche  Gliederung  der  Volkes  war  unter  dem 
Anstürme  der  franzosischen  Revolution  zusammengestürzt  Die 
Gleichheitsbestrehungen  vom  Ende  des  18.  und  die  des  10.  Jahr* 
hunderts  brachten  wen^^ns  in  der  Theorie  eine  Tollkommene 

Gleichstellnn;^  aller  StaatshiUger  zustande.  Alle  Unterschiede 
sollten  vtTscliw  iiidoii  uikI  der  Staat  in  seine  , vollkommen 
gleichen-  Individuenatome  aufgelöst  werden.  Wiewohl  diese 
Nivellierung  und  Gleichstellung  in  den  tatsächlichen  Verhält-^ 
nissen  nicht  lM>ii;ründet  war,  wurde  sie  doch  von  der  ganzen 
RouBseau^Kan tischen  Schule  in  gutem  Glauben  als  Dogma 
hingenommen  und  theoretisch  bis  in  ihre  fernsten  Konsequenzen 
fortentwickelt  Allmahlig  aber  wurde  man  gewahr,  daß  das 
beliebte  Schlagwort  Gleichheit«*  doch  kein  Zaaberwort  seit 
mit  dem  man  all  ilie  sozialen  tiestaltungen,  die  zwischen  dem 
Individuum  und  dem  Staate  in  der  Mitte  sich  befinden  und 
häutig  üVier  die  (Trenze  des  einzelnen  Staiites  liinausreicheu  — 
daß  mau  all  dies  nicht  mit  dem  einen  Worte  Gleichheit  in 
reines  Nichts  auflösen  könne. 

Einem  schärferen  Blick  filr  reale  Erscheinungeu  konnte  ea 
nicht  entgehen,  daß  die  Staatswissenschaft  Ton  dem  mittelalter* 

liehen  Kxtrem  der  Dogmatisiemng  des  Stände-  und  Zunft we^ens 
iu  das  auclere  Extrem  der  DoEn^ütisiernnir  dos  Gleioliiieitv«;- 
prinzii«  übergegangen  war;   dali,   wie  emeiseiU   der  mittel- 


Digitized  by  Google 


iieBeUacbafkliche  GeBtaltangmi.  \Qi 


iilt^rlieiie  Staat  im  Stände-  und  Zunftwesen  verknöcherte  und 
üVu  r  der  Eingliederung  des  Individuums  in  die  engen  stan- 
dischen  und  zünftigen  Kreise  der  individaellen  Freiheit  ganz 
Tetgiiß,  andererseits  die  neue  Gleichheitstheorie  zwischen  dem 
IndiYidntim  und  dem  Staate  eine  g&hnende  Lücke  zorücldieß. 

W  ollte  iiiaii  imii  diese  Lücke  lüüen  ohne  einen  Kücktull 
in  das  mittelalterliche  Stände-  und  Zunftwesen,  so  mußte  dieses 
zwischen  Individnnm  und  Staat  liegende  und  nun  richtig  geahnte 
Qebiet  Ton  Neaem  zom  Gegenstand  wiBsenschaftlicher  Unter- 
gachnngen  gemacht  werden.  Vorerst  wurde  fttr  den  Gegenstand 
selbst  die  Bezeichnimg  «Gesellschaft*  angenommen  nnd  die  nun 
beginnenden  TJntersachtmgen  Uber  dieselbe  als  „Gesellscbafts* 
lehre-  zwischen  die  anderen  i*artien  der  Staatslehre  eingereiht. 

Der  Begriff ,  Gesellschaft"  war  also  anfangs  weniger  ein  von 
einer  wirklichen  Erscheinung  abstrahierter  Begriff,  als  Tielmehr 
ein  Lehrbegriff  im  strengsten  Sinne  des  Wortes  —  er  sollte  die 
Brücke  bilden  zwischen  dem  Individuum  und  dem  Staate  nnd 
zugleich  die  goldene  Ifittelstraße  bauen  helfen  zwischen  der 
extremen  Klasseiisclieidung  und  Sonderungssucht  des  Mittel- 
.ilters  und  der  extremen  Gleichmacherei  und  Vereinheitlich ung:?- 
micht  der  Xeuxeit. 

Somit  also  bezeichnete  dieser  Ausdruck  nichts  Konkretes^ 
nichts  Greifbares,  sondern  vielmehr  ein  wissenschaftliches 
Postulat.    Man  gewahrte  eine  Lflcke  zwischen  Individuum 

und  Staat;  üian  fühlte  das  wissenst  Ii  ältliche  Bedürfnis,  dieselbe 
mit  einem  Inhalt  7.n  versehen,  oder  vit'liuehr,  man  ahute  in 
dieser  Lücke  einen  tio<  Ii  nic  ht  erkannten  Inhalt,  und  dieses 
Tnliekannte,  erst  2U  ilkkennende,  nannte  mau  «Uesellsdiaft-. 

folgte  nun  eine  lange  Heihe  v<m  Untersuchungen,  die  den 
Zweck  hatten,  dieses  Unbekannte,  für  das  man  erst  den 
Kamen  erfand,  seinem  Gegenstande,  seiner  Beschaffenheit 
nnd  seinen  Eigenschaften  nach  zu  erkennen.  Man  hatte  den 
Xamen  und  einen  undeutlichen,  nebelhaften  Begriff  und  ging 
mm  daruuf  ans,  das  Objekt  desselben  in  der  Wirklichkeit  auf- 
iwsuehe^u, 

0 ompl  0  w  i  cz,  Allg.  ätafttsrocbt.  11 
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Zuvörderst  war  es  das  Itautachste,  die  «Geselkchüff  als 
die  GeBuntheit  der  im  Staate  existierenden  Individuen  aufim- 
faBsen.  Damit  begann  man  einen  Ton  der  Theorie  begangnen 
Fehler  gutzumachen.  Hatte  nämlich  die  Theorie  den  Staat  in 
einzelne  Individuen  aufgeiaet,  in  unrithlige  mit  einander  nicht 
Terbnndene  Atome  zerschlugen  und  ihnen  gegenfiber  den 
Staat  als  eine  bloße  juristische  Form  hingestellt:  so  war  mit 
dieser  Anffassuug  der  J Gesellschaft ■*  der  frühere  volle  Inhalt 
des  Stuiitos  teilweise  wieder  gewonnen.  Das  \äel gestaltige  und 
vielg^liederte  Volk,  das  man  während  der  Herrschaft  des 
Yemunftrechts  und  der  rationaiiatiachen  Schule  beioalie  ganz 
auB  den  Augen  verloren  hatte,  war  somit  unter  dem  Namen 
Gesellschaft"  wieder  gefonden^. 

Als  man  nun  aber  dieses  durdi  geraume  Zeit  ganz  ver- 
Schollene  Yolk  unter  dem  neuen  Namen  ^Qssellschaft*  wieder 
fand  und  dasselbe  näher  betrachtete :  da  cutdeckte  mau  an  tlem- 
selben  viele  ganz  neue  und  überraschende  Züge,  für  die  mau 
früher  entweder  kein  Auge  hatte,  oder  die  mittlerweile  ganz 
neu  sich  ausgebildet  hatten.  Nun  war  die  Treude  erst  recht  groß. 
Man  brauchte  sich  nämlich  nicht  mehr  zu  schämen,  daß  man 
einen  mutwillig  verstoßenen  und  in  die  BumpeUcammer  ge- 
worfenen Lehrbegriff  wieder  zu  Ansehen  und  Ehren  aufiiahm, 
denn  die  « Gesellschaft*  war  wirldich  viel  mehr  als  das  alte 
.Volk*. 

War  das  frühere  Volk  ein  in  mehrere  Stände  geteiltes, 
nur  mit  Bezug  auf  (hw  Staat  einheitlic-hes  Ganze:  so  glaubte 
man  jetzt  in  der  ^Geseilscbiift,"  eine  viel  grotlere  Zahl  von 
Kreisen  entdeckt  zu  haben,  die  mit  dem  Staate  nur  in  einem 
sehr  losen  Zusammenhange  standen  und  sich  Yon  demselbeu 
durchaus  nicht  zu  einer  Einheit  zusammenfassen  und  be> 
herrschen  ließen. 

Man  entdeckte  mit  Staunen,  daß  es  Tom  Staate  ganz  un- 
abhängige  Interessen  sind,  um  die  sich  diese  Gesellschafts- 
kreise gl  upjpierten  imd  krjstallisierten  und  daß  diese  Inteiessen- 

-j  Uel»er  die  Unklarheit  .Iqs  B^rifl^  ,0«wl1>fhift*  BtvtltOld  Th«fMh:  Dw  Bta> 
sola«  «ad  4te  0««all«oli«A  1809. 
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grappen  dem  Staate  gegenüber  eine  ixapomerende,  oft  drohende 
SteUnng  oinnahmen.  Zum  eifrigen  Stadium  dieser  GeeeUschafts- 
lofeise  war  Kiemit  Gnmd  genug  Torlianden  und  anch  Grund 
geuug,  diese  Studien  als  «GefleUschaflslehre*  den  andern  Par- 

tieen  der  Staatslehre  entgegenzustellen. 

Mnchen  %rir  uns  nun  den  Unterschied  dieser  beiden  Be- 
grüie  .\  uik-  und  ,  UeseUschaft"  klar.  Wälirend  wir  unter 
«Yolk"  die  Gesamtheit  der  sozialen  Bestandteile  des  Staates  in 
ihren  Beziehungen  zu  demselben  und  nur  in  diesen  Beziehungen 
als  Ganzes  aufgefaßt  verstehen:  denken  wir  uns  unter  «Gesell- 
schaft* dieselben  sozialen  Elemente  ohne  Beziehung  auf 
den  Staat,  sondern  mit  alleiniger  Bfllekncht  auf  die  Interessen, 
um  die  sich  diese  Elemente  als  Kreise  gruppieren« 

Nachdem  aber  diese  Interessen  eigentlich  mit  dem  Staate 
ids  solchem  nichtig  zu  tun  haben,  nachdem  sie  durchaus  nicht 
staatlicher,  sondern  sozialer  Katur  sind:  so  fol^  daraus,  daß 
auch  die  luu  diese  Interessen  sieh  l)üdeuden  Kreise  mit  den 
staatlichen  (also  auch  YÖikifichen)  Kreisen  und  Gruppen  nicht 
zusammenfallen  müssen,  sondern  ihre  ganz  besonderen  und  yer- 
schiedenen  Peripherien  haben  können«  Die  gesellschaftiichen 
Kreise  nun  unterscheiden  sich  dadurch  von  den  Yolkskreisen, 
daß  diese  letzteren  mit  dem  Staate  entstanden  sind,  von  ihm 
beherrscht  werden  und  sich  konzentrisch  um  sein  Tntereese 
gnippieren.  was  bei  den  ersteren  durchaus  nicht  der  Fall  iöt. 
Dieselben  haben  einen  vom  Staate  ^anz  verschiedenen  und 
uuaoiiän^igen  ürspruncr,  hissen  sieb  von  ilun  nirlit  beherrsciieu 
und  identifizieren  ihr  Interesse  keinesw^s  mit  dem  des  Staates. 

Während  die  Volkskreise  soznsa^^en  aliquote  Teile  des 
sozialen  Staatsinhalts  sind,  stehen  die  Gesellschaftskreise  in  gar 
keinem  bestimmten  Verhältnisse  zu  demselben.  Zur  Bildung 
der  Yolkskreise  gab  den  vorwiegenden  Anstoß  der  Staat  selbst; 
sie  existieren  durch  ihn  imd  seinetwegen:  die  Gesellschafts- 
kreise hin<>  tg(  Ii  entstanden  ohne  jedes  Zutun  des  Staates, 
existieren  nicht  durch  ihn  und  nicht  um  seinetwillen,  sondern 
ihrer  eigenen  Zwecke  wegen  —  ja  oft  den  Staatszwecken  ent- 
gegen und  trotz  derselben. 
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Daß  nun  aber  die  Wisseuschaffc  die  Existenz  dieser  Gesell- 
Bchaftakreise  erst  so  spat  gewahrte,  daran  tragt  sie  selbst 
Schuld,  denn  die  Anfänge  der  .Gesellsehaft«*  nnd  ihrer  Kreise 
reichen  in  ein  hohes  Altertum  hinauf!,   Ein  Umstand  war  es 

jedoch,  der  durch  so  viele  Jahrhunderte  die  Existenz  der  Ge- 
sellschaft lind  ihrer  Kreise  dem  Auge  der  W  issenschalt  eutzog: 
sie  ward«'  iiiinilich  von  dem  .Volke'*  und  dessen  reicher 
Gliedening  iu  dou  Hintergrund  gedrängt  uud  ganz  verdeckt. 
So  oft  nämlich  die  Wissenschaft  daran  ging,  den  sozialen  liiliult 
des  Staates  zu  prüfen  und  zu  untersuchen:  da  stellte  sich  ihr 
immer  das  Volk  mit  seiner  reichen  Gliederung  entg^^en. 
Zuerst  waren  es  die  Gestaltungen  der  Familien,  Gemeinden 
und  Klassen;  die  die  Aufmerksamkeit  der  Staatslehrer  und 
Politiker  auf  sich  zogen:  sodann  waren  es  die  Gestaltungen 
der  Stände,  Korporationen,  Zünfte.  Landgemeinden,  Städte. 
Prov in/.ialstände  u.  dgl.,  die  zu  s t a a t s r e c Ii t Ii c h e u  Unter- 
suchungen Stoff  ItoteTi.  S<>  gescliiili  es  demi,  duU  man  vor 
lauter  «Volk*'  und  .  V olkskreiaen*  die  «GeeeUschafb''  und  ihre 
Kreise  ganz  übersah. 

Kur  ein  Gesellschaftskreis  war  es,  der  schon  im  firOhen 
Ttfittelalter  die  Augen  der  Staatslehrer  nnd  Politiker  auf  sich 
zog:  der  zu  mächtig  und  großartig  hervortrat,  als  daß  man 
ihn  unter  die  Volkskreise  unterbringen  und  zu  trotzig  und 
gebieterisch  dem  Staate  entgegentrat,  als  daß  la.iii  ihn  über- 
sehen k<^nnte:  dieser  tiesellsi  Ii aftskreis  war  die  Kirche.  Do<h 
war  man  fern  davon,  in  der  Kirdio  den  allgemeinen  ge- 
sellschaftlichen Charakter  zu  erkennen,  vielmehr  stellte^ 
man  sie  mit  ihrer  ganz  besonderen  Individualität  in  die  Staats- 
lehre hinein  und  dem  Staate  gegenüber.  Man  sprach  Ton  .Staat 
und  Kirche  als  von  zwei  gleichberechtigten  Gestaltungen,  als 
von  «zwei  Schwertern",  die  Gott  einsetzte,  damit  sie  die  Welt 
regieren.  Man  faßte  den  Staat  als  politische  Gestaltung,  che 
Kirche  als  .  religiöse  - ;  für  das  tiefere  gesellschaftliche 
rriuzn»  in  der  Kirche  hatte  man  ktnu  Verständnis. 

Krst  als  die  rationalistische  und  uaturrechtliche  Schule., 
die  mauuigtultigeu  Gestaltungen  der  Volkskreise  negierende 
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zwischen  dem  Tiidividuiim  und  dem  Staate  tabula  rasa  machte: 
war  die  AVaiid  »*int;o rissen,  welche  die  Aussicht  auf  die  .gesell- 
schaftliche- bcite  des  Volkes  und  der  Menschheit  hemmte.  Als 
mau  nun.  wie  schon  erwähnt,  das  wiBsenschat'tliche  Bedürfnis 
fühlte,  die  Lücke  zwischen  Individuum  und  Staat  zu  füllen, 
ohne  za  der  Terpönten  mittelalterlichen  Gliederung  des  Volkes 
zarackznkehren^  war  es  natürlich,  daß  sich  die  Wiss^schaft, 
die  nnn  freie  Auasicht  auf  die  gesellschaftliche  Seite  des  Volkes 
za  Xutxe  machte  und  nnn  von  dieser  Seite  lier  ihre  Beoh- 
achtunf^apparate  arheiten  liell.  Auch  war  es  der  Sozialisinns 
im<l  kiHiiiuunismus.  der  die  Politiker  zwaii^.  der  .<  iosellschaft" 
erhöhte  Aufmerksaiukeit  zuzuwenden  und  dureli  sein  stür- 
misches Gebühren  eiuej  wesentliche  Seite  dorselben  in  grelles 
Licht  setzte. 

Einer  der  ersten,  welche  die  «GesaUschaft«  als  das  eigentliche 
Objekt  der  «losialen  Witiensehaft«  dem  Staate  gegenüberstellte,  war 
St  Simon  (1760—1826*  doch  fUlt  seine  literaritohe  nnd  sngleicli  agita- 
torisehe  Tätigkeit  in  das  erste  Viertel  des  vorigen  Jahrhunderts).  In  ihm 

kommt  die  Enttäuschung  über  die  Erfolge  der  großen  Revolution  zum 
Ausdruck  und  das  Bestreben,  zwischen  den  Prinzipien  des  sacien  regime 
nnd  der  Revolution,  von  denen  jenes  mit  der  Kirche  im  Bnndn  war 
und  dione  die  Kirchf'  <;auz  veriäugnete,  einrn  Mittelw*  (,'  der  ..l>lösung 
der  Menschheit"  zu  finden.  St.  i^imon  ist  der  ernte  Sozialist  und  will 
auch  der  erste  Soziolos^  ^*fn\.  All»«  Schlag worte  d»'»  moderuen  und 
:no<lcra8teu  Suzialismus  üuden  wir  bei  ihm,  und  Auguste  Comte  hat 
unzweifelhaft  die  mächtigste  Anregung  zu  seinem  „System  der  positiven 
Philotophie",  in  irekhem  er  snerst  der  ^^Sosiologie'*  einen  Plate  anwies, 
den  Ideen  ISt.  Simons  sn  Terdanken.  Indem  nnn  St  Simon,  wie  alle 
HeoBcfalieitserlOBer,  Tom  Staate  gans  absieht^  träumt  er  Ton  ein«r  «Be« 
4)rgaaiBation  de  la  Sociöt^  europ6enne*>  (1814)  uod  in  semer  leisten 
Schrift  »Opinions  litteraires,  phüosopliiques  et  industrielles*'  (1825) 
spricht  er  über  die  Hauptaufgaben  der  «menschlichen  Gesellschaft**, 
Von  St.  Simon  also,  der  in  dieser  Hinsicht  an  die  lange  Heihe  aller 
Reformatoren.  Religionsstifter,  Sektierer  und  Menschh» ühI..  i/lück«  r  sich 
Äaschheßt  —  datieren  die  seitherigen  Methoden  aller  Soziali>ien  und 
Kommunisten,  gleich  die  i^inzc  Moiiscliheit  erlösen  und  liru;li"n  k<'ii  zu 
wolU'Q,  wobei  iuabeaoadere  in  i-  raukreich  immer  nur  von  der  „societe** 
U)id  ^noc'i6tS  humaine*  im  allgemeinen  i:rsproclien  wird,  wober  auch 
die  iu  JJuuttichlaud  heimisch  gewordene  Phrabe  von  der  „ Gesellschaf ts« 
Ordnung**  stammt  —  Yon  der  gegenwftrtigen  bttigerliohen  nnd  der 
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snkflnftlgeQ  «soaalittiiolieii*'.  Da  spielt  denn  nmi  flberall  der  aebel<> 
hafte  Begriff  der  ttOetelliehaft«  eine  Bolle.  £■  war  ja  lo  bequem,  ein 
tOnendei  Wort  im  Mnnde  sn  fuhren,  bei  dem  man  nch  niehts  greifbare» 
nnd  genau  nmsohiiebenet  la  denken  brauehte.  —  In  Dentichland  war 
ee  besondere  Hegel,  der  an  seinen  Begriffskonstniktionen  zwischen  die 
Familie  und  den  Stallt  die  „Gesellaohaft*'  brauchte,  um,  wie  Bluntschli 
richtig  bemerkt,  „die  Dreizahl  vollzumachen".  Jedenfalls  ward  dnrch 
ihn  die  „Gesellachaft"  als  Schulbegriff  ia  Deutschland  eiugcfQhrt. 

Von  den  deutächen  8taatsl^^llrf•rn  hat  um  «lif  Erkf^nntnia  des 
Wesens  der  GeueÜBchaft  ein  unltcstreitbares  Verdienst  Iv  1  ort  Mo  hl: 
neben  ihm  stehen  Lorenz  Stein  und  Gneist.  Nach  Mohi  sind  „»^c- 
sellschaftliche  Lebenskreise  die  einseinen,  je  aus  einem  bcätimmten 
Interesse  sich  eutwickeludeu  natürlichen  Genossenschaften,  gleichgiltig, 
ob  flirmlioh  geordnet  odMr  nicht;  geeeUflehaltliche  Zustande  dnd  die 
Folgen,  welche  ein  solches  mftchtige  Interesse  aunflchst  fBr  die  Teil- 
nehmer,  dann  aber  mittelbar  für  die  Nichtgenossen  hat;  die  Gesellschaft 
endlich  ist  der  Inb^pdff  aller  in  einem  bestimmten  Umkreise,  x.  B» 
Staate,  Welttdle,  tatrfUshlioh  bestehenden,  gesellschaftlichen  Gestaltan» 
gen»  (Geschichte  und  Literatur  der  Stsatswissenschaften  B.  I.  8.  101). 

Was  sodann  die  Nationalökonomen,  namentlich  Stein  und 
Schäffle,  itbor  Gesellschaft  schriobcu,  hat  diese  Lehre  nicht  wesentlich 
weitergebracht,  da  diese  Schriftsteller  die  Gesellschaft  vorwiegend  in 
vollcgwii-techaftlichem  Sinne  anffaßt^jn,  also  vorwiegend  von  „wirtachaf^ 
liehen'*  Gesellschaftskreitäen  sprechen.  Die  wirtsciiaftlichen  Gesellschaft«- 
kreise  sind  aber  im  besten  Falle  nur  ein  Teil  der  Gesellschalt.  S*»  hat 
•/^  B.  unter  den  GesellBchafttikreiAen  der  Nationalökonomen  die. «Kirche'' 
keinen  Plate,  und  doch  ist  die  Kirche  eine  der  aninoktesten  gesell- 
sohaftliehen  Gestaltungen. 


Das  Wesen  der  Gesellseluift 

Alle  (iemeinscluift  unter  Menschen,  alle  Vergesellachaftimg- 
beruht  anf  einem  einigenden  Bande,  das  sich  um  eine  Vielheit 
von  ^leiihclieji  schlingt  und  liieseibe  zusaniinenhält.  Solcher 
Baude  nun  kann  man  sich  überhaupt  uur  dreierlei  natür- 
liche denken  und  zwar  erstens  das  Band  der  Blutsver* 
wandtechaft;  zweitens  das  Band  des  lokalen  Zusammenseins; 
drittens  das  Band  irgend  eines  gemeinsamen  Interesses. 

Biesen  drei  Momenten,  welche  die  Eigenschaft  besitzeiv 
<lie  Menschen  zu  einigen  und  zu  vergesellschaften,  entspreehen 
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genau  drei  große  Phasen  in  der  Entwicklun^rs^esdiichte  der 
MeBschheit,  nämlich  die  Phase  des  vorstuat liehen  Stauimes- 
!'l>ens.  zweitens  die  Phtise  des  staathelien  Völkerlehens  und 
drittens  die  Phase  des  stuatenumfassenden,  Uher  die  einzelnen 
Staaten  hinausgreifeuden  Gesellschaftslehens.  Die  erste 
dieser  Phasen  datiert  aus  der  yorstaaÜicheu  Zeit;  die  zweite 
«streckt  sich  fiher  die  ganze  bekannte  Staatengeechichte  der 
^tfenschhett,  die  dritte  Phase  gehört  yielleicht  einer  noch  im- 
bekannten  Zukunft  an.  Bisher  haben  vorwiegend  die  Kirchen 
aller  Eonfeesionen  das  Prmsip  des  Gesellschaftslebens,  welches 
über  die  Staaten  hinausgreift,  repräsentiert,  \iiid  der  Kampf  der 
Kirchen  mit  dem  Sttiate  ist  ehen  nichts  Auilores  als  eine  Seite 
iii^ea  Kampfes  zweier  mjichtiger  weltgeschichtlicher  Prinzipien, 
des  Prinzips  des  Völkerlebeus  und  des  Prinzips  des  Oiesellschafts- 
lebens.  Welchen  Ausgang  einst  dieser  staatenerschüttemde 
Kampf  nehmen  wird,  ist  heute  noch  gar  nicht  abssasehen.  Eines 
aber  ist  heute  schon  klar,  nämlich  daß  wir  in  einer  Zeit  leben, 
wo  das  Band  des  Interesses,  also  das  Gesellschafbsprinzip  eine 
bedeutende  Rolle  im  Staatsleben  zn  spielen  beginnt  und  gegen- 
über dem  Band  des  lokalen  Zusamineuseins  immer  eutscliiedener 
und  kräftiger  in  den  \  order«^ruiid  tritt. 

Diese  Erscheinung  darf  für  tleu  Staat  nicht  gleichgültig 
lein;  sie  droht  ihm  mit  Gefahren  und  schweren  Kämpfen,  auf 
<he  er  sich  vorbereiten  und  rüsten  muß.  Deun  während  das 
PHnsip  der  BlutsTerwandtschaft  sich  willig  in  den  Kähmen  des 
Stastes  einfOgte;  wahrend  das  Prinzip  des  Volkslebens,  das 
aof  dem  Band  des  lokalen  Zusammenseins  beruht,  ein  eminent 
konseryatiTes  und  staatenerhaltendes  ist:  strebt  das  Prinzip  des 
'je8ellschaftslel)en.s,  oder,  um  es  heim  rechten  Namt'n  /.u  ueinitMi, 
dü8  soziale  Prinzip  augehlich  eine  friedliche  Völkervereiuigung 
im,  Ist  aher  zunächst  ein  staatsfeindliches  Prinzip. 

Das  soziale  Prinzip  streht  uänüich  nach  einer  höheren  ( ie- 
staltougsform  als  der  Staat  ist,  ohne  sich  jedoch  über  diese 
bohere  Form  Idar  geworden  zu  sein;  es  drangt  nach  aU- 
l^eineren  Verbindungen,  als  es  die  Staaten  sind,  und  wird 
dadurch  ftür  den  Staat  zu  einem  bedenklichen  Prinzip.   Ob  es 
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aber  je  zu  solchen  allgememeren,  yf^lkeminfassendeii  «meiuch- 

heitlicheu"  Formen  des  Zusammenlebens  kommen  wird,  darüber 
kann  die  heutige  Staatslehre  sich  noch  gar  kein  Urteil  bilden. 

l  iiergeheu  wir  nun  mr  näheren  Analyse  dieser  vergesell- 
schaftenden Interessen,  um  djuhirch  eine  beiläufige  t  IxTsicht 
Uber  die  ezistiereiiideu  oder  in  Bildung  begriffenen  Gesellschafts» 
kreise  zu  bekommen.  Die  zahlreichsten  und  wirksamsten  sind 
wohl  die  wirtechaftlichen;  ihnen  zur  Seite  stehen  die  mora- 
lischen Interessen. 

Von  letzteren  ist  das  erste  tmd  älteste  der  gemeinsame 
Glaube  an  höhere,  überirdische  Gewalten;  auch  die  moderne 
Bildung,  die  unter  den  Gebildeten  eine  gemeinsame  Welt- 
anschauung erzeugt,  gehört  /u  densclboii :  d.iLTegen  ist  die  ^lOt- 
lage  des  A  rbeiterstaudes  ein  wirtschattlicheft  Interesse. 

Solche  Interessen  sind  es,  die  im  Laufe  der  Geschichte  der 
Menschheit  machtige  gesellschaftliche  Gestaltungen  hervorgerufen 
haben  oder  herrorzurufen  fähig  und  im  Begriffe  mnd,  Gestal- 
tungen, die  dem  Staate  imponierend  entgegentreten,  an  ihn 
Forderungen  stellen  und  denselben  den  gehörigen  Xachdmck 
geben,  so  dali  der  Staat  mit  ihueu  rechr.en  muß.  Der  Glaube 
schuf  die  Kirclie.  di«'  mit  dem  Staate  durch  so  viele  Jalir- 
huuderte  einen  hartuäekigou  Kampf  führt:  die  inn  l  riie  Bil- 
dung erzeugte  den  gebildeten  Mittelstand  (Bürgertum),  der 
im  modernen  Kultur  staute  eine  SO  wichtige  Rolle  spielt  und 
vielleicht  eine  noch  wichtigere  zu  spielen  berufen  ist;  die 
gleiche  Notlage  endlich  der  niederen  Volksklassen  erzeugte 
den  Sozialismus,  der  dem  modernen  Kultnrstaate  mit  For- 
derungen entgegentritt,  denen  mit  Geschick  und  Umsieht  zu 
begegnen,  die  größte  Aiifgal)e  der  modernen  Staatskmist  ist. 

Mit  dem  Stiuite  hüben  die  (iellschafkeu  djis  gemeinsam,  daß 
die  Beteiligung  an  denselben  meistens  kein  Akt  der  freien 
AVahl,  sondern  dem  Einzelnen  schon  durch  die  Geburt  und  Er- 
ziehung aufgednmgen  ist.  Man  wird  als  Genosse  einer  Kirchen- 
gemeinschaft geboren;  man  wird  zum  gebildeten  Mittelstand 
auferzogen;  man  wird  zum  Arbeiter  oder  Tagldhnerstand 
meistens  auch  geboren«   Nun  mufi  man  aber  unter  den  Teil« 
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uehrneru  eines  jeden  <  it^sellscliat'tskreises  uiiterschoidon  (liojemgen, 
die  den  betreffenden  Gesellscliaftsznstand  nihig  über  sieh  ergehen 
laaaeot  obne  sich,  mit  dessen  Prinzip  zu  identifizieren,  daher  so 
za  sagen  die  passiven  Teilnehmer  und  diejenigen,  die  sich  mit 
dem  Prinzip  des  OesellschafliBkreises,  in  dem  sie  sich  befinden, 
identifizierein,  die  fllr  dieses  Prinzip  einstehen,  mit  Gut  und 
Blut  und  für  dessen  Sieg  ihr  Leben  einsetzen,  mit  einem  Worte, 
die  aktiven  Teilnehmer.  Es  ist  daher  möglich,  daß  ein  und 
'lasseihe  Individuum  passiver  Teilneliiuer  zweier  Gesell schafts- 
l^ieise.  A.  B.  einer  Kir('lieni;eraeiTi"*chMft  und  der  A  r})eiterklasse 
ist,  doch  ist  es  schon  schwer  denkbar,  dali  ein  und  dasselbe 
Indiyidnnm  aktiver  Teilnehmer  zweier  Gesell srliaftskr eise  sei. 
Denn  wenn  auch  diese  Qesellschaftskreise  in  einauder  übergehen 
mid  sich  mehrfach  teilweise  decken,  so  stehen  doch  ihre  Prin- 
zipien ZQ  einander  in'  schwer  zu  Tersohnendem  Gegensatz,  so 
daß  sie  einander  ansschließen.  So  lassen  sieh  z.  B.  die  Interessen 
der  gebildeten  Mittelklasse  nicht  allseitig  mit  den  Forderungeu 
eiuzelner  Kirchengenossenschaften  veroinigen  und  hulIi  die  For- 
derungen des  .vierten  ötiuides*  suid  mit  den  Interessen  der 
9 Bourgeoisie*^  nicht  im  Einklänge. 

Der  „GeBelUchaftakörpef*»  Den  Gipfel  der  Unklarheit 
erreichte  die  Doktrin  mit  der  Bezeichnung  der  GesoUschaft  als  eines 
.'iesenschaftßk9r]ier9'',  von  dpni  duiin  liilnfig'  br-haupt^t  wird,  daß  er 
.krank"  .soi  un«!  man  ilm  „heilon"   müsse.    llint-T  solchen  Wen- 

dungi'ii  und  R«.'ii('Uöart«'n  ateckeu  unklare  und  im  gesunden  Cnidte  un- 
vollziehbare V'orsttilluncTett.  (Schäffle  spricht  in  seinem  ^Bau  und 
Leben  des  sozialen  Körpers  etc.  (1875/  abwechselnd  von  „sozialem 
Körper*  und  „GeseUachaftskörper",  dessen  ^Anatomie,  Physiologie  und 
Bijchologie**  er  danuaiollen  untemimmi. 

Man  gebraaebt  den  Antdraek  ..Gesdlaohaft*  und  ^Gesellichaftt- 
kSiper«,  olme  Bich  danmter  etwa«  »treiig  Abgegrenattea,  in  nch  Einheit* 
liebes,  ZQ  denken.  DaB  mit  einem  w>  onklarom  Begriff  noch  immer 
operiert  wird,  beweist  nnr,  daß  es  mit  der  Kenntnis  der  wahren  Natur 
der  Gesellschaft  noch  sehr  schlecht  bestellt  ist:  da6  die  Wissenschaft 
der  Gesellschaft,  die  Soziologie,  noch  viel  Arbeit  zu  verrichten  hat. 

Auf  dio  Vor'ät»'Hnti'T"n  von  dein  „Organismus  der  Gesellschuft"  der 
auch  „krank"  werden  kann,  halieu  solche  Werke,  wio  Paii!  v.  T.ilien- 
feld«  «Gedanken  über  die  t^oxialwissi'usch.ift  der  Zukauft"  (^1873  1881) 
einen  fördernden  EinfluU  geübt.   Lüient'eid  betont  unermüdlich  immer 
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wieder  und  wieder,  daß  er  licii  niekt  Uldlidi  auadrHeke,  eondem  ^die 
menteUiehe  (yeieUachafi  als  realen  Organiamue«  betrachte.  «Die- 
meiueUiehe  GeselUchafb  ist  gleich  dea  Naturorganigmen  ein  realea 
Wesen'*,  meint  er  und  man  müsse  den  .sosialen  ürganiuniis  als  realea 

Wesen  betrachten-  (Vorwort).  „Man  muß  die  Überseogung  gewinnen 
(1.  27\  ilad  diese  oder  jene  Gesellschaftsj^mppe,  dieser  oder  jener  Staat 
wirkliche,  lebendijro  Orgauisineu  gleich  allen  übngen  Organismen 
in  der  Natur  sind,  (ViP  sich  im  Kaum  and  in  der  Zeit  nicht  nur  ide+^ll» 
sondern  reell  «'iitwick<'lu  und  wahniobmt'ii  la.söcn-.  «Die  Gt'eet/.e  d<»r 
P^utwickluug  der  Gesellschaft  und  der  Naturorgauisütiou  »ind  ein  und 
dieselben**  (1.  254).  Und  zwar  ist  der  „gesellichaftliohe  Olganiimtis  daa 
hSchrte  und  am  mttottu  entwickelte  unter  den  eiietierenden  Orgaui- 
aationen"  (1.  51).  In  dieeem  »eosialen  Oiganiamoa'*  lei  der  Mensch 
realiter  und  nicht  nnr  bildlieh  «eine  Zelle*. 

Von  diesen  Anschauungen  erfült,  entwickelt  er  in  seinem  Anf* 
bladigen  Werke  eine  ..soziale  Embryologie,  Psjchophysik  und  Physio» 
logiert  wobei  er  die  Krankheiten  dieses  Organismus  in  Kapiteln  QT>er 
..ptychophjsisehe  Sozialpatholo^no'*  (III.  c.  12)  und  über  „physiologische 
J^ozialpathologie  ilY.  c.  7)  befemdelt.  Seine  „Patholofrie  der  GeäPllsehatt** 
hat  rr  dann  atisführlich  dar<^ele*:t  in  der  Revue  internationale  d»'  .Socio- 
logie  ( IS'.) l— 18üü  •  Die  ..Pathologie  sociale  ne  pout  avoir  pour  objet 
quc  It'ü  uialndifB  so*  iales  dans  la  conception  propre  dr  ce  l^mie**  xxnd 
diese  soziali  n  Krankheiten  behandelt  er  nach  Uraacheu,  Ergchoinun^ 
und  Verlauf  ganz  analog,  wie  die  Pathologen  heutzutage  die  Krank- 
heiten der  Organismen.  Gans  unabhängig  von  Ulieafeld  und  ohne 
dessen  1873  erschienenen  L  Bd.  sn  kennen,  hat  Schftfllle  1876  den  L  Bd. 
seines  großen  Werkes  herausgegeben:  «Bau  und  Lehen  des  sosialen 
K&rpers;  encjclopidischer  Entwurf  einer  realen  Anatomie,  Physiologie 
und  Psjehidogie  der  menschlichen  Gesellachafl,  insbesondere  mit  Bfick- 
sieht  auf  die  Volkswirtschaft  als  sosialen  Stoffwechsel''.  Schäfile 
erklärt  da  in  der  Vorrede,  daü  er  ,,einen  £inbliok  gewann  in  den  eigen- 
tümlichen psychischen  Mechaniamua  des  sozialen  Körpers**  und 
daü  „ohne  Verständnis  für  diesen  psychophysisohon  Sinnes-Erreprungs- 
nnd  CtHmlinationsapparnt  dos  Gcspll^chaftskörpere  eine  syste- 
matische /«  ru'liiMlt  rniif:  'U  r  Ansttilteu  und  Vorrichtungen  des  soxialeu 
Lebens  unmüglieh  ^'t  wesi  u  wäre".  Er  erklilrt  die  durch  Comte,  Littr^, 
Spencer  und  Liiicafeld  herangezogenen  realen  Analogien  der  Biologie 
im  „sozialen  Körper**  verfolgt  z\x  haben,  deua  solche  „reale"  Analogien 
„kann  und  muß  es  Überhaupt  geben*',  übrigens  definiert  er  den  „sozialen 
KOrper**  als  den  ««weitesten  Vereinigungskreis  der  persttnliohen  Elementet 
als  eine  QemeinMhaft  von  Gemeinschaften,  deren  einfiMhstes  ESemeni 
die  Familie  ist«*  (I.  dS). 
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Merkwftrdig  war  dai  Zanmaenferafffin  der  to  viel  IhnKdilceit 
Inettoden  Systeme  LUienfelde  und  Sobftfflee  in  dem  einen  Oedanken  der 
„realen  Analogie*  swiiclien  tierischem  O^faniemna  und  „aosialem 
KSrper*,  Doch  lB6t  sieh  dasselbe  leiobt  ans  den  Prftmiisen  in  der 
deatschen  staatswissenschaftlicben  Literatur  erklären  (Organische  Staats- 
lehre 1840'1870)t  welche  in  beiden  jedenfillls  sehr  geistreichen  Mftnnem 
dieselben  Ideen  anregte  und  weckte,  übrigens  hat  ja  der  groüe  und  so 
?ehr  Tordienstvolle  belgische  Statistiker  Qnetelet  auf  diesem  socio- 
lo^wchen  Gebiete  ebenfalk  —  g'eäandigt.  lu  seinem  Buche  „Du  Systeme 
social  et  des  lois  qui  le  r^gisseut"  (l>J4fti  schreibt  er:  ,,Da8  gesell- 
schaftliche System  ist  wie  jeder  physische  Körper  zwi  i  Arten  von 
Kräften,  Anziehungs-  und  AbstoCunp^skrüfteu  nämlich,  uattrworfen*'. 
Indem  er  diese  Analogien  zwischen  der  Gesellschaft  \md  physischen 
Clipem  weiter  ansAhrt,  schlieBt  er  das  Kapitd  mit  der  Anregung,  daß 
aoeh  „die  medisinisehen  Wissenschaften  nicht  minder  intereaaanie 
Paiallelen  bieten,  weon  man  lolehe  sieben  wollte,  nnd  man  wttrde  leicht 
finden,  daß  der  GesellachaftskOrper  ebensowohl  seine  Krank- 
heiten hat,  wie  der  menschliche  EOrper^S  Dieser  Anregung  scheinen 
Schäflfle  nnd  Lilienfeld  gleichzeitig  y:efolgt  zu  sein*).  Sie  selbst  wieder 
haben  ihrerseits  durch  die  geistvolle  Behandlung  des  Gegeiistandes  einen 
ungewöhnlichen  EinfluU  geübt,  namentlich  auch  auf  die  romanischen 
Soziologen.  In  Italien,  Spanien  und  Frankreich  haben  zahlreiche  Schrift- 
«tf'ller  auf  dem  Gebiete  der  Soziologie  diese  Methode  der  „realen  Aua- 
loiii»n  '  zur  Anwendung  gebracht.  Als  eiuer  der  Jüngsten,  der  dem 
Zauber  dieser  Methode  nicht  widerstehen  konnte,  sei  hier  Ken6  Worms, 
der  verdienstvolle  Begründer  und  Herausgeber  der  Revue  internationale 
de  Sociologie,  genannt,  der  in  seinem  Buche  „Urgauisnie  et  Societe'* 
(1896/  ans  wieder  allerdings  in  ebormanter  Form  die  Theorien  Schflffles 
und  lüienfelds  anftisehti  Da  lesen  wir  es  noch  einmal,  daß  „le  type 
,Bod6t^  est  nn  type  plns  oompleie  qne  le  type  ,organismeS  mais  les 
gnnds  tnutf  du  type  ,organisme*  se  retronTent  dans  le  type  ,soci4t6(. 
L'aaatomie,  la  Physiologie,  la  pathoIogie  des  soci^t^  reprodnisent  en 
grand,  avec  des  adjonctions  et  des  variations  importantes,  maiB  enfin 
cor  le  mteie  thfoie  (?)  fondamental,  Tanatoraie,  la  physiologie,  la  patho* 
logie  des  organismes."  GewiC,  das  Buch  von  Worms  liest  sich  ja  sehr 
antrenehm,  .,wie  ein  Roman** ;  nichtsdestowpuiger  hat  Tarde  Recht,  wenn 
er  it  pint-r  Besprechunf?  des  Worm 'sehen  Buches  in  der  Ribot»chen 
äevue  philoaophiqae  (18%)  meint,  das  sei  der  reine  Myaticismoa. 


*}  ScliAflfie  b*t  M  später  b«atrltten,  an  „Homologie««*'  zwiMhen  OcMlUcliaft  uod 
OttßtOtmn  ud  wm  Mir  w  „AoalogieeB*'  gcdscbl  hsbtn.  VifL  ssImd  Abrift  d«r  8o» 
riDlocIsms. 
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*  Xebeu  der  falscheii  Auäassuiig  des  Staates  als  eines 
tierischen  Organismus  bat  sieh  iu  neuester  Zeit  eine  Auffiiasung 
geltend  gemaeht,  wonach  sich  im  Staate  ein  Bassen-Zilchtimgs- 
Proze0  abspiele,  aus  dem  die  tüchtigste  Basse  als  Siegerin  und 
Herrscherin  hervorgehen  solle. 

Diese  Theorien  gehen  ;mt*  den  französischen  Graten  Go- 
1)  ine  au  xurnck.  der  die  iU  iiauptun«:  inii^telite,  daß  nur  die 
weiße  Ka.Hse  kulturiah  ig  sei  und  daß  die  anderen  Bassen  nur 
in  dem  Maße  zur  Kultiu-  sich  entwickehi,  in  weichem  sie  das 
Blut  der  weißen  Basse  in  sich  aufnehmen'*'). 

Das  Werk  Qobineaus  blieb  seiner  Zeit  in  Deutschland  fast 
unbeachtet   Erst  Friedrich  Xietache  hat  gegen  die  Mitte  der 

l><>^(>er  Jahre,  durch  Ricliard  AN  ag-ner  mit  Gobiueaus  Werk  be- 
kannt Ljoniafht  die  sozialen  <iegeusätze  im  Staate,  die  ihn  auch 
früher  beschäftigten  (Herren  und  SklaveuX  auf  Kassenver- 
scbiedenlieit  zurückzuführen  versucht  2sun  liatte  Gobineau  in 
Fraukieich  in  Lapouge  einen  mehr  wissenschaftlichen  f  ortsetaer 
gefunden,  der  als  die  yorzüglichste  Basse  der  Menschen  die 
nordgermanische  bezeichnete,  welche  die  eigentliche  Herrenrasse 
der  Menschheit  darstellt 

Aus  Xietsebes  Idee  vom  l  lterniensflieii  in  Lnponge's  Lehre 
von  der  <  lermamsclie»!  U:\«>^  ■m  -iaud  nun  die  I  iieorio  (  "liam- 
berlains  von  den  kulturellen  und  nichtkultureiien  Kassen  und 
von  der  germanischen  als  der  allerknlturellsten  unter  den  kul- 
turellen. Daß  eine  solche  Theorie  in  Deutschland  in  der  nach- 
bismarckischen  Zeit,  als  auf  die  großen  Taten  die  großen  Worte 
folgten,  viel  Anklang  fand,  ist  begreiflich.  Eine  ganze  Schaar 
jüngerer  apolitischer  Anthropologen''  und  «Bassetheoretiker'^ 
machte  sich  daran,  diese  .germanische  Rtissentheorie*  zu  be- 
gründen. In  erster  Linie  verdient  hier  Ludwig  AVoltraann 
genannt  zu  werden.    In  seiner  ^  Politischen  Anthropologie - 

*)  Esthi  »ur  V  iueg&Utä  de»  nm$  httinftiae«  P«rU  1858— 1641g  Cber  Gobiaeau  it%\, 
Sfneti  SiUllto»*  I«  oomto  d«  OftbliMMi  »t  VArfnlm»  Hlitori^w  Pub  tMI, 
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bemfilit  er  sich  den  Beweis  za  erbringen,  daß  ,die  germanische- 
Basse  dazu  benifen  sei,  die  Erde  mifc  ihrer  Herrschaft  zu  um- 
spannen'*.  Er  mochte  wohl  selbst  gef&hlt  haben,  daß  es  nötig 
Ware,  diesen  Herrscherberaf  der  germanischen  Rasse  durch 

Torfohning  eines  koukreteu  Beispiels  ihrer  diesbezüglioheu 
Leistiin|nrsffihiirkeit  zu  demonstrieren,  und  .so  entstand  sein  A\  erk 
•Die  Germanen  und  die  Renaissance  in  Italien*", 
eine  Frucht  eingehender  Studien  über  die  Rassenangehörigkeit 
der  Träger  der  italienischen  Eenamsance.  Er  führt  uns  da  die 
bedentondstfin  Männer  Italiens  seit  dem  Mittelalter  indiTidnell 
Yor,  weist  ihre  germanische  Abstammung  nach  nnd  bringt  uns 
sogar  Yon  über  100  derselben  ihre  Bildnisse,  um  uns  ihren 
germanischen  Rassentypus  ad  oculos  zu  demonstrieren.  Hören 
wir  zuerst  seine  höchijt  iuteressaiiten  Ausführungen.  ^Dio 
Keiiui^^sance-Menschen  Italiens  hielten  sich  für  die  Xutlikömui- 
iiiige  der  alten  Römer.''  Das  war  eine  genealogische  kiielbst^ 
täuHchung.  Sie  waren  vielmehr,  wie  ihnen  AV'oltmann  nach- 
weist, &st  samt  nnd  sonders  Nachkommen  der  Gothen,  Longo» 
barden  und  anderer  Qennanen,  die  seit  dem  5.  und  6«  Jahr« 
hundert  in  Italien  embrachen.  Wohl  ging  ein  großer  Teil 
dieser  Germanen  dort  zugrunde,  z.  B.  ein  großer  Teil  der 
Gothen,  doch  sind  dieseHH  u  ..ils  Kasse  zum  «größten  Teil  erhalten 
gehlieben'*,  da  doch  aucli  nach  dem  , Untergang  der  Gothen", 
von  dem  die  Historiker  sprechen,  ,fast  alle  Frauen.  Kinder  und 
die  halbwüchsige  Jugend  überlebten,  was  für  die  pliysiologische 
Erhaltung  einer  Basse  von  der  größten  Bedeutung  ist". 

«Die  für  die  politische  Entwicklung  Italiens  wichtigste  ger- 
manische Einwanderung  war  diejenige  der  Longobarden*.  Als 
sie  in  der  zweiten  Hälfte  des  6.  Jahrhunderts  Italiens  sich  be- 
mächtigten, ,  wurden  iio  Herzogtümer  eingerichtet  von  Bergamo 

und  Piivia  bis  nach  Spoleto  Außer  der  kriegerischen 

Ausbreitung  zerstreute  eine  tnedliehe  W'andernng,  ein  innerer 
ßevölkenini:^f?trom,  von  Norden  nach  Süden  die  Lougobarden 
über  die  Halbinsel".  Dann  folgten  Normannen-Eroberungen 
in  Sftditalien.  Außerdem  waren  «nicht  ohne  Bedeutung  die- 
BSmetzQge  der  deutschen  Kaiser,  die  Sachsen  und  Schwaben 
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im  Lande  zurückließen,  von  deuen  manche  hervorragende 
Geschlechter  ihren  Ursprong  nahmen.  Endlich  ist  in  Nord- 
italien Yon  den  Alpen  her  ein  fartdauemder  Einwandenmgs- 
strom  Yon  seiten  der  Bajuwaren  und  Alemannen  foiflaEiiatellen.* 

Als  Folge  der  «Beshasergreifung  Italiens"  durch  die  Ger- 
maueii  und  der  folgenden  geniumischen  Kiuwuiideningen  ent- 
ßtaud  iu  Italien  eine  .neue  soziale  <Tliodening",  in  der  wir 
^im  weaentlicken  drei  Schichten  zu  unterscheiden  haben-: 
Teudaladel,  Bürger  und  Banem«  Der  erstere,  «der  meist  in 
den  Kastellen  wohnte ''^  war  «unzweifelhaft  germanischen  ür- 
Bfiranga«.  «Auch  die  Bttiger  der  Städte  waren  zum  grofien 
'  TeU  germanischen  Ursprungs*.  Endlidbi  war  es  .ein  außer- 
ordentlich günstiges  Schicksal  fOr  Italien^  daß  die  Germanen 
nicht  nur  die  oberen  herrschenden  Schichten  bildeten,  sondern 
von  den  ersten  Ansiedlungen  unter  Marc  Aurel  her  bis  zu  der 
I^esiegun«^  der  W(»llieu  ihre  Kasse  auch  die  niedere  liauernbe- 
völkerung  durchsetzte.  So  war  ein  organisches  Reservoir  vor- 
handen, aus  dem  di>>  Talente  aufsteigen  und  die  entstehenden 
Lücken  ausfüllen  konnten.' 

Somit  war  ganz  Italien  germanisiert  »Es  kann  keinem 
Zweifel  unterliegen,  daß  die  Verftssung  der  Städte  des  itali^ 
nischen  Mittelalters  eine  politische  Leistung  der  eingewanderten 
Germanen  ist*  Weltmann  verwirft  Savignys  Ansicht,  der  ,die 
Xontinuitiit  der  rihaiischen  Stadtverfassung  nachzuweisen*"  sucht. 
In  Koni  l)estaud  zwar  -im  11.  und  12.  Jahrhundert  ein  Senat, 
aber  nur  dem  Xameu  nach,  denn  in  Wirklichkeit  war  er  eine 
deutsche  liitterversammlung*.    Venedig  wurde  „durch 

friedliche  Einwanderung  der  germanischen  Kasse 

gewonnen*.  Genua,  lisa,  Florenz  wurden  ebenso  wie  Born 
germanisch  und  überall  [da  kann  .die  historisch  und  philo- 
logisch (aus  den  Familiennamen)  nachgewiesene  Germanisierang 
durch  anthropologische  Zeugnisse  bekräftigt  werden".  Letztere 
bringt  Woltman  11  in  einer  Reihe  von  lüldiiissen  von  bedeutendsten 
Italienern  2>eit  «lein  Mitt'^laltor  bis  iu  die  neueste  Zeit. 

,l)ie  Uesitzergreitiing  von  lüdien  und  d^  Stadt  iiom 
durch  die  Germanen  bedeutete  auch  die  Germanisierang  der 
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lomischen  Kirche.*'  Woltmaun  Terwirft  die  Ansicht  H.  Leos 
mä  H.  St  Chamberlains,  «daß  nämlich  die  r5miiehe 
Eirdie  eine  antigennaniscfae  Institation  und  der  Kampf  zwischen 
Kaiser  nnd  Papst  ein  Ausfloß  des  Gegensatzes  zwischen 

der  ge r manischen  und  röraischeji  üasse  sei".  Viel- 
mehr ist  Dach  Woltmauji  .das  Papattnm  eine  nrspri'ui^lK  Ii 
aus  römischem  Yerwaltungstalent  und  jüdisch-christlichen  Ideen 
hervorgegangene  Institution.  Seine  Erhebung  zn  einer 
politischen  Weltmacht  ist  aber  ein  Werk  des  ger- 
manischen Stammes*.  (Damach  wäre  die  «Los  von  Rom** 
Bewegung  eigentlieh  eine  heillose  Yerblendnng  der  östor- 
leiehischen  Deutsch-Nationalen?). 

Wenn  so  Geselischalt.  Staat  und  Kirche  germanisiert 
waren,  so  versteht  es  sich  von  selbst,  daß  alle  Träger  der 
Politik,  der  Wissenschaft  der  Kunst  Germanen  sein  mußten. 
Daß  dies  tatsächlich  der  Fall  war,  weist  uns  Woltmann,  wie 
schon  erwähnt,  an  einer  großen  Zahl  von  Persönlichkeiten  nacli, 
die  nnr  irgendwie  an  dem  somalen  und  geistigen  Lehen  Ita- 
liens seit  dem  Mittelalter  beteiligt  waren. 

Da  finden  wir  als  (ierniaiKMi  aufgezählt:  Dante.  Hocjaccio, 
Ariosto,  Tasso,  Michel an^^^elo,  Benvenuto  Cellini,  Kafael  Sanü, 
Tizian,  Leonardo  da  Vinci,  Oolumbus,  Galilei,  Giordano  Bruno, 
MachiaTelli,  Thomas  Yon  Aquin  und  eine  ganze  Reihe  anderer« 

.Vn  dio  alten  Italiener  ftt^  Woltmann  noch  eine  stattliche 
Reihe  Männer  des  „neuen  Italiens-.  Unter  dies.m  finden  wir 
die  ^iGrermanen'* :  Garibaldi,  Cavour,  Miizzini,  (iuerazzi,  Massimo 
^*Azeglio,  Alfieri,  Monti,  Ü^o-Foscolo,  Manzoni,  Leopardi, 
Beccaria,  Füangieri,  Mamiani,  Gioberti,  Bomagnoai,  Cesare 
Balbo,  GalTBoi,  Yolta,  Ganova,  Bossini,  Donizetti,  Bellini, 
Terdi  u.  a.  m. 

Icli  zitierte  hier  aus  Woltmann  nur  die  h«^k;inntest>eu  und 
hervorragendaten  Männer  Italiens:  die  Sterne  erster  Klasse.  Ich 
übergehe  die  pranze  Fiejade  der  Sterne  zweiten  und  dritten 
Banges,  die  ^^  oltman  anführt.    Lanier  Germanen  oder  hoch« 
stens  ^Mischlinge*^,  die  aber  ihre  Talente  ihren  germanischen 
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Vorfahren  zu  verdanken  haben.  Die  Ergebiiisise  seiner  Unter- 
suchungen faßt  W  oltmanu   folgendermaßen  zusammen:  ^Die 

nachromische  Kultargeschichte  Italiens  ist  eine  eigen» 

artige  Leistung  der  eingewanderten  germanischen  Hasse*.  ^Dies» 
Leistung  der  Germanen  ist  nicht  die  Folge  gtlustiger  wirt- 
achaftlicher  Bedingungen  oder  einer  zahlenmäßigen  Überlegen- 
heit, sondern  der  ÄuBfluD  ihrer  höheren  natürlichen 
Begabung'^. 

Dies  der  Inhalt  von  Woltmuims  Work,  das  in  der  IUmIu^ 
der  die  .( Jennanisrhe  Rasse"  verherrlichenden  Werke  da^i  präg- 
ntuiteste  ist.  Wie  sehr  es  auch  verlockend  wäre,  über  Einzel- 
heiten imd  Details  mit  ihm  zu  streiten,  so  wäre  das  doch 
zwecklos:  denn  im  Großen  und  Ganzen  hat  Woltmann  recht» 
Die  blonden  blauäugigen  Menschen  haben  unstreitig  einen 
überwiegenden  Anteil  an  der  italienischen  Kultur,  und  in  Italien 
sind  dieselben  gewiß  zum  größten  Teil  K'achkommen  der  ger- 
manischen , Barbaren».  Ja,  ich  möchte  noch  weitergehen.  Gibt 
es  einen  enrupiii.^ehen  Staat,  wo  das  iiiciit  dor  Fall  ist?  Ich 
wülko  keinen,  außer  vielleicht  die  Türkei.  Die  ,s?ermaniscl»e 
Ka.sse"  bildet  eben  einen  integrierenden  Teil  der  Bevölkerung 
Europas  und  sie  hat  sidi  seit  dem  frühesten  Mittelalter  überall 
als  staatengründende  Kasse  betätigt.  Das  war  der  Fall  in 
Frankreich  (Franken),  in  England  (Normannen),  in  Spanien 
(Westgoihen),  in  Rußland  (Waräger),  in  Polen  (normannische 
Eroberer  nach  den  neuesten  Historikern  Szainocha  und  Fieko* 
sinski).  Tn  allen  diesen  Staaten  bildeten  die  nordgermanischen 
Eroberer  die  Herrenschii  lit.  und  stellten  sie  von  jeher  ihr  l>e- 
deutsames  K(intin;^^ont  m  den  Pionieren  der  Kiilliir. 

Will  man  daraus  die  These  ableiten,  daß  die  germanische 
Kasse  eine  hervorragend  begabte  ist,  so  ist  dagegen  nichts  einzu- 
wenden. Diese  Tatsache  kann  niem.ind  bestreiten.  In  welchem 
Maße  die  anderen  europäischen  Rassen  weniger  leisteten, 
das  müßte  erst  festgestellt  werden.  Daß  die  eurojmische  Kultur 
aber  in  irgend  einem  Lande  ausschließlich  das  Werk  der 
germanischen  Rosse  ist,  wird  wohl  Woltmann  auch  nicht  be> 
haupten. 


Digitized  by  Google 


Moderne  Bawentheorien. 


177 


Daß  übrigens  auch  andere  Faktoren  als  die  Rasse  an 

der  Erzeugung  der  Knltar  (eilnehmeu,  geht  ja  schon  daraus 
berror.  daß  trotz  eines  mindestens  gleichen  Anteils  au  der  Be- 
völkerung die  Leistung  dieser  liasse  in  verschiedenen  Ländern 
eine  sehr  versciiie<leue  W5ir. 

Blicken  wir  nur  auf  Deutsehlaud.  Ks  unterliegt  doch 
i[eineui  Zweifel,  daß  es  in  Deutschland  jederzeit  imver^leichlich 
mehr  ,  Germanen  ■  gab  als  in  Italien.  Warum  erblühte  denn 
in  Deutschland  bis  zur  gleichen  Zeit  wie  in  Italien  nicht  eine 
der  italienisdien  Benaissance  gleiche  Knltnr?  Wamm  hat  die 
gwmaDiscbe  Basse  in  Deutschland,  wo  sie  doch  nnzweifelhaft 
Tie]  stärker  vertreten  war,  in  dem  gleichen  Zeitraum,  also  in 
der  zweiten  Hälfti^  des  Mittelalters,  nicht  das  ircloistet,  was  sie 
in  Italien  geicLsLet  liat?  Muß  man  da  nicht  annehmen,  dafi  es 
eben  die  Rasse  allein  nicht  tut,  und  daß  es  noch  eines  anderen 
Reagens  bedarf,  uiQ  solche  Kultnrerscheinungen  herrorznmfen? 
Ich  übergehe  so  viele  andere  europäische  Länder,  wo  die  ger- 
manische Basse  mindestens  ebenso  stark  yertreten  war,  wie  in 
Italien.  Das  war  ja  zunächst  in  Franloeich  der  Fall,  wo 
Franken  und  Normannen  Tiel  Mher  mstrSmten,  als  nach 
Italien,  und  l)is  zur  gkncln^n  Zeit  —  IT).  Jahrhundert  —  nichts 
dergleichen  wie  die  italieiiisclio  l^enaissance  geschaffen  haben. 
Ganz  zu  schweigen  von  Ländern,  wie  Kußland  mit  seiner  nor- 
männisch-warägischen  Herreuschicht,  das  bis  ius  Jalir- 
hondert  überhaupt  keine  Kultnrwerke  erzeugte;  wie  Polen  mit 
seiner  sehr  zahlreichen,  Ton  Burgundern,  Longobarden,  Gothen, 
Normannen  herdatierenden  Herrenscfaicht,  das  bis  ins  16'  Jahr- 
hundert ebenfalls  für  die  Kultur  gar  nichts  geleistet  hat  und 
seit  dem  16.  Jvthrhnndert  nicht  viel.  Und  doch  braucht  man 
die  Xaelikommon  dieser  -Herren-  noch  heute  nur  anzusehen, 
wie  sie  genau  dem  von  Woltniaiin  L^eschilderten  T^-^ius  der 
, germanischen  Kasse*  entsprechen.  Also  überall  germauische 
Kasse  —  aber  nur  in  Italien  erzeugte  sie  die  italienische 
Bcnaisaance.  Muß  da  nicht  logib'ch  gefolgert  werden,  daß  es 
an  der  Basse  allein  nicht  liegt?  Ich  kann  meine  Ansicht 
darüber,  welche  andere  Faktoren  kulturerzeugend  wirken,  hier 
Gvmplowiei,  AUf.  Suatiracht.  18 
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nicht  weiter  ausfülireu,  ich  tut  es  ja  in  meiuem  ^Kasseukampi- 
imd  in  meiner  , Soziologie''.  Hier  sei  nur  darauf  hingedeutet^ 
daü  erstens  eine  günstige  Bassenmischung,  die  offenbar 
in  Italien  vorhanden  war  nnd  zweitens  ein  die  Enltor  för» 
demdes  staatliches  Leben  hinzukommen  muß,  ohne  welche 
Momente  auch  die  germanische  Kasse  kultnreU  steril  bleibt 
Nur  über  ilieses  zweite  Moment  sei  hier  ein  Wort  gestattet. 

Nicht  die  Bassen,  sondern  die  Staaten  erzeugen  Kultur. 
Wir  kennen  kein  Beispiel  Ton  Bassen,  die  ohne  Staat  Kultur 
erzengt  hatten,  und  kein  Beispiel  von  Staaten,  die  aus  einer 

Rasse  bestehen.  Es  erzeugt  aber  jeder  Staat  Kultur.  Aucli  der 
Ijarbariscbeste;  weil  or  immer  noch  besser  ist  als  Anarchie. 
Je  iiiolu'  aber  staatluhi's  Lei)en  auf  eiuem  gt'gel>enoii  Terri- 
torium sich  entwickelt,  desto  höher  steigt  die  Kultur.  Mehr 
staatliches  Leben  ist  aber  da  vorhanden,  wo  es  auf  gleicliem 
Räume  mehr  Staaten  gibt.  Daher  fordert  Kleinstaaterei  die 
Kultur,  während  Großstaaten  sie  hemmen  und  nicht  aufkommen 
lassen,  insbesondere,  wenn  sie  absolut  und  zentralisiert  sind, 
denn  Parlamentarismus  und  Dezentralisation  können  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  das  regere  staatliche  Leben  der  Klem- 
staaterei  ersetzen. 

Kur  aus  dem  Grunde  der  Kleinstaaterei  hat  im  Altertum 
die  griechische  Staatenwelt  das  römische  Weltreich  an  Kultur 

überflügelt,  bis  es  von  demselben  erdrückt  wurde.  Aus  dem- 
selben Grunde  hut  die  italieuische  Kleinstaaterei  des  späten 
Mittelalters  die  eurnpiiisclieii  rironstaaten  mit  ebenso  starker 
und  noch  viel  stärkerer  \  Ttretuiig  der  germanischen  liasse, 
an  Kultur  weit  ühertrotfen.  Und  schließlich  hat  ja  die  viel- 
verleumdete und  vielbejammerte  deutsche  Kleinstaaterei  im 
18*  Jahrhundert  den  Weltruhm  Deutschlands,  Schiller  und 
Gdthe,  erzeugt  Zum  mindesten  aber  steht  das  reichere  staatlidie 
Leben  mit  der  Erzeugung  von  Kultur  und  mit  dem  Auftreten 
von  Genies  in  evidenterem  Zusaramenhauge  als  mit  der  ger- 
manischen Rasse,  die  sich  unter  anderen  staatlichen  und  sozialen. 
Verhältuisseu  kulturell  als  ganz  steril  erwies. 
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iüebteu  die  geistigeu  Eigenschaften,  die  die  Kulturwerke 
hervorbringen,  an  der  BaMe,  lo  wdrde  ja  die  europäische  Kultur 
Tom  Norden  gekommen  sein;  sie  kam  aber  Tom  Süden.  Nicht 
dtt  Nordeii,  die  Wiege  der  germanisehen  Basse,  hat  sie  uns 
«Hnt  und  in  reinster  Gestalt  geboten;  wir  Terdanken  sie  dem 
S&den.  Über  ftlnf  Jahrhimderte  saßen  die  Gothen  an  den 
Ufern  der  Weichsel,  um  die  Karpathen  lieruiiu  V>is  hluLmter  itii 
<lie  Donan:  was  hat  diese  liochlx^gaht«  .gormanische  Rasse" 
iiitr  geleistet'::'  Kiiie  elende  l  Versetzung  der  Bibel,  das  war 
ihr  einziges  Kultur  werk  bis  in  die  Mitte  des  4*  Jalirhimderts 
nach  Chr.  In  ihrer  Heimat  im  Norden  hatte  sie  e»  bis  zu 
jener  Zeit  nicht  einmal  zn  einer  anständigen  Schrift  gebracht 
und  behalf  sich  mit  elendem  BnnengekritEBeL  Kann  man  an- 
gedehts  solcher  Taimtchen  ihre  in  Italien  erzeugten  Koltor- 
werke  ihrer  Basse  allein  zuschreiben  oder  mnß  man  sie  nicht 
vielmehr  dem  staatlichen  Leben  iu  Italien,  dem  sozialen  Milieu 
zuschreiben,  in  das  sie  da  hineingeraten  ist? 

Ich  wollte  mit  uliiger  Ausiiiiirung  keint'swegs  die  Ver- 
dienste Woltmanns  um  den  Nachweis  der  hervorragenden 
ESgenschaften  der  germanischen  Russe  schmälern:  nur  darauf 
hinweisen,  daß  sein  Verdienst  darin  besteht,  gezeigt  zu  haben, 
was  die  germanisdie  Basse  leisten  kann,  wenn  sie  in  ein 
günstiges  Milieu  hinein  gerat,  wenn  günstige  soziale 
Rmflflsse  auf  sie  einwirken.  Denn  Woltmanns  Behanptnng, 
dal)  es  ausschließlich  die  .germanische  Rasse"  ist,  die 
die  hohe  Kultnr  erzeugt,  widerlegt  sich  ducli  schon  allein 
durch  die  GegeDÜbersteliung  Deutschlands  und  Italiens  iu 
demselben  Zeitraum  (zweite  Hälfte  des  Mittelalters  bis  zum 
16.  Jahrhundert). 

Hdgen  also  die  Kasaentheoretiker  nur  in  ihren  Unter- 
saehungen  ttber  die  Leistungen  der  einzelnen  Kassen  fortfahren; 
sie  werden  jedenfalls  wertvolles  Material  zu  Tage  schaffen.  Ob 
sie  dabei,  wie  Woltmann  glaubt,  jene  „Gesetsse  des  Basselebens« 
finden  werden,  welche  „entscheidend  sind  für  die  Eutwicklung 
der  Ideen  und  Einrichtungen,  für  die  Bh'H<»  und  den 
Verfall  der  Nationen",  das  möchte  ich  bezweifeln.    Uenn  für 

12» 


Digitized  by  Google 


180 


1.  Teü.   5.  Kapitel. 


diese  ErscheiBuiigeu,  die  doch  soziale  sind,  können  die- 
, Gesetze  des  Riisselebeus",  die  doch  in  erster  lieihe  physio^ 
logische  sind,  gewiß  nicht  maßgebend  sein.  Für  diese  sozialen 
Erscheimmgen:  t^^^^  Einrichtungen,  Blüte  und  Verfall 
der  Nationen",  können  nur  soziale  Gesetze  entscheidend  aeuif 
die  ons  keinerlei  Physiologie,  sondom  die  Soziologie  ent- 
hfillen  kann. 

Es  ist  ja  denkar,  daß  zwischen  der  Basse,  die  eine  physio- 

logisclie  Erscheinung  ist,  und  dein  Staat,  der  eine  soziale  Er- 
scheinung ist^  irgend  ein  Znsanuueuliaug  existiert:  doch  ist 
derselbe  bisher  von  niemandem  uaeh*^e wiesen  worden. 

Die  Schwierigkeit e?!  eines  solchen  Nachweises  erscheinen 
heate  noch  unübersteiglich.  Wir  wollen  hier  nnr  einige  der- 
selben andeuten.  Da  ist  zuerst  der  Begriff  «Basse'  —  über 
den  sich  die  Theoretiker  nicht  einigen  können.  Ebensowenig 
herrscht  eine  Übereinstimmung  über  Urqimng  und  Zahl  der 
Bassen  und  ihren  Zusammenhang  untereinander  (Verwandt- 
schaft" derselben).  In  diesem  Punkte  herrscht  ein  ToUkom- 
menes  ('haos  —  ebenso  wie  über  die  Merkmale  der  Rasse. 
Sollte  aber  einmal  über  diese  Punkte  eine  Ubereinstiiiinmnsr 
hergestellt  werden,  dann  käme  erst  in  Frage,  ob  das  soziale 
und  staatliche  Leihen  sich  von  den  Bassen  beeinflussen  lasse,, 
nachdem  uns  Geschichte  und  Erfahrung  lehren,  daß  die  für 
den  Staat  mafigebenden  sozialen  Gruppen  sieh  nach  anderen 
Gesichtspunkten  bilden  und  nicht  nach  dem  der  Basse.  Die^ 
soziale  Gruppenbildung  wird  nämlich  durchwegs  von  materiellen 
Interessen  beherrscht  und  nicht  von  einem  durclmn«  unklaren 
Rassen  Interesse.  Wir  wissen,  daß  die  soziale  <  Tni|>penbildun^ 
im  Staate  sich  zuiueist  daraui"  richtet,  der  ei*;eiien  üruppe 
Machtmittel  zuzuführen  und  diesem  Interesse  jedes  andere 
unterordnet.  Wenn  europäische  Aristokraten  amerikanische 
Mülionärstöchter  heiraten,  so  sehen  sie  nicht  auf  die  Rasse, 
sondern  aufs  Geld,  und  damit  zitieren  wir  nur  ein  drsatisehes 
Beispiel  für  den  Zug  der  Gruppenbildung.  In  diesem  Zeichen 
—  im  Zeichen  des  Machtinteresses  —  stand  aber  die  Gruppen- 
bildung  seit  jeher.    Allerdings  rufen  heute  fanatische  Rassen- 
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theoietiker  nach  «BeiBzacht*  und  «Hochzucht"  der  Rassen:  ob 
«8  ihnen  gelingen  wird,  die  sociale  £ntwickluug  der  Menschheit 
in  neue  BAhnen  zn  lenken,  darf  man  bezweifeln.    Es  braucht 

mir  einuial  ein  Neger  ein  Milliardär  zu  werden:  dann  fliej;en 
iiim  die  arischeu  luid  gerjnaiiisclien  Schwiegersöhne  voruehin.ster 
Abstämmling  von  selber  zu,  und  seine  Enkel  können  die  dem 
gewöhnlichen  iirischen  und  germanischen  Sterblichen  ver- 
schlossene diplomatische  Laufbahn  einschlagen.  So  war  es 
immer  in  der  Menschenwelt  Ob  es  den  modernen  Bassen» 
theoretikem  gelingen  wird,  die  Menschheit  zu  überzeugen,  daß 
sie  bisher  falsche  Wege  wandelte  und  sie  auf  die  allein  richtigen 
Wege  der  «Bassen-Hochzucht"  zu  drängen,  bleibt  abzuwarten. 
Die  Gnippenbildung  beherrsclit  das  staatliche  Leben.  Bisher 
stetis  die  Macht  das  oberste  Prinzi])  dieser  Grnppeul)ildujig. 
Wenn  en  in  der  Zukunft  nach  dem  Wunsrh  der  modernen 
liassetheoretiker  die  , Rasse*  werden  soll:  so  mdUte  man  zuerst 
zum  mindesten  wiss^,  was  nKasse"  ist? 

Da  lassen  uns  aber,  wie  gesagt,  die  Bassetheoretiker  ganz 
im  Stich,  nnd  einer  ihrer  jüngsten  und  tüchtigsten  Vertreter, 
Klaus  Wagner,  läfit  sieh  in  einer  Weise  yemehmen'^),  die  das 

bisherige  Chaos  der  Ansichten  nidit  klärt,  sondern  womöglich 
noch  vergrößert  —  obwohl  seine  iVusicht  über  .Kasse"  die 
richtige  zu  sein  scheint  und  daher  hier  zum  Schlüsse  ungeiillirt 
sein  möge. 

^Weltgeschichte  ist  Entwicklung  der  Bassen  und  Völker. 
Politik  ist  B^lung  der  Entwicklung  der  Bassen  und  Volker. 
Wie  yerhalten  sich  Basse  und  Volk  zueinander?    Sind  die 

beiden  Begriffe  gleichbedeutend?  Das  Dogma  von  der  ur- 
i»prünglicb  reinen  iüisse.  die  seit  der  ]>rol»l(MnatiHchen  Welt- 
schöpfung bestunden  haben  ^,oll  nnd  die  allmählich  unreiner, 
nnraasiger,  unharmonischer,  barbarischer  werden  soll,  dieses 
(jobineausche  Dogma  ist  tot.  W  ir  wissen,  daß  Kassen  nicht 
sind,  sondern  werden.  Die  Btissen  machen  yerschiedene 
Entwicklungsstadien  durch.  Die  werdende  Basse  steigt  aus  dem 

*)  U  d»  BdlH«  4«r  Atlgm.  Z«ltoii0  (IttMbn)  vom  U.  AyrU  1906  Vr.  «7. 
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Miscbmascli  de^  iJlutes  und  darum  auch  Mischmasch  der  Kultur 
zur  reiudren  Harmonie  der  einheitlichen  Bluts-  und  Kultur* 
gemeinde  empor.  Dcnu  reine  liasse  ist  reine  Harmonie.  So 
nennen  wir  die  Engländer  eine  Bassef  aber  wir  sprechen  noch 
nicht  von  einer  heute  schon  bestehenden  nordamerikanischen 
Yankeerasae,  sondern  erst  von  einem  Nordamerikanerrolke,  weil 
die  Harmonie  dort  erst  wird.  Volk  und  Baase  sind  Unter- 
schiede  dos  Grades.  Doch  nicht  jede  und  nicht  immer  die 
ganze  in  einoni  Staate  zusamTuoiiu:es(']ilosseue  (iesellscliait  kauu 
eine  reine  Kasse  werden,  zumal  ilunn,  wenn  die  (iesellseliaft 
aus  sehr  fernstehenden  Kassen  zusammengesetzt  ist,  wie  in 
Überseeischen  Ländern,  wo  einer  weißen  Herrenrasse  vielfach 
eine  farbige  Hörigenrasse  gegenübersteht,  oder  wie  in  Österreich, 
wo  gleich  starke  Völker  heftige  und  unnachgiebige  Nebenbuhler 
sind.  Die  ganze  Weltgeschichte  ist  ein  Werden  und  Sterben 
der  staatlichen  Gesellschaften,  der  Völker,  der  Rassen.  D»« 
Werden  und  Sterben  der  Volksknlturen  ist  erst  da.s  Sekundäre. 
Völker  kommen  und  gehen;  durum  suriilit  mau  oft  von  der 
Notwendigkeit,  daß  alle  Völker  nach  kurzer  oder  langer  Blüte 
sterben  müssen.  Man  stellt  sich  oft  die  Weltgeschichte  so  vor. 
als  tauchten  immer  neue,  fremde  Volker  auf,  die  die  alten 
verdrängten.  Schließlich  müßte  sich  dann  der  Vorrat  erschöpfen. 
Diese  Anschauung  ist  kindlich  und  pessimistisch.  Die  Wahr- 
heit ist  hier  optimistischer. 

„Wie  war  denn  die  Entwicklung?  Aus  den  ältesten  or- 
ganisrhen  Kassen  sonderten  sich  neue  Kassen  ab.  Durch 
An])assnn!4,  DifVert'n/.ierunL?  iuid  Kreuzuno^  der  alten  liiisseu 
entstanden  immer  neue.  So  sunderten  sieh  auch  aus  den 
liassengruppeu  der  Anthropoiden,  unseren  jüngsten  „tieri.<(  lieu'' 
Vorfahren,  neue  r;rn;>|)en  ab,  die  wir  (üe  ersten  Menscheu 
nennen.  Sie  überflügelten  ihre  tierischen  Vettern;  sie  wurden 
die  alleinigen  Weltherren.  Doch  mit  der  Menschwerdung  hörte 
der  Entwicklungslanf  nicht  auf,  ein  Endziel  der  Schöpt\ing  Avird 
nie  erreicht.  Wie  eine  Art  der  Lebewesen  über  die  andere 
siegte,  wie  die  Menschen  sicli  uljor  ihre  iiä(  listen  Vettern  em- 
porhoben, die  aus  tlenselben  liassengruppeu  wie  sie  abstammten» 
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so  spalten,  ändern  und  kreuzen  die  menschlichen  Kasseugruppen 
»ich  wieder,  uud  aus  ihnen  heben  sich  wieder  neue,  besondere 
Gruppen  empor,  die  alleinige  Weltherren,  alleinige  Träger  der 
ToUkommensien  Zakanftskaltnr  werden.  Nicht  wird  eine  Welt- 
herrengmppe  abgelöst  von  einer  anderen  fremden  Gruppe,  son- 
dern ans  der  Qmppe  der  alten  Weltherreniassen  selbst  heben 
die  neuen  Zukunftsnissen  sich  heraus.    Die  Menschen  haben 
lur  ilire  W'eltherr.-^cliaft  seit  laueren  Jahrtausendeu  die  (Jegner- 
K-halt  der  Tiere  nicht  molir  zu  tiirclit»»?!.    Die  beiden  mensch- 
lichen Weltherrengrujipeu,  die  Germauoiden  und  die  Mongo- 
loiden,  ja  ich  kann  wohl  sagen  die  Germanen  und  die  Ost» 
asiaten.  haben  die  Nebenbuhlerschaft  der  anderen  Rassen  um 
das  Zukonftsherrentum  auf  Erden  nicht  mehr  im  Emst  sn 
fürchten,  sondern  nur  noch  ihren  gegenseitigen  Wettkampf. 
Die  alten  Herrenrassen,  aus  denen  sich  neue  emporhoben,  leben 
mit  ihrem  ursprünglichen  Wesen  nicht  fort.    Denn  ihre  herr- 
schenden Enkelgruppen  sind  völlig  umgeurtet,  ebenso  die  imter- 
legeiieii  < Truppen,  soweit  sie  iiiclit  voruiditet  sind,  weil  sie  sich 
an  ihre  geänderte  natürliche  I  niwelt  uicht  reclitzeitii^  an])aÜteii, 
oder  weil  sie  vielleicht  den  herrschenden  Gruppen  im  NV  ege 
waren.    Einen  lebendigen  Stammbaum  der  Bassen  zusammen- 
Eostellen,  ist  darum  unmöglich.    Das  Gerede  Ton  unseren  Vor- 
fahren, die  wir  im  zoologischen  Garten  sehen  konnten,  ist  ein 
achleckter  Witc   Auch  ist  die  werdende  Yankeerasse  nicht  die 
Tochtetiasse  der  modernen  Engländer  und   der  modernen 
Deutschen,  sondern  eine  Vetterrasse,  wenn  wir  nun  einmal 
diesen  haibricht  i<i:en   Vergleich  der  Oru]>penfortpflunzung  mit 
der  ludividuallortpüanzung  hier  anwenden  wollen." 


Keligiaueii  und  Kirchen. 
*  Die  wichtigsten  gesellschaftlichen  Gestaltungen,  die  in 
jedem  Staate  sich  geltend  machen,  sind  Beligionsgesellschaften. 
Als  Kirchen  gelangen  sie  oft  dazu,  sich  über  eine  Mehrheit 
TOB  Staaten  auszubreiten  und  auf  dieselben  entscheidenden 
Eiutiiilj  zu  gewinnen.    Man  denke  an  tlie  beiden  christlichen 
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Kirchen  (romisch-katliolisclie  und  orthodoxe),  an  das  Kalifat 
oder  an  den  Buddhismus.  Es  ist  also  Ton  großer  Wichtigkeit 
für  die  StaatswisBenschaft,  sich  üher  das  Wesen  der  Religionen 

imd  Kircheu  klar  ym  sveitlen. 

Die  Hegeischen  Worte:  , Alles  was  ist,  ist  verniiuttii;* 
enthalten  eineu  tiefen  Sinn;  nur  darf  man  dabei  nicht  au 
meusihlichc  Vernunft  denken.  Vom  Standpunkt  der  meuscii- 
lichen  Vernunft  ist  sehr  vieles  in  der  Welt  geradezu  unver- 
nünftig. Stellt  man  sich  aber  auf  den  richtigen  Standpunkt, 
daß  die  Welt  nicht  der  Menschen  wegen  da  ist:  so  gibt  es  ja 
keine  höhere  Yemunft  als  die  in  der  Welt  und  in  der  Natur 
sieh  ofibnbarende.  IFnd  von  diesem  Standpunkte  ist  selbst- 
verständlich alles,  wa.s  ist,  veniüuftig,  weil  ducli  nichts  außer- 
halb der  Natur  und  oiitgegeii  ihren  Gesetzen  sein  kann. 

Allerdings,  hätte  Hegel  ein  halbes  .lahrliuudert  später 
gelebt,  im  Zeitalter  der  Naturwissenschaft,  so  milüte  er  seinen 
in  obigen  Worten  enthaltenen  Gedanken  anders  ausdrücken; 
er  müßte  sagen:  «alles,  was  ist,  ist  natnrgesetslich*.  Diesen 
Standpunkt  nehmen,  wir  heute  ein  und  Ton  ihm  aus  beurteilen 
wir  heute  yiele  Erscheinungen,  mitinbegriffen  alle  soxialen, 
ganz  anders,  als  man  es  zu  Zeiten  tat,  wo  man  alles  nur  yom 
Standpunkte  menschlicher  Vernunft  (Rationalismus)  beurteilte. 
Von  diesem  letzteren  Standpunkte  erschien  z.  H.  die  Religion 
als  Glfiuben  an  übersinnlidie  Mächte  als  unvernünftis:  und  die 
Forderung,  dieselbe  mit  allem,  was  drum  und  dran,  über  üord 
zu  werfen,  -dh  vemünitig. 

Heute  denken  wir  schon  anders.  Wir  kennen  die  All- 
gemeinheit der  Beligion;  wir  schließen  daraus  auf  ihre 
Naturnotwendigkeit  und  beginnen  ihre  Naturgesets- 
lichkeit  zu  erkennen. 

Wir  wissen  schon  heute,  dcß  die  Religionen  in  der  Natur 
des  Menschen  wurzeln,  i^otin  die  uerviise  Heuuruhiguug.  die 
sich  des  -\hvnsclien  angesichts  der  versciuedeusten  Naturschau- 
K|tieh'  und  Lebeusereignisse  bemächtigt,  verlangt  gebieterisch 
eine  Beruhigung  und  dieiie^  Sehnen  und  Verlangen*  erzeugt 
in  ihm  die  entsprechenden,  ihn  beruhigenden  Vorstellungen. 
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Diis  ist  die  Quelle  und  die  Wurzel  all  uud  jeder  Religion,  und 
solange  die  Natur  des  Menscheu  sich  nicht  ändert  (und  <lie 
ändert  sich  wesentlich  nicht),  ist  die  Beligiou  vom  Wesen  des 
Meiuclieii  imzertreimlidi  als  ein  seinem  gemütlichen  Bedürfnisse 
lÜenendes  BeruhigungsmiUeL  Bann  liegt  das  Geheimnis  der 
AUgemeinlieit  nnd  ünaasbleiblidikeit  dar  Religionen.  Man  kami 
die  Beligion  nicht  »abschaffen*,  wie  das  Bationalisten  oftver- 
langten:  man  müßte  denn  das  Nervensystem  des  Menschen 
Yon  Grund  aus  uin.sehaffen. 

Denn  schließlich  ist  die  Keliglon  nichts  andores  als  eine 
i!»?aktion  unstiie»  Nervensystems  gegen  äullore  lieize;  diese 
Heize  werden  verursacht  durch  Ereignisse  oder  2saturvorgänge. 
die  uns  erschüttern,  beunruhigen  oder  sonst  in  Alteration 
(aach  freudige)  Tersetzen;  die  Reaktion  erfolgt  nnausbleiblich 
und  notwendig  wie  eine  Reflexbewegung  und  besteht  darin« 
da0  gewisse  Vorstellungen  in  uns  ausgelöst  werden,  welche 
jene  Erschütterung  and  Beunruhigung  mildem,  besänftigen 
oder  ganz  beheben. 

Es  ist  also  alle  und  jed'^  Religion  mit  der  innersten  Natur 
üe»  ileuscUeu  miiig  verbunden. 

* 

Betrachten  wir  nun  näher,  worin  diese  psychische  Reaktion 
besteht  Dieselbe  beschrankt  sich  nicht  auf  gewisse  Vor- 
stellungen, welche  durch  die  stattgehabten  Reizungen  aus- 
gelöst werden.  Diese  Vorstellungen  drangen  rielmehr  zn  ge- 
wissen entsprechenden  Handlungen.  Besteht  der  voraus- 
gegangene Reiz  in  einem  Erschrecken  uml  In-Furcht-Setzen, 
dann  wird  noLgedrimgen  die  Vorstellung  eines  l  rhebers  dieses 
Erschreckens  und  Bedrohens  erweckt,  der  b<*)se  Absichten  hat, 
und  die  Folge  davon  ist  ein  Flehen  und  Beten,  von  diesen 
Absichten  abzulassen,  und  in  weiterer  Folge  erentueli  ein  Dar- 
bieten gewisser  Qüter  (Opfer),  um  ihn  zu  versöhnen. 

Besteht  der  Reiz  in  einer  freudigen  Überraschung,  in 
einem  unerwarteten  Genuß  oder  Gewinn,  dann  wird  die  Vor- 
steUmig  eines  guten  Wesens,  eines  imsichtbaren,  gütigen  Vaters 
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ausgelöst  und  die  freudig  gehobene  Stimmung  macht  flieh  ia 
Dankes  Worten  oder  in  Dankesopfeni  Luft. 

Brandiii^u  wir  diese  Beispiele  zu  vervielfältigen?  In  den 
Kiteu  aller  Keligionen,  in  den  Liturgien  aller  Kirchen  finden 
wir  zahlreiche  Spuren  f^olcher  psychischer  Keaktionen  auf  die 
manrngfedtigsten  Beize,  die  Natur  und  soziales  Leben  auf  den 
Menschen  ausfiben;  in  den  «Heiligen  Büchern*'  aller  Völker^ 
Ton  den  indischen  Yeden  angefangen,  finden  wir  reichhaltige 
Spuren  solcher  Wechselwirkung  zwischen  Anfienwelt  und  Mensch, 
die  da  in  Sprüchen,  Hymnen,  Gebeten,  Psalmen,  Liedern  gleich* 
sam  in  paläolitliischeu  Versteinerungen  erhalten  >iud. 

Aus  den  gv)ttesdienstlichen  Büchern  aller  Beligiouen  können 
wir  alle  die  unzähligen  Fälle  zusammenstellen,  in  denen  solche 
Eeaktionen  des  Menschen  aui'  die  Einwirkungen  von  Ereignissen 
und  Lebenslagen  erfolgen. 

Aber  diese  Reaktionen  haben  noch  ein  ganz  besonderes 
Merkmal:  sie  sind  vorwiegend  sozial,  d.  h.  sie  spielen  sich 
zumeist  in  Gesellschaft  ab.  Das  hangt  mit  der  gesellschaft- 
lichen Natur  des  Menschen  zusammen.  Der  Mensch  ist  schon 
im  gewöhnlichen  Lauf  der  DLu^e  eiu  mitteilsames  AV.'sou. 
In  erlir)lit»Mii  Grade  mitteilsam  wird  er  aber,  wenn  er  vou 
heftigeren  Gefühlen  bewegt  wird.  Wenn  ihn  Freude  oder  Furcht 
übermannt,  wenn  er  jubelt  oder  wehklagt,  drängt  es  ihn.  sich 
anderen  mitzuteilen.  Daher  kommt  es,  daO  jene  religiösen 
Handlungen,  von  denen  wir  gesprochen  haben,  immer  in  Ge- 
sellschaft Yollzogen  werden.  Jene  Reaktionen  sind  immer  soziale 
Handlungen,  sie  werden  gemeinschaftlich,  sei  es  in  Familie, 
Sippe  oder  Stamm,  zum  mindesten  aber  in  einer  gewiasen  öflfent- 
li(  iik»'it  vollzogen.  Mau  denke  an  allerhand  Taufen,  Uochzeiten, 
liegräl misse  ii.  d«f1. 

Der  L  mstaud  ai>t'r,  dali  jene  Reaktionen  mehr  oder  iuinder 
öffentliche  Akte  sind,  zieht  wichtige  Folgen  nach  sich. 

Die  Art  und  Weise  des  Vollzuges  dieser  Akte  nämlich  ver- 
dichtet sich  zu  Gewohnheit  und  Sitte,  die  traditionell  werden, 
80  daß  mit  der  Zeit  der  Vollzug  derselben  eine  gewisse  Sach- 
kenntnis erfordert.    Es  setzt  sich  eine  Ritualität  fest,  nach  der 
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dkee  Akte  Yollzogen  werden  müsaeiL  Wo  aber  spezielle  Sach- 
kenntnis ond  ein  bestimmter  BituB  erfordert  werden,  da  bildet 
sich  mit  der  Zeit  ein  eigener  Bemf  heraus,  derjenigen  Leute, 

die  diese  Sachkenntnis  sich  auei^iieu  und  nach  dem  hestimmten 
Hitns  diese  Akte  voniebiueii.  Kur/.  <1  i  o  N  otwen  tl  i  k  eit 
reliy:ir»ser  Haiidluugen  und  1  biiugeu  ruft  den  Stand 
der  i*ri<^ster  und  Seelsorger  ins  Leben.  Auf  diese 
Weise  hat  die  natürliche  nnd  naturnotwendige  Tatsadie  der 
Beligion  eine  sosdale  £inrichtnng  geschaffen:  den  Klerus. 

In  seiner  einfachen  und  primitiTeu  Form  nun  (als  Zauberer, 
Hedizinmann  und  dergleichen)  erfOllt  der  Klerus  eine  wichtige 
soziale  Aufgabe,  denn  er  befriedigt  dtis  religiöse  Gefühl  der 
Menschen  und  bildet  somit  einen  auf  uatürliober  Gruudliige 
beruhenden  Hemtsstiind. 

Als  snlclior  wird  er  mit  der  Zeit  eine  soziale  Gruppe  mit 
besonderen  Gruppeninteressen.  Wie  jede  soziale  Gni])pe  strebt 
auch  der  Klerus  zu  immer  größerer  Macht  über  die  anderen 
Gruppen  und  verfolgt  dieses  Ziel  mit  allen  ihm  zu  Gebote 
stehenden  Mitteln.  Diese  Mittel  aber,  Uber  die  der  Klerus  ver- 
illgt,  sind  sehr  wirksam,  da  sich  ihre  Wirksamkeit  auf  das 
psychische  Gebiet  erstreckt  Als  Vollzieher  religiöser  Akte  be- 
herrscht der  Klerus  das  (lemüt  der  Gläubigen.  Als  Trostspeud-  r 
i^t  »»r  in  der  Lage,  diese  Spendung  7.11  verweigern.  Als  N  er- 
mittler zwischen  Menschen  und  den  Geistern  oder  Göttern  kann 
er  diese  Vermittlung  verweigern  oder  dieselbe  gar  zu  Ungunsten 
der  Menschen  ins  Werk  setzen.  Er  kann  den  Segen,  aber 
Mich  den  Zorn  der  Götter  auf  die  Menschen  herabflehen.  Kurz, 
der  Klerus  wird  eine  Macht,  die  mit  all  und  jeder  materiellen 

Macht  in  die  Schranken  tritt. 

Diese  Macht  wachst  in  dem  Maße,  als  die  ursprüngliche 

Gemeindereligion  sich  territorial  ausbreitet;  denn  damit  gelangt 

auch  der  Priesterstand  zu  einer  territorialen  Organisation  und 

Hierarchie,  bis  er  endlich  gar  uneh  mehrere  Länder  umfaßt  und 

.kutholisch**  zu  werden  strebt.     Bei  ileu  einzelnen  bekannten 

Kirchen  können  yru:  diese  ilutwicklung  verfolgen,  wie  sie  iliren 

Ausgangspunkt  nehmen  von  einer  Gemeinde,  die  sich  um  einen 


Digitized  by  Google 


188 


L  Teü.   5.  Kapitel. 


l'r()])hetoii.  W'uiuU'rtiiter,  einen  Buddha  ntlor  MüliHUimed  schart, 
imd  wie  dtmn  die  Sendboten  dieser  Gemeinde,  Apostel,  andere 
Gemeinden  aufsiulien,  (i<iri  <ilüubige  anwerben  und  Tochter- 
gememden  gründen.  Sind  aber  einmal  mehrere  Gemeinden  ge- 
.gründett  so  tritt;  das  Bedflr&is  auf»  daß  ihre  geistlichen  Leiter 
miteinander  in  Kontakt  bleiheu;  das  geschieht  ans  vielen 
Gründen.  Je  allgemeiner  einy^eföhrte  GebrKnche  nnd  Frozednren 
sbid,  desto  mehr  Autorität  gewinnen  sie.  Um  eine  Gleieh- 
foriüir^keit  in  .tilanbenssachon*  herbeizuführen,  sind  gemein- 
.SHii]!'  1  M^sprechniigoii  iler  *iei.stlichen  der  eiuzeliioii  Gemeindeu 
nötig;  e8  werden  Sviuxlen  abgehalten,  aui  denen  iilaubenssätze 
formuliert  und  erläutert  werden.  Je  nach  der  Größe  der  Ge- 
meinden und  der  Zahl  ihrer  Geistlichen  entsteht  eine  ver- 
schiedene Bedeutung  derselben  und  infolge  dessen  eine  Bang- 
ordnung, die  sich  auf  die  Bedeutung  und  Autorität  ihrer 
Geistlichen  überträgt.  Die  Beschlüsse  der  Synoden  werden 
anf|[?e%eichnet  und  bilden  mit  der  Zeit  einen  kirchlichen  Kodex, 
J4U  den  sich  dann  eine  Erläuterungswissenscliaft  ('riieologie)  an- 
schließt. In  volkreiche!!  Ueraeiuden  bildet  sich  eine  Rauf?- 
ordnung  der  vielen  djuiellist  wirkenden  Priester.  Sie  stuft  sich 
nb  nach  der  ttn'H^e  der  (lotteshäuser  und  ähnlichen  äußeren 
Umständen.  Schlielien  sich  mit  der  Zeit  die  Gemeinden  eines 
Landes  zu  einer  Landeskirchengemeinschaft  eosammen,  so  bildet 
4er  Oberbonze  der  Hauptstadt  das  Haupt  der  Landeskirche.  An 
all  und  jeder  Kirchengeschichte,  ob  buddhistischer,  mohamme- 
danischer, jüdischer,  'christlicher,  können  wir  im  Detail  diesen 
überall  im  Wesen  sich  gleichbleibenden  IVnzeli  *U'r  Kiitwicklung 
einer  Kirch«^  auf  (irundlajje  einer  Reli^nou  l)e()l)a(:hten. 

Eine  iiotiicju wickelte  Kirclu'  aber  <4;il>t  der  lieligion,  durch 
-den  gesteigerten  Kinßul^,  rlen  sie  aui  die  Massen  der  Gläubigen 
Übt,  eine  außerordentliche  Macht. 

Diese  Macht  haben  inmier  und  überall  die  weltlichen 
Machthaber,  das  sind  diejenigen,  die  mit  Blut  und  Eisen  die 
Menschen  bezwangen,  mit  richtigem  Instinkte  erkannt  Es  kam 
jdso  überall  zum  Bunde  zweier  Machtfaktoren  gegenüber  der 
trägen  Masse.  Das  sind  naturgesetzliche  Yorgauue.  Aber  ebenso 
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luturgeaetzlich  ist,  <laß  diese  beiden  Muchtfaktoreu  imtereluander 
nicht  Frieden  halten  können,  weil  sie  über  das  Maß  der  Aus- 
bsobiiig  der  tragen  Masse  in  Streit  geraten.  Wem  gebfilurt  der 
größere  Anteü?  Darüber  strdtet  man  sich.  Das  ist  ein  ewig- 
sieh  wiederholender  sozialer  Prozeß. 

Ihrer  Natur  nach  ist  die  geistliche  Macht  schlauer.  Die 
weltliche  haut  oft  kräftig  drein  und  sio^d;  doch  sind  ilire  Siege 
ephemer:  die  geistliche  Macht  weicht  den  Hieheu  aus  und  erholt 
sich  mit  der  Zeit.  Sie  versteht  zu  warten  und  siegt  durch 
Geduld  und  Ausdauer. 

Aber  auch  in  die  trage  Masse  dringt  von  Zeit  zu  Zeit  ein 
Freiheits-Paroxismim,  mebt  seheinbar  anger^  durch  oppo» 
aitiondUle,  begabtere  Individnenf  welche  Stinunnng  der  Massen 
Ausdruck  Tsrleihen.  Sie  emp5rt  sich;  macht  Beyolutionen,  meist 
ohne  Verstand  und  als  Reflexbewegung  gegen  übergroßen 
Druck.  Mauchmal  schüttelt  «ie  beide  Mächte  ab  wie  ein 
stijrnsches  Pferd  seineu  lieiter.  Doch  das  sind  nur  Augeu- 
blickseriolge.  Bald  kehrt  sie  zum  Gehorsam  zurück  und 
beugt  ihren  Nacken  zunächst  der  weltlichen  Gewalt  —  dem 
Staate.  Denn  ohne  denselben  kann  sie  nicht  leben:  sie  ist 
aatorgeeetzlich  dazu  bestimmt«  einer  staatlichen  Herrschaft  zu 
imterliegen. 

Ob  anch  einer  IdrehlicheD,  das  ist  die  Frage. 

Das  Beispiel  der  Auflehuujig  gegen  dieselbe  gab  ihr  oft; 
die  weltliche  Gewalt,  wie  andererseits  oft;  die  geistliche  gegen 
die  welthche  schürte. 

Und  insofern  war  ja  immer  der  Kampf  der  heideu  Ge- 
walten untereinander  ein  Förderungsmittel  geistigen  Fortschrittes, 
sowie  Emtracht  der  beiden  Gewalten  die  geistige  Stagnation 
der  Völker  bedeutet. 

Heute  aber  steht  wieder  die  Frage  auf  der  Tagesordnungr 
Können  die  Völker  ohne  Kirchen  leben? 

Der  Klerus  aller  Konfessionen  ▼erfrischt  diese  Frage,  indem 
er  sie  su  fornuiliert.  sils  oh  es  sich  uiu  , Abschaffung  der  Ke- 
Hsnonen"  handelte  und  l"hereiliin«i:e»i  der  Massen  und  ilirer 
Fuhrer  scheinen  dem  Klerus  recht  zu  geben. 
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Die  Fraire  darf  aber  nicht  so  formuliert  werden.  Ohue 
lioli^ioii  werden  die  Mensehen  nie  leben,  denn  sie  ist  wenig- 
Btens  für  die  Masseu  uiieutUehrlich.  Aber  08  handelt  sich  nicht 
darum,  sondern  ob  die  Völker  immer  unter  doppelter  Herr- 
schaft ieben  müssen,  imter  weltlicher  und  geistlichert  unter  dem 
Staat  und  den  Kirchen?  Daa  ist  keineswegs  auigemaeht:  snm 
mindesten  braucht  die  Besorgung  des  BeUgionsdiensfees  keinss- 
wegs  sich  za  einer  Herrschaft  des  Klerns  zu  gestalten,  die 
den  Menschen  in  Sklavenbanden  halt,  wie  es  tatsächlich  der 
Fall  ist,  wo  der  Staat  einer  oder  mehreren  Kirchen  seinen 
weltlichen  Arm  leibt,  rru  sieb  v(jii  diesen  Sklavenbanden  zu 
befreien,  schlug  man  oit  einen  talsclien  Weg  ein:  mau  wendete 
sich  gegen  die  Religion.  Das  muÜte  erfolglos  bleiben.  Der 
richtige  We;^'  ist  vielmelir:  die  Beligion  aufrecht  erhalten, 
festigen,  reinigen,  verklären;  nur  den  Kirchen  ihre  welüiche 
Macht  nehmen,  sie  in  ihre  e^ntliche  Rolle  einsetzen  als 
Dienerinnen  der  Religion,  nicht  als  Gewalten,  welche  mittels 
der  Beligion  die  Menschen  beherrschen. 

Wird  diese  Aufgabe  einmal  gelöst  werden  k("»iiiien  'f  Diiä  i»t 
nicht  umnöglich  imd  hier  kann  Aufklärung  von  Nutzen  sein. 

Der  Staat  ist  eine  Naturnotwendigkeit,  weil  ohne  ihn  eine 
Becbt^orduung  nicht  aufrecht  erhalten  werden  kann  und  ohne 
Bechtsordnung  ein  goibnbHches  Zusammenleben  der  Menschen 
unmöglich  ist.  Die  Beligion  ist  f&r  die  Massen  eben£sUs  eine 
Notwendigkeit,  weil  sie  ihrem  Gemüt  Halt  und  Stdtse  bietet 
Es  ist  nur  die  Frage,  ob  zur  Aufrechthal tuug  der  Beligion 
solche  Kirchen  notwendig  sind,  denen  der  Staat  seinen  weit- 
liclieii  Ann  leiht,  damit  sie  existieren  können  V  Letzteres  selieint 
nicht  der  Fall  zu  sein.  Einst  mag  es  nötig  geweson  sein,  nötig 
für  den  Stjiat.  Heutt^  aber  hat  der  Staat  fesiterc  Grundlagen 
in  dem  allgemeinen  Bewußtsein  seiner  Unentbehrlichkeit,  in 
der  Teilnahme  des  Volkes  an  der  Gesetzgebung  und  Bsgierong 
(Selbstrerwaltung).  Heute  ist  es  ein  Anachronismus,  wenn 
der  Staat  glaubt,  er  könne  der  Altare  als  seiner  Stützen 
nicht  entraten.  Die  Bechtsordnung  des  modernen  Kultur* 
Staates,   die   Bechtsgleichheit   seiner  Bürger,   die  politische 
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Freiheit  sind  heate  bessere  Stfltasen  des  Staates,  als  es  je  die 
Eirchen  waren. 

Wir  wollen  nicht  sageu,  daß  heute  »Religion  FriTatsache" 
sei:  das  nicht!  Sie  wird  immer  öffentliche,  d.  h.  gesellschaft- 
liche, soziale  Sache  seiu.  Uud  damit  sie  es  in  Kuhe  und  FrifKlen 
sein  Iviniiie,  darül)er  hat  der  Staat  zu  wachen.  Die  sich  heute 
ändernde  Stelhinj?  des  »Staates  zu  den  Staatsbürgeru,  die  ver- 
änderte Auä'assuu^  seiner  Aiiigaben  mit  Bezug  auf  die  Ge- 
samtheit der  Staatsbürger  bedingt  tiatumotwendigerweise  eine 
TOfSnderte  Stellnng  desselben  za  den  Kirchen  —  was  ja  anch 
schon  in  den  Verfaflsgngabeetininmngen  vieler  europaischer 
Staaten  Ausdruck  gefand^  hat.  Es  gibt  in  den  meisten 
europäischen  Staaten  keine  herrschenden*  Kirchen  mehr;  die 
bestellenden  -anerkannten-  sind  nach  den  N'ei-fassungsbeHtim- 
miin<i;en  ji^l  eich  berech  tic^  uud  den  Gesetzen  des  Staates  unter- 
geordnet. Doch  werden  in  den  meisten  Staaten  die  Ivirchen 
(imd  Keligionsgesellschaften)  insofern  als  staatliche  Anstalten 
betrachtet,  als  der  Staat  sich  ihre  Erhaltung  angelegen  sein  läßt^ 
ihre  Funktioiuüre  ernennt  oder  doch  die  Wahl  derselben  be- 
stätigt und  fttr  ihren  standesmaßigen  Unterhalt  sorgt. 

Dieses  YerhSltnis  beruht  ofienbar  auf  der  Anschauung,  daß 
es  Aufgabe  des  Staates  sei,  für  die  religiösen  Bedürfnisse  seiner 
Bürger  je  nach  ihrem  Itekeniitnisse  zu  sorgen. 

Nur  die  neueste  , Trennung  der  Kirclie  vom  Staate-  in 
l'rankrGich  (Gesetz  vom  Dezember  1905)  entbindet  tlen  Staat 
dieser  Sorge  und  Überläßt  dieselbe  den  Staatsbürgern  selbst 
(wie  in  den  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas). 

Im  Grunde  genommen  entspricht  ein  solches  Verhältnis 
einzig  und  allein  einem  vorgerückten  kulturellen  Zustande 
eines  Volkes,  auf  welchem  es  der  Bevormundung  des  Staates 
in  Dingen,  die  den  Staat  nicht  unmittelbar  angehen,  ent- 
behren kann. 

Nur  ist  die  IVage:  ob  der  Staat  mit  einer  soklien  -Tren- 
nmi«^'-  Ernst  machen  kann?  Ob  eine  solche  .Trennung-  den 
Kirchen  vollkommen  freie  Hand  lassen  solle,  nach  ihrem  In- 
teresse zu  schalten  und  zu  walten?    Ob  eine  solche  Trennung 
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^'loichbecleutend  sein  müsse  mit  dem  Grundsatz  der  ^freien 
Kirche  im  freien  Staate?** 

Darauf  mochte  ich  antworten,  da0  es  im  Staate  nur  eine 
gesetzliche  Freiheit  geben  könne:  daher  auch  den  Kirchen 
nur  eine  solche  eitstehen  kann.  Die  betreffenden  Gesetze  aber 
bat  der  Staat  zu  erlassen,  uud  zwar  wie  allo  .seine  Gesetze,  im 
Interesse  seiner  Staats] )ürger.  Da  es  nun  im  Interesse  der 
Staatsl)ürger  liegt,  sich  religiös  betätigen  zn  krmnen.  aber  niclit 
in  ihrem  Interesse  Liegt,  außer  vom  Staate  noch  von  einer 
Kirche  beherrscht  zu  werden,  so  wird  der  moderne  Staat  die 
betreffende  gesetzliche  Regelung  so  Tomehmeu  mttssent  daß 
Beligionen  geübt  werden  können,  keine  Kirche  aber 
irgend  eine  Herrschaft  über  die  Staatsbürger  aus- 
üben könne.  Daraus  ergeben  sich  für  die  staatskirchliche 
(jesetz^eldmi;  eines  freien  modernen  Kulturstaates  etwa  fol- 
gende (  von  dem  neuesten  französischen  Trenniingsgesetz  adoptierte) 
Grundsätze : 

Die  Befriediginig  der  religiösen  Bedürftiisse  der  Staats- 
bürger ist  nicht  Sache  des  Staates.  Der  Staat  überläßt  die 
Sorge  um  diese  Befriedigung  den  Staatsbürgern,  die  sich  zu 
diesem  Zwecke  in  Vereine,  Gesellschaften  und  Kultusgemeinden 
zusammentun  können.  Der  Staat  schützt  die  freie  Gemeinschafta- 
bildnn;,'  zum  Zwecke  der  HeligionsObung.  Er  genehmigt  die 
Bildunix  solcher  <  Jemeinschafton,  insofern  durch  ihre  L^'bren 
und  Satzungen  die  (irnndlaL(en  des  Staates  nicht  ^efälirdet 
werden.  Religiöse  (iemeinschafteii  sind  Korporationen  des 
öffentlichen  Kecbtes.  also  juristische  Personen  mit  allen,  solchen 
Gesamtheiten  zustehenden  Rechten.  Die  innere  Geschäftsordnung 
und  Verwaltung  YoUzieht  sich  auf  Grund  Ton  Statuten,  die 
der  staatlichen  Genehmigung  unterworfen  sind. 

Die  Freiheit  des  einzelnen  und  der  Genuß  der  bürgerlichen 
Rechte  kann  durch  die  Angehorigkeit  zu  einer  Keligionsgemein- 
scbaft  in  keiner  AVeise  L'escbmälerL  werden.  Eintritt  und  Aus- 
iritt  in  solche  (.ieni«'iust  liaft<»n  nach  fr«^ier  Wahl  kann  dem 
Staatsbürger  nicht  verboten  werden.  Cber  die  Aufnahme  ein- 
zelner iu  religiöse  Gemeinschaften  entscheidet  die  Gemeinschaft 
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nach  ihren  Statuten;  der  Austritt  steht  jederzeit  irei.  Zur 
Eriiiliuiig  der  durch  den  Eintritt  übemonunenen  Verpflicli- 
taugen  kann  der  emzelne  stautlielierseit^  nicht  geswnngeti 
werden,  anfier  im  Falle  zivilrechtlicher  Verpflichtungen. 

Die  Beligionsgesellsehaften  verschiedener  Orte  eines  Kreises 
kdimeu  untereinander  einen  Yerhand  schließen.    Über  eine 

Provinz  hinaus  sind  solche  Verbände  nur  im  Gesetzgebungs- 
weue  iu(»ij;Hch.  Die  lieligionsgesellschnftou  haben  keine  Ver- 
treiimg  in  den  gesetzgelienden  Körperschalten;  auf  die  ötfent- 
liche  Schule  können  sie  keinerlei  Einfluß  haben.  Die  Unter- 
weisung in  den  Satzungen  nnd  Lehren  der  einzelnen  Religionen 
ist  PriTatsache.  Der  Staat  wacht  darüber,  daß  die  einzelnen 
fieligionsgeaellschaften  über  ihre  Mitglieder  keinerlei  wie  immer 
giearteten  Zwang  ausüben. 

Das  sind  nngeföhr  die  Grundsätze,  die  sieh  aus  der 
Stellung  des  modernen  Staates  und  unserer  heutigen  Kultur** 
stufe  für  die  Ke^ehmi^  des  Staats- Kirclienrechtes  ergeben. 

Mau  kauu  diesell)ou  kurz  dahin  zusaniDienl'assen,  daß  der 
moderne  Staat  der  Befriedigung  religiöser  Bedürfnisse  seiner 
Bürger,  insofern  dieselbe  die  Grundlagen  des  Staates  nicht  an- 
tastet, keinerlei  Hindernisse  in  den  Weg  legt:  dagegen  den 
einzelnen  vor  allem  und  jedem  durch  Kirchen 
oder  Religionsgesellschaften  auf  ihn  geübten 
Zwang  schützt.  Mit  einem  Worte:  Bekenntnisfreiheit, 
aber  keiuerlei  klerikale  Herrschaft  über  den  einzelnen  in  keinerlei 
Form.  <  legen  diesen  Liruudsatz,  den  die  Verfassungen  der 
lüoderneu  Staaten  (z.  B.  Österreichs)  vidtach  aiiorkenucu,  wird 
in  der  Praxis  fortwährend  gesündigt,  indem  üerichtshöfe  und 
Verwaltimgen  unbekümmert  um  den  Geist  der  neuen  Ver- 
fassung im  Sinne  vorgangener  Zeiten  imd  veralteter  Zustände 
judizieren  und  verwalten*). 

'}  So  wird  s.  B.  in  Oe»tamleb  tob  Ooi ichtsbüren  utd  Be1»6id«n  gegen  d«o  Geiil 

^J«'  i  U  <!<.••  SUat<grun(<ge£ctz«s  rom  21.  Derrmt  er  l&G?,  der  jedcrmAun  die  vo  lc  OlauLer.s- 
ufid  <j«»  MenstK-ibeit  gew&brlsitiet,  auf  dem  Ueblet«  d«t  Ehe-  und  des  SchulrecbU  furl- 
««lucnd  Mii«er  gesüodlgt 
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Der  Glaubeiisiiilialt  der  Keliirioiieu  und  der  Stunt. 
*  Etyraologiseh  l»etleiitet  bekanntlich  Religion  so  viel  als 
\\  iederbuud,  also  Neabund.  Diese  Deutung  gibt  einen  guten 
Sinn,  der  dem  AVeseu  d?r  Sache  entspricht.  Denn  das  primi- 
tivste  soziale  Band,  welches  menschliche  Horden  yerbiiidet  und 
zusammenhält,  ist  das  Blut,  die  Blutsyerwandtschaft  Baa 
nächst  höhere  soziale  Band  aber,  das  gruppenbildend  wirkt, 
sind  gemeinsame  Yorstellungeu  über  Geister  und  n^tt^er  und 
gemeinsame  KnUli.iii(Uniigoii.  ^lr»^ron  nun  auch  ursprüuglich 
diese  beiclen  «o/.iulen  UiiKleiiiittol  zusunimenfallen,  «o  lehrt  ims 
doch  die  geäthichtliche  und  tät^liclie  Erfahrung,  daÜ  diese  zwei 
sozialen  Bindemittel  voneinander  xücht  untrennbar  sind. 

„Keimt  ein  Glaube  neu, 
Wird  oft  Lieb  und  Treu 
Wie  ein  böses  Unkraut  ausgerauft. 

Damit  hat  der  Dichter  ganz  richtig  die  soziologische  Tat- 
sache konstatiert,  daß  das  psychisch-soziale  Band  der  Beligion 
sich  stets  mächtiger  erwies,  als  das  physiologische  Band 
des  Blutes,  daß  das  erstere  das  letztere  durchbricht  und  über- 
windet. 

Das  war  immer  der  Fall;  neu  aiiikunnueiidt  IvüU  ■  trennten 
aUo  Hlutskreibe  und  verbanden  fremde  Blutskreise,  sie  waren 
daher  „Keligio-,  ein  AViederbuud,  ein  ineubuud. 

Nun  hat  jode  K-^ligion  irgendeinen  Glauben  ziun  Inhalt. 
Denn  der  Keim  der  Keligionen  liegt  ja  in  Vorstellungen 
von  übersinnlichen  Kräften  oder  Mächten.  Werden  nun  ge- 
wisse Vorstellungen  festgehalten,  fixieren  sie  sieh  durch  Wieder- 
holung und  Gewohnheit,  so  yerdichten  sie  sich  zu  Glaubens- 
sätzen. Den  Beweis,  daß  es  sich  so  verhält,  liefert  uns  ja  der 
Abortrlaube.  Krst  wird  er  dem  ein/einen  y)eigelir:iclit  als  Vor- 
st 11  uni;,  z.  B.  von  <it'-iMMisteru.  Durch  Wiederhuluug  und 
Gewoll  ulieil  gestaltet  sich  diese  Vorstellung  zu  einem  festen 
Glauben  an  Gespenster. 

All  und  jeder  Glaubensiuhalt  der  Keligionen  hat  nun  uüt 
der  Wirklichkeit  gar  nichts  zu  schaffen;  er  deckt  sich  mit 
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derselbeu  uicht.  Daher  ist  er  ja  uucli  nicht  beweisbar,  sondern 
muß  geglaubt  werdeu. 

Auch  ist  dieser  Glaubeusinlialt  der  meisten  Keligionen 
•  offenbart  da  er  in  der  Er&hnuig  nicht  gegeben  und  aus  ihr 
nicht  erweisbar  ist 

Aus  der  Art  und  Weise,  in  welcher  dieser  Glaubensinhalt 
entsteht,  aus  der  Wesensgleichheit  dieses  sozial-ps\  tliischeu 
i'rozesses  erklärt  sich  femer  die  Weseusgleichheit  desbc^lbeu  iu 
allen  Religionen.  Denn  was  an  den  lilHubensinhalteu  ver- 
schieden ist,  ist  iiiclit  wesentlich.  Nehmen  wir  z.  B.  einen  der 
größten  Uuterscliiede,  die  zwischen  den  Glaubensinhalten 
existieren  können,  idso  den  Pohi;heismus  und  ^lonotheisinus. 
Auch  dieser  scheinbar  große  Unterschied  ändert  ja  an  dem 
Wesen  der  Religion  gar  nichts.  Das  fUhlte  Schiller  ganz 
richtig,  sonst  hatte  er  seine  „Götter  Griechenlands^  nicht  ge- 
sehrieben. Diese  köstlichen  Strophen  sind  doch  kein  Scherz- 
gedicht; es  ist  dem  Dichter  heiliger  Einst,  ^veiui  er  den 
griechischen  Polytheismus  preist  und  ihm  vor  luiaerem  Mono- 
theismus und  uiiberer  «entgötterten  Natur"  den  Vorzug  gibt. 

£s  ist  ungeschminkte  subjektive  Wahrheit,  die  aus  der 
Tiefe  der  Dichterseele  dringt  mit  dem  Hufe: 

»Da  ihr  noch  die  schAne  Welt  regieret 

Wie  gans  ander«,  anders  war  es  da!* 
Wer  kann  zweifeln,  daß  in  diesen  Worten  sich  ein  GefUhl 

der  l nbetriedigung  ]uit  der  Ode  des  Monotheismus  imd  die 
Sehnsucht  eines  dichterischen  Gemütes  nach  eiiiom  volleren 
lind  reichereu  Ausströmen  seiner  reiigiöseu  Stimmungen  Luit 
macht? 

Nicht  etwa  Irrelgiiosität  und  , Gottlosigkeit äußert  sich 
in  diesem  Gedicht,  sondern  im  Gegenteil  eine  fast  schwär- 
merisdie  Beligiositat,  ein  tiefes  poetisches  Bedür&is  nach  An- 
betoiig  und  Götterverehmng.  Denn  nur  aus  einem  solchen 
Bedürfnis  sind  die  polytheistischen  Beligionen  großenteils 
erwachsen.  Allerdings  mag  zu  ihrer  Entstehung  auch  eine  uns 
heute  ganz  verloren  gegangene  religiöse  Toleranz  beigetragen 
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Imben,  welche  alle  Gdttor,  aach  die  fremder  Stämme  und  Sipiieu, 

als  gleich  wert  und  gleichberechtigt  ansah,  wodurch  bei  wach- 
reuder  \  lUkorgoiueiiischaft  der  Ulyni))  innner  bevölkerter  wurd.'*. 
doch  hat  der  antike  Polytheismus  «xewili  auch  dariu  seinen 
Grund,  daß  fiir  die  verschiedenartiirst -n  Lebenslagen  immer  die 
entspreclienden  und  nötigen  Heilkräfte  personifiziert  wurden. 
Und  diese  natürliche  Matmigfaltigkeit  personifizierter  Heilkräfte, 
diesen  g5tterreidien  Olymp  vermißt  der  monotheistisch  gedrillte 
Dichter  des  18.  Jahrhunderts  and  an  die  «G$tter  Griechen- 
lands« sich  wendend,  bricht  er  in  die  anfirichtige,  ernstgemeinte 

Klage  aiis: 

^Finstrer  Eaut  und  trauriges  Entsagen, 
War  aus  eurem  heitern  Dienst  Terbannt!** 

Aber  liegt  auf  dem  Grunde  dieses  GefU Iiisausbruches  nicht 
auch  der  richtige  Gedanke,  daß  es  auf  den  Glaubensinbalt  der 
Religionen  gar  nicht  ankommt,  daß  es  mit  dem  Wesen  der 
Beligion  gar  nichts  zu  tun  hat,  ob  man  sich  den  Himmel  mit 
einer  ganzen  Schaar  von  Göttern  und  Göttinnen  bevdlkert  denkt 
oder  in  diesen  weiten  Baumen  nur  einen  einieigen  «Herrn  der 
Heerscharen*  walten  lülit? 

Die  vorgestellte  Gottheit  entspricht  immer  dem  Bedürfnisse, 
den  ijiefuhleu,  der  ökonomischen  Lage,  der  Kulturstufe  der 
Menschen.  Ja  ein  und  derselbe  Mensch  stellt  sich  in  Ter- 
schiedeneii  Lebenslagen,  entsprechend  seinen  Gefühlen,  seine 
Gottheit  anders  vOr,  er  reagiert  eben  anders  auf  die  verschiedenen 
auf  ihn  einstOrmenden  EindrQcke  der  Anßenweli  Und  dieses 
individuelle  Moment  ist  neben  dem  ethnischen  und  nationalen 
die  zweite  Wurzel  des  Polytheismus.  Diese  Wurzel  steckt  aber 
so  tief  in  der  menschlichen  Natur,  daß  sie  auch  monotheistische 
Relijj^iouen  nicht  nusmer/en  konnten  und  ihr  Rechnung  tragen 
niuliten,  indem  sie  iifhen  dem  .Allmächtigen"  häufi«if  allerhand 
Engel  und  ein  Heer  von  Heiligen  bestehen  lassen,  damit  eben 
jenen  individuellen  Momenten  und  Verschiedenheiten  momen'* 
taner  gemütlicher  Bedürfnisse  Genüge  geschehen  könne. 

Der  unseligste  Irrtum  aber,  in  den  man  die  gedankenlosen 
Massen  von  jeher  hineingetrieben  hat,  war  der,  daß  diesen 
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Olaabensinhalten  eme  Wirklichkeit  entspricht,  und  daß  diese 
idigiQaen  Toistellangen  effekÜTe  handelnde  Machte  sind.  Man 
verlegte  somit  den  Schwerpunkt  der  Beligion  in  die  Existenz 

Ton  Gottheiteu,  in  deren  Namen  uuu  der  Klerus  aller  Kon- 
fessionen oft  Ströme  Mensehenlilntes  fließen  ließ.  Man  denke 
mir  an  den  Molodidienst,  au  die  Scheiterliaufen  der  Iiujuiöition 
and  aller liand  blutige  Heidenbekelixung  durch  „iStreiter  < Rottes ''l 
Alle  diese  Greuel  beruhen  aui'  der  Verfälschung  des  Wesens 
der  Beligion,  indem  man  den,  von  derselben  eraeugten  Vor  Stel- 
lungen, eine  Wirklichkeit  znsehreibt,  die  sie  nicht  haben; 
eine  Anerkennung  des  »wahren  Glaubens''  fordert  und  jeden 
, Irrglanben**  im  Kamen  dieses  wahren  und  echten  Glaubens 
zu  verfolgen,  zum  mindesten  von  demselben  zum  wahren  Glauben 
zu  bekehren  als  ein  verdieustvoiles  Werk  ansieht. 

Ein»'  wi'itere  Folire  dieser  Verwet-lislunf^en  von  Vorstelluii<reii 
mit  \Virklichkeiten  sind  die  endlosen  theologischen  Streitig- 
keiten in  allen  Priesterschaften  über  Dogmen  und  ihre  Aus- 
legung und  die  an  diese  Streitigkeiten  sich  knüpfenden 
Sektierereien,  die  so  häufig  den  Yorwand  zu  blutigen  Kämpfen 
abgaben.  In  allen  Beligionen  haben  die  gelehrten  Theologen 
ganze  Bibliotheken  dogmatischer  Streitschriften  geschaffen,  Uber 
welche  sich  späte  Generationen  noch  die  Köpfe  zerbrachen, 
uud  doch  beniht  das  alles  anf  dem  Grnndirrtnm,  daß  mau 
religiöse  Vorstellungen  für  Wirkliehkeileu  uinnnt  oder  aus- 
gibt. Infolgedessen  kommt  es  aber  auch  zu  folgender  Un- 
geheuerlichkeit. 

Während  religiöse  Vorstellungen  ihrer  l<iatur  nach  als 
Beflexe  auf  äaßere  Beize  von  der  jeweiligen  geistigen  Be- 
schaffenheit der  Menschen,  also  yon  ihrer  kulturellen  Entwicklung 
abhängen,  daher  normalerweise  mit  der  Kulturentwicklung 

gleichen  Schritt  halten  sollten,  bewirkt  der  Irrtum,  daß  man 
Vorstellungen  liir  Wirklichkeiten  nimmt  und  letztere  zu 
(tlauhensinhalleii  gestaltet,  eine  Stabili^i  -t 'iiig  und  Tmraobili- 
si^^rnng  uralter  Vorstellungen,  woraus  sn  h  mit  der  Zeit  ein 
krasser  Anachronismus,  ein  greller  Kontrast  zwischen  diesen 
TQvsintflutlichen  Vorstellungen  und  der  fortgeschrittenen  mensch- 
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liehen  Kultur  ergibt.  So  kommt  es,  dal]  moderue  Ueuerutioueu 
im  Sklavenjochd  von  aus  priiuitivsten  Zuständen  der  Mensch- 
heit stammenden  Vorstellungen  keuchen  und  was  noch  schlimmer 
ist,  sidi  religiösen  Zeremonien,  die  jenen  uralten  Yorstellmigeu 
entsprechen,  aber  aller  Yennmft  eines  fortgeschrittenen  Knltnr- 
znstandes  Hohn  spredien,  unterwerfen  mttssen.  An  solchen 
Mißständen  sind  nicht  die  Keligionen  als  solche  schuld,  sondern 
die  Kirchen  und  ihre  Theologen,  welche  jene  uralten  N'or- 
stellungen,  die  mit  dem  Fortschritt  der  Kultur  länirst  ver- 
schmmden  sein  sollten,  als  Glaul>eut>iuhalte  fixieren,  sie  fVir 
ewige  Wirklichkeiten  und  unantastbare  Wahrheiten  ausgeben, 
auf  denselben  ihre  Riten,  Liturgien  und  Zeremonien  begründen 
und  modernen  Generationen  mit  allen  Mitteln  des  sosialen 
Terrorismus,  meist  mit  Hilfe  des  weltlichen  Armes  aufdringen. 
Während  wir  heute  die  Entwicklung  als  allgemeines  Natur- 
gesetz, welches  alle  Gebiete  des  Lebens  und  in  erster  Linie 
des  geistigeil  Lebens  tler  Meusthlieit  beherrscht,  aiierkemuMi 
und  auf  geistigem  (ieläete  dieses  Entwicklungsgesetz  als  Fört- 
scbritt  konstatieren,  werden  die  Ulaulieusmhulte  aller  Keligioneu 
mit  (iewalt  und  mit  Hilfe  des  Staates  diesem  allgemeinen  Ge- 
setze eutwunden  und  mumifiziert.  Und  vor  solchen,  aus 
primitiTsten  Zeiten  stammenden,  durch  Priesterschaften  mumi- 
fizierten Vorstellungen  muß  die  moderne  Menschheit  in  Qber- 
wiegendem  Teile  ihr  Knie  beugen  und  tut  es  mit  innerem 
Widerstreben  meist  des  lieben  Friedens  willen,  dem  Gesetze  der 
Trägheit  folgend.  Von  dem  allgenieiuen  (lesetze  des  Fort- 
sclirittc^,  den  wir  auf  geistigem  <iel>iete  rückUaltslos  auerkenneu. 
siud  nnr  die  Olaubeiisiuhalte  jnsgenoininen.  Man  verkennt 
einfach  die  Tatsache,  daß  der  iilaubeuhinhalt  all  und  jeder 
Religion  aus  Vorstellungen  besteht  und  dali  diese  Vorstel- 
lungen wohl  nach  Zeit,  Klima,  Kulturstufe,  geistiger  Begabung 
n.  s.  w.  verschieden  sein  können,  aber  doch  immer  nur  Vor- 
stellungen bleiben,  die  von  der  Natur  der  Menschen  herror- 
gerufen  werden,  da  sie  bestimmte  psychische  Funktionen  zn 
erfüllen  haben.  Diese  Fimktionen  erfüllen  sie  aber  immer  und 
Uberall  in  gleicher  Weise,   wie  verschieden  sie  auch  luiter- 
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eiiumder  smd;  die  Aii%abeji,  die  die  Religion  erföllt  and 
die  sosial  sehr  bedentsuta  8ind,  sind  unabbängig  von  dem 
Glaubensinbalt. 

Daher  mutet  es  ja  jeden  uioderu  deukeudou  Mensclion 
gjinz  souderbar  au,  wenn  er  hört,  duli  Missionäre  nach  Cliiiia 
tind  Japan  1^:911611.  um  die  .  ('114! aiil>!<^eii*  zu  bekehren.  Ist  das 
nicht  der  gröüte  Anachronismus  der  ^^euzeit?  Die  Lliinesen 
und  Japaner  haben  ja  ihre  Eeligion;  welchen  Sinn  hat  es, 
ihnen  eine  andere  aufzwingen  zu  wollen?  Das  sind  mittel- 
alterliche Praktiken.  Gewiae,  man  kann  den  Heroismus  dieser 
Bekehrer  bewundem,  die  ihr  Leben  Itlr  eine  Idee  einsetzen; 
aber  nüchterne  Überlegung  muU  ja  konstatieren,  daO  es  eine 
Wahnidee  ist,  denn  jene  chinesische  oder  japanische  Religion 
orfnllt  ihre  Aufgabe  ganz  so  gut  wie  jede  andere  in  Europa 
geltende. 

Auch  wende  man  nicht  ein,  daÜ  es  sich  bei  diesen  Be- 
kehningsarbeiten  um  »europäische  Kultur-  handelt:  denn  die 
Kultur  hat  mit  dem  , wahren oder  „falschen''  Gott  nichts  zu 
ton.  Als  Kulturtaüger  wird  man  ja  auch  die  Missionare  nicht 
hinstellen  wollen;  denn  wenn  es  nach  dem  Sinn  ihrer  YolU 
maehtgeberin,  der  Kirche,  ginge,  würden  noch  heute  Scheiter- 
haufen in  Europa  flammen,  auf  denen  man  Ketzer  verbrannte. 
Die  ^europäisehe  Kultur"  würde  ohue  die  „ Bekehrer viel 
schneller  ans  Ziel  kommen. 

Wann  wird  sich  die  Erkenntnis  Bahn  brecheu,  dali  wir 
es  in  allen  Keiigioneu  mit  Voratellungskomplexen  zu  tun  haben, 
die  auf  naturgesetzlichem  Wege  entstehen,  die  dem  jeweiligen 
gematlichem  Bedürfnisse  entsprechen  und  daher  auch  der 
Kulturstufe  der  Menschen  adäquat  sind,  daher  aber  auch  wie 
das  ganze  geistige  Wesen  des  Menschen  im  Strom  der  Ent- 
wicklung stehen?  Daß  es  zu  dieser  Erkenntnis  noch  nicht 
gekommen  ist,  daß  sie  /um  mindestem  umh  niclit  allgemein 
ist.  sollte  eigentlich  wundernehmen.  <  iibt  es  doch  sehr  viele 
))ekanute  Tatsachen,  welche  dieser  Erkenntnis  Hingst  hätten 
Huhn  brechen  sollen.  80  z.  i^.  diese,  daß  ein  und  derselbe 
ölaubensinhalt  einer  Keligion,  von  Anhängern  derselben  Jsl 
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nach  ikrer  geistigen  lieschaiieiiiieit  und  Bildung  ganz  ver- 
schieden aufgefaßt  wird.  Was  })edeutet  das  jindera,  als  dalJ 
religiöse  Vorstellungen  sich  individuell  dem  geistigen  Horizont 
des  einzelnen  anpassen? 

Was  Yon  Individuen  gilt^  gilt  aber  auch  von  Völkern  und 
sozialen  Schiebten  und  Gruppen  in  ihrer  historisdien  Entwicklung 
oder  sollte  wenigstens  davon  gelten. 

Eine  Dogniatisieniug  nud  StHl)ilisiening  uralter  religiöser 
Vorstell uiii^'  ist  eino  \  orsiiiidisj^ung  gegen  das  imtürliclio  Ent- 
wicklungsgesetz, speziell  eine  JSünde  gegen  die  freie  Entwicklung 
des  menschlichen  Geistes.  Man  l)edenke  nur!  Staatliche  In- 
stitutionen entwickeln  sich;  das  Hecht,  die  Sprache,  die  Kunst, 
das  alles  steht  im  ewigen  Strom  der  Entwicklung.  Nur  die 
religiösen  Vorstellungen  sollten  eine  Ausnahme  bilden?  Hier 
soU  Stabilität,  Tlnbeweglichkeit,  ünveränderlichkeit  das  oberste 
Oesetz  sein?  ITnd  doch  verlangen  das  nicht  nur  alle  Kirchen, 
soiulcru  auch  der  Staat.  Die  relis^iösen  Vorstelluuii^eij  jeder 
einzelu''i5  .antTkaiintt^ii**  Kirche  l>ilden  ein  Noli  uio  taiigere 
und  sollen  aus  der  allgemeinen  Entwickluug  ausgeschaltet  werdeu. 
Das  verlangen  die  Kinliou  und  das  gewälirt  ihnen  der  Staat. 
Denn  die  uralten  religiösen  Vorstellungen  stehen  als  Glaubens- 
satze und  Dogmen  heute  noch  unter  dem  Schutze  der  meisten 
Staaten. 


Sechstes  Kapitel. 

Staatseu  t  w  ickluug. 

Wenn  wir  den  Akt  der  Staatenentstehung  mit  der  Tatsache 
des  Unterganges  so  vieler  Staaten  im  Lauf  der  Geschichte  in 

Zusamraeuhaug  bringen:  wenn  wir  den  Umstand  erwägen,  daß 
sehr  viele  Stauten  aus  kleiucu  iVufüugeu  zu  Größe  und  Macht 
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emporstiegen  nnd  dann,  sei  es  darch  innere  Schwäche  oder 
äaBere  'Übermacht  zn  Grande  gingen;  wenn  wir  den  sozialen 
bhalt  des  Staates  zuerst  in  seinen  primitiven  Bestandteilen 
(Stammen),  sodann  in  seiner  Gesamtheit  (dem  Volke)  betrachten 

und  mit  seinem  Höhepunkt  •  (Niitioii)  zu.sammeiilialteii,  so  eot- 
üt'iit  in  Ulla  uotweudigcTweise  der  Begriff  der  .Staataent- 
wickluii«^*.  Es  drfiugt  sich  niis  iijinilich  der  Gedmke  auf, 
daß  der  Staat  vom  Auoreublick  seiner  Entstehung  bis  zur  Zeit, 
wo  seine  Terscbiedenstämmigen  Bestandteile  zu  einer  Nation 
Terschmolzen  sind^  eine  Bahn  zurttcklegt,  eine  Entwicklung 
dorchmadit,  die  in  sich  ein  natumotwendiges  Ganzes  darstellt 
IH^ser  sich  uns  aufdrängende  Begriff  einer  im  Staate  sich  ab- 
spielenden Entwicklung  bietet  sich  uns  als  riegeostand  der 
staatßwissenschaftlichen  Untersuchung  dar,  wobei  wir  uns 
folgende  Fragen  stellen:  1.  Maclion  allo  Siaaten  diese  Ent- 
wicklung duroliV  Weloh»'s  sind  die  Ursachen  derst'llM'iiV 
3.  Welches  sind  die  wichtigsten  Phasen  dieser  Entwii  kluugV 
4>  Von  welchen  allgemeinen  Gesetzen  wird  diese  £ntwi«klung 
beherrscht  V 

Der  allgemeine  iicgritf  der  Staateentwicklang  amfafit  viele  Eni- 
wieUungen,  die  sich  im  Staate  and  am  Staate  voUsiehen.  Die  einfachste 
und  TOB  selbst  in  die  Aug^  fallende  ist  die  territoriale  Entwicklung 
des  Staates.  Man  biaueht  nur  an  die  Stadt  Rom  zu  denken,  die  sich 
allmählig  som  rOmischen  Weltreich  ent^«'ickelte.    Solche  territoriale 
Entwicklunf^eu  machten  alle  Gro^staaten  »ext  «lern  Altertum  durch,  d.  h. 
♦liejenigen  Staaten,  die  nicht  von  andereu  Staaten  absorbiert  wunleri, 
soad'^rn  andere  absorbierten.    Xicht  notwendig  im  Zasaminen hange  mit 
<ler  rerntorialen  Entwicklung  ist  die  politipche  oder  die  Entwicklunsf 
H^r  iStiatsfüiuj,  wiewohl  erstpre  auf  die  letztere  von  Kiüflull  sein  kann; 
nach  ist  i>oliti8che  Entwickliiag  auch  ohne  terr.toriale  möglich,  z.  H. 
in  Stadt-Staaten,  wie  es  die  antiken  griechischen  Republiken  waren, 
deren  Verfaiwungs- Wandlungen  und  Entwicklungen  den  anstotelischen 
Staati*Theorieii  als  Vorbilder  dienten.  Aaf  Ornad  dieser  aus  der  Ge* 
•ckiebte  der  griechischen  Staaten  geschöpften  Erfahrungen  gelangte 
Ariatoteles  %vx  Erkenntnis  einer  gewissen  Qeeetsmftfligkett  der 
politttchen  Entwicklang,  deren  (psychologische)  Ursachen  er  nachza- 
wtiaen  vernichte.    Eine  weitere  Ausbildung  erfahrt  dieser  Gedanke 
bei  Polybins  (^gl.  meine  Geschichte  der  Staatstheoriep,  Innsbruck  19U5, 
66  i). 


Digitized  by  Google 


202 


L  TeU.  6.  Kapitel. 


Dagegen  gehören  die  tieferen  Jünblii  in  di»'  \s  i  r  t  sr  h  a  ft  liehe 
Kntwickluiig  der  Staaie.i  wohl  erbt  der  neueren  Zeit  au,  in^^bex Malere 
den  leUlcn  löO  Jahren;  noch  jünger  ist  die  Würdigung  der  sozialen 
Entwicklung  der  Staaten,  worunter  wir  jene  Entwicklung  verstehen, 
welche  die  Tendenz  hat,  die  schrofi'en  Ucgens&Ue,  unt-jr  den  sozuvlen 
BettaAdteilen  des  Staates  iu  wifticliaftliclier,  kaltiireller  und  politischer 
HinBicht  auasugleiehen.  SchlieüUoh  ist  die  nationale  £ntwicklaiig, 
von  der  wir  oben  sprachen,  diijenige,  welche  die  Tendeiuc  zeigt,  die 
heterogenen  ethnischen  Bestandteile  der  Staaten  national  an  amalgamieresr 
nnd  die  ihren  Abschluß  im  Nationalstaate  findet.  —  Sieht  man  von  der 
niitionalen  Entwicklung  ab  und  fal't  man  nur  diejenigen  Wjmdluogen 
ins  Auge,  die  aus  wirtschaftlichen  Ursachen  flieHen  und  sich  in  den 
politischen  Verhältnissen  &nOem,  so  hat  man  die  sosial«poiitische 
Entwicklung  vor  sich. 

Soxialpolitiselie  Entwiekluug  der  htnuteu. 

Auf  die  Frage,  ob  alle  Staaten  dieaen  Entwicklnugsgaiig 
durchmaelieu,  gibt  es  keine  andere,  al«  eine  bejahende  Antwort 
Ein  Blick  auf  die  Geschichte  lehrt  im«  diese  Wulirheit.  Die 
Staaten,  die  heute  existieren,  existierten  vor  tausend  Jahren 
noch  nielit.  Der  Boden,  auf  welchem  sii'  sich  heule  hetmden, 
war  vor  tausend  oder  zweitausend  Jahren,  entweder  öde  Wildniß 
oder  Tummelplutz  wandernder  ätauune  olme  feste  Sits&e  und 
ohne  staatliche  Einrichtung  oder  endlich  —  gab  es  dort 
andere  Staaten.  Wo  heute  ode  WildniO  ist  oder  Xomaden- 
horden  sich  tummeln  oder  neue  Staaten  existieren,  da  gab  e» 
Yor  zweitausend  oder  mehreren  Jahren  blflhende  Staatengebilde 
des  Altertums.  Der  Satz  alöu,  dal)  Stauten  entstehen  und  ver- 
gehen, dürfte  wolil  keiner  Anlechtuug  unterliegen.  Dennach 
müssen  wir  hier  einer  möglichen  Einweudimg  begegnen.  Mau 
könnte  nämlich  sagen,  daß  da,  wo  einst  im  Altertum  ein  Staat 
bestand  und  heute  einer  besteht,  den  wir  als  neuen  Staat  be- 
zeichnen, daß  da  gar  kein  alter  Staat  untergegangen  und  kein 
neuer  entstanden  sei,  sondern  daß  da  der  alte  Staat  in  neuer 
Form  fortexistiere,  da  doch  auf  demselben  Boden  heute  wie  im 
grauen  Altertum  Menschen  staatlich  beisaramenleben,  Menschen 
von  Menschen  beherrscht  werden,  daß  also  dieser  lieutige  neue 
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Staat  nnr  eine  weitere  Entwiddungsstafe  desjenigen  ist,  der 
hier  Tor  Jahrhunderten  existierte.    Um  dieser  Einwendung 

Wgegnen  zu  koiineu,  müssen  wir  daranf  Bedacht  uehmeu,  was 
(lenu  eigentlich  das  Uuterscheidpiide  /wischen  den  Stantou  ist, 
um  daranf  gestützt,  ein  Urteil  darübt'r  ahziijrelxMi,  oh  eiu  lieute 
auf  historischem  liodoii  eiues  alten  Staates  existierender  Staat 
ein  neuer  oder  derselbe  alte  Staat  in  neuer  Form  ist.  Wollen 
wir  nun  das  Unterscheidende  zwischen  einem  auf  demselben 
Fleck  Erde  einst  dagewesenen  und  heute  existierenden  Staat 
herausfinden,  so  müssen  wir  die  wesentlichen  Hauptbestandteile 
sicher  Staaten^  d.  h.  die  Stämme  miteinander  vergleichen. 
Von  den  Stammen  aber,  aus  denen  ein  Staat  besteht,  ^nht  ihm 
(lerjenif^e,  der  ihn  mit  Hilfe  der  andern  gründete,  d.  h.  der 
herr>(-l)»Mide  Stainin,  Charakter  und  (Jepräge.  Ej^  smd  nun 
zweierlei  Fälle  mriglich.  Entweder  sind  von  den  Stämmen,  die 
den  einstigen  Staat  bildeten,  in  dem  heutijren  Staat  gar  keine 
mehr  vorhanden,  indem  diesellien  durch  Auswanderung  oder 
Verdisngung  den  Boden  des  Staates  räumten  oder  auf  dem- 
selben ganzlieh  ausgerottet  wurden,  oder  es  ist  der  zweite  Fall 
vorhanden,  daß  wohl  von  den  Stammen  des  alten  Staates  Cber» 
bleibsel  no<?h  da  sind,  dieselben  aber  längst  unterworfen,  keine 
]vjlitische  Rolle  in  dem  neuen  Statite  mehr  spielen  und  ihre- 
ehemalige  staatliche  Bedoiitnn«r  auf  andere  Stämme  übergegangen 
ist.  die  den  neuen  Ütmit  gründeten  und  in  ihm  herrschon.  In 
keinem  dieser  beiden  Fälle  kann  nun  von  eiiior  Fortdauer  des 
idten  Staates  mehr  die  Bede  sein;  in  beiden  Fällen  sind  an  die 
Stelle  der  alten  Staaten  neue  getreten. 

Man  kann  es  also  auch  als  konstantes  Merkmal  solcher 
Staatenaufeinanderfolge  ansehen,  daß  zwischen  dem  Untergänge 
der  alten  und  dem  Entstehen  der  neuen  ein  Wechsel  der  herr- 
schenden Klasse  mittelst  Verdrängvmj?,  Ausrottunf?  uder  l  uter- 
werfimg  der  frühereu  und  Einwanderung  von  neuen  Stämmen 
Platz  Mit  Rücksicht  nun  auf  diesen  wesentlichen  Wechsel 

des  sozialen  Inhalts  des  Staates  werden  wir  z.  B.  die  mittel- 
alterlichen und  neuzeitigen  italienisclien  Staaten  nicht  als  Fort- 
eetsEong  des  römischen  Reiches;  die  Türkei  nicht  als  Fortsetzung 
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der  griechischdu  Staaten  odar  Maoedouieus  anseben  uud  hei 
.fiolchen  Umstanden  tinerkennen,  daß  in  diesen  Ländern  die 
alten  Staaten  untergingen  und  neue  entstanden.  Jene  Staats- 
lehre freilich,  die  als  Bestandteil  des  Staates  «erstens  den 
Boden  und  zweitens  die  Menschen«*,  ohne  Blicksicht  auf 
ihre  Stamiuosiiiigehörij^keit  uuerkeiint,  wird  in  allen  den  1  alieu, 
wo  nach  unserer  Ansicht  auf  mit  igeguugene  alte  Staaten 
neue  folgten,  keinen  solchen  Wechsel  anerkennen.  Bleibt  ihr 
doch  der  wichtigste  Bestandteil  <lo,s  St;i:itos.  der  Boden,  ganz 
unverändert  und  auch  au  Stelle  der  Menschen  sind  auch  nur 
Menschen  gefolgt,  somit  sind  die  wesentlichsten  Bestandteile 
ihres  alten  Staates  dieselben  geblieben.  Die  Wahrheit  aber  iit, 
daß  von  diesem  alten  Staate  nichts  übrig  blieb  —  denn  das 
Land  ist  gcu:  kein  Be8tandt?il  des  Staates,  höchstens  ein  Teil 
tler  Kr  de. 


Entwicklun^ä^tutcu. 

Nachdem  wir  nun  bei  jedem  Staate  Anfang  und  Ende»  ein 
Entstehen  und  Vergehen  annehmen  m&ssen,  so  fragt  es  dch, 
welches  sind  die  wichtigsten  Stufen  dieser  Entwicklung.  Be- 
trachten wir  zu  diesem  Zwecke  zuerst  das  Wesen  der  letzteren. 
Wir  sahen  es  oben  bei  Betrachtung  der  Staatenentstehung,  wie 
hei  Beginn  des  Staates  disparate  Stämme  mit  einander  in  Be- 
rührung treten,  l^s  war  das  eine  feindliche  Berülirung.  ein 
Kampf,  woiin  auch  nicht  ums  Dasein,  so  dodi  um  Maicht  imtl 
Herrschait.  Dieser  Kampf  sell)st  gehört  noch  nicht  in  die 
Entwicklung  <le^  Staates,  denn  erst  von  seinem  glücklichen 
FMolg  hängt  die  Begründung  des  Staates  ab.  Dagegen  beginnt 
mit  der  Unterwerfung  des  einen  Stammes  durch  den  andern, 
zugleich  also  mit  der  Gründung  des  Staates  eine  Periode  der 
inneren  Keibungen,  die  die  erste  Phase  der  Entwicklung  des 
neuen  Staates  ausmachen. 

Der  Staat  muß  schon  weit  in  seiner  Entwicklung  vorge- 
.scliritt-u  »i'iu,  \\enu  die  innern  Oiegensätze  so  weit  gemildert 
sind,  daß  das  Uefdhl  eines  gemeinsamen  Nationalismus  die 
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Mass?  des  Volkes  durchdringt,  uud  aii  Stelle  «lor  feindliclieu 
Stami^ie&gegensätze  ein  gemeinsiimes  StuuU-  und  Volksbewußt- 
seiii  Platz  greift.  Diese  Stufe  wird  gewölmlicli  von  einem 
Auf>f hwuDg  dfr  geistigen  Kultur  des  Volkes  begl^i^'^t  und  mit 
derselben  nabt  aucli  die  Stufe  der  Stuatsentwickluug,  die  bis 
heute  als  höchste  bekannte,  die  des  Nationalstaates. 

Alte  Stanunesg^nsatze  sind  gewiehen;  an  ihre  Stelle  ist 
em  mächtiges,  gemeinsames  NationalbewnÜtsein  getreten,  welches 
wm  zur  Kräftigung  des  Staates  nach  innen  und  Außen  bedeutend 
beiträgt.  Docli  drohen  dem  XationHlstsuite  neue  Gefahren  von 
andern  Gegensätzen,  die  in  seinem  Innern  erwaclien,  es  sind  das 
die  rein  ökonomischen  Gegensätze.  Arbeit  imd  Kapital  beginnen 
einander  zu  bekämpfen,  sozialistische  Bewegungen  durchzucken 
die  Gesellschaft  und  bereiten  dem  Nationalstaate  oft  unheiU 
bringende  Erschütterungen. 

Dieser  Entwicklungsgang  der  Staaten  ist  wohl  ttberall  im 
Wesen  derselbe,  in  der  Form  aber  unendlich  mannigfaltig,  je 
nach  Große  und  Lage  des  Staates,  je  nach  den  Elementen,  aus 
denen  sein  sozialer  Inhalt  besteht,  je  nach  der  geistigen  Be- 
schaÖ'enlieit  und  den  uatürlicben  Anlagen  der  Stämme,  die 
diesen  Inhalt  bilden,  je  nach  den  verschiedenen  Einflüssen  her- 
vorragender einzelner  Individuen,  die  in  den  einzelnen  Staaten 
auftreten  und  diesen  Entwicklungsgang  bald  beschleunigen,, 
bald  aufhalten. 

Die  Darstellmig  des  Ganges  dieser  Entwicklung  der  Staaten 
sollte  nun  die  Hauptaufgabe  der  politischen  Geschichte  sein, 
die  aber  bisher  von  den  Historikem  nur  sehr  mangelhaft  ge- 
löst wird. 

^tesetze  dor  Eiitwicklunff. 
Wir  haben  gesehen,  daß  es  ohne  Vielheit  und  Verschieden- 
keit der  Stamme  keinen  Staat  gibt.  Im  Augenblicke  nun,  wo 
der  neugegründete  Staat  seinen  Entwicklungsgang  beginnt,, 
machen  wir  die  Wahrnehmung,  daß  die  denselben  bildenden 
Stämme  sich  in  Kasten  oder  Klassen  umsetzen,  in  welchea 
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die  eiiizelnen  Stämme  sich  gewissen  Berufen  erblich  hingeben. 
Es  ist  dies  eine  Erscheinung,  die  man  in  allen  Staaten  beob« 
achteji  kiimi  und  die  mit  einem  natOrlichen  Zug  im  Wesen 

des  ^lenschen  zusammeuhäu^fc.  Dieser  nutürliclio  Zug  besteht 
uäiiilicli  darin,  dal)  der  Sohn  der  lieschättigung  des  Vaters 
folgt  und  duli  sich  aiif  diese  Weise  ganze  Stämme  gewissen 
speziellen  Beschäftigungen  hingehen.  (Yrgl.  m.  Soziologische 
Staatsidee.  2.  AuH.  1902.  S.  103  fg  ) 

Die  Geschichte  hat  uns  tauaende  Beispiele  aufbewahrt,  die 
uns  beweisen,  daß  es  in  der  Natur  der  Menschen  liege,  sich 
siammweise  gewissen  Beschäftigungen  ausschließlich  hinzu- 
geben, ünd  auch  die  tagliche  Erfahrung  unserer  Zeit  bestätigt 
uns  sattsam  diese  Tatsache.  Dieser  natürliche  Zug  im  Menschen 
erklärt  es  uns.  daft  sich  in  jedem  Staate  die  urspriinglichen 
Stänitut^  in  Ka.sten  und  Bemfsklassen  umwandeln,  in  denen  mit 
der  Zeit  das  Stammesbewußtseiu  erlischt,  degegen  der  Kasten- 
oder Klassengeist  allein  sich  erhält. 

Wir  sagten  es  schon,  daß  diese  Kasten  oder  Klassen  zu- 
sammengehalten werden  dnrch  den  Staat,  der  eine  Organiaation 
der  Herrschaft  ist  Die  Herrschaft  also,  die  Begierung.  faßt 
diese  Vielheit  in  eine  Einheit  zusammen.  Bas  Machtverhältnis 
des  im  Staate  herrschenden  Kiemeutes  zum  liehorrschten  drückt 
sich  in  der  Form  der  Verlassimg  aus.  So  wie  dieses  Maclit- 
verliültuis  sich  ändert,  so  wie  es  wechselt  und  balanciert;  so 
.ändert  sich  auch  die  Form  der  Verfassung.  Im  Großen  und 
Ganzen  aber  ist  auch  im  Wechsel  dieses  MachtTerhältnisses  der 
den  Staat  bildenden  Elemente  zu  einander  ein  gewisser,  regel- 
mäßiger Entwicklungsgang  zu  beobachten  und  daher  ist  es 
auch  möglich,  fttr  den  Wechsel  der  Kegieruugsform  eines  Staates 
ein  festes  Oesetz  zu  statuieren.  Ks  läÜt  sich  im  Allgemeinen 
mit  einem  gewissen  An^«)•rnt•ll  ;iut'  Allj^enieingültigkeil  beliaupt^^u, 
daß  die  Keglern  ngst'orm  in  jeiloni  Staate  von  der  nieiir 
oder  weniger  ^unljoschränkton"  Einzeliierrschalt  ausgehend 
langsam  in  eine  beschränkte  Einzelherrschaft  übergeht  und 
^schließlich  in  eine  sog.  Tolksherrschaft  mittelst  Kepräsentation 
4iusläuft.   In  der  Entwicklungsphase  des  Staates  jedoch,  wo 
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<lie  Tiiitiuiiale  Eiulieit  der  Klasson  wieder  iu  ükuuomiselie 
<iT>^f.MLsätze  aust'iiiimdertallt,  wiodorliolt  sich  iu  der  Kegel  die 
.uubeschräukte-  Einzelherrscluift  (('iisiirismus),  die  uns  un  jene 
miiiiert,  welclie  l>ei  Begiuu  der  Entwicklung  die  verschiedenen 
Stämme  des  Volkes  in  eine  Einheit  zusammenfaßte. 

Da  nun  die  verschiedenen  existierenden  Staaten  der  Welt 
«ich  in  yerschiedtnen  Stadien  ihrer  Entwicklung,  man  konnte 
sagen  in  yerschiedenem  Alter  befinden:  so  bietet  ein  jedes- 
maliger Blick  auf  dieselben  dem  Auge  des  Betrachtenden  eine 
große  Maiiiii^t'iiltis^keit  von  Verfassuiigs-  und  Re£rieruugsiV)riuen 
dnr.  Dieser  Umstand  hat  von  jeher  die  Staatslohrer  dazu  ver- 
leitet, m  ihren  Staatslehren  haupteäelüich  von  der  ,  Versehiedon- 
heit  der  Staaten*  zu  handeln  und  dieselben  nach  besonderen  • 
Oattuugeu  und  Arten  zu  gruppieren.  Diese  Methode  i>t  aus 
dem  Grunde  falsch,  weil  die  Staaten  keine  Organismen  sind,  die 
man  nach  Gattungen  und  Arten  einteilen  könnte,  sondern  soziale 
Erscheinungen,  die  einer  ganz  anderen  Sphäre  des  Daseins  an- 
gehören, auf  welche  die  Methoden  der  Untersuchung  der  or- 
ganisclieii  A\'elt  ^ar  nicht  zur  Anwendung  koniine]i  künneu. 

Dip  Kiüt'-iluug  der  Staaten  in  Gattungen  und  Arteji  i>t  otieiibar 
der  MeL  .u  a  der  deskriptiven  Natui-wissenBcliaffceii  nachgebildet,  welche 
Tiere  und  Pflanzen  in  Gattuugta  und  Artcu  jjfruppiert.    Daß  diese 
Methode  auf  die  Staaten  nicht  anwendbar  ist,  zeigt  folgende  Erwägung. 
Em  Tier  oder  eine  Pflanze  bleibt  wfthrend  der  Bauer  eeiner  organisohen 
Eziitens  immer  von  derselben  Gattung  und  Art  und  ändert  dieselbe 
nicht  Das  tri£Ft  bei  Staaten  nicht  su.  Die  heute  lebende  filtere  Ge« 
neration  erinnert  sieh  noch  an  Frankreieh  als  erblichen  EOnigtama, 
dann  als  Republik,  dann  wieder  als  Kaisertums  und  heute  ist  es  wieder 
Republik.  Welcher  Gattung  und  Art  von  Staaten  gehört  also  Frankreich 
anv  Und  auch  Osterreich  war  vor  niclit  lauge  eine  absolute  Monarchie« 
ist  heute  der  Form  nach  eine  konstitutionelle  Monareliie:  es  war  in  den 
Jahren  1850 — 1867  ein  Hnhoitlicher  Stiat,  ist  hfutf  ein  aus  zwei  Staaten 
iu8aiam^'n^'(»set5^ter  Stiat,  der  otlenbar  eiii-  r  weitereu  „ Föderal iüierung" 
eat^egeugtiht.    xYuch  Kurland  geht  gOLrunwärtig  einer  gewissen  Dezen- 
tralisierung und  Autouomisierung  seiner  iii  ätandteile  entgegen.    Auch  von 
fTypeu-  des  Staaten  zu  sprechen  tuid  als  .solche  die  „oricutalischeu,  hel- 
lemschen«  römischen*  hinzustellen,  hat  gur  keinen  Sinn,  denn  das  alte 
«BeUas«  weist  eine  große  Zahl  von  «Staatstypen«*  auf  und  auch  Rom 
•tdU  als  Königtum,  Republik,  Kaisertum,  Terschiedene  Staatstypen  dar. 
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Bas  Problem  der  EntwIeklnBS  der  Menschheit 

Das  Proliiem  <lor  8taatseutwickluiig  ist  vielfach  iu  deu 
Hintergrund  gedrängt  worden  duroli  das  iimlangreichere  und 
schwierigere  der  Menachheiis-Kntwiekhmg.  Aach  hier  sgeigte 
es  aich,  daß  der  menschliche  Geist  sich  zuerst  immer  den 
ferneren  Problemen  zawendet  und  die  ihm  naher  liegenden 
vernachlässigt.  Und  doch  fehlt  uns  zu  einer  Erkenntnis  der 
Entwicklung  der  Menschheit  das  n(">tige  Material,  da  wir  doch 
bezii<^lich  der  Menschheit  keinen  geschlossenen  Eutwicklimgs- 
siltlauf  kennen  und  iiucli  der  Gegenstand  selbst,  das  ;>iil>)ekt 
dieser  Entwicklung,  uns  keineswegs  in  seiner  Gesamtheit  be- 
kannt ist.  Trotzdem  haben  Historiker  und  Philosophen  immer 
wieder  fOr  die  Entwicklung  der  gesamten  Menschheit  fertige 
Formeln  aufstellen  wollen,  welcher  Versuch  jedoch  von  Tome- 
hereiu  wegen  des  mangelhaften  Tatsachenmaterials  ftlr  die 
Beobachtung  jeder  wissenschaftlichen  Grundlage  entbehrt 

Mehr  Aussicht  auf  Erfolg  hfitte  allerdings  der  Versndi, 
ftlr  die  Entwicklung  der  Stjuitün  eine  allgemeine  Formel  fest- 
zustellen, du  uns  doch  die  Geschichte  eine  Anzahl  von  Stajiten 
vorführt,  die  in  historischer  Zeit  entstanden  und  zu  Grunde 
gegangen  sind.  Nichtsdestoweniger  ist  auch  dieses  Problem 
noch  nicht  in  zufriedenstellender,  den  Anforderungen  der  exakten 
Wissenschaft  ensprechender  Weise  gelöst  worden. 

Es  gibt  eine  Ansicht,  welche  dahin  geht,  daß  so  wie  die 
Menschheit  im  Ganzen  sich  aus  tierischen  Zustanden  zu  immer 
größerer  Vollkommenheit  entwickelt  und  daher  in  ihrer  Ent- 
wicklung das  Gesetz  des  kontinuierlichen  Fortscliritts  mani- 
ftsti»  rt:  el)en8o  die  einzelueji  Staaten  von  barbarischen  Zuständen 
zu  iriiiner  LcrtWierfr  Zi\ilisation  sich  erliebeu.  Einem  solelieu 
I Entwicklungsgänge  würde  nun  auf  dem  speziellen  Gebiete  des 
Staatsrechts  eine  immer  größere  Berechtigung,  immer  größerer 
Yolksmassen  entsprechen,  also  die  allmählige  Ausgestaltung  der 
demokratischen  StaatsTeriassung.  Diese  Ansicht  war  insbesondere 
in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts,  als  der  ^konstitutio- 
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nelle  Staat*  das  ailgememe  Ideul  wiir,  lierrsclieud :  doch  aucli 
heuii?  noch  zählt  diese  Vorstellung  zahlreiche  Anhänger.  Gervinus 
vertrat  dieselbe  in  seiner  .Einleitung  in  die  Geschichte  des 
19.  Jahrbimderts''  (1864)«  Damach  hüd«i  ,die  GeBchichte  der 
eoropaischen  Staaten  ehristlicher  Zeit  ein  gemeinsames  Ganze'', 
wie  im  Altertum  die  Geschickte  der  helleniscfaen  Staaten.  In 
beiden  Qefiamt-Entwicklangen  mm  ^  offenbart  sieh  in  dem  Ver- 
luut'e  der  lui^  ru  l.utwicklung  der  Siuaieu  einerlei  Ordnung  und 
iiiuh  ein  Lr1<*iches  Gesetz,  (  nd  dieses  (resetz  ist  diisselbe,  das 
sich  wieder  ganz  im  Oroßcn  in  der  Ueijcbiehto  der  Menschheit 
selber  beobachten  läÜt.  Von  den  despotischen  Staatsordnungen 
des  Orients  zn  den  aristokratischen,  auf  vSklaverei  und  Leib- 
eigeDsduift  gegrOndeten  Staaten  des  Altertums  und  des  Mittel- 
sltets  und  yon  da  zu  der  neueren  noch  im  Gange  begriffenen 
Staatenbüdung  sei  ein  regelmäßiger  Fortschritt  zu  gewahren 
Ton  cler  geistigen  und  bftr^rlichen  Freibeit  der  Einzelnen-  zn 
der  iler  Mehreren  und  dt-v  Vielen.  Wo  aber  die  Staaten  ihren 
Lelwiislriul"  gan/s  vollendet  haben,  da  beobachte  man  dann 
wieder,  von  dem  Höhepunkte  dieser  autsteigenden  Linie  der 
Kutwicklung  abwärts,  ein  Zurückgehen  der  Bildung,  der  Freilieit 
und  Macht  von  den  Vielen  zu  den  Wenigen  und  Einzelnen. 
Dieses  Gesetz  sei  es,  das  sich  in  jedem  Teile  der  Geschichte, 
in  jedem  yoUkommeneren  ümzelstaate  vorfinde  und  so  auch  in 

den  zusammengesetzten  Gruppen  *   An  einer  anderen  Stelle 

nennt  Gevinus  dieses  hier  dargestellte  Gesetz  das  „Gesetz  jüler 
vollkommenen,  historischen  Entwicklung**. 

Wenn  auch  ftir  das  so  fornmlierto  <Jeset7  der  Kutwicklung 
der  Staaten  sehr  viele  Beispiele  augetülirt  werden  können,  so 
gibt  es  doch  sehr  viele  Staaten,  welche  unter  dieses  Gesetz  sich 
nicht  subsumieren  lassen,  daher  denn  diese  Ansicht  als  eine 
wissenschaftlich  begrOndete  nicht  gelten  kann. 

In  neuester  Zeit  bat  das  siegreiche  Vordringen  der  Eto- 
lutiottBtbeorie  (Lamarck,  Darwin)  auf  dem  Gebiete  der  Natur- 
wisBenschaft  die  Frage  der  Entwicklung  auf  sozialem  und 
staatlichem  Gebiete  von  neuem  auf  die  Tagesordnnni;  Sfesetzt. 
^Veun  auf  dem  liebiete  der  gesamten  Natur,  auf  k«>smia€beni, 
*>amplowicz,  Allg.  Staatsrecht.  14 
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tmoTgsnischem  und  organischem,  die  Entwiddimg  als  oberstes 

Gesetz  erwiesen  wurde:  so  kann  man  nicht  zweifeln,  daß  es 
auch  auf  dem  Tiehiete  des  .ül^erofü^auiscben"*  Lebens,  wie  sich 
Oomte  nnd  Speucer  ausdrückeu,  der  Fall  ist.  Es  kaiui  4ch  mir 
um  den  wissenschattlichen  Nachweis  dieser  Entwicklung  und 
somit  der  nicht  mehr  bezweifelten  « Einheit  des  Gesetse^"  auf 
dem  Gebiete  der  l(atur  wie  des  sozialen  Lebens  handeln.  Damit 
war  der  sozialen  Wissenecbafb  eine  große  und  sehwierige  Auf- 
gabe gestellt.  Mit  Aufwand  einer  bedeutenden  Benkkraft  und 
mit  Verwendung  eines  kaum  je  einem  andern  Gelehrten  zur 
Verfiij^ung  gestandenea  iatsuchen-Materials.  versuchte  Herbert 
Spencer  dieselbe  zu  l()seu.  Er  bediente  sich  dabei  der  Analogie, 
indem  er  die  Form  des  Tsaturprozesaes  der  Entwicklung,  Mrie 
sich  derselbe  auf  dem  Gebiete  des  kosmischen,  sodann  des 
anorganischen  und  organischen  Erdenlebens  abspielt,  auch  auf 
das  soziale  Leben  zu  übertragen  yersuchte.  Es  gelang  ihm 
dabei  eine,  jedenfalls  äuflerst  sinnreiche  Formel  zu  finden« 
unier  welche  er  gleieherweiM  die  Erscheinungen  auf  kos- 
mischem und  biologischem,  wie  auch  auf  sozialem  Gebiete 
sii]>suniiert,  d.  Ii.  mil  vvekher  er  der  lAitwickluni?  der  Erschei- 
nungen aul  allen  diesen  Gebieten  den  gleichen  Auadruck  zu 
geben  rersucht. 


Die  Spencer'seke  ETolutiousformeL 
Spencer  geht  dayon  aus,  daß  jedes  für  uns  wahrnehmbare 
Seiende  in  diesen  für  uns  wahrnehmbaren  Zustand  aus  einem 
früheren,  für  uns  nicht  wahrnehmbaren  gelangte  und  daß  es 
aus  diesem  fflr  uns  wahmehmbareu,  eiust  wieder  in  einen  vua 
uns  nicht  mehr  wahruehmbaren  übergehen  werde,  mit  andern 
Worten,  daß  alles  Seiende  (für  unsere  Wahrut  hmuiig)  ver- 
gänglich sei.  Diese  Tatsache  beruht  oöeubar  auf  einer  Beihe 
Yon  Wandlungen  und  Verwandlungen  alles  Seienden.  Jfun 
glaubt  Spencer,  daß  diese  Wandlungen  aus  zwei  entgegen- 
gesetzten Prozessen  bestehen,  mittelst  deren  erstem  eine  Er- 
scheinung ,Yon  einer  unzusammenhangenden  Gleichartigkeit  zu 
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einer  zusammenhänpfeiiden   VerschjLeiioucirtigkeit"   ( lutegratiou) 
lind  mittelst  deren  zweitem  dieselbe  wieder  von  einer  zusammen- 
hängenden Verschiedenartigkeit  in  die  ursprüngliche  unzusam- 
menhängende  Gleichartigkeit  zurückkehrt  (Desintegration).  Bei 
diem  zweierlei  Prozenen  befinden  sich  Bewegung  und  Sub- 
tUnz  (Materie)  in  umgekehrtem  Yerhaltnis  zu  einander.  Im 
aobteigenden  Prozefi,  der  zur  Integration  ftthrti  wird  jder  Stoff 
fcöMentriert  und  Beweguug  zerstreut,  während  im  absteigenden 
Prozeß,  der  zur  Desintegration  Uihrt.  Bewegung  konzeutriert 
nnd  Stoff  zerstreut  wird.    Diese  siiuireiclie  Formel  läßt  sich, 
allerdings  Dank  der  Elastizität  der  Worte  der  menschlichen 
Sprache,  welche  immer  vieldentig  sind,  auf  alle  möglichen  Vor- 
gänge anwenden,  d.  h.  man  kann  mit  einigem  Witz  (und 
Spencer  besitzt  ihn  in  gro0em  MaaOe)  und  einiger  Dialektik 
nachweisen,  daß  all  und  jede  Erscheinung  «vom  Sandkdmchen 
bis  znm  Planeten«  im  Laufe  ihres  Daseins  unmer  dieselbe  im 
Wesen  identische  Entwicklung  von  einer  ^  unzusammenhängenden 
öleichiirtigkeit  /u  einer  zusammenbilngenden  Verscliiedenartig- 
keit''  durclinuicht.    Spencer  führt  diesen  Nachweis  auf  allen 
möglichen   Gebieten  —  was   ilun   nicht   schwer   lallt.  Uns 
interessiert  hier  nur  die  Anwendung,  die  er  auf  das  soziale 
Gebiet  macht«  indem  er  die  Vorgange  auf  demselben  unter 
seine  Entwicklungsformel  subsumiert;  er  führt  hier  den  Nach- 
weis, daß  die  «überorganische  Entwicklung*  sich  ganz  nach 
demselben  Gesetze  vollzieht,  wie  die  unorganische  und  organische; 
insbesondere  aber  führt  er  den  Nachweis,  «daß  das  Wachstum 
imd  die  Aushil»luug  der  sozialen  Aggregate  iu  hohem  Grade 
au.iloLT  sind  dem  Wachstum  imd  der  Ausbildnn;^  der  indivi- 
duellen Aggregate    (Soziologie  I  jj  3).    Djis  ergiljt  sich  ihm 
schon  aus  der  Annahme,  daß  ^die  Gesellscliaft  ein  Organismus* 
ist  (Soziologie  II  §  214),  denn  sie  teilt  mit  deiuselben,  Wachstum, 
Struktur,  Organe,  Funktionen  usw.  (Man  sieht,  welche  Vor- 
teile hier  Spencer  aus  ^er  UnvoUkommenheit  der  menschlichen 
Sprache  zieht,  indem  er  die  Yieldeutigkeit  der  Worte  ausnützt, 
um  verschiedene  Dini^e  als  identisch  darzustellen).  Allerdim^s 
ist  ein  Organismus  ein  physisch  zusammenhängendes,  kou- 

14* 
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k rotes  Diug,  während  die  iTt'.sellschaft  uns  phvsisch  iiiclit  zn- 
sumuieuhäiigeiideii  dbkreteu  Elemeiiteu  besteht;  aber  darüber 
setzt  sich  Speucer  mit  der  JBegrüuduug  hinweg,  daß  anch  in 
der  ,  Gesellschaft  eine  gewisse  Konkretheit  in  dem  Aggreg<it 
derselben  schon  gegeben  ist,  duth  die  allgemeine  Fortdauer 
der  Lagebeasiehungen  zwischen  den  Einheiten*.  Durch  dieses 
Merkmal  .sei,  glaubt  er,  seine  «Idee  von  einer  G^esellschaft'^  als 
eines  Orgauisiiins  .begründet-.  Ist  aber  einmal  diese  Idee 
^begründet*',  dann  hat  es  Spimeer  all'^rdiiiu^s  1  ■  ht,  :*e!no 
Evolutiüüäturmel  unoli  auf  die  (iesellsehatt  anzuweudeu.  Dejm 
die  Gesellschaften  , wachsen"  ja  , ebenso  wie  lebende  Kör}>er*. 
Diis  soziale  Waclistum  dauert  gewöhnlich  so  lange  fort,  -bis 
die  Gesellschaft  sich  entweder  teilt  oder  bis  sie  irgendwie  über- 
wältigt wird«"  (Soziologie  II.  T.,  Cap.  II,  §  214).  Während 
dieses  Wachstums  nun  erfolgt  ebenso,  wie  bei  einem  lebenden 
Körper  auch  bei  der  Gesellschaft«  eine  Zunahme  in  ihrem 
,,iuneren  Bau*:  ilue  , Teile  differenzieren  sich".  ,lm  Aufaii.; 
sind  die  Verschiedenheit ?n  zwischen  den  *'inzeliit»ii  <iruppen, 
ihren  Einheiten,  der  Zald  wie  d?r  Art  nach  selir  uiil)"detit'nid. 
sobald  aber  die  Bevölkerung  ansteigt,  treten  immer  iwAir  und 
entschiedener  ausgeprägte  Abteilungen  mul  ünt  'raViteilungen 
hervor«.  Diese  , fortschreitende  DÜferenzieruug  der  Struktur 
ist  stets  begleitet  von  fortschreitender  Differeuziening  der 
Funktionen*.  Diesen  Satz  illustriert  Spencer  in  seiner  Au- 
wendung auf  die  „Gesellschhft*  folgendermaßen:  , Tritt  eine 
herrschende  Klasse  auf,  so  wird  sie  dabei  nicht  allein 
nn  ähnlich  den  übrigen,  sondern  sie  erlangt  auch  einen 
regulierenden  Zwang  Ciher  alle  andern,  nnd  wt^nn  sich  diese 
Klasse  wieder  in  die  mehr  und  die  weniger  herrschende  sondert, 
so  heginnen  auch  diese  wieder  verschiedene  Seiten  der  gesamtöu 
überwachenden  Tätigkeit  an  sich  zu  reillen'*.  So  erläutert  uns 
Spencer  die  angebliche  Tatsache,  der  mit  dem  Wachstum  der 
Gesellschaft  parallel  laufenden  Difierenziemng  der  Organe  und 
ihrer  Funktionen. 

Wir  wollten  durch  diese  ('itate  aus  Spencer  nur  zeigen, 
aiuf  welche  Weise   er   die  Entwicklung   der  Gesellschaft  als 
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analog  derjenigen  alier  .lebenden  Körper-  durstellt,  um  tiUe 
di»^^  Entwicklmigen  unter  seine  o>>ersto  Formel  der  Integration 
und  Diaintegration  zu  bringen.  Wir  braucbeu  wobl  nicht  erst 
hinzaznfttgen,  daß  wir  in  diesen  Analogien  nnr  ein  geistreiches 
Spiel  sehen.  Denn  abgesehen  Ton  dem  wiUkOrlichen  Gebrauch 
vieldeutiger  Worte,  um  ganz  ▼erschiedene  Dinge  nnd  Vor- 
gänge homolog  darzustellen,  wird  ja  aueli  mit  lietht  gegen 
Spencer  der  N'orwiirf  erhoboii.  daß  er  sich  tUe  ähnlichen  Mo- 
mente der  iiualogen  Erscheinungen  nach  Willkür  auswählt  und 
öber  die  nicht  analogen  stillschweigend  hinweggeht.*) 

Die  Spencer^sche  Evolutionsformel,  mag  durch  ihre  geist- 
reiche nnd  gelehrte  Durchführung  unsere  Bewunderung  erregen, 
schließlich  ist  sie  doch  nichts  anderes  als  eine  Subsumierung  der 
heterogensten  Dinge  und  Torgänge  unter  eine  so  allgemeine 
Formel,  daß  ans  derselben  für  die  Erkenntnis  der  konkreten 
Erst  h^'MiiiMgt'ii  keinerlei  wissenschaltlicher  Gewiuu  resultiert. 
SehlieUlidi  ist  sein»'  Furniel  nicht  wesentlich  verschieden  von 
der  Hegei'schen,  die  von  dem  .sich  setzen*  des  „Absoluten" 
ausgeht,  auf  welche  „Thesis-  dann  die  „Antiihesis''  folgt,  um 
in  der  «Synthesis"  ihre  Versöhnung  zu  feiern.  Allerdings  hat 
Hegel  seine  Formel  nur  auf  die  Geschichte  als  die  «Manifesta- 
tion des  absoluten  Geistes*  angewandt;  ihm  war  das  Gebiet 
der  Naturforschang  vollkommen  fremd.  Spencer  hat  vor  ihm 
die  Bekanntschaft  mit  allen  Gebieten  der  Naturwissenschaft 
voraus  und  seine  Formel  ist  sehr  *  sinnreich  d;irimt  berechnet, 
nirht  mir  das  .Leben  des  < n'istes",  sondern  die  ü;*'^amte  Natur 
monistisch  auf  gefallt,  also  mit  samt  der  Geschichte  un<l  der 
Hntwirkluug  des  menschliches  (ieistes  zu  umfassen;  seine  Formel 
ist  daher  ^Hel  vollkoninicner.  auch  tiefer  b^ründet,  viel  konkreter 
und  scharfsinniger  als  die  ganz  vage  Abstraktion  Hegels:  aber 
im  Wesen  der  Sache  bleibt  es  sich  gleich.  Die  ganz  allgemein 
gehaltene  Formel  Spencers  erklart  uns  die  soziale  Entwicklung 
eibensowenig,  wie  die  HegeVsche  uns  den  Gang  der  Geschichte 
erklärt  hat.    Ja,  was  noch  schlimmer,  es  folgt  aus  solchen 

*)  Di  »•  Ktnwi-:tdung  erbebt  legeii  Iba  mit  BMbt  Pliul  Barth  In  d«r  Zeiicbr.  f&r 
jrU«»»el»miclM  PhiljMphto  XVII  178. 
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allgemeineil  Formeln  notwendig,  daß  bei  der  Subsumtion  unter 
dieselben,  ohne  daß  man  ea  8i<^  yersieht,  den  Tatsachen  Ge- 
walt angetan  wird  und  die  Wahrheit  statt  an^edeckt,  viehneSir 
▼erhüllt  und  verschleiert  wird.  Daftlr  m:ig  als  Beweis  die  oben 

von  uns  zitierte  Stelle  aus  S])encer  dienen,  betreffs  der  Dif- 
ferenzierimg <ior  ^Uesellscluift"*  in  horrsclirudo  und  beherrschte 
Klassen.  AV'enn  auch  manche  soziale  Difiereii/en  das  i'rodiikt 
allmähliger  Entwicklung,  also  evohitionisti.sehes  Produkt  sein 
mögen,  so  bietet  uns  doch  die  Geschichte  kein  Beispiel,  daß 
der  Gegensatz  der  herrschenden  und  beherrschten  Klassen 
evolutionistisch  entstanden  wäre,  dorch  allmahlige  Difierenziening 
des  ursprünglich  Gleichen.  Vielmehr  bezeugt  uns  die  Ge- 
schichte, daß  die  Yerschiedenheit  zwischen  Beherrschten  und 
Herrsclieuderi  stets  in  einer  ursprüii^^liclien  Heterogeueität  ihre 
Ursache  hat,  die  im  Laute  der  Instorischen  Entwicklung  eher 
abnimmt  als  znnininit.  Nicht  eine  i)ilF«'renzieruu»?  des  ur- 
sprünglich Gleichen,  sondern  eine  Assimillierung  des  lurspninglich 
Ungleichen  erlblgt  im  Laufe  der  sozialen  Entwicklung  und  unr 
seine  Formel  verleitet  hier  Spencer,  die  Tatsache  —  die  er 
übrigens  selbst  an  anderen  Stellen  anerkennt  —  hier  moza- 
kehren  und  unrichtig  darzastellen. 

Die  philosophische  Sucht,  eine  allgemeine  Formel  fftr  ein 
allgemeines,  alle  Gebiete  der  Natur  beherrschendes,  einheitliches 
(Vsetz  zu  finden,  liat  auch  hei  Spencer,  wie  scliou  so  oft,  der 
Erkenntnis  der  Wahrheit  k'einen  Dienst  L^elei-stet.  Will  mau 
zu  dieser  gelangen,  muß  ein  anderer  \S  eg  eingeschlagen  werden. 
Nicht  von  einer  allgemeinen  Formel  aus,  mag  dies?  auch  noch 
so  sinnreich  erfanden  worden  sein,  darf  man  die  Tatsachen 
gruppieren,  sondern  von  den  Tatsachen  mnß  ausgegangen  werden, 
ohne  Bücksicht,  ob  man  zu  einem  allgemeinen  Gesetze  gelangt 
oder  nicht.  Die  Tatsachen  aber  zeigen  uns  eine  ganz  andere 
Gestalt  der  „sozialen  Entwicklung".  Zunächst  muß  mnn,  will 
mau  znr  Erkenuiuis  derselben  gelangen,  den  unklaren  Hei»rilf 
,<iespllscli;ift  -  Ljiin/.  iihcr  Uord  werfen  und  dit^en  AuHtlru.k 
nur  in  seiner  engsten  iiedentuug  als  einen  (iesellschafts- 
kreis  gebrauchen,  d.  h.  al»  Uezeichnoug  einer  sozialen  Gmppei 
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weldie  durch  irgend  welches  Intenwe  geeinigt  isL  Der  Be- 
griff der  «sQziaieii  EntwicUimg*  aber  muß  auf  diejenige  aoziale 
OrgatuBation  beechränkt  bleiben,  welcher  in  der  Geschichte  der 
MeoBchheit  das  größte  Interesse  und  die  größte  Bedeatimg 

ziikoinint,  d.  i.  den  Staat.  Lediglich  auf  stjuitlichem  iJebiete 
könneu  wir  das  Wesen  der  Kutwickluug  l)0())>a(']itf^!i  und  das- 
selbe auf  Grund  von  geschichtlichen  Tatsachen  ieätäteilen. 


IHe  wlrfcliehe  Bntwieklnog  des  Staates. 

Hier  aber  stellt  sich  nns  die  soziale  Entwicklang  dar,  als 
ein  stetiger  Verlauf  von  Venüiderungen  des  sozialen  Zustandea, 

infolge  des  ununterbrochenen  Kam])fes  der  den  Staat  Ton  seinem 
L'rsprange  an  zusammensetzenden  heterogenen  Bestandteile, 
lietracliteii  wir  nun  diesen  Verlauf,  wie  er  sich  in  den  meisten 
eurojjäischen  Staaten  seit  ihrer  Begründnug  im  Mittelalter  bis 
heutzutage  gestaltete,  so  gewaliren  wir  nicht  nur  eine  ähnliche 
Bichtang  ond  im  großen  Ganzen  ähnliche  Resultate  desselbeu, 
sondern  anch  gewisse  ahnliche  Phasen  und  Stadien,  welche 
derselbe  dnrchmacht. 

Denn  ühorall  l)ej^innt  diese  Kntwieklnn«;  mit  dem  »lim  Ii 
die  Erohemtif;  und  Stautsgriinduiig  herl)ei^'efiihrten  Zustande, 
in  welfhem  die  (lenosseu  des  Erobor i'isUimmes,  als  Mitglieder 
der  herrschenden  Klasse  d»is  eroberte  Land  nnt^r  sich  teilen 
nnd  unter  der  obersten  Leitung  eines  Königs,  dem  gewisse 
Ehrenrechte  zustehen,  jeder  auf  seinem  ihm  zugeteilten  Terri- 
torium die  volle  staatliche  Herrschaft  über  die  ilun  zugefallenen 
Hintersassen  übt  Zu  einander  stehen  sie  aber  im  Verhältnis 
nicht  nur  gleicher,  sondern  fast  souveräner  Herrscher,  die  keiner 
andern  Gewalt  unterstehen  und  gegebenenfalls  unter  sich  auf- 
tauchende Streitigkeiten  mittelst  Fehde  und  Krieg  erledigen. 
Dieses  erste  Stadium  der  Entwicklung,  wo  die  unterjochte  lie- 
Tölkenmg  rechtlos,  die  .Herren''  aber  souverän  sind,  bezeichnen 
wir  als  die  feudale  Periode« 
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lu  dieser  ersten  Periode  staatlicher  Kntwickhmg  ist  es  mir 
ein  sozialer  Kampf,  der  sich  bemerkbar  macht,  das  ist  der 
zwischen  den  feudalen  Herreu  imd  dem  Mouarchen.  Denn 
dieser,  der  allerdings  der  herrscheudeii  Klasse  als  solcher,  d,  L 
allen  seinen  Vasallen  and  Großen  g^enftber  macbilos  ist,  ist 
doch  jedem  Einzelnen  derselbm  an  Macht  Überlegen.  Diese 
Macht  strebt  er  auszunützen  und  zu  ▼ergrSBem;  jenes  natürliche 
Streben  jedes  sozialen  Bestandteiles,  jeder  sozialen  Gruppe  nach 
Macht  Vermehrung  tritt  zuerst  bei  demjenigen  auf,  der  als  Leiter 
an  die  Spitze  des  Staiites  gestellt  wurde,  dem  l)ei  der  Teilung 
des  Landes  der  größte  Aüt^^il  zufiel  und  dem  gewisse  Vorrechte 
eingeräiunt  wurden.  Sclüimme  Erfahrungen,  welche  einzelne 
feudale  Herren  infolge  dieser  Überlegenheit  des  Monarchen 
machen  müssen,  legen  jedem  Ton  ihnen  die  Befürchtung  nahe, 
seinerzeit  eben&Us  ein  Opfer  monarchischer  Mschtgelüste 
werden  zu  können  und  aus  dieser  allgemeinen  Sorge  um  ihre 
Existenz  entwickelt  sich  das  Solidaritätsinteresse  dieser  herr- 
schenden Ivlasso  der  «Kruue-  gegenüber.  Daher  rühren  die 
vielen  Eechtsbestätigungeu.  Privilesjjien.  Freilieiten.  deren  Auf- 
zeiclmung  und  feierliche  Verbriefuiig  von  den  , Großen  und 
Magnaten"  immer  wieder  verlangt  Mrird,  und  zu  denen  der  Monarch 
gezMnnif^^en  wird  —  die  ersten  Keime  aller  späteren  »Charten' 
imd  « Konstitutionen*. 

Doch  alle  Charten  imd  Privilegien  nützen  den  Einzelnen 
nicht,  wenn  sie  der  wachsenden  Macht  der  Könige  nicht  mit 
vereinten  Kräften  als  oriranisierte  Macht  entgegentreten  können. 
Diese  aus  vieltaltigeu  I.ri.i  Ii  rangen  gehcliöpfte  Erkenntnis  führt 
zur  Organisation  der  Iterrsehenden  Klasse  zu  tMiieni  -Staude-, 
und  liildet  den  Anfang  des  .ständischen  Kegimes-,  der  ,Par- 
lamentsregienuig*.  der  ^Keichstage*",  welche  die  zweite  Periode 
der  Entwicklung  der  europäischen  .Staaten  charakterisiert.  Durch 
diese  organisierte  Macht  der  feudalen  Herren  wird  das  König- 
tum in  seinem  Emporstreben  gehemmt,  bei  seipen  Übergriffen, 
zu  denen  es  wie  jede  andere  soziale  Macht  eine  natürliche 
Neigung  hat,  zurückgedrängt.  Der  Widerstand  aher,  dem  es 
bei  den  Ständen,  Parlamenten,  Reichstagen  begegnet,  treibt  das 
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KSnigtum  uu,  Verbündete  zu  suchen.  Es  findet  dieselbe  xeit- 
w&ae  bei  der  Kirche,  zeitweise  bei  dem  niederea  Adel,  und  wenn 
dieser  sich  mit  den  Magnalen  verstSodigti  bei  den  emporatre- 
benden  Städten,  bei  den  Bürgern.  Insbesondere  diese  letateren 
erweisen  sieh  immer  mehr  als  brauchbare  Bundesgenossen  ge- 
gen die  <irnt]en  und  den  gesamten  Adel,  da  sie  dasjenige  Ar- 
canuni  produ/Jer*^!!,  welches  die  Könige  iiiinior  Itnmclieu  —  das 
iieid.  Für  immer  erneute  Freiheiten,  Hechte  und  Privilegien 
finden  sie  sich  immer  bereit^  den  Königen  Steuern  und  Abga- 
ben zu  leisten  und  sie  so  in  den  Stand  zu  setzen,  den  Ständen, 
Parlamenten  und  Beichstagen  gegenüber  die  königliche  Auto* 
ritat  wie  einen  «rocher  de  bronze<^  au&arichtsn.  Sie  sind  es, 
die  dadurch  den  Absolutismus  begründen  helfen.  Damit 
beginnt  die  dritte  Periode  der  Entwicklung  der  europäischen 
Müuiirchieeu,  deren  Biüt.'zeit  in  die  Mitte  des>  18-  Jahrhun- 
derts llillt. 

Mit  der  Zeit  al)er  wird  der  immer  gröiiere  Druck  des  Ab- 
«olutismns  auch  der  bürgerlichen  Mittelklasse  zu  scliwer,  und 
die  absolute  Monarchie  sieht  sich  yerlassen.  Aus  den  Keiheu 
dss  Adels  und  der  Bürger  zugleich  entstehen  ihre  Gegner  und 
im  Kampf  gegen  das  entartete  Königtum  rufen  die  «gebildeten 
Klassen*  das  gesamte  Volk  auf.  Mit  dem  Beispiel  geht  Frank- 
reich voran.  Das  absolute  Königtum  wird  gestürzt  und  die 
vierte»  Periode  der  staatlichen  Eutwickluug  in  Eur<»|»a.  du-  .kou- 
stitiitiouelle-  und  rejiresnitative  ^louarchie  wird  l)egrüiHlt}t.  Sie 
erhält  sich  mit  wechselndem  (jeschicke  das  ganze  \[).  Jalirhuu- 
dert  in  den  Staaten  des  europaischen  Kulturkreises.  Doch  schon 
tauchen  Anzeichen  auf,  daß  auch  ihre  Tage  gezählt  sind.  Die 
, konstitutionelle  und  reprSsentatiye  Monarchie"  hat  neben  den 
alten  herrschenden  Klassen  des  Adels  die  gebildete  und  besitzende 
Mittelklasse  zur  Teilnahme  an  den  öffentlichen  Angelegenheiten 
berufen.  Ausgeschlossen  blieben  die  Arbeiter  und  das  Land- 
volk. Die  erstereii  siinl  es.  die  heute  ihre  Rechte  iils  Staats- 
bürger reklamieren  und  si(  Ii  an-clncken,  im  :?0.  Jahrhundert 
die  , sozial*'  Monarchie'*  zu  l)egründen,  d.  h.  diejenige  8taats- 
form,  in  welcher  die  Teilnahme  au  der  Gesetzgebung  und  Re- 
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^^enixig  nicht  mehr  das  Privilegium  (leb  Besitzes  sein 
solle. 

Diis  sind  die  vier  Perioden  der  Entwicklung  der  staiitlichea 
Verhältnisse,  wie  sie  seit  dem  Mittelalter  mehr  oder  weniger 
in  gleicher  Weise  in  allen  Staaten  Europas  Terlief .  Aus  diesem 
tatsächlichen  Verlauf  allein  können  wir  das  Wesen  und  die 

Ursiichen  dieser  Entwicklung  begreifen^  nicht  ans  einer  solchen 
Formel,  wie  sie  Speucer  aiitHellt,  und  auch  uiclit  aus  einer 
angebliclion  ,()rgauisnuis-Kigeiis(:haft*  der  .Oesellsclialt wie 
sie  von  Schäftie,  Lilienfeld  und  anderen  behauptet  wird.  Auf 
Gnmd  obiger  historischer  Tatsachen  können  wir  vielmehr  diese 
Entwicklung  defiuiren  nicht  als  ein  «organisches  Wachstum*", 
sondern  als  den  Inbegriff  Yon  Veränderungen  des  sosialen  Zu- 
standes,  die  in  den  einzelnen  Staaten  herheigefUhrt  wurden,  in 
Folge  der  Kampfe  der  sozialen  Bestandteile  und  Gesellschafts- 
kreise um  Macht.  Vorrang  und  Herrschaft.  Wenn  wir  aber  (he 
lieili''ufolge  dies'^r  Vpränderuii'^on  üborblick<Mi  mul  das  Resultat, 
zu  tleiu  (liesel)K'ii  gelaugeii.  su  müsiüeii  wir  diese  Entwicklung 
als  in  einer  bestimmten  Hichtung  verlaufend  t  k  -imeu,  und 
zwar  in  der  Kiehtung  immer  größerer  (Jlleichberechtigung  der 
unteren  Volksschichten  mit  den  oheren,  der  heherrschten  mit 
den  herrschenden.  Denn  wir  mQssen  anerkennen,  daß  im  Laufe 
dieser  Entwicklung  die  oberen  Klassen  so  viel  an  Vorrechten 
verlieren,  wie  viel  die  unteren  an  Berechtigungen  gewinnen. 
Aus  der  bisheriu^fn  ( !osot/.)uäßigkeit  aber  dieser  Kntwickluug 
können  wir  vernjuteu.  duU  sich  dieaelbe  au<h  in  der  Zukunft 
in  derselben  Richtung  bewegen  dürfte,  denn  ihr  eigentliciier 
Motor  ist  das  unaufhörliche  Streben  der  Massen  nach  Verbes- 
serung ihrer  wirtschaftlichen  Lage,  wobei  ihnen  Bildung  und 
Aufklärung  den  Dienst  leisten,  daß  sie  verschiedene  moralische 
Stützen  der  bestehenden  Ordnung  eine ,  nach  der  andern  zu 
Falle  bringen. 

Die  soasialen  Ktapfe. 

*   Die  ziun  Sta:ite  vereinigten  und  in  ilnu  sich  l)ildefi- 
den  (Gruppen  sind  solchergestalt  in  ewigen  latenten  oder  of- 
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fenen  sozialen  Kampfbn  b^;riffen.  Das  ist  der  nonnale  Zustand 
jedes  Staates.  Denn  er  ergibt  sich  nnvermeidlich  aus  der  Art 
«nd  Weise  der  Entstehung  desselben  (durch  Gewalt  und  aus 

lieterogeueii  sozialen  Besttfindteilen)  und  ist  zugleich  die  Bediii- 
•^m^  all  und  jedes  kulturellen  Fort«eliritts.  Ebenso  wit'  os* 
ohne  Gewaltanwendung  nie  zur  Staatsgründung  gekommen  wäre, 
ebenso  ist  eine  kulturelle  Entwicklung  ohne  soziale  Kämpfe 
undenkbar.  Der  Gegenstand  dieser  Kämpfe  ist  scheinbar  ein 
sehr  yerschiedener.  Man  kämpft  um  politische  Bechte,  um  wirt- 
flchaftlicbe  Vorteile,  um  nationale  Betätigung,  um  freie  Bell- 
gionsübung  u.  s.  w.  Aber  diese  Yersdiiedenheii  existiert  nur 
80  m  sagen  pro  foro  eirtemo.  Pro  foro  intemo  ist  die  Sache 
viel  einfacher.  Jede  soziale  Gruppe  uiul  jede  (iemeiiischaft 
kämpft  für  ihr  Interesse.  Damit  soll  nicht  gesagt  sein,  dall 
die  diese  Gruppen  bildenden  Menschen  samt  und  sonders  Egoi- 
sten sind.  Sie  können  sogar  Idealisten  und  Altruisten  sein. 
Das  hat  nichts  zur  Sache.  Auf  die  Individuen  kommt  es  da 
gar  nicht  an:  die  Gruppen  verfolgen  naturgesetzlich  ihr  Eigen- 
mteresse  und  die  normalen  Individuen  mflsaen  dem  Zuge  ihrer 
6nip))en  folgen,  werden  von  der  Übermächtigen  sozialen  Strö- 
mung in  der  Gruppe  fortgerissen. 

Denn  es  besteht  allerdings  ein  tiefer  Unterschied  zwischen 
dem.  was  man  die  Kollectiv-Seele  der  Gruppe  nennen  konnte 
und  der  Kinzel-Psyche. 

Die  individuelle  Psyche  denkt  und  Uberlegt;  die  Gruppeu- 
seele  denkt  nicht  und  überlegt  nicht  s()u<lern  folgt  dem  blind»»n 
Trielie  ilires  Interesses.  Die  Gruppenseele  hat  kein  Selbsthe- 
wußtsein:  sie  äußert  sich  nur  in  den  sozialen  Handlungen  der 
Gruppe.  Aus  diesen  Handlungen  aber  schließend  muß  man  sagen« 
daß  diese  Gmppenseele  so  brutal  ist,  wie  es  Individuen  nur 
selten  sind. 

T)ie  Gru|»)>enseele  kennt  keine  menschlichen  Geliilile: 
am  ilruugt  die  Grupjien  zu  den  scheußlichsten  Verbrechen  die 
von  den  sie  bildenden  Individuen  in  vereinzeltem  Zustande 
vieUeicht  nie  begangen  worden  wären. 
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Damit  hängt  es  aber  uuch  zusamiuun,  daß  der  (iaug  der 
fiozialeu  Entwickluug  nicht  von  den  Individuen  bestimmt  wird 
und  den  individaellen  Gefühlen  und  Wünschen  so  wenig  ent- 
spricht. 

Es  gähnt  eben  eine  nnansfÜUbare  Kluft  zwischen  der  Ein- 
zelseele und  dem  was  wir  als  Qruppenseele  bezeichnen  müssen. 
Wir  werden  es  nie  begreifen  wie  es  komme^  das  die  Orup))en, 

die  doch  aus  Menschen  hesteheu,  so  vorgehen,  als  ob  sie  am 
Raubtieren  bestünden. 

Die  Neigungen  und  Triebe  der  (Jruppeu  entspreclieu  ei)eii 
durchaus  nicht  den  Neigungen  und  Trieben  der  Menschen.  Der 
Eiuzelne  sehnt  sich  nach  Kuhe  und  Frieden ;  die  Gruppe  drängt 
ihn  zu  ewigem  Kampfe.  Das  ist  die  große  soziale  Antinomie 
zwischen  Individuum  und  Gruppe.  Sie  übersehen  und  verlan- 
gen, daß  die  Gruppen  und  Gesamtheiten  so  sich  yerhalten  und 
so  vorgehen  sollen,  um  die  Gefühle  und  Neigungen  der  Indi- 
viduen zu  schonen,  ist  Utopismus.  Die  ludividnen  können  den 
Grupi>en  ihr  Verhalten  nicht  vorschreilien ;  auf  dasselbe  keinen 
Einfand  baben.  Sie  leben  in  den  Gruppen  und  müssen,  (»b  es 
ihnen  angenehm  ist  oder  nicht,  die  Evolutionen  der  Gruppen 
luitmacheu.  Mag  der  Einzelne  über  dieseu  Zwiespalt  wehklagen: 
Sache  der  Wissenschaft  ist's,  die  soziale  Erscheinung  der  Gmp- 
penkämpfe  zu  untersuchen  und  ihre  Bedeutung  für  die  zonale 
Entwicklung  zu  erforschen. 

Denn  trotz  alledem  und  alledem  liegen  diese  Kampfe  of- 
fenbar in  der  Ordnung  <ler  Natur:  sonst  wären  sie  nicht.  Sie 
sind  ein  Ka]>itel  der  Naturgeschichte  der  Menschlieit,  das  zu 
eliminieren  nit  lit  in  der  Mnrlit  der  Menschen  liegt.  Das  HTm  liste, 
was  dem  Einzelnen  gelingen  kann,  ist,  den  Sinn  dieser  Kümpte 
begreifen.  Das  ist  eine  Art  Gotteserkenntnis,  die  zu  erlangen 
die  würdigste  Aufgabe  des  menschlichen  Geistes  ist. 

Bleiben  wir  zunächst  bei  den  Tatsachen.  Da  ist  es  klar 
daß  die  sozialen  Kämpfe  ebenso  gut  wie  die  Kriege  von  jeher 
menschliche  Kultur  gefordert  haben.  Die  Eroberungen  der  Ho- 
mer trugen  n'nuische  Kultur  in  die  Länder  der  Barbaren,  Al- 
lerding»   haben   uuch    Darbaren-   häufig   Werke    der  Kultur 
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zerstört,  wie  z.  B.  Gothen  uud  Long«  !  inleu  in  Italien;  <loeh 
wissen  wir,  daß  die  Folge  dieser  Verheerungen  schließlich  das 
Auferatehen  einer  neuen  höheren  und  edleren  Kultur  war. 
(Beniiusanoe.) 

Endlich  sind  ja  überhaupt  die  Staaten  nur  aus  Kampf  und 
Krieg  hervorgegangen:  und  doch  ist  die  Bildung  von  Staaten 
die  erste  Voraussetzung  aller  Kultur.  Ohne  Staaten  keine  Kultur 
und  olme  Uewaltanweudung  und  Krieg  keine  J^tanteu. 

Diese  Tatsachen  sind  unwi(UMle<rV){ir.  Nuu  k<muto  mfin  etwa 
einwenden:  , Diese  Krie^re  waren  überflüssig;  ohne  sie  würde 
die  Kultur  sich  ebeufulls  entwickelt  haben.  Daß  Krieg  uud 
Kampf  dem  Staat«  voraufgehen  ist  noch  kein  Beweis,  daß  ohne 
de  es  zu  keiner  StaatengrOndung  gekommen  wäre;  den  Schluß 
Ton  der  Kultur  in  Staate  auf  die  Notwendigkeit  der  dem  Staate 
Yorau^henden  Kriege  ist  felsch;  es  ist  ein  Schluß:  post  hoc 
propter  hoc* 

Es  ist  eine  mißliche  Sache  die  Xotwondii^keit  der  Krieij^e 
und  Kampfe  zu  beweisen.  Die  Weltfrieden s-IietVir worter  kimaon 
jedenlalis  auf  ein  dankbareres  Publikum  rerlmen.  Nichtsdesto- 
weniger wollen  wir  es  hier  unterneluneu  den  kausalen  Zusam- 
menhang zwischen  Krieg  und  Kultur,  bezw.  die  Unmöglichkeit 
einer  staatlichen  Rechtsordnung  ohne  Gewaltanwendung  nach- 
zuweisen. 

Wir  brauchen  uns  nur  zu  diesem  Zwecke  den  Begriff 
Kultur  klar  zu  macheu.    Worin  besteht  dieselbe? 

Wenn  man  die  übliche  Phraseologie  bei  Seite  läßt,  m  be- 
steht die  Kultur  in  der  Refriodiirun^'  stots  h  mehrender 
menschlicher  Bedürfnisse  auf  der  Grundlage  einer  stets  weiter 
um  sich  greifenden  spezialisierten  Arbeitsteilung.  Das  ist  der 
Km  aller  Kultur. 

Nim  ist  es  bei  einer  Arbeitsteilung  unyermeidlich,  daß  die 
Einen  für  die  Andern  arbeiten.  Da  aber  diese  Arbeiten  nicht 
nur  Tcrsehieden  sind  nach  ihrem  Gegenstande,  ihrer  Leichtigket, 
ihrer  Einfachheit  oder  Kompliziertheit,  die  einen  verschiedenen 
Tirad  von  (ieschickliclikeit  erfordern:  sondern  sie  sind  aucli 
verschieden  so  zu  sagen  nach  ihrer  Würdigkeit.  Duraus  folgt. 
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daß  niemand  die  schwierigeren,  ge&hryoUeren  und  insbesondere 
die  »niedrigeren*  freiwillig  übernehmen  möchte,  Wenn  aber 
die  Kultur  bedingt  ist  durch  die  Ausffthning  und  Leistung  aller 

dieser  Arbeiten,  für  die  ^niedrigeren*  sich  aber  schwerlich  Iroi- 
willige  Arbeiter  landen,  so  ist  es  klar,  dali  die  Kultur  bediii^a 
ist  durch  eine  Zwangsorganisation  der  Arbeit,  wokUe  daiür 
sorgt,  daß  alle  die  Kultur  bedingenden  Arbeiten  gleichermaßen 
geleistet  werden. 

Eine  solche  Organisation  ist  der  Staat  und  daher  ist  es 
begreiflich,  daß  er  nie  und  nirgends  ohne  Zwang,  ohne  Gewalt- 
anwendung, ohne  Krieg  und  Kampf  gegründet  werden  konnte 
und  nicht  oline  Auwendung  derselben  Mittel,  durch  die  er  ge- 
grüntlet  -wiirde,  erhalten  werden  kauu. 

Allerdinj^s  inaolit  der  ursprunffliche  Zwiiug.  der  der  ge- 
waltsamen 8taatsgriiu(huig  folgt,  mit  der  Zeit  einer  gesetzmä- 
ßipfon  Verwaltung  1*1  ;it/.;  allerdings  entwickelt  sich  der  Staat 
durch  die  aufeinanderfolgen  Phasen  des  Feudalismus,  standischen 
Begimes,  Absolutismus,  Konstttutionalismus,  Parlamentarismus 
zuweilen  bis  zur  TolkstQmlicfaen  Bepablüc:  aber  wer  kann  be- 
streiten, daß  unter  all  diesen  Formen  das  Wesen  des  Staates 
sich  gleich  bleibt?  Auch  die  volkstümliche  Republik  kann  nicht 
bestehen  ohne  sich  auf  eine  Gewalt  zu  stUtzeu.  die  uütigentuiLs 
mit  aller  lirutalität  die  Reolitsonlnuu!^  anireciit  erhält.  Die>»)s 
Reservefonds  der  Gewalt  uud  des  Zwanges  kanu  auch  der  freie^te 
i>taat  nicht  entrat«n.  Und  was  ist  diese  Rechtsordnung  an- 
deres, als  die  Festsetzung  der  wechselseitigen  Machtverhältnisse 
der  somalen  Qrappen,  die  stets  in  einem  labilen  Gleichge- 
wicht gegeneinander  sich  befinden,  ohne  je  den  in  gesetslicher 
Form  geführten  sozialen  Kampf  aufsugeben,  der  leider  allzuoft 
ofitmer  Gewaltanwendung  Platz  macht  nicht  nur  der  Streiken- 
den in  den  Fabriken,  sondern  auch  der  ,  Obstruktionisten  •  in 
*  den  i*arlameuten. 

Da  aber  weder  Streiks  noch  Obstruktionen  die  soziale  Ent- 
wicklung aufhalten,  die  sich  ununterbrochen  vollzieht:  so 
scheint  es  doch,  daß  die  fortwährenden  sozialen  Kämpfe  so  zu 
sagen  im  Plane  der  Natur  liegen,  daß  sie  nichts  anderes  sind. 
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als  natürliche  Hebel,  um  die  soziale  Entwicklung  auf  eiue  immer 
höhere  Stufe  hinaufzubringen  und  den  uuaufhaitsameu  Foit- 
sehhit  der  Kultur  zu  fördern. 

Gewiß,  als  Individuen  leiden  wir  unter  den  unvermeid- 
Hchen  Übeln  solch*  ewiger  Kampfe.  Aber  um  die  Leiden  der 
Einzelnen  kümmert  eich  die  Natur  nicht.  Wie  de  bei  ihren 
geologischen  Prozeeeen  gleichgültig  ist  gegen  das  Leben  einzel- 
ner Mensclienhaufen,  <lio  sie  bei  Erdbeben  und  \  ulkauansl)rüchen 
zu  Grunde  gehen  läßt:  ebeiis(j  kommt  es  ihr  beim  sozialen 
Prozesse  ()ffeiil)ar  wenig  darauf  an  mit  wie  viel  Menschenleben 
jede  Wandlung,  jede  höhere  Entwicklungsstufe  desselben  er- 
kauft wird. 

Die  Natur  scheint  sich  nur  um  die  Gattung  zu  kümmern 
der  sie  im  Großen  und  Ganzen  die  Lebensbedingtingen  bietet: 
diesen  Lebensbedingungen  der  Gattung  aber  tun  die  mannig- 
fachen  sozialen  Katastrophen,  bei  denen  Tansende  und  Hun- 

dt'rttausende  Menschenleben  zu  Onmde  j'ehon.  keiaon  Ahhnich. 
Im  (legenteil:  der  Unteruanj^  der  l^iinen  bedoutet  oft  die  F()r- 
derunjj:  der  Andern.  Der  Naturzweck,  auf  die  Erhaltung  der 
Gattung  gerichtet,  leidet  darunter  nicht. 

Das  sind  die  Tatsachen.  Dem  einzelnen  denkenden  Wesen 
können  sie  unmöglich  gefallen.  Daß  die  Natur  mit  den  Indi- 
▼iduen  so  brutal  Terfahrt,  sie  so  stiefmütterlich  behandelt,  yer- 
nacUasstgt  imd  mißachtet:  muß  den  Einzelnen  tief  Yorstimmen. 
Doch  dürfen  wir  nicht  vergessen,  daß  die  Welt  nicht  für  uns 
da  ist,  sondern  oÖ'enbar  wir  für  die  \\  elt.  Dal)  die  Individuen 
vergehen  nnd  die  Gattung  sich  entwickelt,  ist  ja  dafiir  der 
klarste  iieweis.  Wollte  man  diese  AnflPassnni^  eine  |»e^.simi- 
stische  nennen?  l)m  wäre  nicht  richtig.  Denn  gerade  diese 
Aulbasung  stimmt  den  ^fenschen  sehr  optimistisch,  da  ihn  bei 
dieser  AufEassung  der  Stellung  des  Einzelnen  in  der  Natur, 
kmn  individuelles  Mißgeschick  auOer  Fassung  bringen  kann. 
Weiß  er  doch,  daß  er,  ob  Sieger  oder  Besiegter,  der  Sache  der 
Henaehheit  in  gleicher  Weise  gedient  hat.  Denn  wenn  die 
sozialen  Kämpfe  naturnotwendig  sind,  dann  sind  es  die  Be- 
si^grteu  in  gleichem  Maße  wie  die  Sieger. 
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Oder  raubt  aus  etwa  diese  Auffassung  jedes  Ideal  nnd 
macht  es  etwa  unser  T.eljeii  bar  jedes  höherem  iStro))eus":'  Kei- 
nesf;ills.  Demi  wir  hruucheu  nur  der  uatürliclieii  Teiid^^iiz  un- 
serer Gruppe  m  folgen  und  au  der  Kealisiernug  ihrer  Ideale, 
die  auch  die  unseren  sind,  mitzuwirken:  das  Übrige  der  Natur 
m  überlasBem.  Das  Streben  nach  der  Verwirklichung  unserer 
natürlichan  Ideale  (es  sind  die  unserer  Qruppe),  macht  uns  das 
Leben  lebenswert,  mag  uns*  dieses  Streben  auch  von  Kampf  zu 
Kampf  f&hren.  Indem  wir  durch  unser  „angel)omes  Interesse* 
gedrängt  werden  diesen  Idealen  nachzu8trel)en,  unterwerfen  wir 
uuR  dem  uns  vmi  der  Natur  zngeuie.sseutMi  Schicksal.  T>as  Lfe- 
uügt  vollkoMimeu  zu  persönliclieni  Seelenfrieden.  \\  eldies  Ziel 
die  Natur  sel))st  mittels  all  dieser  sozialen  Kämpfe  anstrel)t  und 
ob  sie  überhaupt  eins  hat.  darüber  freilich  können  wir  nie 
etwas  wissen.  Aber  diese  Unwisseuhnt  ist  vielleicht  das  größte 
Glück  das  uns  hieniden  zu  Teil  wurde.  Unsem  Seeleufrieden 
stdrt  sie  durchaus  nicht. 


Staatsamirftlzangen  und  ReYOlationen« 

*  Die  schärfste  Form  d>^r  sozialen  Kämpfe,  die  uuniittelbar 
zu  Staatsumwälzungeu  füluren,  nennen  wir  Revolutionen.  Ihr 
Merkmal  ist  der  Gewaltkampi  Die  sozialen  Kämpfe  müssen 
nicht  durchaus  Gewaltkampfe  sein.  Ob  aber  die  Knotenpunkte 
staatlicher  Entwicklung  ohne  Gewaltkampf  überwunden  werden 
können,  darüber  kann  gestritten  werden.  Batzenhofe r  ist  der 
Ansicht,  daß  dies  nicht  möglich  ist,  und  die  bisherige  Ent- 
wickln uir  der  Staaten  berechtii?t  ihn  zu  dieser  Ansicht. 

^laii  pflegt,  es  wohl  als  winischeuswert  zu  bezeickueu,  «hiß 
RevolutioTien  vermieden  und  friedliche  Evolutionen  an  deren 
Stelle  treten.  Tatsache  aber  ist,  dali  es  bisher  iniiuer  nur 
Kevolutionen  waren,  die  eine  Evolution,  d.  h.  eine  Entwicklung 
forderten.  Das  gilt  z.  B.  von  der  englischen  Bevolution  «les 
17.,  von  der  französischen  des  18m  von  den  1848er  Bevolntio- 
nen  des  19.  Jahrhunderts.  Man  muß  schon  zufrieden  sein, 
wenn  eine  Keyolntion  eine  Evolution  zur  Folge  hat,  d.  h.,  wenn 
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als  Folge  Dorsel  heu  sich  eine  wirkliche  B^soniug  der  ireiheit- 
licheü  imd  sozialen  Zustände,  eine  fortschrittliche  Entwicklung 
derselben  konstatieren  läßt 

Das  kann  aber  nur  da  eiutrefifeu,  wo  die  revolutionierende 
Gruppe  eine  wirkliche  sosiaLe  Macht  repräsentiert,  um  deren 
rechtliche  Anerkennung  sie  kämpft.  Daher  waren  die  von  den 
bürgerlichen  Klassen  gegen  feudale  Aristokratie  inszenierten 
Berolutionen  meist  siegreich,  weil  sie  nur  die  Anerkennung 
wirklich  vorhundeuer  sozialer  Macht,  materieller  und  geistiger, 
zum  Viegenstande  hatten.  Aus  demselben  Grunde  waren  Bauern- 
aufstände immer  erfolglos,  weil  dieser  Bevölkeruugsklasse  die 
wirkliche  soziale  Macht,  sowohl  materielle  wie  geistige,  fehlte 
und  sie  es  nur  zu  momentanen  Gewaltsausbrfichen  bringen 
konnte. 

Auch  mfissen,  wenn  eine  Berolution  von  nachhaltigem 
Erfolge  sein  soll,  die  Forderungen  der  Berolutiönare  mit  dem 
Bestände  der  staatlichen  Kechtsordnung  ver^bar  sein,  sonst 

scheitert  die  Revolution  au  der  Unmöglichkeit  der  Realisierung 
ihrer  Forderungen. 

Einen  revolutionären  Charakter  haben  in  neuester  Zeit  die 
Ton  den  Arbeiterorganisationen  ins  Werk  gesetzten  Bewegungen 
ZOT  £rkämpfung  besserer  Arbeitsbedingungen.  Dieselben  können 
in  so  weit  Yon  Erfolg  sein,  in  wie  weit  sie  die  Grenzen  der 
Mdglidik^t  der  Aufrechterhaltang  staatlicher  Rechtsordnung 
nicht  fibenchreiten.  Denn  solange  sie  innerhalb  dieser  Grenzen 
bleiben,  bedeutet  auch  jede  Arbeiterrevolution  eine  Fßrdenuig 
sozialer  Kvolution. 

rH)  das  einst  wird  konstatiert  werden  kcinnen  von  einer 
ganz  neuen,  bisher  noch  nie  Hai^ewesenen  Form  Arbeiter- 
leTolution,  wie  sie  Europa  in  der  Mitte  des  ersten  Jahrzehnts 
unseres  Jahrhunderts  in  Kuiilaud  und  Polen  erlebte  —  muß 
Torläufig  dahingestellt  bleiben.  Es  ist  das  die  »sozialistische 
Berolution'.  Sie  steht  bisher  einzig  da  in  der  Geschichte. 
Allerdings  konnte  sie  sich  bisher  nie  und  nirgends  ereignen, 
weil^es  eine  Großindnskie,  EisenbahnTerkehr,  Telegraphen  und 
Telephon,  auf  deren  Grundlage  diese  Rev(dution  sich  abspielt 
Gumplowicz,  AUi;.  Staatsrecht.  15 
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—  in  friilieron  .lahrlmnderteii  uoch  iiiilü  gah  und  das  10.  .labr- 
huudert  nocii  uicht  —  sageu  wir  —  so  tort'j^eschritttMi  wüt! 
Doch  ist  es  nicht  ausgeschlossen,  du  Ii  wir  os  du  mit  einem 
erfolglosen  Experimente  zn  tun  habou.  das  der  Zaknuft  als 
Warnung  dienen  wird.  JedenfaUs  dürfte  es  lohnen,  dieses 
Experiment  etwas  näher  m  betrachten. 

Die  Organisation  der  Arbeiterschaft  ist  eine  Erfindung  des 
Westens.  Sie  hat  ja  ihre  Bereehtif^ng.  Aber  schon  Aristoteles 
wußte,  daß  jede  Eiiirichtiiug,  die  bis  zu  einem  gewissen  (irade 
bereelitifxt  ist.  üimm  diesen  (^rad  hinaus  —  .entarten-  kanii. 
Das  Küuigtum  entiirtot  nach  Aristoteles  in  Tyrannei,  die  Aii>tn- 
kratie  in  die  Plutokratie,  die  Demokratie  in  die  Pfihelherrschatt. 
Vielleicht  wird  man  einst  die  .sozialistische  Ttevolutiou'*  als 
eine  arge  Entartung  der  Arbeiterbewegung  bezeichnen. 

Die  Sozialdemokratie  Westeuropas  hat  ja  das  Ding  schon 
oft  an  die  Wand  gemalt  als  Schreckbild.  Sie  war  aber  so 
klug,  es  bei  dem  An-die-Wandmalen  bewenden  zu  lassen.  Die 
glühenden  Kastanien  des  Experimentes  aus  dem  Feuer  zu  holen, 
überließ  sie  wohlweislic  h  ihren  Brüdern  im  Internationalismus  in 
Osteuropa,  speziell  also  in  Rußland  und  Polen.  Eigeutliih  kann 
muu  sageu,  daß  die  westeuropäische  Sozialdemokratie  ihr  Experi- 
ment in  corpore  vili  Bußlands  und  Polens  rr^macht  hat.  Das 
Experiment  ist  mißlungen  —  das  ist  schon  heute  klar.  Aber 
warum  es  mißlingen  mußte,  diese  erste  und  hoffentlich  letzte 
«soziaUstische  Revolution^,  das  ist  heute  auch  schon  klar. 

Diese  Revolution  besteht  nSmlich  darin,  daß  die  Partei- 
leitung allen  arbeitenden  Händen  im  gegebenen  Staate  unter 
Todesdroliuii!^^  die  Einstellung  der  Arl>eit  ))eiiehlt.  Wen  riclilet 
nun  eiiit*  sidihe  EinstcllunLr  /-ugrunde?  Etwa  den  absolutis- 
tischen Staat,  gegen  den  <ier  .(leneralstreik*  anscheinend  ge- 
richtet istV  Durchaus  nicht.  Der  kann  ja  warten.  Zunächst 
richtet  eine  solche  »Revolution'*  die  besitzenden  Klassen  zu- 
grunde und  beraubt  dabei  mittelbar  die  Arbeiter  all  und  jeder 
Arbeitsgel^nheit.  Um  nun,  ohne  zu  arbeiten,  leben  zu  können. 
Kind  die  Arbeiter  gezwungen,  zu  rauben,  zu  morden  und  zu 
plUndem.  Nun,  das  ist  ja  auch  eine  Methude,  sich  den  Lebens- 
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unterhalt  zu  Yersclijiffeii,  aber  keine  aehr  sichere  und  auf  die 
Dauer  nicht  moglidu  Denn  erstens  setzen  sieh  die  besitzenden 
Klassen  zur  Wehr  und  zweitens  kann  der  Absolutismus  auf  die 

Uuterstützunj^  der  besitzendeu  Khusseu  reclmen,  weim  er  sclilieü- 
licli  ilreiubchliigt  und  auf  Mord  mit  Todesstrafe  reagiert.  Dieses 
ji>';4euseitige  Mordeu  kutm  ja  eine  Weilt»  tortgolieu,  uameutlich 
w  011  II  der  Absolutismus,  wie  das  iu  Kulihmd  geschehen  ist,  eine 
Weile  ruhig  zuschaut,  wie  die  lladikalen  den  ihm  verhußteu 
Liberalen  einen  Aderlaß  bereiten.  Aber  schließlich  und  endlich 
TenchOtten  die  .org<mid«toi  Arbeiter«  mit  .Berolutioi»- 
taktik''  —  Plündern,  Zerstören  und  Morden  —  ihre  eigenen 
Lebensquellen,  ohne  imstande  zu  sein,  positive  Lebenamdglich- 
keiten  zu  schaffen. 

Daß  dabei  auch  zahlreichen  (Joiidanuen,  ."^tliutzlenten, 
Polizeibeamten,  ja  sogar  höheren  »Stuatslx'aiuten  an  den  l\ra;^en 
geht,  daß  sie  von  den  ,fievohitionären*  hinterrücks  nieder- 
geknallt werden :  das  kann  ja  dem  Absolutismus  ziemlich  gleich- 
gOltig  sein.  £ine  einzige  yerlorene  Schlacht  —  denken  wir  an 
die  Gefilde  Mandschuriens  —  hat  ihm  tausendfaltig  größere  Ver- 
luste gebracht  als  alle  diese  sozialistiBchen  Meuchelmorde,  wenn 
sie  auch  jahrelang  fortgesetzt  wOrden.  Was  können  ihm  Hunderte, 
ja  Taiisende  sozialistischer  Meuchehnorde  anhaben  ?  Leute  hat 
er  in  Hülle  und  Fülle  —  er  rechnet  mit  Millionen  und  nicht 
mit  Tausenden.  Solche  Meuchelmorde  sind  Mückenstiche  für 
den  Absolutismus,  die  ihm  kaum  momentanes  lokales  L  ugemach 
Terursachen,  aber  seinem  Organismus  keinen  Schaden  zn- 
fDgen  können.  Dagegen  schafft  jeder  solche  Meuchelmord  den 
Anstiftern  der  «sozialistLschen  Beyolution*  zahlreiche  Gegner 
nnd  Feinde  in  den  Reihen  des  Volkes,  dem  diese  armen  Opfer 
blinder  , revolutionärer»  Wut  augehören. 

Je  länger  nun  diese  Anan  liie  dauert,  desto  zuversichtlicher 
lacht  sicli  dtT  Absolutisiiins  ius  Fäustchen.  Er  hat  sGgar  ein 
Interesse  daran,  ilies  .grausame  Sjuei-  recht  lange  dauern  zu 
lassen.  Seines  endlichen  Triumphes  und  Sieges  ist  er  ja  sicher. 
Was  er  bisher  gar  nicht  ahnte,  das  hat  er  nun  mit  Freude  ent- 
deckt und  erkannt:   Die  , revolutionäre*'  Sozialdemokratie  ist 

16* 
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Heine  zuverlässigste  Bundesgenossin.  Sie  präpariert  ihm  ja  vor- 
trefflich die  früher  Bo  unbändige  «Nation*  zu  einer  loyalen, 
Bnlie  und  Ordnung  liebenden  Geaelbchaft;  sie  zUchtet  ja  förm- 
lich «monarchische  Gefühle"  im  Volke.  Hat  der  Absolutismus 
einmal  diese  fttr  ihn  kostbare  Erkenntnis  erlangt:  so  beeilt  er 
.sich  «^ar  nicht  mit  dem  ( )rdnuugmachen.  Je  liiuger,  desto 
gründlielier  besorgt  diese  Arbeit  die  ^sozialistische  Revobitioii*. 

Mau  köuute  last  ghiubeu,  daß  dies«  .Revohition*^  im  Kreis- 
lauf, der  staatlichen  Entwickhing  die  let/.te  Nummer  darstellt; 
wenn  diese  abgespielt  ist,  dann  füngt  das  Stück  von  vorne  an 
mit  Nr.  1,  d.  i.  dem  neugestärkten,  neubelebten  Absolutismus. 

Nun  allerdings^  diese  Erkenntnis,  daß  die  Pobelherr- 
sehaft  in  Tjtmaei  umschlagt,  war  ja  den  griecluschen  und 
romischen  Staatsweisen  und  Philosophen  nicht  fremd.  Aber  so 
gfüudlich,  wie  eine  durch  .organisierte  Arbeit?rsehaft •  iu  Szene 
{[gesetzte  .sozialistische  Revolution  die  Herstell unir  dor  .Tyrannei* 
besofi^t.  k(mute  es  keine  .T'(>Uellierrs(hat't-  (lt\>  Alto/tnm>  li> 
socgon.  Darin  liegt  ein  trauriger  Fortschritt  des  Jahr- 
huuderts,  welches  die  Erfahrung  macht,  d  iß  die  einzige  Hoffuimg 
absterbeuder  Tyrannei  —  die  sozialistische  Revolution  bt.^) 


Siebeutes  Kapitel. 

Die  Staatsformen. 

Ebenso  schwankend  und  unbestimmt  wie  die  Begriffs- 
bestimmung des  Staates  ist  die  Lehre  von  der  Verschiedenheit 
der  Staaten  oder  Ton  den  «Staaisformen*.  JMit  unbedeutenden 
Abänderungen  erhielt  sich  bis  in  die  neueste  Zeit  die  Aristote- 
lische l>reit  nluug  der  Staateu,  wobei  die  Zahl  der  Regierenden 
den  Teilung>grnnd  aligab.  Je  nachdem  also  einer,  wenige 
oder  die  meisten  regiereu,  zerfallen  darnach  die  Staaten  iu 

*)  Vrfl  4i«  Iroffliclie  AbliMilliing  von  I.  K.  KochMMrilii :  Lü  foule  «t  iM  meoeur«. 
In  den  Aanalvs  de  V  UtUttl  iDl«m>lioml  de  Soeiologie  ISO«. 
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Monarcliieu,  Aristokratien  inid  Deiuoknitien;  jede  dieser  drei 
Staatsformen  ü])or;jfelit  leicht  in  eine  Almrt  imd  zwar  das 
Königtum  m  die  Tyranuis,  die  Aristokratie  in  die  Oligarchie, 
die  Demokratie  in  die  Oclüokratle.  Für  die  griechische  Welt 
war  diese  Eiuteilung  genügend  und  auch  erschöpfend.  Dali 
Aristoteles  die  ganze  große  Welt  der  »Barbaren*  unberück- 
sichtigt  Heß,  war  echt  griechisch;  daß  man  das  ganze  Mittel- 
alter liindureh,  trotzdem  die  Staaten  tats&^ich  ganz  andere 
Formen  annahmen,  an  der  Aristotelischen  EmteOuiig  iu 
der  Theorie  festhielt,  war  echt  uniu  lalterlich-scholastisch. 

Erst  als  man  für  deji  luoderuen  Staat  mit  der  Gleichheit 
der  Staatshürger  vor  dem  Gesetze  iri^^ond  erneu  Platz  iu  der 
systematischen  Staatslehre  zu  finden  hemUßigt  war,  begann  man 
allmählich,  die  Aristotelische  Dreiteilung  auszugestalten,  die- 
selbe durch  nene  » Staatsformen*  zn  ergänzen.  Zuerst  fügte 
man  ihr  als  erste  Staatsform  die  „Theokratie**  hinzu,  wovon 
der  bibelunknndige  Heide  Aristoteles  offenbar  nichts  wußte; 
sodann  wurde  den  so  entstandenen  vier  Staatsformen  der 
moderne  konstitutionelle  , Rechtsstaat-  als  fünfte  Staatsforni 
angehängt.  Damit  war  nnni  nuu  von  d-Mii  Haiiue  der  aristote- 
lischen Droiteilung  befreit.  Die  groUartige  Entwicklung  der 
historischen  Studien  im  DJ.  Jahrhundert  öffnete  den  iStaais- 
lehrern  die  Augen,  es  tauchten  immer  neue  Staatsibrmen  aut^ 
^e  eine  £inreihung  ins  ,  System*  notwendig  machten.  So  ge- 
langte man  allmählich  zn  einer  immer  größeren  Anzahl  von 
Staatsformen;  MoM  stellte  deren  sechs  auf;  Bluntschii  gar  ein 
Dutzend  (vier  Hauptformen  und  acht  Unterarten). 

Der  unbewußte  Zwk  k  dieser  Lehre  von  iloii  Staal>formeii 
bestand  aber  darin,  eine  un><l.Tne  Staatsforui  aufzustellen,  welche 
als  (Jipfelpunkt  der  Entwicklung,  als  das  der  (jiegeiiwart  zu 
empfehlende  und  für  dieselbe  erstrebenswerte,  als  die  sain- 
siillende  Staatsform  der  Praxis  des  Stjiatslebens  als  Muster  zu 
dienen  hätte.  Denn  so  wie  es  bis  in  die  neueste  Zeit  betrieben 
wurde,  war  ja  das  allgemeine  Staatsrecht  keine  Wissenschaft, 
sondern  nur  eine  theoretische  Politik,  d.  h.  eine  Konstruktion 
mit  bestimmter  Tendenz.   Daraus  ergab  sich  Ton  selbst,  daß 
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jeder  Staatsrechtslehrer  sdiie  üuteraaehOngeii  über  die  Staats- 

formeii  mit  einer  Süiaitskoustraktion  absicliloß,  Sie  er  als  den 
luuderneu  Staat  ausgab,  an  den  er  da  im  mit  der  Begriiuduug. 
daß  es  .ans  seinem  Wesen  sich  ergibt-,  gewisse  Forderungen 
stellte  und  dem  er  gewisse  ^^vissenscliaftüch"  begründete  Rat- 
schläge erteilte.  Es  ist  in  diesem  Vorgange  nichts  anderes  zu 
8ehen  als  eine  Objektiyiening  subjektiver  Wünsche. 

Auf  diese  Art  wurde  in  Deutschland  in  der  ersten  Hälfte 
des  vezfloBseuen  Jahrhunderts  der  «Bechtsstaat^  als  die  moderne 
Staatsform  allen  vergangenen  Staatsformen  gegenübergestellt; 
andere  wieder  priesen  den  .Verfassungsstaat'  oder  die  -konsti- 
tutionelle ^louarchie"  als  das  anzustrebende  Ideal  der  nächsten 
Zukunft. 

Allen  diesen  gemäßigten  Idealen  der  -bürgerliehen-  Par- 
teien gegenüber  verkündeten  die  Sozialisten  den  Kult  ihres 
«Zukunftsstaates*,  der  ein  reiner  klassenloser  •Gleicfaheitsstaat*' 
sein  solle. 

Von  den  Theoretikern  der  yerschiedenen  Bichtungen  wurde 
aber  der  ihrer  betreffenden  Richtung  entsprechende  seinsollende 

Staat  als  der  allein  bereclitijte  demonstriert  .und  postuliert. 

Hier  ist  es  nun  am  Plat/e.  ;iiit  den  eigeutttmliched  Deuk- 
liro/di  aufmerksam  zu  machen,  der  es  mit  sich  l)riu<jt.  dal)  di-^ 
verseiiiedenen  Hepräjseutanten  der  doktrinären  Staatsleiiro 
mittelst  scheinbar  logischer  Deduktionen,  aus  einem  aprioristi- 
seh'n  Grundsatze  oder  Begnf)e  immer  dahin  gelangen,  wo 
sie  eben  vermöge  ihrer  Parteistellung  sich  befinden. 

So  gelangt  z.  B.  der  revolutionäre  Rousseau  scheinbar 
von  seinem  Contrat  social  aus,  mittelist  logischer  Deduktionen 
Äii  dem  revolutionären  Standpunkt,  auf  dem  er  vermöge  seiner 
s<(zialeii  .^telluiig  und  auch  wolil  seiner  Ueistesart  sich  befind. 
Die  meisten  späteren  Natmrechtslehrer  Lfelaniron  von  <lem 
( irundssitze  der  .Freilieit-  des  Mensc-hen  zu  der  Forderung  all- 
seitiger  Kntwicklung  menschlicher  Fähigkeiten,  also  zu  einem 
Sf  auiliMiukte,  auf  dem  sie  sich  ihrer  sozialen  und  politischen 
Purteistellung  nach  befanden.  Mo  hl  wieder  gelangt  von  seinem 
a]>rioristischen  Grundsatze,  ^jeder  Mensch  hat  seinen  eigenen 
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L€l>euszvveck",  elieufalls  mittelst  logischer  Deduktiouoii  y-u  dem 
Standpimkte  des  modernen  , Rechtsstaates-,  auf  dem  er  doch 
schon  vor  diesen  Beduktioneu  sich  befand. 

Blnntschli  endlich  gehiugt  von  seinen  aprioristisch  hin- 

trestellten  Sätzen:  «die  konstitutionelle  Monarchie  will  keine 
Sclieinnioiiiirchip  sein"  und  -der  Monarch  ist  die  Staatspersou 
im  emiuenteu  bmiie**,  zu  der  theoretischen  Feststollung  der- 
jeuijijfen  Staatsform  (konstitutionelle  Monarchie),  deren  Anhilnger 
er  schon  war,  bevor  er  zn  dieser  philosopluschen  Begründung 
derselben  gelangte. 

Die  Ursache  dieser  Erscheinung  liegt  in  einem  unbew  ul5teu 
Denkprozesse.  vermöge  dessen  sich  die  Stantslehrer  von  vorn- 
lierem  auf  einen  solchen  aphoristischen  Ausgangspunkt  stellen, 
von  dem  aus  sie  logisch  deduzierend  zur  Bechtfertigung  ihrer 
Parteistellung  gelangen. 

Nicht  diese  logischen  Deduktionen,  die  er  vor  unseren 
Au}?eu  entwickelt,  führten  ^lohl  zur  Theorie  des  Hechtsstaates, 
\\(>\\\  ;il>er  führte  ilin  der  Kechisstjuit,  dessen  Anhänger  er  war, 
unbewußt  zu  jenem  aprioristischen  Urundsatze.  Denken  wir  uns 
z.  B.  den  Fall,  Mohl  befände  sich  auf  einem  anderen  poli- 
tischen Standpunkte;  er  wäre  z.  B.  nicht  Anhänger  des  fiechts- 
staates  und  des  modernen  Konstitutionalismns,  sondern  er  wäre 
Anhänger  des  «patrimonialen*,  mittelalterlichen  Staates.  Wenn 
nun  ein  solcher,  sagen  wir,  ^reaktionärer'*  Mohl  über  den 
Staat  nachdenken  würde,  dann  würde  er  ohne  Zweifel  einen 
andern  aprioristischen  Grninlsiit/  zum  Ausgangspunkte  seiner 
logisclien  Dednktimu'n  genommen  haben,  von  dem  aus  er,  streng 
bigisch  vorgehend,  statt  zu  dem  moderneu  liechtsstaat,  zu  der 
Theorie  des  mittelalterlichen  Patriraonialstaates  gelangen  würde. 
Er  könnte  dann  nämlich  statt  des  a])rioristischen  Grundsatzes 
des  liberalen  Mohl,  daß  «jeder  Mensch  seinen  eigenen 
Zweck  habe«*,  als  Aosgangsponkt  seiner  Deduktionen  den 
etwas  modifizierten  Satz  hinstellen:  jeder  Mensch  sei  nicht 
nur  seines  eigenen  Zweckes  wegen  da,  sondern  habe  die  Be- 
stimmung,   auch   den   Zwecken   seines   Nebenmenschen,  den 
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Zwecken  der  Allgeiueinlieit  zu  tlienen-.*)  So  wie  nim  der  kon- 
stitutionell gennute  M  o  h  1  aus  seinem  uprioristiachen  Ausgangs- 
punkte die  ganze  Eechtsstaatstheorie  deduzierte:  so  würde  ein 
reaktionärer  Mo  hl  ans  seinem  etwas  modifizierten  Grundsätze 
mittelst  logischer  Deduktionen  die  Theorie  des  mittelalterlichen 
Patrimonialstaates  ableiten  können.  £r  wfirde  scheinbar  wissen- 
schttftlich  von  seinem  Aufegiuiii:spunkte  aus  beweisen,  daß  der 
Bauer  so  arbeiten  müsse,  daiuit  der  Edelmanu  sich  höhere!! 
üsthotischeu  (leiiüssen  frei  und  imbekümiiiort  um  luatenelle 
Sorge  ableiten  könne;  dal]  der  Gewerbe-  und  Handelsstand 
nicht  seiner  eigenen  Zwecke  wegen  da  sei  nud  daher  sich 
den  Jb'ordenmgen  der  „gesellschaftlichen  Ordnung*  fügen  müsse 
und  keinen  Anspruch  haben  kann,  an  der  Leitung  der  Staats- 
geschafte  teilzunehmen  u.  s.  w.  u.  s.  w.  Das  alles  wate  logisch 
ebenso  richtig  wie  das  Entgegengesetsste  und  auch  die  beider* 
seitigen  Ausgan^punkte  haben  mindestens  dieselbe  Berechtigung. 
Ebeusc»  wLuilo  IHuutschli,  wäre  er  nicht  seiner  Parteistellung 
nacli  Lilieraler,  die  oben  erwähnten  zwei  Grundsätze  von  d*»r 
konstitutionellen  Monarchie  und  von  dem  Monarchen  in  einer 
etwas  modifizierten  Gestalt  zum  Ausgan gs]nmkte  seiner  Deduk- 
tionen genommen  hahou.  Er  würde  dieselben,  etwa  wie  folgt, 
hingestellt  haben:  »Die  konstitutionelle  Monarchie  will 
eigentlich  nur  Monarchie  sein,  die  Konstitution  ist  nur  ein 
Mantel,  den  sie  zum  Scheine  umhängt*,  und  zweitens:  .Der 
Monarch  ist  der  Staat*.  In  dieser  Fassung  nun  (und  dieselbe 
ist  wieder  mindesten!?  so  bereelitigt  wie  die  ent|4;egeugesetzt«) 
würden  diese  Sätze  sehr  wohl  den  Ausgangspunkt  bilden  zu 

*)  In  der  T»t  finden  wir  bei etniMn  andern SUetmehtiMkrer,  bei  Holttend  orfC» 
PriDslpien  der  PoUUk,  8.  IM  den  8nte:  »Weder  dei  IndiridttiiB  noeb  die  StentofeweU 

hn'<eii  ihren  I  t'hrtiszwfck  l'  il Ii»  Ii  iti  '^ii  li  «■cltist''.  )■  s  ist  das  otTenliar  ein  >!eni  otiij  .<u 
>1  o  U  Titchco  SaU  von  dem  e  i  g  e  n  n  ilwcck  jede«  ^Icnschen  scbDurstrak»  eot^egcogeaeUter. 
?71cbtede»toweniKer  gcbrenchl  ibn  II  olteodorf  f  tbrneosut  «1«  PriUnUM  Ar  weltera  im» 
dultUonen,  wie  Uobl  aelnen  Sete.  Fe  gebt  «ben  nfcbU  ftber  diu  <!eduktlvc]lelbode  Inder 

St.-tatalehr«^.  Man  tiimnit  den  Vord^rsat?  am  Ii  *»ston  aus  einer  Sph  trc.  von  A  r  nieninn^ 
elwa«  wiMen  kanu,  und  da  braucht  man  iba  aucb  nicht  lu  beweisen.  D  a  der  Mea»cb 
einen  Zweck  bat,  welchen  Zweck,  «b  er  einen  eigenen  oder  nicht  eigenen,  ob  er  einen 

/.weck  in  »ich  oder  »tilier  »ich  bal  —  dn»  »iuA  lauter  Musterpramiaaen  für  belichi^eu  1>e- 
4luklioiK*n  ■  n.i.  li'Icm  i\<^r.h  filier  den  Zni  i  \  rli  s  Sreii'^rtien  und  des««n  l!»'*cliairciiheit  uicn^r.ad 
eUva»  i\(?iiivc-  wissen  und  mau  doch  anstflndshalfter  dafür  keine  L'ewci*e  verlangen  kaon. 
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«iuer  mit  dem  gauzeu  Apparat  streng  logischer  Schiußiblgeruugeii 
m  konstruierenden  Theorie  der  ubsoluten  Monarchie.  Die 
schwache  Seite  der  deduktiven  Methode  in  der  Staatslehre  ist 
damit  wohl  nachgewieeen.  Die  Staatsrechtslehrer  beweisen 
immer,  indem  sie  sich  ihre  Ausgangspunkte  ganz  willkOrUch 
wählen,  dasjenige,  was  ihnen,  in  den  Kram  paßt.  ESnen  Wissen- 
schaft liehen  Wert  luiluMi  solche  Deduktiouou  keineswegs.  Deuu 
kein  Staat,  der  jp  jxewesen.  und  keiner  der  heute  existiert,  war 
je  oder  ist  liente  eine  nntwendit^e  ixonsequeuz  einer  Idee  oder 
eines  Begriffes.  W  ohl  aber  war  uini  ist  jeder  Staat  eine  not- 
wendige tatsächliche  Konsequenz  bestimmter  Machtverhältnisse. 
Diese  nnn  mQssen  dargelegt  werden;  es  muß  gezeigt  werden, 
ans  welchen  sozialen  Elementen  der  Staat  entsteht  nnd  wie  das 
Maehiverhaltnis  dieser  Elemente  den  Aufbau  der  Rechtsordnung 
nnd  des  Staatsrechts  bestimmt 

Zu  diesem  Zwecke  al>er  wird  es  lelureich  sein,  uns  /nnüchst 
über  di*^  allerprimitivste  HerrschaiUl'orni.  die  wir  au-  der  Tte- 
schiciite  erlorscheu  können,  eine  ungefähre  Vorstellung  zu  machen. 

Die  ältesten  Uerr8ehttfti»formeii« 

*  In  deutschen  Staatsrechtslehren  wird  ?on  allerhand  Zeit- 
altem berichtet,  welche  die  Staaten  in  ihrer  Entwicldung  durch- 
machten, bis  sie  den  Gipfel  der  Vollkommenheit  in  dem  modernen 

, Rechtsstaat *•  erreicliten.  Darnach  gab  es  einmal,  wolil  am 
Anfange  der  Entwii  kiau«^,  einen  patriarchaleii  Staat.  l)a  war 
das  Verhältnis  des  Volkes  zurn  Monarchen  wi*»  das  der  Kinder 
zum  Vater.  Dann  gab  es  einen  patrimonialeu  Staat;  da  wiur 
es  schon  etwa«  s(  hl  immer,  denn  nun  pochte  der  Landosvater 
nicht  mehr  auf  die  Blutsbande,  die  ihn  mit  seinen  Untertanen 
Terknflpften,  sondern  anf  sein  Eigentamsrecht  an  Land  und 
Leuten;  er  war  der  Herr  und  Eigentümer  des  Staates.  Doch 
sorgte  er  damals  wenigstens  für  das  Gedeihen  nnd  Wohlergehen 
seines  Hab  und  iJutes,  d.  i.  seines  Landes  und  Volkes.  Später 
iiher  kamen  erst  recht  schlimme  Zeiten:  der  .feudale  Staat"  war 
nur  der  Tummelplatz  der  Habgier  und  Ueuulisucht  weniger 


Digitized  by  Google 


2^4 


1.  TeiL    7.  Kapitel. 


großer  Herreu,  die  das  Volk  bedrikkteu  und  ausbeuteteu  und 
den  Monarchen  oft  in  schmählichster  Abhän<n<;keit  von  ihtv>r 
Laune  und  Willkür  erhielten;  ihm  das  Joch  des  >tän(.Usclieu 
Regimes  aufzwingend,  bis  endlich  sich  ermannend  und  auf  die 
bürgerlielien  Stünde  sich  stützend  der  -aufgeklärte  Absohitis- 
mu8'*  wieder  obsiegte,  den  Cbermut  der  feud&lea  Herren  dämpfte 
und  die  allgememe  Wohlfahrt  zum  Gegenstande  seiner  hindes- 
väterlichen  Sorge  machte.  Auf  diesem  W^e  ging  es  hfibech 
weiter  zur  siaatsbürgerlichen  Freiheit  und  zur  Gewährung  von 
Verfassungen  und  durch  den  Konstitutioualijäinus  ^^'ohmgten  wir 
endlich  zur  rt'itV'u  Frudit  dieser  ganzen  Entwicklung,  zum 
muderueu  -  Keclitsstajit " . 

Das  liest  sich  alles  sehr  hübsch  in  den  Staatsrechts»* 
kompendien  und  wenn  ein  solches  System  einmal  sauljer  heraus- 
geturheitet  ist,  dann  kimn  ja  die  weitere  theoretische  Unter- 
suchung wieder  einsetzen  mit  der  Frage  nach  der  historischen 
Richtigkeit  jedes  einzelnen  dieser  Zeitalter  und  ob  nicht  hie 
und  da  eine  Berichtigung  dieser  Anschauungen  nach  den  Er- 
gebnissen historischer  Forsi  lnmg  geboten  erscheint. 

\\ ühreiid  nun  die  eiuen  in  das  Wesen  des  Rechtsstiates 
sich  vertiefen,  sein  W  esen  zu  ergründen  suchen,  seine  Forde- 
ruugeu  formulieren,  seine  Verwirklichung  anstreben,  wenden  sich 
andere  der  Erforsclning  der  Anfange  des  Staates  zu,  namentlich 
der  Frage:  ob  denn  die  aus  jener  Zeit  historisch  nachweisbaren 
Zustande  mit  den  Aufstellungen  der  Staatslehre  über  das  patri- 
archale  Zeitalter  stimmen?  Diese  letasteren  nun  gelangen 
meist  zu  Besnltaten,  die  manchen  schönen  Traum  der  Staats- 
lehrer zerstörtMi.  \  un  dem  patriarchalischen  Zeitalter  des  Staates 
haben  Historiker  bisher  nur  spärliche  Spuren  tiudeti  ktunien. 
Dagegen  stoüen  sie  in  den  Anfängen  des  Staates  meist  aiif  Zu- 
stände, die  nichts  weniger  als  patriarchalisch  sind.  Iiis  ist  viel- 
mehr ein  wahres  Schreckensregiment,  das  von  kühnen  «Propa- 
gandisten der  Tat*  gegenüber  einer  wehrlosen  BeTolkerung 
geübt  wird,  die  sich,  obwohl  in  unvergleichlicher  Mehrzahl,  einer 
verschwindenden  ^linderzahl  Überlegen  bewaffneter  Bauber  nicht 
erwehren  kann.    Wie  war's  a})er  möglich,  daß  diese  letzteren. 
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(hl  sie  doch  in  versdiwiudender  Minderzahl  sirh  bef finden,  vou 
der,  wenn  auch  wehrloseo,  Masse  der  ansäliigeu  Bevölkening, 
sei  es  auch  imter  schweren  Opfern  an  Menschenleben,  nicht 
erdrückt  wurden? 

Auf  dieses  schwierige  Problem  wirft,  die  Organisation  der 
Herrschaft  in  den  ersten  Anfangen  des  Staates,  wie  sie  uns  in 
der  ersten  Dämmerung  der  historischen  Zeiten  in  einigen 
Landern  klar  ent^'i- ifentritt,  ein  «jeuiigendes  Licht 

Der  polnische  Historikeu  Thaddiuis  Wojciceliowski  machte 
zuer>i  in  seinem  1S7I5  ers(  l)ieneuen,  für  die  polmsche  Oeschi(  lits- 
forsclmng  epoehemacheudeu  Werk  ^Chrohacyu*  darauf  aufmerk- 
sam, daß  sicli  in  der  Umgebung  der  ältesten  polnischen  Burgen 
Ortsch;ifteu  befinden,  deren  bis  heute  erhaltene  Namen  ver- 
schiedene Berufe  bezeichnen,  z.  B.  Bäcker,  Winzer,  Fischer, 
Pferdewarter,  Schafhirten,  Schweinezüchter,  Imker,  Topfer  u.  s.  w. 
Aus  Urkunden  des  12.  und  13.  Jahrhunderts  und  aus  einem 
Ton  einem  polnischen  Historiker  im  15.  Jahrhundert  zusammen- 
gestellten Liher  licnoti(  ionnu  der  Krakauer  Kathedrale  ergibt 
sich  die  weitere  TatsiK  lie,  dui]  die  Bauern  dieser  Ortscliat'teii 
zur  Leistimg  von  Bediirfnisartikeln  der  entsprechenden  Berufe 
an  die  Burgherren,  zu  deren  Sprengel  sie  gehörten,  verpflichtet 
waren.  Diese  letztere  urkundlich  beglaubigte  Tatsache  beweist 
nun,  daß  die  Ortsnamen  davon  herrühren,  weil  den  Bauern 
dieser  Orte  meist  die  Lieferung  der  betreffenden  Bedürfius- 
artikel  an  die  Burgen,  denen  sie  zugeteilt  waren,  auferlegt 
wurde. 

Sun  ist  es  merkwürdig,  daß  eiu  ganz  ähnlichem  A'erhältiiis 
«ms  jüngstens  vou  deu  Agyptologen  ans  den  l  rzeiten  des  alten 
Ägypten  gemeldet  wird.  Adolf  Ermau  schildert  uns  dasselbe 
in  Iblgender  Weise: 

,Es  existierte  eine  Aristokratie  der  Kdleu.  die  die  Ver- 
waltung der  Städte  und  der  dazugehörigen  Gaue  in  der  Hand 
hatte:  sie  hielten  sich  für  „erbeingesessenen  Adel*,  saßen 
da,  wo  «ihre  Väter,  die  ihr  Fleisch  schufen,  die  Edlen  des  ersten 
Tages,  gesessen  hatten".  Ihr  Reichtum  T)estand  in  Grund- 
besitz; ia  ihren  Gräbern  sielit  man  lange  lieihen  von  Bauern 
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uud  Bäueriuueu  &U  Rejiräseutauten  der  eiuzelnen  Dörfer  der 
Verstorhoneii  dargestellt.  Die  Namen  der  Ortschaften  stehen 
<lar Hilter  und  gewähren  uns  manche  interessante  Einblicke.  Die 
meisten  tragen  NameUf  die  von  den  Haupterzeugnissen  herge> 
nommen  sind:  Fisch,  Euchen,  Sykomore,  Wein,  Lotus,  die 
Brotliefenmg,  die  Bierliefening,  der  Fisch&ng  n.  s.  und  da 
diese  Beseiehntingen  sich  oft  wiederholen,  so  pflegt  man  den 
Namen  ihrer  Herren  hinzuzufügen :  den  Fischfimg  des  Pehen,  den 
Lotus  des  Pehen,  Kuchen  des  Ra'kapu  u.  s.  w.*  (Ägypten  S.  147)- 
Diese  Analogie  zwix  hen  dem  alten  Ägypten  und  deu 
ersten  Jahrhunderten  eines  europäischen  Staates  ist  sehr  auf- 
fallend und  verdient  wohl  eine  eingeheude  Betrachtung.  Stellen 
wir  vor  allem  zwei  tindere  Analogien  fest.  Sowohl  in  Ätjypten 
wie  in  Polen  ist  es  eine  Klasse  von  Konquistadoren,  welche  in 
den  Bargen  sitzt  und  Ton  da  ans  das  flache  Land  mit  seiner 
^unfreien*  Bevölkerung  beherrscht.  Daß  diese  herrsdiende 
Klasse  landfremd  ist,  daß  sie  in  das  beherrschte  Land  einst  Ton 
außen  her  einbrach  und  dasselbe  eroberte,  das  ist  heutzutage 
l»ereits  eine  unanfeehtliare  liistorische  Gewißheit,  die  nicht  nur 
ftlr  Polen  und  .V^rypten.  sondern  für  alle  Staaten  der  Welt  nach- 
weisbar und  die  Äußerung  eines  jSaturgesetzes  der  Staaten- 
bildung ist.*) 

Wen  nun  dieser  einen  Analogie  eine  zweite  entspricht,  daß 
die  Konquistadoren  sich  in  einzelnen  Punkten  (man  denke  auch 
an  die  Avarischen  Bange)  festsetzen,  welche  sie  mit  Wall  und 
Mauer  sichern,  so  muß  dieser  Erscheinung  irgend  eine  gleiche 

Ursache  zugrunde  liegen.  Und  die  ist  nicht  schwer  zu  erraten. 
Die  landtrenide  erobernde  Kriei^ersehat,  die  f;e<;enüher  der  ein- 
lieiiuibchen  HeviUkerun^-  fiue  verschwindende  Minohtiit  bildet, 
darf  sich  offenbar  nicht  im  Laude  zerstreuen;  sie  darf  sich  nicht 
vereinzelt  unter  die  Bevölkening  wagen,  wo  sie  doch  ihres 
Lebens  nicht  sicher  wäre.  Sie  muß  also  in  Haufen  zusammen- 
bleiben und  hinter  Wall  und  Mauer  Schutz  suchen.  Diese 
Burgen  werden  an  strategisch  gOnstigen  Plätzen  angelegt.  Zn* 


*)  Vrgl.  m.  SüiiolüfeiKbe  Stautaidec  2.  Aull.  IWI.  8.  116  ü. 
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nächst  gewiß  auf  Seeinseln,  sodann  an  Flüssen  nnd  steilen  Ab- 
hängen, schwer  zuganglichen  Berggipfeln,  wo  man  der  natür- 
lichen ünzuganglichkeit  nnr  wenig  nachzuhelfen  brauchte  und 
wo  die  den  Berg  umspülende  Wasserstraße  eine  bequeme  strate- 
gische Ausfallinie  bietet.  Von  solchen  befestigten  Plätzen  lälit 
sieb  mm  die  im  otienen  Lando  siedoliido  Revölkoniug  leicht 
niitt'^Nt  klui;  Drtr.niisiortor  nrnl  rascii  durchgeiiilirier  Ra7//iil^^ 
zur  Leibtuug  der  den  Erol)erern  nötigen  Lebensbedürfnisse 
zwingen.  Wenn  die  ganze  Besatzung  einer  solchen  ^Burg**, 
etwa  nur  unter  Zurücklassung  der  zum  Schutze  derselben  nötigen 
Wachposten«  einen  Ausfall  macht,  um  eine  einzelne  wehrlose 
Ortschaft  zu  überrumpeln*  so  ist  es  ihr  leicht,  die  daselbst  vor- 
gefundenen Vorräte  an  Lebensmitteln  und  anderen  Bedürfiiis- 
artikeln  zn  erbeuten.  So  fristen  die  Krieger,  die  .luilites*  in 
den  Bnrf:rf»ii  ihr  Leben  anf  Koston  der  friedlichen,  wohrhisen 
BevüikeruuLj  ihn  Landes.  Yjs  ist  »ia>  die  primitivste  Herrscharts- 
form, welche  doch  schon  einen  l'ortschritt  bedeutet  gegenüber 
einer  Irüheren  Periode,  wo  die  jetzigen  Insassf^ii  der  Bargen 
außer  Landes  wohnten  und  Plünderungs-  und  Baubzüge  nach 
allen  Bichtungen  in  die  ihnen  zu^nglichen  Lander  unternahmen. 
Man  denke  an  die  «Wüstungen*  der  Normannen  und  Wikinger, 
welche  aUe  Küstenlander  Europas  unsicher  machten,  mit  ihren 
leichten  Piratenfahrzeugen  in  die  ^lüudungen  der  in  Nord-  und 
Ostsee  mündenden  Flüsse  einfidiren  und  stronuiufwürts  schiffend, 
so  weit   OS  die  liaiidschaften   l>is  tief  in  den  Kontinent 

hinein  verheerten.  Jenem  Zustande  gegenü)>er  Witr  vom  Stand- 
punkt natürlicher  Entwicklung  di?  Anlegung  befestigter  Plätze 
im  Innern  der  Länder  zum  mindesten  ein  strategischer  Fort- 
schritt Aber  auch  dieser  Kriegszustand  zwischen  Burgen  und 
flachem  Land  muOte  für  beide  Teile,  für  die  Krieger  wie  für 
die  friedliche  Landbevölkerung,  auf  die  Lange  unerträglich  sein, 
denn  er  bedeutete  für  beide  Teile  eine  fortwährende  Ungewiß- 
heit einerseits  df»s  Bfjsifzf's.  andororseits  der  Befriedigung  der 
notwendigsten  Lei)enshe*lüfiiiis>e.  l)ie  liandbpvölkeDing  konnte 
keinen  Augenblick  ilires  Hab  und  (iutes  sicher  sein;  die  Ihirg- 
iusaasen  waren  nicht  sicher,  ob  sie  das,  was  sie  zum  Leben 
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))raucht«u,  auch  jedesmal  an  dem  Ziele  liues  Überfalles  vor- 
finden würden,  übrigeus  trägt  ja  jeder  Kriegszustand  imter 
Meuschen  immer  die  Teudeuz  iu  sich,  zii  eiuer  fhedlielieii 
Ordnung  der  Verhältnisse  der  feindlidien  Parteien  zu  gelangen. 
Benn  gewaltsam  ausgebeutet  wird  nur  so  lange,  bis  die  regel- 
lose und  unsichere  Beute  sich  in  eine  regelmäßige  und  sichere 
Ab^he  (Leistung)  verwandelt.  Diese  Wandlnng  ratißte  erfolgen, 
denn  sie  lug  im  Interesse  Ijeider  Toile.  Für  die  Luudbevölkerung 
war  e«  v<»u  Vorteil,  statt  immerfort  gewaltsam  gehrandsehat/.t 
zu  werden,  gegen  gewisse  regeimälUge  Leistungen  Leben  und  ije- 
sundheit  gesichert  zu  wisseu  und  einen  gewissen,  wenn  auch 
noch  so  geringen  Teil  der  Frttchte  ihrer  Arbeit  iu  Ruhe  und 
Frieden  genießen  zu  können;  fttr  die  kriegerischen  Burginsassen 
war  es  nicht  weniger  Ton  Vorteil,  auf  gewisse  Materialabgaben 
zu  ihrem  Lel^ensunterhalte  in  regelmäßigen  Zeitabschnitten 
rechnen  zu  können,  ohne  sich  den  doch  nicht  ganz  ungefahr- 
lirlien  t'oriwülireudeu  Beutf/iigou  mit  ihrem  oft  iüigewis»eii  Kr- 
fulge  auszu.setzou.  So  kam  denn  das  erste  j)rimitive  sttiatliche 
Finauz>vstem  zustande.  Nun  mußten  es  aber  die  Natur  der 
Sache  uud  auch  mannigfaltige  ])rakti8che  Hodürfiiisse  und  Er* 
wagungen  mit  sich  bringen,  daU  den  einzelnen  Ortschaften  niclit 
allerhand  vercbiedene  Leistungen  auferlegt  wurden,  sondern  daO 
nach  geographischer  und  wirtschaftliche  Lage  den  einzelnen 
Ortschaften  Lieferungen  und  Leistungen  eines  bestimmten 
Artikels  und  einer  bestimmten  Art  vorgeschrieben  wurden.  Denn 
erstens  konnten  ja  die  einzelnen  Ortschaften  ilirer  Lage  nach 
sich  hald  für  die  eine,  bald  fiir  die  andere  Art  von  Natnral- 
abgal)eu  oder  Dienste  besser  eignen.  Die  an  einem  Fluß  oder 
fischreichen  See  gelegene  Ortschaft,  die  ohnehin  zumeist  von 
Fischern  bewohnt  war.  eignete  sich  vorzugsweise  zur  Fisch- 
lieferung, während  eine  im  oder  am  Walde  gelegene  Ortschaft 
zur  Lieferung  Yon  Wild  oder  Holz  sich  von  selbst  empfahl. 
Schon  aus  solchen  Gründen  mußte  dieses  erste  Finanzsystem 
dem  Grundsätze  der  ortsweisen  Spezialisiemug  der  Al»gal>en 
huldigen.  l>azu  trat  offenbar  ein  /.weites  wichtiges  Moment 
hinzu.    Eiue  große   Bereitwilligkeit,    auferlegte   Abgaben  zu 
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leisten,  wird  mau  auch  in  jenen  Urzeiteu  des  Staates  uiclit 
vorauaaeton  dürfen,  uachdein  es  die  Meuscheu  des  2ö.  Jahr- 
hunderts nach  Christi  Geburt  darin  trotz  aller  Pfl^  des 
Patriotismus  noch  immer  nicht  sehr  weit  gebracht  haben.  Die 
Falle  also,  wo  die  Herren  ans  den  Burgen,  die  Nachkommen 
«der  Edlen  des  ersten  Tuges^,  wie  der  Ägypter  sich  ausdruckte, 
infolge  spärlkl»  ein  fließender  Natural  abgraben  in  Get'alir  kamen, 
Xot  zu  leiden,  diese  Fälle  mußtei)  liäuti--  %e'u\  und  drohende 
Xot  wird  sie  oft  gezwungen  haben,  die  ihnen  zuge.stau denen 
Abgaben  zwangsweise  einzutreiben.  Es  ist  nun  leicht  begreiflicli, 
daü  in  den  gewiß  häufig  vorkommenden  Fällen  solcher  not- 
wendig gewordenen  «Exekutionen"  es  eine  sehr  mißliche  Sache 
wäre,  wenn  die  Herren  von  der  Burg  sich  die  ihnen  fehlenden 
Nahrungsmittel  oder  andere  LebensbedQrfoisse  erst  in  den  ver* 
schiedensten  umliegenden  Ortschaften  zusammenklauben  müßten. 
Viel  einfacher  daj^egen  gestalten  sich  solelie  Exekutionen,  wenn 
ganze  Ortschaften  dazu  an*;ehnlten  waren,  je  einzelne  Ar- 
tikel des  Lebensbedartes  zu  produzieren  und  solche  zu  liefern, 
also  die  einen  Brot,  die  andern  Fische,  die  dritten  Konig  u.  s.  w. 
Blieb  dann  eine  Lieferung  aus,  so  brauchte  man  nur  eine  Razzia 
gegen  die  betreffiande  saumige  Ortschaft  su  unternehmen  und 
konnte  den  betreffenden  Bedarfsartikel  aus  dem  Vollen  schöpfen, 
um  die  Vorratskammern  der  Burg  auf  längere  Zeit  damit  zu 
verproviantieren.  Diese  Erwäj^uny;.  »rewiß  eine  Frucht  langer 
Erfahrungen  auf  dem  Gebiete  der  primilivcn  Finanzpiditik,  winl 
jenes  System  zur  Reife  gebracht  hal>en.  wiuiacli  den  einzelnen 
Ortschaften  die  ausschließliche  Versorgung  der  Ihirg  mit  je 
einem  Bedarfsartikel  auferlegt  wurde.  Daß  infolgedessen  jede 
der  1  »et reffenden  Ortschaften  den  Namen  des  von  ihr  zu  lei- 
stenden Bedarfsartikels  eventuell  des  diese  Leistung  voraussetzen- 
den Beru£»  (Fischer,  Lagelmacher,  Bäcker  u.  s.  w.)  erhielt,  ist 
leicht  begreiflich  und  daraus  erklären  sich  die  auffallenden  Be- 
zeichnungen der  im  Fmkreise  der  Burgen  befindlichen  Ortschaf- 
ten in  Ait-Agypten  und  Polen. 

Nun  entsteht  dio  Frage,  ol)  diese  Herrseliaitj^tonn  iU)eral] 
eine  unvermeidiiche  Phase  der  staatlichen  Entwicklung  war? 
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Das  miil)  keiiioswe«rs  der  Fall  gewesen  sein.  Denn  wir  kennen 
ja  UTidore  primitive  Herrschaftsformen,  deren  Wesen  allerdiu^ 
auch  eine  Abgabenleistung  der  Beherrschten  an  die  Herrschen- 
den  war,  wo  die  Leistung  aber  in  anderer  Form  sich  vollzog. 
So  z.  B.  erzählt  Nestor,  daß  der  Waräger  Oleg,  der  Nachfolger 
Ruriks,  ab  er  sadrussische  Gebiete  eroberte,  die  einzelnen  nn- 
teijochten  slaYischen  Stamme  befragen  ließ:  wem  sie  Stenern 
zahlen?  Sie  antworteten;  .Ben  Ohazaren*.   Darauf  ließ  ihnen 
Oleg  verkünden:  von  nun  au  zahlet  nicht  mehr  den  l'hazareu, 
sondern  mir.    „Und  nun  zahlten  sie  dem  Ole«^  jeder  einen 
Schilling,  so  wie  sie  den  Chazaren  ^zahlt  liatteu.'*  Hier  sehen 
wir  also,  daß  gleich  bei  der  Gründung  des  russischen  Staates 
die  Herrschaft  so  ausgeübt  wurde,  daß  den  unterworfenen  Stäm- 
men eine  regelrechte  Steuer  in  Qeld  auferlegt  wurde.  Aller- 
dings setzt  dies  schon  eine  höhere  wirtschaftliche  Stufe  der 
unterworfenen  Bevölkerung  Toraus;  doch  wissen  wir  auch  aus 
demselben  Nestor,  daß  andere  slavische  Stamme  den  Chazaren 
eine  Steuer  in  Marderfellen  zahlten.  Ausgeschlossen  ist  es  also 
uifht  daß  wir  es  bei  diesen  St^uerleistungen  schon  mit  vor- 
i^eschritteuen  Finanzsystemen  zu  tun  haben.    Keinesfalls  aber 
darf  man  aus  dem  Umstände,  daß  bisher  das  Vorhandensein 
von  Ortschaften  in  der  Umgebung  der  Burgen,  die  nadi  ihren 
Abgaben  und  Leistungen  benannt  sind,  nicht  überall  konsta- 
tiert ist,  schließen,  daß  dieses  System  sonst  nirgends  rorkam. 
Denn  es  ist  zur  Genüge  erwiesen,  daß  die  Ortsnamen  im  Laufe 
der  Zeiten  sich  mannigfach  änderten.   Namentlich  folgte  auf 
jene   ursprüngliche  Bezeichnung   der  Ortschaften  mannigfach 
<•/.  B.  in  Polen  nachgewiesenermaßen)  eine  Zeit  der  Hezeiehnung 
der  Urts(  h;ift*Mi  nach  ihren  Uiirentümeru.  Wenn  z.  B.  eine  < 'rt- 
Schaft  vom  Fürsten  einem  Großen  geschenkt  wurde,  der  den 
Niinien  Jakob  führte,  so  erhielt  sie  einen  neuen  Namen  nach 
dem  Namen  des  neuen  Eigentümers  z.  B.  Jakobowo  und  der- 
gleichen.  Auf  diese  Weise  konnten  sehr  leicht  jene  ursprüng- 
lichen Namen,  die  Ton  den  Abgaben  und  Leistungen  kerrflhrten, 
später  verschwinden  und  damit  zugleich  die  Spur  jener  primi- 
tiven Herrschaftsformeu.    Es  wird  aber  mm  die  Aulgabe  der 
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Spzialtorschuug  sein,  zu  untersuchen,  ob  sich  nicht  auch  in 
andereu  Ländern,  als  Ägypten  und  Polen,  diese  piimitiTe  Herr- 
schaftsform wird  nachweisen  lassen. 

Obiigens  mußte  mit  der  Zeit  diese  hier  dargestellte  primi- 
ti?e  Herrsehaftsform  Yerschwinden  mid  zwar  aus  sehr  einfachen 
Gründen. 

Mit  der  Vermehrung  der  Zahl  der  Zwmgbiurgen  mußte  das 
jeder  derselben  zur  Verfügung  stehende  Territorium  immer 
kleiner  wenieu,  so  daü  die  eiiizeliie  Burg  ulchi  mehr  für  jedes 
ilirer  Bedürfnisse  eine  besondere  Ortsehaft  zur  Verfügung  hatte. 
Pie  Burgherren  waren  also  gezwungen,  sozusagen  von  einer 
extensiven  Banbwirtscfaaft  zu  einer  intensiyen  Bobot-  undErohn* 
denwirtsehaft  überzugehen,  und  da  sie  allmählich  auf  eine  klei- 
nere Anzahl  yon  Ortschalten  angewiesen  waren,  jeder  derselben 
radirere  ungleichartige  Leistungen  aufzuerlegen.  Bas  war  der 
Übergang  zu  einer  immer  vollkommeuereu  liobot-  und  Frolinden- 
wirtschaft,  welche  allmiilÜK  h  zu  einer  Ausbildung  der  großen 
Anzahl  von  Frolmdieusieu  und  Leistungen  fülirte,  welclie  den 
Bauern  überhaupt  in  allen  Ortschaften  auferlegt  wurden.  Den 
Äbsfhluß  dieser  Entwickhmg.  die  sich  in  vielen  Staaten  seit  dem 
^tteialter  bis  ins  achtzehnte  Jahrhundert  vollzieht,  bildet  die 
Unzahl  yon  Frohnden  und  Diensten,  welche  Bauern  den  Groß- 
gnmdbesitzem  zu  leisten  hatten  und  denen  endlich  der  moderne 
Staat  ein  Ende  machte,  indem  er  sie  alle  entweder  ablöste  oder 
awüiob  und  an  deren  Stelle  sein  moderues  auf  Geld.steuerlei- 
stuni^en  ))asiertes  Finanzsvstem  einfiilirte. 

Zur  Erkenntnis  aber  des  Wesens  dieser  ganzen  Entwick- 
lung ist  jene  primitiTe  Herrsehaftsform,  wie  &ie  uns  das  Stu- 
dium der  Ortsnamen  in  Alt-Agypten  und  in  dem  vorgeschicht- 
licben  Polen  enthOllte,  von  großer  Bedeutung.  Daß  diese  Er- 
kenntnis aich  bereits  Bahn  zu  brechen  beginnt,  dafür  möge 
folgende  charakteristische  Tatsache  als  Beleg  dienen. 

TVahrend  in  einem  Ende  der  siebziger  Jahre  verfeßten,  in 
Ciulizieu  allgemein  gebräuchlichen  Lt>hrbuch  der  polnisclien 
lieschicbte  von  Prof.  Bobrzynski  die  erste  Periode  der  (ies(  Iii«  lite 
Polens  (vom  zehnten  bis  dreizelmteu  Jahrhundert)  als  die  „pa- 
Onmplowlex,  AUgr*  Staatsrecht.  16 
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triarchale''  bezeichnet  wird  (woriu  übrigoiis  Bobr/vuski  deu 
deutschen  Staatsrechtslelirern,  spezieU  Mohl  folgt):  1)ezeichuet 
ein  jüngerer  polnischer  Historiker  Gorzycki  in  einem  jüngst  er- 
schienenen Leitfaden  der  polnische  Geschichte  dieselbe  Periode 
(zehntes  bis  dreizehntes  Jahrhundert)  als  die  Burgen-Periode 
(nstroj  grodowy,  eigentlich  Periode  der  Burgen-Organisation). 
Jedenfalls  trügt  damit  Gorzycki  der  historischen  Wirklichkeit 
und  W  ahrht'it  melir  Rechnung  als  seiiio  VorjLriiu^jer,  welche 
dii'.solbe  Zeit  als  eine  ^juitriarclialische-  l)e/.ci('hiieu.  Historiker 
und  Soziologeu  sollten  die  erste  Periode  staatlicher  Entwick- 
lung ohne  ^patrinrchalisehe^  Voreingenommenheit  nüchtern  im 
Lichte  geschichtlicher  Kritik  betrachten. 


Der  moderne  Knlturstaat. 

Von  solchen  prunitiven  Herrschaftsforraen  hat  sich  imu 
der  Staat  diu-cli  die  ubeu  21;").  ff)  geschilderten  Phasen  liin- 
durch  bis  zu  seiner  modernen  Gestalt  entwickelt.  Wenn  uns 
nun  illr  diese  die  Bezeichnung  .Rechtsstaat-  nicht  zutret- 
fend,  die  Bezeichnung  aber  „konstitutionelle  Monarchie-,  im 
Hinblick  auf  die  nichtmonarchischen,  dennoch  auf  der  Höhe 
unserer  Zeit  stehenden  Staaten  (Schweiz,  Frankreich,  Amerika) 
zu  eng  erscheint,  so  müssen  wir  uns  nach  einer  anderen  Be- 
zeichnung umsehen,  die  das  gemeinsame  Weeentliche  der  mo- 
dernen Staaten  Europas  und  auch  Amerika*«  umfassend,  das 
Nebensächliche  der  indi^-idualisierenden  R*>h(  lireilmiii^  überläßt. 
Diesem  Zwecke  entspricht  wohl  am  besten  die  Bezeichnung 
»modemer  Kulturstaat Es  enthält  nämlich  dieselbe  erstens 
das  rhroiiologisclie  ]\Ierkiual  , modern-,  und  zweitens 
den  Hinweis  darauf,  daß  sich  der  betreflende  Staat  in  dem 
Kreise  deijenigen  befindet,  die  auf  den  Errungenschaften  bis- 
heriger menschlicher  Kultur  fussend,  an  der  Förderung  dersel- 
ben teilnehmen.  Die  Monarchie  allerdings  ist  als  individuelles 
Merkmal  darin  luit inbegriffen,  auch  wenn  man  dabei  an  die  erb- 
liche M(>n;trcliie  denkt.  Läßt  es  sieh  docli  nicht  verkennen, 
daÜ  in  imserer  Zeit  daä  A\  esentliche  um  Ötuate  nicht  an  dessen 
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«Spitze*  zu  suchen  ist,  sondern  in  dessen  politischen  lustita- 
tionen  und  länrichtungen,  in  dem  Geiste,  der  sie  belehi,  und 
in  dem  sie  arheifcen.  In  dieser  Beziehung  aber  ist  zwischen 
einer  modernen  Bepnblik,  wie  etwa  Frankreich,  und  einer 

koiiatitiitiouelleu  Monarchie,  wie  etwa  Helj/ien,  im  Weseut- 
lichen  k^'in  Unterschied.  Es  sind  das  lü  Hleriie  Kultiirstaatou, 
die  au  ein  und  deusoll»en  t^rnlien  iiieiischheitlieheu  Kultiirauf- 
gaben  rirboiteii  und  im  groUen  Ganzen  dieselheu  Ziele  verfol- 
g^ü.  Daß  au  der  Spitze  des  einen  dieser  Stiuiten  ein  gewühlter 
Frasident,  an  der  des  andern  ein  erblicher  Monarch  steht«  das 
b&ngt  mit  individuellen  und  traditionellen  Seiten  des  einzelnen 
Staates  zusammen;  das  kann  auch  für  den  einzelnen  Staat  von 
großer  Wiehti|^eit  sein,  auf  das  Wesen  des  modernen  Kul- 
turstaates aber  kann  dieser  üntersrliied  keinen  hedeuteuderen 
Einfluß  hahen.  Die  ^lasdiinerie  dos  Tnodtuuen  Kulturstaates, 
das  reprÜN  ntative  parlamentarische  liegime  arheitet  gleichmäßig 
in  Hepublik  und  Monarchie,  unbekümmert  darum,  ob  die  höchste 
Funktion  oberhalb  derselben  mn  Präsident  oder  Monarch  voll- 
zieht. Diese  gekrönte  oder  ungekrönte  Spitze,  oder  gar  der 
üntnschied  der  Königs-  oder  Kaiserkrone,  gehören  zu  den 
individuellsten  Merkmalen  des  einzelnen  Staates. 

Wenn  nun  die  allgemeine  Staatslehre  bei  ihren  Einteflun- 
g^n  auf  das  Wesen  des  Staates  zu  sehen  hat:  dann  kann  sie 
zwischen  konstitutioneller  Müiiar»  lue  »lud  Kepublik  der  Neuzeit 
k**inen  weseutlichen  Unterschied  inadu'ii  und  kann  die  Staaten 
der  Neuzeit,  die  koustitutioneU  und  parlamentarisch  regiert 
werden,  sehr  wohl  als  eine  Gruppe:  ^moderne  Kuiturstaateu'' 
zusammenfassen.  Dieser  Klasse  gegenüber  sind  dann  die  asia- 
tischen Staaten  und  die  anderer  Weltteile  zu  setzen,  die  sich 
noch  auf  niedriger  Stufe  der  Zivilisation  und  außer  dem  Kreise 
der  Kultnrstaaten  befinden.  In  diesen  zwei  großen  Kreisen 
aber,  die  eigentlich  auch  nur  g  schichtlich  aufeinanderfolgende 
Phasen  repräsentieren,  gibt  es  keine  Unterabteilungen  iueiir, 
honderu  uur  indivuln-  l^^  <  iestaltungen. 

Es  bleibt  uns  nur  noch  übrig,  die  gemeinsamen  wesent- 
lichen Merkmale  dieses  modernen  Kulturstuates  kurz  zusaui- 
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meuzutasseu.  Der  moderue  Kulturstaat  ist  vor  Allem  ein  Staat 
und  als  solcher  -ist  er  gleich  allen  Staate u  immer  und  überall 
eine  Organisation  der  Herrschaft  behofis  Aufrechthaltung 
einer  bestunmten  Bechtsordnung.  Jahrhundertelange  vorherge- 
hende Elntwicklmig  brachten  es  mit  sich,  daß  die  Formen 
dieser  Herrschaft  bedeutend  gemildert  suid,  daß  diese  Herrschaft 
in  milderer  Form  auftritt.  Die  alten  Formen  der  Sklaverei 
uup  Leibeigenschaft  sind  längst  verschwanden  und  an  ihre 
Stelle  traten  .freiheitlich"-  Formen,  Die  wuhtii^^ste  Bedingimg 
derselben  ist,  daÜ  der  Zwang  und  die  Herrschaft  nicht  willkür- 
lich geübt  werde,  sondern  in  gesetslicher  Form.  Das  ist  das 
erste  wichtige  Merkmal  des  modernen  Kulturstaates. 

Dss  zweite  wesentliche  Merkmal  desselben  ist,  daß  zu- 
nächst die  Mittelstände,  sodann  immer  breitere  Yolksklassen 
zur  Anteilnahme  an  den  wichtigsten  Regierungsgeschaften,  an 
Gesetzgebung  und  Verwaltung  und  zwar  durch  das  Organ  der 
, Vulksv.'rtretuug"  gelungen. 

Diib  dritte  Merkmal  des  modernen  Kulturstaates  ist.  <l«ß 
sich  die  Kegieruug  desselben  nicht  mehr  auf  dfis  bloße  Ein- 
treiben von  Leistungen  und  Steuern  der  Untertanen  und  das 
Kriegfuhren  in  dynastischen  Interessen  1)esclirjinkt»  sondern  daU 
sie  das  Wohl  des  Volkes  nach  allen  Kichtungen  zu  fordern 
sich  zur  Aufgabe  stellt,  dann  aber  auch  dem  Streben  nach  allen 
höheren,  idealen,  menschheitlichen  Zielen  tätig  Vorschub  leistet 

Das  sind  die  wichtigsten  drei  Merkmale  des  modernen  Kul- 
tiirstuiites  und  aus  diesen  ergibt  sich  dami  diis  grolle,  umfas- 
sende Programm  seiner,  ihn  charakterisireuden,  vielseitigen 
Tätigkeit. 

I.  Aus  dem  im  Kulturstjuite  nd()})tierten  Grundsätze,  ditÜ 
ausnahmslos  und  durchgelieuds  nur  das  Gesetz  herrschen  solle 
und  nicht  die  Person,  nicht  einmal  die  des  obersten  Macht- 
habers, folgt:  1*  die  ganz  veränderte  Stellxmg  des  Beamtentums 
und  2.  die  beschleonigte  in  immer  rascherem  Tempo  sich  be- 
wegende Arbeit  der  Gesetzgebun^rsorixane. 

ad  1.  ]>ie  Beamten  sind  im  modernen  Knlturstaate  ver- 
antwortiiclie  Vulistrecker  «ies  ijesetzes,  Diener  des  Staates.  Sie 
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banddln  im  Namen  des  Geeetzm  und  im  Sinne  deseelben.  In- 
flofeme  sie  nur  im  Namen  des  Gesetzes  handeln,  erscheint  jede 
ihrer  Handlungen,  fftr  die  sie  kein  Gesetz  anführen  können, 
als  Willkflr  und  üngesetKliehkeit,  för  die  sie  zur  Verantwor- 
tung gezugeu  Morden  können ;  insoterne  .sie  niii  im  Sinne  des 
Gesetzes  handehi  sollen,  dieser  Sinn  aber  immer  verschiedeue 
l>eutimgen  zulfisst.  unterliegt  ihr  Haudelii  sowohl  der  Kritik 
der  öiFentlicheu  Meiuimg.  als  auch  der  Anfechtung  imd  Beru- 
fung der  l>etretfeudeii  Ptirteien. 

ad  2-  Aus  dieser  Stellung  des  Beamtentums  folgt,  daß  auf 
Schritt  und  Tritt  ein  Mangel  an  einschlagigen  DetaÜYorschriften 
imd  gesetzlichen  Bestimmungen  sich  ffthlen  läßt,  was  wieder 
zu  unaufhörlicher  gcsetzge)>erischer  Uti^keit  drangt.  Nie  und 
nirgends  wurden  so  viele  Gesetze  gemacht,  wie  im  modernen 
KiiUurstaat.  Die  immer  umfiissendere  Tätigkeit  des  Staates 
einerheits.  und  die  Ausbthlieljung  jeder  Herrsclier-  und  Beam- 
tenwlUkUr  andererseits,  Imben  zur  notwendigen  Folge,  daß  die 
Praxis  des  Staatslebens  immer  neue  Ansprüche  an  die  gesetz- 
gebenden Faktoren  im  Staate  stellt,  und  so  arbeitet  denn  die 
Gesetzgebung  im  Kulturstaate  ohne  Unterlaß  mit  immer  stei- 
gender Kraftanstrengnng.  Dadurch  wieder  wird  das  Gebiet  des 
Bechts  im  modernen  Kultutstaate  immer  ausgedehnter  und 
reichhaltiger,  und  wird  insbesondere  das  ölientliclie  ^^•tl^t  iu 
ein«'r  bisher  nie  dagewesenen  Ausdehnung  entwickelt  und  aus- 
gebildet. 

Tl.  Die  gebildeten  Mittelklassen  üben  ilireu  KinHuli  und 
ihre  Teilnahme  an  den  Begierungsgeschäften  im  modernen 
Kulturstaate  nicht  etwa  unter  dem  Schutze  irgend  eines  Privi- 
legiums aus;  ein  Grundsatz  der  bevorzugten  Stellung  dieser 
Klassen  ist  nirgends  ausdrücklich  anerkannt.  Vielmehr  ist 
ftberaU  die  Tollkommene  Gleichheit  dler  Staatsbürger  vor  dem 
Gesetze-,  das  , gleiche  Kechl  för  alle-  gesetzlieh  gewährleistet. 
Wenn  nichtsdestoweniger  nel)en  den  von  ultersher  bevorzugten 
KliLsseu  und  Ständen  t»ieh  die  gebildeten  IVIittelklasseu  /u  ein- 
flußreicher Stellung  im  modernen  Kultnrstaat  aufgeschwungen 
haben,  so  geschah  dies  nnr  kraft  des  Einflusses,  den  Aufklärung 
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und  Bildung  ixhen.  Die  Stelluug,  welche  diese  Mittelklassen  im 
moderneu  Kulturstaate  einnehmen,  ist  ein  Beweis  mehr,  daß 
nicht  UesetsEe  frei  machen,  sondern  daß  ^Bildnn«^  frei  macht*. 
Denn  wenn  zom  Begriff  der  politiachen  Freiheit  ein  gewisses 
MsaB  von  Teilnahme  an  öffentlichen  Angelegenheiten  gehört: 
so  hesitBen  neben  den  von  alters  her  bevorzugten  Klassen  des 
Adels  die  gebildeten  Mittelklassen,  zn  denen  nenestens  die  Ar* 
heiter  gezahlt  werden  mUssen,  diese  Freiheit  in  höherem  Grade, 
als  dio  iKicli  sehr  /nrnckifeljliehene  lündliehe  Bevölkerung. 

Der  EinriuU  der  gebildeten  Mittelklassen  auf  die  öffentliche 
Meinung  durch  das  freie  Wort  und  die  Fresse  und  ihr  Einfluß 
auf  die  Wahlen  für  die  Volksvertretung  sichern  ihnen  im  Staate, 
neben  den  von  alters  her  einflußreichen  Adelsklassen^  eine 
immer  wachsende  Teilnahme  an  Gesetasgebnng  und  Verwaltung. 

ni.  Das  dritte  and  wichtigste  Merkmal  des  modernen 
Knltnrstaates  ist,  wie  schon  erwähnt,  daß  er  zn  seinen  Anfga* 
hen  alles  das  zählt,  was  nicht  nur  das  materielle  A\  uhl  des 
Volkes  fonl  rt.  sondern  auch  was  geeignet  ist,  dasselbe  moni- 
lisch zu  heben,  mit  einem  Worte,  der  moderne  Kuiturstaat  pflegt 
nicht  nur  die  Volkswirtschaft,  er  ist  auch  Ffleger  des  Idealen. 
Nie  und  nirgends  wurden  im  Altertnme  oder  im  Mittelalter 
Kunst  und  Wissenschaft  so  ,Ton  smtsw^en*  gepflegt  imd  ge- 
fordert, wie  im  modernen  Kulturstaate.  Nicht  nur  materielle 
Yolkswohliahrt  und  was  damit  zusammenhangt,  also  Ackerbau, 
Verkehr,  Industrie.  Handel,  finden  im  modernen  Knlturstsuite 
SchnU  und  Hilfe:  er  ist  auch  Förderer  aller  allgeraoiiien  meiisth- 
lipitliclien  Zwecke,  die  iiher  die  iiren/.e  <les  eiui^eliien  Staates 
weit  hiuausgreiten.  niid  mit  sozialen  Uestaituiigen  der  Zukunft 
im  Zusammenhange  stehen. 

Diese  drei  wesentlichen  Merkmale  kennzeichnen  den  mo- 
dernen Kulturstaat  im  allgemeinen;  allerdings  Tcrdient  der  eine 
dieser  Staaten  mehr,  der  andere  weniger  diesen  Namen;  und 
auch  im  einzelnen  Staate  wechseln  Perioden  fortschrittlicher 
und  rückschrittlicher  Bewegimgen  ab.  Solche  Wecliselfalle, 
die  jedoch  deu  fortschrittlichen  (ian$j  der  Eutwicklung  auf  die 
Länge  nicht  aufhalten  können,  sind  die  unvermeidlichen  Be- 
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gleiteiBchemungen  des  Kampfes  der  Parteien,  der  bald  eine 
fbrtschritüichet  bald  eine  rQckschrittiliche  Begienmg  an's  Ruder 
bringt.   Auch  kdnnen  ja  insbesondere  in  Erbmonarchieen,  in 

denen  der  Parlamenüirisnms  noch  nicht  tiefe  Wurzeln  geschla- 
fl^en  hat.  in  Folge  unglücklicher  Veranhignng  des  Monarchen, 
ataviniistbe  Kückfrille  in  das  Stadium  des  A))?5nliiti>iiiii<  und  der 
Autokratie  erfolgen:  doch  können  dieselben  heutzutuge  von 
keiner  langen  Dauer  sein. 


Die  Staaten  der  Gegenwart. 

Drei  Yerfassungsfonnen  sind  es,  welche  im  allgemeinen  je 
den  einzelnen  Weltteilen  Europa,  Asien  und  Amerika  ihr  Ge- 

}»r;i>re  <re])en.  lu  Europa  überwiegt  die  konstitutionelle  Verfas- 
sungstorm.  in  Asien  die  Desjiotie.  in  Amerika  die  Kepubiik. 
Man  kann  daher  mit  einigem  Kechte  die  konstitutionelle  Monar- 
cliie  als  die  europäische,  die  Despotie  als  die  asiatiBche  und  die 
Republik  als  die  amerikanisclie  Begierungsform  bezeichnen. 
Auch  könnte  man  vielleieht  die  geographische  Verteilung  dieser 
Staatafbrmen  mit  Bücksicht  auf  den  Entwicklungsgang  mensch- 
licher Kultur  und  Zivilisation  dahin  deuten,  daß  die  Despotie 
die  Staatsfonn  der  Vergangenheit,  die  konstitutionelle  Monarchie 
die  der  (ie;^eiiwart  und  die  Kepubiik  die  der  Zukunft  darstelle. 
Jedenfalls  ist  es  luklist  bezeicliuend,  dalJ  einerseits  Abien  mit 
.seinen  l>e»potieu  über  seine  geographischen  Cirenzen  hinüber- 
greift, indem  es  mit  dieser  ihm  eigentümlichen  Staatsform  das 
ihm  angrenzende  Ost-Europa  (Rußland  und  tlie  Türkei)  und 
auch  den  Nord-Osten  Afrikas  beherrscht;  andererseits  liegen 
die  zwei  großen  europäischen  Bepubliken,  die  Schweiz  und 
Frankreich,  in  der  westlichen  HäÜte  Europa  s  und  kann  na- 
mentlich Prankreich  schon  als  Üher^^aiigsstufe  zu  dem  repu- 
blikanischen Weltteil  jenseifc!!  des  ullantiselien  Ozeans  angesehen 
werden.  Tn  den  übrigen  zwei  Weltteilen  Afrika  und  Austra- 
lien überwiegt  neben  primitiven  fast  »taatsioseu  Zuständen 
europäische  Kolonialherrschaft. 
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Neben  dem  V'orwienron  der  de6potitich('ii  Ke^erungsform  (^Kuli- 
Iftnd.  Tflrkei,  China,  Persien,  Anam  und  eini^-e  nnabhän^ij?*»  Staaten 
Arabiens,  wie  z.  B.  der  Wahubifcenataat)  ist  für  Asien  cliarakteristiafh 
der  Vasallenstaat,  der  in  Europa  nur  noch  in  einem  Exemplar  ald 
Kudiment  »ich  erkalten  hat  (Balgarien).  Allerdings  ist  das  eine  Staats- 
form, die  tich  aiai  der  AUgemeinheit  der  Despotie  TOn  telbtt  ergibt 
Dton  der  kleine  Despot  erkauft  lioh  eiafMk  Tom  benaohbarten  großen 
Despoten  nm  den  Fkeis  des  jäkrlieken  Tributs  die  Höglicbkniti  seine 
Untertanen  ungehindert  bedrftoken  au  kennen;  von  Seiten  des  «Suse> 
rftns''  aber  stellt  sich  die  Sinriohtang  als  ein  vorteilhaftes  GesohUt  dar, 
denn  indem  er  das  Amt  der  unmittelbaren  Erpresäung  seinem  „Vasall* 
QberlftOt,  besieht  er  als  „Schutzhevi  -  in  aller  Rahe  önen  Teil  der  Er- 
pressunj».  In  solchem  „Schutz^-Verhältnisae  stehen  zu  China:  Tibet, 
Ost-Turkeßtan,  Mongolei  und  Mandschurei:  zur  Türkei  ei niire  Beduinen- 
staaten Arabiens,  z.  B.  Jemen;  zn  Rußland,  der  nocli  s-lhstRudig  ge- 
bliebene Teil  der  Bucharei.  Dieses  Vasallentum  ergibt  sicli  m  br  aus 
den  usiatisphrn  Vf^rhAltnissen,  daß  auch  die  europäischen  Knloiualmächte 
England  und  i  raukreich  sich  dieser  Form  bedienen,  um  ihre  Hernschaft 
in  Asien  über  Länder  auszudehnen,  die  sie  nicht  unmittelbar  beherr- 
schen können.  So  ist  s*  B.  der  Emir  von  Afghanistan  im  Abhängig- 
keitsTerbSltnis  zn  England,  an  welches  er  eine  jikrlidie  Rente  zu  aahlen 
hat.  Dag^en  ist  Belutschistan,  obschon  ebenfalls  unter  englischem 
«Schtttse«,  in  Yorteilhafterer  Lage,  denn  sein  Ober-Chan,  der  die  Ober- 
lioheit  Ober  die  Provinz-Chane  ausUbt,  bezieht  von  England  einen  Jahres- 
gehalt, muß  sich  aber  dafür  englische  Militfirstationeu  im  Lande  gefal- 
len lassen,  übrigens  haben  in  Asien  in  neuester  Zeit  neben  Despotie 
und  Vasallenstaat  auch  echt  europäische  konstitutionelle  Verfassungen 
Eingang  gefunden.  Während  von  Westen  her  Kul  laml  dem  europäi- 
schen Liberal isui US  zu  Lande  den  We<^  nach  Asien  verrammelt,  bat  die 
westliche  Kultur  Europaa  ihren  ^^  eg  nach  dem  iernsteu  Ust^^n  Aüieus 
übera  Meer  gefunden  und  sowolil  im  fernsten  l^ordosten  Japan,  wie  im 
Südosten  in  Uinterindieu  dos  Königreich  Siam  für  europäische  Kultur 
und  Yerfassungsform  su  gewinnen  gewußt  Zuerst  war  es  Siam,  welches 
seine  Verfossung  europftisierte*  Der  König  venicbtete  mit  EntschloO 
Tom  8*  Mai  1874  auf  seine  AlleiDhOTtechaft  und  ttbfc  smfher  die  gesets« 
gebende  Gewalt  unter  Mitwirkung  eines  Staatsrats  und  eines  Miuiiter- 
rats  aus. 

Dagegen  ist  Japan  seit  dem  Jahre  1890  eine  r^lreckte  konititu- 
lioneUe  Monardbie  geworden.  Ein  Pariament  aus  zwei  Emmern  fibt 

die  gt  9etz«)^ebende  (icwalt  und  hat  auch  eine  gewisse  Einwirkung  auf 
die  Feststellung  des  Budgets.  Der  Kaiser  hat  wohl  noch  bedeutende 
Vorreehte,  doch  sind  andererseits  den  Staatsbürgern  politische  K«chte 
(freie  MeinungsäuUerung  in  Wort  und  Schrift,  Oewissens&eiheit  etc.) 
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gewilhrt.    Ahiilic!)  wie  Knropa  mittels  seiner  -/vei  rrrof'en  Repu- 

bliken eiuen  Übtjrgang  xtfiij:;  z»^  ueu.'u  ilurchauri  repuhlikaniach-^'n 

Weltteil,  ähnlich  bilden  in  Abieu  seine  zwei  koustitutionellen  Staaten 
einen  Übergang  zn  dem  vorwiegend  koustitutionell-monarohischen  Ku- 
ropa. —  Voiu  amtrikanischen  Festland  aber  verschwand  vor  nicht  lange 
mit  dem  Sturz  des  brasiliamschen  KaiBertumi  die  letzte  Monarchie:  uuu 
ist  Amerika  mit  Aasnahme  der  europäisdien  Eolonialliemciuift,  ganz 
republikaniach. 

Die  19  eelbitttadigen  Staaten  Amerikas  sind  tftmflicli  Republi- 
ken.  Die  grOOte  iet  die  Nordamerikaiu«ehe  Union  (Veremigte  Staaten 
von  Nordämerika)  mit  Ober  90  Hillionen  Einwohner,  auf  einem  über 
9  HilUouen  Quadratkilometer  sich  auftdehnonden  Territorium ;  die  zweit- 
gröCte  und  jüngere  (seit  der  Vertreibung  des  Kaisers  Don  Pedro  188tJ) 
ist  Brasilien  (\'ereiuigte  S'aaten  von  Brasilien)  mit  15  MiHionen  Ein- 
wohner auf  einem  übor  S  iMilliciieu  Quadratkilnmoter  [rrf>P<'n  'i'erritorium ; 
»Ho  kleinste  ist  die  iu  Mittelamerika  am  stillen  Uzeaii  lierfpndc  San 
Salvador  (1  Million  Einwohner  auf  21. (KK)  (JnadnitkilomeUnj,  Die  übri- 
gen (  iebiete  Amerika'?  sin«!  europäische  Hcaitzungen  und  als  solche  (iiut 
Auduahme  tler  frauzüäiüchcu)  Deütüudteile  europäischer  Monarchien.  Den 
größten  Besitz  bat  Grofibritannien  (Über  8V2  Millionen  Quadratkilometer 
mit  beinabe  7  Millionen  Einwohner);  er  besteht  vomebmlich  ans  dem 
autonomen  8taat  Canada.  Den  nftcbatgrofien  Besits  hatte  Spanien  bis 
▼or  nicbi  lange  noch,  er  bestand  aus  der  Insel  Cuba  die  jetst  Bepublik 
isl  Ffmnkieich,  Holland  und  Dttnemark  haben  TerhiltnisrnftOig  unbe- 
deutende Besitaungen,  Toa  denen  also  die  der  letsteren  awei  Staaten 
eben&lls  nooh  monarchisch  regiert  werden. 

Afrika  bietet  eine  sonst  in  keinem  Weltteil  rorbandene^  Mu- 
sterkarte aller  möglichen  Staatsverfassungen,  von  der  vollkommensten 
Staatslosigkeit  der  Buschmänner,  dem  primitivsten  St.in^moHhäuptling» 
tum  der  vielen  Negerreiche  und  den  harbarisi  hesteu  Despofipti  und 
Sultanaten  (wie  z.  B.  Asante  und  Dahome  bis  zu  europSiis' h-koiifititu- 
(tonelleu  Verfa^sungsformen  (meist  in  den  von  Europäern  stark  koloni- 
sierten Ländern,  wie  z.  B.  Kapland)  und  der  nach  nmerikauia-hem 
Muster  eingerichtete  Neger  -  Republik  Liberia.  Die  l  onu  des  asiati- 
schen Vasalleutuiui»  griä  von  Asien  herüber  nach  Ägypten,  welches 
ein  Vasallenstaat  der  Türkei  ist.  Sfldliob  tou  Ägypten  breitet  sich  in 
wediaelnden  Grenaen  daa  christliche  Abessjnien  aus,  dessen  absoluter 
Henaciiflr  (Negus-Negasti,  d.  i.  KOnig  der  Könige)  bald  Uber  mehr,  bald 
Uber  weniger  Hftnptlinge  der  einxelnen  Landschaften  gebietet  Neuestens 
ist  duveh  die  den  Italienern  beigebrachten  Niederlagen  die  Macht  dieses 
Königs  ^egus  Menelik)  be>b  utend  gestiegen.  Östlich  von  Abessynien 
dehnt  sich  das  Reich  des  Mahdi  aus,  welches  in  die  Schabloae  ^Theo- 
krati««*  paaien  würde,  da  der  Mahdi  als  Prophet  und  Hohepriester  im 
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Namen  liotUs  seine  Auliiinger  beherrscht,  übrijjens  w*rileii  tlie  älteren 
europäischen  Besitzungen,  wie  is.  B.  daä  französische  Algier  u^tcii  Ue* 
aetsen  verwaltet,  <Ufl  von  den  geaetsgebenden  KOrpertclialtea  des  Hut- 
terlandea  emanieren,  denen  andk  eine  gewine  pexlamentaxiiolie  Kon» 
tooUe  Aber  die  Verwaltung  der  Kolonien  sosteht.  Nur  in  den  in  jllng* 
•ter  Zeit  Ton  DeutaeUand  okkupierten  Provinaen  kemelien  gfaaeaballe 
ZustSnde,  die  von  Zeit  lu  Zeit  durch  «EnOiflUnngea**  unparteieclier 
Afzikaforecber  grell  beleuchtet  werden.  Da  geht  »Macht  vor  Beeht*** 
es  wird  ao  viel  I«and  okkupiert,  ab  es  die  besseren  Scbieüwaffen  ge> 
statten,  es  vrird  nach  Willkür  „verwaltet-*,  wie  das  aus  den  Strafpro- 
zessen der  ]ir(ni()isihen  KuKurli-äger  Lfist,  Wfihlan  und  wie  sie  alle 
heilten,  hervorgeht,  so  daH  von  irgend  einer  V  (Erfassung  iu  ilie*en  Län- 
dern und  „lntere>8eni*phJlren"  nicht  die  Hede  sein  kann.  Dort  herrscht 
einfiK-h  primitivst«'  Ruubwirtachaft,  l  in  ananhiacher  Zustand,  in  wel- 
chem weder  (iesctü  noch  Recht  gilt  und  tJrausamkeiten  geflbl  werden, 
unter  dem  Vorwaud,  „europäische  Kultiur-*  nach  Afrika  zu  tragen,  wfth* 
rend  es  den  Konquistadocen  einzig  und  allein  um  Befriedigung  ihrer 
Habsucht  su  tun  ist  (Vrgl.  Ersberger:  Die  Kolonial^Bilsns  1906.) 

Australien  ^'ehijrt  fnst  ganz  zu  <  Iro^brit  iimien,  besitzt  daiift. 
gleichwie  alle  umlcni  britischen  Koluiual-iaateu  eine  konstitutionelle 
VerfaHsimg  und  parlamentarische  Einrichtungen. 


Weltreiehe,  Großstaaten  nnd  Kleinstaaten. 

Will  man  zar  Orientienmg  alle  Staaten  der  Gegenwart 
mitemander  in  Vergleich  setzen,  so  muß  man  sich  auf  die  Ver- 
gleichung  ilirer  Große  und  zwar  ihrer  territorialen  Ausdehnung 

und  ilirer  Bevölkerunji^zahl  beschränken.  Nach  diesen  zwei 
<  lesichispunkteii  künute  man  alle  Stanteii  der  Gegenwart  ein- 
itnleii.  je  nachdem  ihr  Territorium  ü1>er  eine  Million  i^Miadnit- 
küometer.  zwischen  200.U00  nnd  eine  Million  oder  endlich 
unter  2iK).00(>  beträgt,  in  Weltreiche,  «jroßstaaten  nnd  Klein- 
staaten. Wenn  nun  auch  die  Zahl  der  Bevölkerung  in  keinem 
geraden  VerhSltnisae  mit  der  Ausdelmung  des  Territoriums  sich 
befindet,  d.  h.  die  Dichte  der  Bevölkerunfi  eine  sehr  Terscliie- 
deue  ist,  so  vrird  doch  die  Klassifikation  der  Staaten  nach  ihrer 
territorialen  Größe  durch  die  nntyleiche  Dichte  der  Bevölkerun)t( 
nicht  verändert.  Wenn  wir  also  der  obigen  Einteilung  in  Welt- 
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wicbe,  Großstaaten  und  Kleinstaaten  tou  dem  Gesichtspunkte 
der  Beyölkerung  die  Zahlen:  hw  30  Millionen  und  über  50 

Millionen  zn  Grunde  legen,  d.  h.  die  Staaten  bis  30  Millioueu 
als  KleiiistuHteu.  die  bis  5^)  Millionen  als  Großstaaten  und  die 
über  TM)  Millionen  als  Weitreuhe  liezeiehnen,  so  fallt  diese 
Klassiükatiou  im  Großen  und  Ganzen  mit  derjenigen  auf  Grund 
der  Ausdehnung  des  Territoriums  zusammen* 

Nadi  diesem  doppelten  Einteilungsgrunde  können  betrachtet 
werden: 


als  Weltreiche 


Qaadxatkilonieter 

1  Bänwohner 

in  Millionen 

11 

383 

Großbritanien     .   .  . 

29 

390 

22 

146 

Frankreich  

7 

106 

Vereinigte  Staaten  von 

Nordamerika  ,    .  . 

9 

90 

als  G  r  o  Ü  8 1  a  a  t  e  n 


Quadratküometer 

Einwohner 

in  Tausenden 

in  Millionen 

Österreich-Ungarn  .  . 

676 

49 

Dentschland  .... 

540 

60 

286 

•)  •  > 

Die  übrigen  europäischen  Staaten  gehören,  ob  auch  einige 

von  ihnen  nach  ihrer  Gebietsausdehnung  den  Großstaaten  zu- 
i^wJihlt  werden  sollttMi  fz.  B,  Norwegen,  Holland),  wegen  der 
ßeviUkenmgsüahl  zu  den  K  1  o i ns t  a  a  t  c  ii;  uueh  hahen  wir  hier 
Deutsch- Aürika  und  den  Kongostaat  außer  Betracht  gelassen. 
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Die  curopäiseheu  Staaten, 

Der  äußern  Form  nach  fiberwiegen  unter  den  europaischen 
Staaten  die  Erbmonardiien;  dem  innen  Wesen  nach  die  kon- 
stitntonellen  und  parlamentariBchen  Staatsyer&ssungen,  Unter 

(leu  Erbmouurthien  Uberwiegen  wieder  die  konstitutionelleu, 
d.  h.  jene,  in  denen  die  oberste  Lrinuig  orldif  h  einer  Dynastie 
znf?teht  und  der  niieh  der  Erbloigeordnuntj;  beniiene  jedesimalige 
Träger  der  Staatsgewalt  mittelst  einer  geschrielierien  und  zu 
beschwörenden  Verfassung  (Konstitution,  dnirte)  in  der  Aus* 
Übung  seiner  obersten  Herrschergewalt  an  die  Mitwirkung  einer 
Volksvertretung  gebunden  ist.  Den  Erbmonarebien  gegenüber 
bilden  die  Bepubliken  mit  auf  mehrere  Jahre  gewählten  Prasi- 
denten  in  Ehiropa  die  Minderzahl. 

Erbjn  o  ji  ii  rcli  ien  sind:  Ixußluud,  Kurland,  Osterreich- 
rn«4arn,  Deutsclilaud  mitsamt  all  seinen  Monurchischeu  Bun- 
detistaateu,  Italien,  Spanien.  S(-liwedeu,  ^lurwegeIl,  Beiden,  Hol- 
land, Eumäuieu,  Tortugdl,  Türkei,  Dänemark,  Griechenland. 
Serbien,  Montenegro,  Luxeubur<?,  Monaco.  Liechtenstein.  Ton 
diesen  sind  fiußland  und  die  Türkei  Despotien  (Autokratien), 
die  Übrigen  sind  alle  konstitutionelle  Monarchien;  einige  davon 
wie  SS.  B.  England,  Belgien,  Italien,  Schweden,  Norwegen,  Un- 
garn, Monarchien  mit  parlamentarischem  Regime.«") 

Republiken  sind  Fr.inkreicli,  die  Schweiz,  Sau  Marino 
(unter  italieuisdiem  Protektorate),  Andorra  (unter  (^l)erherr- 
schäift  Frankreichs  nnd  des  Bischofs  von  Frgel),  endlich  die 
deutschen  Stadtrepublikeu  Bremen.  H:nnlnir<(.  Lübeck  unter  der 
Oherlierrschaft  des  deutschen  Reiches.  An  der  Spitze  dieser 
Bepubliken  stehen  gewählte  Präsidenten,  und  zwar  wird  in 
Frankreich  der  Präsident  auf  7  Jahre  von  der  «Nationalyer- 
Sammlung*',  die  durch  den  Zusammentritt  der  Deputirtenkammer 
mit  dem  Senate  gebildet  wird,  gewählt,  und  ist  wieder  wahlbar 
(Verfassung  von  1875);  in  der  Schweiz  steht  an  der  Spitze  der 
vollziehenden  Gewalt  ein  nur  auf  ein  Jahr  aus  den  7  Mitglie- 
dern des  Buude8rate>  Lrewählt«r  Präsident  der  als  soUlier  im 
folgenden  Jalire  nicht  mehr  wählbar  ist.  Die  7  Mitglieder  des 
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Bundesrates  selbst  werden  anf  3  Jahre  von  der  Bundes versam in- 
Imig  (ü.  Hilten)  i^anvühlt  (Verfassung  von  1874). 

Au  der  Spitze  von  San  Marino  stehen  zwei  Oapitani  teg- 
genti,  die  halbjährig  aus  der  Kepräsentantenkammer  gewählt 
werden,  deren  Mil^lieder  lebenslänglich  ihr  Mandat  behalten» 

An  der  Spitze  von  Andorra  steht  ein  auf  4  Jahre  gewählter 

Generalrat,  dessen  Präsident  (erster  Syndikus)  uiit  der  Ausübung 
der  vollziehenden  trewalt  l)etrant  ist. 

In  den  tlrei  IVeieii  iiiid  Hansestädten  Bremen,  Lübeck  und 
Hamburg  Übt  die  vollziehende  Gewalt  der  Bürgermeister  (einer 
oder  zwei),  die  vom  Senat  auf  ein  oder  zwei  Jahre  gewählt 
werden. 

Doch  ist  beeOglich  der  hier  aufgezahlten  kleinen  Bepubliken 
ZD  bemerken,  daß  sie  im  Grunde  genonmien  nicht  souTerän^ 
da  sie  mehr  oder  weniger  von  ihren  Sehutzm ächten  ab- 
hängig sind:  wirklich  souveräue  liepuhliken  sind  doch  nur 
Frankreich  und  die  Schweiz. 

Auch  einen  Vas:illoiist;iat  besitzt  noch  Europa  als  «Über- 
lebsel'*  einer  einst  blühenden,  nun  aussterbenden  Gattung,  und 
zwar  Bulgarien.  Dieses  neueste  aus  dem  verwesenden  Leibe 
der  Türkei  herausgeschnittene  , konstitutionelle*  Fürstentum 

erkeunt  den  Snltan  noch  als  ^Oberherm*  an  und  steht  zur 

iiirkei  im  Verhältnis  der  Suzeräuität.^) 

*)  Der  Untevachied  svriMhen  einfachen  konstituttonellen  uad  per- 
lamentarischem  Regime  liegt  ia  dem  veracliiedenea  Verbältni«  dea  Par- 
Umente  tn  der  Krone  mit  Besog  auf  die  Emenniuig  der  Minister.  Übt 
die  Krone  diete«  Recht  nach  Gutdünken  unbeeinHuCt  vou  der  jeweiligen 
Mftjoritjit  des  Parlaments,  so  spricht  man  von  einfach  konstitutionellem. 
Regime;  ist  gewohnheitarechtlich  die  Krone  gehalten,  die  Minister  der 
jeweiligen  Majoritrit  tlt\s  Parlament«  zn  r-ntn^^hmen.  so  spricht  mau  vou 
parlnmeutun^chem  Uegiiuf.  Ks  ist  klar,  da'  iu  <Heru  li-t/t.-'reiu  Falle 
(las  rU'rtrewicht  der  Macht  im  i'arlampate,  beziehungsweise  ia  densen 
Majoritüt  ruht.  Da",  dir  Uopublikeu  eo  ipso  parlamentarische  Regime 
besitzen,  ist  aelbätvcrstäudlich ;  denn  der  Präsident  einer  licpublik  kann, 
nicht  gegen  den  Willen  der  Majorit&t  der  Volksvertretung  regieren, 
rauQ  also  entweder  abdanken  oder  das  Bünisterium  verabschieden,  sobald 
die  Majorität  der  Volksvertretung  sich  gegen  die  Regierung  erklBri 
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i>)  Auf  Gro&d  des  Friedens  von  San  Stefiino  und  dei  Berliner  Kon> 
greaeee:  die  VerfiioBang  Bulgariene  vom  28*  April  1879  bestätigt  dieeee 
«VasnllenTerhftltaii««  sar  Pforte. 

Einheitsstaaten  nnd  Staaten-Staaten. 

Da  Jille  Großstaateu  aus  ilieiustaateu  erwachsen  sind,  sei 
es  aui'  dem  Wege  der  Eroberung,  der  Fürstenwahl  oder  des 
Erbganges:  so  gibt  es  strenge  genommen  keinen  Groltetaat,  der 
nicht  in  diesem  Sinne  ein  zusammengesetzter  oder,  wie  mau 
des  auch  nannte,  ein  Staaten-Staat  wäre.  Wir  mögen  die  Groß- 
staaten Asiens  oder  Europas  betrachten,  die  Tatsache  dieser 
Zusanimeii<i:osot/tlieit  aus  früher  selbständigen  Staaten  tritt  uns 
überall  »'utLTO'reu.  8o  ist  China  ein  PkmIuIvI  einer  .lalirtau- 
sendlangen  lieihe  von  Eroberungen  und  enthält  inuerhallj  seiiu^r 
Grenzen  eine  grolle  Anzahl  früher  selbständiger  Stiiateu.  in 
denen  trotz  der  Oleichmachungsteudeuzen  der  chinesischen  Ver- 
waltung noch  immer  die  verschiedensten  Stämme  leben,  die 
großtenteis  ihre  besonderen  Sprachen  in  Wort  und  Schrift  bei- 
behalten haben  und  auch  zu  verschiedenen  Beligionen  sich  be- 
kennen. Ebenso  ist  Kußland  trotz  des  eisernen  Zwanges,  mit 
welchem  in  all  seinen  territorialen  Bestandteilen  die  Russiti- 
zierung  angestrebt  wird,  noch  immer  ein  Konglomerat  der  ver- 
schiedensten früher  selbst andij^eii  Staaten,  in  (ieren  vielen  sieh 
die  früheren  Sprachen  ebenfalls  noch  erhalten  haben.  Solche 
Staaten  können  doch  trotz  der  Zentralisation  in  der  Verwaltung 
und  einheitlichen  Bechts,  welches  diese  despotischen  Begierun- 
gen  einführen,  nicht  als  einheitliche  Staaten  aufgefaßt  werden: 
sie  sind  es  nur  mit  Bttcksicht  auf  die  einheitliche  oberste  Ge- 
walt, welcher  sie  unterworfen  sind,  und  mit  Bttcksicht  auf  die 
Zentralisation  und  mehr  oder  weniger  gewaltsam  auftretende 
Assimilimngstendeuzen  der  Regierungen. 

So  spricht  man  denn  aneh  in  Europa  von  Einheitsstaaten 
dort,  wo  diese  Tendenzen  zur  Vereinheitlichung  ursprünglich 
selbständiger  Staaten  und  Herrschaften  im  Laufe  der  Jahrhun- 
derte unter  begünst^nden  Umständen  von  Erfolg  begleitet 
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wureu  und  mehr  oder  weiiij^a^r  die  iirsprüuglielieu  \  ersLliiederi- 
heiten  der  einzelnen  , Provinzen*»  verschwinden  machten  und 
die  Ausbildung  einer  einzigen  Nationalität  förderten.  Daher 
(plt  in  £aropa  als  diis  Muster  eines  Einheitsstaates  Frankreich, 
welches  noch  im  9.  Jahrhundert  aus  einer  Anzahl  selbständiger 
Staaten  bestand  (Aquitanien,  Burgund,  Nonnadie,  Flandern  etc.). 
Eine  tausendjillirige  Entwicklung  verschmolz  seither  diese  An- 
zahl Kleinstaaten  in  den  französischen  Großstaat  nnd  die  fran- 
zösische Revolution  vollendete  gewaltsam  das  Werk  der  Ver- 
einheitlichiivi^.  indem  sie  die  alte  KiiiteilmiL;  I  raiikreiehs.  die 
üoch  iUJ  die  l>estandenen  selbständigen  Herrschaften  und  Ter- 
ritorien erinnerte,  autliol)  und  Frankreich  in  8:^  mehr  weniger 
gleiche  Departements  als  Verwaltungsbezirke  einteilte.  (Gegen- 
wärtig zerfalll  Frankreich  in  87  Departements.) 

Audi  Italien  gilt  äuOerlich  als  Einheitestaat:  ist  es  aber 
noch  lange  nicht  Die  verschiedenen  einst  selbständigen  ,Be- 
gionen-  Italiens*  fühlen  «ich  trotz  der  einen  Sprache  (d.  i. 
Sclurittsprache!)  als  besondere  historisch -politische  Individuali- 
täten. 

Ebenso  gilt  Spanien  heute  als  ein  Einheitsstaat,  weil  die 
provinziellen  Verschiedenheiten,  die  aus  der  einstigen  Vielheit 
selbständiger  Staaten'*')  datieren,  durch  eine  Sprache  verdeckt 
werden.  Endlich  ist  ja  England  auch  ein  zusammengesetzter 
Staat,  wenn  wir  auch  nur  die  drei  Teile  England,  Schottland 
and  Irland  berdcksichtigen,  von  den  einstigen  selbständigen 
Staaten  auf  dem  Territorium  des  eigentlichen  Englands  ganz 
zu  schweigen. 

Xiehtsdestoweiiiger  pflegt  uiaii  jene  .eliilieitlichen"  Staaten, 
andern  wie  z.  B.  Österreich  als  , zusammengesetzten-  gegen- 
überzustellen. Das  geschieht  nicht  nur  aus  dem  Grunde,  weil 
die  Monarchie  aus  zwei  Staaten,  Österreich  und  Tugam,  zu- 
sammengesetzt ist,  sondern  weil  jeder  dieser  beiden  Staaten  aus 
einer  Mehrheit  von  einst  selbständigen  Staaten  und  Ländern 

«)  Dm  iMuilf«  8(Mii«B  tot  »US  dtr  «llm&kligta  VerAduneUuns  tob  U  «Utt  unfeb« 
liiogie«n  SU»t«n  entitiadea,  deren  Kamaa  noch  itt  d«n  B«ii«nftttiiffm  einsdlmr  PcoviBsm 
•icb  crtulten  hAb«a. 
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besteht,  die  bis  heutzutage  im  (isterreichischen  uiid  imgarischen 
Stsiatenverbaude  ihre  historis  i-jM  titische  Tudivi(biiilitüt  bewahrt 
haben.  So  ist  das  einstige  ürußtürstentum  biebeubürgeu,  wenn 
auch  neuestena  die  ToUkommene  „Inkorponeraag''  gesetslick 
ansgesprochen  wurde,  doch  ein  noeh  immer  nicht  ganz  nnd 
ohne  nationalen  Best  in  Ungarn  anfgegangener  Bestandteil; 
das  dreiemige  Königreich  Kroatien-SIayonien'^Dabnatien  hat  im 
nngarischen  Staatsverbande  seine  selbständige  staatsrechtliche 
Stellung  in  hohem  Maafie  bewahrt.  (Faktisch  gehört  Balmatien 
noch  zu  Osterreich.) 

Oterroicli  selbst  aber  besteht  üu^  einer  Anzahl  von  Läu- 
deru,  welche  ganz  ausgesprochen  historisch -politische  Individua- 
litäten bilden,  die  sich  nicht  nur  durch  ihre  eigene  uation<de 
Sprache  (was  nicht  bei  allen  der  Fall  ist),  sondern  auch  durch 
eine  auf  besonderer  historischer  Entwicklung  beruhende  Eigen- 
tümlichkeit der  Gesamtkultur  und  des  öffentlichen  Geistes  aus- 
zeichnen. Solche  besondere  Londergruppen  und  Lander  inner- 
halb des  Rahmens  des  österreichischen  Staates  bilden  nicht  nur 
die  Länder  der  böhmischen  Krone.  Galiziou,  die  .slaviscli-italie- 
nischen  Küstenländer,  sondern  aucli  jedes  der  deutscheu  Alpeu- 
ländcr,  z.  B.  Tirol,  Salzburg,  die  beiden  Erzher/ Oi^türaer. 

Wenn  nun  auch  Österreich  aU  ein  Muster  par  axoellence 
eines  zusairiin^^ngesetzten  Staates  hingestellt  werden  kann,  so 
ergibt  sich  doch  aus  unseren  obigen  Betrachtungen,  daß  die 
Grenze  zwischen  Einheitsstaat  und  zusammengesetztem  Staat 
schwer  zu  ziehen  ist  und  daß  der  ühterscfaied  dieser  beiden 
Begriffe  mit  dem  Unterschied  des  mono-  und  poly-nationalen 
Staates  beinahe  zusammenfällt.  Wir  sagen  ])einahe  —  denn 
Beispiele  wie  Tirol  mit  seiner  stark  ausgeprägten  Beson- 
derheit gc*genüber  den  andern  deutscheu  Ländern  Öster- 
reichs beweiseu.  daß  auch  Länder  einer  Sprache  inner- 
halb eines  Staates  ihre  historisch  -  politische  Individualität 
bewahren  können.  Auch  liefert  ja  Preußen  fUr  diesen  Satz 
ebenfalls  eine  gute  Illustration.  Denn  abgesehen  von  seinen 
polnischen  Provinzen  werden  Hannoveraner  sich  wohl  nie  als 
Preußen  fßhlen,  trotzdem  zwischen  der  Ems  und  Oder  nur 
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(k'iitscli  L,'espr<)clieu  wird.  Ks  ]>ildeto  nüinlirh  Hannover  l>is  vor 
niciit  Lmge  oinou  selbständigen  Staat  und  ist  obwulil  deutscher 
Nation,  noch  lauge  nicht  borossitiziert.  Es  kann  daher  auch 
Proufien,  ganz  abgesehen  Ton  seinen  pobuschen  Provinzen,  eben« 
fiills  nicht  als  Einheitsstaat  gelten. 

StMten-ünioneii;  Bundesstaat  und  Staatenbund. 

Dieselben  Interessen,  teils  wirtschuftlielier,  teils  rein  poli- 
ti-<-)H'r  Xatur,  die  von  jelier  die  Staaten  auf  die  Balm  der  Kr- 
überungen  von  Nachbarstaaten  drängten,  brachteu  in  den  Fällen 
eines  Gleichgewichts  der  Kräfte,  in  denen  an  eine  gegenseitige 
Erorbenmg  nicht  zu  denken  war,  Unionen  zu  Stande,  die  nach 
Zeit  und  Umständen  Terschiedene  Formen  annahmen.  Die 
Theorie  unterscheidet  drei  Eaupttypen  solcher  Staaten  «Yerbin* 
dangen. 

Die  Union  ist  die  Verbindung  zweier,  ihre  Selbständigkeit 
mehr  oder  weniger  ]»e\vahrender  Staaten,  unter  der  Herrschaft 
eines  Monarchen.  Haben  au  Her  der  Persim  des  gemeinsamen 
Herrschers  die  beiden  Staaten  sonst  nichts  gemeinsam,  besitzen 
sie  ihre  eigenen  gesetzgebenden  Gewalten  und  worden  sie  jeder 
auf  seinem  Gebiete  von  streng  gesonderten  Begierungen  ver- 
waltet, so  spricht  man  von  Personal-Unionen.*)  THtt  zur 
Gemeinsamkeit  des  Herrschers  noch  die  Gemeinsamkeit  gewisser 
Geeetzgebungs-  und  Verwaltongs- Angelegenheiten  hinzu,  die 
entweder  durch  ständige  gemeinsame  Organe  oder  von  Fall  zu 
l  all  zusammentretende  Körperschaften  besorgt  werden,  so  liegt 
eme  K  e  a  1  -  l  ii  i  o  n  vor>) 

Verbindet  sich  eine  A  tyyAhl  von  Staaten  zum  Zwecke  der 
gemeinsamen  Förderung  ihrer  volkswirtschaftlichen  Interessen 
und  zum  gegenseitigen  Sdhutze  ihrer  politischen  Machtstellung 
zu  einem  Bunde,  in  welchem  jeder  Staat  seine  ToUe  Souveränität 
bewahrt  und  die  gemeinsamen  Angelegenheiten  durch  ein  aus 
allen  Terbftndeten  Staaten  delegierte  gemeinsame  Körperschaft 
oder  Behörde  besorgt  werden,  so  spricht  man  von  einem 
Staatenbund. 

Gumplowicz,  Allg.  äUatsrocht.  17 
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Entiiiißeni  sicli  die  zu  oinoiii  liuiulo  ziLsammentretemien 
Staateu  gewisser  iSuuveriimtiitereclite  zu  (iiinsten  einer  gemein- 
saraea  Zentriilregieruug,  welche  diese  Souvcräuitütsrechte  und 
die  sonveräne  Gewalt  im  I^amen  aller  verbündeten  Staaten  ans^ 
übt,  80  spricht  man  von  einem  Bundestaat. 

Sowohl  zwischen  Monarchieen  wie  zwischen  Bepubliken 
gab  es  und  gibt  es  Bünde  und  dauernde  Verbindungen:  unter 
Monarchieen  waren  es  aber  immer  Verbindungen  zweier  Sttiaten. 
unter  eiuem  Herrsrlier.  oder  Verbindungen  von  souveränen 
Stallten  unter  der  0))eriiüheit  eines  gewählten  (»berherrn,  wie 
z.  B.  das  alte  deutsche  Kaisertum.  Da  wurde  der  Kaiser  von 
den  Kurfürsten  gewählt,  wobei  ihm  gewisse  Oberhoheitsrechte 
über  alle  deutschen  Fürsten  und  souveränen  Herrscher  übertragen 
wurden.  Hingegen  stellt  das  neue  deutsche  Beich  eine  noch  nie 
dagewesene  Verbindung  souveräner  Monarchen  dar.  welche  sich 
einem  Erbkaisertum  unterwarfen  und  biemit  auf  einen  Teil  ilirer 
Souvernnitätsreclite  verzicliteten.  Es  ist  also  das  neue  deutsche 
Kaisertum  ein  ganz  cigentiiuilicbes  in  der  Gescbicbte  einzig  da- 
stehendes Gebilde.  Die  deutscheu  Staatsrechtslehrer  spredieu 
von  einer  ^geteilten  Souveränität 'i  was  jedoch  eine  contradictio 
in  adjeeto  ist,  da  eine  nicht  ganze  Souveränität  eben  kone 
Souveränität  ist.  Die  Unklarheit  in  der  Theorie  ist  in  diesem 
Falle  die  Folge  der  Unklarheit  des  wirklichen  Verhältnisses, 
welches  noch  manche  ungelöste  und  schwer  zu  losende  Frage 
birgt..  Denn  das  alte  deutsehi  Kuisertuni  war  als  Wahlkaiser- 
tum mit  d»^r  vollen  Souveränität  aller  Einzelstauten  vertrajjlich: 
da  es  jederzeit  nur  eine  selbstgewählte  Obergewalt  repräsentierte. 
Hiegegen  ist  ein  erbliches  Kaisertum  mit  einer  Souveränität  der 
Einzelstaaten,  sowohl  in  der  Theorie  wie  in  der  Praxis,  schwer 
vereinbar. 

JedenfftUs  stellen  die  Verbindungen  von  Bepnbliken  zu 
einem  Staatenbunde    (Staatenverein)   ein  viel  offSeneres  und 

klareres  Verhältnis  dur.  Denn  hier  steht  der  Gesamtheit  der 
Staaten  (wie  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  und 
auch  der  scliweizeriscben  Eidgenossenschaft)  die  Ausübung  der 
obersten  Souveränitätsrechte  zu,  auf  welche  kein  Einzelstaat  oder 
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Kanton  einen  Ansprach  erhebt  Die  einzelnen  Stiiateu  bewahren 
aber  nichtsdestoweniger  ihre  volle  SouTeränitat,  sind  unterein- 
ander Tollkommen  gleichberchtigt  und  brauchen  auf 
eine  höhere  Berechtiguug  eines  einzelnen  nicht  eifersüchtig  zn 

sein,  iiuterstehen  auch  keinerlei  Obergewalt,  au  deren  BilfhiiiLj: 
^ie  nicht  selbst  jedesmal  iithI  periodisch  mitwirken  und 
ihren  gleichen  Anteil  haben. 

•)  Eine  solche  Personal-Union  bildeten  Holland  und  Luxenburg 
auf  Grund  des  Londoner  Tertiages  von  1839.  Der  KOnig  von  Holland 
war  GfoOhersoir  Ton  Luxenburg,  doch  blieben  die  beiden  Staaten  roll- 
kommen  getrennt  in  Verfossnng  und  Ve  rwaltung.  Da  obendrein  in  Hol- 
land ein  anderos  Thronfolfjerecht  galt  ala  im  Luxenburg,  so  fiel  nach 
dem  ohne  männliche  Erben  18iK)  verstorbenen  Köaig-Qro!  lierzog  Wil- 
helm lU.  I^uxt  iiburnf  au  den  Herzog  Adolf  vnu  Nassau,  Muhroiul  in  Hol- 
land die  Krouf  auf  ilif  Tochter  Wilhelms  lü.  üljerging.  c*o  wurdf  die 
von  1839  bestamleue  Peröoiuil-rnion  dieser  zwei  Staaten  wieder  ^'clüst. 
—  Aub  älterer  Zeit  kam  als  Beispiel  eiuor  I^ersonal-L  nion  angeführt 
.werden  die  Verfluigung  der  Kronen  Eaglands  und  Hannovers  auf  dem 
Haupte  Georg  1.  (1714)  und  seiner  Nachfolger,  bis  ebenfalls  durch  ein 
verschiedenes  in  England  und  Hannover  geltendes  Thronfolgerecht  im 
Jahre  1837  die  Krone  Englands  naeh  englischem  Rechte  auf  die  Nichte 
Köaigä  Wilhelm  IV.  flbergicng,  wahrend  in  Hannover  nach  deutschem 
Thionfolgerecht  die  Ktone  Hannovers  auf  die  weitere  mftnnlicbe  Lime 
ftbeigieugf  und  somit  die  123  Jahre  bestandene  Personal-Union  getrennt 
wurde* 

Als  eine  Personal  •  Union  mu!)  auch  das  Yerhflltnis  Finnlands  su 

BuL'lai^d  Ulf- rfnf  t  wi-rden.  Auf  Grund  der  1809  von  Kaiser  Alexander  L 
(nach  der  Kroberung  Finnlands)  bestätigten  alt-en  Verfassung  dieses  Lan- 
des ist  der  Kaiser  von  Rußland  Gronherzog  von  Finnland.  Als  solchem 

stehen  ihm  wohl  die  obersten  Herrschatltflrechte  zu,  doch  besitzt  Finn- 
laiiil  st'iiieu  ei<^'eneu  ro'^'-ierendeu  .St-nat,  seine  eigeur  .^täiidcvertrctung 
luid  soll  nach  seinen  eigenen  alten  Verfassungsgesetzen  regiert  werden. 
-—  \  rgl.  Merheliu,  Das  Stnatsrecht  Finnlands  in  Marquardsen's  Hand- 
bach des  oüeatlic^nM;  Iiedit^. 

Als  Heispiel  einer  Rfal-riiioii  mnp^  die  Verbindung'  zNsiüciien 
Sihwedeu  uud  >i'or\vegen  dieuen,  wie  sie  seit  dein  Jahre  1810  l-esti\nd. 
Nach  <ler  ;nifi  jenem  Jahre  datierenden  Verfassung  Schwedens  und  Nor- 
wegens bildete  zwar  jeder  dieber  ätiuiLeu  eiu  „selbständiges,  unteilbares 
and  anabhängiges  Reich-",  besaß  seine  eigene  Gesetsgebung,  Regierung 
nnd  Jostis»  aellte  aber  „flir  immer«  mit  dem  Nachbarsfcaate  unter  einem 
König  Tereiat  sein,  zn  welchem  Zwecke  in  beiden  Staaten  dieselbe 
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Thronfolfrcordnung  erlasaen  wurde  ^<>  (laO  wegen  Divergeuz  der  teucces- 
gio  «. oitlnung  kdnp  Trennung  eintreteu  könnte.  Nach  auüeu  bildeten 
beide  Staaten  eine  Einheit:  besaPeii  eine  genieinsame  Vortretung 
nach  au'  en  (Gesandte  und  Konsuln'».  Das  Hecht.  Krieg  zu  fDlireii  umd 
Frieden  zu  schlieRen,  stand  dem.  Könige  allein  /.u,  der  c&  für  beide 
Staaten  ausübte,   ^eit  lyoü  wurde  diese  Union  gelöst. 

Eine  BeaL-Union  bildete  auch  doreli  16  Jahre  (1815—1832)  Rußland 
und  Polen  auf  Gnmd  der  Wiener  Eongreßakte.  Polen  hatte  seine  be> 
sondere  VerfasBong,  eine  besondere  Gesetagebung,  Regierang  und  Justis: 
und  zwar  besaß  Polen  eine  konstitationeUe  Verfoesung,  während  RuPland 
eine  absolute  Monarchie  blieb.  Der  Czar  war  Künig  von  Polen;  seine 
Befehle  und  Dekrete  mußten,  um  in  Polen  Gültigkeit  su  haben,  ron  den 
polnischen  Ministem  kontrasigniert  werden.  Dagegen  waren  die  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  beider  Staaten  gemeinschaftlich,  daher  auch 
die  Vertretuntj  nu'h  AnCen  einf»  sremein^anio  war.  Im  .lalirc  1S.'^2  wurde 
tliese  V'frfnssun^'  vnji  R  i'  hntd  aulif»'hoben  und  d«V6  mit  KuLiaud  unierte 
Polen  ma  ( V/ar^urtuh  i  u  k  o  r  ]>  o  r  i  e  r  t. 

Im  Verhältiiiö  der  Reai  rnion  stehen  auih  die  zwei  Herzogtümer 
(iotha  und  Colmrg,  die  zuüauimen  als  Herzogtum  Sachsen-Coburg-Gotha 
einen  deutschen  Bundesstaat  bilden.  Die  Vereinigung  beruht  auf  der 
Verfassung  yon  1852.  Damach  ist  das  verante  Herzogtum  eine  konsti» 
tutionelle  Monaiehie  unter  der  Herrschaft  der  Coburg-Gothaischen  Dy- 
nastie, in  deren  Mannesstamme  die  Heraogwarde  nach  dem  Rechte  der 
Erstgeburt  vererblich  ist:  jedes  der  beiden  HeraogthOmer  hat  wohl  seien 
besonderen  Landteg,  welche  vereint  den  gemeinsamen  Landtag  der 
vereinten  Herzogtümer  bilden. 

Eine  ganz  eigentflmliche  Keal  Union  bilden  die  beiden  <  troCherznr:- 
türaer  Mecklenboig-Sohwerin  und  Mecklenburg-Strelitz ;  denn  da  sind 
zwei  Herrscher  und  eine  (aller(lin<rs  vielfach  gegliederte)  ständische 
Vertretimrr  beider  Herzogtümer,  die  vereint  tagt  E.<  ist  hier  aber  das 
einzig  dastehende  Verhältnis,  da'i  e  i  ii  e  lu  Parlament  zwei  M*<narohen 
ge^^eniiberstehen.  daß  ako  die  beiden  btaaten  wohl  eine  Heal- Union,  aber 
keine  PersünaUUninn  bilden.  Eb  beruht  dieses  Verbiiltnis  noch  auf  einer 
„Union*  aus  dem  Jahre  1523  und  einen  Erbvurgleiche  aus  dem  Jahre 
17üö,  wie  denn  überhaupt  in  diesen  beiden  deutschen  Bundesstaaten 
noch  die  verrottetsten  mittelalteriichen  Znittnde  herrschen,  die  in  daa 
moderne  Europa  als  krasser  Anaehronisiniis  hineinragen. 

Gleiihlieils-Staat  oder  Klasseu-SUaU 

*  Von  dem  Zukunftestaate  der  Sozialisten,  wo  es  keinen  Ka- 
pitalismus geben  und  daher  Gleichheit  herrschen  werde,  ist  es  seit 
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einiger  Zeit  stille  geworden.  £a  hat  fast  den  Anschein,  als  ob 
die  »Kopfe unter  den  Sozialisten  sich  dieser  Jugend-Phantasie 
des  modernen  Sozialismus  schämen  wUrden  und  ihr  einstiges 
Ideal  totschweigen  wollten.  Nim,  zu  schämen  braucheu  sie  sich 
desselboii  nicht,  es  hat  schon  in  der  Weltgeschichte  irrriliore 
Ueisieslieroeu  gegeben,  welcln'  solclio  Ideale  }^n*ptiegt  und  ^^ohegt 
haheu.  im  Grunde  geuouuneu  hat  ja  Buddha  dasselbe  g>'pt  MUgt. 
Indem  er  den  Keichtum  perhorreszierte,  den  Ltixus  der  Keichen 
als  sündhaft  verdammte,  sehnte  er  ja  einen  Zukunübsstaat  ohne 
Kapitalismus  herbei,  wo  alle  Menschen  sich  gleich  sein  sollten. 
Es  ist  nichts  daraus  geworden  und  im  Laufe  der  Zeit  lernte  der 
Buddhismus  sich  mit  dem  wirklichen  Staat,  mit  dem  Klassen- 
iniil  Kasteustaat  vertragen  und  heute  blüht  und  gedeiht  der 
Buddhismus  imuitteu  gut  kapitalistischer  Staaten  wie  China  und 
Japan. 

Auch  die  Lelue  Christi  und  der  ersten  Kirchenväter  ließe 
sich  ja  in  die  Worte  zusammenfassen:  » Nieder  mit  dem  Kapi- 
talismus! Gleichheit  und  Brüderlichkeit  herrsche  unter  den 
Menschen!* 

Diese  Lehre  hatte  bekanntlich  ^oßen  Erfolg  —  leider  nur 
in  der  Theorie!  Ihre  Aniiäuger  l>raehten  es  weit:  Kai  er,  Könige 
und  Päpste  bekannten  sich  zu  ihr.  Aber  sie  beherrschten  i\las- 
senstaaten  voll  Kangmiterscliiede  und  l  ugleicldieit.  aufrecht  er- 
balteu  durch  den  —  Kapitalismus-.  Darob  zürnte  wohl  von 
Zeit  zu  Zeit  einer  ihrer  aufrichtigen  Jünger,  nannte  den  be- 
stehenden Staat  ein  , Teufelswerk dem  einmal  der  «Staat  Gottes* 
folgen  müsse.  Aber  Jahrhunderte  flössen  dahin  auch  nach  dem 
lieiligen  Augnstin,  und  das  ^ Teufelswerk-  gedieh  ])räclitig,  der 
-Stnat  Gottes-  aVu^r  wollte  sich  nicht  einstellen.  Und  in  christ- 
lichen Stuiiteii  etiunckelte  sich  der  Kapitalismus  immer  mehr 
und  auch  Kirchentursten  verachteten  durchaus  nicht  den  schnöden 
">Taraon.  Ja  auch  die  Ungleichheit  der  Stände,  Klassen  und 
Schichten  der  BeTÖikenmg  fand  bei  grollen  Kirchenlehrern  wie 
z.  B.  Thomas  von  Aquin  verstandnisTolle  Begründung  und 
Rechtfertigung.  Die  Hierarchie  der  Diener  der  Kirche  selbst 
aber  war  die  glänzendste  Widerlegimg  der  Gleichheitstheoriei 
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und  des  Antikapitalismns.  Allerdings,  die  Widerlegung  wie  greif- 
bar und  drastisch  sie  auch  war,  half  wenig.  Von  Zeit  zu  Zeit 
ergriff  die  Massen  fanatischer  Haß  aller  Ungleichheit  nnd  sie 
wüteten  gegen  dessen  yermeintliche  Quellen:  Bdchtum  nnd  Be- 
sitz, mit  einem  Wort  gegen  den  Kapitalismns.  Die  französische 
Kevolutioii  unternahm  es  diesen  Pojumz  in  Strömen  von  Blut 
zu  ersäufen.  Auf  den  Trümmern  des  Klasseustaates  sollte  dann 
der  Gleichheitsstaat  gegründet  werden.  Der  Waku  war  kurz. 
Als  der  Sturm  vorUber  war,  wie  wohl  war  es  da  den  Frauzoeen, 
sich  im  Glanz  des  ersten  Kaiserreichs  zu  sonnen.  Ein  neuer 
Adel  erstand:  Ehrenl^onen  reizten  den  Ehrgeiz;  der  ganze 
Prunk  und  Pomp  des  Klaasenstaates  gab  dem  Leben  neue  Würze. 
Aber  die  entgegenstrebenden  Kräfte  waren  nicht  ausgemerzt;  sie 
L!;iiiJiintf'ii  unter  der  Asche.  Bald  schlugen  sie  wieder  empor: 
wurden  b;ild  wieder  gedämpft.  So  wogte  es  auf  und  nieder  l>is 
Frankreich  glücklich  hei  dem  dritten  .Gleichheitsstaate''  ange- 
langt ist,  der  sich  so  wunderbar  seiner  europäischen  Umwelt 
angepaüt  hat,  daß  er  allen  üngleichheitHst>mten  bis  auf  da» 
I-Tüpfelcheu  gleich  ist.  Gewiß  man  hat  in  Frankreich  einige 
Freiheiten  mehr  als  in  absoluten  Monarchien  —  daA  soll  nicht 
geleugnet  werden.  Man  darf  dort  seinen  Leichnam  Terbrennen 
lassen,  was  in  so  mancher  obendrein  ^konstitutionellen*  Mo- 
narchie stroTi<r  verboten  ist:  auch  werden  dort  Ehen  <dinc  kirch- 
liche Hinderni>.,^e  Ljeschh »ssen  und  getrennt  nnd  w;is  «iHrLrieichen 
Freiheiten  mehr  sind,  nach  denen  noch  in  mjinchem  europäischen 
,  Verfaasungsstaat*  die  Staatsbürger  mit  Sehnsucht  ausblicken. 
Aber  in  punkte  Ungleichheit,  Kapitaiismus,  ja  sogar  AUlitari»> 
mns  wird  wohl  niemand  zwischen  der  Bepublik  Frankreich  und 
einer  x-beliebigen  europaischen  Monarchie  einen  Unterschied 
wahrnehmen  können.  Also  trotz  aller  Beyolutionen  und  unge- 
hinderter Kntt'altunLj  des  Sozialismus  ist  auch  iji  i  r.uikieirli  der 
nichtkapitalistische  <  ileiclilioitsstaat  noch  Lmge  nicht  u"egründei. 
Woher  kommt  das?  Otfenhar  steckt  irgend  ein  Hecheulehier  in 
den  Forderungen  der  Gleichheitsschwärmer  und  Antikapitalisten 
seit  Buddha  und  Christus,  und  ihre  Aspirationen  können  in 
dieser  Welt  nicht  Terwirklicht  werden. 
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Ets  sclieint,  das  dieser  Verwirklichung  zwei  Hindomiaae  ent- 
gegenstehen: der  natörliche  Egoismus  der  Menschen,  aus  dem 
sich  der  naiOrliche  Erwerbstrieh  ergibt,  der  durch  Anhaufimg 
der  Arbeiisresultate  (in  welcher  Form  immer,  auch  als  Banb 
und  Ausbeutung)  Kapital  erzeugt.  Vom  Staate  aber  verlangen, 
daß  er  die  (iloichheit  unter  den  Menschen  herstelle  und  den 
Kaj)italisnms  ahsrhaile.  litMÜt  «loii  liock  zum  Gärtner  mueheu 
wollen,  denn  er  ist  ja  eben  dazu  (ia,  um  zwischen  den  Uugleiciien 
eine  Ordnung  (Kechtsordnung)  aufrecht  zu  erhalten  und  die 
Früchte  des  JBtrwerbstriebes  (Eigentum  und  Besitz)  zu  schützen. 
Bas  ist  der  Urgrund  seines  Bestandes  und  die  Berechtigung 
seines  Daseins. 

Wenn  man  den  Naturprozessen  eine  immanente  Zweek- 

mäÜigkeit  zuschreiben  kann  und  das  ist  neuerdings  von  uam- 
haflen  Xntnrforsclifrn  gut  begründet  worden,  m»  liat  sowolil  die 
Entstehung  wie  die  Entwicklung  des  Staates  offenl)ar  den  Zw  oek, 
die  ungleichen  sozialen  Kräfte  so  zusammenzuspaunen,  duß  sie 
zur  Hervorbringung  immer  höherer  Kultur  zusammenwirken. 
Allerdings  heißt  es  da  immer:  tmd  gehst  du  nicht  willig,  so 
brauch  ich  Gewalt.  Nur  wird  diese  Drohung  bald  ton  oben 
nach  unten,  bald  von  unten  nach  oben  gerichtet  Um  etwas 
luolir  od»^r  weniger  Gewalt  und  Kaiii))f  kümmert  sich  der  Xatiir- 
pfozeß  nicht;  er  verfolgt  hartherzig  und  grausam  den  Winzeln  Mi 
gegenüber  aeuiQ  sozialen  Ziele  und  Zwecke.  Diese  decken 
sich  aber  nicht  tmd  fallen  nicht  zusammen  weder  mit  den  Aspi- 
rationen der  Utopisten  noch  mit  den  Tendenzen  der  Verteidiger 
des  Bestehenden.  Jene  schießen  über  das  Ziel  hinaus,  diese 
bleiben  hinter  der  naturgesetzlichen  Entwicklung  zurück.  Aus 
den  beiderseitigen  entgegengesetzten  Bestrebungen  ergibt  sich 
jedesmal  als  Kesnltiereude  der  —  moderne  Staat,  d.  i.  derjenige, 
welcher  der  j»'desniaiigen,  nach  Zeit  und  Ort  höchsten  Kultur- 
stufe entspricht. 

Diesem  -modernen^  Staat  haben  die  Theoretiker  jedesmal 
irgend  einen  bezeichnenden  Namen  gegeben.  Das  haben  schon 
griechische  und  romische  Staatsgelehrte  getan.  Im  verflossenen 
Jahrhundert  nannte  man  wie  wir  oben  gesehen  haben,  diesen 
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.moderuon-  Staat  \*M  eiuen  «Yerfaasimgsstaat*  1)ald  einen 
«Bechssttiat*'.  Diese  Bezeichnungen  waren  nicht  glücklich  ge- 
wählt. Denn  eine  Verfassung  hat  jeder  Staat  und  auch  ein 
Becht  gibt  es  in  jedem  Staat:  man  kann  mit  diesen  Namen 
nichts  spezifisch  •lilodemes''  besoeichnen.  fis  deuten  also  diese 
iieueuuimgeii  auf  kein  .Merkmal,  welches  dem  Staate  der  (jeixen- 
wart  lind  der  näclisten  Zukunft  besonders  eii^eutinulicli  wä'-e. 
Dagegen  hat  Kritz  lierolz heimer:  (Die  Kuiturstuien  der 
Kechts-  und  W'irtschafts-Philosophiej  eine  Bezeichnung  des 
modernen  und  des  in  der  näcliaten  Zukunft  xu  erholienden 
Staates  gewählt  die  sehr  treffend  ist  und  sich  lange  erhalten 
kann.  Sie  lautet:  «der  moderne  Klassenstaat*.  Zunächst  liegt 
nämlich  in  dieser  Bezeichnung  die  richtige  Ide?,  daß  auch  der 
moderne  Stjuit  nicht  aufhören  wird  ein  „l\lass?nstuat-  zu  sein. 
Es  geh(")rt  ja  eicreutlich  ein  gewisser  Mut  dazu,  heute  für  eiiien 
„Klassenstaat-  einzutreten.  Denn  da  die  Idee  des  Gleichheits- 
staates aligemein  herrschend  ist,  so  scheint  ja  der  ^Klassen- 
staaf^  sein  direkter  Gegensatz  und  dalier  ebenso  verdammens- 
wert  als  jener  erstrebenswert  zu  sein.  Zudem  hat  ja  die  Be- 
zeichnung ^Elassenstaat"  den  üblen  Nebengeschmack  der  mit 
Becht  verpönten  , Klassenjustiz'*  und  des  jedenfalls  nicht  ange- 
nehmen , Klassenkam]ifes .  T^nd  doch  hat  Berolzheimer 
vollkoniuien  Reclit.  Auch  der  moderue  und  modernste,  ja  wahr- 
scheinlich auch  der  zukiinttiire  Staat  wird  ein  ,  Klassenstiuit- 
sein,  denn  all  und  jetler  Stuiit  als  solcher,  ist  eine  Klassen- 
Organisation  und  mnß  es  seiner  Natur  nach  sein.  Und  je  ent- 
wickelter der  Staat  ist,  je  mehr  die  Kultur  steigt  und  wächst 
desto  mehr  Klassen  gibt  es  im  Staate.  Das  hängt  mit  der  not^ 
wendigtu  Arbeitsteilinig  im  Staate  zusammen,  die  eine  Vielheit 
von  Berufen  erzeugt,  aus  der  sich  die  Klassen  mit  Notwendig- 
keit erireheu.  Einen  Staat  ohne  Kluhseu  hat  es  nie  gege))en 
und  wird  es  nie  geben  aiilier  uach  dem  Untergänge  all  und 
jeder  Kultur  und  Rückkehr  zu  primitiven  Horden.  Daher  ist 
iun  h  der  moderne  Staat  *  iu  Klassenstaat  und  muH  es  l>leiben. 
Von  dem  antiken,  mitterlalterlichen  und  auch  neuzeitlich-earo- 
paischen  Staat  unterscheidet  sich  und  kann  sich  der  moderne 
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Klassenstaat  nur  durch  seinen  , modernen*  Charakter  unter- 
scheiden, der  darin  liegt,  daß  die  Angehörigen  der  vercchiedenen 
Klassen  eine  gleiche  Bechtsstellung  genießen  übarall  da,  wo  sie 
nicht  als  Klassenangehörigo,  sondern  als  Staaisangeliörige  in 

Hetraclit  koiiiiiuMi.  Als  solche  komracu  sie  al>er  iu  IV^tracht: 
im  Privatrecht,  im  Verwaltnngsret  lit  uiil»t\strirtpn:  im  eii?ent- 
lichen  Staatsrecht  ahor  ist  das  nicht  m*'lir  uu bestritten  und 
wenigstens  in  den  meisten  modernen  Stuateti  nnd'  tnVht  klar- 
gestellt In  Italien  z.  B.  hat  der  Angehörige  der  besitzlosen 
Klasse,  der  keine  Stener  zahlt  und  nicht  zur  Intelligenz  gehört, 
kein  Wahlrecht  In  Österreich  haben  die  Angehörigen  der  ver- 
sehiedenen  Klassen  ein  Terschiedenes  Wahlrecht:  obendrein  die 
Angehörigen  des  hohen  Adels  ein  privilegiertes  l]esitzrerht. 
Khpiiso  haben  in  den  deutschen  Kin/elstaatf»n  die  Angehürigon 
verschiedener  Klassen  (in  so  weit  sicli  diese  Angehörigen  im 
Steuerzensus  ausdrückt)  ein  verschiedenes  Wahlrecht.  Sollte 
aber  auch  diese  Ungleichheit  des  Wahlrechtes  aufgehoben  wer- 
den, so  folgt  daraus  noch  keineswegs  der  Wegfall  der  sozialen 
Klassen.  Die  bleiben  und  ihr  Bestand  übt  einen  unvermeid- 
lichen Einfluß  auf  die  Stellung  des  Einzelneu  im  öffentlichen 
Lehon.  Ja  hei  aller  reclitlicheu  lileichheit  wollen  ja  die  An- 
gehörigen der  einzelnen  Klasx  ii  auch  im  modernen  Staate  auf 
ihre  Klassen- Angehörigkeit  nicht  verzichten  uikI  stellen  im 
Kamen  derselben  Forderungen  an  den  Staat.  Die  Arbeiter 
verlaingen  für  sich  als  Klasse  besondere  gesetzliche  Bestim- 
mungen und  Maßregeln:  Normalarbeitszeit,  Arbeiterschutz,  Ver- 
sicherung gegen  Notfälle  u.  s.  w.  Und  andere  Klassen  ebenso. 
Persönliche  Privilegien  sind  heute  rerpönnt;  aber  Klassen po Ii tik 
wird  üUerwiirts  getriehen.  Handlungs*rehilfen.  Geschäftsinh  d)er. 
Landwirte.  Bierbrauer,  Zu(  kerrnffincure  u.  s.  w  .  jede  dieser  Gnip- 
pen  und  Klassen  stellt  ihre  Korderungen,  die  ihren  8i)ndervor- 
teil  bezwecken  und  kämpft  für  dieselben.  Da  sich  nun  mit  der 
Entwicklung  der  Kultur  diese  Gruppen  oder  Klassen  immer  ver- 
mehren (man  denke  an  Eisenbahner,  Elektrotechniker,  Tele- 
phonistinnen  u.  s.  w.)  so  ist  es  klar,  daß  der  zukünftige  Staat 
immer  mflhr  Klaisaenstaat  sein  wird.   Nim  fragt  es  sich  nur 
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darum,  worin  da»  fortschrittliclie  Merkmal  des  Stiiates  liegea 
kann,  wenn  es  nicht  wie  das  die  Gegner  des  ^ Klassenstaates " 
träumen,  in  dem  Verschwinden  der  »Klassai''  bestehen  kann? 
Es  fragt  sich,  ob  nicht  trotz  des  Znnehmens  der  Klassen  eine 
immer  größere  Gleichheit  der  Staatsbürger  sich  Bahn  brechen 
wird?  GewiH!  Die  .Modernität**  des  Sfciates  briiij^t  ein  all- 
mälili^os  Seliwimleii  gewisser  Ungleichheiten  mit  sidi  und  damit 
ist  die  Bezeichnung  , moderner  Klassenstaat*  keine  in« 
liahslose.  Aber  diese  Gleirlilieit  kann  nur  in  der  gleichen  Hecht- 
stelhing  der  Gruppen  und  Khissen  in  ihren  Interessenkampfen 
bestehen  d,  h.  je  modemer  der  Staat  ist,  je  entwickelter  er  als 
Staat,  (also  politisch)  ist,  desto  gleichmäOiger  verteilt  er  die 
Bechtsmittel  im  unyermeidlichen  Klassenkampf  an  die 
einzelnen  Klassen.  Inaofeme  also  ist  der  moderne  Klassenstaat 
immer  mehr  ein  Gleichhcitsstaat :  doch  bezieht  sich  diese  Gleich- 
heit nur  auf  die  Rechtis teUuug  der  Angehörigen  der  eiuzelneu 
Gruppen  und  Klassen  dem  Staate  gegenüber.  Da  aber  diese 
Gruppen  und  Klassen  nie  eine  gleiche  Macht  haben,  so  teilt  sich 
diese  Ungleichheit  der  Gruppen  und  Klassen  eo  ipso  ihren  An- 
gehörigen mit  und  insofeme  wird  es  im  Staate  nie  eine  tatsach- 
liche, meritorische  Gleichheit  der  Staatsbürger  gel>en.  Diese  Un- 
gleichheit wurzelt  in  der  verschiedenen  tüso  ungleichen  wirt- 
sch  ii  tt  1  i  e heu  und  beruflichen  Stellung  der  einzelnen  Grup- 
pen und  Klassen. 

Aber  diese  Ungleichheit  ist  das  ewige  i-'ermeut  der  Eut- 
wickhmg  und  daher  auch  des  Fortsclu-ittes  der  Kultur,  weil  nur 
sie  für  den  Einzelnen  den  einzigen  Ansporn  bildet  aus  einer 
minder  vorteilhaften  Stellung  und  Klasse  in  eine  vorteilhaftere 
und  bessere  zu  gelangen.  Ohne  diesen  Ansporn  würde  ja  alles 
Leben  versumpfen  und  stagnieren.  Der  ^moderne  Klassenstaat* 
aber  (Uruet  diesem  l)eroelitigten  Streben  der  Einzelnen  allseit^f 
eine  freie  Bahn.  Darin  liesteht  sein  Wesen:  darin  der  ]iolitische 
Fortschritt  des  Staates  als  solchen.  Daher  halte  ich  die  13e- 
zeiehuung  , moderner  Klassenstaat-  für  eine  glückliche.  Aus 
dem  Klassen  Staat  können  wir  nicht  heraus,  ntur  sollte  er  immer 
^modern«'  bleiben,  d.  h.  die  jeweils  möglichste  Gleichheit  der 
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fiechtsteUung  des  EinzelneiL  dem  Staate  gegenüber  so  wie  die- 
gleichen  Becbtamittel  im  Gruppen-  und  Klassenkampf  den  ein- 
zelnen Gruppen  und  Klassen  sicherstellen. 

Kur  die  richtige  Einsicht  in  die  wahre  Natur  des  Staates 

als  sozialer  Krscheinim[^ ;  nur  die  Erkeuutiiiü,  iLiß  der  Staat  eine 
uiivermoidliclie  Kymliinutioii  sozialer  Elemente  ist,  die  notvveu- 
digerweise  in  einem  steten  nie  endenden  Interessenkampi'e  sich 
befinden,  kann  uns  davor  bewahren,  unrealisierliaren  ütopieen 
nachzujagen  und  uns  mit  umso  größerem  Nachdruck  für  die  jeweils- 
erreichbare «Modemitat'  des  .Klassenstaates*  einzusetzen. 

Anton  Menger's  »»Tolkstilnilicher  Arbeitsstaat^'. 

*  Mit  iliiihlick  ;inf  Anton  Menwr  könnte  man,  ein 
kamites  Sprichwort  varierend,  siigen:  Gelehrsamkeit  schützt  vor 
ütopismns  niVlit.  Xnn  ist  aber  Utopisrans  die  Negation  aller 
Wissenschaft  Daraus  folgt  mit  mathematischer  Evidenz,  daß 
Wissenschaft  und  Gelehrsamkeit  sich  sehr  wohl  ausschlieÜen 
kSnnen. 

Dieses  nicht  nriirewöhnliche  Phänomen  trifit  aber  bei  Ju- 
rii^ten  sehr  häufig  zu.  Denn  Juristerei  ziiclitct  förmlich  die 
Alihtumptung  jedes  naturwibsenschaltliclieu  Sinn»  s.  so  wie  um- 
gekehrt Naturforscher  sich  schwer  in  die  Juristerei  hineinfinden 
können  und  für  diesell^e  sogar  eine  Art  Geringschätzung  em- 
pfinden müssen«  Bas  sind  psychologisch  leicht  zu  erklärende- 
Erscheinungen. 

Der  Jurist  bewegt  sich  in  einer  Welt  menschlichen 
SchaffSens.  Täglich  und  stündlich  sieht  er  es  mit  an,  wie  Recht 
gemacht  wird  und  nimmt  auch  daran  Teil.  Nehmen  wir  an: 
Zwei  Leutchen  wollen  sich  heiraten.  Dagegen  nichts  ein- 
zuwenden nacli  dem  §  X  des  Staatsgrundgesetzes  sagt  der 
eine  Jurist.  O  nein,  sagt  der  andere,  das  geht  nicht  nach  dem 
§  Y  des  bürgerlichen  llesetzbuches.  Die  Sache  kommt  vor  den 
Bichter.  Der  sagt:  ich  halte  mich  ans  bürgerliche  Gesetzbuchs 
Er  schafft  ein  Eherecht.  Die  zwei  Leutchen  dürfen  sich  nicht 
heiraten.   Xun  geht's  an  die  Gesetzgebung.  Hohes  Haus,  sagt 
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>d.i  der  Jurist,  diese  Eliefeindliche  Judikatur  ist  im  Widerspruch 
mit  den  Onrndsateeii  der  Yerfassuzig.  Ich  heantrage  eine  £r- 
läutenmg  des  §  X  der  Terlaemmg  und  ausdrückliche  Abschaf» 
iimg  des  §  Y  des  bürgerlichen  Geeetebuches.  Geht  die  Sache  ^ 
^latt  durch,  dann  ist  ein  neues  Recht  geschaffen  und  das  Hin- 
deruis  der  lieli^iousverschiedeiiheit  ist  Itcseitigt. 

So  geht  es  fort  und  fort  uud  der  Jurist  lebt  uud  webt  im  ♦ 
Wirbel  des  Schufieus.  Ihm  scheint  nichts  unmöglich;  alles 
kann  gemacht  werden.  Und  tatsäclilich  wird  auf  dem  Kechts- 
gebiete  was  noch  gestern  nach  geltendem  Gesetze  unmöglich 
schien,  heute  durch  schlaue  Interpretation,  sei^s  der  Verhältnisse^ 
8ei*s  des  Gesetzestextes  gemacht,  um  morgen  wieder  durch  das- 
selbe Mittel  anders  gemacht  zu  werden.  So  wachst  ja  tmd 
entwickelt  sich  das  Juristen  recht,  das  nächstens  Geset/esrecht 
wird,  um  im  Laute  der  Zeit  neuem  Juristenrecht  zu  weichen. 

Ist 8  da  ein  Wunder,  wenn  Juristen,  in  solcher  Atmosphäre 
lebend  uud  webeiul,  auch  mit  dem  Staat  so  umspringeu  wollen, 
wie  mit  dem  KechtV  Was  ist  denn  der  Staat?  Nach  der  An- 
sicht der  Juristen  ein  Bechtsinstitut.  Erklären  doch  hervorra«- 
gende  Juristen  den  Staat  nur  als  ein  Erzeugnis  des  Bechts,  als 
eine  höhere  Kechtsanstalt  über  der  Familie,  der  Gemeinde,  der 
Genossenschaft  u.  s.  w.  Warum  sollte  mau  denn  den  Staat 
nicht  trründlicli  anders  uiai  lien  k(»nnen  als  er  ist,  sintemal  vieles 
in  ihm  heutzutage  auerkann termaÜen  große  Volkskreise  nicht 
befriedigt.  Also  mir  mutig  drauf  und  dnini.  Alles  kann  ge- 
macht werden.  l>er  heutige  Staat,  sagt  ^lenger.  ist  ein  .indi- 
vidualistischer Machtstaat*.  Den  Arbeitern  geht  es  dabei  schlecht: 
sie  sind  vom  Unternehmer  abhangig,  haben  wenig  Lohn  und 
viel  Arbeit.  Wohlan,  machen  wir  aus  ihm  einen  nvolkstiim- 
lichen  Arbeitsstaat-. 

Die  prrvatrechtlichen  Grundlagen  einen  .soiclieii  volkstüm- 
lichen Ariieitsstaates  liatte  Menoer  ja  schon  in  den  Achtziger- 
jahren klar  gelegt,  wo  er  für  dius  von  Sozialisten  geforderte 
-l»e<]it  auf  den  vollen  Arbeitsertrag*  eintrat  und  in  seiner 
Schriit  «Das  bürgerliche  Becht  und  die  besitzlosen  Klassen*, 
wo  er  auf  die  durch  unsere  Eigentums-  und  Besitzordnnng  ge- 
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stützte  und  aufrechterhaltene  Bechtaungleichbeit  hinwies  und 
deren  Abänderung  forderte.  Nun  ging  er  daran,  im  6eif»te 
dieser  Forderungen  den  ^Yolkstfimliehen  Axbeitstast"  in  allen 
BetaOs  juristisch  m  konstruieren  und  <,nl>t  genau  die  Prozedur 

an,  wie  es  in  Ani^riil'  zu  nehmen,  um  diesen  Staat  der  Zukunft 
her/ustellen.  Dabei  ist  er  so  human,  daß  er  diese  rniwandhm«r 
mügliclist  schmerzlos  für  <leii  heutigen  «iudividuiiiistiiiüheu 
Machtstaat "  sich  vollziehen  lassen  will. 

T)üs  tut  er  in  seinem  Hauptwerk  ,Neue  Staatslehre*  (1905). 
Der  Titel  dieses  Buches  ist  etwas  irrefiQhrend.  Denn  neue  6e> 
danken  sind  in  demselben  nicht  enthalten  und  eine  Staatslehre 
ist  es  auch  nicht  Das  Buch  ist  Tielmehr  eine  gelehrte,  mit 
alltThand  Zitiiten  aus  der  französischen  Kevolutioiij^lit»  ratiir 
Ten^eliene  liegründimg  ullbekannter  Forderung^Mi  der  Sozialisten, 
die  am  bekanntesten  \üu  Bebel  in  seiner  ,Frau-  torninliert 
i^-urden.  .Neu"^  ist  also  diese  Lehre  gewiß  nicht.  Ist  es  aber 
überhaupt  eine  ^Staatslehre''  ?  Das  am  allerwenigsten.  Mau  kann 
doch  unter  der  Lehre  ron  einem  Dinge  nur  die  Belehrung  über 
das  Ding,  wie  es  in  der  Wirklichkeit  existiert^  Yer> 
stehen. 

Wenn  ich  oiuo  Antliropolojrie  schreibe  und  darin  durstelle, 
wie  der  Mensch  des  tausendsten  .Tnlirliunderts  besdiatipii  soin 
wird,  tluli  er  wahrscheinlich  Flügel  haben  wird,  um  frei  in  den 
Lüften  schweben  zu  können,,  und  seine  Lungen  wahrscheinlich 
so  beschaffen  sein  werden,  um  ihm  das  Yerweüen  unter  dem 
Wasser  beliebig  lang  zu  ermöglichen;  so  wird  das  keine  An* 
thropologie  sein,  weil  ich  nicht  Über  den  Menschen,  wie  er  war 
und  ist,  belehre,  sondern  es  wird  ein  phantastisches  Hurnge- 
S])iunst  sein  ill>er  einen  Zukunl'tsuienschen,  wie  ich  mir  ihn 
ilenko  und  wünsclie.  Wenn  ich  eine  solrhe  DarstoUuug  ^Ui- 
thropologie  nenne^  so  ist  das  ganz  unberechtigt.  Ebenso  ist 
Mengers  ,  Staatslehre*  eine  freie  Phantasie  über  einen  ,  volks- 
tümlichen Arbeitsstaat*^,.  wie  er  ihn  sich  in  der  Zukunft  denkt 
und  Tielleicht  wünscht,  aber  eine  Staatslehre  ist  das  nicht  Denn 
ob  ein  soleher  Staat  einmal  existieren  wird,  das  wissen  wir 
doch  nicht» 


Digitized  by  Google 


210 


I.  Teil.  7.  Kapitel, 


Daß  Meuger  einen  solcheu  Staut  der  Phantasie  dem  wirk- 
lichen Stiuit  der  Geschichte  und  Gegenwart  irorrenüberstellt  und 
zwischen  diesen  beiden  Staaten,  dem  ,  individualistischen  Macht- 
ataat*  und  dem  «yolkstümlichen  Arbeitsstaat*,  Vergleiche  an-  i 
atellt,  die  selbstyerstandlich  zu  Gunsten  des  letzteren  ausfallen, 
mSchte  man  fast  ab  naive  Spielerei  bezeichnen, 

W  emi  ein  Psychol<>«re  sicli  ilaim  gel'alleii  würdo.  einen 
Vergleich  anzustellen  zwischen  dem  wirklichen  Meusclien  und 
einem  Engel,  wie  jener  nur  an  sein  Interesse  und  die  Befrie- 
digung seiner  Bedürfnisse  denkt,  der  Engel  aber  gar  keine  Be- 
dürfnisse hat,  nur  in  reinem  Äther  schwebt  und  im  Genüsse 
des  Lichtes  und  der  Warme  der  Sonne  schwelgt,  so  wäre  das 
kerne  ernst  zu  nehmende  wissenschaftliche  Untersuchung,  son- 
dern eine  poetische  Schwärmerei.  Nun  gleicht  der  Menger'sche 
^volkstttniliclie  Arbeitsstaat einem  solchen  phantastischen  En- 
gel und  kann  nur  Gegegenstand  der  Träume  und  poetischer 
Sehnsucht  sein,  aber  nicht  wissensclnütlicher  Betrachtung. 

Über  den  wirklichen  Staat  wiederholt  ja  Menger  bekannte 
Klairon,  die  vielfach  >)erechtigt  sein  mögen,  Wesen  des 

heutigen  individualistischen  Kulturstaates  besteht  vielmehr  darin, 
daß  die  individuellen  Interessen  der  Mächtigen  fast  ausschließ- 
lich, dagegen  jene  der  Schwachen  nur  in  sehr  geringem  Maße 
den  Gegenstand  der  staatlichen  Tätigkeit  hildeu-.  .Die  einsei- 
tige Kielitnn<^  des  heutij^tMi  K'nlturstaates  aiil"  die  individuellen 
Interessen  der  ^läclitigen  erhellt  vor  allem  aus  der  Tatsache, 
daß  die  staatliche  L'ätigkeit  überall  in  erster  Reihe  den  Zweck 
verfolgt,  die  Machtstellung  des  Herrschers  zu  behaupten  und  zu 
erweitem*  Der  größere  Teil  der  ö£fentlichen  Ausgaben  erfolgt 
in  unseren  Staaten  für  die  Heeresmacht,  ftlr  die  Verzinsung 
der  Kriegsschulden  und  für  die  Leitung  der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten, ist  also  unmitteibar  auf  die  Wahrung  der  Macht- 
stellung des  Herrschers  gerichtet;  auch  die  ganze  Erziehung  des 
Volkes  ist  wesentlich  patriotisch,  d,  h.  sie  soll  in  allen  Staats- 
bnr«Tem  die  feste  Überzeugung  hervornifeu,  daß  sie  für  dieses 
Ziel  mit  Gut  und  Blut  einzustehen  haben.*  »Neben  der  Auf- 
rechterhaltung der  Macht  des  Herrschers,  in  welcher  der  indi- 
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Tidiialistische  Machtstaat  immer  das  wichtigäte  Ziel  seiner  1a- 
tigkeit  erblickt,  verfolgt  derselbe  n.  8.  w.*  Dieaen  Elageakt  kurz 
zosanimenfasseiid,  ruft  Menger  diesem  Staate  za,  daß  er  «in  weit 
überwiegendem  Maße  auf  die  Forderung  der  individuellen  In* 
tereseen  des  Herrschenden  und  der  Besitzenden  gerichtet  ist" 

Und  was  folgert  Menge  aus  diesem  Anklageakt?  Carthagi- 
nam  deleiidani  esse!  Und  was  will  er  :ni  dessen  Stelle  setzen? 

,Deu  .so/,iaiiiLi8cheu  Staat  oder  den  volkstümlichen  Ar- 
l>eits8fcaat*',  dessen  «Wesen  darin  besteht,  daß  dis  individuollen 
Interessen  der  großen  Volksmaßen  das  Hauptziel  der 
staatlichen  Tätigkeit  bilden." 

Nun,  man  wird  es  jemandem,  der  nicht  zu  den  großen 
Volksmaßen  gehört,  nicht  übel  nehmen,  wenn  er  sich  für  einen 
solchen  Zukunftsstaat  nicht  ohneweitera  begeistert,  sondern  sich 
zunächst  dieses  Ideal  etwas  näher  ansehen  will,  wozu  ihm  ja 
Menger  reichlich  Gelegoiilieit  bietet,  da  or  in  seinem  liuclie  die 
einzelnen  charakteristischen  Züge  und  Merkmale  dieses  Zukunfts- 
staates aus  der  ganzen  sozialistischen  Literatur  seit  Babeuf  und 
St.  Simon  emsig  zusammengetragen  hat.  Sehen  vrir  uns  also 
dieses  Ideal  etwas  genauer  an. 

Was  uns  Menger  von  seinem  «volkstümlichen  Arbeitsstaat ■ 
verspricht,  ist  allerdings  sehr  verlockend. 

^Daß  der  volkstUinliche  Arbeitsstaat  seinen  Bürgern  be- 
trächtlirli  mehr  politische  Freiheit  gowähreii  kann,  als  dor 
heutige,  individualistische  Machtstaat,  wird  schwerlich  jemand 
bezweifeln.  (V)  Insbesondere  wird  die  individuelle  politische 
Freiheit,  welche  doch  für  die  breiten  VoiksmaUen  die  Haupt- 
sache ist,  eine  wesentliche  Steigerung  erfahren."  Namentlich 
sollen,  versichert  uns  Menger,  die  Militarverpflichtungen  «ent- 
weder ganz  beseitigt,  oder  sehr  erheblieh  eingeschränkt  werden. 
Und  auch  der  Druck  durch  Polizei  und  (ioricht  wird  infolge 
der  Annäherung  der  sozialen  Lage  aller  Staatsbürger  stark  ver- 
mindert werden  können.- 

Was  die  ökonomische  Freiheit  der  Staatsbürger  anbelangt, 
so  ist  eine  Vermehraug  derselben  im  volkstümlichen  Arbeits» 
Staat  zwar  , weniger-  zweifellos'^,  doch  wird  «für  die  großen 
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MaUeu  dos  N'olkes  es  zweifellos  eine  Vermehruug  der  ökono- 
mischen Freiheit.  herUnittMi.  wiMiii  die  l>iwerbsgelegeuheiteii. 
welche  ihnen  jetzt  der  ZulVdl  und  die  Xot  aiifdrilugt,  von  den 
Organen  des  Tolkstümlichen  Arbeitsstautes  plan- 
mäßig zugewiesen  werden." 

Mit  der  ökonomischen  Gleichheit  wird  es  allerdings  auch 
im  TolkstClmlichen  Arbeitsstaat  seine  Schwierigkeit  haben,  was 
Meuger  mit  Bedauern  konstatiert:  «In  der  Tat*^,  meint  er, 
.wäre  die  viVUigi  ökonomische  Gleichheit  nur  in  der  anarchi- 
stischen fieselLschaft.sordnnng  denkbar.  (?)  In  dem  volkstümli- 
chen Arheitsstaate  werden  sidi  (laLCO;^en  imiuor  Gesrensätze  fin- 
den, welche  eine  durchgreifende  wirtschaftliche  üleichheit  aller 
Staatsbürger  unmöglich  machen.^ 

Namentlich  wird  es  der  Gegensatz  ,  zwischen  den  herr- 
sehenden,  und  den  beherrschten,  oder  wenn  man  will,  zwiseheo. 
den  Verwaltenden  und  den  Verwalteten'^  sein,  der  »in  dem 
volkstümlichen  Arbeitsstaate  in  ncM*h  schSrfmr  Form  hervor- 
treten wird  als  in  der  heutigen  GesollschaftsoriUiuug,  weil  jeuer 
seiiif  Tätigkeit  auch  auf  das  «ikv»ü(»imsche  (jebiet  ausdehnen 
wird.  Die  Erfahrung  aller  Zeiten  lehrt  uns  aber, 
dal]  die  Herrschenden  ilire  l'bermacht  stets  dazu  benützt  haljen, 
sich  eine  bevorzugte  wirtschaftliche  Lebenshaltung  zu  sacheni*. 
Diesen  Gegensatz  laßt  Menger  Temttnftigerweise  auch  im  Ar- 
beitsstaate gelten,  trotzdem  daselbst  „die  Verschiedenheiten  des 
Besitzes  verschwinden  werden*,  und  trotzdem  «die  höheren 
8tolluu«;eu  von  vorherrschend  politischem  Charakter  durch  Wahl 
besetzt  werden." 

Der  wichtigste  Unterschied  zwischen  dem  heutigen  Macht- 
und  ilem  künftigen  Arbeitsstaate  aber  liegt  auf  dem  Gebiete 
des  Eigentums.  Dieses  muß  nämlich  «im  Interesse  der  besitz- 
losen VolksmaOen  einer  Umbildui^  unterzogen  werden^.  Diese 
„Umbildung**  besteht  darin,  daß  Eigentum  höchstens  an  ver- 
brauehbaren  Sachen  gestattet  wird;  schon  an  benützbaren  wird 
da.s  Sondereigeutum  hei  einigen  bedeutend  eingescliräukt,  bei 
andern  (z.  H.  Gebäuden)  und  gar  bei  den  .Produktir»usniitteln*, 
im  Kinklang  mit  dem  längst  bekannten  sozialistiaeheu  Programm 
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ganz  atifgehoben.    «Die  entacheidende  Bedeutung",  schreiH 

Menger,  •welche  die  Produktionsmittel  für  die  wirtscliiii'tliclie, 
und  vielleicht  nocli  mehr  für  die  stautlielie  (jrdnuiig  besitzen, 
hat  zur  notweii(li^;en  Folf^e.  daß  ira  Tolkstümiicheu  Arbeitüstaate 
iux  ihnen  keinem  Einzelnen  Soudonechte  gewährt  werden  kön- 
nen. Dae  Eigentiim  an  sämtlichen  Produktionsmitteln  gebührt 
alao  anaschließlich  dem  Staat  und  den  staatlichen  Verbänden. 
Die  Produktionsmittel  würden  folglich  im  Terhaltnis  m  den 
einzelnen  Personen  anfierhalb  des  Terkehres  stehen,  und  man 
kann  wohl  sagen,  daß  die  Zukunft  des  volkstümlichen 
Arheitäkjtaates  von  d<?r  jrenaiu'n  Heobachtung  dieser  Rechts- 
regel  abhäiij^'tii  wird-.  Wir  sehen,  Monj^or  bangt  nur  noch 
am  die  , Zukunft*  des  Arbeitsstaates,  seine  (^zukünftige!  Gof]^en- 
wart  scheint  er  für  gesichert  zu  halten!  Don  Begriff  1  r  I*ro- 
doktionsmittel  aber  will  er  nicht  mit  Yerscbiedenen  «Halbso- 
zialisten''  lediglich  auf  Grand  und  Boden  beschränkt  wissen. 
Da^  wäre  „inkonsequent";  vielmehr  ist  auch  alles  bewegliche 
Kapital,  Wert]iapi.»re  u.  s.  w.  Produktionsmittel,  was  doch  richtig 
ist,  uyd  dahi'r  darf  auch  dieses  nicht  Gegenstand  des  Sonder- 
eigeutuuDs  sein. 

Biese  .Reform''  des  Eigentums  erleichtert  sehr  die  Reform 
des  Erbrechts. 

„Viel  geringer  als  in  unserer  heutigen  Rechtsorduimg  ist 
die  Bedeutung  des  Erbrechts  in  dem  volkstttmlichen  Arbeits- 
Staat  Hier  befindet  sich  die  Hauptmasse  der  Sachgüter,  näm- 
lich die  Produktionsmittel  und  die  benOtsbaren  Sachen  im 

Eigentum  des  Staates  oder  der  staatlicheu  Verbände;  nur  über 
die  vergäiij^liclien  und  weniger  wertvollen  vorlinnichliarpn  Sachen 
kann  der  einzelne  innerhalb  gewisser  iSchrunken  frei  verfügen. 

Idi  habe  absichtlich  die  Gnmdzfige  des  Menger^schen  Ar- 
beitsstaates mit  den  eigenen  Worten  des  Verfassers  wiederge- 
geben, damit  ich  dem  denkenden  Leser  das  Urteil  Uber  diese 

.Nene  Staatslelire"  überhissen  kann:  denn  es  fällt  mir  nicht 
ein.  mich  liier  in  eine  Widerlegung  dieser  Utopie  einzulassen. 
Gamplowicz,  AUg.  StaatsrecUt.  18 
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Ist  doch  dieses  undankbiure  Qaechäft  schon  so  oft  in  klassischer 
Weise  (2.  B.  von  Eugen  Bichter)  besorgt  worden.  Aber  die 
Utopisten  werden  nie  alle  werden^  da  sie  einem  gemütlichen 
Bedürfnisse  der  ürteilslosen  Menf;^  entsprechen. 

Men^r  faßt  ührij^eiis  den  Ue.saiiitcharükter  seines  Arbeirs- 
staates  in  oiiiem  Satz  zusammen,  der  hervor^eliohen  m  wonl-  ii 
verdient;  er  meint  nämlich,  daß  in  seinem  Ar)>oitäätaat  .nicht 
die  Yomehmeu,  sondern  die  breiten  Volksschichten 
herrschen'  werden. 

Damit  ist  ja  alles  gesagt.  Also  auch  der  TolkErtttmliehe 
Arbeitsstaat  soll  ein  »Herrschaftsstaat*  sein;  es  soll  anch  da 
geherrscht  werden.  Bas  ist  ja  übrigens  logisch,  denn  einen 
Staut  ohne  HerrachulL  kann  man  sich  uitlit  denken :  nur  sollen 
da  die  -lireiten  Vnlksschicliteii*^  herrschen.  Das  ist  ^^clmn  viel 
weniger  logisch,  weil  e:*  eine  unvollziehbare  V  orstellung,  emen 
in  sich  kontradiktorischen  Begriff  enthält.  Denn  im  normalen 
und  gesunden  Begriff  der  « Herrschaft'  liegt  es,  daß  sie  nur 
▼on  einer  Minoritöt  oder  einem  Einzelnen  über  eine  Majorität 
geübt  werden  kann.  Und  auch  die  Nator  der  «breiten  Yolka- 
schichten'*,  also  der  Masse,  ist  derart,  da6  sie  immer  und  überall 
niu:  geleitet  und  beherrscht  sein,  nie  und  nimmer  al>er  leiten 
oder  herrschen  kann.  Man  muÜ  blind  sein  für  die  Wirkli«  likeit, 
kein  Auge  haben  für  die  sozialen  Tatsachen,  für  die  Natur  der 
Masse,  um  dem  Wahne  nadizuhängen,  daß  es  je  einmal  einen 
Staat  geben  wird,  iu  dem  die  ,» breiten  Volksschichten"  herr- 
schen werden.  Was  berechtigt  zu  einer  solchen  Annahme? 
Etwa  das  Begime  in  den  sozialistischen  Parteien?  Da  herrschea 
wohl  die  breiten  Arbeitermassen  oder  vielleicht  doch  die  Bebels, 
Adlers  und  Dasziuskys? 

Man  muß  wirklicli  ein  ganz  weltiibgekehrter,  in  Haufen 
rovolntionärer  Flui^xliriftdi  und  sozialistischer  Parteipamphlete 
vergrabener  Gelehrter  sein,  um  solchen  unmöglichen  Wahnideen 
nachzuhängen,  von  einem  Staate  wo  die  abreiten  Volksschichten 
herrschen«  werden. 

Ja,  noch  mehr!  Menger  scheint  offenbar  von  dieser  ein- 
seitigen Parteiliterator  seit  Babeuf  und  St  Simon  bis  zu  Weit- 
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Hng  und  Bebel  so  in  Ansprach  genommen  worden  zn  sein,  daß 

ikiu  keine  Zeit  blieb,  sieli  mit  den  wiclitigsteu  Erscheiuuiigen 
imd  iiioderneu  Strömungen  in  der  staatswisaenschaftlichcn  Li- 
teratur, die  außerhalb  des  sozial iütisciien  Horizonts  hegen,  be- 
kannt zu  machen.  Dafür  mag  folgender  Umstand  aU  Beweis 
dienen.  In  dem  Kapitel  seiner  „Konen  Staatslehre*  von  der 
•fintstehnng  Ton  Recht  nnd  Staat'  handelt  Menger  fiber  die 
«swei  Gnmdansichten'',  die  »in  den  letasten  Jahrhunderten  Aber 
diese  wichtige  Frage  aufgestellt  wurden*,  «nftmlich  die  Auf- 
fassung der  historischen  und  jene  der  naturrech tliclien  Schule*. 
Eine  dritte  Auffassung  kennt  er  nicht  —  es  sei  denn  die  so- 
zialiftiswhe,  die  doch  nur  eine  Abart  der  naturrecbtlichen  ist. 
Xmi  war  aber  schon  im  letzten  Drittel  des  XX.  Jahrhunderts 
dio  historiFcbe  Auffassung  eine  langst  überwundene  und  auch 
die  natnrrechtliehe  zum  alten  Eisen  goworfen.  Dagegen  hat  sich 
im  letzten  Drittel  des  nsunzehnten  Jahrhunderts  die  soziolo- 
gische Staatstheorie  Bahn  gebrochen,  welche  10  Jahre 
Tor  Mengers  , Neuer  Staatslehre*  durch  Ratzenhofer  in  Wien 
m  .seinem  klassischen  Werke  .Wesen  nnd  Zweck  der  Politik»^ 
(189:)  ^  die  vollendetste  Begründung  und  erschöpfende  Darstel- 
lung fand. 

Nach  dieser  Theorie  hat  sich  der  Staat  uaturgesetzlich  und 
naturwüchsig  aus  dem  Zusammenstoße  heterogener  sozialer  Gruf^ 
pen  entwickelt  und  wird  seine  fortschrittliche  Entwicklung 
gefördert  durch  die  natumotwendigen  Wechselbedehungen  dieser 
seiner  Bestandteile.  Die  Kenntnis  dieser  naturgesetzlichen  Ent- 
wicklung, die  uns  Ratzenhofer  schildert,  ertiffnet  ebenfalls  eine 
Perspektive  auf  eine  helle  Zukunft  des  Staates,  wo  die  finsteren 
Mächte,  die  ilm  in  der  Vergan^»"niieit  beherr.stlitoii  und  teil- 
weise noch  heute  ihr  Unwesen  treiben,  niedergerungen  sein 
werden.  Allerdings  geht  die  soziologische  Perspektive  nicht 
auf  einen  eoziaUstischen  Staat,  wo  die  „breiten  Volksschichten 
herrschen  werden*,  sondern  auf  den  ^.zivilisierten  Staat*,  der 
«seinen  sozialen  Selbstzweck  in  der  Befriedigung  seiner  Staats- 
bürger erfüllt*  und  der  es  als  seine  höchste  Aufgabe  ansehen 
wird,  ^im  Kampfe  des  zahlreichen  Interessen  die  po- 
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litiBche  Macht  dem  allgemeinen  Interesse  zawenden  zu 
können«.'^ 

Aber  freilieh  dieses  ^allgemeine  Interesse*  des  «zinli- 

sierten  Staates"  Ratzenhofers  ist  nicht  bloß  das  Interesse  der 
Arbeiter  allein  oder  der  „breiten  Volksschichten**  allein,  denn 
im  , zivilisierten  Staate"  gibt  es  noch  andere  soziale  <irnp|>tMi 
die  auch  etwas  vom  Staate  erwarten,  da  sie  ihm  auch  etwas 
bieten;  da  gibt  es  auch  Unternehmer,  sogar  Kapitalisten  und 
Fabrikanten,  Kanflente  und  Gewerbatreibende,  Männer  gelehrter 
Berufe  und  Militärs,  ja  sogar,  da  das  Eigentum  an  benntabaFeu 
Sachen  nicht  abgeschafft  ist,  auch  Hausbesitzer  und  —  horri- 
bile  dictu  —  auc^  Grundbesitzer.  Dem  .allgemeinen  Interesse'' 
aller  dieser  sozialen  Gruppen  wiid  der  -zivilisierte  Staat-  die- 
nen: das  ist  die  Perspektive  der  soziologischen  Staatstheorie. 
Von  der  aber  hat  Menger,  wie  es  scheint,  niclits  gehört;  er 
kennt  nur  den  alten  Gegensatz  der  historischen  und  naturrecht'> 
liehen  Staatsauffassung,  mit  andern  AVorten,  den  Gegensatz  von 
Thibaut  und  Savigny,  denen  er  mit  siegessieherer  triumphieren- 
der Miene  die  sozialistische  Staatssuffassung  gegeuQberBtellt,  für 
die  er  unter  dem  Text  in  den  Noten  alle  seine  Gewährsmänner 
stolz  aufmarschieren  laßt,  von  Babeuf  und  St.  Simon,  Fourier, 
Enfantin.  Considerant,  Ke\  l)aufl,  bis  zu  Weitliug,  Bebel,  Kautsky 
nnd  \'anilorvplde.  Sie  alle  hat  er  «gründlich  studiert;  von  der 
8oziolo«jfischeii  Staatstheorie  und  ihrem  glänzendsten  Vertreter, 
Ratzenhof  er,  nimmt  er  keine  Notiz.  Der  ist  nämlicli  kein  So- 
zialist, wird  also  auch  in  die  Menger'sche  Stiftung^bibliothdc 
nicht  angenommen  werden.  Wie  bezeichnend  ist  doch  diese 
letztwillige  Stiftung  für  die  EinseiÜglroit  des  gelehrten  Sozialisten! 

Während  doch  der  Kampf  der  Meinungen,  die  Auseinan- 
dersetzung mit  den  Uef^uern,  die  ersts  BecEn£(nng  aller  Avisi»en- 
schat'riclien  Erkenntnis  ist:  verfährt  der  «^'elehrte  Sozialist  in 
seinem  Buche  wie  in  seiner  letztwilligen  Bibliotheksstiitung 
genau  so  wie  die  lürche:  ketzerische  Schriften  sollen  nicht  ge- 
lesen werden !  Das  ist  Parteitaktik,  aber  das  ist  nicht  der  Weg 
zur  Erkenntnis  der  Wahrheit 

*)   BaU«aliufer,  \Vc*«n  uad  Zweck  Ucr  Politik.  III.  Bd.  S.  III. 
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Worin  liegt  denn  nun  aber  der  Unterschied  zwischen  der 
sozialistischen  und  der  soziologischen  Staatstheorie?  Bas  möge 
hier  kurz  angedeutet  werden.  Die  soziologiaehe  Staatstheorie 
stellt  den  bisherigen  Ihitwicklungsgang  des  Staates  fest,  wie  er 
sieh  aus  dem  Kampfe  der  teils  primitiv  heterogenen,  teils  all- 
mählich differenzierten  sozialen  Gruppen  ergeLeu  luit  imd  weist 
die  forsclirittlichp  .zivilisatorische'*  Tendenz  dieser  Eutvvickliiug 
nach.  Sie  i.st  intulgedessoii  wisseiisschaftlich  zur  Aunuhme  be- 
rechtigt, dali  der  Staat  in  derselben  W«  ise  dieselbe  Entwicklung 
auch  weiter  verfolgen  wird,  wobei  die  Institutionen  die  er  bisher 
hervorbrachte,  dieser  gansen  Entwicklung  gemäß  sich  ebenfalls 
weiter  entwickeln  und  jedem  neuen  Stadium  der  Entwicklung 
sich  anpassen  werden.  Auf  diesem  'Wege,  seine  historischen 
Bahnen  naturgesetzlich  verfnlgoud,  stellt  die  soziologische  Staats- 
theorie den  «zivilisierten  Staat*  der  Zukuiiit  in  Aussicht  als 
wissenschaftlich  ])egn\ndete  Annahme. 

Die  sozialistische  btautsauffassung  hingegen  läßt  die  ganze 
bisherige  EntMricklung  plötzlich  kehrt  miichen;  Institutionen, 
die  sich  natnrgesetzlich  seit  undenkbaren  Zeiten  im  Staate  und 
mit  dem  Staato  entwickelt  haben,  laßt  sie  plötzlich  verschwin- 
den; die  ganze  soziale  Struktur  laßt  sie  plötzlich  unterst  zu 
oberst  sich  kehren:  mit  einem  Wort,  sie  nimmt  an,  daß  an 
Stelle  iiatur^'esetzliclier  Ihitwickliiiig  eine  plötzliche  Tiiikolir 
eintreten  werdo.  Für  oiue  solche  Aunidiuie  gil)t  es  keine  wis- 
senschaftlichen Anhaltspunkte;  eine  solche  Aniiiihme  ist  mit 
einem  Wort  nicht  positivistisch,  sondern  rein  spekulativ,  uto- 
pistisch. 

Auf  dem  von  der  soziologischen  Staatstheorie  gewiesenen 
Wege  lassen  sich  aber  sehr  wohl  alle  fortschrittlichen  und  zi- 
vüisatorischen  Tendenzen  verfolgen:  auf  dem  von  den  Soziali- 
sten gewiesenen  Weg  wird  nur  der  lieaktion  in  die  Hände 
gearbeitet 


Bemsr  «Neuen  Staatalehre"  ließ  Henger  nach  iwei  Jahren  eine 
«Nene  Sittenlehre**  folgen  (1905).  Uan  kann  mit  ruhigem  Oewiaaen 
sagen,  dsA  auch  dieae  Sehrifl^  trota  des  Titela  nichta  Nenea  entbftltk 
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Dm  aUea  iit  tohou  oniftblige  Male  gesagt  woidan.  Nichtedesioweniger 
iit  in  dieser  Schrift  neben  vielen  sehr  NaiTom  manche*  gesagt  worden, 
was  wiederholt  sn  werden  immerhin  verdient 

Sprechen  wir  saertt  von  dem  Naivem.  Die  Lehre  Cbxieti  von  der 
Nflchetenliebe  nnd  allgemeinen  BrftderUchkeil  ist  noch  immer  nicht  nr 
Wahrheit  geworden  in  dieeer  bOeen  Welt  —  eo  klagt  Menger.  Nnn, 
und  das  Mitt«l,  um  endlich  diese  Lehre  su  verwirklichen?  Der  Soiia» 
lismus!  ..Vor  allem  wird  der  Sozialismus  eine  wahre  NächMtenLiebe  nnd 
Brüderlichkeit  erst  möglich  Tiuiohen'*.  Was  berechtigt  zu  dieser  Annahme? 
N'iGlleicht  die  stUrmischen  Parteikongresee  der  deatschen  SosialdemO' 
krati»^^ 

Die  iiniutlidee  tlor  Schrift  ist,  wotin  unch  nicht  neu,  decli  ncbti?'. 
UaU  „die  gesamte  i:>ittiichkeit  auf  deu  sozialen  Macktverhiiltmaseu  beruht-. 
Aber  statt  von  der  fortschrittlichen  Eutwicklun<;  dieser  Machtverhftlt- 
uisse  eine  p.üaUel  gehende  Hebung  der  Sittlichkeit  zu  erwarten,  sucht 
Mcuger  auch  hier  nur  in  „der  sozialiütibchen  GeHellschaflsorduung"  dai> 
Allheil.  Er  faßt  im  8chla0wort  des  Boches  dessen  Inhalt  in  dem  Saise 
■osammen,  «daß  die  EinfUhmng  der  soeialistisehett  OeselUehaftBordnnng 
die  praktische  Sittlichkeit  auf  allen  Qelneten  weit  über  ihre  bisherige 
Stufe  emporheben  muß".  Woher  weiß  er  das?  Das  kann  eine  Meinnag 
sein,  aber  ohne  wissenschaftliche  Berechtigung. 

Wenn  auch  Menger  kein  origineller  Denker,  eine  originelle  Er- 
scheinung war  er  jedenfalls.  ßi«her  kannten  wir  nur  zwei  Richtungen 
literarischer  Tätigkeit :  die  eine  ist  die  streng  wiHscnr^chaftliche,  welche 
die  R'  .^altnte  wissenschaftlicher  Forwchung  und  Beobachtung  den  Kreisen 
gelehrter  Fachmänner  mitteilt;  die  nndere  befallt  sich  mit  der  Popula- 
ri.si<Tuug  der  HeHJÜtate  wia^enscliiiftlichtT  l\»rsehtin*if  für  die  weiten  Kreise 
de«  grol'en  l'uMiknTns.  Men^^er  stellt  fine  dritte  Kiditnnt,'  d.ir:  »t  dok- 
trinaHiert  die  pupulän'u  Schlagwort»'  und  Forderun<;en  des  Sozialismus. 
Was  die  sozialisiifchen  Spatzen  vou  den  Dächern  pfeifen,  dem  trachtete 
der  gelehrt«  Professor  eine  kathederhafte  Form  zu  gehen. 

Man  könnte  fragen:  cui  Iv  no?  Auf  die<e  Frasre  wäre  die  Antwort 
schwer  ^u  liudeu.  In  einem  Isaciitut  aber,  den  der  jetzige  üslerrei- 
chi^che  Justizminiater,  Dr.  Fr.  Klein,  seinem  Lehrer  Meiner  widmete 
(in  der  „Zeit«  vom  8*  Februar  1906)  findet  sich  darflber  eine  Erklftmng, 
die  hen  orgehoben  an  werden  verdient  Da  heiOt  es,  dafi  sich  bei  Hen» 
ger  „immer  ifester  der  wissenschaltliche  Plan  heransbaldete,  die  Lehren 
des  Sosialismns  juristisch  su  konstruieren  nnd  dadurch  eine  Probo 
auf  ihre  Realisierbarkeit  su  machen.*  Ich  ndime  an,  daß 
das  M  engere  Idee  ist,  die  sein  dankbarer  Schiller  unwidersprochen  re- 
produzierte. Wa?  soll  das  aber  heiOen?  Seit  wann  ist  Möglichkeit, 
eine  Lehre  juri^^tigch  7a\  konstruieren,  eine  Probe  auf  ihre  Realisier- 
barkeit? Juristisch  konstruieren  Iflflt  sich  alles:  wäre  damit  auf  dio 
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tollüttn  Lehren  die  ProU;  ihrer  liealisierbarkeit  gemaclit  mul  diimit  diehc 
Realiiiitirbarkeit  bo\\'iesenV  Dann  könnt«  die  Realisierbarkeit  der  grötJten 
Phantasteruieu  bewiesen  werden.  Juristiach  kun^t ruieren  könnte  man  aucli 
einen  Staat,  wo  die  Staatsbürger  verpflichtet  wären,  auf  den  Kupfeu  z\i 
gehen  und  Steine  bq  fresten.  Ich  tehe  kda  ffindemie,  «ine  loldie  Verpflich- 
tong  der  Steatebnrger  juristuch  su  konstruiten.  Wird  damit  die  Probe  Mif 
die  Realiaierbarkeit  dieser  Verpflichtimg  geliefert?  Mir  eoheiiit.  Klein  liat 
im  obigem  Satee  den  GrundfeUer  der  Menger'schen  Schriften  Uofigelegt. 
Er  mur  Jungt,  viel  Jnrist,  um  StofttsUieorettker  m  sein.  £r  faßte 
den  Staat  blofi  ale  ein  jnristiaches  VeriUtttois  auf.  Da8  der  Staat  in 
erster  Linie  noch  gans  etwa«  änderet  ist,  alx  ein  juriitischeH  Verhältnis, 
begrifif  er  nicht  recht,  trotsdem  er  ea  der  Sosdologie  automatinch  naoh«- 
^rach,  da'j  der  Staat  auch  ein  ^Maclityerhftltniü"  »ei.  Nun  kann  man 
r^'in  inristiseh»'  Verhältniase  im  Staate  leicht  iluflcrn :  aber  soziale 
MachtverhUltnisse  hi.'^sfn  sich  nicht  so  iiinleru.  wi.-  hlol  f  Ivechtaverbült. 
nisbe.  Nur  von  ilircr  uaturpj'setzlicheu  Eni  \\  irl%luuj^f  kann  iiuiu  iliif 
Ändemu<T  erwarfeTi,  l  nd  mir  Beinnhun«rcu,  welch«'  sozusa^'cn  iler  Strö- 
mung dieser  EntwickluuK  folgen,  liÖimen  von  Hrfdg  gekrönt  werden. 
Maßregeln  alter,  welche  dieser  Strömung  zuwiderlaufeu,  z.  ß.  Aufhebung 
des  Eigeutuins  u.  dergl.,  köuneu  wohl  juristisch  konstruiert,  aber  uie 
realisiert  werden.  Das  Autepinnen  aber  solcher  Maßregeln  —  anch  in 
der  gelehrtesten  Form  bleibt  —  Utopie. 


Achtes  Kapitel: 

Staats  verwaltuDg. 

Vom  Augenblicke  des  Entstehens  des  Staates  ist  derselbe, 
oder  eigentlid)  seine  Begierong  tätig;  sie  nimmt  nämlich 

Handlim'^en  vor.  die  zu  ilirer  Selbst  erb  altwng,  sodaDD  ziir 
Mehninir  ilirer  M.k  ht  und  ilires  ^N'olilstaudes  /werkdienlicli  sind. 
In  den  UraiiiaiigiMi  des  Staates  ist  zu  (liesein  Zwecke  nur  eine 
Tätigkeit  nötig;  das  Herrschen,  d.  h.  da«}  Arbeiteulassen  der 
Unterworfenen  für  die  Herrschenden.  Diese  ursprüngliche  Herr« 
Schaft  mit  dem  einfinchen  Zweck,  sich  von  den  Unterworfenen 
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des  Lebens  l  uterluilt  verscliafleu  zu  lassen,  wird  aiitaiiju^s,  wie  wir 
sahen,  mittelst  roher  Gewalt  geübt.  Wir  werden  es  weiter  unten 
sehen  wie  einerseits  die  dauernde  Ul)uug,  anderseits  die  dauernde 
Puldung  dieser  Gewalt  allmählich  eine  Bechtsordnuug  schafft. 
Mit  dem  Augenblicke  aber,  wo  die  Staatsgewalt  es  nicht  mehr 
nSfcig  hat,  zum  Behufe  der  Herrschaft  in  fortwahrender  Ge- 
waltanstrenguug  ihre  Kräfte  anfisareiben:  beginnt  sie  auch  schon 
etwas  höhere  Aspirationen  m  haben.  Das  Streben  nach  Macht 
und  Wohlstand  lenkt  ihre  Blicke  auf  die  <reeijxiieteii  Mitti'l,  die 
dazu  führen.  Das  erste  davon  ist  die  iinuire  Ordnung  des 
Staates,  die  ieste  Regelung  der  Verhältnisse  sowohl  zwischen 
den  Herrschenden  und  den  Beherrschten,  wie  auch  zwischen  den 
Letzteren  untereinander.  Diese  Ordnung  und  Regelung  wird 
mittelst  Geboten  herbeigeffthrt,  die  den  Interessen  der  Herrschen- 
den dienend,  als  Qesete  und  Becht  yerkOndet  werden. 

Wenn  nun  aber  das  gegebene  und  verkündete  Recht  Bedit 
bleiben  soll:  so  darf  dessen  Befolgung  nicht  dem  Belieben  des 
Einzelnen  anheimgegelien  werden.  Vielmehr  rauli  der  Staat,  be- 
zielmngsweise  die  Staatsgewalt  im  Falle,  wo  entweder  das  Recht 
des  Individuums,  oder  die  öifentliche  staatliche  Ordnung  ange- 
fochten oder  verletzt  wird,  das  nngefoclitme  Roelit  schützen,  das 
Twletzte  wieder  herstellen.  Die  Tätigkeit,  die  die  Staatsgewalt 
in  dieser  Sichtung  entfaltet,  ist  die  richtende  und  strafende. 

Hat  sich  nun  die  Tätigkeit  des  Staates  als  gesetzirebende 
bewährt,  ül)t  die  Staatsgewalt  behufs  Aufrechthaltung  und  Schutz 
des  Gesetzes  ihr  Hichteramt,  dann  bleibt  ihr  zur  Erreichung 
ihrer  Zweeke.  d.  i.  iieiinfs  Mehrun«^  der  Macht  und  des  Wohl- 
standes, nur  noch  übrig,  die  materiellen  Mittel  herbeizuschaffen 
und  zu  diesem  Behufe  entfaltet  sie  ihre  verwaltende  I^tig- 
keit.  Diese  yerwaltende  Tätigkeit  erstreckt  sieh  in  den  An- 
fangen der  Staatsentwicklung  auf  die  Überwachung  der  Lei- 
stungen und  Qiebigkeiten  der  Untertanen  des  Staates;  in  Tor- 
geschritteneren  und  entwickelteren  Zuständen  erweitert  sich  diese 
verwaltende  Tätigkeit  des  Staates  zum  Fiskalismus,  zur  Fiii  uiz- 
wirtsehait,  zur  Polizei,  endlich  zur  sog.  verfassungsmüsisigeu 
Verwaltung. 
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In  pninitiven  Staiitsirerhältnissen  bestehen  die  Leistungen  der 
Untertanen  und  Staatebttrger  teils  in  Leistungen  Ton  Frischten 
«nd  Bohprodnkten  fftr  den  Staat,  teils  in  persSnlichen  Dienst- 
leistungen,  wobei  jedoch  die  KriegsdiensÜeistang  der  Mitglieder 

des  herrschenden  Stammes  weniger  als  Last  denn  uls  Aiisübimg 
eines  Txeclites  betrachtet  und  behandelt  wird.  Mit  der  Ver- 
Hchmelzuijg  der  Stämme  iu  ein  oiuheitliches  Ganze  und  mit  der 
Kntwickiung  der  wirtschattlicheu  Verhältnisse  tritt  an  die  Stelle 
der  Naturalleistungen  und  persönlichen  Dienste  die  gleiche  Steuer» 
nndt  Kn^gadienstpAieht  aller  Staatsbürger:  die  venraltende  Tätig- 
keit des  Staates  zweigt  sich  dann  wieder  nach  zwei  gesonderten 
Bichtiingeii  auseioAnder,  und  teilt  sich  in  die  fiskalische  oder 
finanzielle  und  in  die  militarisclie  oder  Kriegs  Verwaltung. 

Dabei  bleibt  die  Entwicklung  der  Tätigkeit  des  Staates 
nicht  stehen.  Es  reift  mit  der  Zeit  die  Ansicht,  daß  es  uicht 
genug  ist,  die  Steuerschraube  unznsetzeu,  um  den  Staatssäckel 
zu  füllen ;  da  ?>  mau  zuerst  auch  dafür  Sorge  tragen  müsse,  den 
Untertanensäckel  zu  f&llen,  da  dort,  wo  nichts  ist«  „auch  der 
Kaiser  sein  Recht  verliert^.  Diese  Erwägungen  spornen  den 
Staat  zur  Entfaltung  seiner  Tätigkeit  behu&  Hebung  des  ,  Volks- 
wohlstandes». Im  modernen  Kulturstaate  sind  f[\r  diese  Tätig- 
keiten in  den  Ministerien  für  Verkolir.  Hamlol,  öUentliche  liuuten 
u.  s.  w.  besondere  Organe  »^eschiill'en  worden. 

Auch  dabei  bleibt  man  nicht  stehen.  Ohne  Wissen  und 
Uiiterricht  bleibt  der  Volkswohlstand  zurück  und  ist  ein  Vor- 
wärtskommen nicht  möglich.  Der  Staat  muß  also  auch  für 
Unterricht  sorgen  und  die  Wissenschaft  fordern.  EndUch  aber 
ist  man  aneh  zur  Erkenntnis  gekommen,  daß  Wissenschaft  ohne 
. Aufklärung nicht  inSglieh  ist:  daß  der  Tdeenkonserratismus 
und  die  Geistesstagiiation  der  IvitdiPii  und  Keligionsgenossen- 
schaften  ein  Hemmnis  für  die  Wisseiihciiaft  bilden:  man  begann 
also  auch  in  der  Uand  der  Ministerien  für  Unterricht  die  Ober- 
anfsicht  über  Kirchen  und  Beligionsgenosseuschaften  zu  ver- 

So  sehen  wir  denn  die  Tätigkeit  des  Staates  von  einem 
einfachen  Herrschen  im  primitiven  Zustande  zu  dnerVieUaltig- 
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keit  uiul  Mauigfaltitjkoit  gesetzgeberischer,  richterlicher,  a4iraini- 
strativor.  polizeilicher,  fiscalisclier.  tiiianzielier  und  kultureller 
Tätigkeit  sich  eutwickein,  von  der  aucli  die  größten  Staats- 
Philosophen  des  Altertums  keine  Ahnung  hatten.  Mit  den  vor 
nickt  lange  noch  genügenden  Kat^rien:  de.'  Geselasgebnng, 
des  Bichteramtes  nnd  der  Verwaliiing  kann  die  Tätigkeit  dea 
Staates  nicht  mehr  erschöpft  werden.  Die  ,^Terwaltang*  ist'e, 
die  in  die  manigfaltigsten  Zweige  sich  sondert:  öffentliche  Sicher- 
heit, Präventivpolizei,  öffentliche  Wohlfahrt,  Verkehrswesen. 
Handel,  Eise nV) ahnen,  Post-  und  Telegraphenwesen,  öffeutliche 
Bauten,  Gesundheitspflege,  Unterricht,  Kultus,  Arbeiterschuta 
n.  8.  w.  Auf  jedem  dieser  Glebiete  aber  der  staatlichen  Verwaltung 
wird  von  der  Tatsiiche,  tou  der  dauernden  Übung  der  I&t%- 
keit  nach  Maßgabe  der  Bedürfnisse  auagegangen  und  nach  Maß- 
gabe der  Interessen  der  beteiligten  Kreise  das  besondere  Becht 
erzeugt  Auf  diese  Weise  geschieht  es.  daß  der  Mannigfaltigkeit 
der  stajitlichon  Tätigkeit  eine  Mauniglaltigkeit  der  Bechueiit- 
wicklung  entspricht. 


Die  einzelnen  ,,Staatägewalten'^ 

Schon  die  Griechen  und  die  Börner  unterschieden  die  ver- 
schiedenen  ,  Attribute*  der  Staatsgewalt,  die  verschiedenen  Bich- 
tungen, in  denen  sie  sich  befötigt,  und  speziel  die  Börner  waren 

es,  die  durch  die  Vereinigung  der  verschiedeneu  ,  einzelnen  Ge- 
walten** die  Allmacht  des  Imponitors  konstruierten.  Auf  der 
TatsHcho  der  \  erschiedenheit  dieser  Kichtuugeu  der  St«atstätig- 
keit  beruht  die  . Gewaltentheorie die  seit  Montesquieu  so 
populär  ward  und  die  von  aprioristischen  Ideen  ausgehend,  diese 
«Gewalten«  in  einer  bestimmten  Anzahl  deduziert,  ihre  richtige 
Stellung,  ihr  Verhalten  zu  einander  und  ihre  gegenseitigen  Be- 
ziehungen formuliert. 

Montesquieu  glaubte  in  der  sogenannten  -Gewalten- 
tremiung"  den  Unmd  gefunden  zu  h;il)t'n,  dem  England  sein 
gutes,  koustitutioiiellps  R^ginn»  verdankt  imd  empfahl  dalier 
diese  Gewalteutreunung  nlV  und  jedem  Staate,  der  sich  «kon* 
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stitutionell*  gestalten  wollte,  als  UniTersalheil mittel  gegen  alle 
abflolutisÜMshen  GebreebAii.  «Treimiiiig  der  Oesetzgebung  von 
der  Justiz  und  der  Justiz  Ton  der  Yerwaltimg'',  das  ward  das 
Losiuigswort,  die  Zanberformel  für  die  Staatoreforftier. 

Die  Bedetttiing  dieser  Einriehtnng  darf  jedodi  nicht  über- 
schätzt  werden.  Die  Trennung  der  .Gewalten*  allein  schafft 
noch  kein  gutes  Regime :  andererseits  aber  ist  sie  die  uotwendif^e 
Folge  vorgeschrittener  Staatsentwieklnng.  Vorerst  uümlich  wird 
eine  solche  Trennung  durch  das  tutsäohliche  Bedürfnis  der  Ar- 
beitsieilnng  in  einem  großen  und  komplizierten  Staatswesen 
hsrbeigeftlhrt;  dann  aber  äußert  diese  so  entstandene  Trennung 
der  Tersdiiedenen  Funktionen  der  Staatsgewalt  aueh  ihre^ 
wohltatigen  Folgen  die  immer  dort  mit  einer  Teilung  der 
ArV)eit  verbuudeu  sind,  wo  dieselbe  zur  Notwendigkeit 
geworden  ist. 

Das  gute,  konstitutionelle  ii('u;inie  Englands  braucht  also 
nicht  gerade  Folge  der  üewaltreunimg  zu  sein  (die  übrigens 
tatsächlich  in  England  gar  nicht  so  strenge  durchgeführt  ist), 
m  ist  ganz  einfach  ein  Ergebnis  der  hochentwickelten  Zivilisation 
Englands, 

Die  Trennung  dsx  Gewalten  aber,  oder  besser  gesagt,  di» 
Übertragung  der  verschiedenen  Tätigkeiten  und  Funktionen  der 

Staatsgewalt  auf  je  einzelne  staatliche  Organe  stellt  sich  von 
selbst  ein  in  dem  MalV.  als  zufolge  der  Kompliziertheit  der  (4<>- 
schäfte,  der  überbürdung  der  einzelneu  Orgaue,  das  liedürtnis 
der  Arbeitsteilung  hervorgenifen  wird.  Auch  bildet  ja  unter 
Umstanden  die  Trennung  der  Justiz  von  der  Verwaltung  eine- 
Garantie  emer  unparteiischen  von  politisdien  Bücksichten  un- 
beeinflußten Bechtssprechung.  Doch  sind  die  Beispiele  nicht 
selten,  wo  eine  verfessungsniäßig  .  anabhängige Justiz  durch 
eine  von  ihr  angeblich  getrennte  Verwaltung  und  Regierimg 
stark  ))eeintlulJt  wird. 

Die  Staatsgewalt  nämlich  ist  in  der  Tat  immer  nur 
ein*^  piTjheitliche.  Was  man  Staatsgewalten  nennt  und  was  man 
aich  als  vollkommen  getrennt  denken  mochte,  das  sind  niclits 
Anders  als  verschiedene  Funktionen,  denen  sich  mit  der  Zeit 
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die  eine  und  eiulieitliclie  Staatsgewalt  initM-zielien  muß.  Wir 
sahen  es,  wie  diese  Staatsgewalt  anfangs  nur  herrscht^  dann 
Leistungen  erzwingt,  sonach  Ordnung  aufrechterhalt  und  Becht 
spricht,  wie  sie  schließlich  im  modernen  Sinne  regiert  und  ver- 
waltet Anf  diese  Weise  traten  nach  und  nach  immer  yer- 
schiedene  Funktionen  zu  Tage,  die  IStigkeit  der  Staaitsgewalt 
muß  sich  in  yersehiedenen  Richtungen  Su8em  und  es  ist  nur 
eine  Art  logischer  (>])or:ition,  die  uns  das  Begreifen  dieser  ver- 
schiedeneu Tatijrkeiteu  und  luulvtionen  des  Staates  erleichtern 
soll,  wenn  mau  jeder  derselben  eine  liesondere  ^Gewalt«  unter- 
stellt, 80  etwa,  wie  man  es  lange  Zeit  in  der  Psychologie  mit 

den  verschiedenen  geistigen  „ Kräften*  des  Menschen  zu  tun 

pflegte. 

Die  einheitliclie  Staatsgewalt, 

Betrachten  wir  nun  etwas  näher  die4»e  Staatsirewalt,  die  mr 
als  eine  und  einheitliche  anerkennen,  die  sich  imb  in  so  ver- 
schiedener und  mannigfaltiger  Tätigkeit  darstellt.  Sie  ist  die 
höchste  Gewalt  im  Staate.  Eine  Gewalt,  die  einer  andern  im 
Staate  untersteht,  ist  eben  keine  Staatsgewalt;  nur  diejenige 
ist's,  die  von  keiner  andern  mehr  im  Staate  abhängig  ist  In- 
haber dieser  Gewalt  ist  ursprünglich  der  im  Staate  herrschende 
Stamm,  der  sich  mit  der  Zeit  in  einen  Stand  oder  Classe  ver- 
waudelt.  Es  ist  nur  eine  Täuschung,  wenn  man  glaubt,  der 
Inhaber  der  Staatsgewalt  sei  ein  Einzelner,  der  Monarcli.  oder 
die  wenigen  Personen,  die  gerade  die  , Machthaber-  sind.  Das 
•ist  nur  Schein.  Tütsilclicli  ist  es  die  lierrschende  Minorität,  sei 
ee  der  Stamm,  die  Kaste,  dw  Stand  oder  die  Elasae,  die  die 
Staatsgewalt  inne  hat  Daß  sich  diese  herrschenden  Minorit&ten 
von  jeher  Einen  wählten,  der  ab  «primus  inter  pares*  die  Herr^ 
Schaft  übte,  das  ging  aus  dem  Bedürfnis  hervor,  eine  gewisse 
Onhiuug  in  die  Herrschaft  zu  brin^rtMi.  aber  die  Ubertra«jrung 
der  -Stantä^^ewalt-  an  den  Herrscher  war  immer  und  ül)erall 
nur  ein  formeller  Akt  — •  in  der  Tat  blieb  die  Macht  immer 
bei  dem  herrschenden  Stamm.   Der  Monarch^  Fürst  oder  wie 
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immer  dieser  eine  Herrscher  genannt  wurde,  beaaO  die  ihm 
übertragene  Macht  immer  nur  eo  lange,  als  er  sich  in  Oberein- 

stiminuiig  mit  der  Mehrheit  des  herrschenden  Stammes,  der 
herrschenden  Classe  befainl.  Im  Augenblicke,  w(.)  er  von  dieser 
Melirheit  verlRSsen  wurde,  half  ihm  f^ewr)liiilich  seine  ganze  ihm 
übertraireiie  „souveräne  MachtMle'*  sehr  wenig,  wenn  er  sich, 
nicht  bei  Zeiten  nach  einer  andern  sozialen  Gmppe,  nach  dnem 
andern  Stand  oder  einer  andern  Bevölkeningaklaeae  umsah,  anf 
die  er  sich  stützen  konnte.  Nicht  der  Einzelne  also,  und  wäre 
er  auch  der  Beherrscher  aller  Gläubigen  (man  denke  an  das 
Ende  so  mancher  tttrkiseben  Sultane  und  russischer  Zare)  ist 
Inhaber  der  Staatsgewalt,  sonderu  der  herrschende  Stamm,  resp, 
der  Teil  dessell)eu,  der  im  Besitze  der  Machtmittel  sieh  befindet 
Was  nnn  diese  (Iru])pe  will  das  „will**  der  Staat,  ilir  Wille  ist 
der  eigentliche  Staatswille,  üire  Gewalt  ist  die  Stmitsgewalt, 
möge  sie  nun  nach  den  wechselnden  Bedürfiiissen  der  Zeit  und 
des  Ortes  sich  in  mannig&ltigster  Richtung  äußern,  als  beschlies» 
sende,  ausübende,  richterliche  und  verwaltende,  als  gesetzgebende 
oder  Polizeigewalt:  immer  bleibt  sie  im  Grunde  die  eine,  un- 
teilbare und  souveräne  Staatsgewalt,  die  ilu-e  Tätigkeit 
wohl  auf  verschiedene,  gesonderte  <  hgane  übertageu  kann,  da- 
durch allein  aber  sich  weder  trennt  noch  teilt 

Seit  dem  17.  Jakrhondert  taucht  in  Europa  die  Theorie  der 
Tolkaaonveilaittt  auf,  d.  h.  die  Lehre,  daß  die  souverftne  Gewalt  dem 
Volke  zoitehe  und  von  der  Gesamtheit  auf  den  Fflrtten  widerraflioh 

(nach  Hobbes  u.  a.  unwiderruflich)  Obertragen  werde.  Die  repul.liki^ 
mache  Staatfiform  heruht  auf  diei^em  Gnmdsatse,  doch  auch  in  der  Ver- 
ftflsang  Belgiens  steht  der  Sats :  ntous  les  ponvoirt  ^manent  de  h,  uation**. 

Hotire  stuatlieher  Tätigkeit  nnd  Staatsxweeke. 

Was  nun  die  Motive  dos  Handeina  der  Staatsgewalt  an- 
belangt, so  haben  wir  darftber  schon  einige  Andeutungen  ge- 
geb^.  Selbsterhaltung,  Ijlrhaltung  und  Mehrung  der  HenschaftL 
und  Macht,  Erhöhung  des  Wohlstandes,  das  sind  ursprQnlich  di» 
einzigen  Motive  ihres  Handelns.   Wenn  aber  mit  der  Zeit  aus. 
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der  stuatlicheu  <  Ordnung  sicli  ein  sittliches  Bewußtsein  entwickelt 
hak»  «Uuon  ist  wohl  dieses  sittliche  Bewußtsein,  die  an«  der  ta^ 
sSchlichea  staatliehen  Ordnung  abstrahierte,  sittliche  Idee,  eines 
der  machtigsten  Motive  der  l^tigkeit  des  Staates,  resp.  der 

Staatsgewalt.  Freilieh  ist  in  den  meisten  Fallen  dieses  sittliehe 

Motiv  mit  den  et^oistlsclieii  Motiven  in  uii/.ertrennlichem  Zu- 
sammcnh:ini;e;  iiichksdestowoiiiger  bleibt  es  ein  sittliche-!.  Denn 
rein  sittUciie  Motive,  die  mitgur  keinem  selbstischen,  materiellen 
Interesse  der  handelnden  Personen  zusammenhangen,  kommen 
selten  vor.  Solehe  «rein  sittliche«  Motive  werden  allerdings 
häu£g  von  den  jeweiligen  Gegnern  der  bestehenden  staatlichsn 
Ordnung  vorgeschQtzt  Leider  aber  macht  man  auch  bei 
ihnen  die  Erfahrung,  daß  ihr  „rein  sittliches  Motiv''  nur  so 
lauge  «lauert,  bis  nicht  auch  sie  iu  die  \jh<x^  kommen,  ein 
materielles  Interesse  zu  haben:  «laim  a])er  weitlit  das  .rein 
sittliche Motiv  dem  mittlerweile  erruugeueii  materiellen  Inte- 
resse. A\'eim  also  im  Kampfe  der  Parteien  die  einen  die  be- 
stehende staatliche  Ordnung  vertoirligen,  die  Andern  für  eine 
«höhere  Idee*,  z.  B.  für  die  Freihheit,  oder  welches  Schlagwort 
man  dafür  gerade  wählt,  impfen:  so  können  sehr  wohl  beide 
Parteien  rem  sittUche  Motive  haben.  Jede  von  ihnen  kämpft 
fÖr  diejenige  Rechtsordnun«?.  die  nach  ilirer  Überzeugung  die 
einzig  sittliche  ist,  die  al)er  auch  gerade  ihr  gewisse  luatt  rielle 
Vortele  bietet  oder  zu  bieten  verspricht.  Wolü  gibt  es  Idealisten 
und  Schwärmer,  die  von  der  Begeisterung  für  eine  Idee  so  über- 
wältigt werden,  daß  sie,  jede  Rücksicht  auf  mazerielle  Tnters^n 
zurückdrängend,  materielle  Güter,  Gesundheit  und  Leben  im 
Kampf  für  die  Idee  auf's  Spiel  setzen  und  opfern.  Ob  aber 
nicht  auch  bei  diesen  der  (wenn  auch  löbliche)  EIhrgeiz,  für  eine 
Idee  zu  kämpfen  und  zu  sterben,  ein  selbstisches  Motiv  darstellt, 
bleibt  ein  psycho  log  ist  he»  Problem. 

Zumeist  werden  bei  allen  Staatsaktionen  wie  bei  all  und 
jeder  Tätigkeit  des  Staates  -Staatszwecke*  angerufen  und  die- 
selben als  einzige  Motive  der  betreffenden  Aktionen  und  Tätig- 
keiten ausgegeben.  £s  ist  selbstverständlich  daß  sich  diese 
«Staatszwecke*  aus  den  Interessen  der  Machthaber  im  Staate 
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«rgeboiL  Wenn  der  hemehende  Stamm  oder  die  herrschende 
Klasse  Inhaber  der  Staatsgewalt  sind:  so  ist  es  klar,  daß  die 
«Staatszweck*  den  Intereesen  dieser  Klassen  entsprechen  müssen. 

Wenn  die  Stautsgowalt  zum  Zwocke  dor  Machtvergrüsseruug 
t'meu  Krieg  unteruiinnit,  so  ist  der  Zweck  ihrer  Tätigkeit  in 
diesem  Falle  die  Eroberung  eines  Landes  und  der  dadurch  zu 
erreichende  Machtzuwuchs.  Wenn  die  Staatsgewalt  im  Innern 
Ordnung  anfirecht  erhält,  Recht  spricht,  Yerwaltet  und  regiert, 
nnd  dies  Alles  ans  Motiven  der  Selbsterhainng  und  der  Ver- 
mehrung des  Wohlstandes  tut,  so  ist  ihr  Zweck  ehen  diese 
Selbsterhaltnng  und  die  Vermehrung  des  Wohlstandes.  Wenn 
nun  die  Staatsgewalt  einmal  zur  l  i»t'i/onguug  i^elangt  ist.  daß 
ihre  Solhstcrlialtimg  und  ihr  Wohlstand  von  dem  (iliu  ke  und 
Wohlstände  der  Untertanen,  des  «x-mzen  Volkes,  abhiingt,  so 
kann  inan  t^s  ilir  wohl  glauben,  dali  der  unmittelbare  Zweck 
ihres  Handelmt  das  Glück  und  der  Wohlstand  des  Volkes  ist. 
In  dieser  Beziehung  yerfolgt  die  Staatsgewalt  sittliche  Zwecke, 
indem  sie  ihre  egoistischen  zu  erreichen  sucht.  ^)  Sittlichkeit 
nnd  Egoismus  decken  sich  hier  yollkommen  und  das  Vorschützen 
rein  sittlicher  Motive  bei  solchen  1 1  andlungen  der  Staats- 
gewalt Ware  ebenso  heuchlerisch,  wie  dor  A'orwurf  rein  egoisti- 
scher Zwecke  ungerecht  wäre.  Die  staatliche  Ordnung  ist  eben 
die  jeweilige  sittliche  Ordnung  und  der  Egoismus  dea  Staates 
ist  ein  Element  der  Sittlicbk 'It  i  V^rl-  unt^n  Teil  II  ). 

Den  Gegensatz  zur  «Tätigkeit  des  Staates''  im  engeren 
Sinne  bildet  der  Begriff  der  ,  Selbstverwaltung Über  die  Be- 
deutung des  Wortes  selbst  kann  kein  Zweifel  obwalten;  die 
Etymologie  gibt  gar  7A\  kliu*  die  Begriffsbestimmung  desselben. 
Docii  konnte  ein  Miliversläudni.s  insofern  Platz  greifen,  als 
man  unter  -Selltstverwaltung*'  seliieelithin  die  ßesüf«j:ini<j^  aller 
staatlichen  Verwalfcungsgeschälte  durch  das  Volk  sell)st  ver- 
stehen wollte.  In  dieser  allgemeinen  Bedeutung  ist  Selbstver- 
waltung nie  gebraucht  worden,  und  zwar  aus  dem  einfiachen 
Grunde,  weil  man  doch  nur  von  einer  „Selbstverwaltung*  im 
Staate  sprichtt  in  jener  allgemeinen  Bedeutung  aber  die  «Selbst- 


Digitized  by  Google 


I.  Teü.  8.  Kapitel 


Verwaltung*  deu  Staat  aufheben  würde,  und  ideiitiscli  wäre  mit 
Anarcliie  und  Staatslosigkeit. 

Soll  aber  «Selbstrerwaltimg'^  als  eine  im  Staate  geltend» 
politiflcbe  ÜSnrichtimg  angefaßt  werden,  so  kann  dieselbe  of- 
fenbar  nur  als  Ergänzung  der  notwendigen  Tätigkeit  des 
Staates^  also  nur  als  in  beschränktem  Umfange  geltend  gedacht 
werden.  In  dieser  Form  aber  und  in  diesem  l3€schraiiktA^iii 
Frafan<^e  liat  es  Selbstverwultuiig  g^eVtou.  so  laugf*  Staaten 
existierten  und  wo  immer  dieselben  existiortou.  Das  erhellt 
schon  aus  der  Darstellung  der  Tätigkeit  des  Staates.  Nur  darf 
man  nicht  vergessen,  daß  es  immer  Bestandteile  des  Volkes 
gab,  die  die  Selbstverwaltang  in  größerem  oder  geringerem 
Maße  besaßen,  nnd  auch  solche,  die  besits-  und  rechtlos  waren, 
daber  über  nichts  zu  verfügen  und  nichts  zu  verwalten  hatten. 
Im  Lbrigen  aVier  sahen  wir  es  obeu,  wie  der  Sbiat  an fiiii glich 
nur  in  »Muer  hosoiidoren  oder  nur  in  einzelnen  Kif  !itunji;en  tätig 
ist:  wie  er  erst  nadi  und  nach  die  mannigfachsten  und  ver- 
schiedenartigsten Seiten  des  N'olkslebens  umfaßt  und  beherrscht 
und  über  dieselben  seine  Tätigkeit  erstreckt.  Diese  einzelnen 
Seiten  des  Volkslebens  entstanden  ohne  sein  Zutun,  fast  unbe- 
merkt von  ihm,  nnd  entwickelten  sich  ohne  seine  Einmischnng 
ursprOnglich  unter  der  ^Selbstverwaltung*  der  rmferen  Bestand- 
teile des  Volkes,  namentlidi  der  städtischen  Bevölkerung  und 
der  Mittelklaiiseu  überhaupt. 

Beleuchten  wir  diesen  Satz  durch  einige  Beispiele.  Nehmen 
wir  die  Erziehung  der  Jugen<l.  Der  antike  Staat  betrachtete 
dieselbe  noch  gar  nicht  als  im  Kähmen  seiner  Auijgaben  g^e» 
gen  und  überließ  dieselbe  der  ]irivaten  Tätigkeit  Gelehrte  von 
Beruf  betrieben  die  Erziehung  der  Jugend  als  ihren  Erwerb. 
Es  bildeten  sich  Philosophenschulen,  die  den  Unterricht  der 
Jugend  sich  zur  Aufgabe  stellten,  alles  dies  ohne  Zutun  des 
Staates.  Mit  der  Zeit  bemächtigten  huAl  pülitisdie  Parteien 
dieser  Sehuieii.  <lie  \\  ichtigkeit  und  Bedeutimg  der  Lehre  für 
das  öftentliche  Leben  richtig  erkennend.  Im  Mittelalter  war  es 
die  Kirche,  die  die  Schule  beherrschte.  Erst  in  neuerer  Zeit 
dehnte  der  Staat  seine  verwaltende  Tätigkeit  über  dieses  Gebiet 
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des  Volkslebens  aus.  Bevor  der  Staat  diesen  Schritt  tat,  war 
dasselbe  der  uSelbstrerwaltaiig'  des  Volkes  (respektive  seiner 
roleren  Bestandteile  oder  einselner  Qesellsdiaftskreise)  anheim- 
gegeben. 

Ebenso  verhält  es  «ich  mit  Handel  imd  Tfoworbe.  Der  pri» 
mitive  und  auch  der  mittehilterliehe  Staat  überläßt  die  Sorge 
am  Hebung  und  Pflege  des  Handels  und  Gewerbes  der  privaten, 
cesp.  genossenscliafüiclien  l^tigkeit  Wenn  Handel  und  Ge- 
werbe gemeinscluiftlicber  Vorkehrungen  bedürfen,  wenn  Falle 
gemeinschaftlicher  Interessen  Währung  eintreten:  müssen  noch 
im  mittelalterlichen  Staate  die  ^lit^difder  des  Standes  seihst  zur 
Verwaltung  dieser  Angelegenheiten  zusammentreten:  der  dama- 
lige Stallt  verhält  sich  ihren  Interessen  gegenüber  meistens 
glei(  Ii  giltig.  Anders  der  moderne  Staat.  In  den  Ministerien 
fikr  Handel  und  Gewerbe  ist  für  diese  Angelegenheit  ein  Zen- 
tralorgan geschaffen.  An  Stelle  der  Selbstverwaltung  trat  an 
vielen  Punkten  dieses  Gebietes  die  l^tigkeit  des  Staates. 

iHn  noch  deutlicheres  I5ei>])iel  liefert  uns  das  Mmiudpai- 
weeen.  Koch  der  mittelalterliche  Staat  überläßt  die  Besorgung 
der  mannigfaltigsten  Gemeindeangelegenheiten  ganz  unbeküm- 
meit  den  Städten  und  Munizipien  selbst  Höchstens  wendet  er 
sieh  an  dieselben  in  rein  fiskalischen  Angelegenheiten.  Kicht 
nur  die  gesamte  Ortspolizei,  sondern  häufig  auch  die  Ausübung 
der  Justiz  im  Bereiche  der  Stadtgeraeinde  blieb  den  Kommunen 
seihst  ül)erlas.sen.  mangelnde  Tätigkeit  des  Staates 

ersetzt  die  Selbstverwaltung.  Der  IJegriü  dieser  Letzteren 
im  (Gegensätze  zur  Ersteren  wäre  hiemit  klar. 

Im  mittelalterlichen  Staate  war  die  Selbstverwaltuiig  eine 

nach  Ständen  und  Klassen  LCeordnete.  Allerdin»^s  die  große 
Malle  des  Landvolkes  luiLssen  wir  da  ganz  ausscheiden,  denn 
diese  stand  vorwiegend  unter  der  Jurisdiktion  und  Verwaltung 
der  .Grundherrschaft''.  Ks  hat  wohl  die  Tätigkeit  des  Staates 
nicht  bis  zu  dieser  untersten  Schichte  des  Volkes  hinuntefge« 
reicht,  doch  nur  deshalb,  weil  dieselbe  ganz  imd  gar  der  ,gmnd- 
kerrlichen*  Gewalt  fiberantwortet  war.  Bas  Landvolk  kommt 
fittmplowies,  Alif.  Stiatewlit.  19 
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also  mrlit  in  Betrjicht.  weder  ;ils  Objekt  der  Stautü*  noch 
ttis  Subjekt  der  Selbstverwaltung. 

Dagegen  war  der  Adel  überall  nicht  nur  im  Voll<?eniib 
aller  eogenannten  persönlichen  freiheiterechte,  sondern  auch  im 
BeeitsEe  der  wichtigsten  politischen  Rechte.  Überall  ist  ihm 
die  Teilnahme  an  der  Hegierung  verbrieft  und  gewahrleistet: 
er  bewilligt  Stenern  und  Kriegsamlageu,  er  nimmt  auf  Reich«- 
titgen  und  Parlamenten  Teil  au  den  wicliti«(steu  Staats-  und 
liegieniiigsangelegeuheit*  11 .  er  bildet  so  zu  sai^eu  den  mittel- 
alterlichen Staat  und  nmiml  Teil  an  dessen  \  erwaltung.  Er 
besitzt  mehr  als  bloße  .Selbstverwaltung',  denn  er  hat  auch 
den  bedeutendsten  Theil  der  ,  Staatsverwaltung'  in  Händen  — 
er  ist  der  herrschende  Stand  im  Staate. 

Zwischen  dem  rechtslosen,  gar  keine  Yerwaltnngsbefngnisse 
besitzenden  Landvolk  und  dem,  Selbst-  und  Staatsverwaltung 
auöüVf  UKleii  Adel  in  der  Mitte,  steht  der  Bürgerstand.  Er  hat 
gar  keine  oder  illu8orL>che  und  höchst  unbedeutende  politi- 
sche iiechte.  also  fast  keinen  Anteil  an  der  Staatsverwaltung: 
dagefTon  int  ihm  in  seineu  Städten,  wie  erwähnt,  ein  gut  Teil 
der  V(M  w  tltimg  seines  Gemeindevermögens  und  seiner  städtischen 
Angelegenheiten  fiberlassen.  £2r  besitEt  also  das,  was  man 
eigentlich  unter  Selbstverwaltung  verst^t,  d.  h.  die  Verwaltung 
derjenigen  Angelegenheiten,  an  denen  der  Staat  kein  unmit- 
telbares Interesse  hat. 

Die.se  Verhältnisse  dauerten  im  Großen  und  (ianzen  bis 
ins  18.  Jahrhundert,  wo  dann  ihnen  der  Absolutismus  ein  ruhm- 
loses Ende  bereitete. 

Der  allenthulbeu  in  Europa  im  18-  Jahrhundert  entstan- 
dene Absolutismus  kam  auf  dem  Wege  der  administrativen 
Zentralisation  dazu,  nach  einander  alle  Seiten  des  Volkslebens 
mit  einem  Netz  bureaukratischer  Verwaltungsformen  zu  um- 
garnen; in  die  entlegensten  Winkel  des  Staates,  in  die  tiefsten 
Schichten  des  \  olkes  streckte  er  seine  Polypenarme  aus,  um 
Säfte  und  Kräfte  desselben  j?ich  dienstbar  zu  m^ichen  und  die- 
selben zu  seinen  groüeu  „Staatsaktionen'  zu  verwenden.  Cberali 
auf  dein  Kontinente  kam  es  zu  einem  mächtigen  Überwuchern 
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4«r  Staatererwaltuiig  und  zu  völligem  Verdorren  and  Versiegen 
jegltciier  SelbfltTerwaltung.   Die  Folge  davon  waren  swei  Er- 

scheinuugeu  auf  dem  Gebiete  der  iniiern  Politik,  welche  den 
AVohLstHiid  des  Volkes  tief  sehädigteu  und  dessen  freie  Bewe- 
gimg paralisit'iteii :  iiureankratie  und  Zentral isjuus. 

Als  mm  die  französische  Kevolution  den  Reigen  politischer 
Kämpfe  gegen  den  Absolutismus  eröffnete,  ualim  der  gebildete 
Mittelstand,  der  in  diesen  KSmpfim  Überall  die  f übrersckaft 
liatte,  unter  seinen  Forderungen  auch  die  «Selbstrenraltong^ 
«u£  Das  Programm  der  liberalen  Parteien  nSmlieh  bestand,  wie 
bekannt,  aus  folgenden  Fordern ugen:  Oleichlieit  Aller  vor 
dem  Gesetze:  Freiheit  der  Person;  Teilnahme  an  der  Ge- 
setzgebung imd  Selbst verwiiltnug  (implicite  Dezentralisa- 
tion). Alle  diese  Forderungen  stellte  der  gebildete  Mittelstand 
im  Xamen  des  ganzen  Volke?  und  verlangte  ihre  Erfüllung 
für  das  ganze  Volk.  Diese  Taktik  hatte  ihre  guten  Gründe. 
Wenn  wir  nämlich  der  grofien  franzosischen  Bevolution  und 
den  dnrch  sie  in  Europa  hervorgerufenen  politisdien  Volksbe- 
wegungen auf  den  Grund  sehen,  so  war  es  überall  der  ge- 
bildete Mittelstand,  der  mit  den  fri?her  im  Staate  allein 
iK^n'clitigteu  hölieren  Klassen  den  Kampf  aufnalnu  um  die  Mit- 
herr schalt  im  Staate.  In  diesem  Kample  suchte  der  gebil- 
dete Mittelstand  gegenüber  den  verbrieften  Rechten  und  den 
durch  Alter  und  Tradition  «geheiligten*'  Privilegien  des  Adels 
nach  irgend  einer  moralischen  StÜtsro  für  die  von  ihm  ange- 
strebten Bechte.  Eine  solche  konnte  er  der  Natur  der  Sache 
nach  nur  in  einem  , philosophischen in  einem  ,(nnturrecht- 
lichen**  Satze  finden.  Aiier  aus  Naturrecht  und  Philosophie  Hell 
-Ith  offenbar  die  Sache  nicht  so  abloiton.  daÜ  gerad«^  die  znm 
Kampfe  aufgetretenen  Mittelklassen  pur  et  8im])le  zur  Mitherr- 
scbafi  berufen  seien.  Die  Sache  mußte  vielmehr  eine  ganz 
andere  Einkleidung  bekommen.  Man  mußte  sich  auf's  Allge- 
meine hinauaspielen;  man  mußte  das  Becht,  das  man  für  sich 
haben  wollte,  als  ein  allen  Menschen  angeborenes  re- 
klamieren :  anders  ließ  sich  die  Sache  nicht  machen.  Zugleich 
war  aher  diese  Methode  noch  in  anderer  Beziehung  vorteilliaft. 
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Durcii  Proklomiuruug  der  allgemeiueii  Meuscheurechte 
machteu  sich  die  mittlereu  Klassen  zum  Auwalt  der  Masse  und 
konnten  daher  für  den  Moment  einer  Umwälzung  auf  die  Hilfe 
derselben  rechnen,  welche  Hoffnung  rieh  tatsächlich  als  richtig 
erwies. 

Diese  TOm  gebildeten  Mittelstand  als  Anwalt  des  Volkes, 

seit  der  französischen  Kevolution  emgeuomiuene  Stellunir  hatte 
ziir  Folge,  daß  man  dem  Begriffe  .Selbstverwaltung-  unn  einen 
Umfang  gab,  den  er  unpli  iii  deu  bebten  alten  Zeiten  der  Selbst- 
verwaltung nie  hatte.  Denn  man  konnte  sich  jetzt  mit  dar 
bloßen  „stadtischen  Selbstverwaltung *>  nicht  mehr  begnügen 
nnd  muOte  die  Ausdehnung  dieses  «Bechtes*^  auch  auf  daa  ganze 
Landvolk,  auf  alle  Landgemeinden  verlangen. 

Teilweise  hing  eine  solche  Ausdehnung  des  Begriffes 
, Selbst verwaltuiijT-  auch  mit  der  Umwandlung  zusammen,  die 
^leicli/.eiti}^  in  df'iii  <;'anzen  Wesen  des  euiftpäischen  Stmite«  zu 
Knde  des  IS.  Jahrhunderts  vor  sich  ging.  Die  europäischen 
Stiuiteu  waren  nämlich  au  dem  Wendepimkte  angelangt,  von 
welchem  der  nr^ch  mittelalterliche  ständische,  auf  der  poli- 
tisehen  Unfreiheit  des  Landvolks  beruhende  Staat  sieh  in  den 
modernen  Kolturstaat  umzuwandeln  begann.  £ine  der  wich- 
tigsten Merkmale  dieser  Umwandlung  war  die  Verdrängung  «1er 
standischen  Schichtung  des  Volkes  durch  die  terri- 
toriale f^ii n tei  1 11  n <jf.  Diese  Umwandlung  war  eine  Folge 
der  ^tleichheitstendenzen.  Denn  da,  wo  das  Volk  offiziell 
aus  ungleichartigen  Bestandteilen  zusammengesetzt  war,  da  war 
die  persimliche  Gleichartigkeit  das  einigende  Band  der  sozialen 
Bestandteile,  vor  welchem  die  gleiche  Örtlichkeit  aU  uube» 
deutend  zurücktrat  Standeweise,  nicht  lediglich  auf  Grund 
von  Wahlkreisen  tritt  die  mittelalterliche  Repräsentation  zu- 
t^nnmien;  die  von  allen  Enden  des  Staates  im  Parlamente  oder 
lieichstage  sich  versammelnde  Hitterschutt  fühlt  sieh  als  ein 
Korper  mit  identisclieii  Interessen  gegenüber  den  übrigen 
Ständen;  und  diese  ihre  Staudesinteresseu  drängen  jedes  liokal- 
interesse  in  den  Hintergrund.  Anders  sollte  es  nun  im  modernen 
Knlturstaate  nach  dem  Programm  der  liberalen  Parteien  aus- 
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sehen.  Die  stöndisclieii  Unterschiede  soUiem  ganz  aufgehoben 
-werden;  das  ganse  Volk  sollte  unterschiedBlos  in  eine  glach- 

artige  Einheit  verwandelt  werden.  Mußte  mm  aber  bei  einer 
jiolcheu  Sachlage  zur  leichteren  Handhabnn«;  der  Verwaltung, 
diej«e  eine  gleicharti<^o  Mjus.se  den  V  olkes  eingeteilt  werden,  s<» 
blieb  kein  anderer  Einteilungsgnmd  übrig  als  der  der  örtlichen 
Abgrenzung.  Mit  dem  Augenblicke,  wo  der  aus  dem  , einheit- 
lichen Willen  des  souTeranen  Volkes"  hervorgehenden  zentralen 
Staatsgewalt  eine  einheitliche  gleichartige  Masse  von  einander 
gleichen  Individuen  entgegenstand,  mit  dem  Augenblicke  konnte 
dem  praktischen  Bedürfnisse  der  Verwaltung  nicht  anders  ent- 
^esreutyf^koiuinoii  werden  i\\<  mittelst  einer  territorialeu  Kintei- 
luug  ( Departements.  Kreise,  He^ieriingsl)ezitke  eto.V  Hatte  man 
nun  eine  solche  neue  Kinieüimg  den  Volkes  uacli  örtlichem 
Zusammenleben  durcbgeiUhrt,  so  drängte  die  bloße  Konsequenz 
der  .freiheitliehen  Fordetungen*  und  die  Opposition  gegen  die 
absolutistische  Zentralisation  dahin,  f&r  diese  modernen  Volks- 
kreise und  Landesteile  ein  entsprechendes  Maß  administrativer 
Selbstständigkeit  und  ünabbän<>:i<rkeit  von  der  zentralen  Kegie- 
rung.  mit  einem  Worte,  ,Sell)stver\valtnn|aj**  zu  verlangen.  Als 
Vcirbild  mochte  dabei  freilieh  die  Sel])stverwaltun<^  der  luittel- 
jklterlichen  Munizipieu  und  Städte  vorgeschwebt  haben,  wiewohl 
<£e«>e  einen  mebr  gesellschaftlichen  als  volklichen  und 
«taatliehen  Charakter  hatte. 


Umfang  der  SelbstverwaUung. 

In  einem  Punkte  allerdings  war  auch  die  moderne  —  übri- 
gen;* hin  heutzutage  mehr  iu  der  Doktriu  als  im  Lel>en  vor- 
handene —  Selbstverwaltung  mit  jener  mittelalterlichen,  fast 
zünftigen  Selbstverwaltung  der  Städte  übereinstimmend, 
namiieh  was  ihr  Objekt  betrifit.  Baaaelbe  besteht  nämlich  teils 
ans  wirtachafUichen,  teils  aus  lokalpolizeilichen  Angelegenheiten. 
Ahnlich  aber  wie  die  mittelalterliche  Selbstverwaltung  der  Städte 
mit  eigentlich  politischen  Angelegenheiten  nichts  zu  schatfen 
hatte:  ebenso  behält  aueli  die  moderne  liberale  Doktrin  alle 
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reiu  politischen  Staats-  und  Landesaiigelegeuheiten  dar  zeutraleu. 
Volksvertrotimg  vor.  Ja,  der  Kreis  mittelaitarlieher  Selbatrer- 
waltamg  trar  sogar  in  gewisser  Beziehung  weiter,  als  ei  die^ 
moderne  liberale  I>oktria  haben  will:  denn  snr  SelbstTerwaltong 
der  mittelalterlichen  Kommunen  gehörte  meistens  auch  ein« 
gewisse  Justizgewalt,  während  die  moderne  Doktrin  all  und 
jede  Justiz  dem  Staate  vorbehält  und  jedes  Hicbterumt  \m  in 
seme  untersten  Ausläufer  nur  im  Namen  des  iStautes  ausül)eii  ]n\M, 

Was  also  die  moderne  liberale  Doktrin  unter  dem  Schlag- 
worte  «Selbsverwaltung*  verstand,  war  einerseits  ein  Anklang 
an  mittelalterliche,  vom  Absolutismus  und  der  Zentralisation 
des  18*  Jahrhunderts  hie  und  da  w^geftgte  kommunale  Selbst- 
irerwaltnng:  andererseits  eine  notwendige  Folge  der  Umwand- 
lung der  mittelalterlichen  ständischen  in  territoriale 
Einteilung  des  Volkes.  Mit  dieser  Umwandln und  mit  dem 
von  der  liberalen  Doktrin  adoptierten  Grundsätze  der  <Tlei<h- 
heit  liing  es  zusammen^  daß  die  Forderung  der  Selbstverwaltung 
motiviert  wurde  als  Ausfluß  der  dem  Menschen  angebo- 
renen Freiheitsrechte,  und  daher  nicht  nur  für  einzelne  Ge- 
seUschaftsklassen,  sondern  für  die  Gesamtheit  des  Volkes  ala 
ein  integrierender  Teil  und  zugleich  als  Gewähr  und  Bedin- 
gung der  Freiheit  geltend  gemacht  wurde. 

Der  Ged.iukengang  dabei  war  folgender.  Mau  ging  vom 
Grundsatze  der  menschlichen  «Freiheit"  aus.  Ein  jeder  Mensch, 
argumentierte  mau,  ist  frei,  »und  wär'  er  in  Ketten  geboren- 
und  soll  frei  sein.  Aus  diesem  «obersten  Grundsatz*  folgte* 
nun,  daß  sich  der  Mensch  den  Staat  nur  als  notwendiges  Übel, 
nur  aus  Rücksicht  auf  die  Freiheit  seiner  Nebenmenschen,  ge- 
fallen lassen  mflsse;  daß  er  aber  die  Beschränkung  seiner  Frei- 
heit durch  den  Staat  nur  insoferne  zu  tragen  brauche,  insoferne 
dies  für  die  Kxisteuz  des  iStaates  durchaus  notwendig  sei. 

Hieraus  ergab  sich  nun,  dal5  die  ohnedies  nur  aus  dem 
.Willen  des  souveränen  Volkes*  entstandene  Staatsgewalt,  die 
nur  «den  Gesamtwillen  des  Volkes  repräsentiert*,  bloß  soviel 
loder  eigentlich  bloß  so  wenig)  zu  regieren  habe,  wie  viel  xnr 
Existenz  des  Staates  durchaus  notwendig  sei.  Jede  über  dieses 


Digitized  by  Google 


Umfang  der  Selbstrerwaltiuag. 


295 


notwendige  Maß  hmausgehende  Tätigkeit  dee  Staates  sei  eine 
überflüssige  ond  die  iVeüieitsrechte  des  Volkes  und  des  Einzel- 
nen beeintraehtigende  ^Yieliegiererei'^,  deren  äeli  der  Absolu- 
tkniiie  hSufig  sdraldig  mache.   Dem  gegenüber  verlangt  die 

moderne  liberale  Doktriu  so  viel  als  möglich  Selbstverwaltung, 
indem  sie  ziiiyleicli  diesem  staatsrechtlichen  Begriff  die  weiteste, 
mit  dem  modernen  Knlturstaat  verträgliche  Ausdehnung  und 
Vertiefung  gibt. 

Noch  eine  andere  äuikre  Ursache  war  es,  welche  das  Lo- 
sungswort »SelbstYerwaltong*  dnrch  den  ganzen  Kontinent 
Europa's  erschallen  ließ.  Der  Inselstaat  England,  wie  er  in  so 
mancher  Beziehnng  eine  ausnahmsweise  staatliche  Entwicklung 
durchmachte,  unterschied  sich  von  den  Kontinental-Staaten 
Europas  auch  darin,  daß  er  im  IS.  Jahrhundert  dem  absolu- 
tistischen Regime  nicht  so  gauz  verliel  wie  diese.  Namentlich 
konnte  dort  die  monarchische  Gewalt  den  festen  Grundhau 
des  «SelfgoTemmeut^  der  Grafschaft  und  Gemeinden  nicht  ab- 
sorbieren. Derselbe  blieb  Tielm^  wenigstens  anscheinend  in 
Terhaltnismaßig  großer  Selbständigkeit  und  Unabhängigkeit  von 
der  monarchischen  Gewalt  bestehen. 

Als  sich  nun  seit  Montesquieu  die  liberale  staatsrecht- 
liche Doktrin  diesem  .  M ustersüuite  der  Freiheit*  zuwandte  und 
nicht  müde  ward,  dessen  Institutionen  den  ^<^lkern  anzupreisen: 
mußte  ilir  auch  unter  Anderem  das  englische  „Selfgovernment", 
das  die  Stürme  der  Jahrhunderte  unangefochten  illiordaiierte,  in 
die  Ai^^  fiallen.  Ohne  grtlndlichere  Kenntnis  der  englischen 
ZostSnde  nahm  man  diese  Bezeichnung  wörtlich  ftlr  »Selbst- 
Terwaltoug''  und  war  bald  darüber  einig,  daß  neben  der  be- 
rdhmten,  durch  Montesquieu  anempfohlenen  „Gewaltentren«* 
nung*  diese  englische  .Selbstverwaltung-  der  mächtigste  Schutz 
und  Hort  jeglicher  politischen  „Freiheit**  sei. 

So  kam  die  vom  Absolutismus  der  Kontinental-Staaten  er- 
todtete,  früher  in  den  Städten  des  Kontinents  blühende  , Selbst- 
verwaltung" jetzt  wieder  als  ein  aus  England  herübergeholtes 
politisches  Sdilagwort  in  ganz  anderer,  weil  yielfach  ausgedehn- 
ter Bedeutung,  in  das  politische  Treiben  des  Kontinents  hinein 
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und  »pielt.  als  sulches  hier  bis  heutzuUge  eiae  bedeuteude 
Bolle. 

luwieferne  nun  diese  Berufung  auf  englische  Ztutuide  auf 
emer  irrtümlichen  AuffiEMBong  dereelhen  beruhte,  werden  wir 
weiter  unten  sehen:  hier  wollen  wir  saTdrdent  diese  Forderang 
der  SelbfltTerwaltnng  betrachten,  ineofeme  sie  mm  frwhettliche 

Reaktion  war  gegen  den  über  die  Grenzen  ])erechtigtor  .st;i;iT- 
licher  Tätigkeit  hinübergreifenden  Absolutismus  des  18.  Julir- 
himderts,  der  in  seiner  Maßlosigkeit  jede  selbständige  admini- 
strative Tätigkeit  der  einzelnen  Bestandteile  und  Gesellschafts- 
kreise  des  Staates,  jede  Selbstrerwaltnng  zu  yemichten  drohte. 

In  seiner  Tollkommenen  modernen  Ausbildung  enthalt  nun 
der  Begriff  der  Selbstrerwaltung  folgende  Rechte: 

1.  Das  Becht  der  Verwaltung  des  eigenen  Yermögens  der 
einzelnen  kleineren  oder  größeren  territorialen  Einheiten  (Pro- 
vinzen, Kreise,  Bezirke,  Städte  nnd  Gemeinden)  eines  Staates 
durch  die  gesetzlichen,  selbstgewählten  Kepresentationen  der- 
selben. 

2.  Das  Kecht  der  Verwaltung  der  wirtschaftlichen  Ange- 
legenheiten, insofeme  dieselben  nicht  unmittelbar  das  Interesse 
des  Staates  berühren  und  deswegen  unter  die  Kompetenz  der 
staatlichen  Zentralgewalt  gehören. 

3.  Die  Handhabung  der  Polizeiverwaltung,  insofeme  die- 
selbe nur  lokale  und  keine  uuiuittelbare  strUitliche  Bedeutung  hat. 

4.  Auch  wohl  die  Handhabung  des  Zivilstands-  und  Frie- 
densricli  teranites. 

Insoferne  nun  dieser  ganze  und  volle  Inhalt  der  Selbst- 
verwaltung Ton  den  liberalen  Parteien  des  19*  Jahrhunderts  für 
das  ganze  .,Volk^  reklamiert  wurde,  also  auch  für  die  ^Land- 
gemeinden'* ist  dieses  Programm  bis  heutzutage  nodi  immer 
nicht  realisiert  und  zwar  deswegen,  weil  sich  der  Durchführung 
der  Seihst  Verwaltung  bis  in  die  untersten  Schichten  des  Volkes, 
\ns  zum  Landvolk  hiual».  uuinnigtache  Schwierigkeiten  und 
Bedenken  entgegengestellt  hahen. 

Es  stellte  sich  nämlich  bald  heraus,  daß  die  Selbst ven^'al- 
tung  kein  bloßem«  Kecht  sei,  sondern  in  viel  höherem  Grade 
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noch  eine  Pflicht,  zu  deren  Erftültmg  ein  gewisser  (jiad  voa 
BflduBg  nnentbehrlieh  ist 

Nun  ^bt  es  ancli  im  modernen  Knlturstaate  noch  Volks- 
schichten, die  zur  Selbstverwaltimg  keineswepfH  reif  sind  imd 
den  Staat  iii  der  Erreichiin<j^  seiner  Jvulturuufgabe  zu  unter- 
stützen weder  die  Macht  uoch  den  Willen  haben,  Jn  den  Uäu- 
den  dieser  Volksschichten  ist  die  Selbstverwaltung  ein  schweres 
Hemmnis  fftr  den  Entwicklungsgang  des  modernen  Kultur- 
staates. Man  machte  und  macht  noch  immer  die  traurige  Er- 
jßshnmg,  daß  ein  Bscht,  welches  im  Besitze  der  gebildete  Mit- 
telklassen sich  segensreich  zeigt  und  die  schönsten  Früchte  trägt: 
vom  größtenteils  noch  ungebildeten  Laudvidk  mir  zu  eigenem 
Schaden  und  zum  Nachteil  des  Staates  gebmdhubt  wird. 

Bas  englische  SelfgoverDmeiit. 

Wie  steht  es  nun  aber  mit  England,  mit  dem  hochge- 
rOhmten  Vorbild  segensreicher  Selbstverwaltung?  Wir  erwähnten 
schon  oben,  daß  man  sich  in  diesem  Punkte  durch  eine  ober-» 

flachliche  Kenntnis  der  englischen  Zustände  und  durcli  eine 
falsche  Vorstellung  von  dem  euglischen  Selfgoveriiuient  irre- 
leiten ließ.  Die  Sache  verhält  sich  folgendermalieu :  Das 
englische  Selfgovemment  ist  durchaus  nicht  das,  was  die  kon- 
tinentale Doktrin  unter  Selbstverwaltung  versteht  Aus  diesem 
letzteren  Begrifib  nämlich  wQrde  folgen,  daß  auch  das  Land- 
volk seine  Angelegenheiten  in  der  Landgemeinde  durch  frei 
gewählte  Organe  selbst  verwalte.  Davon  ist  aber  in  England 
nie  die  Rede  gewesen.  Das  Selfgovemnieut  unterscheidet  sich 
nämlich  nur  dadurcli  \on  staatlicher  \'erwaltung,  dal5  es  statt 
durch  vom  Staate  besoldete  Beamte  durch  vom  Staate  de- 
legierte unbesoldete  Ehrenbeamte  besorgt  wird.  Der 
Umstand,  daß  der  Staat  diese  Beamte  (Friedensriihter)  nicht 
besoldet,  hat  zur  Folge,  daß  er  dieselben  nur  aus  der  Zahl  der 
in  jedem  Bezirke  an^ßigen  und  entweder  begüterten  oder  sonst 
wohlhabenden  Bürger  waUen  muß.  Tnsofeme  nun  ist  in  der 
Verwaltung  das  lokale  Element  berücksichtigt  imd  der  Aus- 
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artiiug  der  Verwultimg  in  Bureaukratie  eiu  Üiegel  vurge- 
schoben.'-') 

£b  ist  uoch  ein  ssweiter  sehr  wichtiger  und  wesentlicher 
Unterschied,  der  das  englische  SelfgoTerament  Ton  der  Selbst- 
Terwaltung,  wie  sie  sieh  in  der  Theorie  tind  Praxis  des  Kon- 
tinents ausgebildet  hat,  himmelweit  trennt  nnd  dieser  Unter- 
schied liegt  iu  der  Gentry.  In  England  war  uäralich  ^^aiiz 
ebenso,  wie  in  den  raittebiltcrlichen  Staaten  des  Kontiueut«  die 
giinze  .stiiatliche  Macht  und  Herrschul't  iu  den  Händen  des  Adels. 
Von  einer  udminiätratiTeu  Unabhängigkeit,  von  einer  Selbst- 
verwaltung des  ^Volkes'',  also  des  nichtadeligen  Landvolkes 
und  der  in  deu  Verband  der  Qrafschaifc  gehörenden  Landstädte 
war  auch  in  England  keine  Bede.  Doch  unterschied  sich  der 
englische  Adel  von  dem  kontinentalen  durch  seine  geringere 
Ausschließlichkeit  gegenüber  den  mittleren  Klassen.  Dadurch 
gelaug  es  dem  englischen  Adel,  zwisclieu  sieh  uud  dem  Volke 
und  zwar  ans  g?mischteu  Elementen  de.s  Adels  uiul  des  Bürger- 
staudes  einen  gebildeten  Mittelstand,  die  «(Jentry^,  groÜzuzieheUr 
die  ein  naturgemäßes  Mittelglied  im  Organismus  des  englischen 
Volkes  bildet  Diese  Qentry  nun,  die  durch  das  doppelte  In» 
teresse  des  Besites  und  der  gemeinsamen  Bildung  und  in 
Folge  dessen  der  Tomehmeren  gesellschaftlichen  Stellung  an 
die  höheren,  herrsehenden  Stande  des  englischen  Volkes  gekettet 
ij>t,  diese  (leiitrv  ist  es,  die  iu  ihren  intelli^-^iiten  Mitgliedern 
der  engiisrlieii  \  erwaituug  <lie  willkomineneu  uud  fähigen  Or- 
gane der  Seihst  Verwaltung  bietet.  Aus  dieser  wohlhabenden 
und  gebildeten  Klasse  delegiert  die  Kegiening  das  große 
Heer  der  Ehrenbeamten,  die  das  englische  Sel%oyenunent  so 
berühmt  machten.  Das  ist  aber  keine  «Selbstverwaltung*  im 
Sinne  der  kontinentalen  liberalen  Doktrin. 

Die  SelbstTerwaltiingskOrper. 

Die  Seihst  Verwaltung  ^vi^d  ausgeübt  durch  Selbstverwal- 
tuugskörper,  worunter  man  die  im  Staate  bestehenden  (iemeiu- 
schatten  oder  auch  Verbände  versteht,  welche,  mit  dem  Selbst- 

*)  y*^.  l»r.  Joi«r  Bedlicli:  EnBliaeh«  Lokklvenrallttat  1801. 
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Tenraltungjarecht  aasgestattet,  eine  kleinere  oder  größere  Ansah! 
von '  eigenen  offentlicben  Angelegenheiten  durch  eelbeigewShlte 
Vertreter  und  Beamte  Terwalten*   Die  untersten  Selhstyerwal- 

tungskörper  sind  die  Gemeinden.  Über  ihnen  können  je  nach 
den  llistori^cll  eutwickelten  V(»rliältnissen  größere  Gebiete  in 
iiiaTHiigfacher  Aiistufimg  bestehen,  so  z.  Ii.  in  Österreich  get^eii- 
wärtig  Bezirke  und  Länder.  Als  Orgaue  der  Selbstverwaltung 
bestehen  da  in  den  Gemeinden  Gemeindeausschiieee  (oder  Ge- 
meinderate), in  den  Bezirken  (jedoch  nur  in  Böhmen,  Galizien» 
Steiermark),  Bezirksvertretungen;  in  den  einzelnen  Landern  end- 
lieh die  ans  der  Mitte  der  Landtage  gewählten  LandesaosschQsse. 
In  Preußen,  wo  die  Selbstverwaltung  durch  die  Stein'schen  Re- 
formen  (Städteorchiung  von  1808)  neu  liegründet  wurde.  \i<\ 
dieselbe  ueiigere<relt  worden  mittelst  d^r  Kroisordnnnj^'  vom  Jiihre 
1872.  Und  /.wdv  hildet  dort  vornehmlich  der  Kreis  (gleich 
dem  österreichischen  Bezirk)  den  Selbstrerwaltungskörper;  dessen 
Organe  sind  der  Kreistag  (Versammlung  der  Vertreter  den 
Kreises)  und  dessen  Ausschuß  (Ereisansschuß).  An  der  Spitze 
des  EreiseSf  namentlich  also  des  Kreistsgs  nnd  des  Ereisaus- 
schnsses  steht  der  Tom  Konig  ernannte  Landrat,  welcher  sowohl 
die  Staats-  wie  die  Selbstverwaltung  d^  Kreises  leitet. 

In  Enrrland  bildet  das  unterste,  doch  zugleirh  wichtigste 
Organ  der  Selbstverwaltung,  das  seit  dem  Jahrhundert  be- 
stehende Friedensrichteramt.  Selbstverwaltungskörper  sind  die 
größeren  Stadt^pemeinden  (Muuizipal  Borooghs)  und  die  Graf- 
schaften (Coonty).  In  den  ersteren  bilden  die  Borough  Councils 
(Stadtrat)  die  Selbstverwaltnngsbehdrde.  Sie  bestehen  aus  dem 
Mayor  (Bürgermeister),  den  von  den  steuerpflichtigen  Einwoh- 
nern anf  drei  Jahre  gewählten  Aldermen  und  den  Cuuucillors. 
Ihr  \Vukuug.>kiei.s  innl'alk  die  gesamte  Lokalpolizei.  Nel)ea 
ihueu  bestehen  für  die  Friedeusbewalirung  die  von  der  Kegie- 
nmg  ernannten  Friedensrichter,  denen  aber  auch  gewisse 
VerwaltungsgescS^ifte  übertragen  sind  (Armenpflege,  Schank- 
konzessionen u.  s.  w.).  Kleinere  Städte  (county  boroughs)  un- 
terstehen mitsamt  den  Landgemeinden  eines  Gra£schaftsbezirkes 
dem  Grafschaftsrat  (coonty  Council),  können  aber  auch  eigene,, 
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auf  drei  Jahre  gewühlte  Lokalverwidtimgeti  haben,  wekhe  teil- 
weise die  Geschäfte  der  Borough  Coucüb  Yersehen;  man  nennt 
sie  Local-Boards;  ihr  Wirkungskreis  hezieht  sich  sameist  anf 
Sanitatspol^eL   Anßerhalb  der  autonomen  Städte  und  nur  die 

kleiueren  Städte  imifassend,  bilden  die  Grafscliafteu  die  terri- 
torialen Hauptbestandteile  Englands  und  zugleich  «lie  Selbst- 
verwaltungskörper xat'  sco'/7jv.  Bis  zu  der  IHHH  ertolgteu  Neu- 
regelung der  GrafBchaftsverwaltung  lag  dieselbe  vornehmlich  in 
den  Händen  des  von  der  Begiening  aus  der  in  der  Grafschaft 
«inheimiachen  Qentrv  ernannten  FHedensrichters;  mit  dem  Local- 
Oorernementact  1888  aber  ist  dem  Prump  der  Selbstrerwal- 
tung  im  kontinentalen  Sinne  des  Wortes,  als  einer  Terwaltnng 
diircli  selbstgewählte  Vertreter,  ein  bedeutendes  Zugeständ- 
uis  gemacht  worden,  indeui  an  die  Spitze  der  ür.d'schatten  ein 
aus  AVHhlen  der  Steuerzahler  hervorgeliender  Grafschaftsrat 
{County  Council)  gestellt  wurde.  Die  auf  drei  Jahre  gewählten 
eonnty  councillors  wählen  aus  ihrer  Mitte  auf  sechs  Jahre  den 
geschäftsftlhrenden  Auaschuß  der  Aldermen  und  einen  Präsi- 
denten des  Grafischaftsrats  (Ohairman)  auf  ein  Jahr.  IKeser  so 
kostituierte  GrafiMshaftsrat  besorgt  alle  Yerwaltungsgesehafte  des 
früheren  Friedensricht^rarates  (gesarate  Lokalpolizei  der  Graf- 
s(  luift  ).  so  daß  den  Grafschafts-Friedensrichtern,  die  auch  für- 
<lerliiu  von  der  Keiiienui*!:  ernannt  werden,  nur  mehr  die  ei«£ent- 
liehen  Justizgeschäfte  verbleiheu.  Durch  diese  Reform  ist  neuer- 
dings dem  kontinentalen  Prinzip  der  Teilung  der  Justiz 
von  der  Verwaltung,  welches  bisher  falschlich  der  englischen 
Verfassung  zugeschrieben  wurde,  in  England  Bahn  gebrochen 
worden.  So  bietet  denn  England  das  merkwttrdige  Schauspiel, 
daß  es  gegenwärtig  jene  Prinzipien  der  Selbstverwaltung  und 
der  sogenannten  ( ^cwaltentreunung  :ikze])tiert.  welche  angeblich 
nach  euglischem  Mn.sl.'r  ;iut'  dem  Kontinent  ausgebildet  wurden. 

Im  Gegensatz  zu  den  obigen  Staaten  könnt«  sich  Frank- 
reich trotz  aller  Kevolutionen  Ton  der  traditionell  überkonmie» 
nen  und  tief  eingewurzelten  zentralistischen  Staatsver- 
waltung durch  ein  Heer  von  B^erungsbeamten  nicht  eman- 
zipieren.  Es  ist  bis  heutzutage  derjenige  konstitutionelle  Staat 
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geblieben,  wo  trots  der  repablOnmisehen  Verfasenuig  die  Selbst«' 
Terwaltung  kein  irgeudwie  namhaftes  Terrain  gewinnen  konnte. 

.Selbstverwaltungskörper  sind  eigentlich  nur  die  Munizipieu  (Ge- 
meindeii),  deren  Einwohner  (jeder  21.ijihrit?e  seit  sechs  Mouateu 
in  der  Uememde  ansüliige  Frunzosej  den  Munizipalrat  (('ouseil 
municipal  )  wählen,  der  wieder  den  Maire  und  dessen  Adjunkten 
wählt.  Doch  hat  der  Maire  eine  Doppelstellung,  indem  er  teils 
dem  Unterprafekten  (an  der  Spitze  des  Arrondissements),  teils 
dem  Prafekten  (an  der  Spitze  des  Departements)  tmtergeordnet 
ist  Da  die  87  Departements-Prfifekten  unmittelbar  dem  Mi- 
nister des  Innern  unterstellt  sind,  dessen  Befehle  sie  zu  voll- 
ziehen hallen  :  so  kuuii  der  Minister  mit  einem  Federzug  nicht 
nur  aJle  seiue  Träfekteu  und  Unterprätekten,  sondern  uucli  alle 
den  letzteren  unterstehenden  Mai  res  alier  Gemeinden  von  ganz. 
Frankreich  in  einer  hestimmteu  Kichtnug  in  Bewegung  setzen. 
Das  Schwergewicht  dieses  streng  zentralistischen  Apparates  ist 
so  gewaltig,  daß  ihm  gegenüber  die  schwachen  Ansätze  einer 
Selbstverwaltnng  in  Gemeinde,  Arrondissement  nnd  Departe- 
ment zur  voUkommenen  Bedeutungslosigkeit  herabsinken.*) 


AdminUtraiire  and  politlsehe  SelbstTerwaltiing. 

Mit  Kecht  wurde  der  Unterschied  zwischen  administrativer 
imd  politischer  Selbstverwiütung  hervorgehoben.  Der  Unter- 
schied ist  begründet  und  hat  seine  tiefe  Bedeutung,  insbeson- 
dere  für  zusammengesetzte  Staaten,  deren  territoriale  Bestand- 
teile mehr  bedeuten,  als  bloße  Verwaltungsbezirke.  Offenbar 
kt  di<»e  üntoncheidimg  suggeriert  dorch  die  kankreien  8.ter- 
reichischen  Verhältnisse,  doch  dürfte  sie  auch  filr  andere  zu- 
Siimmen gesetzte  Staaten  und  Staatenbünde,  wie  z.  H.  die  Schweiz 
utul  Nordamerika  zutreffend  und  von  aktueller  Hedeutun-i;  siiu. 
Zunächst  mußte  sich  doch  jedem  österreichischen  roiitiker  die 
Idee  Ton  selbst  aufdrängen,  daß  die  Selbstverwaltung  einer 

*)  VeU  uiock:  Iiictlonnatn  de  1*  oilmialslraUoii ;  aodaim  .\ttcoe:  Conftficnees  aur 
r  MlniaiAtration  1881. 
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Gemeinde  oder  eines  Bezirke«,  welche  sieb  auf  die  Verwalbuig 
des  eigenen  Vermögens,  der  SiraOen,  des  Armenwesens,  der 

Wohltätigkeitsanstalteu,  schlieÜlich  der  jofanzen  Localpolizei  be- 
zi<*lit,  zu  unterscheiden  sei  von  dem,  was  man  Selbstverwaltuug 
der  tMiizeiuen  Lander  nennt.    Demi  dieae  halten  wohl  noch 
höhere  Interessen,  als  die  im  strengsten  Sinne  des  W  ortes  «ad- 
ministrative n*^.  Länder  wie  Tirol,  Galizien,  Böhmen  erwarten 
von  der  ihnen  verfassungsmäßig  xnstehenden  SelbstverwaLtong 
wohl  noch  etwas  mehr  als  die  Inatandhaltong  ihrer  Straßen 
nnd  die  Verpflegung  ihrer  Siechen  nnd  dieses  Mehr,  welches 
atii  dem  engen  administrativen  Bahmen  heraustritt  und  in  eine 
höhere  politische  Sphäre  hineinra^.  ist.  um  es  mit  eineui 
Worte  zu  sagen:  die  ErliaUiuii^  ihrer  historisch-politischen  lu- 
dividualität.    Diese  höhere,  die  Eriialtung  der  historisch-politi- 
schen Individualität  des  einzelnen  Landes  oder  auch  einer  Län- 
dergruppe bezweckende  Selbstverwaltung  kann  mit  liecht  als 
politische  Selbstverwaltung  bezeichnet  werden.   Eine  solche 
besitzen  im  republikanischen  Staatenbunde  die  Einzelstaaten 
(oder  KantoneV     B.  in  den  Vereinigten  Staaten  Amerikas  die 
;»8  Einzelstaaten,  weh  he  die  Ausül)n ng  ihrer  Souverünitiitsreehte 
nnd  einer  Anzahl  von  Gesetzgeb uugs-  und  Verwaltaugsrechteu 
aul  die  Staatengesamtheit,  auf  die  Union  als  solche  übertragen 
haben.    Ebenso  besitzen  die  einzelnen  Kantone  der  Schweiz 
eine  politische  Selbstverwaltung,  trotzdem  die  Ausübung  gewisser 
Souveranitats-,  Gesetzgsbungs-  und  Verwaltungsrechte  anf  den 
Staatenbund  übertragen  sind.    Ereilich  kann  je  nach  dem 
Maße  der  auf  den  Gesamtstaat  übertragenen  Rechte  von  einer 
größeren  oder  geringeren  politischen  Selbstverwaltung  der  ter- 
ritorialen Bej^ta lidteile  des  Staates  gesprochen  werden,  je  iiaih- 
deni  diese  Bestandteile  mehr  oder  weniger  von  ihren  Souvenl- 
nitiltsrechten  jinf  den  Gesamtstaat  übertragen,  oder  je  nachdem 
der  Gesamtstaat  diesen  seinen  Bestandteilen  eine  größere  oder 
kleinere  Summe  von  Gesetzgebungs-  und  Verwaltnugsrechten 
zu  eigener  Bestimmung  und  Verfügung  Überläßt  Auch  braucht 
man  ja  in  einem  Staatenbunde  nicht  von  einer  politischen 
Selbstverwaltung  der  Einzelst^uiten  zu  sprechen,  weil  diese  lu- 
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begriffen  ist  in  der  Selbstotandigkeit  tmd  SouverSnitSt  derselben, 
da  sie  doch  nur  auf  die  Ausübung  einiger  obersten  Souverü- 
üitilt^r echte  zu  Gunsten  ihrer  Gesamtheit  verzichteten,  ohne  aui 
den  Besitz  dprselben  zu  \  er/iditou.  Dapfegen  ist  der  Begriff' 
fier  politischen  Sellistverwaltiuig  aktuell  l)ei  Bestandteilen  von 
Monarchien,  bei  denen  angenommen  wird,  daß  die  Souveränität 
dem  Monarehen  zusteht.  S.  z.  B.  kann  mit  Becht  von  einer 
politischen  Selbstverwaltung  Canadas  gesproöhen  werden,  welches 
hem  soQTerSiier  Staat  ist,  da  es  unter  der  Souveränität  der 
englischen  Krone  steht,  welcher  verschiedene  Souvei^nitatsrechte 
iu  Iv'anada  zustehen  I  Becruculigimgsrecht,  Oberbefehl  Uber  die 
Land-  und  SeeniHdit).  Wolil  aber  besitzt  (  aiiada  seine  eigene 
gesetzgebende  Köri>erschaft  (Senat  und  Unterhaus)  und  seine 
eigene  Bundesregierung,  au  deren  Spitze  der  von  der  englischen 
Krone  ernannte  Generalgouvemcnr  steht.  Ebenso  besitzen  die 
Nebenländer  Dänemarks,  Island  und  die  Far-öer,  1)ezQglich  deren 
die  Souveränität  dem  Konig  von  Dänemark  zusteht,  eine  poli- 
tische Selbstverwaltung.  Denn  Island  besitzt  (Verfassung  von 
1874)  seine  eigene  aus  Ober-  und  Unterhaus  bestelioude  N'olk^:- 
vertretuug  (Althinir).  welcher  das  Stouerbewilli-ruugsrecht  und 
die  Mitwirkung  an  der  Gesetzgebung  ziistpkt;  ebenso  haben  die 
Far-öer  (Gesetz  von  IH54)  ihre  eigene  gesetzgebende  Kiirper- 
Schaft  (Lagthing)  und  ausgedehnte  Verwaltungs-Autonomie. 

Zwischen    politi  sch*'r    S 1  V) s  1  v  e r  w a  1 1  u  iv  ir    einos  l^undi^-ä 
und  Souveränität  besieht  otienbar  nur  ein  UradutilTschied.  Da 

aber  hier  am  Begriffe  handelt,  die  man  weder  mensn  nocli  wftgen 
kann,  so  kOnaen  die  entgegengesetstetten  Behaaptangen  aufgestellt 
werden  und  der  Scbulstreit  unter  den  Jaristen  hat  da  einen  weiten 
Spielraum.  Sind  die  Einseletaaten  des  nordamerikaniechen  Staatenbun- 
de« loaverSn  oder  haben  sie  nur  politische  Selbstverwaltung?  Ist  die 
Schweiz  in  ihrer  Gesamtheit  souverän  oder  nur  ihre  Kantone?  Diese 
Str^tfrsgen  sind  mUssig :  nicht  auf  eine  Qualifikation  und  Klassifisderung 
diecer  Einseistaaten  und  Staatenbünde  kann  es  ankommen,  sondern  auf 
<nne  Kenntnis  jeder  Einzelerscheinung,  von  denen  nicht  swei  einander 
gleichen. 

So  hat>pn  dif  einzflucii  .^^tartteu  dei-  Veremiu'tfu  Staaten 
Nordaraerikirs  sehr  weit u'flii'nde  Rechtts  für  wolclu- du'  liezfiihiiunir 
politische  Selbstverwaltung  gewiU  zu  eng  wäre  und  die  füglich  mit  Sou- 
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vciänitiit  bezeichnet  werden  dürften.  Denn  abgeecheii  davon,  dufl  jeder 
.Staat  M  iiii'  eii^'Cii»*  aus  Senat  und  Keprääentantenbaus  bestehende  Legia- 
Uitur  besitzt,  welcher  die  gesamte  Zivil-  und  Strafgesetzgebun«  zusteht, 
regelt  jeder  Staat  ganz  unBhbäni^'ii;  die  ge9*»tzlichen  Bedinirungeu  des 
Wahlrechts  in  den  KongreD  (d.  i.  die  aus  Senat  und  Luterhaua  beste» 
hende  Vertretung  aller  Vereinigten  Staaten  in  Washington).  So  kann 
s,  fi.  der  eiiizdne  Staat  auch  Frauen  daa  Wahlrecht  erteilen,  wie  da» 
im  Staate  Wyoming  geschehen  ist  Und  wenn  auch  die  Kompetenzen 
des  Kongreeees  als  gesetsgehender  Gewalt  wichtige  gemeinsame  wirt* 
sehafUiohe  und  weltpolitische  Angelegenheiten  (Geld,  Verhehr,  Handel, 
Patente«  ÄuBeres  und  Krieg)  umfisssen :  so  nimmt  doch  jeder  Staat  dnich 
periodiedie  Wahlen  an  der  Zusammensetinng  des  Kongresses  Teil  und 
ist  in  tlemselben  vertreten.  Dieser  KongreU  aber  steht  entschieden  über 
dem  Präsidenten,  der  nur  das  vollziehende  Organ  des.-^eI1)en  ist.  Denn 
weder  kann  der  nur  auf  \U'v  .Talire  gewählte  Präsident  Krieg  erklären, 
noch  ohne  Zustimmung  des  Senate  Stuatsvertritgc  schliefen,  noch  besitzt 
er  dnn  p;e9etzg^b»>ri sehen  Beschlossen  des  Konp^rfssps  ^je^-enüber  ein  nn- 
bedini,'tes  V.-to,  da  er  vielmehr  wiedfrhoUe  Beschlüssen  dess<'lb«'n  s.iuk- 
tiouioriMi  iimü.  Da  also  von  einer  dem  Präsidenten  übertriigenen  Suu- 
veräuität  g.-wiU  nicht  die  Rede  sein  kaini.  so  könnte  man  hörhstens 
sich  darauf  steifen,  duU  die  Souveränität  der  im  Kongreß  reprÄftentierten 
tiesanitheit  der  Staaten  zukommt;  doch  mülte  man  auch  dann  zuge» 
stehen,  daß  diese  Sooverftnitftt  immer  nur  periodisch  durch  Wahlen  der 
Einaelstsaten  erneuert  wird,  und  einen  sehr  engen  Um&ng  hat;  tst- 
sttohlioh  sind  es  die  einseinen  Staaten,  die  souverän  sind  und  nur  die 
Ausflbung  einiger  Souverftnitfttsrechte  durch  periodische  Wahlen  jeweils 
auf  den  KongreO  llbertragen. 

Was  die  Schweiz  anbelangt»  so  herrscht  darüber  kein  Zweifel, 
doli  ihre  einzelnen  Kantone  souverän  sind^  trotzdem  die  herrschende 
Doküin  daran  fräth&lt,  daß  die  Schweiz  mittest  der  letzten  V^'erfassungs- 
revision  von  1874  aus  einem  Staatenbunde  in  einen  Bundesstaat  sich 
verwandelt  haben  soll.  Th\rh  i^t  au  ob  die  «ranzf'  Verfassung  d^r  Schweiz 
«lerait,  duli  von  einem  V  er-ticht  der  Kantone  auf  ihre  Srni\ eiänität  oder 
auch  nur  einen  T»»il  derselben  nicht  gesprochen  weiden  kann.  Denn 
in  kurzen  P-  rioileu  immer  vsdeder  üben  sie  durch  Wahl  die  Ül>ertriigun^t 
der  oliersteii  Souv8r}lnitätsrecht4»  auf  den  zentralen  V'ertrctuni^skorj^icr 
oder,  wie  mau  das  nennt,  auf  den  „Bund**.  Dieser  oberste  Vertretimg^- 
körper  ist  nämlich  die  aus  dem  Ständorat  (Oberhaus)  und  dem  Natio» 
naliat  (Abgeordnetenhaus)  bestehende  BundesTcrsammliuig.  Ertterer 
besteht  aus  Vertretern  der  Kantonalstftnde  (d.  h.  aus  den  Kantonslegis» 
latoren),  die  teilweise  von  diesen  selbst,  teilweise  vom  Volk  gewfthlt 
werden.  Der  Nationalrat  aber  wird  durohgehends  in  allen  Kantonen  direkt 
vom  Volk  gewfthlt,  Die  oberste  vollziehende  BundesbehOrde  aber  wird 
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diireli  die  vereinigte  Butideavcrsamiulau^'  iNatiouairat  und  StUnderat) 
aid'  droi  Jahre  |?ewählt  und  besteht  aua  7  AUitgliedern,  aus  denen  wieder 
der  Bandespräaident  und  Vizepräsident  je«  1er  auf  ein  Jahr  gewählt  wer- 
den und  die  im  folgenden  Jahre  nicht  mehr  wählbar  sind.  So  ruht 
denn  die  eigenüiehe  yoUziehende  Oewali  in  lettter  linie  in  den  Hftnden 
einet  nnr  nnf  ein  Jahr  gewttilten  Beamten.  Wenn  man  bedenkt*  daß 
dieie  80  tebr  abgeMhwftchte  8pitie  der  Begierangipyiamide  anf  immer 
dch  verbreiternden  Grundlagen  des  Bund^rates,  der  BundesTenammlong 
der  25  Kantonerertretungen  nnd  schließlich  der  allgemeinen  Wühler* 
sehaft  aller  Kantone  ruht:  m>  vrird  man  wohl  nicht  anstehen,  diesen 
Irtxteren  das  Attribut  souverfln  zuzuerkennen.  Dn/.ii  kommt  aber  noch, 
daß  die  gesamte  allgemeine  Wählerschaft  durch  das  fakultative 
Referendum  und  das  Recht  der  Initiative  die  von  der  Bundeii- 
versammlun«?  beschlossenen  <^esot7,c  oder  sonstigen  MaUnahmt  n  jederzeit 
annehmen  o<ler  verwerfen,  anfechton  odf^r  neuo  (ipsetzo  niul  Mal'n.ilinien 
oi!ipt"hlen  kann.  Denn  clnrch  i\an  takultitive  Hetereudum  müs-sen  d»^r 
gtsaiiit  n  allgemeinen  Wilhlorarbaft  Hundesgesetze  und  Beschlüsse  ixm'iih 
sie  iiii  bt  jrerade  dringlich  sind)  aul  Vrrlan^'en  von  8().<«m»  Wählern  zur 
Annahme  oder  Verwerfung  vür^'oletrt  werdt  u,  wilhroud  ein  mit  üutei- 
stützuBg  von  2Ü.0iK)  Wählern  vuigv^chlagener  Geseteentwurf  von  der 
gesetzgebenden  Körperschaft  behandelt  und  dem  gesaroten  Volke  sur 
Abstimmong  vorgelegt  werden  m  n  0.  Es  ist  wohl  schwerlich  eine  Orga- 
nisation jni  ersinnen,  welche  dem  Gedanken  der  Sonveränitftt  des  Volkes 
einen  prfignanteren  Ausdruck  verleihen  könnte.  (VrgL  G.  B.  Klein: 
Q  Referendum  Legtslativo.  Firenae  1906.) 


}seuutes  Kapitel. 

FarlamcutarUmuii. 

Der  Parlatnentarisiiiiis  in  dem  Sinne,  daß  die  herrschende 
Klasse  iu  Yersammlungen  Uber  die  öffentlichen  Angelegenheiten 
berät  nnd  beschließt,  ist  so  alt  wie  die  Staaten;  darüber  beleh- 
ren uns  zuhlreiclie  liLsturische  Zeiiguis.se, davou  überzeugen 
um  tiogiu:  die  Xachricbteu  über  Naturvölker  der  Gegeuwurt. 

*)  fi»l  den  VSllMrB  OepasDlaa»  uad  Osllteas  wurden  auf  VerianmtuBeeii  dar  Freien 

die  ''fTenUicben  Ane^IcgeiilieUen  verhandclL  Casar  berichtet  um  von  cioem  „commuuiü 
it<lgarum  concilutirV  »)*f>  von  einem  I'&rtamcnt  kricperischen  Stanimc»  der  Flelgier  (Je 
ttUo  (»lltco  H  4).  Tacitiis  beschreibt  uu&  die  Art  und  Webe,  wie  bui  den  Oertuanea  die 
..cencili»''  abcdiallMi  wurden  (Oenneate  XI  und  Xllh 

Oamplowici,  AUf.  StMtteMcbt.  :  :  20 

:  :  ; 
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Iii  den  Studt-Stmiteu  do<  tfrieohischeii  Altertums  kiimeu  die 
Vollijürger  iu  .Vollvorsiiiiiiiiluii^eu"  zimamiiHMi,  um  über  liie 
öffentlichen  Angelegenheiten  zu  horateu,  das  waren  ihre  Tarla- 
mente.  Wird  der  Staat  größer,  bestellt  er  ans  mehreren  sozialen 
Elementen,  dann  sondert  sich  wohl  der  mächtigste  Kreia  von 
den  andern  ab,  um  seine  wichtigsten  Herrschaftsangelegenheiten, 
seine  Sonderinteressen  gegenüber  den  andern  socialen  Ereiseu 
abgesondert  zu  Ijoraten.  So  sahen  wir  in  Rom  schon  eine  Dif- 
ferenzierung eintr*'t»Mi.  iii<l«'iii  dio  Patrizier  ihre  l)eson(lere  Ver- 
saramUin«^,  Senat,  abhalten  und  das  ^resarat^  Volk.  d.  h.  die 
l^reien,  in  ihren  besonderen  Volkaveräammlimgen  zusammen- 
kommen. 

Bedenkt  man  das  Alter  und  die  weite  Verbreitung  der 
Versammlungen  der  herrschenden  Klassen  zur  Beratung  und 

Beschlnßfassniig  über  öÖentliche  Angelegen lieiteii  ud^r  mit  eiuom 
^\  (»rto  des  Parlamentarismus;  bedenkt  man.  daß  Tins  derselbe 
in  den  ersten  Jahrhunderten  unserer  Aera  bei  Kelten  und  aller- 
hand Erobererstämmen  Mittel-  und  Süd-Ost-£nropa  s  begegnet: 
dann  braucht  es  nicht  Wunder  zu  nehmen,  daO  wir  in  den 
Staaten  des  spaten  Mittelalters  von  den  Pjrrenaen  bis  an  die 
Weichsel  und  von  Großbritannien  bis  an  den  Unterlauf  der 
Donau  überall  parlamentarischen  Institutionen  begegnen.  Denn 
Überall  in  diesen  mittelgroßen  Staaten")  ergab  sich  aus  der 
Tatsache  der  Begründung  des  Staates  durcli  Kroborer-Stämme 
die  Übung,  dann  die  Sitte  und  schließlich  das  llecht,  daß  alle, 
die  an  der  Eroberung  Teil  genommen  hatten,  an  der  Leitung 
des  auf  diese  Weise  l>egründeten  St^iatswesens  auf  gemeinsamen 
Versammlungen  Anteil  nahmen.  Daher  finden  wir  den  Parla- 
mentarismus in  ganz  ähnlichen  Formen  bei  den  Normannischen 
Eroberern  Engbinds  und  bei  den  Hunnischen  Eroberem  Ungarns; 
und  die  Cortes  und  Parliamento's  der  Nachkommen  der  West- 
guthiöchen  Eroberer  iu  Spanien  nach  der  \  ertreiluxug  der  Araber 


*)  Nur  wo  die  I  r'i^erun^  ju  sehr  io's  Oru:i;  giug,  wie  in  ilcu  pro  icn  Keichen  Xüea» 
in  der  T«rk«l  und  in  BurUand.  stand  dh  Ausdclmuns  d«»  Staal«  der  Eatwlckluaf  #tlB- 
disehcn  B«fimw  UadMUch  im  Weg«  und  «rtUndm  ,.ori«ft*.aUtclM^'  DesptfUeo. 
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bieten  uns  im  Weseutliehen  ein  ähnliches  Bild,  wie  die  polni- 
schen Beichstage  unter  den  Fiasten  nnd  Jagelionen. 

In  allen  diesen  Staaten  hielt  eine  herrschende  AdeUklasae 
auf  Parlamenten  die  königliche  Gewalt  im  Zaume  imd  entwickele 

tou  sich  ans  <\^r\  ewigen  Kämpfeu  des  Adels  mit  der  moimr- 
cliisi  lu^ii  Oowult  -  \  erfassimgeu*.  d.  h.  Kompromisse  und  Pakte 
zwischen  der  , Kation-,  wie  sich  die  politisch-berechti^e  Adels- 
klasse  überall  nannte,  uu  1  den  Monarchen. 

Jener  in  allen  mittelgroßen  europaischen  Staaten  seit  ilirer 
tirOndung  vorhandene  Parlamentarismus  ist  von  dem  seit  der 
Gründong  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  und  der 
franz5idschen  Bevolution  aufgekommenen  Beprasentativ-System 
strenge  zu  unterscheiden.  Denn  jener  urwüchsige  Parlamenta- 
rismus I beruhte  im  allgemeinen  weder  auf  Wahlen  noch  auf 
Kmeniiuug  der  Parhtmentijjuitgliedt'r.  Diose  lot/,t"reii  ^ind  ktüue 
Abgeordnete,  keine  Deputierten.  Es  sind  \  ollbürger.  die  den 
SUkSkt  bilden,  es  ist  die  herrschende  Klasse,  welche  an  der  Herr- 
Schaft  aus  ^eigenem  Rechte*,  wie  es  die  Juristen  nennen, 
teilnimmt. 

Die  ersten  Ausatze  eines  Keprasentativ^Systems  taudien 
ftbernll  erjit  dann  auf,  wenn  die  Vertreter  der  Städte,  des  „dritten 

*Sluiides-  Zutritt  erlangen  /.ii  <1imi  T'ailumenteii.  lieichs-  oder 
ständischen  Landtagen.  Daö  ge.-itlüelit  in  dem  einen  Staate 
irüher,  in  dem  andern  später,  je  nachdem  die  btüdte  Irüher 
oder  später  in  den  einzelnen  europäischen  Ländern  eine  Be* 
<deatnng  nnd  Macht  erlangen  und  von  der  Teilnahme  an  der 
Gesetzgebung  und  Beschlußfassung  über  öffentliche  Angelegen- 
heiten nicht  mehr  ausgeschlossen  werden  können. 

Doch  auch  die  Teilnahme  stadtischer  Vertreter  an  den 
Verhandlungen  dor  ständischen  Landtage  und  an  den  Keiclis- 
ta^»'n.  an  den  Parlamenten  in  England  und  den  louuuiischeu 
»Staaten  l)edeutet  nocli  keine  gewählte  Volksvertretung  im  heu- 
tigen Sinne  des  Wortes:  denn  diese  städtisclien  N'ertrefcer  waren 
entweder  die  Gemeindevorstände  der  8täilte  mler  aus  den  Ge- 
memdeyertretungen  (Magistraten)  gewählte  Delegierte.  Das  Prin- 
zip der  Volkswahl,  der  Wahl  der  Abgeordneten  zum  Parlament 
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aus  der  Mitte  großer  GesiuntheiteD,  sei  es  des  ganzen  Volkes 
oder  t(anzer  Klasseu  imd  großer  Kreise  dees.seli>en.  hält  seiueu 
Einzug  iu  die  Welt  zuerst  in  Amerika  mit  der  Unubliüugigkeits- 
Erklärung  der  nordamorikaiii scheu  Kolonien  vom  Tuhro  1776» 
sodann  in  Europa  mit  dem  Ausbruch  der  frauzösischea  Bevo- 
lution,  wo  dasselbe  zuerst  in  der  Erklärung  der  Menschenrechte 
(4.  August  1789),  sodann  in  der  Verfassung  von  1791  prokla- 
miert wird. 

über  nLandstÄude-  in  Österreich  schreibt  SchrOtter:  «Da".  0^t••r- 
reieh  in  den  iilteaten  i?)  Zeiten  auch  schon  in  jenen  der  Markgrafen, 
Ländstäade,  welch'^  Ministtriales,  Barones,  No}»iIe8  genennet  werden^ 
•gehabt  und  deren  Hat  in  wichti<rnn  Anjrf'lt'LroiiliHteii  jrf'^traucht  haW, 
erweiset  der  klare  Inhalt  vieler  Urkiiii<len.  I>io  Abti  ilunt;  «litser  Land- 
stände in  vier  Klassen,  nämlii  li  in  rrül  tt^  n-,  Hfm-n-  uinl  liitt^rstand 
und  den  der  Städtt»  und  Märkte,  ist  t'l)'  iiiail8  von  uudeukliehen  (Vi  Ztiten 
hergebracht.  Den  Vorsitz  und  daa  Präsidium  fiihrt  der  Landniarachall-. 
(Gnmdrifi  des  OaterreichiBchen  Staatsrechts,  Wien  1775,  S.  119). 

In  England  hatten  im  letsten  Drittel  des  18.  Jahrhunderts  mehrere 
Stfldte,  so  Tor  allen  London,  dann  die  sogenannten  fünf  Hafenatftdte 
(Dover,  Sandwich,  Romnej,  Hastings  und  Hjthe)  bereits  eine  solche  Be- 
deutung erlangt  und  kamen  als  8  teuer  quellen  schon  so  sehr  in 
Betracht,  daQ  man  sie  aufzufordern  begann,  durch  Abgeordnete  an  dem 
Parlament'^  (wo  es  sich  doch  haupttiilchUch  um  Steuerbewilligungeu  han» 
delte :)  teilzunehmen.  Vom  Jahre  1764  an  beginnen  bereits  die  Vertreter 
der  Städte  immer  zahlreicher  aii  den  Parlamenten  teilzunehmen;  Gni/ot 
ni»'int,  daß  man  cv^f  von  difsetn  Jahre  an  von  einem  „knniple^en**  Par- 
lamriilv  sprechen  kaun.  boiiahleinokrati^che  Schriftsteller  diirt'fren  dips?»*r 
„BonrgeoiiJ«*-Aiwicht  nicht  znstiuimen  un«!  die  Kompletieruiig  des  en;.'Ii- 
öcheii  Parlaments  erst  in  unsere  Tage  v*jrlegen.  In  Portuiral  nahmen 
s».hon  iin  12.  Jahrhundert  (114S»  an  dem  Reichstage  zu  L  imego  al> 
Vertreter  der  Städte  deren  „Prokuratoreu«*  Teil.  In  AragouiLU  uahmen 
ebenfalis  schon  im  12.  Jahrhundert  die  Stfidte  an  den  Cortes  Teil ;  ebenso 
in  Caütilien.  In  Frankreich  wurden  im  IS»  Jahrhundert  Vertreter  der 
..guten  StSdte*  von  den  Königen  su  den  Ständerocsammlungen  ange- 
sogen; im  14.  Jahrhundert  (1302)  ivuiden  zu  einem  allgemeinen  Reichs- 
tag (ötats  generaux)  die  Vertreter  der  Geistlichkeit,  de«  Adels  und  der 
Barger  zugezogen.  —  In  Deutscblaud  erlangten  die  Stftdte  erat  im  14. 
un<l  15.  Jahrhundert  eine  Vertretung  bei  den  „Landstftnden*.  (Vgl.  Unger. 
G«  8ch.  d.  deutseh.  Landstände  II,  S.  67.)  «Die  Freien  und  Reichsstä^lt»? 
erscheinen  als  geschlossenes  Kollegium  suerst  auf  dem  Frankfurter 
Reichstage  1489-  (Schröder  1.  c  Ö.  750). 
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Zwei-Kammer-System. 

Die  Difforen/uTHiiir  der  Rtäiule  in  den  tMiropäi:^rheu  Stauten 
des  Mittelalters  fiüirte  triihzeititr  zur  (iliederimg  der  Tarlameute 
im  OTier-  und  Ünteriiaus  (^Ligiiatenhaus  in  Ungarn,  , Senat" 
in  Polen,  Fairskammer  in  England).  Die  tatsachliche  Macht 
aber,  welche  in  diesen  Versammlungen  der  Großen,  Barone, 
Ritter  n.  e.  w.  rejjräaentiert  war,  führte  meist  im  Kampfe  ge^en 
das  Königtum  znr  Peststelliing  gewisser  Rechte  und  Privilegien, 
Sowohl  jetle»  diesor  eiuzelueu  Hiiuser  oder  Kaniraern  insbeson- 
dere, wie  au( ii  des  Purlameuta  im  Ganzen  und  jedes  einzelnen 
Kammermitgliedes. 

Naiiientlich  die  Gesclüchtn  <!(  .<  englischen  Parlaments  bietet 
nns  ein  interessantes  Bild  allmähliger  £ntwicldiing  der  Rechte 
des  Parlaments  als  Yertretnng  des  «Landes«  gegenüber  der 
Krone.  In  Jahrhundertelangem  Ringen  hat  da  das  englische 
Parlament  schrittweise  eines  um  das  andere  alle  jene  Rechte 
errungen,  aul"  denen  hentznta'^*'  die  Macht  desselben  beniht, 
welebe  die  Grundlagen  der  »MP^lischen  Verfassung  bilden  und 
so  häufig  auf  dem  Kontinent  zum  Muster  für  andere  , konsti- 
tutionell" einzurichtende  Staaten  und  ihre  «Volksvertretungen'^ 
gedient  haben. 

W'-nii  sich  historisch  da?«  Z\v*"i-Kiinniit'r-."^_vsteiu  aus  ki<ukretea  Ver- 
liaktiiss«:>n  clt'r  SeliL-idun;^'  und  Unsilfirbhiit  /wiHclirii  hol;. m  uaii  ni«*- 
dereiu  Aik-l  lieriiuyyebiUkt  hat;  so  liabeu  doch  Erwä^^uiigLU  amleror  Art, 
insbesondere  der  Gegeusatz  der  Anschauuugeu  zwischen  älteren  and 
jüngeren  Leuten  auch  in  Republiken,  die  auf  dem  Grondgatse  der  Gleich- 
helt  aller  Bfixger  beruhen,  inr  Konatituierang  aweier  Kammern  der  Volkt- 
Teitretung  geflUart,  in  deren  enter  die  Siteren  und  gemftCigtercn  Ele* 
mente  den  in  der  sweiten  vertretenen  jüngeren  und  beweglicheren  ein 
Gegengewicht  xu  bilden  bestimmt  sind.  So  sehen  wir  denn  das  Prinsip 
der  zwei  Kammern  siegreich  auch  aus  mit  Erfolg  gokrönuten,  repnbli- 
kaniscben  Staatsumwälsnngen  hervorgehen.  £s  besteht  heutzutage  nicht 
nnr  in  d»,«n  meisten  monarohischen  Staaten,  sondern  auch  in  Republikou, 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  (Senat  und  RaprUseutan- 
t':'fih<ius\  in  der  Schweiz  (Ständerat  und  Nationnlratl,  in  Frankreich 
(6*.nit   und  Deputiert<-nkammer).    Allerdmg&  ist  hilntiir  inmitten  rfvo- 

lataonärer  Bewegungen,  so  z.  B.  l&AS,  die  Vordtrun^  nach  „einer 

■  '  -  .  .    -  -j' 
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Kammer**  laut  geworden,  konnte  sich  ab-  r  nicht  «Inrchsetzeu.  in  Europa 
besteht  das  Ein-Kammer-Sjstem  heute  nur  iu  Unechenlaad  (  Verf.  v.  18*U» 
und  in  einer  Anzahl  deutscher  Kleinstaaten,  für  welche  ilirer  KleiuhciL 
wegen  /.wei  Kammern  ein  zu  groOer  Gesetzgebungsappaiat  wären.  Es 
sind  das  die  Gro0herzogtümer:  Sachsen-Wesmar  und  Oldenburg:  die 
Herzogtümer  Braunschweig,  Sachsen-Meiningen,  Saobeeii'Alteiiburg,  Saeh> 
sen-Cohoig-Goiha,  Anhalt,  die  Fflntentttmer  Schwanbuxg-Radolftitadtv 
Schwarzburg-Sonderhaiueo,  Waldeck,  beide  ReuBisehen  Pftntentflmer, 
nnd  beide  Lippe*soheii.  Endlich  haben  beide  Heehlenburgischen  Grof- 
henogtümer  einen  gemeinsamen  ans  einer  Kammer  bestdienden  Landtag, 


Moderne  „Volksvertrctuug". 

Trotz  des  griindverschiedenen  Prinzips,  welches  diesen  beiden 
Formeu  der  Ausübung  der  gesetzgebenden  Gewalt  zu  Grunde 

liefjt,  ist  es  zum  Verständuis  der  heutigen  ,  \'olk.svertretungeu* 
douLKjch  uütig,  dio>elbeii  als  eiue  höhere  Entwicklungsstufe  der 
triihereu  Parl:iiuente  anzusehen  und  sie  im  Zusammenhuuge  mit 
jenen  zu  Uetrachten.  Denn  wenn  sich  auch  neuere  Theoretiker 
(und  zwar  seit  der  Gründung  der  Vereinigten  Staaten  Nord- 
amerika's)  den  Anschein  geben,  dafi  sie  die  Hechte  nnd  Pflichten 
der  Volksvertretung  aus  der  «Natur  der  Sache*,  ans  dem  , Staats- 
zwecke«,  ans  dem  , Wesen  der  gesetzsi^ebenden  Gewalt»  n.  dgL 
ableiten:  so  zeigt  doch  eine  lii^^torisclie  Hetrachtuiig,  ilalJ  Stel- 
lung und  l't'clite  der  heutisren  \  uik>vertretung  Mch  in  verflos- 
senen Julirhunderten  allmählig  iu  liarteui  Kampfe  zwischen  den 
-Stünden*  des  mittelalterlichen  Staates  und  der  Monarchie  ent- 
wickelten. ;£s  ist  heute  leicht,  den  ganzen  Inbegriff  der  Bechte 
und  Attributionen  der  Volksrertretung  , systematisch*  als  aua 
einem  »Prinzipe«  sich  ergebend,  darzustellen:  aber  jedes  ein- 
zelne dieser  Becht?«  jede  einzelne  Attribntion  ist  seit  dem  Mit- 
telalter in  den  europäischen  Monarcliieu,  iiisbeisundeie  in  Knif- 
land  von  <len  Parlamenten  immer  von  Fall  zu  Fall  liei  kon- 
kreten Anlässen  in  Angritt  und  Verteidigung  gögdii  muxiarchische 
Machtgelüste  errnngen  worden. 

Wenn  sicli  dieser  Prozeß  auch  überall  im  Wesentlichen 
auf  dieselbe  Weise  abspielte:  so  ist  doch  England,  dasjenige 
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Land,  an  welchem  auch  die  Staatsgrandung  durch  Eroberung 
so  paradigmatisch  erwieeen  werden  kann,  zugleidi  dasjenige,  an 
welchem  man  Entstehung  und  Entwicklung  des  Parlamenta- 
rismus als  an  einem  ^schönen  Exemplar*  durch  alle  Entwick- 
luiigsphasen  liimlurch  am  hosten  verfoljn^en  kann.*) 

In  *h'u  Gnmdzügeu  knüpft  sich  fUeser  i'rozell  an  die  Tut- 
.sacho  der  Eroberung.  Wilhelm  hatte  dieselbe  mit  Hille  seiner 
RauHgeuoesen  vollhracht.  Bio  Folge  davou  war  die  Teilung 
der  Beute  —  in  diesem  Falle  des  eroberten  Landes.  Bei  dieser 
Teilung  behält  der  König  als  FOhrer  der  LowenanieiL  Im  Be- 
sitz desselben  ist  er  jedem  einzelnen  „Yasall*  tfberlegeu*  Die 
Furcht  nun  jedes  Einzelnen  ge^henenfalls  vom  König  erdrückt 
zu  werdrn,  erzeugt  ein  sxenioinscliaiiliclios  Interesse  aller,  sich 
gegenseitig  gegen  den  Ivüm^  IHlfe  zu  leisten.  Dieses  Interesse 
.schafft  einen  Gemeingeist  des  Adels  nud  eiu  Zusammenhalten 
desselben  gegen  den  König.  So  standen  sich  zwei  Parteien 
gegenttber.  Jeder  konkrete  Fall,  wo  der  König  an  die  Bereit- 
willigkeit des  Adels  apelUerte,  ihrer  Hilfe,  ihrer  Steuer  bedurfte, 
gab  Veranlassung  zu  Unterhandlungen.  Den  Forderungen  des 
K5nigs  gegenüber  verlangte  der  Adel  Gegengaben  in  der  Form 
von  rrivile<xieii  und  Kcehten  für  die  Zukunft.  So  kam  es  zu 
Transaktionen,  Kompromissen,  die  in  den  erteilten  .Charten'* 
formuliert  wurden.  Eine  der  ersten,  die  (iriuidlage  der  giinzen 
spatem  englischen  Verfassung  und  somit  auch  all  derjenigen, 
die  nach  dem  Muster  der  englischen  In  Europa  und  Amerika 
in  spatem  Jahrhunderten  redigiert  wurden,  war  die  sogenannte 
Magna  Charta  vom  Jahre  1215. 

Diusclüt  svurUe  dein  Küiiij,'  lohann  ohne  Laad  vutn  Adel  und  der 
•.tei«tU(  hkoit  iu  bewaffneU-'ui  Aufataude  abgerungen.  Sie  eutbält  die 
BcäÜttiguDg  einiger  iiltern  Privilegien  und  Kochte  und  die  Verleihnuj; 
neuer  Qrattdxeehte.  ünter  letsteren  jenes  seither  in  so  viele  YerfiMBon- 
gen  und  Charten  flbergegangene,  daß  „kein  Freier  ohne  richterliches 
Urteil  verfolgt  oder  bestraft  werden  aoUe».  Den  AuslRndem  waide 


*}  VfL  Bttdoir  OmIsI:  Du  «nfUseln  F»rl»m«Bt  ia  lOOojähriffer  Wandltt&g  ISM. 

r\at  Vlaro  «nd  fibertichlHche  Darstellung  liefert  I<ü<lin-cr:  VurlesungeD  flN^r  englische 
YerfAsiuogtgescbichte  1880.  Vortrefnich  Ist  auch  die  DaritcUuag  von  Boutmy  D^veloppe* 
m«ui  de  r  orsaauAtioD  poliiique  ar  glaite.  1890. 
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dariu  gestattet,  ungestört  iu  En^rland  Handel  /u  tn-ibeu:  auch  die  Ein- 
heit des  MaL'es  und  tiewicht ed  im  ganzen  Laude  wurde  sither*;t'?teUt» 
Vgl.  Stubbs:  The  couBÜtuüoDel  historj  of  England  18Ba  Bd.  I. 

Das  Steuerbewilligungrsreclit. 

Unter  den  Beetimmimgen  jener  Magna  Charta  ist  eine  der 
wichtigBten,  daß  «keine  Steuer  und  Auflage  im  Lande  ausge- 
schrieben  werde,  ohne  Zustimmung  der  allgemeinen  BatsTer- 

Sammlung  (commune  conciüum)  des  Königreichs"  (Art.  VJ\. 
In  dieser  Bestimmung  liegt  der  Keim  aller  späteren  Steuerlje- 
willi^niiijrsrecht '  der  Purlmueiite  und  \  i>ll\svertretuugeu  bis  auf 
die  Gegenwart.  Im  13-  Jahrlmudert  iu  England  als  Besclirän- 
kung  königlicher  Macht  und  Abwehr  königlicher  Mißbräuche 
aufgeetellt,  wird  diese  Bestimmung  seit  der  franzöeiaehen  Bevo- 
lution  aus  dem  unyeräußerlichen  nnatürlicken*  Bechte  des  Volkes 
4ibgeleitet.  Die  ganze  Wandlung  der  Anschauungen  im  Laufe 
der  Jalirhunderte  spiegelt  sich  in  dieser  verschiedenen  Begrün- 
dung des  .Rechtes  der  Volksvertretimg**. 

Mehr  als  oiii  hall)e3  Jahrtausend  später  erscheint  uns  die- 
üelhe  Bestimmung  iu  der  fraiizösischen  Verfassung  von  17'.<:J 
in  folgender  IVtrni:  .Nulle  couthbution  ne-  peut  etre  etablie 
quo  pour  Tutilite  generale.  Tons  les  citoyens  ont  droit  de 
conoourir  ä  V  etablissement  des  contributions«.  (Art  XX.)  Dieses 
ffSteuerbewilliguugsrecht",  an  welches  sich  das  « Budgetrecht " 
anschließt,  bildet  seither  einen  wesentlichen  Bestandteil  aller 
konstitutionellen  (.'harten.  Die  belgische  Veriassuiig  18H1  be- 
stimmt nicht  nur,  diill  .die  AuÜageii  zum  Besten  des  Staates 
jährlirli  der  Beratung  und  Abstimmung  i<ier  gesetzgeljendeu 
Körpersckttftj  unterworfen  werden*  ( IV.  Art.  III),  sondern  tlQgt 
auch  hinzu,  dalt  «die  Gesetze,  welche  die  Auflagen  bestimmen« 
nur  filr  ein  Jahr  Kraft  haben.  Letzterer  Grundsatz  fand 
seither  in  allen  konstitutionellen  Staaten  Europas  Eingang. 

Der  Orandsats,  daß  der  König  den  hensohenden  Klaaaen  keine 
liSsteii  tmd  Auflagen  willlrQrlich  yonchreiben  dfirfe,  ergab  sich  urspi  img 
lieh  ftus  der  Tatsache,  daß  er  doch  bei  der  Eroberong  und  Landnahme 
den  unTergleichlich  bedeutendsten  Teil  des  Landes  erhielt,  daher  aus 
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«einea  grOOem  iänlcftafteii  allen  Regierangsbedarf,  alle  fDr  den  Btaat 
nötigen  Auagaben  ana  leinen  Domftnen  ttnd  dem  Ertrag  ▼enehiedener 

Regalien  (Forste,  Zolle  u.  dg].)  bestreiten  sollte.  Erst  als  mit  der  Zeit 
diese  königlichen  Einkünfte  sich  unsulänglich  erweisen,  insbesondere 
angesichts  notwendiger  außerordentlicher  Bedürfnisse,  muCte  zu 
der  „Hille**  des  Adels,  der  Kit  torschaft  und  der  reichdotierten  Geistlich- 
k^^it  ZufltK-ht  gt  nornmen  werden.  Daher  kommt  es  auch,  tlaP.  in  viclon 
Staaten  noch  «hii-L-h  lan^e  Zeit  der  rnterschip«!  1>estr»hen  blieb,  (Ui'I  dir 
t^tände  nur  a  u  IJ  *•  r  o  r  d  t-  u  1 1  i  c  h  o  steuern  und  Au  Hägen  zu  bewilligen 
hatten,  während  die  Ausschrtiliun^'  der  sogenannten  Ordinarstfiiern,  die 
sich  anf  ursprüngliche  könit^lichc  Reclite  und  Ke;<falit'n  <^'riludutt,'u  und 
zur  Deekauy  der  gewühnlicheii  uuontbehiiicheu  litidürfniasc  dienten,  der 
Zustimmung  der  Stände  nicht  bedurfte.  Auch  hat  sich  ein  Cberlebsel 
jener  Unterschddung  der  ordentlichen  und  auCerordentÜchen  Steuern 
noch  in  England  erhalten,  wo  ein  Teil  des  Budgefs  als  «stabil"  betrach- 
tet wird  Qud  der  jfthrlichen  Bewilligung  durch  das  Parlament  nicht 
bedarf.  (Dieses  staUle  Auagabenbudget  mricht  die  Summe  von  jährlich 
90  Millionen  and  cnthllt  die  Ausgaben  ftlr  Verzinsung  der  Staatsschuld, 
die  gesamte  Zivilliste  und  auch  die  Ausgaben  iür  unsweifelhaft  und 
notwendigerweise  an  bestreitende  Ausgaben  ffir  Kicbter»  imd  Beamten- 
geb&lter  u.  s.  w.) 

Nur  das  französische  Budgetrecht,  auf  der  Staatstheorie  der  fran- 
zösischen Revolution  beruhend,  fegte  diese  riiterbcbeidung  zwischen  sta- 
l'ib  in  und  wechselndem  l>iidi^«'t  hinweg.  Die  Verfassung  von  1791  be- 
stunmt  einfach :  „Dir  üüentliciien  Ausgaben  festzusetzen",  sei  Sache  der 
gesetzgt'Vienden  KörptTSchaft,  ob«  die  „Ansetzung  aller  öffentlichen 
ßteuerii"  (III.  1 1.  Dabei  bliel»  mau  iu  Fruukreith  durch  alle  seitherigtu 
Verfassuags Wandlungen  hiudiurch.  Da  auch  die  belgische  Verfiaasung 
1831  diesen  Orundsats  akaeptierte  („Jedes  Jahr  erlassen  die  Kammern 
das  Budgeigeäetx'*,  Art  113.)  so  überging  er  &st  in  alle  kontinentalen 
VerfiMsungen,  insbesondere  auch  in  die  Verfassungen  PreuCens,  Oster« 
reichs  und  des  deutschen  Reiches.  Hier  macht  Bismarck  1881  den  Ver* 
such,  sweijAhrige  Finanaperioden  einauf&hren;  doch  scheiterte  er  damit 
an  dem  Widerspruch  des  Reichstags.  Es  wird  nämlich  dieses  nach  fran- 
zösiseh-belgisrhem  Muster  gestaltete  Budget  recht  der  Parlamfut*-  als  die 
wirksamste  Waffie  derselben,  gegen  etwaige  absolutistischen  Bestreitungen 
der  Regierungen  aiifg»'faOt,  da  angenommen  wird,  da!!  in  diesem  „Recht 
d^r  Hcwilligung**  des  Budgets  auch  das  „liccht  der  Verweig»'rung"  ruit- 
inbe^'ritfen  ist.  (Cber  diese  Thforie  und  ihr»-  mö^rlichcu  K'on?eqnf'nzeu 
v'jl.  m.  llechtsstaat  und  Sozialismus, i  .le  uachiU-ni  man  der  liei^'-ierung 
ciu  freieres  Kevireuient.  d.  h.  \  erw^  nduuir  der  bewilligten  Ausjj^abi'n  zu 
verschiedenen  Zweokeu  innerhalb  der  muzelnen  Titel  und  Absehuitte  dos 
Budgets,  wie  das  Napoleon  III.  kurze  Zeit  einführte,  gestattet  oder  ein 
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solches  Revir^»ment  .-«treage  verbietet,  wird  die  Waäe  de»  budgetrecht» 
gtumpter  oder  schärter. 

Die  Einberufimg  des  Parlaments. 

Damit  diese  Zustuumimg  zur  Ausschreibiiiig  toh  Stenern 
und  Anflagen  etete  ordnungsmäßig  geübt  werden  kdane»  Ter- 

pflichtete  sich  iu  England  der  Konig  ^znr  Abbaltong  der  Beichs- 
versammliing  eiuziil »ernten :  die  Krzbischöfe,  Bischöfe.  Abte, 
<Jrai*eu  imil  (iroblmroue  jeden  persimlicli  niifetelst  kuuijj^lieher 
Einladungsschreiben'',  alle  anderen  küniu^lithon  Lehensmänner 
,en  masse''  durch  seine  Vizegrafen  und  BaiUis.  Die  Einbera- 
fang  soll  auf  einen  beetimmten  Tag  und  Ort  und  zwar  min- 
destens 14  Tage  vorher  erfolgen.  In  den  Einladungsschreiben 
muß  der  Gegenstand  der  Beratung  ungegeben  werden. 

In  diesen  Bestimmungen  der  Magna  Charta  liegt  der  Keim 
des  Parhiiiientsrechfc«.  nainentlicli  der  Ordnung,  der  Bildung  und 
Zn«;nTnnenset7unu:.  der  i:Iinberufuug  und  Ablialtung  der  }*arla- 
meute,  wie  denn  auch  in  der  Unterscheidung  zwischen  der  Art 
tmd  Weise  der  Einberufung  der  , Großen*  und  der  «Ritter'' 
schon  der  Keim  zur  künftigen  Zweiteilung  des  Parlaments  in 
Ober*  -  und  Unterhaus,  in  die  Fairskammer  und  das  Haus  der 
^Gemeinen*,  lag. 

Perlodizttftt  der  Sessionen* 

Tritt  einmal  zwischen  Parlament  und  Kegierung  der  uu- 
vermeidliclie  Antagonismus  hervor  oder  kommt  es  zwischen 
diesen  beiden  Paktoren  des  iStaates  zum  ausgesprochenen  Kampfe: 
dann  gibt  die  bloße  Permanenz,  der  Begierung  ein  Dbergewieht 
gegenüber  dem  nur  temporären  Auftreten  des  Parlaments.  Auch 
die  Sitte  und  das  Hecht  der  Einbemfung  des  Parlaments  durdi 
den  König  gab  der  Regierung  die  Möglichkeit,  in  Zeiten,  wo 
sie  des  i'arlanieuts  nicht  bedurfte,  dasjielbe  nicht  einzuberufen 
und  ohne  es  zu  regieren.  Überall  mußte  es  dalier  früher  oder 
später  zu  zwei  Porderungen  der  Parlamente  kommen:   1.  zur 
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Fordenuig  der  obligaten  Emberufung  dürch  die  Begierung, 
2*  zur  Forderuug  der  regelmäßigeu  i>enodi8cben  Einberafang* 

In  England  beginnt  die  ^^riißere  Häiiligkeit  der  Parlaments- 
SessioLieii  in  der  ersten  Hälfte  des  14.  Julirhunrlerts.  Vom  .lalire 
IHHl  und  V,\&J  werden  Statnteu  erlassen,  welrlie  der  Kegieriing 
die  Pflicht  der  Einberuiuug  auferlegen,  die  sich  übrigens  schon 
tm  dem  Gnmdeatze  eigab,  daß  man  ohne  Parlament  keine 
Steaem  auferlegen  konnte*  Im  Jahre  1377,  im  letseten  Jahre 
der  langen  Begienmg  Eduard  IIL,  yerlangen  die  Gemeinden 
endlich  in  einer  Petition,  daß  das  Parlament  jährlich  einbe- 
rufen werde.  Mit  dieser  Errungenschaft  der  jährlichen  Perio- 
dizität erlangen  alle  Rechte  des  ParlameTits  eine  höhere  Bedeu- 
tuug,  weil  hiemit  die  regelmäliige  Mitwirkiiug  au  der  Ue- 
setzgebimg  und  die  stetige  Kontrole  der  Kegierimg  erst  in  volle 
Wirksamkeit  treten. 

Allerdings  war  die  Begiemng  bestrebt,  die  Sessionen  so 
kon  als  inaglich  >a  g«stalt«i  und  nachdem  «ie  die  unTermeid- 
liehe  Snbsidienbewilligung  erlangt  hatte,  das  Parlament  nach 
Hause  zu  schicken.  Diesem  Manöver  der  Regierung  tritt  loHH 
das  Parluiuenfc  mit  der  Forderung  entgegen,  nach  der  Subäidieu- 
bewilligung  nicht  aufgelöst  zu  werden. 

Die  Periodisii&t  and  aacli  die  jährliche  Einbemfiing  der  Paria- 

lueute  ist  seither  In  allen  konstitutionellen  Staaten  die  Regel.  In  monar- 
düacben  ist  durchgebeuds  die  Einberufung  durch  den  Monarchen  fest* 
gesekt;  in  Republiken  durch  da«  Oberhaupt.    Der  Termin  der  Embe- 

nifnn?  ist  in  flcn  raonarchischon  Staaten  zumeist  dfiu  Ermessen  der 
Regierung  iiberlasseu;  nur  in  Hepubliken,  z,  B.  in  den  V'ereiniiiten 
Staaten  von  Nordamerika  nnd  in  Frankreich  ((iesetz  v«un  16.  Juli  1H75) 
ist  der  jährliche  Beginn  «ler  Parlament s-Session  kaleudermiilh^  f^gt^e- 
stellt,  dort  auf  dt'n  ersten  Montag  im  Dez''nibi'i-,  hier  auf  den  zwi  it-.Mi 
Dieuslug  im  Januar  ein  für  allemal  anberaumt.  Als  Regel  gilt  au^h 
Qberall,  daß  beide  Kammern  gleichzeitig  eiuberufcu  werden. 

Legislatlirperiodeu* 
Ürsprfinglich  richtete  sich  die  Einberoftmg  und  Yersamm- 
lang  der  Parlamente  nach  eintretenden  Notfällen,  welche  die 
^ttwuAmig  derselben  erwünscht  machten.  Da  der  Monarch  die 
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Stände  einberufen  kounte  oder  niclit,  so  konnte  es  nicht  aus- 
bleiben, daß  die  Stände  mit  der  Zeit  entweder  Maßregeln  nnd 
Verabredungen  trafen,  sich  auch  ohne  Einberufung  des  Mo- 
narchen zu  Tersammeln,  was  hie  und  da  vorkommt,  oder  znm 

mindesten  als  Zugeständnis  für  ihre  Hilfe  und  Steuerleistuni^eu 
e«  vnii  (hnu  Monarchen  erwirkten,  duÜ  er  sich  verpflichtete», 
iUeäcilieu  periodisch,  meist  jährlich  einmal  einzul>erufeu  (s.  t»V»fu|. 
Ist  einmal  dieser  Grundsatz  nkz'?f)tiert,  lebt  er  sich  ein,  so  daß 
«r  selbstyerstädlich  wird  und  keinerseits  an  ihm  gerüttelt  wird: 
«o  kann  es  sich  bei  den  aus  Wahlen  hervorgehenden  Yolksrer- 
tretungen  nur  darum  handeln,  ob  dieselben  jahrlich  neu  ge- 
wählt werden  oder  ob  die  gewählten  Volksvertreter  ihre  Man- 
date durch  mehrere  Jahre  hehalten  sollen.  Auch  kann  entweder 
nach  Ablaut  einer  Legislaturpcrimle  eine  Repräsentanz  ganz 
neu  gewählt  oder  nur  teilweise  (ein  Drittel,  die  Hälfte  oder 
iihiilieh)  erneuert  werd«'n.  so  daß  erst  nach  längerer  Zeit  durch 
Austritt  des  ältesten  Bestandteiles  das  ganze  „Haus*  erneuert  wird. 

Der  erste  franzosische  ^gesetzgebende  Korper*  eollte  nach 
^er  Verfassung  (1701)  «alle  zwei  Jahre  durch  eine  neue  Wahl 
gebildet  werden*.  Schon  die  zweite  Ver&ssnng  (179.^).  die 
Ixobespierre'sche.  reduzierte  die  .  Session  des  gesetzgebenden 
Körpers  auf  ein  Jahr.  Die  dritte  \'erfasMiiiLr,  vom  National- 
kouveut  beschlossen,  uormiert  die  alljährliciie  Erneuerung  des 
-liates  der  Alten-  und  des  -Kates  der  Fünfhundert*  zu  einem 
Drittel;  ein  Drittel  der  Repräsentanten  sollte  darnach  also  immer 
<lrei  Jahre  die  Mandate  behalten.  Nach  der  vierten  Verfassung 
( 1709)  sollte  ein  Fünftel  des  gesetzgebenden  Korpers  jährlich 
^msscheiden,  also  ein  Fttnftel  immer  fünf  Jahre  die  Mandate 
ansiil)eu.  Die  fünfjährige  Legislaturperiode  mit  jälirlicher  Er- 
iieiiernug  eiiifs  Fünftels  erhielt  sich  auch  unter  den  tV.l^oMuleu 
\  etiassuugou :  Ludwig  XVIII.  (oktroierte  Verfassung  vou  1814» 
blieb  dabei;  eV)enso  Louis  Philipp  (("harte  von  18^K0. 

Die  spanWhe  V  erfassung  vou  1H12  bestimmt  eine  Erneu- 
enmg  der  Cortes  alle  zwei  Jahre;  auch  die  portugiesische  (1822» 
bestimmt  eine  zweijährige  Mandatsdauer;  die  vom  Jahre  1820 
eine  Tierjährige  Legislatuqieriode.  Die  belgische  Verfassung  von 
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l.SiU  bestimuit  eiue  vierjährige  Maudatsdauer  mit  zweijähriger 
Emeaenuig  der  Hälfte  der  Abgeordnetenkammer,  lu  deu  seither 
zvL  Stande  gekommenen  Verfassungen  der  konstitutionellen 
Staaten  fiuropa's  schwankte  die  Legislaturperiode  zwischen  drei 
and  neun  Jfüiren,  wobei  durchwegs  Yon  dem  System  der  'Par» 
tialemenerung  abgesehen  und  eine  Integralemeuerung  der  aus 
Wahlen  hervoriafeheiideu  Abgeordueteukammeru  nach  aligehiu- 
teuer  Leirislaturperiode  (oder  Aiirt(")sniiif)  bestimmt  minlo.  ) 

Die  JbViige  der  Zweekmäliigkeit  längerer  oder  kürzerer  Le- 
gislaturperioden hat  oft  jVnlaß  zu  heftigen  Farlameutsdebatten 
gegeben  (so  z.  B.  in  Ungarn  im  Jahre  1886,  als  die  früher 
bestandene  dreijährige  Legislaturperiode  in  eine  fün^ährige 
verwandelt  wurde).  Im  allgemeinen  kann  die  Beobachtung  ge- 
macht werden,  daß  radikale  Parteien  für  die  kürzere  Wahlpe- 
riode sind  (wie  das  schon  aus  ileii  Bestimmungen  der  erste» 
trauzüsiRohen  Kevolutioiisvenas.siui^'en  hervorgeht) ,  währoml 
k(mservative  i'arteien  und  Kegieruugeu  für  die  längeren  Perio- 
den eintreten.  Für  kürzere  Wahlperioden  macht  man  galteud: 
daß  es  g^en  das  Prinzip  der  Volksfreiheit  und  Selbstbestim- 
mimg sei,  der  höchsten  politischen  Bechte  der  Staatsbürger  auf 
längere  Zeit  sich  zu  begeben;  daß  dem  Volk  die  Möglichkeit 
gewahrt  smn  müsse,  seinen  Willen  in  den  höchsten  Steataan- 
geleireuheiteii  häufiger,  also  iu  kürzeren  Perioden  zu  luaiuit  - 
stiort'ü  u.  dgl.  Für  die  längereu  Perioden  wird  gelton«!  i^eniaelit. 
diiß  die  kurzen  jede  Stetigkeit  in  deu  Gesetzgebungsarbeiten 
immöglich  macheu;  daß  sie  unpraktisch  sind,  mit  lUicksicht 
auf  ane  gedeihliche  Verwaltung  des  Staates,  da  die  Gesetzgeber 
kerne  Zeit  haben,  sich  mit  dem  Gang  der  Parlamentsgeschafte 
vertraut  zu  machen,  und  die  Begiemng  keine  Zeit,  daa  Parla- 
ment kennen  zu  lernen  n.  dgl. 

tieo;en  die  kurzen  W  ahlperioden  wird  geltend  gemacht,  dali 
die  häutigen  Wahlen  das  V  olk  aus  den  W  ahlagitationen  nicht 


•)  Gei:cnwartiK  dauern  <lic  Legiilatiirett -.  io  0«sUrrclch  6,  im  >loutM  lii'ii  Keich  8, 
in  Prcu  V>n  3,  liayem,  Sncbscii.  \Vftrtteiiif>er Ifr-icn  6,  Frankreicl»  -i  .'afire  für  «Ii--  I>ei)u- 
tKrttfttkaniiucr  und  9  Jahre  für  den  au«  iiiittelliaron  Wahlen  hervorgeiiendea  Svnal.  Kug- 
bad  7,  Vorwegtn  8  jAhco^  Sebwedetk  S  Jihi«  fttr*»  Untorhtu^  9  iuhn  fftr*«  0b«rh«ii«. 
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lioriiusknmmeu  \m<\  iiiclit  zur  Hiihe  koiiiunMi  lassen,  dali  il.is 
hüud  in  ewige  Bewegung  und  anormale  Unruhe  versetzt 
werde  u.  dgl. 

Gegen  die  langen  Wahlperioden  wird  geltend  gemacht,  daß 
sie  die  Heranbildung  einer  Klasse  gewerbsmäßiger  ^  Politiker- 
fördert, welche  in  langen  Wahlperioden  nnabhaugig  von  den 
Wählern  die  W<»]ilt;iton  ihres  Amtes  geTiienon.  ohne  sich  viel 
um  die  Interessen  und  Bedürfnisse  des  \  olkes  zu  kümmeru. 

Schließlieh  giht  ja  auch  in  dieser  Frflge  die  Macht  der 
Parteien  den  Ausschlag  und  zwischen  zu  langen  und  zu  kurzen 
Waldperioden  ist  der  Mittelweg  wahrscheinlich  der  beste. 

Koutrole  der  Ausgaben. 

Das  Steuerbewilligungsrecht  wäre  illusorisch^  wenn  dem 
Parlamente  nicht  auch  das  Becht  zustflnde,  die  tatsächlich  ge- 

niaeliten  AusgahcMi  liiiitoud /eiu  /m  koutrolicron  und  der  Kejrie- 
ruuir  d;M  Absolut« )riuiii  zu  erteilen.  Auch  dieser  heutziitiige  .-o 
seihstverstiiudliclie  (Iruiidüutz  des  konstitutionellen  Staatsrechts 
ist  aus  konkreten  Verhältnissen  herausgewachsen,  aus  Tatsachen, 
welche  es  dem  Parlamente  vor  Augen  führten,  daß  die  von  ihm 
bewilligten  Steuern  von  Regierungen  zu  andern,  nicht  gesetz- 
lich sanktionierten  Zwecken  verwendet  wurden. 

Als  das  englische  Parlunient  im  14.  liilirhuiHVrt  unti-r 
Eduard  Iii.  diese  Erfalirung  muclitt',  namentlirli  dalJ  die  \on 
ihm  bewilligten  Gelder  zur  Belohnung  königlicher  Günstlinge 
und  zu  ähnlichen  Zwecken  verwendet  wurden:  ernannte  es  (154(.>) 
besondere  Eontroleure,  welchen  die  Begiernng  verpflichtet  sein 
sollte,  Über  die  Verwendung  der  vom  Parlament  bewilligten 
Auflagen  Bechnung  zu  legen.  14  Jahre  spater  (1354)  ergreift 
das  Parlament  zu  demselben  Zwecke  eine  weitere  Vorsichtmaß- 
regel, iüdciii  es  das  erstemal  eme  sogenannte  A]»n>j>ri;)t ioiinkte 
eintübrt,  d.  Ii.  bi  i  der  Hewüligung  einer  Aulluge  auf  W DU.'  die 
Bestuumung  hiuzutiigt,  daß  der  Erlös  dieser  AuÜage  uur  für 
den  lOieg  verwendet  werden  darf. 
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In  den  meisteu  deiitseheu  Stuatou  bildete  >ivh  zur  ständi- 
schen Zeit  die  Praxis  aus,  daß  die  Laudstäude  die  vou  ihueu 
bewüligten  «Subsidicu*  durch  einen  eigenen  ihueu  yenrntwort- 
liehen  Ausschuß,  das  »SchatzkoUegium",  verwalten  ließen,  wel- 
chem zugleich  die  Pflicht  oblag,  darüber  zu  wachen,  daß  die 
erhobenen  Gelder  zu  dem  geseladich  bestimmten  Zwecke  ver- 
wendet werden.*)  In  dem  schon  oben  zitierten  Art.  XX  der 
ersten  französsisclien  Verfas*<ung  von  17iU  ist  das  dem  \ Olke 
zustehende  Kocht  der  Kontrole  und  die  Pflicht  der  Ko(lmnii<4>- 
lej,mug  seitens  der  li^gierung  in  der  Weise  formuliert,  daÜ  »allen 
Bürgern''  das  Becht  eingeräumt  wird,  „die  \'erwendung  der 
Steuern  zu  überwachen  und  sich  darüber  Bechnung  legen  zu 
lassen''  (,d'en  surreiller  Pemploi  et  de  s^n  faire  rendre  le 
eompte'').  Diesem  Grundsätze  zu  Folge  gehört  zu  den  «Funk- 
tionen*' des  fifesetziBfebenden  Körpers  die  ^ allgemeine  Verwal- 
tung der  Kimialiiiioii  und  der  Ausj^aben  der  lu'|)uliUk"  (Art. 
LIV  L  Wi.juit  also  Kontrole  und  Beclmungsabnalune  des  Paria- 
meuts  bestimmt  wordeii. 

Xiich  der  belgischen  Verfassung  1831  ernennt  die  Kammer 
der  Yolksvertreter  die  Mitglieder  eines  „Hechnnngshofes",  der 
mit  der  Prüfung  und  Bezahlung  der  Bechnungen  der  «allge- 
meinen Verwaltung'^  betraut  wird  und  darüber  zu  wachen  hat, 
«daß  kein  Artikel  der  Ausgaben  des  Budgets  Überschritten 
werde  und  dali  keine  l'bertrii<run«4  stattfinde-,  d.  Ii.  daÜ 
nicht  Ausgaben,  die  für  einen  Verwaltnn^s/weig  l>ewiiligt  wurden, 
für  einen  andern  verwendet  werden  (da (5  kein  ^revirement- 
stattfinde).  Die  vom  Kecliuungshofe  angot-  rtigte  «allgemeine 
Staatsrechnung*  wird  den  Kammern  mit  den  Bemerkungen  des 
Becbnungshofes  vorgelegt.  —  Diese  Form  der  Kontrole  der 
Ausgaben  fand  im  Wesentlichen  in  alle  neueren  und  neuesten 
konstitutionellen  Verfassungen  Eingang.  Überall  wtirden  be- 
sondere Rechnungshöfe  errichtet,  auf  deren  Zusammensetzung 
di»  Volksvertretung  eiueu  größeren  oder  geringeren  Kiiitlul)  liui 
nnd  welche  die  ,,Gebahruugsuus weise-  über  den  gesamten  btauts- 


•)  Vgl.  F.W.  Daser:  Ureeschiebto  der  deutschen  VwlkmrtMtun?  (1644).  U.I1,4S4. 
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haushält  dem  Parlamente  vorlegen,  worauf  dann  yon  diesem 
ein  ^Absolntorium'*  heschlossen  wird,  wenn  alles  in  Ordnung 

befimdeii  wird.'') 

Venuitwortiiclikeit  der  Minister. 

Der  (jedankf*  der  Koutrule  uiul  Kecken  seh  alt  sforderimg  ül)er 
die  Kiuaiizgebulinmg  und  Stnntsven^altnng  zieht  uacli  sich  als 
uotweudige  KousetineiiK  den  üedaiikeu  und  die  Statuierung  der 
Verantwortlichkeit  derjenigen,  welcbeu  diese  Gebahruug  und 
Verwaltung  obliegt,  d.  L  der  Minister.  Die  Tatsachen  und  kon- 
kreten Verhältnisse,  welche  diesen  Gedanken  erzeugten,  waren 
in  jeder  Monarchie  reichlich  gegeben,  insbesondere  aber  überall 
da,  wo  schwache  Monarchen  sich  von  Ljewissenslosen  Katgebem 
zu  niigejjet/lirlien  Haudlimgeu  verleiten  lielleu.  Auch  liier  bietet 
die  r)Ojälui^n:  l\"></ieruug  Eduard  III.  für  En^^land  deu  Ans- 
gaiig.spuukt  der  Ijiitwicklung.  Das  Uuterliaus  beseli werte  sich 
1:>7()  über  die  Ratgeber  und  CiüuusÜinge  des  Königs,  denen  es 
die  finanzielle  ^'atlage  des  Königs  zuschrieb,  und  erhob  gegen 
zwei  derselben  (Lard  Latimer  und  Nevil)  eine  formliche  An- 
klage. Dieselben  wurden  verurteilt,  für  immer  unfähig  erklart, 
öffentliche  Ämter  zu  bekleiden  und  ihre  Gfiter  wurden  konfis- 
ziert. Damit  war  der  Anfang  gemacht.  Unter  Richard  II.  l:>sr> 
erhob  das  riili'rhaus  wiodT  eine  Anklage  gegen  einen  Günst- 
ling des  lvöuig^^,  semen  Mmi^ter  tiraien  Suü'olk.  Nach  hingen 
Unterhandlungen  zwischen  Parlament  und  König  ward  letzterer 
gez¥rungen,  seinen  Günstling  und  dessen  Anhänger  zu  verab- 
schieden und  neue  Minister  zu  ernennen.  Damit  beginnt  in 
England  die  Entwicklung  noch  einer  andern  Einrichtung:  des 
rechtmäßigen  Einflusses  des  Parlaments  auf  die  Ernennung  der 
Minister,  d.  h.  des  Parlamentarischen  Regimes. 

In  der  ersten  friin/r>sis(  hen  Verfassung  (1791)  wurden  die 
Mitglieiler  des  ,(\mseil  e\'<'(  iiti\  -  al>  dem  geset/geltenden  I\r)r[ier 
verantwortlich  erklärt  für  die  ,>iichtausführung  der  tiesetze" 
und  andere  Mißbräuche.    Anklageinstanz  ist  der  gesetzgebende 

♦)  Vrgi.  m.  «Jeslerr.  St»atsreclit  3.  Aull,  löOT.  S.  305. 
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Körper  (Ari  LXXI  und  LXXII).  Die  belgische  Yerfassang  Ton 

18:^1  formuliert  bereits  ausführlich  die  Bestimmmig  über  Mini- 
stervorantwortlichkeit  in  der  '^^'oiso.  wie  sie  in  die  meisten  kon- 
gritutioiiollen  Verfassungen  der  (Jegeuwurt  übergfcrangen  ist. 
Sie  bestimmt,  daß  „die  Kammer  der  Volksvertreter  das  Keclit 
bat,  die  Minister  anzuklagen**,  und  daß  der  König  ,in  keinem 
Falle,  weder  durch  einen  mftndlichen  oder  echrifUicheu  Befehl 
eben  Mmister  der  VerantwortHcbkeit  entziehen  ham^  (Art. 
TjXXXIX,  LG).  Seither  gehört  ein  MinisteTerantwortlichkeits- 
Gesetz  zu  dem  nnyermeidlichen  RQstzeug  jeder  konstitationellea 
Verfassung.  Nur  wurde  in  Deutücliland  diese  Institution  nach 
der  Hiclitung  outwickolt,  daß  nicht  mehr  Avie  in  England  das 
Parlament  oder  wie  zeitweise  in  Frankreich  die  Pairskammer 
den  Gerichtastand  der  angeklagten  Minister  zu  bilden  habe^ 
sondern  das  zu  diesem  Zwecke  eigene  ^Staatsgerichtshdfe*^  be- 
stellt nnd  deren  Mitglieder  von  dem  Parlamente  ernannt  werden. 
Auch  ist  das  Begnadigungsrecht  des  Monarchen  in  diesem  Falle 
begehrankt  nnd  kann  nur  anf  Grund  eines  Antrages  der  Kam» 
mer,  welche  die  Anklage  erhoben  hat,  au.sgeül»t  weden.  *) 


Wahlen  und  Wahlrecht» 

Bas  Prinzip  der  Wahl  der  Volksyertretnng  durch  das  Volk 

tauchte  zuerst  auf  als  dio  selbstverständliche  Folge  des  Grund- 
satzes der  GK'ichhoit  der  Menschen.  «Wir  halten  die>o  Withrheit 
für  von  selbst  evident,  daß  alle  Menschen  als  gleiclie  AVesen 
erschaffen  wurden;  daß  der  Schöpfer  sie  mit  gewissen  unver- 
äußerlichen liechte  ausgestattet  hat;  unter  diesen  Bechien  sind 
das  Becht  zu  leben,  die  Freiheit  und  das  Streben  nach  Glück". 
Diese  Sätze  ans  der  Ünabhängigkeits-Iirklärung  der  ersten  i;^ 
nordamerikanischen  Kolonien  (1776)  bilden  die  Grundlage  aller 
itttiier  über  Souveränitüt  des  Volkes,  seine  freie  Selbstbestim- 

*)  Aeltere  gruodle^cnde  Werke  sind :  Pcnjaruin  CoonUni,  De  la  rcspuiuabiliUS  de» 
ntairtnt  P»flt  IStS,  und  Hohl,  Die  VenDtworUfehkeit  der  lIiiiS«ter  liST.  Veumai  ?Iito> 

ritti,  Me  f^Uot^LorkhUhCfe  und  di«  MinistcrvoraDlworllicbkeit  nach  hr-ntl  om  deuteehea 
»tMtsrecbtc  is  i     CAracMi^sh  K">nLt>im  und  MialalenreraotworUiebkeit.  1897. 

Gomplowicz,  Äilg.  btaatsrecht.  21 
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mung  und  so  Ii  in  der  Wahl  seiner  Vertreter  in  die  «gesetzge- 
benden Versammlungen  proklamierten  Grundsätze  und  Bestim- 
mungen.*) ^Behufs  Sicherung  dieser  uaveräußerlichen  Rechte', 
fahrt  die  Erklänmg  fort,  «sind  Kegienmgen  erriclitet  worden, 
und  wenn  irgend  eine  Form  der  Begterung  sich  imbraadiber 
erweist,  diese  Rechte  und  Zwecke  zu  verwirklichen,  so  ist  es 
das  Becht  des  Volkes,  dieselbe  zu  ändern  und  zu  stürzen  und 
ein  neues  Regime  zu  gründen  .  .  ."^ 

Auf  solchen  prinzipiell  »!!  Grundlagen  erfolgte  zwei  Jahre 
spättM-  die  Gründng  der  Nordamerikanischen  ünion  und  die 
darüber  verfaßten  Konföderationsartikel  wahren  jedem  einzelnen 
Staate  seine  volle  »Souveränität  und  Unabhängigkeit,  Staats- 
gewalt, Jurisdiktion  und  Rechte*,  welche  nicht  ausdrücklich  der 
in  dem  Kongresse  repräsentierten  Vereinigung  dieser  Staaten 
übertragen  sind.  Nun  traten  sowohl  in  den  Einzelstaaten,  im 
in  der  Union  gesetzgebende  Körperschaften  in*8  Leben,  ftr 
weiche  üljcrall  die  ^freien  und  gleichen  Bürger-  ihre  Vertreter 
wählten. 

Das  amerikanische  Beispiel  fand  Nachahmung  in  Frank- 
reich. Die  .Unabhängigkeits-Erklänmg*  von  1776  fand  ihr 
treues  £cho  in  der  französischen  Erklärung  der  Rechte  des 
Menschen  und  Bürgers,  welche  sodann  den  VeifSassungen  von 
1791  und  1793  vorangestellt  wurde.  In  letzterer  heißt  es,  daS 
«das  französische  Volk,  überzeugt,  daß  nur  die  Verachtung  und 
das  Ins-VergOisscn-geruteii  der  angeborenen  Meuschenreclite  die 
einzige  Ursache  des  Elends  dieser  Welt  sei,  beschlossen  h;il»e. 
in  einer  feierlichen  Erkliining  diese  unveräußerlichen  ReciiU 
auseinanderzusetzen,  damit  kein  Staatsbürger  sich  mehr  von  dar 
Tyrannei  bedrücken  und  Vraindrigen  lasse. Dtiß  nach  einer 
solchen  Einleitung  und  nach  der  Verkündung  der  unveriofler- 


*)  Obige  Sjktzo  aus  der  Unabbiui^igkciU-KrklÄrung  der  XordamerikaoucbMt  SUilw 
fUmmen  Sbriecni  ma»  «Iner  der  VerfsiBuni  dw  SUitet  Vifflala  tow  Juni  1776  TomC** 
ttelltcn  Deklaration  der  Mcasehearedita  (biil  of  rieMM).  V|l.  Bftnefpft:  OMeblditB  4» 
Vereinigten  Staaten.  B.  IV. 

**)  BftUCroft!  The  footprints  of  Urne  and  analytis  of  atnerican  System  of  O0W 
'iMmenl  lV7a.  B.  175  IT.  Perley  Poor«:  Tlie  Federü  and  Stet«  Oonitittttlon«  . .  ■ 
ihe  Vnltad  SUlea  1877. 
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liehen  Hechte  jedes  Menschen  auf  ,  Gleichheit,  Freiheit,  Sicherheit 
imd  Eigentum*  (Ari  I)  die  Verfassung  das  allgemeine  Wahl- 
recht für  die  gesetzgebende  Körperschaft  festsetzt,  ist  selbstver- 
ständlich. Dieses  allgemeine  A\'ikhlrecht  für  die  Legislatur  ergibt 
sich  aber  aiicli  aus  dem  Wesen  des  Geset/^es.  wie  es  <lie  Ver- 
fassung definiert.  Denu  wenn  das  Gesetz  „der  freie  und  feier- 
liche Ausdruck  des  allgemeinen  Willens*  ,i«t  (Art.  IV),  dann 
folgt  es  ja  Yon  selbst,  daB  ^das  Volk  (la  population)  die  einzige 
Basis  der  nationalen  Vertretung''  ist  (Art  XXI).  Nun  bedarf 
SB  nur  einer  Festsetzung  der  ZtJal  der  Wahler  ftlr  einen  Ver- 
treter und  das  Wahlrecht  fÖr  das  Parlament  ist  geordnet  »Ein 
Abgeordneter  entfällt  auf  40.000  Individuen*,  lautet  die  bezüg- 
liche Restiniiiniiii^  (Art.  XXTI)  des  Walilreilits  für  die  ,Vr»lks- 
vertietuug*.  Damit  war  in  Europa  das  erste  lieispiel  allgemeiner 
gleicher  Volkswahlen  g^ben. 


Beschr&nktes  Wahlrecht 

Dieses  »allgemeine,  gleiche  und  direkte  Wahlrecht"  blieb 

Ton  nun  an  die  Grnndlage  aller  republikanischen  Verfassungen 
Eufiipus.  Nur  die  Moiiarebieii  wollten  lange  vou  dieser  Neuerung 
nicht»  wijiseii.  Die  \'erfassun^  der  Kpstauration  (1,^14)  erteilte 
das  Wahlrecht  nur  an  ^JO jährige  Franzosen,  die  miiidestous 
300  Francs  Steuern  zahlen.  Der  Stuerzensus  behauptete  sich 
iu  allen  Wahlordnungen  der  konstitutionellen  Staaten.  Belgiens 
Verfassung  von  1831  war  eine  der  liberalsten;  sie  yerlangte 
vom  Wähler  nur  eine  Mindeststeuerleistung  Ton  40  Francs.  Das 
ZahlenTerhalinis  der  Wähler  zu  den  Abgeordneten  der  franzo- 
sischen Verfa-ssung  wurde  beibehalteu:  auf  40.000  Einwohner 
ein  Deputierter. 

Alle  neueren  Verfassungen  kou.stitutiöueller  Monarchieu  in 
Europa  kennen  nur  ein  beschränkt»  s  \\  ahlrecht.  ünd  zwar  wird 
^as  aktive  Wahlrecht  zunächst  diurch  einen  Steuetzensus,  d.  h. 
durch  die  Erfordernis  eines  Mindestbetrages,  entweder  des  Ein- 
kommens (England)  oder  der  Steuerleistung  beschränkt  Sodann 
bildet  die  Einteilung  der  Wähler  in  Klassen  oder  Kurien  eine 

21* 
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weitete  Beschränkung  des  allgemeinen  Wahlrechts.  Eine  solche 
EinteiluDg  geschieht  entweder  nach  sozialen  Gruppen  und  wirt- 
schaftlichen Berufen  (wie  bisher  in  Österreich)  oder  indem  die 

GesamtsteuerleLstim«^  des  ganzen  Volkes  zur  Grundlage  genom- 
iiieii  und  (wie  z.  B.  in  Preußen)  das  erste  Drittel  dir»  erste 
Wählerklasse,  das  zweite  die  zweite,  das  dritte  die  dritte 
bildet.  Dadurch  wird  erreicht,  daß  die  erste  Klasse  eine  nur 
sehr  geringe  Anzahl  der  reichsten  Wähler,  die  zweite  bereit» 
eine  yiel  größere  Anzahl  des  wohlhabenden  Mitteletandes,  die 
dritte  die  große  llasse  der  kleinen  Steuerzahler  enthalten. 

Allgemeines  Wahlrecht  In  Deutschland,  Italien  nnd 

Österreich. 

Da  bei  allen  diesen  Zensus-  und  Kurien-  oder  Klassen- 
Wiihltii  die  große  blasse  keine  direkten  Steuern  zahlender  Ar- 
heiter  von  den  Wahlen  i.iku>.th  ausgeschlossen  war,  ao  ent- 
standen in  allen  konstitutioneUen  Staaten  Arbeiterbewegungen, 
welche  die  ErUngung  des  allgemeinen  Wahlrechts  sich  zum  Ziele 
setzten.  Diesen  auf  das  aUgemeine  Wahlrecht  abzielenden  Be- 
wegungen kam  der  Begrttnder  des  deutschen  Beidies  Bismarck 
entgegen,  da  ihm  zurlSrreichung  seiner  politischen  Zwecke  gegen 
die  Kleinstaaten  ein  aus  aligemeinen  Wahlen  hervorgehender 
Iveichstiig  forderlicher  schien  und  so  wurde  denn  in  Deutsch- 
hmd  zuerst  für  den  Koiili^stug  des  Norddeutschen  Bundes  (  i  sr»? ). 
sodann  für  dou  deutschen  Beidistag  das  allgemeiue  btiiumrecht 
eingefiilirt.  *) 

Auch  das  einheitliche  Italien  führte  als  Stütze  des  EinheitB- 
Staates  das  allgemeine  Wahlrecht  ein.**)   Nun  konnte  es  nicht 

')  I>cr  l)«ste  Hewcis,  dali  Hismark  dabei  nur  groCideutsche  oder  eigeolIicVi  ;r  j  'i  r.n- 
ßUtcbe  MachUwecke  fördern  «roUU,  nicht  &bcr  priazipieller  Anhänger  des  •U^metnen 
WnblNclktet  w«r,  licet  dnrio^  d»a  er^  w&bröad  «r  Ar  dM  deiiUebA  Baieh  du  aUetsäM 
Wahlrecht  cSufilirte.  ft'r  den  prcuuischm  I.aodtai;  die  doppelt«  ItcMhrSakunf  dM  WftU' 
ncht«  durch  Cen»u<  und  KUstenteilung  (gDrittcIuni;')  bestehen  lie^ 

**)  Dm  italienlMbe  Wthlraetii  »uf  Orund  des  VVahlge»et£e«  von  1882  mit  nachträfi- 
liebeA  Aead«rttng«n  Tom  Jnbr*  und  I89t,  bMUnmt  elii«a  fnu  mlsloialen  WaUmmm 
▼on  1^  I  ire  ilireKtom  Stant*-  und  Pr  u  ln/ial/i  ti-u-  fe>t  für  dicj(?nlgen,  die  nicht  in  die 
Klaese  der  IulcHit;eiu  gohören|  euch  Ter  angt  es  daneben  die  Kenntnis  des  Lesens  and 
SellMibenSj  jeder  21jührlgfl  t|ti:«Mr,  der  diMen  Dediogungcn  cut<ipricht,  ist  Wühler. 
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fehleu,  daß  auch  in  Osterreich  die  Forderung  nach  allgeiaeineni 
Wahlrecht  immer  stürmischer  laut  wurde,  insbesonclore  von 
Seiten  der  organisierten  Arbeiterschaft 

Als  sich  aber  nach  langem  Zögern  das  Miniflierium  Taaffe 
(1894)  entschloD,  diesem  Verlangen  nachzugeben  nnd  einen 
dieebezOglichen  Geseteentwnrf  dem  Beichsrate  vorlegte,  scheiterte 
er  an  dem  Widerspruch  der  vereinigten  Parteien,  welche  die 
durch  die  bestehende  Zeiis\is-  und  Kurien  wühl  gesoli  ätzten  Vor- 
rechte der  besitzenden  Klassen  so  schlankweg  nicht  aufgeben 
wollte.  Da  schlug  denn  der  Nachfolger  Taafie's,  Badeni,  den 
unter  den  gegebenen  Verhältnissen  einzig  möglichen  Mittelweg 
ein,  indem  er  einen  Wablgesetzentwurf  einbrachte,  wonach  er 
n  den  bestehenden  yier  Wahlkarien  der  verschiedenen  steaer- 
zahlenden  Klassen  eine  fünfte  Kurie  des  allgemeinen  Wahlrechts 
hinzufügte.  Damit  löste  er  zunächst  den  gordisclien  Kuoten: 
die  \  orrechte  der  bestehenden  A\  ulilkurien  wurden  nicht  ange- 
tastet und  die  Arbeiter  erlueiteu  ihr  allgemeines  W.ihlrecht. 
Kaum  ein  Jahrzehnt  später  (1906)  entschloß  sich  aber  die  öster- 
reichische Kegierong  einen  Gesetzentwurf  über  das  allgemeine, 
gliche,  direckfce  und  geheime  Wahlrecht  vorzulegen,  der  vom 
Mebarat  angenommen  wnrde.  Anck  in  Dentschland  beginnt 
die  Bewegung  die  auf  Einfflhrnng  des  allgemeinen  gleichen 
Stimmrechts  in  den  Einzelstaaten  abzielt  Das  sind  die  neuesten 
fortücliritte  des  allgemeinen  Wahlrechts  in  Eurupa. 

Als  Vertreter  der  gebildeten  Mittelklasse  -wareu  die  duutacheii  Staats- 
rechtlehrer  gröl  teuteila  ^■erteidiger  der  Keprfisentativ-Vcrfaasung  jedoch 
?«meist  Gegner  dos  all^^cmcinen  Wahlrecht«.  Mohl  befurwortpte  wohl 
<lie  Einführung  und  übuncf  de^  Kt-prÜKciititiv-Systems,  ''jedncli  olmo  all- 
?*»mciut'S  Stimmrecht),  iudeiu  er  drei  \  orteile  desöelbeii  hervorhebt. 
Knitena  komiueu  durch  die  Teiliiabuiü  \  ioler  an  den  Staatsancjelr^^en- 
heiten  .Be^^tandteile  dcü  Volke»  in  Staate  zu  der  ihnea  t,'ebühreudcn 
Geltuüg,  ohne  daß  eine  wesentliche  Änderung  in  den  iül^'cincinen  Grund« 
Ugon  odtf  Begierungsfonnen  nötig  i^^äre.  Zweitens  gelangen  dnxeh 
die  BeptSaentation  die  ZostSnde  des  Landes  sor  K^uitnia  der  hOchaten 
StaatihehOrden.  Drittens  fordere  die  ReprSoeniation  Erftfte  an  den 
Tagt  ^e  aonat  im  Verborgenen  geblieben  wftren,  endlich  aei  durch  das 
BepiflaentatiY'Systetn  «Velksherrachaft'*  auch  m  grollen  Reichen  mOglich 
gevoiden. 
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Eine  solche  Verteidigung  dea  Repräaentativ-Systems  war  nicht 
fiberflOuig  gegenüber  heftigea  AagrifiFen,  denen  deaeelbe  von  Anderer 
Sttte  ansgeeetst  war;  «Die  T&uaehungen  des  ReprftaentatiT-Sjatenis«^,  so 
betitelte  Karl  VoUgraff,  Profenor  in  Marburg,  eine  Schrift  CISSS),  in 
welcher  er  den  Beweie  an  fahren  eaeht,  «dafi  dieses  Bystem  nicht  da» 
geeignete,  rechte  und  ieitgemA6e  Mittel  ist,  den  BedflrlhiSBen  unserer 
Zeit  au  b^gneni*.  VoUgraff  tritt  für  ständische  Vertretung  ein^  aller- 
dingB  für  :iretuug  aller  im  Staate  bestehenden  Stände  und  Volk»> 
sohiohteni  doch  so,  daü  jede  dieser  Vortretungen  „beparatim**  mit  der  Re- 
gierung Terhandlc.  Seit  dem  Jahre  1848  verstummte  diese  ^ständische» 
Opposition  fjcgon  das  RcprHsnntitiv-Sjstf^Tn  immer  mehr.  dafTCiren  dauerte 
die  Opposition  <;i'^'eu  das  ;i  1 1  o  711  o  i  n  o  Wahlreclit  bis  m  <1if»  70er 
Jahre  und  üeli  sich  auch  durch  die  Einführung  desselben  im  Norddeutschen 
Bund  und  sodann  im  deutschen  Reich  nicht  irre  machen.  Mo  hl  blieb 
ein  Oegnor  iles  allgemeint.'n  Stimmrechts;  die  Eintahruatj  desselhi-n  im 
lionldentacht'U  Bunde  und  zum  deutschen  ZoUparlamenl  erinlit  il.a  mit 
heftigem  Unmut.  Unbestritten  bleibt  selbst  im  besten  Fall'',  sa^t  er, 
«dafi  die  Einführang  des  allgemeinen  Stinunreohts  in  Deutschland  eine 
hOchst  bedenkliche,  ihrem  wahren  Wesen  nach  nnd  in  ihren  weiteren 
Folgen  nicht  weiter  erwogene,  sondern  eine  aar  aufdenBrfolg  des 
Augenblickes  berechnete  genialkecke  Mafiregei  war,  an 
welcher  wir  und  unsere  Nachkommen  nach  aller  menschlichen  Wahr» 
scheinlichkeit  schwer  sn  leiden  haben  werde**.  Die  Wahl  der  Repift' 
sentanten,  meint  er,  soll  nicht  aus  alhj^emrinrr  Abstimmung  hervorireheii, 
nichtsdestoweniger  aber  soll  die  BeprSsentation  «dem  Grundsatze  d^ 
Vertretunpr  der  Gesamtheit"  Rechnung  tragen.  Zu  dief^em  Zwecke  ver- 
langt er,  daß  der  neuere  reprslsentntivp  Staat  „fromdariigen  LrMTr.'jten 
frtiherer  Zustände"  die  AufiKihme  in  dm  ncum  Kähmen  versage.  Kr 
ta^lelt  es,  daß  man  in  die  lin/pnlsentation  des  modernen  Refhtsstruitcs 
Repräsentanten  ahrj.^gtorbener  staatsrechtlicher  Institntioneu  und  Korpcr- 
schalten  unlualiiu,  and  daß  sich  in  denselben  ^der  konstitutionelle  Grund- 
gedanke dea  Staatsbürgers  keineswegs  ganz  durchgearbeitet  hat".  Diese 
»fUsehe  Bildung  der  Volksrertretungen  sei  aus  einer  unriohtigen  Auf- 
£uenng  der  Organisation  des  Volkes,  seiner  Bechte  und  seinv 
Interessen  hervorgegangen,  mit  einem  Worte,  aus  einer  falschen  Auf- 
fassung  der  gesellschaftlichen  Gliederung  des  Volkes"*. 

Sowie  er  in  seiner  Theorie  der  Gesellschaft  darauf  aufmerkaan 
macht,  »daß  swischen  dem  Einaelnen  und  der  Qesamtkraft  und  TOtt  beiden 
wohl  unterschiden  noch  ein  ganaes  weites  Gebiet  menschlicher  Zustände 
liegt,  welches  ebenfalls  seine  Gesetze  hat,  d.  i.  die  Gesellschaft*:  so 

verlangt  er,  daß  dieser  «gesellschaftlichen  Glied«-run^'-  in  der  Bopräsca- 
tation  ein  wahrer  Ausdruck  gegeben  werde.  ^Die  Vertretung  soll  keine 
▼on  der  Wirklichkeit  Terschiedenen  Verhältnisse  erseugen  durch  ein 
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künstlich  dem  eiuea  oder  dem  andern  VerhältoiMe  gegebenes  Über- 
gewicht. 

Die  Wahlen  „nach  preographischou  Bezirken  uml  uach  der  bloRea 
Volksiueüge-*  geben  aber  keiu  treues  Abbild  der  Gesamtheit  des  Volkes. 
Bei  einem  solchen  Wahlmodua  sind  es  „wesentlich  zwei  Gattungen  von 
Fenonen,  die  die  gröOte  Autnoht  haben,  in  die  Vertretung  gewählt  zu 
werden".  Erstens  «lantoi  um  nieht  su  sagen,  Torlaute  Tadler  der  Re« 
gioung,  gewöhnlich  Advokaten  oder  sonstige  miOgelaunten  Studierte. 
Zweitens  aber  haeohtisohe  Anhänger  der  Begienmg,  abbftndige  Beamte, 
oder  die  et  weiden  wollen*.  Auf  solche  Weise  kommen  Vertretungen 
itt  Stande,  in  denen  „die  wahren  und  groDen  gesellschaftlichen  Erdse** 
nicht  vertreten  sind. 

Bedentong  des  allgemeinen  Wahlrechte« 

Eine  Üheoretische  Begründung  des  allgemeinen  Wahlrechts^ 
wie  sie  hanfig  versucht  wurde,  ist  unmöglich.    Denn  die  Be- 

gründim^^  mit  der  Gleichheit  der  Meubchen  ist  hinfallig,  weil 
diese  Gleichheit  koiiie  Wahrheit  ist.  Die  Menschen  sind  eben 
nicht  gleich.  Die  Folge  aber  dieser  Ungleichheit  ist,  daß  heim 
allfjeraeinen  Wahlrecht  ein  Schlaukopf  Millionen  hinters  Licht 
fuhrt,  wie  das  das  französische  Plebiscit  beweist,  wodurch  Na- 
poleon IIL  sich  zum  Kaiser  der  Franzosen  wählen  ließ. 

Will  man  das  allgemeine  Wahlrecht  damit  befinden,  daß 
das  Gesetz  der  Ansdruek  des  allgemeinen  Willens  sein  mflsse 
und  dieser  allgemeine  Wilh»  sich  doch  nicht  anders  äußern 
könne,  als  durch  daa  uUgeiuoino  Wahlrecht:  so  ist  das  womöglich 
ein  uocli  größerer  Fnsinn.  Denn  ein  allgemeiner  Wille,  ein 
Oesamtwille,  wie  die  Juristen  sagen,  ist  eine  Phantasmagohe: 
es  gibt  keinen  solchen.  Jedes  Volk  besteht  aus  einer  Anzahl 
sozialer  Kreise  nnd  Gnippen.  Jede  derselben  hat  ihre  eigenen 
Interessen.  Diese  erzengen  Strebnngen,  die  sich  in  den  vielen 
hidividnalwillen  Ausdruck  zu  veschaffen  suchen.  Da  diese  In- 
teressen notwendigerweise  verschieden  und  einander  widerstrei- 
tend sind,  80  sind  diese  StrelHUi^rn  verschieden  und  diese  Willen 
verschieden.  Daher  gibt  os  in  keiiit^iu  NOlke  einen  einheitlichen 
<jesamtwillen.  Und  das  Resultat  einer  allgemeinen  Wühl  ist 
nur  der  Ausdruck  des  Willens  der  W  ah  Im  acher,  aber  nicht 
der  Wähler,  die  immer  nur  Stimmvieh  sind. 
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Kurz  uud  gut,  was  die  doktrinären  Verteidiger  des  allge- 
meinen Wahlrechts  als  dessen  Zweck  wollen,  das  wird  sowie 
die  Dinge  heute  stehen,  nicht  erreicht  und  wenn  man  vom 
Standpunkt  solcher  Doktrinen  das  allgemeine  Wahlrecht  beur- 
teilen sollte,  müßte  mau  es  als  die  dünimbte  Eiuriclitimg  im 
Staate  Aordainiiieii. 

Tatsächlich  ist  das  allgemeine  Wahlrecht  weder  in  der 
Vermmtt,  noch  in  der  Sittlichkeit  oder  irgend  einer  andern 
«Idee*'  begründet,  sondern  einfach  der  Ausdruck  des  Strebens 
der  bisher  rechtlosen  Volksschichten  an  den  durch  den  Staat 
Termittelten  Gütern  des  Lebens,  an  der  Freiheit,  an  der  Macht 
und  dem  Lebensgenuß  Teil  zu  nehmen,  ünd  dieses  Streben 
ist  insoweit  berechtigt,  insoweit  diese  Volksschichten  eine  flacht 
repräsentieren,  und  wiid  es  mit  dem  Anwachsen  dieser  ]^ lacht 
immer  mehr  werden.  Ob  aber  gerade  die  Form  des  allgemeinen 
Wahlreclits  das  geeignetste  Mittel,  die  berechtigten  I'ordenmgen 
der  breitesten  Volksschichten  zu  befriedigen,  sei,  darüber  herr- 
schen noch  sehr  begründete  ZweifeL 

Gerade  aus  dem  Lande  des  ältesten  allgemeinen  Wahlrechts 
in  Europa,  aus  Frankreich,  gelangen  heute  Stimmen  in  die 
Öffentlichkeit,  welche  das  .amorphe"  Wahlrecht  scharf  kriti- 
sieren imd  auch  in  Deutschland  werden  gegenüber  dem  allge- 
meiiieji  \\  ahlreelit  zahlreiclio  Stimmen  laut  nach  einer  .borutV- 
genosseusehaftlichen'  Organisation  des  Volkes  uud  einem  auf 
derselben  basierten  Wahlrjcht. 

Die  doktrinäre  Begründung  des  allgemeinen  Wahlrechts 
wurde  übertrumpft  durch  Forderungen,  die  aus  denselben  Prin- 
zipien der  Freiheit  und  Gleichheit  der  Menschen  abgeleitet,  das 
allgemeine  Wahlrecht  als  ein  Werkzeug  der  Knechtung  und 
Bediiickuug  der  ^liuoritiiit'u  hLu.stellteii.  Stuart  Mill  ward  es 
leicht,  in  einem  doktrinären  Buche  über  «die  Freiheit'*  zu  l>e- 
weiseu,  daß  ,der  Wille  des  Volkes  tatsächlich  gleichbedeutend 
sei  mit  dem  Willen  des  zahlreichen  oder  rüJirigsfcen  Teiles  des 
Volkes;  mit  der  Mehrheit  oder  der  Partei,  der  es  gelingt, 
sich  als  die  Mehrheit  au£&udrängen*.  ünd  in  seinen  ,  Betrach- 
tungen über  die  BepräsentatiT-Ver&ssung"  bezeichnet  er  die 
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auf  dem  iillgeiueinou  Waklreclit  beruhende  „üemokr.itio,  wie 
'  sie  gewülmlich  angefaßt  und  bis  jetzt  ausgefülirt  worden*, 
als  eine  ,  Regierimg  des  ganzen  Volkes  durcb  die  ausschließlicli 
Tertretene  Mehrheit  des  Volkes**.  Eine  solche  Regierung, 
meint  ^lill,  sei  «eine  Begierung  des  Vorrechts  zu  Gunsten  der 
Kop&Aehrheii,  welche  in  Wirkliahueit  allein  eine  Stimme  im 
Staate  besitzt  Bas  ist  die  unvermeidliche  Folge  der  Weise 
in  welcher  die  Stimmen  zur  gänzlichen  Stimmenbesei- 
tiguuguui,^  der  M Inder lieiteii  gegen w:irti«j;  abgegeben 
werden-.  Daiiiit  w^ar  das  bisherige  allgemeine  Wahireelit  mit 
der  Majoritätöentsciieidung,  vom  Stiindpuukt  der  Freiheitsdok- 
trin, von  dem  aus  es  begründet  wurde  —  gerichtet.  Was 
maßte  nun  gescheu,  um  dos  offenbar  gewordene  Gebrechen  des 
allgemeinen  Wahlrechts  zu  heilen?  Man  mußte  auch  den  yon 
d«n  tyrannischen  Majoritäten  überstimmten  Minoritäten  eine 
Vertretnng  zuerkennen.  Zahlreich  sind  die  Vorsclililge,  welche 
diesem  Zwecke  gemacht  wurden;  einige  derselben  wurden 
auch  tu  einigen  Ländern  im  Gesetzgebungswege  eingeführt. 


Mi  iiori  tait'uvertretung:. 

Schon  Victor  Considdrant  (IBOd— 1893)  hat  den  seither 
so  häufig  wiederholten  Vorschlag  gemacht,  daß  die  Gesamtheit 
der  Wahler  sich  nach  ihren  Parteiprogrammen  gruppieren  und 
daß  die  Zahl  der  zu  wählenden  Volksvertreter  yerhaltnismäßig 

auf  diese  Gruppen  verteilt  werde,  um  aiii  diese  Weise  auch  den 
Miüoritätsparteieu  eine  ihrer  Zahl  eutsj)rerbende  V  ertretung  zu 
Teil  werden  zu  lassen.  Ein  von  Mill  sehr  empfohlener  V^or- 
scblng  von  Thomas  Hare  ging  dahin,  eine  Mindestzahl  von 
üblem  festzuhalten,  (z.  B.  500)i  welche  berechtigt  ist,  einen 
Vertreter  zu  wählen;  jeder  Kandidat  nun,  der  eine  solche  An- 
zahl von  Stimmen  erhalt,  erscheint  als  gewählt,  gleichviel  ans 
^  viel  und  welchen  Wahlkreisen  des  ganzen  Landes  er  diese 
Stimmen  erhält.  Auf  diese  Weise  würden  auch  die  kleinsten 
Minoritäten  verschiedener  A\  alilkieiae,  durch  Summierung  ihrer 
Stimmen,  ihren  Vertreter  erhalten  können. 
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Ein  dritter  VorscliLiLC,  der  1854  zuerst  von  Lord  ]\nssel 
dem  englischen  Piirlament  gemaclit  wurde  und  den  mau  als 
, eingeschränkte  Stiinmgebung«  (vote  limite)  bezeichnet,  geht 
dahin,  von  einer  Mehrzahl  der  in  einem  Wahlkreis  zu  wühlen- 
den Vertreter,  jedem  Wähler  nur  das  Stinmirecht  f&r  einen 
größeren  Teil  derselben  einzoräumen.  Wenn  also  z.  B.  drei 
gewählt  werden  sollen,  nur  auf  zwei  stimmen  zu  lassen,  um 
es  der  Majorität  unmöglich  zu  raacheu,  alle  drei  \'ortrerer  aus 
ihrer  Partei  zu  wählen,  uud  der  Minorität  auf  diese  Weise  es 
zu  ermöglichen,  von  ihren  Kandidaten  wenigstens  einen  durch» 
zubringen. 

Ein  Tierter  Yorschlag  Ton  James  Garth  Marschall  (1853) 
geht  dahin,  denselben  Zweck  mittelst  gestatteter  Stimmenhäufhng 
(vote  cumulativ  oder  accumule)  zu  erreichen.  Auch  dieser  Vor- 
schlag hat,  wie  der  vorhergehen  de.  zur  Voraussetzung  eine 
Listf^nwahl,  d.  i.  eine  Wahl  mehrerer  N'ertreter  aus  eiueui  Wahl- 
kreis. Nach  diesem  Vorschlag  soll  aber  dem  einzelnen  AVähler 
gestattet  sein,  statt  z.  B.  drei  Kandidaten  ZU  nennen,  alle  drei 
Stimmen  auf  einen  Kandidaten  abzugeben.  Dadurch  soll  es 
der  Minorität  ermöglicht  werden,  ihren  Kandidaten  (uidem  sie 
auf  die  Nennung  mehrerer  yendchtet)  durchzubringen,  da  doch 
die  Majorität  bestrebt  ist,  ihr  Übergewicht  benutzend,  alle  drei 
aus  ihren  Auhiinger  /u  wählen.  Durch  stiinnienhänfnng  auf 
einen  Kamlidaten  wird  da  der  Minorität  die  M»mlie)ikeir  ge- 
geben,  der  Majorität  ein  wirksames  Gegengewicht  zu  schalfen. 

Unter  Listenwahl  (Listeuskrufciiiium)  veristehl  mau  dasjenige  Ver« 
fahren,  wonach  ein  W^UcOrper,  d.  h.  die  Wahlberechtigten  eines  Wahl- 
kreises mehrere  Vertreter  zn  wählen  haben.  Disse  Lutenwahl  ist  in 
neuerer  Zeit  in  verschiedenen  LSndem  in  vencbiedener  Absieht  einge- 
fahrt  worden.  Am  bekanntesten  ist  der  Vonchlag  Gambetta^s  {1881\ 
die  Deputierten  fftr  die  Beputiertenkanuner  nicht  einsehi  von  den  eia- 
sehien  Arrondissements,  sondern  von  den  Departements  in  dar  Wedss 
wählen  zu  lassen,  da6  die  Wähler  ganzer  Departements  als  ein  WaU- 
körper  auf  mehrere,  d.  i.  auf  eine  ganze  List'  stimmen  (scrutin  »lo  liste). 
Erst  1885  wanl  in  Frankreich  mit  diesem  Wahlmodus  ein  Versuch  ge- 
m;i(  1  t,  (loch  ^'ab  man  scliou  1889  denselben  ganz  auf.  Auch  in  Italien 
machte  man  in  neuester  Zeit  einen  Versuch  mit  dem  Listenskmtimum. 
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In  Österreich  bestand  bisher  das  Listenskrutinium  in  einzelnon  Län- 
dern and  Kurien.  S'i  /.  B.  wiihltf'n  die  Oror:j]:rnnd>>f3itzer  in  l>nhmP!i 
in  oiniiren  Wahlkörpeni  in  jedem  mclireie  Abgeordnete;  auch  wiihlteii 
•'iniLT«'  Hiuiilelslcnramern  zw^i  Abfroordiu  t^.  Ira  allgemeinen  ist  Einzel- 
walil  outsprechfiidrr,  wenn  es  sich  darum  handelt,  natürliche  soziale 
liruppea  solche  W'rtreter  wählen  zu  lassen,  welche  tatsächlich  ihr  Ver- 
trauen besitzen;  während  eine  Listenwahl  komplizierte  Verhältnisse 
TorftttMetst  und  auf  beTorreehtete  enge  Klaueii  oder  Ktui^  berechnet 
)it,  die  Bich  leicht  Aber  eine  Lifte  Temtftndigen  können,  also  s.  B.  ein 
enger  KreiB  von  Höchstbeateuerten  oder  FideicomiBbesitsern  einet  Landes. 
3ßt  den  Fortwbfitten  des  Prinzips  der  allgemeinen  Wahlen  ntuS  das 
Listenskrutiiiium  immer  mehr  sohwinden  und  die  Eäntelwahl  kleiner 
Wahlkreise  die  Oberhand  gewinnen.  Wenn  man  großen  WKhlerkreisen 
bei  allgemeiner  Wahl,  wie  das  in  Frankreich  geschah,  zumutet,  gleich 
mehrere  Vertreter  zu  wählen,  spekuliert  man  dabei  offenbar  darauf,  die 
LokalffröGen  („Kirchturmpolitiker")  zurückzudrängen,  dagegen  die  „ge- 
werbsmäßigen Pnlifik'  T"  die  im  Stande  sin<l,  ^;ich  durch  Zeitungen  Re- 
klame zu  machen  oder  I  irch  kostspielige  Agitatioueu  um  Mandate  sieh 
bewerben,  su  begQnstigen. 


EinführuDg;  der  MinoritätsTertretuug* 

Einige  obiger  Vorschlage  wurden  hie  und  da  von  euro- 
paischen  und  auch  amerikanischen  Gesetzgebungen  anf<^egriffen 

imd  üire  praktisc  lie  Durcliführung  vorsucht.  So  wurde  in  Däne- 
mark ri^5o)  anf  die  (indirekte')  Wahl  eines  Teiles  der  Mitglieder 
des  Landthiugs  ein  künstliches  Verfuhren  angewandt,  welches 
auch  der  Minorität  fnnrh  dem  Hare'schen  Vorschlag)  die  Wahl 
eines  Yertretera  ermöglicht  Ebenso  wurde  in  Ungland  in  dem 
Walilreform-Gesetz  von  1867  fUr  städtische  Wahlbezirke,  auf 
welche  drei  Vertreter  entfallen,  die  Stimmabgabe  nur  für  zwei 
festgesetzt,  um  auf  diese  Weise  für  den  (dritten)  Kandidaten 
der  Minorität  Platz  zu  schaffen.  Diese  Reform  war  aher  in 
En<;lan(l  solir  knrzlohig,  dünn  sie  wurde  liei  Gelegenheit  der 
Wahlreform  von  ISHi»  wit^der  beseitigt.  In  Itstlion  hat  das 
Ei^riment  mit  dem  Listenskrutinium  und  hoschräDkter  Stüuni- 
gebung,  zu  Gunst^  der  ^linoritäts-Kandidaten,  nur  kurze  Zeit 
(1882 — 1891)  gewahrt  Man  ist  da  zu  den  einstelligen  Wahl» 
kreisen  zurückgekehrt   In  Spanien  hat  sich  die  beschränkte 
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Stiumigebuug  seit  dem  Wahlgesetzt  von  1878  erhalten.  Für 
eine  bestimmte  Aiizahl  von  Sitzen  in  den  Cortes  werden  da 
auch  solche  Vertreter  zugelassen,  die  in  mehreren  W  ahl  kreisen 
zusammen  lO-CMH)  Stimmen  erhalten.  In  Württemberg  wurden 
^Yerhältniswahieu«  eingefOhrt  (1906)  (Minister  Mittnacht's 
Gesetzentworf). 

Mittelbare  (indirekte)  Wahlen. 

Derselbe  zwingende  (  Jnmd.  Ii  her  die  Aiisübuujj!;  der  (ie- 
setzgebuug  und  die  Dehundluug  der  btaatsgeschütte  unmittelbar 
durch  das  ganze  Volk  unmöglich  macht  und  zum  KepäsentatiT- 
System  drängt:  derselbe  Orunii  könnte  auch  für  die  Jiänrichtiiiig 
indirekter  WaMen  der  Yolksvertreter  geltend  gemacht  werden. 
Denn  wenn  die  Wahl  eines  Vertreters  nur  dann  einen  Sinn 
hat,  wenn  die  Wähler  ihren  Vertreter  kennen,  d.  K  wenn  sie 
Avissen,  wen  sie  wählen,  was  doch  die  Voraussetzung  eines  jeden 
Vertraut'iisverliültiiisses  ist:  so  folsft  daraus  notweudij^erweise, 
dal)  nur  eine  W  alil  in  einem  beschränkten  lokalen  Umkreis, 
ui  welchem  es  noch  möglich  ist.  daß  die  Wähler  ihren  Kan- 
didaten kennen,  einen  Sinn  haben  kann.  Da  nun  aber  in  einem 
Großstaate  die  Zahl  solcher  lokal-beschrankter  Wahlkreise  eine 
zu  große  wäre  nnd  eine  zu  große  Anzahl  Ton  Abgeordneten 
ergeben  würde:  so  muß  sich  ja  yon  selbst  das  Korrektiv  dieser 
ünzukömmlichkeit  aufdrängen,  nämlich  die  allzu  zahlreichen 
Erwählten  der  kleinen  Wahlkreise  zu  Wählern  der  eigentlichen 
A 1  »geordneten  zu  niarlieu.  Da  überdies  angenommen  werden 
muß,  daß  diese  Wahiiu  inmr  im  Durclischuitt  teils  ein  intelli- 
genteres Element  darstelKn,  ids  die  Masse  ihrer  Wähler,  teils 
yiel  kleinere  Kreise  von  Wählern  bilden,  welche  sich  über  die 
Person  des  Kandidaten  leichter  verständigen  und  orientieren 
können:  so  ist  ja  vom  Standpunkte  einer  rationellen  Wahl- 
technik eine  solche  mittelbare  Wahl  gewiß  der  unmittelbaren 
(direkten^  \  orzuziehen.      Denn  soll  durch  die  letztere  ein  ak- 

*)  Tfttsächlich  siod  ja  in  4er  «uropiiMh«!!  Helaut  Ae»  wUgumitmm  WaUredkla,  im 

Frankreith,  zuerst  17S9  ntnl  1791  nii<t!  Ibarvn  Wahlen  in  dffn  gcsot7';ehcn(?cn  Ktirpcr  orf:'- 
uisi«rl  wurden.  Ubcndrelu  ward  für  die  von  den  Urwibieru  xu  wiiblead«n  Wommäaner 
«in  CenMit  feitBcteUi  worden. 
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tionsfähiges,  also  nicht  aUznzahlreiches  Parlament  in  einem 
großen  Staate  gewählt  werden,  so  ist  die  Zusammenlegung  aus- 
gedehnter Territorien  zu  einem  Wahlkreise  und  in  Folge  dessen 
der  Übelstand  unvermeidlich,  daß  große  Wählern i  is^eu  auf  ihnm 
personlich  ganz  mn)ekauute  Kandidaten  Stimmen  müssen,  wobei 
de  ihre  Stimmen  blind  auf  demagogische  Schönredner,  Radau- 
helden  oder  gar  spekolatiYe  Geldsäcke  abgeben,  die  ihnen  durch 
gmietete  Agitatoren  teils  aofgeschwazt,  teils  mit  klingenden 
Gründen  empfohlen  werden.  Solche  nnsanhere  ümtriehe  sind 
ja  weniger  m  heförchten,  wo  die  zahlreichen  kleinen  Wahl- 
kreise die  ilmen  Ijekannten  \  ertrauensnianner  zu  A\  ulilmiluuern 
l)estellen,  deren  Stimme  zu  erkaufen  schon  schwierin^r  und  ge- 
fahrlicher ist  und  die  den  Volksvertreter  schon  eher  auf  Grund 
wahrhafter  Cberzeugong  von  dessen  Würdigkeit  wählen  können. 
Daher  kommen  denn  auch  indirekte  Wahlen  in  vielen  Staaten, 
insbesondere  bei  der  Wahl  republikanischer  Oberhäuser  oder 
Bnndesparlamente,  endlich  bei  der  Wahl  von  republikanischen 
Staatshäuptem  und  Bundespräsidenten  zur  Anwendung.  Fnd 
zwar  könneji  niittell)are  Wahlen  in  doppelter  W"eise  zur  An- 
wendung koiunieu,  entweder  in  der  Weise,  daß  mau  eine  ans 
Wahlen  hervorgegangene  Körperschaft,  die  ihre  anderweitige 
gesetzgeberische  oder  administrative  Bestimmung  hat,  zugleich 
als  Wahlkörper  erklärt,  dem  die  Wahl  der  Abgeordneten  für 
eine  hdhere  Körperschaft  zusteht,  oder  in  der  Weise,  daß  man 
zur  Yomahme  einer  Wahl  ein  Wahlmännerkollegium  ad  hoc 
bQdefc,  welches  mit  der  Yomahme  der  Wahl  seine  Mission 
beendigt 

Mittelbar  gewählt  und  swar  größtenteils  dureli  WahlmännerkoUe* 
gien  ad  hoc  wird  das  Oberhaus  in  Dänemark  (Landsthing),  während  das 

Gnt^rhaus  unmittelbar  gewählt  wird :  das  IransSsische  Oberliaus  (Senat)  ' 
irird  ebenf^ills  mittelbar  in  der  Weise  gewählt,  daß  in  jedem  Departe- 
ment ein  Wahlkoll^um  ad  hoc  gebildet  wird,  bestehend  ans  den  Ab- 
geordneten des  Deparmentt)  in  s  Cnterhaus,  den  Geueralräten,  Kreisriiten 
de«  Departements  nn<l  ad  hoc  f»cw{4hlten  Wahlraannorn  aus  den  Mtmi- 
zipalvertretungreu  (üeaet/,  v.  1884).  —  In  den  Verein i^'teu  Staaten  von 
Xordani-rika  wird  das  Uberhaus  fies  Kon^esses  (Senat)  durch  die  I^e- 
gislatnren  der  einzelnen  Staaten  gewählt.   (Jeder  Staat  wählt  zwei  Se- 
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uatoreu.)  Dag<-'i:«'u  \vt>nlen  in  Holland  tlit'  Mit^'lit'fler  (hs  OberhaoMe 
der  „Generaist auteu-  tintacii  durch  die  riovinzialräte  gewählt. 

In  PreuCi'ii  werJeu  schon  die  Mitglieder  der  «zweiten  Kiinnuer** 
nterhaus)  mittelbar,  d.  i.  durch  Wahlmäuner  gewählt,  welche  ihrer- 
äeit«  aus  einem  doppelt  ^durch  Zensus  und  Kla^enteUung)  beschränkten 
Wahlrecht  henrorgehen. 

In  Üsterreich  sind  die  1861  eingeführten  mittelbaren  Wahlen  der 
Abgeordneten  für  das  Abgeordnetenhaus  des  Reich&rats  durch  die  Land« 
tage  der  einseluen  Länder  1873  aufgehohoi  und  an  ihre  Stelle  unmii- 
telbare  Wahlen  eingeführt  worden;  doch  werden  da  noch  illr  die 
Landtage  die  Vertreter  der  Landgemeindea  mittelbar  gew&hlt,  indem 
Urwähler  Wahlmftnner  ad  hoc  wählen.) 

Staatshänpter  werden  flberall  mittelbar  gewählt:  in  Fkankrfddi 
durch  die  aar  «NationalTereammltmg*  vereinigten  beiden  Kanunem 
<d,  h,  Abgeordnetenhaue  und  Senat);  in  der  Schweis  durch  die  Ter* 
einigte  BundeBTeraammlung  (bestehend  ans  Ständerat  und  Nationalrat 
"aus  der  Zahl  des  von  deraelben  Biuidesversammlung  gewühlten  Tgliedri- 
gen  Bundesrates.  Die  Wahl  des  Präsidenten  der  \  C'*  iMi;j-ten  Staaten 
ist  eine  überaus  komplizierte.  Derselbe  wird  nämlich  durch  ein  Wahl- 
miinnerkollcgium  fcleef  cral  ( r  llci^e)  gewählt,  zu  welchem  jeder  dor  45 
Kinzclslaaten  so  viel  Wahlmänn*  r  wählt,  als  er  Abgeordnete  und  Sena* 
toreu  lür  die  Z^ationalreprüseutatiou  wählt. 

Sind  unmittelbare  Wahlcu  besser? 

\om  Standpunkt  also  de«  gesimdeu  Menschen verstaiuies 
nnd  der  Zweckinälügkeit  wären  mittelbare  Wahlen  den  nnmit- 
telbareu  vorzuziehen.  Allerdings  müßte  auch  bei  diesen,  wenn 
sie  ein  ers]>rießliches  Resultat  ergeben  sollten,  eine  Voraussetzung 
eintreffen,  welche  auch  bei  unmittelbaren  erwünscht  wäre,  aber 
leider  weder  bei  den  einen  noch  bei  den  andern  einiri£Et,  d.  L 
Verstand,  guter  Wille  und  Selbstlosigkeit  der  Wähler.  Träfe 
fliese  Voraussetzujig  ein,  dann  wäre  es  gleichviel,  oh  man  nn- 
mittel V>ar  oder  mittelbar  wälilt,  und  letztere  Art  wäre  jedenfalU 
vorzuziehen.  Da  eben,  wie  u;esairt,  jene  \ uraiisst'tziing  leider 
nicht  eintrilFt,  sondern  in  tier  praktischen  Politik  Eigeuiuteresse 
das  Motiv,  Böswilligkeit  gegenüber  den  gegnerischen  Parteien 
eine  nur  allzu  häutige  Gemütssiimmnng  ist,  die  überdies  den 
in  der  Politik  sich  Betätigenden  den  gesunden  MenschenTerstand 
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trübt:  so  kann  das  nach  nüchtern  logischer  Berechnung  zu 
erwartende  Besaltat  der  Wahlen  nicht  erreicht  werden,  ob  man 
mittelbar  oder  unmittelbar  wählt  Da  man  es  aber  auf  diesem 
Gebiete  mit  den  Künsten  und  Listen  muclitigerer  Parteien  zu 
ttm  hat,  welche  diircli  ihre  agitjitorischen  Umtriel)e  das  Resultat 
der  A\  alilen  zu  ihren  Gunsteu  uud  eigeiiuützigeii  Zwecken  zu 
korrumpieren  streben,  welche  Künste  uud  Listen  auf  eine  kleine 
Zahl  vo!i  Wahlm^nnern  offenbar  leichter  in  Anwendung  gebracht 
werden  können,  als  auf  zahlreiche  Massen  von  Wählern:  so 
erklärt  sich  daraus,  daß  heutzutage  die  radikalen  Parteien  Uberall 
«unmittelbare  (direkte)  Wahlen«  verlangen,  um  jenen  Künsten 
und  Listen  der  herrschenden  Klassen  eineu  g;i)ßern  Widerstand 
eiitgeijeu setzen  zu  köunen.    Im  1  Im  1*1  ick  nun  auf  ein  vernünf- 
tiges Kesulüit  der  Wahlen  ist  dieser  Kalkül  ganz  gewiß  falsch. 
Denn  mit  der  Zahl  der  Wähler  wächst  keineswegs  weder  ihr 
Verstand  noch  ihr  guter  Wille.    Ln  Gegenteil  ist  es  eine  auf 
Beobachtung  und  Erfiahrung  begründete  Wahrheit,  daß  ,die 
Quantität  der  Klugheit  einer  Versammlung  in  umgekehrt  pro- 
portionalen Verhältnisse  steht  zur  Anzahl  der  anwesenden  Men- 
schen, d.  h.  daß  die  durchschnittliche  Weisheit  einer  Versamm- 
lung abnehme,  je  größer  die  Zahl  der  daran  Teilnehmenden 
ist**.*)    Tausend  W^ähler   sind  jedenfalls   dümmer  als  hundert 
und  auch  allerhand  bestialische  Instinkte  bemächtigen  sich  viel 
leichter  der  großen  Masse,  wie  des  kleinen  AV'ahlaussclmsscs. 

Aber  dezyenigen  Parteien,  die  allgemeines  immittelbares 
(direktes)  Wahlrecht  Terlangen,  handelt  es  sich  ja  gar  nicht 
darum,  eine  Ternünftigere  Vertretung  zu  erzielen,  sondern 
die  Machtstellung'  herrschender  Minoritäten  zu  bekämpfen,  m 
welchem  Zwecke  das  allgemeine  unmittelbju*e  AVahlrecIit  uuter 
Umständen  ein  geeignetes  Mittel  beiu  kann.  Ein  probates  Mittel 
zu  diesem  Zwecke  aber  unter  allen  Umständen  ist  es  keines- 
wegs. Mit  dem  suffrage  universel  konfiszierte  Napoleon  III.  die 
politische  Freiheit  Frankreichs  zu  Gunsten  seiner  nichtsnutzigen 
Selbstherrschaft,  und  dieselben  Massen  wären  um  ein  Haar  bereit 


*)  Ken:  Ueber  die  AeuC^erung  des  Volk«wm«n«  in  der  Demokratie  to^),  S.  67. 
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gewesen,  einen  Phrasenhelden  und  Abenteurer  wie  Boulanger 
auf  den  Schild  za  erheben,  wie  es  flberhaapt  ganz  unberechen* 
bar  ist,  zu  welchen  selbstmörderischen  Narrheiten  sich  die  Mas- 
sen, die  immer  dumm  sind,  weil  sie  eben  Massen  sind,  verführen 

lassen  können.  >Ni(lit  :ilso  als  einen  vernünftigen  und  zweck- 
]näl]i<,'oii  Median isnms  diirf  man  das  allgemeine  nniuittoll)are 
Wahlrecht,  weleiies  heute  immer  mehr  an  Terrain  gewinnt, 
betrachten,  sondern  als  ein  Mittel,  dessen  sich  politische  Par- 
teien, aher  auch  der  Absolutismus  nnd  Klerikalismus  im  Kampfe 
um  die  Herrschaft  bedienen,  wobei  auf  die  Dummheit  der  Massen 
allseits  gerechnet  wird. 

Der  geistige  Kontiikt,  in  der  eine  Masse  an  einem  Orte  versam* 
mcltor  Menschen  sU  einander  tritt,  potenziert  keineswegs  ihre  Gesamt- 
iutelligenz,  sondern  drückt  dieselbe  erbeblich  heruuter.  Je  zahlreicher 
die  TersaTutnlnnET.  dos»o  ni''lr!«'-  r  ihre  «r^isfiff  Potfnz.  Das  ist  eine 
Tatsache,  die  von  vicku  moderucn  t-ozioln^cu  nchtifj  hcoViai  htof  nnd 
beleuchtet  wurde.  Das  Durchschnifctsniveau  des  DtMikens  der  Maase  ist 
weit  niedriger  als  das  Gedankenniveau  jedes  einzelnen  aus  dersellien, 
wenn  er  isoliert  ibl.  Das  ist  eine  Tatsache,  die  sich  sogar  au  kleinen 
Vewammlungen  z.  B.  ProfessorenkoliegieQ  leicht  erhärten  liiLt.  Daher 
anch  kleinere  Venammlungeu  und  gar  die  Hassen  bftuflg  auch  den 
blödesten  Schlagworten  und  den  dfiminsten  Fhnwen  Bdfltll  sollen.  Wenn 
nun  auch  YolksbÜdung  das  geistige  Niveau  der  Einseinen  beben  kann: 
gegen  die  Mawendammheit»  wdche  aas  der  bloßen  Tatsache  des  Eontakt* 
aahlreicher  IndiTiduen  entstebti  ist  kein  Kraat  gewaehseo. 


IVähler  und  Gewühlte, 

Man  hat  das  YerhaltniSf  in  welches  der  Abgeordnete  zu 
seinen  Wählern  tritt,  häufig  als  ein  Rechtsverhältnis  ähnlich 
dem  des  Mandanten  zu  dem  Mandatar  anffasson  wollen.  In 
friiliorcn  Jnhrlinndertcii.  wo  die  Kitterschaft  eint-s  ivreises,  statt 
sieh  in  corporo  zum  KeichBtag  zu  begeben,  einige  aus  ihrer 
Mitte  delegierte,  konnte  ein  solches  Verhältnis  Torlieg^.  la 
jener  Zeit  entstanden  auch  die  Instruktionen  an  die  gewählten 
Vertreter  (mandat  imperativ),  die  Cahiers,  an  welche  die  Depu- 
tierten zu  den  Stimdeversammlungen  gebunden  waren. 
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Mit  dem  Zusammenbruche  der  stiindiBeh  gegliederten  Ge- 
sellachaft  zur  Zeit  der  fhuizSsischeu  RevolutioiL  und  mit  der 
wBoai  atomistischen  Aoffiunimg  des  Volkes  als  einer  Summe 
gleicher  Individuen,  mußte  zugleich  die  Anschauung  entstehen, 
daß  der  Abgeordnete  keinerlei  Teil  dee  Ganzen,  sondern  die 
gHU/e  Nation  vertrete.  Als  solcher  durfte  er  offenbar  keinerlei 
Mandat,  k'iin  rlei  lustniktion  von  irgend  einem  Teile,  irgend 
euier  Gruppe  uder  einem  Wiililerkreibe  empfangen,  sondern  sollte 
sich  stets  als  Abgesandter  der  Nation  fühlen,  dem  Interesse  des 
ganzen  Staates  und  des  ganzen  V'olkes  dienen. 

Sonderbarerweise  war  es  eine  königl.  Erklärung  Ludwig  XYL 
Tom  23.  Juni  1789i  welche  diesen  Umschwung  der  Anschau- 
nngen  yerkOndete.    «Der  König,  hieß  es  darin,  kassiere  und 
annulliere  als  nichtkonstitutionell  und  dem  Staatsinteresse  ab- 
träglich alle  [{estriktioiieii  der  Mandate,  welche  die  Freiheit  der 
A)>geordiieten   hf'sclirrtuken''.     Die  Erklärung  genügte  damals 
uicht:  ein  heftiger  parlamentarischer  Kampf  tobte  in  der  Kon- 
stituante.   Mirabeau  rief  denjenigen  Abgeordneten,  die  sich  an 
ihre  Instruktioneii  gebunden  glaubten^  höhnisch  zu:  sie  brauchten 
nicht  gekommen  zu  sein,  es  genfigte  ja,  wenn  sie  ihre  Cahiera 
einschickten;  sie  mögen  nach  Hause  gehen  und  die  Cahiers  auf 
den  BSnken  zurücklassen.   Endlich  am  8.  >Fuli  17S9  erklärte 
die  konstituirende  Versammlung,  auf  AntnigTalloyraiid's  feierlich, 
daß  sie  sich  an  die  imperativen  Mandate  der  Cahiers  nicht  mehr 
gebunden  erachte.    Im  Dezember  1780  verbot  die  konstituie- 
rende Nationalversammlung  den  Wählern,  in  der  Zukunft  ihren 
Abgeordneten  imperative  Mandate  zu  erteilen,  „der  Wahlakt 
werde  der  eimdge  Bechtstitel  der  Vertreter  der  Nation  sein;  die 
IMheit  ihrer  Abstimmung  in  der  Yolksyertretung  werde  nicht 
mehr  behindert  werden  können,  durch  keinerlei  besonderes 
Mandat*.   Dieser  (»rimdsatz  überging  sodann  in  die  erste  Ver- 
fassung von  171)1,  wo  er  also  torniuliert  wurde:    .Die  Volks- 
vertreter ^reprcsentants)  werden  niciit  mein:  Vertreter  eine«  ein- 
zelnen Departements,  sondern  der  ganzen  Nation  sein;  es  darf 
ihnen  kein  Mandat  gegeben  werden*.  Damit  war  der  Umschwung 

OanpIowUs,  Allf.  Stuttreebt*  22 
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der  Auschauimgeii  sauktioiuert.  Alle  europäiacheix  Vertussimgeu 
wiederholten  seither  diese  Bestimmung. 

Belgitehe  VerfaBiang  1831.  Art  32:  .Die  Mitglieder  der  b^den 
Kammem  reprSaentieren  die  Nation  und  nicht  UoO  die  Frowins  oder  die 
Unterabteilang  der  Provins,  welche  ne  enunnt  hat*".  PreoGiache  Yer- 
fteaang  186(K  Art  88:  „Die  UitgUeder  beider  Kammern  lind  Vertreter 
dee  ganzen  Volkea  8ie  Stimmen  nach  tlirer  freien  Üheruragong  und 
sind  an  Anftrttge  vnd  Instruktionen  nicht  gebunden*^.  Ebenso  Art  29 
(1er  Torfassung  des  deutschen  Reiches  1871.  Das  österr.  St.-G.-G.  üb«" 
die  Reichsvertretung  1867  §  Iß  bestimmt  nur,  daß  ^die  Mitglieder  des 
Hauses  der  Abgeordneten  haben  von  ihren  Mitgliedern  keine 
Instruktionen  anzunehmen".  Die  Phrase  von  »ior  Vertretung  des  ^ganzen 
Volkes",  die  doeli  nur  eine  Fiktion  enthält,  ist  in  die  Osterr.  Ver£wi> 
äung  nicht  aufgenommen  worden. 

Wahlreeht  und  Wählbarkeit. 

Auch  bei  dem  ullgemeinen  Walilreclit  wühlen  selbstver- 
ständlich nicht  alle  Menschen  im  Staute,  sondern  nur  dieje- 
nigen, wolciien  die  \V  iililerqualitiit  zukommt,  welchen  das  Gesetz 
daa  Wahlrecht  zaerkennt 

Ausgesehloasen  Yom  Wahlrecht  waren  die  Frauen,  welcher 
Umstand  so  selbstreratandlich  war,  daß  darüber  keine  besonderen 
Bestimmungen  aufgestellt  worden:   ebenso  selbstverständlich 

waren  nud  sind  ausgeschlossen  Kinder,  IVrsoiioii.  die  gesetzlich 
als  nicht  im  Vo!lV»esitz  ihrer  goistiL^oii  Kräfte  beliudlich  aner- 
kannt sind,  endlich  Jünglinge  bis  zu  einem  gewissen  Alt«r. 
Das  Alter  aber  von  dem  an  die  politische  ^tündigkeit  beginnt 
oder  zum  mindesten  das  (sog.  aktive)  Wahlrecht  ausübt  werden 
darf,  schwankt  je  nach  Zeiten  und  Ländern  zwischen  dem  21. 
bis  24.  Lebensjahre.  Ein  anderes  allgemeines  Erfordernis  ist 
Staatsan^hdrigkeit:  Ausländer  haben  nirgends  das  Wahlrecht 
Allerdings  krtiiii'Mi  die  Bedingungeu,  unter  welchen  Jemand  als 
Staatsangehöri<^'^iM-  aiiLies^  lii'u  wird,  oder  die  Staat sannelifirigkeit 
erlangt,  versciiieclen  sein.  In  neu  kolouisierten  Ländern,  wie 
z.  ß.  in  Amerika  bis  in  die  neuesten  Zeiten,  ist  dazu  nur  ein 
yerhältnismäßig  kurzer  Aufenthalt  im  Lande  erforderlich;  in 
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ennqiBiBclien  Luidem  wird  ein  langjähriger  An&nihalt  imd 
amtliche  Erlangung  der  Katoralisation  verlangt. 

Doch  anch  die  Staatsangehörigkeit  allein  gibt  anch  heim 

Vorhuudeiiseiii  aller  übrigen,  zuui  Wahlreuht  erforderlichen 
Kigenschafteu  und  Bedingungen  noch  immer  nicht  das  Wahl- 
wht.  wenn  der  betreffende  nicht  in  dem  Wahlkreise  seit  län- 
gerer Zeit  domiziliert  und  bei  der  Wahl  anwesend  ist;  nur 
fereinzelt  kommt  da>s  Becht  Tor,  durch  Bevollmächtigte  zu  wählen» 

In  yieken  Landern  genügt  es  nicht,  die  materielle  Berech- 
tjgQng  zu  haben,  sondern  wird  obendrein  die  Formalität  der 
ISntrugung  in  permanente  Jahreslisten,  die  bei  den  Gemeinden 
in  Eridenz  gehalten  werden,  verlangt.  Aber  auch  wo  luaii  nicht 
so  weit  geht,  muß  doch  der  Wähler,  um  sein  Keclit  Husübeu 
zu  dürfen,  in  die  zum  Zwecke  der  Wahl  anzufertigende  \\  ahl- 
liste eingetragen  werden  und  trägt  er  selbst  die  Folgen  der 
Nichtoiutragnng  (Verlust  dos  AV^ahlrechts  bei  der  betreffenden 
Wahl),  wenn  er  .  in  der  gesetzlichen  Beklamationsfrist  sein  Becht 
nicht  geltend  macht. 

Das  Wahlrecht  (das  man  flberflOssigerweise  als  aktives  be- 
zeichnet) fällt  nicht  überall  mit  der  Wählbarkeit,  d.  h.  mit 
der  rechtlichen  Kigejischaft,  gewählt  werden  zu  können  (das 
man  auch  als  passives  bcz»  lehnet)  zusammen.  In  vielen  Ländern 
wird  diese  letztere  für  eine  höhere  Berechtigung  als  das  Wahl- 
recht 'j;oh  alten  uud  werden  für  die  Wählbarkeit  au  Der  allen  für 
das  Wahlrecht  erforderlichen  Eigenschaften  und  Bedingungen 
noch  einige  weitere  erfordert  und  zwar  ein  höheres  Alter,  häufig 
ein  höherer  Zensus.  Auch  wird  in  Ländern  mit  Zwei-Kammer- 
System  häufig  für  die  Wählbarkeit  in's  Oberhaus  ein  höheres 
Alt^»r   rt'ordert  als  für  die  in's  Unterhaus. 

Trotz  des  Ih'sitzes  aller  zum  Wahlrecht  und  zur  W Ühl- 
barkeit  erforderlichen  Eigenschaften  und  Bedingungen  wird  in 
Tieleu  Ländern  sowohl  ersteres  als  letzteres  für  inkompatibel 
erklärt  mit  gewissen  im  Staate  bekleideten  amtlichen  Stellungen 
oder  mit  dem  aktiTen  Militärdienst  Allgemein  in  allen  Staaten 
nud  endlich  ausgeschlossen  Personen,  die  wegen  gewisser  Ver- 
btechea  oder  Vergehen  yerorteilt  und  in  Folge  dessen  der-bür- 
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gerlicheu  Ehre  verlustig  wurden,  eudUcii  in  deu  meisten  Läuderu 
Personen,  welche  AnnaiunterstatKimg  genießen. 

If  alillnreise,  Wahlkdrper  ond  Walilorle. 

Voraussetzung  der  Durchführung  einer  Wahl  ist  di*'  Ein- 
teilung des  Staatsgebietes  in  Wahlkreise.  Weiin  m;iii  keine 
politisrhen  Xeboiiunsichteu  hat,  sondern  einfach  darauf  ausgeht, 
deu  Wählern  die  }>e3te  Gelegenheit  'm  geben,  die  Männer  ihre» 
Vertranens  zu  wiihlen^  so  beläßt  man  zur  Wahl  die  bestehenden. 
natQrlicben  £inteüungen  des  Staatsgebietes,  die  ohnehin,  da  sie 
zumeist  Grundlage  der  administrativen  Einteilung  sind,  auch 
die  administrative  Bewältigung  des  Wahlaktes  erleichtem.  £Sa 
zweites  Mittel,  um  ein  natürliches,  seinem  wahren  Zwecke  ent- 
!<prechendes  Wahlresultat  zu  erzielen,  ist  die  Eint^ihing  des 
SLiuitsge))ietes  in  raö«j:l ichst  kloino  W;ilil kreise,  von  denen  jeder 
nicht  mehr  als  einen  Vertreter  zu  wählen  hat.  Nur  auf  diese 
Weise  kann  es  erzielt  werden,  daß  die  Wählor  tatsiichlich  eine 
auf  eigener  freier  Dberzeugnng  beruhende  Wahl  rollziehen. 
Auch  wird  man,  wenn  man  diese  gerade  Absicht  hat,  die  na- 
türlichen gegebenen  Gemeinschaften  in  Land-  und  Stsdtg^ 
meinden,  großstädtischen  Bezirke,  Tndustrieorte,  zu  eigenen 
Wahlkreisen  machen  und  sich  liüten.  solche  natürliche  !*ozialt' 
Verscliiedonlieiten  mit  einander  zu  vermengen,  um  uiHiatürlirhe 
Übergewichte  der  einen  'irupjien  über  andere  herzustelieu. 
Schon  die  Schaifuug  großer  Wahlkreise  ersehwert  ja  die  Erzie- 
lung einer  wirklichen,  auf  eigene  Oberzeugung  von  der  Wür- 
digkeit des  Vertreters  beruhenden  Wahl :  die  Vereinigung  aber 
von  heterogenen  sozialen  Gruppen,  wie  z.  B.  Landgemeiudni 
und  Industrieorten  oder  Landgemeinden  und  Städten,  zu  ein- 
heitlichen Wahlkreisen  ist  zum  mindesten  eine  Ersehwernng  der 
Mt^liclikeii  einer  wahren  und  üirem  Zwecke  enUprecheuden  Wahl. 

Entscliieden  tendentiös  handelt  derjenige  He^etzgeber.  der 
die  Wahlkreise  so  gestaltet,  daß  in  denselben  künstliche  Vber- 
gewichte  der  einen  sozialen  Gruppen  Uber  andere  geschaffm 
werden  (Wahlkreisgeometrie!).   Wenn  er  Landgemeinden  mit 
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8tadteii  zu  dem  Zwecke  vereinigt,  um  je  nuch  der  Luge  der 
Verhältniflae  bald  den  Bauern  ein  Übergewicht  über  die  Städter 
oder  diesen  letzteren  über  die  ersteren  za  yerechafifen;  oder  wenn 
er  in  gemisditsprachigen  L8nd«n  solche  kfinstliche  Wahlkreis- 
Inldongen  dazu  benützt,  um  ein  beetimmiee,  im  Torans  bereeh- 
netes  künstliches  Wahlresultat  zu  Gunsten  der  einen  oder  an- 
deren Nationalität  zu  erzielen.  Tu  Staaten  luiii.  \m>  der  Oesetz- 
geber keine  Ursache  hat,  küustliche  Wahlkreise  zu  schaffen, 
bildet  er  aus  den  natürlichen,  von  selbst  sich  darhieteudeu 
territorial-sozialen  l^inheiten  (Gemeinden,  Kreisen,  Städten)  zu- 
gleich einheitliche  Wahlkörper.  Das  geschieht  zumeist  in 
Landern  des  allgemeinen  oder  auch  des  nur  durch  den  Zensus 
beschrSnkten  Stinunrechtes.  Wo  hingegen  der  Gesetzgeber  im 
Torhineui  auf  dem  Parteistandpunkte  einer  oder  zweier  verbün- 
deten Lvluissen  steht:  da  trachtet  er  durch  Aiifst^llung  von  Wahl- 
klassen (Kurien),  seiner  oder  deu  mit  ihm  verbündeten  Klassen 
ein  künstliches  Übergewicht  zu  schaffen.  Da  bilden  natürliche 
Wahlkreise  nicht  immer  einheitliche  Wahlkörper,  sondern  es 
serlallt  ein  Wahlkreis  in  mehrere  Wahlkörper-Partikel  und  aus 
Tiden  solchen  durch  viele  Wahlkreise  des  ganzen  Landes  zer- 
streuten Partikeln  werden  Wahlkörper  gebildet  Das  ist  künst- 
In^e  und  tendentiöse  Wahlpolitik. 

Allerdin^  wird  eine  solche  A\  ahlpolitik  damit  begründet, 
daü  das  einheitliche  Territorium  noch  keine  soziale  Kinbeit 
bedeutet;  daß  an  einem  Orte  sich  viele  soziale  Kreise  beiluden, 
mid  daraus  die  Notwendigkeit  sich  ergebe,  lui  Zahl  geringere 
scniale  Interessenkreise  Tor  dem  Übergewicht  der  an  demselben 
Orte  befindlichen  zahlreicheren  zu  sdiützen.  Tom  Standpimkte 
nun  der  an  Zehl  geringeren,  an  sozialer  Macht  überlegenen 
Kreise  ist  eine  solche  Begründung  und  eine  solche  Wahlpolitik 
allerdings  richtig  —  ebenso  wie  die  J\jrderünLr  der  vollkom- 
menen Knincidenz  der  A\'ahlkreise  mit  den  \\'uhlköri)ern  seitens 
der  zahlreicheren  sozialen  luteressenkieise.  Es  s])ieoeit  sich 
eben  in  dem  Gegensatze  dieser  Forderungen  der  soziale  Kampf 
zwischen  Besitzlosen  und  Besitzenden  ab  oder  doch  wenigstens 
zwischen  Klein-  und  Großbesitz. 
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Keben  den  Wahlkreisen  und  Waihlkorpern  spielt  auch  der 
Wahl  ort  eine  oft  nicht  unbedeutende  Kelle.  In  Eepiiblikeu 
und  Staaten  des  uHl^  ineiiieii  Walürechtes  versteht  es  <ivh  von 
selbst,  daß  die  VV  ulilkreisgememd3  den  Wahlort  bildet  und  wenn 
mehrere  Gemeinden  za  einem  Wahlkreis  verbunden  werden^  die 
grd0to  Qem^ndo  zun  Wahlorfc  bestimmt  wird.  In  Staaten  aber, 
wo  künstliche  Wablpolitik  getrieben  wird,  kann  aucli  die  Be- 
stimmung des  Wahlortes  dazu  dienen,  um  den  einen  sozialen 
Bestandteil  auf  Kosten  eines  andern  xu  begünstigen,  so  z.  B. 
wenn  für  Landgeirieindeu  eiü  von  ilmen  entfernt  lie>reii<ler 
Marktflecken  oder  eine  entlec^eue  Stadt  zum  Wahh»rt  l)estiuimt 
wird,  wodurch  den  Landgemeinde-Wählern  die  Stimmabgabe 
erschwert  wird. 

Das  zweifelhafte  Verdienst  der  Ertinduug  der  Wahlgeora«'trie  ge- 
bUurt  Amerika.  Dort  braehte  der  demokratiKshe  Politiker  Gerrj  zuent 
die  Methode  auf,  die  Wahlkreise  eo  su  gestalten,  damit  die  schwflclief« 
Partei  noeh  achwücher  werde.  Nach  ihm  nennt  man  die«e  Metode  in 
Amerika  Gerrymander.  Die  oktroiertea  Otterveicliilchen  Landtagt-Wabl« 
Ordnungen  von  1861  (Schmerling)  waren  auch  stark  nach  dieser  Methode 
gearbeitet  und  eine  Korrektur  durch  nachfolgende  Reformen  ist  noch 
lange  nicht  erfolgt.  (Vrgl  m.  Osten.  Staaterecht,  a.  AufL  1907.  S.  118.) 

Der  Wahlakt. 

Die  Yomahme  der  eigentiichen  Wahl  bietet  einerseits  mit 
der  Zunahme  der  Zahl  der  Wähler  immer  wachsende  Schwie- 
rigkeiten und  erfordert  andererseits  augesichtb  der  immer  ralii- 
nierteren  Affitatiouen  rlor  Parteien  immer  schärfere  Vorsichts- 
maßregeln, dalier  aucli  speziellere  und  verfeinerte  Vorschriften 
und  Bastimm uugeii.  In  irühereu  Jahrhunderten  })flegteu  Walilen 
in  dem  Iieutigen  Sinne  des  Wortes,  d.  i.  indLYiduelle  Stinunub- 
gabe  auf  einzelne  Kandidaten,  überhaupt  nicht  stattzufinden.  Auf 
den  Wahlversammlungen  der  Bitterschaften  eines  Kreises  ward 
der  Vertreter  des  Kreises  meist  auf  Vorschhig  dee  Vorsitzenden 
durch  Akklamation  bestimmt;  höchstens  daß  bei  mehrfachem 
Vorschlag  eiue  Abstimmini<T  durch  Hriiuleaufhebeu  «»»ier 
durch  ein  , Auseinandergehen-  der  Versammelten  «nach  rechts^ 
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und  nach  links'*  stattfand.  SelbstTerständlich  war  jede  solche 
Abstimmimg  öffentlich. 

Y<m  einer  solchen  primitiTen  Fonn  der  «Abetinmumg'^  eni- 
widkdt  sich  mit  der  Zunahme  der  Zahl  der  Wahler  eine  regel- 
rechte Wahl  dnrch  individnelle  Abgabe  des  Votnms  vor  einer 
zur  Voruahmo  der  Wahl  delegierten  Kommission.  Auch  diese 
Wahl  ist  anfangs  noch  mündlich  und  daher  öfleiitlich.  Sie  war 
in  England  bis  in  die  neueste  Zeit  die  allgcmoin  übliche.  Du 
bei  einer  solchen  Wahl  jedoch  soziale  Abhängigkeiten  ihren 
Einfloß  geltend  machten«  auch  die  Leichtigkeit  der  Kontrole  der 
Stimmal^he  die  Yerk&nfiichkeit  der  Stimme  ermdglicht«  so 
erhob  sich  gegen  diese  Wahlreform  zuerst  in  England  eine 
tiefgehende,  von  den  radikalen  Parteien  geförderte  Agitation. 
Maa  forderte  die  A))schatiuug  dieser  Wahlform  und  an  ihrer 
Stelle  die  Ei?ifü}inin<^  <les  .geheim^'U  Ballotö-,  d.  i.  die  Wahl 
mittelst  Stimmzettel,  welche  durch  die  Wähler  vor  der  Kom- 
mission  in  die  Urne  gelegt,  oder  sonst  wie  verdeckt  abgegeben 
werden,  ohne  daß  die  Kommission  oder  sonst  irgend  jemand 
in  dieselben  Einsicht  erlange.  Diese  Bewegung  erreichte  in 
Eogknd  ihr  Ziel  mittelst  der  Ballot-Act  1872.  Ein  Jahr  frOher 
schon  hat  Bismarck  ftir  das  neue  deutsche  Beich  das  allgemeine 
Wahlrecht  zum  deutschen  Keich.stag  mit  geheimer  Stimmabgabe 
eingeführt,  wie  denn  auch  in  den  meisten  deutschen  Eiuzel- 
staaten  die  Stimmabgabe  geh  im  ist.  In  Österreich  war  zunächst 
anf  Grund  der  Verfassung  1861  und  1S67  geheime  Wahl  für 
die  oberen  Knrien  (Großgrundbesitz  und  Städte),  mündlidi*^  imd 
SIfentUche  für  die  Landgemeinden  vorgeschrieben.  In  der  Folge 
wurde  auch  für  die  Landgemeinden  die  geheime  Wahl  vielfach 
verlangt  und  durchgesetzt.  Gegenwärtig  ist  das  allgemeine,  di- 
rekte, gleiche  und  geheime  Stimmiecht  zunäclist  für  den  Reichs- 
rafc  eingeführt  worden. 

DiSteu. 

Von  großer  Wichtigkeit  für  moderne  Volksvertretungen  ist 
die  Frage  der  Diäten  (Taggelder),  d.  i.  der  EnÜohnnng  der 
Abg^rdseten  filr  ihre  ,  Mühewaltung*  im  Parlamente.  Daß 
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von  solchen  Entlohnungen  zur  Zeit  der  ständischen  Vertretuiigeu 
und  der  jiiisseiiliefilieheu  Teilnahme  privilegierter  Klassen  an 
den  Purliimeuteu  keine  Bede  sein  konnte^  ist  selbstverstäudlicL 
Mit  der  Demokratisierung  der  Parlamente,  mit  der  Emfüfanmg 
des  allgememeiL  Stimmrechtes  in  modernen  Qroflstaaten  dringt 
sich  von  selbst  die  Erwägung  auf,  daß,  wenn  die  Yertreter  des 
«Volkes*  für  die  dem  Parlament  gewidmete  Zeit  nicht  entlohnt 
werden,  der  Zweck  des  allgemeinen  Wahlrechtes  vereitelt  werden 
kann,  da  sich  doch  imr  reiche  Leut«,  also  in  der  Regel  Ver- 
treter der  luteresseii  dos  Besitzes  den  Luxus  eines  unentgelt- 
lichen Ehrenamtes  vergönnen  könnten.  Daher  ist  denn  die 
ßntlohnnng  der  Eepräsentanten  und  Senatoren  znerst  in  den 
Vereinigten  Staaten  Amerikas  eingeführt  worden.*}  Dagegen 
vergaß  die  fransosische  Beyolution  in  ihrem  idealen  Bausch 
diese  niedrige  pekuniäre  Fnigo  zu  regeln.  War  doch  nach  der 
Auffassung  dieser  Idoiilmeiisclien  j^de  Steuerleistiiu'^  au  Jeu 
Staat  ,une  ohligation  hon  »rahle-  (Verf.  1793  Art.  lutj,  um 
wie  viel  mehr  die  AuisUbuug  emes  Mandats!  Später  wurde  man 
auch  in  Frankreich  nüchterner  und  praktischer.  Die  Belgische 
Verfassung  1831  bestimmt  für  jedes  Mitglied  der  Abgeordne- 
tenkammer eine  monatliche  Vergütung  von  200  fl.  Seither  war 
die  Entlohnung  der  Abgeordneten  das  liberalere,  die  Unent- 
geltlichkeit das  reaktion&re  Prinzip.  So  enthalten  denn  die 
Verfassung  des  deutschen  Reiches  von  1849,  wie  auch  der  -Ent- 
wurf- d*^r  Krturter  Unionsverfassung  von  iSöu  (1)eide  nie  in 
Wirksamkeit  getreten)  Bestimmungen  über  „Taggelder*  tler 
Abgeordneten :  dagegen  hat  Bismarck  in  der  Verftussung  sowohl 
des  Norddeutschen  Buudes  (1807)  wie  des  Deutschen  Reiches 
(1871)  die  Wirkung  des  allgemeinen  direkten  und  geheimea 
Stimmrechts  dadurch  zu  Gunsten  der  besitzenden  Klassen  etwas 
abzuschwächen  versuchi^  daß  er  die  ünentgeltlichkeit  der  Man* 
datsansühung  einführte,  die  übrigens  auch  in  England  herkömm- 
lich ist.    Sonst  ist  in  alleu  konstitutionellen  Staaten  Eiiropit> 


*)  IHe  Art  und  Weite  die»er  KollobnunK  »chwankte  ^  eiosi  bcaUnd  di«seUie  ut 
Ditttdp,  dana  wi«d€r  In  reaten  OshiUlMB.  Letrtare  Art  ist  Mit  1874  In  O^tuB«.  BMttoccB 
utiil  ReprisenUnten  erlitltra  M)0  DolUn  jibrlieb.  Im  FB*Bkrtieb  Jrtrt  1«,000 
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die  Entgeltlichkeit  <\gü  Abgeorduetendienstes  gesetzlich,  eilige* 
fährt  und  sogleich  auch  die  Beiaekiwteii  -  Entechadigimg.  In 
DeatBchland  ist  hinterher  die  freie  Bahnfahrt  für  die  Abgeord- 
neten Kom  Beidtstag  (und  retour)  eingeführt  worden,  und  sollen 
gegenwärtig  anch  Taggelder  fQr  Beichstagabgeordneten  einge- 
führt werden. 

Rechtsschutz  der  Parlamente. 

In  der  Politik  galt  nie  Becht  nnd  Moral,  sondern  Gewalt 
und  Lisfc  nnd  nur  die  vorwärts  strebende  Kultnrentwicldung 
verfolgt  das  bisher  noch  nicht  erreichte  Ziel,  auch  in  der  Po- 
litik. Moral  nnd  Hmnaniföt  mr  Geltung  zu  bringen. 

Als  politische  Köq>ers('h'fifteu  waren  daher  die  Parlamente 
allen  'Jefaliren  der  Politik  von  innen  und  aull'Mi  pipisgej^reberi. 
Im  luuerii  bekämpften  ^sich  die  gegnerischen  Parteien  rück- 
sichtslos und  die  Stiitten  der  Beratung  verwandelten  sich  nur 
allznhäufig  in  Kamp^lätse,  auf  denen  Dolch  und  Schwert  die 
lebeten  Argumente  bildeten. 

Insbesondere  waren  Parlamente  und  Volksvertretungen  so 
mancher  Oefahr  seitens  der  Uber  Militär  verfßgenden  Begie- 
nui^sgewalt  ausgesetzt.  I  m  eine  solche  (lefahr  wenigstens  nicht 
allzu  eminent  werden  zu  hissen,  bestimmte  die  französische 
Verfassugg  17iU,  daß  -die  ausübende  Gewalt  kein  Korps  von 
Linientrup|)en  in  dem  Umfang  von  :»000  Toisen  von  dem  iie- 
setsgebenden  Körper  passieren,  oder  sich  auf  hidten  lassen  könne, 
wenn  es  nicht  auf  seine  Beqnisition  geschieht»" 

Nicht  minder  waren  Parlamente  oft  Gegenstand  gefähr- 
licher AnschlSge  von  Seite  des  Volkes,  üm  solche  Gefahren 
m  beseitigen,  verbot  schon  im  14-  Jahrhundert  (  in  p]ng- 

i.iü»!  eine  könitcliclio  I'roklamatiou  das  Wati'ent ratzen  an  ( ►rten. 
wo  das  Parlament  zur  Tagung  versammelt  ist.  Deu.selben  /weck, 
eventuelle  Anschläge  oder  Ausschreitungen  gegen  die  Volksver- 
tretung hintanziüialten,  verfolgt  die  Bestimmung  moderner  Ge- 
setze  Uber  das  Versammlungsrecht,  wonach,  während  die  Volks- 
vertretung versammelt  ist,  an  dem  Orte  ihres  Sitzes  und  in 


Digitized  by  Google 


346 


i.  Teil.   9.  Kapitel. 


pinem  gewissen  ünikrt'ise  kemo  Versaiiiiuluug  unter  freiem 
Himmel  stattüiulen  darf.*)  Auch  sind  die  modernexi  8tra^- 
setzbücher  beHissen,  das  Anaehen  der  Parlamente  zu  schützen, 
indotii  sie  ö£K»ntliche  Beleidigcmgen  deiselben  durch  Wort  und 
Schrift  unter  Strafe  steUen,  was  aber  in  Staaten,  in  denen  »Tor- 
mänHcher«  Polizeigeist  noch  sein  Wesen  treibt  Anlaß  m  aller- 
hand unnützen  Vexationen  gibt  Denn  das  Ansehen  des  Par- 
laments braucht  keinen  Schutz  ilui\li  kleinliche  staatsaiiwalt- 
schaftliehe  und  riehterliclie  Sekaturen:  wohl  aber  leidet  unter 
solchen  das  Ansehen  der  Justiz. 

Immunitftt  der  Abgeordneten« 

Xoch  häufiger  als  die  Parlamente  in  ihrer  CtoBamtheit 

wurden  einzelne  Mitglieder  derselben  Gegenstand  gewidttötiger 
Angriffe  seitens  der  Regierungeu,  insbesondere  iu  a]>soluteu 
Monarchien.  Von  dies  T  Seite  war  die  Versuchung  stets  ixroij, 
den  einen  oder  anderen  allzukülmen  Ueduer  unschädlich  zu 
machen.  Einer  der  ersten  solcher  Fälle  ereignete  sich  in  England 
unter  Edoard  I.  (1301):  Henry  Keighlej  wurde  für  freimütige 
Beden  auf  Befehl  des  Königs  in  dm  berechtigten  Tower  ein- 
gesperrt Oft  bedienten  sich  Begiernngen  nnlanterer  Wege, 
indem  sie  VolksYertrer  yon  ihren  Gläubigern  yerfolgen  und  in 
tScliuldhaft  bringen  lielJen.  Unter  Richard  11.  ward  wieder 
das  Mitglied  des  Unterliaus-'s  Tliomas  Haxey.  weil  er  «Tt.^*-en  die 
verschwenderische  Hoflialtung  des  Königs  eine  liiii  einbrachte, 
ganz  willkürlich  auf  Befehl  des  Königs  verhaftet.  Aber  erst 
eine  ähnliche  Vergewaltigung  eines  Unterhausmitgliedes  (Strode) 
im  Jahre  1512  hatte  die  Erlassang  eines  Gesetgses  zur  Folge» 
daß  alle  Anklagen,  Yerfolgongen  und  Strafen  gegen  Parlaments- 
mitglieder  wegen  ihres  Vorgehens  im  Parlamente  null  und 

')  6o  s.  B.  S  7  dM  ü»terr»i«hlaeh«o  G«m1im  ftber  VenMUttluHcirMht  tobi  UL  Ho- 

vetaber  1867  der  aber  am  2S.  VoTember  1905  in  Wien  Mlteu  dtr  Btifnusf  naiMnbafta» 

A*beit<?ranfft)''Pn  !:(»,ennHcr  Jilc!it  -^leltorKl   '<-macht  wurde. 

**)  Wie  ti  mit  dem  Spreclicr  di-a  en^tUscheu  FarlameoU  F«ter  de  la  Mare  uni<rr 
Fduic4  UI.  der  WM  eewe«ei&  su  idii  «ebeint,  vgl.  SfcuMwt  Tlit  eOBfUlutlOBAl  bUtory  of 
KBtlasl  B.  III. 
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nichtig  sein  sollen.  Damit  beginnt  in  England  die  Entwicklung 
der  Immunitätsgesetzgebimg  zum  Schutze  der  Parkmentsmit- 
glieder,  welche  allmählig  den  BechiagnmdsaiB  ausbildete,  daß 
die  Parlunentsmitgliedef  für  ihre  Äufierungen  und  Handlungen 
in  Ansabong  ihres  parlamentarischen  Bemfes  Yon  keiner  wie 
immer  gearteten  Behörde  oder  Macht  aiiljer  doiu  1  lause,  sondern 
ledi«^dieli  von  diesem  selbst  zur  Verantwortung:  gezogen  werd  m 
könnten.  So  war  denn  zunächst  die  vollkommene  Redefreiheit 
ond  die  Unbefangenheit  der  Parlameubraitglieder  in  der  Aus- 
üV)ung  ihres  Mandats  gewährleistet  In  der  Folge  entwickelte 
sich  aber  aus  diesem  Grondsatsse  der  weitere,  daß  Parlaments- 
mitglieder auch  in  Fällen  von  außer  dem  Parlamente  und  außer- 
halb ihres  Farlamentsbemfes  begangenen  Qesetzes&bertretungeu 
ohne  Einwilligung  des  Parlaments  nicht  In  Untersuchung  gezogen 
werden  können.*) 

Während  so  in  England  dif  Imminiitiit  der  AVygeordiieten 
aus  wirklichen  Bedürinissen  df^^  j)urlaTnentarisc]ien  Lebens  und 
aus  realen  Verhältnissen  erwuelis,  ))t'griiud  tan  die  R3duer  und 
Publizisten  der  französischen  Bevolution  die  Immunitat  der 
, YoUcsTertreter*  in  ihra:  überschwenglichen  Weise  damit,  daß 
dieselben  »die  Majestät  des  Volkes*  repräsentieren.  Auch  aus 
dem  von  Montesquieu  weitläufig  begründeten  Grundsatz  der 
Trennung  der  Gewalten  und  ihrer  gegenseitigen  T'nahlulugigkeit 
ilediizierte  m  ni  damals  in  Frankreich,  «laÜ  weder  (He  richterliche, 
noch  die  vollziehende  Gewalt  irgend  einen  EiniiuÜ  nehmen 
könne  auf  die  Mitglieder  der  gesetzgebenden  Gewalt.  So  wurde 
denn  die  „ünTerletzUchkeit*  der  , Repräsentanten  der  Nation' 
in  der  ersten  Verfassung  von  1791  ausgesprochen.  «Sie  können 
{«reder  vorgeladen,  noch  angeklagt,  noch  gerichtet  werden  wegen 
dessen,  was  sie  in  der  Ausübung  ihres  Berufes  gesagt,  geschrieben 
oder  getan  haben''  (V,  art.  7).  Mehr  oder  weniger  in  der- 
selben Form  überging  diese  Bestimmung  in  alle  europäischen 

•)  AuafUnlieli  darUwr  OufUf  Scidltr:  Dt«  ImmunlUt  d«r  HltgUeder  d«r  VArtf«' 

Cune^körper,  Wien  1891.  Vgl.  auch :  StrafrecIlUicher  Schutz  des  Paria tncnUrlMnuft  la 
Oeaterreicb  (inonytn  von  llurti  )  (1879).  wo  auch  der  Schutz  der  Siant^bflirer  vor  Aus- 
ichreituBgco  parlameaUri^cticr  ii«dcfr«ibeit  bebandell  wird.    In  neuester  /.eit  ein  sehr 
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Verfassungen.  Zür  stralreclitUchen  Verfolguu«^  von  Volksver- 
tretern für  aulJerlverufliche  Gesetzesverletzungen  wird  mit  Aus- 
imlime  der  Ergreiluug  auf  frischer  Tat  ül)ercdl  die  Erlaubnis  den 
Piirlumeuts  erfordert.  Diese  Erlaubnis  wird  in  der  l'raxis  je 
niich  der  Sachluge  und  je  nachdem,  ob  es  sich  um  dififiuuie- 
rende  oder  politiBche  Vergehen  und  Verbrechen  handelt^  erteilt 
oder  verweigert  Allerdings  läßt  sich  darüber  keuie  feste  Begel 
anfsteUen,  denn  auf  Bewüligung  oder  Verweigerung  der  «Ans- 
liefemnjr*  ist  die  Parteistelhmg  des  betreffenden  Ä1>geordneten 
li;uiti;jj  von  KiiiHuH:  Ausliefen lujjf  oder  Nichtjiusliefeninj^  haben 
liiLutig  eine  pulitiseiie  Bedeutung  oder  doch  weni*(>tc'us  eineu 
politischen  Heigeschmack.  —  Nach  österreichischem  Gesetze 
{{5  1(5  Ges.  Y.  21.  Dezember  ISCT)  nmß  auch  in  dem  Falle  der 
Ergreifung  auf  frischer  Tat  das  Gericht  von  der  geschehenen 
Verhaftung  dem  Präsidenten  des  betreffenden  Hauses  Mitteilong 
machen  und  auf  Verlangen  des  Hauses  muß  auch  ein  soldier 
Verliaft  aufgehoben  werden. 


PtflftmeiitarUelie  C^sehfttUonlattiig« 

Aus  dem  Wesen  und  dßu.  Aufgal^en  der  Parlamente  folgt 
es,  <lal}  dieselben  in  allen  sie  betreffenden  Fragen  sich  selbst 
als  die  einzage  und  höchste  Instanz  betrachteten,  und  keiner  staat- 
liehen Behörde  weder  eine  Superioritat  fiber  sidi,  noch  auch 
eine  Ingerenz  in  ihre  inneren  Angelegenheiten  zuerkannten.  Es 
war  j;i  aueli  natürlich,  dall  der  „gesetzgebende  Köq)er*  vor 
allem  für  sich  üelb.st  den  Anspruch  erhob,  seine  eigenen  Ange- 
legen heiten,  also  die  ganze  Geschäftsordnung  selbst  zu  regelui 
mit  andern  Worten  auf  seiner  Autonomie  immer  bestand. 

Vorbildlich  ftlr  alle  Parlamente  der  Welt  ist  auch  in  dieser 
Hinsicht  das  englische  und  die  Gebrauche  und  Ordnungen,  wie 
sie  sich  in  demselben  seit  Jahrhunderten  herausgebildet  haben. 

Nur  daß  die  Parlamente  in  Ke])iiKiiikeu  alles  das  abgestreift 
lialitMi.  was  das  e?igHsfhe  als  Konsequenz  der  monarchischen 
Staatsform  bevvaiirt.  (So  z.  B.  das  Einberufungsrecht  der  Krone.) 
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Der  Umstand,  äsS  sowohl  dem  Parlament  in  seiner  Gesiunt- 
beit,  wie  anch  seinen  Mitgliedern  eine  Exemtion  yon  der  Wirk-« 

siimkeit  der  staatlichen  Behörden  (Immanität)  zusteht,  zieht  uach 
sich  die  Notwendigkeit  ftir  diisselbo  im  (niiizen  und  für  dessen 
Mitj^^lieder,  eine  and»»r<'  ei<xone  Autontiit  zu  scliattea,  welche  {i))er 
Einhaltung  von  Urduuiig,  Sitte,  Anstand  und  ilecht  innerhalb 
des  Parlaments  zu  wachen  hat.  Aus  der  Stellung  des  Parla- 
ments ergibt  es  sich,  daß  diese  Behörde  nur  eine  selbstgewählte 
sein  kann;  im  englischen  Unterhaus  ist  es  der  Speaker  (Spre- 
cher. Präsident).  Das  Unterhaus  wählt  ihn  ftlr  jede  Legislatur- 
j)eriode  (seit  l;>77),  doch  hat  die  Krone  das  Bestäti^^iingsredit. 
Er  übt  die  Disziplinargewalt  ülier  die  Mitglieder  d(»s  Unter- 
hunses.  erteilt  das  WDrf  an  (he  lie«luer  und  leitet  die  Verhand- 
lungen. Er  seilest  nimmt  keinen  Anteil  an  den  Debatten,  um 
seine  Objektivität  zu  bewahren. 

Die  Geschäftsordnung  ist  in  England  durch  Herkommen 
und  Praxis  ausgebildet:  wo  in  neuen  Parlamenten  das  Be- 
dürfnis nach  einer  Geschäftsordnung  sich  herausstellte,  wurde 
sie  von  jeder  Kammer  der  Parlamente  seihständig,  ohne  Mit- 
wirkung der  andern  riosetzgel)img.sl'akt<»reii  als  eine  interne 
Aii^t*le</enheit  der  iK'trellenden  Kannner  hcsL-hlossen  und  wurde 
aui  Ii  gar  nicht  amtlich  publiziert.  Nur  einige  wenige  Ciruud- 
sätze  der  Geschäftsordnung  behuden  sich  hie  und  da  in  neueren 
Verfassungen  neben  den  grundsetzlichen  Bestimmungen  über 
das  Parlament  oder  auch  in  besonderen  allgemeinen  Gesetzen 
kundgemacht.  ^ 

Die  wichtigsten  Bestimmungen  der  solchergestalt  geltenden 
♦leschäftsordnungen  beziehen  sich  anl  die  Art  und  \\  eise  der 
Behandlung  von  ( Jeset/.entwürfen  und  der  Erledigung  derselben 
(L  h.  der  EutgegeuiUhrung  derselben  einer  Beschlußfassung,  sei 
es  einer  Annahme  mit  oder  ohne  Änderungen,  sei  es  einer 
Ablehnung. 

*)  i.  R.  in  Ooftterrelcta  gibl  m  ein  betonderes  (JeteU  aiu  dem  Jahre  1873  ftUer  .die 
Swfciltoordawag  dm  B«idiml»*  (  dMMlbe  bi  dar  MU  i»  Itojna  vnd  SachMii  naA  einigen 
UriaMMi  dMtasb«»  StMten.  DsfVm  »ti^  dar  deuUohift  RelArtic«  B^eli  d«a  ütistor  dm 

pfTu'!.üch''Q  Landta'^«,  Mine  Oetchfiftsordnung  im  aut/>nnmen  WirkunglkTCiM  OltD«  Hilirti^ 
kttfts  der  andern  QMetag«bung*l«ktoren  (Bundesrat  und  Kaiser)  fest. 
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Daß  die  Initiative  zu  einer  gesetzgeberischen  Aktion  eben- 
sowohl vom  Parlament  ausgehen  kann,  wie  Ton  der  Regienmgf 
das  folgte  ja  ana  dem  Beruf  und  den  Angaben  dea  Farlaments, 
wie  es  sich,  doch  von  jeher  aus  dem  Wesen  und  den  Ansahen 
der  Begiening  yon  selbst  ergab. 

In  England  bildete  sich  die  Initiative  des  Hauses  ^der  (ie- 
memeu*  *),  d.  h.  des  rnterhaiises  allmählig'  auf  diese  ^\  ei>'' 
aus,  daß  das  Haus  ursprünglich  Bittgesuche  (Petitions)  um  Er- 
lassung  von  Gesetzen  an  die  Krone  richtete;  diesen  Bittgesuchen 
wurden  dann  die  begehrten  Gesetze  gleich  einTerleibt  und  auf 
diesem  Wege  entwickelte  sich  die  Initiative  des  Parlaments,  die 
heute  einfach  durch  Vorlage  eines  Antrages  (bill)  geübt  wird.**) 
Maßgebend  für  alle  modernen  Parlamente  ward  die  englische 
Sitte,  alle  bills  einer  drpimnli<:^eTi  .Lesung*  zu  unterziehen;  bei 
der  zweffeii  Lesini*^  omgeheud  über  den  Antrag;  i  (icsotzeutwurf) 
zu  debattieren;  denselben  auch  eiuer  Kommissiou  (Commitee) 
zur  Beratung  uud  Erstattung  eines  Berichtes  (Beport)  zu  über- 
weisen und  endlich  mit  Stimmenmehrheit  Qber  denselben  Be- 
schlüsse SU  fassen. 

Eine  der  ersten  An^oleirenheiteu  jedes  neu  zusaitiui.  utri - 
temleu  Uuterliaiises  ist  die  \  eiilizieruug  der  VValüen,  d.  h.  die 
Untersuchung,  ob  die  AVahl  der  einzelnen  Mitglieder  gesetz- 
mäßig vor  sich  ging.  Überall  und  Ton  jeher  haben  die  Par- 
lamente diese  Verifizierung  selbst  vorgenommen  und  in  zweifel- 
haften Fallen  mit  Stimmenmehrheit  die  Wahl  agnosziert  (veri- 
fiziert) oder  für  ungiltig  erklärt  Auch  in  solchen  Fallen,  wo 
eine  Wahl  von  außen  her  angefochten  wnrde,  hat  in  England 
das  Parlament  nur  sieh  selbst  als  Richter  in  der  Sache  aner- 
kiiunt.  Seit  dem  Jabre  1808  jedoch  hat  das  euglisehe  Piu'la- 
meut  die  Entscheidung  über  ung^tochtene  Wahlen  je  einem 

•!  Iiifscr  für  tl.TS  eiij^li-clie  l'nU  i  haus  ^chraucblicbu  Ausdruck  l>cd  ntct  i  t  \u-l  wie 
„üc'iiiciiiäcUttflcn'',  da  das  Unlerlinu»  uräpruii;;licU  eine  V^crtretuuc  solcber  war,  d,  lt.  eine 
Verttfilttsf  4«r  Orftfwliaften  und  »tidlUdi«»  KommiiMtt. 

'  )  I>cr  Ausdruck  bill  bezeichnet  t'leicherwebe  Aalnige  aus  der  Iniliative  der  Ab^c- 
ordnylon,  wif  juich  ü  ^ct/vntw^^rfL■  der  liei  iiTuni; ;  in  Oesl«>rrelch  und  auch  in  DeutscL- 
Ikfid  unUrrscbtittct  uian  meist  zwtsdicn  „Antnigcu"  (aus  den  Kainraerni  und  ,(ieseUent- 
«rOrfea*  <roa  der  Eegierubi;). 
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Uehchtohofe  ia  fingland,  Irland  mid  Schottland  (f&r  Wahlen 
ans  diesen  Landern)  übertragen.  Dagegen  blieb  m  in  den  Pär- 
lamenien  aller  andern  Staaten  bei  der  alten  Pnuds,  die  nicht 
nur  in  England,  sondern  anch  in  allen  andern  konstitaüonellfln 
Staaten  sich  von  jeher  eingebiirgt  hat,  d.  i.  bei  der  \  erifiaierung 
auch  angefochteuer  Wulilen  durch  die  Kammer  selbst. 

Es  kann  keinem  Zw^el  unterliegen,  da6  auch  die  WahlTerillsie» 
ningen  im  Parlamente,  towie  alle  parlamentarjtchen  Aktionen  Tom 
Bjunpf  der  Parteien  beeinfluBt  tind;  gaoa  ebenio  wie  die  Wahlen  adbett 
ioa  denen  das  Parlament  herrorgeht  Bier  entscheidet  die  Maeht  der 
Fkztden.  Diejenigen  Parteien  nun,  die  unterliegen,  deren  Uaeht  nieht 
ausreicht,  ihren  Willen  durchzusetzen :  die  appellieren  auch  auf  diesem 
Oebi '  1»  r  I'olitik  an  ein  —  Recht  in  der  Politik.  Es  konnte  also 
nicht  fehlen,  dall  Minorifüb  n,  die  auch  bei  der  Walilvenfizierung  die 
Tflcksichtslosc  Macht  <Ur  Miijorität  /u  fulilen  bekamen,  die  Verifikationen 
der  Wahlen  durch  das  Parlament  antochten  und  die  Frrdenm<?^rrhol>eTi. 
angefochten»'  Wahlen  von  „unparteiißchon"  Geritl.tsl  öfen  untersuchen 
und  den  „uiiparteiisclien-  Kiehterspruch  über  die  Gülticrkeit  di  r  Wahlen 
gelten  zu  lassen.  Doch  iiat  ein  solche«  (besetz  (i  s  wurde  im  österrei- 
chischen Reichst at  in  den  ersten  80  er  Jahren  beaatrupt)  über  Wahl- 
prüfungs-Gerichtshöfe  wenig  Aussicht  je  zu  Stande  zu  kommen,  da  die 
jeweilige  Majoritilt  auf  das  Recht  da*  Wahlvezifisierung  nieht  versiGhten 
htXL  und  di«  ein  solches  Qesets  beaafaagende  Minorität  ab  solche  das 
Gesets  nicht  durchführen  kann.  Es  scheiterten  eben  bisher  immer  die 
Tersuehe,  die  Politik  su  einem  Keohtsgebiete  su  machen,  trenn  aueh 
nidit  geUugnet  werden  soll,  daD  Ton  Zeit  sn  Zeit  der  Politik  immer 
»in  Stück  ihres  Terrains  abgerungen  und  dem  Rechtsgebiete  einyerleibi 
winl.  Auch  ist's  ja  wahrscheinlich,  dalj  darin,  in  dem  fieji^reichen  Fort- 
schritt des  Rechts  und  der  Ausdehnung  »eines  Gebieten  auf  da»  Terh- 
torinm  der  Politik,  der  eigentliche  Fortschritt  der  Zivilisation  besteht. 
Nnr  igt  die  Fra»,'e.  oh  es  dem  Keclite  je  'jeliü^ren  wird,  die  It  tzten  Hoch- 
burgen der  Politik,  zu  denen  unstn  itii,'  l'ai  lanicnturii^uius  und  Wnhlen 
gehören,  7M  brechen  und  >\vn  geträumten  .. li'>  (. htsstaat-  /.u  tn  ifrüudcu? 
—  Da  l  ii'iv  ^\'i^hl(•n  ;iiic!i  eine  solehe  IIq.  hlnirg  der  Politik  sind,  in 
wekhe  Kecht  und  Moral  Mslici  vt'ru'''l>''ns  *  in/udriiigeu  versuclit^'u.  braucht 
wohl  angesichtö  oticukundij^er  'l'.itsuchcu  keiner  ausführlichen  Darlcj^'ung. 
Auch  hier  ist  es  immer  die  schwächen*  Partei,  deren  Austrengungeu 
erfolglos  bleiben,  welche  nach  strengen  Strutgt  oct/j  n  gegen  Wahlum- 
Webe  ruft:  selbstverständlich  sehnt  sich  die  siegreiche  Partei,  welche 
^  Wahlumtriebe  mit  Erfolg  betreibt^  weniger  nach  solchen  Gesetsen. 
Da  aber  diese  siegreiche  Partei  immer  auch  in  der  Sfojorität  ist,  so  will 
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»•8  mit  solchen  Strafgesetzen  nicht  recht  vonväria  gekommen  iiml 
weuu  schon  welche  beachlus^eii  werden,  m  üind  aie  meist  ao  abgefalit, 
daü  sie  den  ungeschickten  Wahlmacher,  aber  nicht  den  gehebenen, 
dea  achwachen  and  nidit  den  mächtigen  achSdigen.  Denn  daß  auch  in 
den  freieeten  Lftnd«nif  s.  B.  Amerika,  England,  aach  Ungarn,  die  Wahlen 
mit  Qeld  gemacht  werden,  ist  ein  ofibnes  Geheininii.  In  England  kOonte 
der  Pkeis  eines  PftrlamentaitKes  aa  der  Börse  notiert  werden,  so  ollen- 
kandig  ist  es  da,  und  anderswo  ist  es  auch  kein  Geheimnis.  Die  Wahlen 
sind  eben  aneh  ein  Gebiet  der  Politik  and  hier  hdfit  die  Moral:  Erfolg. 

Waü  die  Bdiandlang  der  Gesetzentwürfe  anbelangt,  so  datiert  es 
ebenfifills  aus  der  in  England  herkömmlichen  Praxis,  daß  das  Budget 
(Voransohlag  für  dtMi  Staiits haushält)  suerst  dem  Unterhaas  vorgelegt 
and  von  demselben  in  Beratung  gezogen  werden  muß,  wfthi^nd  Wi  allen 
andern  (resetzentwürten  es  in  den  konstitutioaellen  Monarchien  <ler  K<- 
giprimg"  aiiheinigestellt  ist,  »lieselben  zut  rat  im  Unterhans  nder  im  l'ber- 
haus  eijizubringen.  Doch  ist  überall  zur  üültigkeit  der  «ifsetze  die  voll- 
kommene übereinst imiiiun«^  l»eider  Kammern  nfttipf  und  nur  so  lieschlos- 
aene  Entwürfe  könneu  der  Kroue  zur  Funktion  vortjelegt  werden. 

Die  Leitung  der  Debatten  und  Erteiluu«i;  des  Wüite.s  st^-lit  dt-m 
Kammerpräsidenten  zu;  als  Disziplinarmittel  dienen  ihm  der  ÜrJuuu^- 
ruf,  Entziehen  des  Wortes,  iu  einigen  Parlamenten  sogar  der  Ausacbloit 
eines  renitenten  Abgeordneten  auf  kürzere  oder  l&ngere  Zeit» 

Dagegen  wird  von  oppositionellen  llinoritftten  als  oltima  latio 
gegen  gegnerische  Majoritäten  die  Obstraktion  geflbt,  das  äst  die  Ifin- 
ausBchleppong  der  Debatten  darch  Daueirednerei  ins  Endlose,  um  eines 
Beschluß  doroh  die  Majorität  sn  Yerhindein.  In  einigen  Parlamenten 
gibt  es  ein  geschfiflBordnangsmftOiges  Mittel  gegen  Obstraktion  und 
ai>erhaupt  gegen  alkalange  Debatten,  d.  i  den  Antrag  auf  ScUoB  der 
Debatte  (Cldture);  in  solchen  Parlamenten  pflegt  sich  aber  der  Cnniot 
in  die  En^^e  getriebener  oppositioneller  Minorititen  in  nkeillosem  Spekta- 
kel" Luft  zu  machen  und  wird  sa  sogenannter  «gewaltsamer  Obstruk- 
tion" gegriö'en,  womit  allerdings  alle  GesohSftsordnung  ein  anrühm* 
liches  Ende  erreicht 
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Das  Kecht  und  die .  Iteditsordnung» 

Wir  haben  den  Staat,  aeinen  sozialen  InJialt  und  dessen 
Bntwickiiuig  Tom  Stamme  zum  Volk  und  mr  Nation  kennen 

gelernt.  Wir  sahen  die  Teile,  wie  sie  sich  zum  liauzeu  fu«rteu 
und  sahen,  wie  das  Ganze,  nachdem  es  eiuo  o;ewis8e  Entwick- 
lung durchgemacht,  seine  Hüüe  sprengt  und  samenstreuMid  zu 
Bestandteilen  anderer,  nener  Gebilde  wird  (z.  B.  Rom). 

Wir  sahen  die  nraprOnglidi  so  disparaten  Elemente,  deren 
Zosammenhalt  anfangs  nnr  die  rohe  Gewalt  bewerkstelligte, 
ach  za  einem  geordneten  Staatswesen  gestalten;  das  ursprüng- 
liche soziale  Chaos  sich  zn  einer  staatlichen  Organisation  ent- 
wickeln, in  der  nihi^e  und  geordnete,  st;iatHcho  Tätigkeit 
rnid  ,iSelbsivei  waitutit^-  Platz  greifen  und  bo  stetig  und  re<^el- 
recht  arbeiten,  als  ob  sie  eine  Lebensfonktion  eines  natürlichen 
Oiganismns  yerrichten  würden. 

Wenn  wir  nns  nnn  diesen  himmelweiten  Unterschied  zwi- 
sdien  dem  Gewesenen  nnd  Gewordenen  vergegenwärtigen;  wenn 
wir  im  Geiste  eine  Parallele  ziehen  zwischen  der  rohen  Gewallt, 
die  einst  im  primitiven  Staate  lierrsihte  und  den  geordneten 
Zuständen  eines  modernen  Kulturstaates:  so  müssen  wir  nns 
gestehen,  daß  wir  da  eines  der  gröüten  Wander  der  Welt  vor 
Qnmplowici,  AUff.  StMterecht.  23 
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uus  huljen  -  eine  Erscheinuiijjf.  die,  wenn  irgend  eine,  wQrdig 
ist  (lor  eingehendsten  Betrachtung  und  Untersuchung  jedes  den- 
kenden Menschen. 

Wie  ist  dieses  Wunder  zu  Stande  »gekommen?  Wekhes  ist 
die  ewige  in  der  sozialen  Welt  wirkende  Kraft^  die  dieses 
Außerordentliche  nnd  StaonenBwerte  za  Wege  brachte?  Und 
wenn  es  echon  einmal  gelang,  aua  dem  sozialen  Chaos  einen 
Staat  liervorgeheu  zu  lassen,  welches  sind  die  Mittel,  die  es  dem 
Staate  möglich  macheu,  öich  als  solcher  aufrecht  zu  erhalten, 
seine  Entwicklung  zu  fördern  und  an  der  Entwicklung  der 
Menschheit  so  segensreich  mitzuarbeiten? 

Die  ewige  Kraft,  die  das  große  Wunder  des  geordneten 
Staates  zu  Stande  brachte,  sie  lebt  im  Menschen  nnd  heißt 
Gewohnheit;  sie  schaffte  und  schafft  dem  Staate  die  mora- 
lischen Mittel,  seine  große  Aufgabe  zu  erfüllen  und  diese 
Mittel  heißen  Sitte  und  Kecht 

Soll  nun  unsere  Kenntnis  vom  Staate  nicht  lUckeuhai't  und 
oberflächlich  sein;  sollen  wir  ihn  nidit  nur  der  äußeren  Er- 
scheinung nach,  sondern  auch  in  seinen  treibenden  Kräften,  in 
seiner  inneren  Arbeit  und  Bewegung  kennen  lernen;  so  mOsien 
wir,  ausgehend  von  der  Betrachtung  dieser  ewigen  Kraft,  ans 
der  Sitte  nnd  Becht  entspringen,  diese  letzteren  als  Mittel  uad 
Werkzeuge  des  Stsiates  oiuer  näheren  Analyse  unterziehen.") 

Es  liegt  in  der  Natur  des  .Meuücheu.  daß  eine  öftere  Wie- 
derholung einer  Handlung  oder  eines  Puldens  bei  ihm  eme 
♦  Gewohnheit  erzeugt  und  zwar  sowohl  eine  Gewohnheit  des 
Handelns  als  auch  eine  Gewohnheit  des  Buldens.  Was  er  anfangs 
nur  vom  Bedfirfnis  getrieben  tut  oder  unter  der  Pression  der 
Gewalt  erträgt,  das  wird,  wenn  dieses  BedOrfiiis  stetig  sieh 
wiederholt  oder  diese  Gewalt  andauernd  auf  ihn  einwirkt,  lH?i 
ihm  zu  einem  gewölinheit^jmäRigen  Handeln  oder  Dnlden.  Der 
^leusch  ist  ol}eu  ein  »Gewohnheitstier* ;  die  Gewohnheit  wird 
bei  ihm  bald  »zur  zweiten  Natur». 

Eine  Herrschaft,  die  sich  ihm  anfangs  gewaltsam,  mit  allsii 
Mitteln  der  Macht  aufwirft,  gewöhnt  er  sich  mit  der  Zeit,  wenn 
sie  sich  zu  behaupten  versteht,  als  eine  in  der  natürlichffli 
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Oidnioig  der  Diage  liogonde  sa  betrachten.  SelbstrerBtandlich 
iit»  daß  sieh  derjenige,  der  die  Maeht  in  HSnden  bat  nnd  die 

Herrschaft  auBttbt,  uoc-li  viel  leichter  und  selmellei  mit  der  süßen 
Gewohnlieit  der  Herrscliaft  vertraut  macht  und  daü  anch  ihm 
mit  der  Zeit  die  angenehme  Übung  dieser  (Gewohnheit  uls  etwas 
«ncheini,  was  in  einer  „ höheren''  Ordnung*  der  Dinge  begrfin« 
det  mid  tod  «Gott"  aelbet  eingeeetet  und  angeordnet  ist 

So  bringt  es  denn  die  natürliche  Kraft  der  Gewohnheit, 
die  den  Menachen  in  Freod  und  Leid  beherrscht,  mit  sich,  daß 
sowohl  Herrschende  wie  Beherrschte  den  ursprünglich  mittelst 
Gewalt  uwchaffenon  Zustand  der  Diii^r".  uiit  der  Zeit  als  einen 
iiiitiirlicheu,  einer  li<jhern  Ordnunj?  ontöprechenden.  von  (iott 
gewollten,  mit  einem  Worte,  uls  einen  sittlichen  ansehen.'  )  Ja. 
noch  mehr.  Per  Geist  des  Menschen  ist  so  empfanglich  für 
änßere  Eindrücke,  daß  er  sich  Ton  den  ihn  umgebenden  Zu- 
standen formen  und  bilden  laßt  Was  ihn  umgibt  und  anf  ihn 
stetig  einwirkt,  das  wird  m  einem  Elemente  smnes  Denkens, 
ihä  iribt  seiner  Denkungsart  nnd  OesiniiniiiLt  (irundhige  und 
Ri  (liLscliiiur.  Nicht  nur  also,  dnli  er  die  wirklichen  Zustände 
mit  der  Zeit  ab  sittlich  betrachtet;  diese  Zustände  haben  seinen 
t^eist  und  sein  Denken  so  beeinflußt,  gemodelt  und  gebildet, 
^  er  sie  schließlich  als  sittiche  Ordnung  hinnimmt  So  kommt 
es,  daß  die  ureprOnglich  mittelst  Oewalt  geschaffenen  staatlichen 
Zustände  dem  Menschen  bald  als  durch  höhem  Willen  festge- 
setzt erscheinen, 

Dazu  kommen  nnrli  andere  mächtige  Beweggründe  und 
liücküichten,  die  dem  Mensclieu  die  gewordenen  staatlichen 
Zustande  lieh  gewinnen  ließen,  oder  zu  respektieren  geboten, 
Bs  muß  nämlich  auch  dem  kritischesten  und  skeptischesten 
Kopie  sieh  die  Erwägung  aufdrangen,  daß  der  durch  den  Staat 
gseehaffisne  Znstand  ein  wohltfttiger  ist,  daß  all*  das  Große  und 
Erhabene,  das  der  Mensch  zu  schaffen  vermag,  niu*  im  Staate 
iiud  durch  den  Staat  entstehen  kann.  Diese  Erwägung  wird 
•Inrch  eiu  selir  kompliziertes  und  immer  den  grüliten  Teil  des 
Volkes  umstrickendes  Netz  von  materiellen  Interessen  wirksam 
unterstützt  Dieses  große  Netz  yon  materiellen  Interessen  näm- 

23* 
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lieh,  welches  durch  den  Staat  geschützt  wird  läüt  wohl  den 
Einen  mehr,  den  Andern  weniger  an  den  Gfttem  des  Lebens 
im  Staate  Teil  nehmen;  doch  aueh  diejenigen,  die  von  diesen 
Gütern  am  weuigsten  genieOen,  zittern  um  den  Verlust  diese» 
Wemgen,  ftir  den  Fall,  wenn  die  durch  den  Staat  anfirechter- 
halteneii  Zuritiiiido  iu  ein  uiilt^^stimmtes  und  uujs^ewisses  Chaos 
zurücküiukeii  sollten.  Auf  die^ieiu  Jutere^st^,  aiicli  im  dem  We- 
nigsten, das  man  besitzt,  und  auf  dieser  Furcht  vor  dem  Cn- 
bekannten  und  ünbestiramten,  beruht  der  mächtige  konserra- 
tire  Trieb,  der  im  Volke  lebt  und  die  machtigste  Stütse  des 
Staates  ist  All*  diese  Erwägungen  aber  und  Interessen  zugleich 
lassen  nicht  nur  den  Herrschenden,  sondern  auch  den  Beherrsch- 
ten in  der  stuatlicheii  Ordnung  und  alle  dem,  wodurch  sie  be- 
dingt ist,  und  was  si(i  fordjrt  und  festsetzt,  eine  sittliche  Ord- 
nung eikt mit  ii,  die  ihnen  Achtung  und  Ehrfurcht  einflößt  Die 
Terschiedeubten  Bestandteile  des  Staates,  Herrschende  wie  Be- 
herrschte und  Mittelklas:^  begegnen  sich  in  der  gemeinsamoi 
Anschauung,  da0  yon  der  staatlichen  Ordnung  ihr  Heil  und 
Glück  abhänge.^)  So  bildet  sich  denn  mit  der  Zeit  im  Staate 
die  Idee  der  sittlichen  Ordnung,  die  Idee  der  Sittlich- 
keit, die  nichts  Anderes  ist,  als  der  geistige  Niedenschlag  der 
gewordenen  stnutHchen  Zustände. 

Die  verschieden  o  Stellung,  die  im  Staate  die  einzelnen  Be- 
standteile des  Volkes,  die  Stämme,  Klassen  oder  Stände  einneh- 
men, je  nachdem  die  einen  herrschen,  die  andern  behecxscfat 
werden,  bringt  es  mit  sich,  daß  diese  einzelnen  sozialen  Be- 
standteile zu  der  im  Staate  Terkörperten  «sittlichen  Ordnung* 
eine  versckiedene  Stellung  einnehmen;  daß  sie  diese  sitthche 
Ordnung,  je  nach  ihren  verschiedenen  Stellun«?en.  verschieden 
auffassen.  Während  nämlich  bei  der  herrschenden  Klasse  das 
Bestehende  die  höchste  Sittlichkeit  repräsentiert,  leiten  die  be- 
herrschten Klassen  je  nach  ihren  besonderen  Stellungen  und 
Bedürfnissen  Ton  dem  Bestehenden  ein  daron  in  msnchen 
Punkten  abweichendes  Bewußtsein  des  Seinsollenden,  als  Idee 
der  Sittlichkeit,  ab.  Diese  Gegensätze  in  der  Auffassung  der 
Sittlichkeit  tindet  man  immer  und  überall  in  allen  Staateu  uüd 
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m  bilden  die  PnnsEipieii  der  vetscfaiedeii  Parteien  im  Staate*^) 
IMeser  Gegensatz  in  der  Auffassmig  des  Siiiilichen  mag  anch 
der  erste  Aneioß  daza  gewesen  sein,  daß  sich  die  Staatsgewalt 

ihrerseits  veranlaßt  sah,  ihre  Anschauungen  über  einzelne  Ein- 
richtunsfen.  Zustände  und  Handlungen  im  Staate  als  teste  Norm 
imd  Bestimmung  au£&uzeicimen  und  dieselbe  als  Becht  zu  pro- 
klamieren. ') 

Der  Nainr  der  Sache  nach  konnten  dieee  Au&eichntingen 
dorchaus  nicht  die  ganze  sittliche  Ordnnng  im  Staate,  die  Ten- 
denz, die  in  ihr'  liegt,  den  Geist,  den  sie  atmet,  erfassen;  eben 

so  wenig  das  ganze  Leben  des  Einzelnen  nüt  all'  seinen 
lait^liclieu  Handlnngeu  und  Unterlassungen:  vieimelir  konnWn 
sie  aus  beiden  diesen  Sphären,  aus  dem  Leben  des  Staates  wie 
des  Einzelnen,  nur  Einzelnes  herausgreifen  und  darUto  Bestim- 
mungen geben.  Der  Inbegriff  dieser  von  der  Staatsgewalt  er- 
lanenen  und  angezeichneten  Bestimmungen  zum  Zwecke  dai 
<>rdnnng  des  VolkslebenB  im  Staate  ist  das  Becht. i^) 

Zwischen  diesen  aufgezeichneten  Bestimmungen  aber,  bezw. 
den  einzelnen  Lebensverhilltnisftpn.  die  in  ihnen  normiert  sind, 
und  dvni  ^Mnzen  Kreise  des  Leiten^  de^  \  üll\es  wie  des  Ein- 
jslmut  gähnen  allerdings  Lücken,  auf  die  sich  keinerlei  Auf- 
zeichnungen beziehen.  Alle  diese  Lücken  bleiben,  sowie  der 
ganze  Kreis  des  Lebens  des  Einzelnen  und  des  Staates  Ton 
jener  Tendenz  beherrscht,  aus  der  die  sittliche  Ordnung  ent- 
springt: der  Geist,  der  in  dieser  sittlichen  Ordnung  lebt,  hat 
sieh  dem  ganzen  Volke,  oder  docli  wenigstens  den  herrsclieuden 
Klassen  mitgeteilt  und  lebt  nun  in  ihnen  als  Jüehlstlmur  des 
Handelns  auch  in  jriieii  Fällen,  für  die  keine  Rechts- Auf- 
zeichnung existiert.  Das  Sichinuewerden  dieses  iieistes,  das  Sich- 
bewufitwerden  dieser  Tendenz,  auf  dem  die  licbensorcbung  des 
Individuams  im  Staate  und  des  Staates  selbst  ruht,  das  ist  daa 
SitüichkeitsgefQhl! 

Aus  dieser  Betrachtung  ergibt  sich  das  Verhältnis  der  Sitt- 
lichkeit (Moralj  ;6um  Rechte.  Die  Sittlichkeit  ist  der  nie  ver- 
siegbare, wie  das  Leben  sel)»!st  unerscliöptlit  he  l^uell  des  Rechte, 
welches  durch  das  Medium  des  Gesetzes  in  Erscheinung  tritt 
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Wus  Recht  ist,  das  war  einst  bloße  äittlicbkeit  und  alle 
Sitdiohkeit  strebt  darnach,  Becht  zu  werden.  Recht  ist  die 
im  Gesetz  sich  kristaUisierends  Sittiicihkeit:  Sittlichkeit  iit  | 
das  noch  in  den  tatsSchliclien  sozialen  Yerhaltniasen  des  Vol- 
kes schlnrnmernde,  nach  Ausdrack  und  Gestaltung  ringende 
Recht 

■)  Dir  (jiewoliiüu.'if  ist  demnach  die  Briiokp  von  den  nui  eieuieu- 
tarer  Gewalt  sich  voUüielu  ndcn  sozialen  Tatsacheu,  m  den  »ozial-p^j- 
chiachen  Erscheinungen  (ier  Sitte  und  des  Rechts.  Iii  letzter  Linie 
bt.iiiiuit  daher  das  RccüL  unzweifelliaft  von  der  Macht,  welche  soziale 
Tatsachen  (Unterwerfung,  Unterjochung)  schafft.  Daher  enthält  da& 
Bisiiiarok*8che  Wort:  «Macht  geht  vor  Recht*,  eine  bistoriaehe  Wahr« 
heit)  wenn  wir  das  Vorwort  nVor**  ebronologiich,  als  Zeltbestimoiniig 
aufÜMaen.  Dagegen  wäre  et  &Ucb,  innerhalb  eines  geordneten  Staates, 
innerhalb  einer  gegebenen  Rechtsordniing  dieaea  Vorwort  ab  eine 
RangsbestimniQng  aufFaasen  zu  wollen,  wonach  also  die  Macht  etwas 
Höheres  beseicbnen  würde,  aU  das  Recht.  Denn  der  Staat  sdbst 
wOrde  jede  Berechtigung  verlieren,  wenn  in  ibm  die  Maeht  bffher  j 
stünde,  als  das  Ree! it.  Es  soll  ein  Merkmal  des  moderneu  Kultarstaate»  | 
sein,  dali  in  ibm  Recbt  vor  der  M.i<  ht  ^'eht,  d.  h.  Recht  mehr  gelte 
als  Macht.  In  einem  solchen  8taatc  steht  auch  das  Stivatsoberbaupt 
unter  dem  Rocht  und  seine  Macht  beugt  sich  dem  Rechte.  In  Auto- 
kratien allerdiiiGTS  lautet  die  Eingangsformel  der  Uknsp :  „ich  hefehlt»* 
oder  „ich  will"  als  Zeiclieu,  daß  nicht  das  gesetzte  staatliche  R"cbi 
sondern  der  persönliche  Wille  de«  Herrschers  «selten  s"lle.  So  lau^* 
nun  dies^er  persönliche  Wille  auch  die  Macht  hat  >i<  Ii  dnreh/usetien. 
ist  er  alkrdin^'s  aucit  da«  geltende  Recht  —  ihn  eine  andere  Macht 
üt&rzt  und  i  r  mit  seiner  Macht  auch  sein  Recht  veilicrt. 

'>)  „Car  il  n'y  a  rien  de  plus  familier  si  V  homnie  que  «1.  rn  ou- 
naitre  uue  sa^ei^so  supenenre  dana  celui  qui  ropprime",  bemerkt  Toc- 
qut'ville  (l'einoktatie  eu  Amerique  H,  11\  Und  Quiznt  bemerkt 
über  den  HintiaU  des  Despotismus:  „k-l  est  Teilet  corniptc'ur  du  desiH)- 
tisme  qu  'il  detruit  töt  ou  tard  et  daua  eeiix  qui  1"  exercent  et  daiu 
ceux  qui  le  subiscieut  jusqu'au  seutiment  de  üun  illegitimite. 

Den  ^om^tigchen  Zusammenhang  swiscbeu  Gewohnheit,  Sitte  und 
Recht  würtligt  auch  Schleier  mach  er.  .„Was  im  Staate  als  Keclit 
und  PHieht  fe^tjiteht,  wird  ziemlich  dasselbe  sein,  was  vorher  Sitte  und 
(tewohnle  it  war:  nur  die«  erscheint  als  der  schneidend.'  I  iit-r-ciiie*!: 
vorher  wenn  sie  (die  Bürgen  danHelbe  trieben,  war  t-s  Itewul't loser  In- 
stinkt       fortgepflanzte  Uewohuheit,  jetzt  ist  es  eine  mit 
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Bezug  auf  die  T^eilHrfiiine  des  Ganzen  nniernommeiie  und  Tertälte 
AjMt'^  (Begriff  des  Staate;  Werke  UI.  Abt,  IL  Bd^  S.  2C0-61). 

^  (AnarchUmne).  Dae  liier  Qetagte  wifd  dnxeh  die  in  neuerer 
md  neuester  Zeit  weit  verbreiteten  anarchietiBchen  Ideen  keineewe^e 
widerlegt,  eher  bestittigt.  Denn  der  Anurehismus  ist  heutisutage  und  in 
unserer  Kulturwelt  nur  ein  Gedanko,  Aer  aus  der  Negation  des  Beste- 
henden sich  ergibt.  AU  Schöpfer  des  Wortes  und  des  Begrift'ea  ist  wohl 
Proudbon  nnzuseheni  dieser  extravagante  Denker,  der  in  Negationen 
schwelgte,  ohne  den  wirklichen  gesetznu'U  igen  Gang  der  sozialen  Ent« 
▼ililung  geahnt  zu  haben.  Weit  davon  t  ntf'^rut,  soziale  Erscheinungen 
zu  Ol  klären,  besteht  seine  dialektische  Kunst  darin,  den  x«.  irkliihen  so- 
ziiilt'u  KrsL'heiuuuj^t'ii  ihre  begrifiichf»n  Xegatinju  ii  t'ntm'geiizustellen. 
Das  tut  er.  iiid«'iu  »t  das  Eigentum  Diebstahl  nennt  und  dem  ^Staat  ali 
Ideal  den  Nicht-Staat ,  die  Anarchie  entgegc  hält.  Aus  der  Möglichkeit 
Bolchrr  Konzeptionen  folgt  aber  keineswegs,  dufl  ihr*;  l  rbibler  in  der 
Wirklichkeit,  also  Eigentum  und  .Staat,  abgciächafft  werden  können. 
Was  Proudhon  und  allen  neineu  Nachfolgen]  bta  auf  Krapotki n, 
Elis^e,  Reclus  und  Leo  Tolstoi  fehlt,  das  ist  einfach  die  Erkenntnis 
der  Naturg<^8etKIichkeit  der  ßntetehung,  sowohl  des  Staates  wie  des 
Eigentums  und  die  wissenschaftliche  oder  genauer  gesagt,  die  sosiologi- 
sche  Einsicht  in  den  allgewaltigen  Mechanismus  der  sozialen  Entwicklaugt 
der  sich  willkürlich  nicht  umstfltpen  Iftßt  und  dem  man  auch  keinen 
Kontredampf  geben  kann.  Allerdiogs  ist  die  Entetehung  der  anarchi» 
«tischen  Theorien  aus  sehr  zahlreichen  Ursachen  begreiflich;  sie  haben 
eine  eymptoniatische  Bedeutung,  wi;il  i«ie  dureli  Exzesse  des  Absolutis- 
mos,  also  durch  Mil'branch  der  Slnatsgewult  hervorgerulen  werden. 
Aber  diese  Tli.  orien  können  den  Ht  staud  des  iStaates  als  solchen,  als 
nnoT  sozialen  Naturerscheinung  ni«-  und  nirani^T  erschüttern :  ebenso- 
wenig \vie  man  Ströme  zu  ihren  Quellen  znrf\ekieiten  kann.  Anarchie 
war  vnr  dem  Staate  und  auB  ihr  iat  der  Staat  hervorgei,'angen ; 
nun  kann  aus  dem  heutiLT'  ii  St.i;<t«^  oin  immer  freierer  und  vollkinnmeuer 
Staat  entstehen,  aber  untergehen  kann  du.'se  soziale  Form  de*»  /iisnm- 
menlebens  der  Menschen  nicht  mehr.  Im  Gegt^nteil,  die  Hichtun^'  der 
naturgesetzlichen  Entwicklung  gelit  auf  immer  gründliehere  Ausmer- 
zung aller  Anarchie,  all'  ihrer  Rudimente,  die  sich  noch  im  Staate 
erhalten  haben  (Bureaukratismus!):  aber  nicht  zur  EinfQhrung  der 
Anarchie.  Es  hAngt  nur  von  einer  richtigen  Erkenntnis  der  Gesetze  der 
soslalen  Entwicklung  ab,  dal)  alle  diese  anarchistischen  Theorien  allge> 
mein  als  das  erkannt  werden,  was  sie  sind:  StoOseufker  verzweifelter 
Menache.t  oder  auch  verzweifdte  Rettungsgedanken  edler  Menschen* 
freunde,  die  aber  von  dem  wirklichen  Mechanismus  der  sozialen  Ent- 
wicUnng  keine  richtige  Anschauung  haben. 


Digitized  by  Google 


Ii.  TeiL   1.  KapiteL 


i(  Als  auf  ein  grellejj  Beispiel  vt  rschiedeuer  uirÜicher  Auäch^iu- 
un«?en  in  verschifdeneu  sozialen  Kreis-n  aei  nur  auf  dt»n  Unterschied 
des  KhrbegriHV'a  zwischen  Militiiis  uml  /ivilbeAmt«.*n  höhfrtr  Kategorie 
hingfwicscn.  Der  Militär  ist  stolz  auf  Leist uu<^  tdiiiden  Gehorijam  Sümem 
Torgesetzten  auch  entgegeu  seiner  Überzeugung:  der  Zivilbeamte  ilt 
im  Gegenieil  ttok  dataof,  dafl  er  gegen  seine  Überseugung  niehi  handle. 
Hiniater,  StaAtsaekret&re  u.  dgl*  höhere  Beamte  denusnoiiieren  eher,  ab 
gegen  die  eigene  Oberseugimg  an  handeln;  der  IClitftr  sagt  mit  8loU: 
ich  bin  Soldat,  ich  leiste  Gehorsam.  (VgL  mu  Jheriag,  Kampf  tiins 
Beeht  (1882,  8.  37)  von  der  Ver<tchiedenheit  der  Beorteilang  denelben 
Qesetsesverletsangen  seitens  eines  Offisiers  und  seitens  eines  Bauern, 
sagt.)  - 

9  Allerdings  repi-äsentiert  die  Staats^'O'walt  auch  nur  eine  Partti 
im  Staate  und  swar  die  herrschende;  daher  denn  all" ^^aatlich  geaeUte 
Recht  immer  das  Gepräge  der  Tendenzen  der  herrschenden  Partei  trägt. 
I)oeh  bfintiht  sich  eine  vernünfti*^  polrit^'t«  Staatpfrewalt,  im  lut.'resse 
ihrtT  i^rlbaterhaltnng  und  d*'r  KihaltuuLr  tlcs  >tiiated  immer  ,üh"r  den 
Parteieii"  zu  stehen,  um  keine  äui  erstem  Widcrptande  zu  trcil»  a. 
Mag  dic&<  s  Ü»  mühen,  in  Folge  menschlicher  Schwächen,  uuch  noch  äo 
häufig  erfolglos  sein,  löblich  ißt  »  j?  gewi'i.  Eiuo  gewisse  Balaiiüerkuiist 
ist  ohne  Zweit'  1  dns  Geheimniä  il.  r  „Stuatsa  Lüt«!". 

^1  Man  kann  jodo.-=  Diiii;  von  awei  Staudpunktru  lietrichtru .  v^n 
einem  weit  aiiiifrhall»  <l('>srlben  gelegenen,  von  dem  tlic  äuUere  liüUr 
uud  KrscLiLiuuug  und  ihr  Zusammenhang  mit  anderen  l']n>(hfitinn?en 
dem  Blicke  sich  darbietet,  so  zu  dagca  aus  der  Perspektive ;  mau  Liuu 
aber  auch  jedes  Ding  aus  seinem  konkreten  Werden  heraus  oetrachteo, 
so  au  sagen  ontologisoh,  wobei  der  Bück  sich  mehr  auf  sein  inneriiches 
Wesen  konzentriert.  Sagt  man  nun,  daß  das  Recht  ans  der  Sitte  and 
der  Sittlichkeit  stammt,  so  hat  man  den  Eindruck  der  Betrachtung 
deiselben  aus  der  Perspektive  iriedergegeben :  betrachtet  man  aber  das 
Recht  ontologisch,  um  sein  inneres  Wesen  an  erkennen,  so  stellt  ach 
dasselbe  immer  und  flberall  als  die  Festsetsnng  der  Grenie  der  g^n- 
seitigen  Machtsphänm  der  im  Staate  mit  einander  kftmpfenden  Parteiea 
dar.  (V<t1.  meine  „Soziologische  Staatsidee  8.  110.)  Dieses  innere  Wesen 
all  und  jedes  Hechts  haben  die  Juristen  bis  heutzutage  nicht  erkauut 
und  nicht  erfaüt.  Man  nehme  all  ihre  zahllosen  Lehrbücher  und  Sjsteme 
zur  Hand;  da  wird  immer  statt  von  einrr  Erklärung  des  Rechts 
davon  HUi«"_'egaugen.  dai*  es :  zw^-ierlei  liechte  gt  bc,  ein  objoktivs»  nnd 
ein  8ub)ektives.  Dat»  ist  unu'i  tahr,  als  wiMin  »  in  Zoolog  auf  dif  Fr.ige: 
was  iöt  ein  Tier,  antworten  uioelif»':  .  s  gibt  Inst-kten,  VierinUlt-r,  \'ogel 
u.  8.  w.  Wag  Kant  v  r  lOU  Jahr.-ii  .sairt«'.  iiichdfm  er  auf  eine  niehi 
als  2(XJUjüUrige  Eiitwickhuig  der  .iuiiaprudeuz  seit  drn  luinieru  und  aui 
ein  schier  zahlloses  Heer  juristischer  JSchriftateller  auiüokbhckte :  „^och 
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suchen  die  .Innsteu  eine  Definition  zu  ihrem  Begritfi'  von  H«'clit"  (Kr. 
d.  r.  Ver.  Eeklam  560);  da.-?  behält  noch  hcuto  öi-int-  (iiUtigkeit.  Die 
Jarisien  suchen  noch  heute  die  Definition  des  Rechts  und  yii-  wcKh'u 
«ie  noch  lange  nicht  finden,  weil  die  auf  dt  tn  Holzwog  sind  und  in 
^nrenzenlnaer  Verblendung,  totti  K»'cht«i  zum  St.iat»\  den  sie  als  ein 
Rechuprüdukt  anseben,  gelangeu  woUeu,  daher  nie  auf  dem  richtigen 
Weg  kommen  können:  vom  Staate  aus  das  Wesen  des  Rechte  zu 
begreifen.  Die  eutgegengeBetsten  riohtigeii  Auflichten  einiger  Siaatirecbtfl« 
lelurer,  die  sich  allerdings  bisher  nur  Schlichtern  heryorgewagt  haben, 
werden  yon  ihnen  nicht  beachtet  oder  finden  keinen  Anklang.  So  sagt 
s.  B.  Zflpfl  gans  richtig:  ^  . . .  jedes  positive  Recht  hat  seine  Wnrtel, 
den  hiatoriflcben  Gmnd  seiner  Geltung,  sowie  die  Bedingung  veiner 
Handhabung  wirklich  nur  in  dieser  Übermacht  des  Staate»  im 
Verhftltniflse  an  den  Idindaen"  (ZOpfl  1.  67).  Aneh  bei  Historikern 
findet  man  ab  nnd  cn  die  richtige  Ansicht,  obwohl  selten  ▼erallgcmei- 
nert.  So  z.  1^  sn^^t  «iuizot  ganz  richtig  von  dem  alteii  nfi(,'lischen 
KAnigsrecht:  „Tout  oe  qu'il  (le  roi»  a  oonquis  en  fait,  il  le  proclame 
son  droit.  Ainsi  se  crhe  la  prerogafcivc  royale"  (1.  c.  II  73'.  Nur  gilt 
dieaer  Satz  nicht  bloß  vom  alten  englischen  Königsrecht:  auf  dieselbe 
Weise  ent8t<'ht  all  und  jedes  Recht.  Was  soziab»  Gruppen  und  Kreisf 
im  sozialen  Kampfe  errin«7*'n.  das  proklamiere  reu  sie  als  Hecht,  daher 
denn  auch  die  (Jesefetgeliungsarbeit,  also  Rechts-Er^Tänzunsr  d»'r  Parla- 
mente einen  ununterbrochenen  Kampf  sozialer  Gru])it'  ii  und  Klassen 
darältdlt  und  tlie  wechselnden  Schicksale  dieses  Kauipffü  ^sieben  nach 
sich  bald  die  Setzuu;^  eines  Rechts,  bald  dessen  Aufhebung  und  Et- 
«etaiig  durch  ein  anderes. 

Ber  Zusammenhang  des  Sittlicben  mit  dem  Natttrlicken. 

Wir  gebraachten  im  Yorausgehenden  öfters  den  Ausdruck: 
soziale  Welt.  Damit  und  mit  dem  Hinweis  auf  eine  in  der- 
be Iben  wirkende  .cwi^e  Krnft-  siud  wir  weit  eutferut.  irgend 
einen  DualiMim^  wieder  herstellen  zu  wollen,  den  wir  im  Kiü- 
gange  ableimten.  Die  soziale  Welt,  die  \\'elt  der  so/.inl  'ii  Kr- 
acbeinungen  ist  eben  nur  ein  Teil  der  Natur.  Daher  kann 
auch  die  «ewige  Kraft*,  die  wir  als  in  dieser  sozialen  Welt 
wirkend  hinstellen,  nicht  aus  anderem  Zeuge  sein,  als  alle  die 
in  der  Natur  wirkende  Kräfte.  Wie  sich  die  Natur  in  der  so- 
zialen Welt  fortsetzt,  ebenso  die  uaiürlichen  Kräfte.  In  dieser 
f'ortsetzung  treten  dieselben  Kräfte,  nur  uut  andere  Weise  in 
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Erscheiniiug;  als  soziale  Kräfte.  Mun  muß  sie  also  in  dieser 
Verkleidung  erkennen,  d.  h.  man  muß  sie  erstens  als  die- 
selben Kräfte  erkennen,  die  in  der  physischen  Katar  wirken» 
zweitens  muß  man  sie  in  ihrer  neuen  Form,  in  ihrer  ge- 
sell s  c  Ii  a  ft  l  i  c  h  e  n  Erscheinung  als  soziale  Kräfte  erkeuneu. 

Ist  man  hier  nicht  auf  der  richti*?oii  Spur,  so  sind  es  na- 
mentlich zwei  Täuschungen,  in  die  man  leicht  verfallt. 

Entweder  nämlich  uimmt  man  nur  materielle  Kräfte 
an,  solche,  wie  sie  in  der  Natur  und  in  physischen  Organismen 
wirksam  sind  und  übertragt  diese  auf  die  soziale  Welt  In 
diesen  Irrtum  verfiel  die  ^Xaturphilosophie*  und  ein  Teil  der 
Anhänger  der  -Xuturlehre  des  Staates-  (Schäffle.  Lilien- 
feld n.  a.i.  Diese  Uichtung  behandelt  den  Staat  als  einen  ua- 
tilrlicheu,  jihysischen  Organismus  und  gehuigt,  wie  sciiou  er- 
wähnt, zu  einer  »Anatomie,  Physiologfie  und  Psychologie  des 
Staates'',  spricht  von  ^Zellen  undZellengeweben*^  im  Staate  u.  s.  w. 

Oder  aber  man  verkennt  ganz  den  materiellen  Ur- 
sprung der  in  der  sozialen  Welt  wirkenden  Kräfte,  man  iguo- 
riert  ihre  Herkunft  und  ihren  Stanmibaum;  faßt  dieselben  als 
von  deji  in  der  Xatur  wirkeudeu  niaterielleu,  ganz  verschieden-  • 
urtiurt>  ijr  eist  ige,  moralische  Krätto.  als  selbständige  iu  «ler 
.Natur  des  Menschen-  wurzelnde  Triebe,  innere  Sinne 
oder  ursprünglich  angeborene  Gefühle  auf  und  leitet 
Ton  ihnen  alle  die  in  der  sozialen  Welt  zur  Erscheinung  kom- 
menden Gestaltungen  her. 

Dieser  letztere  Irrtum  ist  der  bei  weitem  häufigste,  er  ist 
die  Folge  des  D  u  a  1  i  s  m  u  s .  den  wir  schon  oben  erörterfe*u. 
Man  tindi't  ihn  bei  den  meist,Mi  IJoclits-  und  ►^taatsphilosopheu. 
uugelaugeu  von  den  Xaturreclitslelirern,  die  den  'inind  'Ifr 
Staatenentstehnnif  liald  in  der  Liebe,  bald  im  HaÜ,  bald  im 
Mitleid,  bald  im  Eigennutz  zu  finden  glaubten,  bis  zu  den  Jsri- 
sien  der  historischen  Schule  (Savigny,  Hugo,  Puchta),  die  da« 
Becht  aus  einem  nicht  naher  definierten  und  nndefinirbaren 
, Volksgeist herleiten. » ) 

Wir  meinen   jnoi   beide  Irrtümer,  beide  Täuschmigen  zu 
-v ermeiden,  wenn  wir  die  Übermacht  der  einen  Meuschengnippe 
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über  eine  andere,  durch  das  Medium  der  Gewohnheit  dahin 
gelangen  lauen,  wo  sie  die  Erzeugerin  der  Sitte  und  der 
Sittlichkeit  wird.   Die  Gewohnheit  ist  hier  das  Prisma,  in 

welchem  sich  der  Sonnenstrahl  sozialer  Macht  bricht,  um  im 
Staate  im  Kegenbogeuglanze  sittlicher  Ideeu  zu  sohilloni. 

Die  riiilo.sopheu  habeu  sich  von  jeher  die  gKüite  Mühe 
gegeben,  diesen  Farl^euglnnz  der  uns  in  der  staatlichen  Ordnimg 
umgebenden  sittlichen  Sphäre  zu  erklären;  sie  anaüsierten 
und  zerlegten  denselben  in  seine  einzelnen  Bestandteile  und 
suchten  den  Ursprung  dieser  letzteren,  ihre  Quelle,  zu  erforschen. 
Sie  kamen  aber  nie  weiter  als  bis  zu  jenem  Prismn.  ans  dem 
sie  die  j^anze  FarlxMijjraeht  der  siftlicheTi  Sj)biire  iKTvorbrechen 
sahen.  Jenseits  desselben,  wo  diese  FarlxMijiracht  noel»  «tbluni- 
memd  in  dem  einen  Souuenstralil  sozialer  l  liermacht  der  einen 
Gruppe  über  eine  andere  ruht,  drang  ihr  l^lick  nidit,  und  so 
blieb  ihnen  die  wahre  und  einzige  Quelle  des  Sittlichen  ver- 
borgen.^) 

Ebenso  unklar  wie  der  >  Volktgeiat'*  der  historischen  Schule  ist 
ds8  nvolketflnilielie  Kechtsbewuütxein**,  von  ilem  aas  H.  Schuhte  Terei» 
cbert-,  daO  „alles  Reclit  fin  nrflprüngliclies  Eraeugais*  desselVjen  sei.  Bei 
Jhering  ists  wieder  (Lis  «Heclitsgefflhl"  von  dem  er  (1.  c.  T.  4H)  meint, 
daß  e»  -die  Sprache  mit  Rfcht  aln  tlcn  Urquell  all*^s  H«n  lites  lifzeichnet-. 

b)  Von  den  neueren  Pliilosopheu  ist  unßtreiti^  K  i  r  i  h  m  a  n  11  der- 
jenige, der  diesen  V'or«r;ni^  zurrst  nüchtern  darstellte,  lit  seim  u  ..(jnid- 
lit^grittfii  des  Rechti»  uij«l  der  Mr>r.ii"  (1873)  ißt  er  bestrebt,  die  i'rituipien 
der  sittlichen  Welt  aufzufinden.  Ini  Vergleich  mit  seintMi  Vorgängern 
mt  ihm  dieses  ohne  ZwuitVl  am  besten  gelungen,  AU  letzte  Motive  alles 
menschlichen  Handels,  auä  denen  sich  also  alle  sozialen  Oestaltangen 
erklären  lassen,  stellt  er  die  Gefühle  der  Lust  (erentaell  des  Schmersesi 
and  der  Achtung  hin.  Der  Beweggrund  alles  Handelns  «entspringt  aus 
den  Oeftthlen^  sagt  Kirch  mann  (S.  4U  .Die  Geffthle  sind  zwei- 
fecher  Art:  entweder  UefQhle  der  Lust  und  des  Schmerzes  oder  Ue« 
fthle  der  Verachtung.'*  AuOer  diesen  bestehen  keine  weiteren  Be- 
weggründe des  Handelns  (das.  8. 23).  Biese  swei  Geflihle  »sind  die  beideu 
Qodlen,  aus  denen  alles  menschliche  Handeln  berrorgeht  und  bald  ge- 
sondert, bald  verbunden  in  kleinen  und  grofen  Strömen  und  in  den 
mannigfachsten  VTiuduugen  die  Welt  durehfliel  t*.  Es  „ist  ersichtlich", 
fthrt  er  fort,  „daß  es  vor  Allem  mf  pine  genaue  Erforschung  dieser 
Quellen  ankommt,  um  den  Inhalt  und  Reichtum,  der  aus  ihnen  abAie> 
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f>n<lou  Hau(iiintr«'!!  und  G  (>  s  t  a  1 1  n  n  g  e  n  des  I^ebons  zu  ven»teheii. 
Kin  näheres  Kiiigclicu  auf  diese  beiden  Quelleix  ergibt,  dal)  das  Handeln 
aus  Lusl  „<lii9  natürliche  nur  nach  Naturgesetzen  sich  beBtimmende 
Handeln"  ist;  während  das  „sittliche  Uandeln",  überhaupt  das  .Sittliche 
im  ent^ereu  Sinne**,  „aus  dem  Bewe^frrunde  der  A  c  h  t  u  n  jj-  tiitl^t.  «Alle 
Restimiuungen»  welche  dein  Sittlichen  als  eigentümliche  innewohnen, 
gehen  aoB  diesem  Achtongisastfuide  herror«*  (S.  51). 

Diese  Achtung  nun,  dieser  Aehtungazuataod,  ist  bei  Eirehmano 
ein  Ursprüngliches,  das  keinen  andern  sittlichen  Ursprung  mehr  hat 
»Diese  Achtung«*,  sagt  er,  «hat  auch  nicht  seihst  schon  einen  sittlichen 
Ursprung,  sondern  sie  ist  die  reine  Natarvrirkung  der  IlbergroPen  phy* 
(tischen  Ifaeht  auf  den  davon  hetroffenen  Menaohen.  Hier  ist  der 
<)neIIpQnkt  des  Sittlichen,  wo  es  aus  dem  Natfirlichen 
entspringt  .  ...»  (8.  53).  »Das  sittliche  ist  somit  selbst  ein 
Naturprodukt  (das.)    Wir  sehen,  Kirchmann  analisieit 

vortrcfflicli :  was  er  dann  auf  diesem  Fundamente  des  «ursprüncrlichon» 
Gefühles  der  Achtung  aufführt,  dieses  ganze  philosophische  Gebäude  ist 
bpwnuderuswert:  und  doch  scheint  uns  in  seiner  G  r  u  n  d  1  e  ii  n  ein 
Irrtum  obzuwalten.  Die  Achtung  ist  der  Urquell  noch  nicfit,  aus  dem 
(]n9  Sittliche  entspringt:  die  Achtung  ist  selbst  schon  eine  Frucht 
lt  >  Mttlichen.  Das  Sittliche  aber  ist  noch  imraor  nicht  da-  Er^te.  weil 
das  Krstv  nur  eine  natürliche  Kraft  si'in  kann.  Das  Sittlicht;  ent- 
springt vitdtuehr  liurch  diu»  Medium  dt»r  G  <^  \v  o  Ii  u  iu- i  t  der  natürlichen 
sozialen  Macht,  der  physischen  üuwohl  als  geistigen  Überlegenheit  der 
einen  moitobUcben  Gruppe  über  eine  andere.  (Vgl.  m.  Rassenkampf, 
Sonologisehe  Untersuchungen  187U.) 

Kirchmann  gelangt  in  seiner  aosgeaeichneten  Untenuehnng Ini 
hart  an  jenes  Prisma  der  Gewohnheit«  in  dem  die  natürliche  Kraft  Mch 
bricht;  da  fibigt  er  ihn  auf  den  Farbeoglans  des  Sittlichen,  und  er  wül 
ihn  aus  einem  seiner  Bestandteile  aus  der  Achtung  erklftien.  In 
diesem  Punkte  irrt  er  und  sein  Irrtum  ist  gans  ähnlich  denu«iigsa 
der  von  ihm  mit  Recht  gotad<  Iteu  Philosophen,  die  das  Sittliche  SQS 
einzelnen  Trieben  und  Gefühlen  des  Menschen  ableiten.  Denn  ob  man 
das  Sittliche  ans  der  Achtimg  oder  aus  der  Liebe  oder  wie  Grotiuä 
„aus  der  vernünftigen  und  geselligen  Natur  des  Menschen*»  ableitet,  daa 
bleibt  siel?  «^Icirb.  Man  liat  immer  nur  einen  Bestandteil  de«  in 
allen  Regeab<tt,'entarl)rn  schillerndei'  Sittlichen,  aber  nicht  deu  urt^prünp- 
lichen,  einfaciieu  und  vollen  Sonueustrahl  der  "natürlichen  sozialen 
Macht.  Dies«'  letztere  allein  ist,  um  mit  Kirch  manu  zu  spi.chcn, 
.d  o  r  Q  u  e  1 1  p  u  11  k  t  des  Sittlichen  ,  wo  es  aus  dem  JSatürii- 
c  h  e  n  entspringt". 

Neuestens  hat  K  a  t  z  e  u  h  o  f  e  r  in  bahnbrechender  Weise  die  Qudle 
4er  Sittlichkeit  in  der  »läntwieklung  des  in  unsern  Anlagen  wnnelndsa 
inhttrenteo  Interesses"  nachgewiesen,  (Positive  Ethik  1901.  8.  66  if.) 
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Gewoknkeit  und  Erziehung. 

Wir  glauben  es  aussprechen  zu  dflrfen,  daß  nicht  nur 

Staatslehrer,  sondern  überhaupt  Philosophen  sich  viel  zu  vvouig 
mit  der  .Gewohnheit*  besch.'U'tij^en :  daß  sie  die  ungeheure 
Tragweite  dieser  Kruft  und  ihren  Einfluß  auf  die  sittliche 
Sphäre  des  Menschen  viel  ssu  wonig  würdigten.  Wir  besitzen 
Philosophien  des  Wissens  und  Philosophien  des  Unbewußten 
—  eine  Philosophie  der  Gewohnheit  fehlt  uns  noch«  ünd  doch, 
wie  vieles  k5nnte  sie  erklaren,  welch*  große  Gebiete  mensehli* 
eben  Benkens  und  Handelns  könnten  sie  umfassen.*) 

Gewalt  und  Maoht  wären  wolil  immer  im  Stande,  einen 
Staat  zu  gründen,  aber  ohne  Hilft*  der  iJ  e  w  o  ii  u  Ii  e  i  t  wären 
sie  uiL'ht  iiu  St  inde,  ihn  aufrecht  zu  erhalten.  Die  liewolmheit 
ist  der  tatkräftigste  Bundesgenosse  der  staatengrttndenden  Ge- 
walt; sie  heiligt  alle  staatlichen  Institutionen;  sie  macht  es 
dem  Staate  möglich,  seines  erhabenen  Erzieheramtes  der 
Heiiscliliett  zu  w^tGsi. 

Zunächst  beruht  auf  der  Gewohnheit  all  uinl  jede  , Er- 
ziehung* des  Eiiizflneu,  Wius  ist  denn  eine  .^iite  Krziehung" 
anderes,  als  eine  Angewöhnung  der  mannigfaltigsten  Lebens- 
usan cen.  Können  wir  überhaupt  anders  ein  Kind  erziehen, 
ab  indem  wir  einerseits  durch  fortwahrend  wiederholte  Befehle 
das  tun  lassen,  was  die  «gnte  Sitte*  unter  Menschen  verlangt 
nnd  ihm  andererseits  durch  fortwährend  wiederholte  Beispiele, 
die  es  unwillkürlich  nachahmt,  diese  , Sitten*  angewöh- 
nen? ünd  dieselbe  Kraft  der  Gewohnheit,  die  sich  beim  Ein- 
zelneu bewährt,  bewährt  sich  auch  bei  ganzen  Stäninieu, 
Ständen  und  Volksschichten.  Wer  weiß  es  nicht  aus 
täglicher  Eifahrung,  welch*  großen  Einfluß  die  Erziehung, 
(also  die  gesamten  Angewöhnungen)  auf  den  Geist  und  die 
Benknngsart  der  Menschm  Qbt?  Nehmen  wir  den  Jüngling 
der  aristokratischen  Kreise  und  vergleichen  ihn  mit  dem  schlich- 
ten Bürgersohn,  oder  diesen  wieder  mit  dem  Bauernimrschen. 
Wie  hat  die  verseliiedene  Erzieliun<^.  die  verschiedenen  Beispi  ^le, 
die  sie  unwillkürlich  nachahmten,  die  verschiedenen  Gewohn- 
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heiteri.  die  ihnen  eingeprägt  worden  sind,  ihren  Ueist  und  ihre 
DenkuuBart  in  Gutem  und  Schlechtem  yerschieden  geformt  und 
gebildet?  Hat  nicht  jeder  von  ihnen  über  jeden  Gegenstand 
"dee  täglichen  Lebens,  von  dem  Ideinsten  bis  snm  größten,  Uber 

jedes  menschliche  Verhältnis  vom  gerin^igi^sten  «um  erh»- 
Ijeusten,  eine  andere  AusehumTiicrV  und  wird  in  Foli^e  dessen 
nicht  jeder  von  ihnen  im  ;jfesj:el)enen  Falle  anders  lüuideln  ?  Das 
Alles  über  ist  die  einfache  Folge  der  Erziehung,  d.  L  der  Ge- 
wohnheit und  Angewöhnung. 

Wenn  schon  bei  dem  Einzelnen  eine  verhältnismäßig  kune 
Gewobnbeit  einen  solchen  überwiegenden  Einfluß  flbt,  so  isls 
natfirlicb,  daß  jahrhundertelange  Gewohnheit  imd  Angewöhnung 
einen  noch  grtißeren  Einfluli  auf  soziale  Kreise  übt.  Was  gind 
denn  all  die  .eingewurzelten"  Vorurteile,  die  .angeborenen* 
^ei^iiiigen,  die  .znr  zweiten  Natur  gewordenen*  Schwaciien 
oder  auch  Vorzüge  einzelner  Stände  und  Klassen,  wenn  nicht 
eben  solche  jahrhundertealte,  körperliche  und  geistige  Gewohn-  * 
heiten  und  Angewöhnungen? 

Wir  sprechen  hier  mit  Absicht  nur  yon  eozialen  Ereisen 
nicht  aber  yon  Völkern,  und  wollen  sngleich  auf  einender- 
breiteten  Irrtum  aufmerksam  muiiieii,  der  diis  Urteil  über  sitt- 
liche Zustünde  und  ( 'harakterzüge  so  oft  verwirrt. 

Historiker,  Btaatslehrer  und  Philosophen  sprechen  immer 
nur  von  .Völkern*,  wenn  sie  für  historische,  sittliche  oder 
rechtliche  CharakterzOge  der  einheitlichen,  sozialen  Subjekte 
bedürfen.  Man  spricht  vom  Charakter  eines  Volkes,  yon  seinen 
Xeigungen  und  Leidenschaften,  seinen  Schwachen  und  Vorzögen, 
ja!  man  hat  es  in  den  GOer  Jahren  des  verflossenen  Jahrhun- 
derts sogar  versucht,  eine  eigene  W  issenseliat't.  die  ^Völkerpsv- 
chologio"  zu  gründen,  die  die  Aufgal>e  Ijabeu  sollte,  die  geisti- 
gen Einen tümUchkeiten  der  Völker  ebenso  zu  erforschen,  wie 
der  Psychologe  die  geistigen  Eigentümlichkeiten  des  Menschen 
untersucht.  Dieser  Vorgang  beruht  auf  einem  fundamentalen 
Irrtum.  Ein  „Volk**  ist  nie  und  nimmer  eine  solche  Einheit 
die  als  Subjekt  gewisser  gemeinsamen  sitÜichen  und  geistigen 
Charaktereigeubchatten  gelten  könnte.    Ein  Volk  ist  wohl  eine 
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«t tätliche  jBmheit  (s.  S.  107)i  das  heißt  aber  nur  so  viel, 
d&O  der  Staat  die  natürliche  Vielheit  von  Stammen  an  einer 
iofierliehen  Einheit  znaammenfaDt,  der  aber  vorent  durchaus 

Iceine  innorliclie.  geizige  Einheit  zukommt.  Im  <  ie<j^eiitoil  salieu 
wir  es  ())>en  (S.  IGGi,  wie  sich  in  der  sittlicheu  Sphäre  dieser 
staatliche u  Einheit  der  Natur  der  Sache  gemäß  uotweudiger- 
weise  Oe^rensätze  heraushilden  müssen.  Die  politische,  die 
staatliche  üiinheit  iallt  hier  mit  der  sittlichen  keineswegs  zu- 
sammen, yielmehr  umschließt  sie  notwendigerweise  eine  Viel- 
heit sittlicher  Sphären.  Als  Subjekt  gemeinsamer,  geistiger 
Anhigen  und  (  liarukterztige  kann  doch  offenbar  nur  eine  solche 
MeuschengrupjH»  gelten,  die  entweder  gleicher  Ahstam- 
muug  ist,  was  bei  einem  Volko  keineswegs  der  Fall  ist,  oder 
eine  solche,  deren  Erziehung  und  gesellschaftliche  Stellung 
durch  eine  längere  Zeit  dieselbe  war. 

Denn  gleiche  Gewohnheiten  bilden  gleiche  Sitten  und 
Anschannngen;  gleiche  gesellschaftliche  Stellung,  gleicher 
Beruf  und  gleiche  Beschäftigung  erzeugen  die  gleiche  Gewohn- 
Helten.  —  sumit  also  auch  im  groüen  Ganzen  die  gleichen 
sittlichen  Merkmale  und  Charakterzüge. 

Ein  Volk  aber  kann  der  Natur  der  Sache  nach  nie  eine 
solche  Einheit  darstellen,  denn  die  staatliche  Einheit  ist  not- 
wendigerweise durch  eine  Vielheit  Ton  Stammen,  Standen,  Klas- 
sen, Kasten  oder  wie  immer  diese  Schichten  heii3en  m()gen, 
bedingt  Es  gibt  keinen  Staat,  also  auch  kein  Volk  ohne 
fliese  Vielheit:  diese  aber  erzeugt  eine  Vielheit  sittlicher  Sphä- 
ren und  macht  jede  (Ukerpsychulugie-.  die  auf  dem  Begritf 
der  sittlicheu  Einheit  der  Völker  lieruht,  illusorisch. 

Wohl  könnte  uns  hier  der  Einwurf  Ijegegnen,  daß  doch, 
wie  wir  es  selbst  oben  (L  Teil  4  Kap.)  zugeben,  die  gemeinsame, 
staatliche  Existenz,  gemeinsame  Schicksale  und  Geschichte, 
Sprache,  Literatur  und  Kunst,  das  Volk  zur  Xation  heranbil- 
den, und  daß,  wenn  auch  nicht  das  erstere,  do(  h  <liese  letztere 
s^^llr  gut  ein  solches  Subjekt  ifemeiTisiiiiit'r  t  har.ikterzüge  al)n"^^- 
ben  kann.  Die.ser  P^inwurf  ist  nicht  stichhältig.  Allerdings  be- 
gründet eme,  durch  jahrhundertealte,  gemeinsame  Geschichte 
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TUid  staatliche  Existeuz  gewordene  Nationalität  gewisse 
gtige  GemeiiiBninkmten;  doch  reichen  dieee  durchaus  nicht  so 
tief,  daß  sie  Charakter,  Denknngsart  und  sitliliche  Bescha&iL- 
heit  erfassen  und  durchdringen  könnten.  Die  nationale  Gemem- 

samkeit,  die  sich  äußerlich  nur  durch  gemeinsame  Sprache, 
Literatur  und  Kun.st  darstellt,  reicht  nicht  tiefer  als  überhaupt 
der  Einfluß  der  Literatur  und  Kunst  reichen  kann  und  dieser 
ist  bekanntlich  weder  sehr  tief,  noch  iimfalit  er  je  das  ;/:Mi  ze 
Volk,  sondern  immer  nur  verhältnismäßig  eine  sehr  dünne 
Schichte,  die  literarischen  und  Kunsteinflüssen  zugänglich  ist 
Auf  den  Charakter  hingegen,  auf  geistige  und  sittliche  Anlagen 
der  Massen  kann  also  die  Nationalität  keinerlei  umbildenden 
Kiiiiliili  üben.  In  dieser  Beziobmig  bleibt  auch  die  Nation 
eine  Vielheit  pittliclier  8i>liäreu,  denen  ein  geraeinsaiiier  (Mia- 
r akter,  gemeinsame  psychologische  Eigentümlichkeiten 
nicht  zukommen.  Das  V^n  kennen  dieser  Tatsache  ist  der  Grund- 
fehler, an  dem  alle  «Völkerpsychologie«  und  auch  die  neueste 
Lamprecht'sche  Geschichtsphüosophie  leidet  und  der  große  Irr* 
tum,  den  so  häufig  Historiker  und  StaatsphüoBophen  begehen, 
wenn  sie  den  „Charakter"  der  .Völker*  oder  irgend  eines 
„Volkes«  zeichnen.  Sie  haben  dann  entweder  ein  völlig  fin- 
giertes Subjekt  ilirer  Schilderung,  oder  aber  sie  ha)>»Ti  einen 
Teil  im  Auge,  und  was  ihnen  an  diesem  Teile  auiialit,  das 
erklären  sie  als  vom  Ganzen  gütig  und  b^hen  somit  ein  pars 
pro  toto. 

An  unzähligen  hei  Historikern  Torkommenden  Charakter- 
schilderungen der  „Völker*  könnte  die  Wahrheit  unserer  Be- 

hauptung  erwiesen  werden.  Den  Reigen  derselben  eröffnet  wohl 
Tacitus.  der  uns  den  Charakter  der  .Germanen*  schildert, 
ohne  zu  bedenken,  welche  L  uzahl  der  verschiedenartigsten  Stämme, 
der  entgegengesetztesten  rioiste??-  und  CharakterT)ildung  das  Land 
zwischen  Bhein  und  Elbe,  Donau  und  Nordsee  beherbergte. 
Unter  den  neuem  Historikern  und  Staatsphilosophen  gibt  es 
sehr  fiele,  die  fiber  den  Charakter  der  »Völker'  frischweg  ni- 
sonnieren,  ohne  zu  bedenken,  daß.  was  sie  von  dem  einen  Volke 
sageu,  ein  anderer  mit  eben  so  viel,  oder  besser  mit  eben  so 
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wenig  Eecht  Yon  einem  andern  Volke  behauptet.  KamentUch 
sogenannte  nationale  Historiker,  die  es  sich  znr  Anfgabe  stellen, 
ihr  Volk  zn  Terherrlichen,  leisten  hierin  Großes.  Ans  ihrer 
Schildenmg  kommt  ihr  Volk  re^j^elmäßig  als  tapfer,  gastlVound- 
lich.  t,aitmiitig  u.  df?l.  mehr  liervor;  unter  einander  aber  imtor- 
>cheidv'ii  sieh  ilire  J^chiiderun^eu  in  gar  nichts,  möge  man  die 
aoatioualen''  Historiker  aller  europäischen  Haupt?ölker  mit 
«inander  vergleichen. 

Die  Wahrheit  aber  ist,  daß  kein  Volk  nnd  auch  keine. 
Nation,  in  Beziehung  auf  Charakteranlage  nnd  -Bildung  je 
ein  einheitliches  Ganzes  bilden  kann;  daß  es  in  dieser  Bezie- 
limi<^  immer  eine  Viellieit  ist  und  bleibt:  daß  aber  im  Gegen- 
teil gleiche  soziale  Stellunfr,  ^leirbe  wirLsciiaitlicho  \'er]iält- 
nisse  und  daraus  folgende  gleiche  Erziehung  ganze  V^olks- 
schichten  der  verschiedensten  Länder  und  Staaten  eine 
gleiche  Charakteranlage  und  Charakterbildung  verleihen. 

So  hat  z.  B.  der  Adel  der  Terschiedensten  europäischen 
Lander  unter  sich  vi^l  mehr  Charakterahnliehkeit  als  die  ein- 
zelnen Schichten  desselben  Volkes  und  derselben  Nation  unter 
einander;  dasselb;^  gilt  von  Industriellen,  von  Kantleuteu,  Ar- 
beitern, Bauern,  von  gebildeten  Mittelklassen  u.  s.  w. 

Soll  nun  Völkerpsychologie  und  überhaupt  das  Studium 
der  Charaktere  der  Völker  zu  richtigen  Besultaten  gelangen, 
80  muß  vor  Allem  die  Basis  der  falschen  und  fingierten  Ein- 
heit verlassen  werden,  und  man  muß,  statt  von  Charaktereigen- 
schaften der  Deutschen,  Franzosen,  Engländer  u.  s.  w.  zu  spre- 
chen, die  wirklich  einheitlichen  sozialen  Gruppen  jedes 
Volkes  und  jeder  Nation  ins  Auge  fassen. 

Bagehot  in  seinem  schon  oben  sitiarten  Werke  Iftftt  wohl  der 
Gewohnheit  als  Ziviliiationtfaktor  Gerechtigkeit  widerfohren,  doch 
ttttUt  er  dieselbe  hauptsBchliob  auf  eine  dem  Menschen  angeborene 
Nachahmaagssncht.  Sdn  Raisonnement  lautet  nngef&hr  so:  „Aus 
angeborener  Nachahmungssacbt  wiederholen  wir  ho  lange  gewisse  Tätig- 
keiten, bis  Hie  bei  ans  lur  unbewußten  Gewohnheit  werden*  Darauf 
beruht  die  , Vererbung"  gewisser  Eigenschaften.  Diese  „vererbte  Er- 
ziehunf:'*  aber,  fährt  er  fort  (S.  22),  „macht  die  mndcnipn  Nationen  zu 
dem,  was  sie  sind :  ihr  angeborener  Bau  trflgt  die  bpur  der  Geaetse, 

Oomplowics,  Ailg.  ätsstsrecht.  34 
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welchen  ihre  V&fcer  gehorcht  haben.'*  Eb  ist  in  dieoer  Ansicht  etwai 
Richtiges;  nor  übergeht  Bagehot  einen  wichtigen  Punkt,  nAmUch, 
da6  diese  Gewohnheit,  die  ein  so  bedeutender  Faktor  derErriehnag 
der  Menschheit  wird,  nicht  blo6  eine  Folge  nrsprQnglicher  freier  Wii- 
lenstfttigkeit  war,  etwa  durch  angeborene  Nacfaahmiingesucht  hemngt- 
iMraehti  eondera  auch  grOOtenteils  in  Folge  ftuBerer  Bedingungen,  ei- 
sen gt  wurde.  Bagehot  spricht  nur  Ton  den  Folgen  der  Gewohn- 
heit des  Handdns,  fiberrieht  aber  gans.die  nicht  minder  wichtigen  Folgen 
der  Gewoliuheit  des  Dulden  s.  Abgesehen  von  dieser  Einseitigkeit 
finden  wir  bei  ihm  Aber  die  Bedeutung  der  Gewohnheit  voUkommtn 
zntreffendo  Bemerkungen.  Wenn  auch  der  Satz. :  «Der  Körper  des  aus- 
gebildeten Menschen  hat  sich  auf  diese  Weise  durch  Erziehung  ver&ndert 
und  unterscheidet  sich  vom  Körper  des  rohen  Menscben*  fS.  27)  nur 
mit  Vorl»ohaH  aufgenommeu  werden  darf,  bo  steckt  doch  auch  in  ihm 
ein  Könilfin  Wahrheit.  Ricliti<j;-cr  fivhou  ist  der  folj]fendp:  ^K?  i*t  die 
Willenstiiticrkoit,  welclic  die  unbewulit^i  Gewohnheit  hervorruft;  es  ist, 
die  bt'atämliijt  A i ierreii<,ninj,'  des  Anfangs,  welche  die  an^jehRnfte  Kraft 
des  Endes  hervorbringt ;  es  ist  die  Arbeit  der  ersten  Generation,  welche 
zur  übürkoinmenen  Geschicklichkeit  der  folgenden  wird"  (8,  13>.  Xur 
müssen  wir  hinzufügen,  daü  diese  ;,Willeu8tätigkeit*',  die  eine  «unbe- 
wußte Gewohnheit  hervorruft**,  nicht  immer  eine  „fireie  Willenst&tiglnil* 
stt  sein  braucht;  daß  sie  vielmehr  in  den  meisten  FäUen  eine  durch 
äußern  Zwang  hervorgerufene  «l?^lenstiUagkeit«*  ist;  dann  aber  saA 
nicht  minder  die  durch  Bagehot  geschilderten  Folgen  nach  ndk  ML 
—  Diese  Folg^  nun  einer  jahrhundertelangen  Gewohnheit  gibt  Bage- 
hot gans  richtig  an:  «Wir  rechnen  auf  einen  Betrag  von  Ordnung,  von 
stillBchweigendbm  Gehorsam,  von  vorgeschriebener  Lenksamheit  aU  «He 
Grundlage  unserer  Kultur  .  .  .  (S.  31).  Er  gibt  su,  daß  all  dieses  in 
einer  „frühesten  Zeit**  noch  nicht  da  war  und  erst  geschaffen  werden 
muGte.  Indem  er  nun  auf  diese  früheste  Zeit  zurückgeht,  wo  dies  alles 
prst  geschaffen  werden  muOte,  trifft  er  ganz  dos  Richtige  in  folgendem 
Siitze:  ^Was  ror  Allem  not  tut,  das  ist  eine  zusammen  fassende 
Herrs«  liaft,  welche  die  Menschen  zusammenhält,  si»^  soviel  wie  müi:- 
lieh  dasselbe  tun  hf^ifU:  ihnen  sa^^t,  was  sie  von  einandt^r  zu  er- 
warten haben,  sie  L^li-iclimiiliig  bildet  und  so  erluilt".  Freilich  spricht 
Bagehot  uucli  liier  das  Wortehi-n  ^Gewalt-  nicht  aus:  otlenliar  aber 
liegt  eö  auf  dem  tlrunde  seiner  D.irstellung  und  ergibt  sich  aus  ihr  von 
seilet.  Auciu  wiiuLuclt  ßagehot'iä  Buch,  trotzdem  er  es  vermeidet,  die 
soziale  Entwicklung  ans  dem  Prinzip  der  Herrschaft  und  Gewiüt  her* 
auleiten,  von  Sätsen,  die  dieses  Prinzip  unwillkürlich  bekräftigen :  «Die 
Stärksten  vernichteten  die  Schwächsten,  so  viel  sie  konnten",  ssgt  er 
(S.  29)  in  Anwendung  Darwin^scher  Eampf-ums-Daseins-Theorien  auf 
das  soxiale  Leben.  „In  jedem  Zustande  der  Welt«,  meint  er  ferner  (&  61K 
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^haben  die  Nationen  das  t3heigewioht  ttber  die  anderen,  wL4clie  die 
kräftigsten  sind;  un«1  in  Bezti;:^  anf  gewisse  ausgeprilgte  Eigentllmlioh- 
keiten  sind  die  kräftigsten  anoh  die  besten**. 

Baco  widmet  der  «Uewohnbeit  und  Ersiehung"  ein  schönes  Ka- 
pitel  (XXXVIII)  seinrr  Abhaudlunir  H her  Moial  und  Politik  (1697).  Locke 
«eist  ihr  in  seinem  Hauptwerke  Essay  on  human  understandig  (1690) 
•  ine   wichtige  Funktion  in  der  Bildung  des  mensciüichen  Cieiates  KU 
«Bach  II,  Tap.  33,  §  6)  und  auch  Hume  geht  so  weit  in  der  Würdigung 
der  den  menschliehen  ihnsi  formenth  n  Macht  der  Gewohnhpit,  rlaß  or 
sogar  den  Instinkt  der  Kiiuöalität  aus  ihr  abznleiton  Tersucht,    \  V^'l. 
Riehl,  Geschichte  des  Kritiaiamus  i.  12H  rtVi.  Dagegen  a(  bilf]»»rn  Hlvono- 
mist*'!!  den  nacliteiligen  EinfluU  der  Gewohuhcit  auf  urisen'  Vorä»U;Uun- 
gen;  BO  z.  B.  sagt  ßuätiat  .  „La  force  de  T  habitudf  a  ce  singulier  pri- 
vilege  «lo  nous  d^rober  la  vue,  de  nous  faire  perdi<;  la  eonstieactj  des 
pheiiouit'nes  au  milieu  desquols  nous  sommes  plong<5a  .  .  .  (Harmonics 
eeonomiques  p.  104).   Ähnlich  auoh  Proudhou:  «Mais  an  ftit  psicholo* 
giqae  non  moins  yrai  et  qne  les  philosophes  ont  pent*6tre  trop  n^glig^ 
4*tedier  oe  que  e*  est  que  l'hahttudc,  oomme  une  seconde  nature,  a  le  pou- 
Toir  d**  imprimer  b  1*  entendement  de  nouTelles  formee  cat^rique,  priaes 
snr  lee  apparenoes  qui  nona  frappent  et  par  lä  m^me  denn^ei  le  plus  son- 
Tent  de  realit^  objective,  ma»  dont  V  influenoe  snr  nos  f ugements  n*est 
paa  moins  pr^^t^mmante  qne  celle  des  premi^res  eat^ories'*.  (Qu*  est 
que  la  propri^te,  Par.  1848,  p.  7.)  Bbenio  schildert  Rodbertns 
den  I^nfluü  der  Gewohnhrit  auf  unsiM  e  Vorstellungen,  (Dritter  Brief  an 
Sirchmann,  S.  60.)  Schäffle  betont  in  der  ihm  eigentümlichen  biolo» 
gischen  Bildersprache,  den  Einfluß  der  Gewohnheit  im  staatlichen 
Leben:   „Wir  anhon  hirr  davon  ab,  daß  der  Mittelpunkt,  an  welchem 
Jalirhundortv  hindurch  da.-«  ganze  motorische  Ner  ve  i' -  r  s  t  »>  ni  des 
sozialen  Körpers  in  Gehorsam  eiumal  gewöhnt  ist,  ciin'  liisloriscluj 
Macht  ersten  iianges  werden  muß.  welche  selbst  durch  viele  Milibräucho 
und  Mißgeschicke  kaum  umzubringen  ifet   uml  daii  dieser  Mittelpunkt 
die  legitime  Erlimonarrbie  bildet«*.   (Bau  uii<l  Leben  1,  245).    Zu  weit 
geht  U.  öchulze,  wenn  er  auch  die  Bildung  der  Stände  auf  Ge- 
wohnheit zurtickfahrt  (Preußisches  iStaatsrecht  I,  420).  Das  ist  nur  inso» 
ferne  richtig,  inwieferne  die  Oewohnheit^  wie  sich  Schulse  ayttdrtickti 
,,d«r  Garant  jeder  Staatoveifassong»  ist  (S.  l&Ö).  Der  l'rsprung  der 
Stftnde  aber  weist  auf  historische  Tataachen,  sei*8  der  Eroberung,  seia 
4er  Einwanderung  hin.     Mit  einer  gewissen  Bitterkeit  spricht  von  dem 
ISafluB  der  Gewohnheit  ein  unabhängiger  Geist  und  scharfer  Kritiker 
Lue  der:  «Wenige  nur  k&nnen  su  einem  höheren  Standpunkte  sich 
erhellen:  jeder  sieht  von  ieinem  eigenen  Standpunkte  ans,  mit  eigenen 
•Sinnen  und  durch  ein  besonderes  Medium :  alle  werden  beherrscht  von 
4eir  ailmAchtigen  Gewohnheit,  unter  deren  Saepter  wir  fUiig 
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sind,  ^'ut  und  edel  za  findea,  waa  kaum  nch  eutttcluildigen  lAlit**.  (Ehtik 
der  Statistik  S.  9i). 

Die  SittUchkclto-  und  BeehtB-^Jdeen''  der  abstrakten 

Plillo80]»hle« 

Wir  kennen  schon  den  Hang  der  abstrakten  Philosophie, 
als  Erstes  immer  eine  ^Idee''  zu  setzen,  um  aus  derselben  die 
realen  Erscheimiiigeii  der  Welt  abzuleiten.  Es  isfc  das  eine  dem 
mensehlichen  Geiste  eigentümliche  Sckwache.  Während  ihn 
fiberall  nnr  reale  Erscheinungen  umgeben,  während  nur  solche 
ihn  beeinflussen  und  er  nur  yon  solchen  Eindrücke  empfangt; 
während  er  diesen  Eindrücken  seine  ganze  Eutwicklimg,  all 
seine  Ideen,  auf  die  er  -  "  -t<(lz  ist,  yerdankt:  ist  er  gegen  die 
reale  Welt  und  ihre  Ersciieinuugeii  so  wenig  erkenntlicht  ^ 
er  in  seinem  «philosophischen*  Eigendünkel  dieselben  ganz 
ignorieren  möchte,  um  sich  nur  mit  «Idaen*  abzugeben.  In  der 
,Idee*  möchte  er  den  Grund  alles  Seins  erblicken,  von  ihr  alle 
realen  Erscheinungen  ableiten:  sie  selbst  aber,  diese  «Idee*",  am 
liebsten  dirid<t  vom  llitiinud  ouiptangen  haben. 

Zu  einer  solchen  ,Idee**  traclitet  die  abstrakte  Philosophie 
immer  zuerst  zu  kommen,  sie  trachtet  immer  zuerst  ein  .Prin- 
zip" zu  erhaschen,  um  Ton  da  aus  tlie  reale  Welt  zu  konstn;ir»'u. 
Wie  kommt  sie  aber  zu  ihrer  Idee,  zu  ihrem  Prinzip?  Offenbar 
auf  dem  einzig  möglichen  Wege,  auf  dem  der  Mensch  zu  einer 
Idee  gelangen  kann,  auf  dem  Wege  der  Beobaditung  realer 
Erscheinungen.  Nun  wollen  aber  die  al)strakten  Philosophen  es 
hiuteiitlrciu  ui(  ht  eingesteluMi,  dieses  Weges  gewandelt  zu  sein; 
vielmehr  geberden  sie  sieh  so,  als  o))  sie  aus  ihrer  apriori^ti- 
schen  „Idee*  die  ganze  Welt  ableiten  würden,  schildern  dabei 
Alles,  was  sie  auf  dem  zurückgelegten  Wege  wahrgenommen 
haben,  fftgen  aber  eine  Menge  Erdichtetes  und  Phantasfcisehes 
hinzu,  das  nur  auf  Analogie  und  nebelhaften  Schlußfolgenmgen 
beruht 

(Ti »' h  f  8  p  h  i  1  08 0  p  Iii  e.)  Was  wir  hi.'i-  von  deu  abstrakten  l'lalo-o- 
phen  ^JL""»'!!,  li«  zi»>ht  nicli  inabf 8<>iid('ri'  auf  die  Uochtsphilosophen,  von 
deueu  die  drei  letzten,  dereu  Lehrbücher  die  deutschen  UuivenitAt^a 
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]bis  in  die  70er  Jahre  beherrschten,  Trffildelellbur^^  Ahiens  und  Röder 
waren-  Wir  brauclien  heute  mit  ihnen  nicht  mehr  zu  polemisieren. 
Schon  Albert  Herrnann  Post  bemerkt  in  snncm  «Urspnmp  des  Rechts** 
(187B)  mit  Recht  „es  müsse  eine  ganz  iiudere  Bewandtnis  mit  dem  We- 
sen des  Rechtes  liabeu,  und  es  habe  in  der  Tat  dasselbe  im  Grunde  mit 
Moral  und  Vernunft  in  dem  heutzutage  von  uns  gebrauchten  Sinne 
gar  nichts  zu  tun"  und  daP:  „ein  Recht  auf  ethischer  Basis  lediglicli 
eine  Schwärmerei  spekulierender  <irül>ler*»  sei.  „welche  mit  der  gesamten 
Rechtsgeschicbte  im  sohneidendsteu  Widerspruche"  stehe :  so  sind  diese 
Behauptungen  zu  weit  gehend.  Man  kann  nicht  sagen,  daß  da« 
Bedit  jaai  Moral  imd.yemuiift*  niehtt  su  ton  li&be:  daß  et  «keine 
ethiache  Baeis*  habe;  mir  darf  man  unsere  heutige  Moral  und  unsere 
heutige  Vwnunlt  und  Ethik  nicht  als  etwas  Absolutes  immer  in  der- 
selben (lestalt  Dagewesenes  darstellen.  All*  und  jedes  Recht  hat  immer 
seine  Quelle  und  Wunel  in  der  Moral;  aber  diese  Moral  war  nicht 
immer  dieselbe.  Moral  und  £thik  sind  ebenso  wandelbare  und  wechselnde 
Ideen  wie  dae  Becht  und  ne  wechsehi  und  entwickeln  sich  mit  dem 
Bedite  oder,  besser  gesagt,  das  Becht  mit  ilmen.  Jede.s  Recht  alRo  ruht 
auf  moralischer  und  ethischer  Basis;  nur  hat  eben  jed^es  Recht  seine 
eigene  Moral  oder  was  richtiger  ist,  jede  Moral  hat  ihr  eigenes  Recht, 
Freilich  kann  daraus  folgen,  dal)  irgend  ein  gew^esenes  Recht  nach  im- 
seren  bf'utigen  Begriffen  nnmom  lisch  war  und  ebongo  geschieht 
es  hSufitj-,  ja  mnl',  iüiukt  sich  ereignen,  dalS  noch  bestehendes  Ifeeht 
mit  der  mittlerweile  anders  gewordenen  Moral  in  Zwiespalt  gerät.  Das 
ändert  aber  nichts  an  der  Tatsache.  daK  j*  des  i?echt  in  dem  Momente 
seines  Entstehens»  der  Moral  znni  mindesten  eim  s  nuiclitigeren  »ozialen 
Bestandteiles  des  Staates  entsprochen  hat  und  insüterne  hat  jedes  Recht 
s.  lue  Quelle  in  der  Moral.  Ändert  »ich  diese  letztere  oder  wird  die 
Moral  eines  früher  schwächeren  sozialen  Bestandteiles  den  Staates  zur 
Moral  der  Gesamtheit  oder  auch  nur  der  Mehrheit  oder  doch  eines  ge* 
ntigend  mAchtigen  Bestandteiles  des  Volkes,  dann  muß  ihr  das  halUoi 
gewordene  Becht  weichen  und  einem  andern  den  Fiats  räumen,  welches 
die  mittlerweile  siegreich  gewordene  Moral  sur  Grundlage  hat.  So  spielt 
sich  immer  und  Oberall  die  Entwicklung  des  Bechtes  aK  Allerdings  darf 
aoeb  nicht  ttbersehen  werden,  daß  jene  siegreiche  Moral,  die  ihr  Becht 
immer  auf  den  Sdiild  erhebt,  ihrerseits  auf  dem  Grunde  der  Macht 
ruht,  ein  Enseognis  tatsftchlicher  Verhältnisse  ist,  die  sich  geltend  machen 
Tind  durchsetzen.  Daher  man  ancli  jede  Entwicklung  de»  Rechts  unter 
Eliminierung  des  vermittelnden  Zwischenstadiuma  d>  r  Moral  als  den 
Aiisdruck  der  bloOen  Machtverhältnisse  betrachten  kann.  —  Versuche, 
die  in  MiCkredit  geratene  Rechtsphilosophie  zu  rehabilitieren,  machten 
J  bering  in  ,Dcr  Zweck  im  Recht"  1S?77  ff.  und  Bergbohm  in: 
ttJarispnidenz  und  Rechtsphilosophie'*  1892  und  neuestens  Stammler 
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in  sfineii  Schrifti-n  „Wirtschaft  und  Rti<'ht-  ilRi*A"i  uiul  „Die  Lehiv  voio 
nrhticreu  Horhtf-  (1«K>21  In  Italien  wurde  ncucätetiö  di<^  Hoohtöjihilosc'- 
phie  auf  80/.ioiügi8chfr  tJrundlage  mit  Erfolg  behandelt  von  Icilio  \  aiiisi: 
▼^l.  auch  Diillari;  „Nuovi  Foudamenti  della  Filo^otia  d»d  Diritto* 
(1896)  und  DelVecchio:I  Prt^uppoati  della Nozione  del  Diritto,  (iyö5;. 


Zweites  Kapitel, 
lieelit  und  Reelitowissenschsfi« 

Wir  s;iliftn  oben  (8.  wie  durch  die  st;iatlic-Iie  Urdmijuji 

die  Idee  der  Sittliclikeit,  entsteht.  Mit  der  Kntwickhing  der  Tätig- 
keit des  Staates  in  den  mannigfaltigsten  iiielituugeu,  entwickelt 
sich  auch  und  entfaltet  sich  immer  mehr  die  sittliche  Idee.  Die 
Sittlichkeit  ist  nämlich  das  geistige  Besidaum  der  Tätigkeit  de» 
«  Staates;  der  geistige  Niederschlag,  den  sein  Tun  und  Lassen  in 
der  Gesinnung  und  der  ganzen  Denkongsweise  des  Volkes  lu- 
rückläßt.  Mit  jedem  neuen  Gebiete  nnn,  welches  die  staatlidie 
Tütiii:krit  sich  erüllnet,  erschließt  sie  auch  der  Sittlichkeit  ein 
neue«  Tt-rrain.  l^iid  zwnr  tritt  diosollte  onispreclioiid  der  (iegeii- 
sätzlichkeit  ihrer  >iatur,  die  wir  schon  oben  (S.  357)  kenn- 
zeichneten,  imnier  ^rleich  in  zwei  sich  widersprechenden  Formeu 
auf.  Mit  jeder  Handlung  des  Staates  tritt  nämlich  erstens  die 
konserratiTe  sittliche  Idee  derselben  in*8  Leben  und  wird  «ogleicb 
ihre  oppositionelle  sittliche  Idee  geweckt  Sowie  aber  die  Tätig- 
keit des  Staates  unendlich  und  in  Systeme  unfaßbar  ist,  so  ist 
es  und  zwar  in  noch  höherem  (jrade  dieser  geistige  Niederschlug 
der  staatlichen  Tätigkeit,  der  uns  als  Sittlichkeit  entgegentritt: 
unendlich  daher  und  unfaßbar  für  die  systematische  Lehre  ist 
auch  das  Gebiet  der  Sittlichkeit  läs  läßt  sich  weder  strenge 
umgrenzen  noch  umschreiben,  und  die  Sittlichkeit  läßt  sich,  eben 
wegen  des  GegensätsElichen  ihrer  Natur  und  des  ewigen  Schwanken» 
und  Oscillierens  ihres  Inhaltes,  weder  im  B^^riffe  feststellen,  noch 
aucii  ihrer  Torrn  und  ihrem  Iiihulte  nach  aufzeichnen.  Deuu 
mannigfaltig  und  verschieden,  wie  die  verschiedenen  Elemente 
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des  Yalkes,  ist  die  Auffassung  der  siiüielien  Idee,  ist  Sitte  tmd 

Sittliclikeit.  Das  Kriterium  des  Sittlichen  liegt  mir  im  (letiihl 
def?  Einzohieu,  imd  ist  Hchwaiikeiid  ]<•  auch  den  versehiedeneu 
Gesellschaltskreisen,  denen  dor  Einzelne  angehört.  Greifbar  da- 
f^efren  und  fest  bestimmt,  faßbar  fiir  die  systematische  Lehre 
ist  das,  was  sich  ans  diesem  unendlich  großen,  doch  uube- 
stinunten  nnd  beweglichen  Hintergründe  der  Sittlichkeit  heraus- 
arbeitet und  hmuskrystallisiert:  das  positive  Becht.  Seine 
Satzungen  sind  durch  Aufzeichnung  fixiert.  Es  ist  ein  m  schlos- 
senes  Material,  «las  wohl  f»wijTf  wächst,  al)er  auch  in  jedem 
Augenblicke  ierii^^  und  überselibar  vor  uns  liegt.  Da  hat  die 
systematisrhe  Lehre  ein  offenes  und  freies  Feld.  Sie  kann  da 
teilen  und  schematisieren,  und  das  tut  sie  auch  in  yollem  Ma^iüe. 
Diese  Schematisiernng  des  Bechts  hat  verwirrend  einen  didak- 
tiachen  Charakter  nnd  erleichtert  die  Übersicht  des  Ganzen. 
Doch  haben  die  wichtigsten  Kinteilungen  des  Rechtes,  die  wir 
liior  vorführen  wolleu,  auch  principielle  Bodt.Mituiig,  weil  die  in 
fleii  «  luz-elnen  Abteilungen  enthaltenen  (ini]>})en  von  liestim- 
mungen  von  einander  wesentlich  versihi^Mlon  sind. 

Diejenigen  Bestimmungen,  die  sich  auf  die  Kegeiung  der 
VerhaLtniBBe  der  Einzelnen  unter  einander  beziehen,  nennt  man 
Privat  recht.  Unter  Staatsrecht  versteht  man  hinwiederum 
den  Inbegrül'  derjenigen  Kormen,  die  sich  der  Sttiat  selbst  in 
Beziehung  auf  seine  Verhältnisse  zu  den  Einzelnen  oder  auf  die 
HerrücliattsverhältTiisse,  die  zwisi  heii  spiuen  einzelnen  Bestund- 
teilen obwalten,  setzt.  Das  Staatsrcclit  ist  also  der  aiiLoiiti.sclie 
gesetzliche  Ausdruck  der  Formen,  in  denen  sich  der  Staat,  so 
ZU  sagen,  etabliert  und  die  er  aufrecht  erhält,  nicht  um  <los  Ein- 
zelnen willen,  sondern  um  seiner  eigenen  Existenz  willen.  Das 
Wort  .Becht*  wird  hier  in  einem  ganz  anderen  Sinne  gebraucht, 
als  gewohnlich,  denn  es  bedeutet  hier  nicht  Bestimmungen, 
die  der  Staat  zur  Befolgung  seitens  Anderer  erläßt,  vielmehr  die 
Organisation  selbst,  mittelst  welcher  der  Staat  sich  aufrecht 
erhält;  die  Vorkehrungen,  die  er  trifft,  um  soino  Macht  zu 
schützen  nnd  seine  Gewalt  zu  üben,  um  seinen  Schutz  ange- 
deihen  zu  laaaen  und  seines  Straf-  und  Kichteramtes  zu  walten. 
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En  ist  aim  klar.  dal5  zwischen  dorn  IVivatrecht  und  dem  ülfeut- 
liehen  oder  StauUreclit  kein  bloß  formaler,  sondern  ein  wesent- 
licher, ein  prinzipieller  Unterschied  herrscht.  Während  das 
Privatreckt  nämlich  eine  Norm  ist,  eine  Begel,  eine  Torschnft 
zur  Benrteümig  bestimmter  Handliingen  und  YerhSltnine  d«r 
Einzelnen:  ist  das  Staatsrecht  der  rechtliche  Ansdmck  tatsaeh- 
licher  Verhültuisse.    Da^  Staatärcciit  ist  der  Staat  selbst. 

Die  Mitte  /wischen  dem  PriTatrerlit  und  dera  St4iHtsreoht 
hält  diis  Straf  recht,  weil  es  zunächst  gleich  dera  Privatrecht 
das  Individuum  betrifft,  jedorh  andererseits,  vom  Privatrecht 
ganz  yerschieden,  unmittelbar  die  Interessen  des  Staates  tangiert 
Das  Strafrecht  ist  der  Inbegriff  der  Bestimmungen  über  die 
den  Einzelnen,  der  die  öffontliche  Ordnung  verletzt,  treffenden 
Strafen. 

Zu  diesen  drei  Abteilungen  des  «Rechts-   wird  nodi  eine 
vierte  hinzugefügt,  das  sogenannte  ^A'^ölkerrech  t-.    Es  ^olion 
das  Bestimmungen  sein,  die  sich  auf  die  Verhältnisse  zwiscbaa 
den  einzelnen  Staaten  beziehen,  auf  Verhältnisse  also,  die  gsr 
nicht  in  der  Machtsphäre  des  einzelnen  Staates  liegen.  Ehe  wir  | 
nun  zur  speziellen  Betrachtung  jedes  dieser  yier  Gebiete  Über- 
gehen, wollen  wir  uns  zuerst  die  Stellung  klar  machen,  die  ! 
dieses  ganze  große  Rechtsgebiet  als  Objekt  der  W i .sseu schuft  ] 
einnimmt.  i 

AV^enn  das  Recht  äuüerlich  betiachtet  nur  der  Inbegriff  vou 
Bestimmungen  der  Staatsgewalt  ist,  so  ist  die  Frage  jmi  Platze, 
was  denn  eigentlich  die  Wissenschaft  mit  dem  Hecht  zu  scbaian 
habe?  Wir  setzen  hier  den  B^riff  der  Wissenschaft  ToraiUi 
wie  wir  ihn  im  Eingange  (S.  1)  feststellten  und  fragen:  Kann 
das  Becht  <  JegenstHnd  der  Wissenschaft  sein,  findet  die  Wissen- 
schaft auf  dem  Geluete  des  Rechtes  solche  Krscheinuiigeu,  die 
einem  natürlichen  Gesetze  folgen  und  aus  deren  BetraclituuLT  ^ict 
diese  Gesetze  erforschen  lassen?  W  ir  wollen  es  Tersuchen,  ^^se 
Frage  zu  beantworten. 

So  wie  wir  in  der  Entstehung  und  Entwicklung  der  Staaten 
ein  natürliches  Gesetz  erkennen,  so  ist  es  klar,  daß  auch  das 
ganze  Leben  des  Staates,  die  Entstehung,  die  Bildung  und  Ent- 
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wicklang  der  Staatsgewalt  uach  solchen  Gesets^en  dich  voll- 
zieht  Ist  aber  das  ganze  Leben  dee  Staates  und  die  Entwiek- 
Inng  der  Staatsgewalt  solchen  natürlichen  Gesetzen  unterworfen, 
dann        es  auch  alle  einzelnen  Ersehmnungen  des  Staatslebens 

und  alle  Emanationen  der  Staatsgewalt  al>()  mucIi  das  Recht. 
Biese  natürlich  'ii  Ei)t\vickluiiLi>^eset^  sind  aber  ira  Ivechte  um 
«0  nielir  erkeuiii».u',  da  es  doch  «eilist  nur  ein  Ausfluß  der  durch 
den  Bestand  des  Staates  bedingten  allgemeinen  Sittlichkeit  ist. 
Denn  diese  letztere  erkannten  wir  als  eine  Ton  der  staatlichen 
Ordnung  abstrahierte  Idee,  als  das  Sichbewußtwerden  dieser 
Ordnung. 

Staat,  Sittliclikeit  mid  KVclit  l)il(leii  also  oine  zusamuiou- 
hiiugcude  Kette  von  natürlichen  hii.s<  lit>inuugen,  die  als  solche 
Gegenstand  der  wissenschiiftlichiMi  Untersuchung  sind.  Diese 
Untersuchung  kann  sich  in  zwei  Bichtungen  bewegen.  Sie  kann 
auf  das  Bestehende  gerichtet  sein,  oder  auf  das  Gewordene; 
wenn  sie  aber  auf  das  S^insoUende  sich  richtet,  h5rt  sie  meist 
auf.  wissenschaftlich  zu  sein  und  wird  Politik wovon  wir 
nuten  noch  liandeln  werden. 

Mit  dem  Bestehenden  in  der  Reehtsphäre  nun  hat  es  die 
Jurisprudenz  zu  tun.  Sie  ist  die  Vorbereitung  und  Grundlage 
der  Wissenschaft  des  Gewordenen,  welches  die  eigentliche  ge- 
schichtlich-philosophische Staats-  und  Rechtswissenschaft  ist. 
Denn  wenn  es  richtig  ist,  daß  ohne  Kenntnis  des  Bestehenden, 
also  des  positiven  Keehtes  kein  fester  Orund  vuriuiatlen  ist  für 
die  Untersuchung  des  (jeworden "ii :  so  i>t  dorli  audererbeiis  klar, 
daß  nur  in  dieser  Letzteren  die  wahre  Erkenntnis  des  Wesens 
des  Bechtes  und  der  Gesetze  seiner  Entwicklung  zn  suchen  ist. 
Und  nur  eine  solche  Erkenntnis  allein  ist  Aufgabe  und  Ziel 
der  WissinschafiL 

Dan  wir  überhaupt  dem  Rechte,  also  nicht  blol'  deiu  Staat«- 
oder  öffentlichen  Recht«,  sondern  auch  dem  Privatrechte  einen  Platz  eiu- 
rtamea  in  dieser  BarsteUuug  des  .allL^omeinen  Staatarechta«,  daa  bedaxf 
einiger  erläuternden  und  rechtfertip^enden  Bemerkungen. 

Wir  tun  dieg  nicht  blo!5  ans  Ilevanchegelttston  wjrf'nübfr  den 
Eecht«pbilosophea,  die  sich  nie  damit  begnügen,  in  den  Kompendien 
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und  Systemen  der  KechtephiloRophie  bloß  rom.  Beeht  sa  handeln, sondnn 
immer  auch  den  Staat  in  ihre  DarsteUungen  mit  einbeziehen:  es  ist 
ein  höherer,  zwingender  Grund,  der  diese  Vereinigung'  sowohl  -len  Becifatl> 
phi]o8ophen,  als  aucli  den  Darstellern  des  Staatsrechts  auferlegt. 

.Sprechen  wir  zuerst  vom  den  Ersteren.  Iiidom  sie  das  Hecht  aui» 
der  Idee  ableiten.  kf^niiHu  .sie  beim  bloPcu  Privat n-cht  nicht  stehen 
bleiben.  IM»'  ••iiil'iu  hKtf  lo;^'ij»clif  Koiisr<iiieiiz  (lriiiiL,'t  sie  zu  d^T  Bf»hand- 
lun^  der  liucüstuu  und  wiclitigöltüi  (Jestaltung  der  _R>'Llit8id»'f*  und  die*^ 
ist  nach  ihnen  der  Staat.  In  dieser  Beziehuui;  tmd  sie  voUkorameu 
gerecht it  rtiift.  Der  Staat  erscheint  mueu  als  letzte  Au  erim^  der  lUchts- 
ideo.  alti  hücliste  .Stufe  ihrer  Verkörperung :  soll  ihre  Hechtsphilosopliie 
ein  Ganzes  bilden,  so  muß  ihr  offenbar  der  Staat  im  Schlußab^chnitte 
die  Krone  aufsetteD. 

In  der  fta&em  Anordnung  des  Stoffes  befolgen  wir  einen  umgekehr« 
ten  Weg.  Indem  wir  alles  Recht  vom  Staate  ableiten,  ist  uns  der 
Staat  notwendigerweise  das  Erste  und  die  Darstellung  schließt  mit 
dem  Rechte.  Der  innere  zwingende  Grund  hingegen  cur  Einbeciehung 
des  Rechts  in  die  Darstdlung  des  Staatsrechts  ist  ein  ftholicber,  wie 
bei  den  Staatsphilosophen.  Für  uns  ist  das  Recht  der  letite  ausklin- 
gend»» 'l'on  dieser  Kräfte,  die  den  Staat  erzeugten  ;  der  wel%eschichtlicbe 
Akkord  des  Staates  findet  im  Kecht  seinen  letzten  Nachklang.  Das  !&• 
teresse  des  Ganzen  also,  der  Harmonie,  verlaugt  es  schon,  nicht  beim 
Staate  abzubrechen.  Aber  noch  eine  ainlerf  wirhtitje  l^rsaehe  ZN^nngt  zu 
dieser  Kinl>^?iehun^'  des  Kechts  in  das  Stautsreeht,  Im  «»egensatze  zum 
Privatrecht  wird  da"<  Stnatsn-cht  als  das  ..öftentliche*  bezeichnet  hi 
weichem  l'nukte  aber  das  ^utient In  hf**  aufliört  und  das  l'rivatrecht  be- 
^»innt.  ist  vit  l  -i  ieriir'  r  /u  besimiiucu,  als  es  uach  den  gebräuchlichen 
Deüiiitioiieii  scheinen  möchte,  da,  es  ist  iiWerlia upt  die  Fra^e.  ob  sich 
diese  Uuu.rischeidun»^  atreujj:e  durchfühlen  läl  t,  ob  nicht  jedes  l'rivat» 
rechtsinstitut  auch  eine  ööeutlich- rechtliche  Seite  hat?  Diese  letztere 
Ani^chauiuig  hat  Vieles  fttr  sich  und  sie  swingt  eben,  das  PriTatreeht 
mit  Bezug  auf  seine  Öffentlich-rechtliche  Seite  der  Darstellung  des  Stsats- 
rechts  einsuverleiben. 

Einige  Rechtslehrer,  wie  z.  B.  Arndts  (Juristische  Encyklopft^ 
und  Methodologie.  Wien  1866,  %  46)  fOgcn  zum  Privat-  und  Offentlichsn 
Rechte  als  dritten  Teil  das  Kirchenrecht  hinsu.  Das  ist  gsns 
unberechtigt*  Das  Kirchenrecht  kann  dem  Privat'  und  Öffentlichen  Beehte 
keineswegs  koordiniert  werden.  Ks  ist  seinem  Wesen  nach  etwas 
ganz  Anderes,  was  aus  folge n<ler  Hetrachtung  erhellt. 

Jedes  Recht  i-f  »taatlich.  Selbst  Arndts,  der  den  „Willen 
Gottes  als  Urquelle  des  Rechtfi"  ansieht,  muß  zugestehen,  daß  das  Recht 
„mir  im  Staat  in  v  o  1 1  e  r  W  i  r  k  s  a  m  k  e  i  t  e  r  s  ch  ei  n  t".  Ist  aber 
da»  Hauptmerkmal  des  Hechts,  daü  es  staatlich  ist,  dann  ist  es  sack 
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allgemein,  d.  h.  es  kann  kein  Individnum  im  Staate  geben,  du  nioht 
alÜT  oder  pMnv  yom  Hechte  berQhrt  wird,  das  nicht  Sul^ekt  oder 
Objekt  de»  Rechtes  sei  und  zwar  entweder  in  potentia  oder  in  actu. 

Diese  Allgemeinheit  nun  im  Staate  gehört  zum  Wesen  de« 
Rechte«,  sowohl  des  Privat-  wie  den  öffentlichen  Rechtes.  Das  Kirchen- 
recht  hingegen  besitzt  diese  weHentlichen  Mericmale  dea  Rechtes  nicbtv 
£s  gibt  im  Staate'  Individuen,  die  mit  <lcm  Kirchenrerht  nirhis  7.u  ächaffen 
haben,  i'ür  die  es  ^ar  nicht  exi«tiert,  weil  nie  '/nr  Kirclu'  nicht  fTt?h<5rea. 
Eh  fehlt  daher  dem  Kirchenrecht  die  AUfronicinhi  it,  wie  auch  «lie  Staat- 
lichkeit den  K<;chtß.  Et>  ist  also  das  Kirtheiu  ei  lit  kein  „»Iritter  Toil  li'^a 
Recht«*  neben  Privat-  und  oüentlichen  Recht,  sondern  t>  ist  s^anz  was 
Anderes  seinem  Wesen  nach,  es  ist  die  Norm  uml  Satzuug  einer 
Gesellschaft  —  es  ist  Statut  einer  GesellscJaaft,  es  ist  „Gesell- 
schaftH  recht". 

Diäu  Znsanimenliaii<_'  dy.s  l'iivatrechtes  mit  dem  (WtcntlioliPii  und 
die  Bedeutung  .uich  des  Ki-steren  als  (iegenstand  philosopiiiiichci  Be- 
trachtungen hei vüigeli<djt'ii  /u  habnii,  ist  das  Verdienst  der  historischen 
Schule.  So  sagt  äaviguy  ^(ie«chichte  des  römischen  Hechte  im  llit- 
telnlter,  Bd.  l  Vonrede):  .«Denn  auch  das  Recht  (bürgerliches  Privatrecht) 
kt  ein  Stück  des  öffentlichen  Lebens,  mit  allen  flbrigen  Teilen 
desselben  vielfiMsh  ▼erwachsen,  bei  dessen  plOtelichem  Untergange  es 
auch  wird  absterben  mQssen.*  Ähnlich  spricht  sich  der  Hegelianer 
Gans  in  seinem  «Erbrecht  in  weltgeschichtlicher  Entwicklung*  (£in> 
Itttong)  ans:  „Selbst  durch  die  entferntesten  Lehren  des  Privatrechts 
«idieint  derselbe  Gedanke,  der  im  lärmenden  Getöse  öffentlicher  Ver* 
wickhing  nnd  in  der  starken  Kraftftuferung  weltgeschichtlicher  Taten 
lebt«. 

Das  Frivatreclit« 

Jede  philosophische  Wissenschaft  muü  die  iveuutidri  ihrer 
positiven  Unterlage  voraussetzen.  Ebenso  wie  eine  Philosophie 
der  Gesduchte  die  Kenntniß  der  geschichtliclieo  Tatsachen  yor- 
anasetzt:  ebenso  setzt  die  Bechtsphilosophie  die  Kenntnis  des 
positiven  Rechtes  vorans.  Wir  wollen  aber  hier  von  den  zwei 
obeu  angedeuteten  wissenschaftlichen  Richtungen,  der  Unter- 
suchuiifj  nämlich  auf  das  Uostehende  und  auf  da»  <  ü'W()r<leu<\ 
nur  die  Letztere  einschlagen,  weil  wir  nur  au?»  dieser  Letzierea 
die  Erkenntnis  des  Wesens  und  der  Entwickluugsgeaetse  de& 
Bechts  erho£foa  können. 
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Wenn  wir  nun  die  Entstehung  und  Entwicklung  des  Pri- 
Tairechts  betrachten  sollen:  müssen  wir  stets  den  Ursprong  des 
Staates  selbst  und  seine  Entstehung  fest  im  Auge  behalteiL 
Vor  dem  Staate,  im  Bereiche  des  yorstaaÜichen  Stammes, 

gab  es  kein  Recht.  Die  Sachlage  ändert  sich  erst  mit  der  Staats- 
gründung, die  mittelst  L  a  u  d  ii  u  h  m  e  erfolgt. 

Der  Erobererstaunu  nimmt  den  größten  und  besten  Teil 
des  Landes  für  sieh.  Wa.s  früher  Gemeinsames  oder  Herren» 
loses  war,  das  wird  jetzt  Eigentum  des  herrschenden  Stammes. 
Zwischen  die  Eroberer  und  die  Unterworfenen  wird  als  mäch- 
tige, soziale  Scheidewand  der  ganz  neue  Begriff  von  Unser 
und  Nicht  Euer  hingestellt*). 

So  tritt  das  erste  Hechtsinstitut  in's  Leben :  «las  Eigentum. 
AnfiiiiLrlich  als  reine  Ne^fution,  als  Aussclilit^liinu  der  Üe- 
herrschteu  vom  Eigentumsrechte  der  Herreu.  Durch  na rl)- 
folgende  Teilung  des  eroberten  Landes  imter  die  Sieger  erhält 
diifl  neuentatandene  Eigentumsrecht  seine  weitere  Auabildung.  £s 
wird  persönliches  Sondereigentum.  Der  neugegründete  Staat 
sanktioniert  dieses  personliche  Recht,  erklart  es  unverletzlich  und 
das  ist  es  von  nun  an.  Götter  werden  als  Hüter  an  die  Greuz- 
sclieiden  gestellt,  zwischen  dem,  was  dem  einen  und  wiis  «leni  au- 
(leru  von  ihnen  zufällt.  E.s  entsteht  der  Hegriff  von  Mein  und  Dein. 
Im  Laufe  der  Zeit  entwickeln  sich  im  Staate  neue  Vorhältnisse  and 
mit  ihnen  bildet  sich  immer  reichhaltiger  das  Institut  des  Eigen- 
tums aus.  Ein  Obereigentum  und  Nutzungseigentum,  Leben 
und  lebenslängliches  Eigentum  und  all  die  verschiedenen  Eigen- 
tumsformen und  Eigentums-Rechtsbegriffe,  die  uns  die  Geschidtte 
des  positivem  Kechtes  aller  Staaten  vorfilhrt 

Rei  der  Teilnnt?  des  erolcrt  -n  Landes  unter  die  Sie«,^er  war 
der  einfachste  Grundsatz  der  \  erteüung  nach  wehrhaften  Männern 
zur  Geltung  gekommen.  Denn  es  wird  da  das  natürliche ilacht- 
prinzip  sich  Anerkennung  verschafft  haben  und  Frauen  und 
Kinder  konnten  leicht  übergangen  werden.  Mögen  nun  wilip 
reud  des  Wander-  und  Ejriegerlebens  mehr  die  Bedürfiiisae  des 
Kriegszuges  als  die  Familiensonderung  berücksichtigt  vror- 
<leu,  mögen  dazumal  noch  die  engern  Baude  der  i'amilien  un- 
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bekannt  oder  sehr  locker  gewesen  sein:  mit  der  Besitznahme  des 
jedem  ssogeteilten  Landes  mnßte  das  Bedflr&is  der  Gründung- 
gesonderter  häuslicher  Herde  an  jeden  einzelnen  wehrhaften 

Mann,  an  jeden  einzelnen  Grundbesitzer  nun  mit  Entschieden- 
heit herantreten. 

Diese  Gründung  gesonderter  häuslicher  Herde  war  jetzt 
um  80  leichter,  da  jedem  wehrhaften  M^uine  außer  dem  Sonder- 
eigentum an  Grund  und  Boden  zugleich  ein  Sondereigentnm  an 
einer  bestimmten  Anzahl  »Sklaven*  ans  der  Masse  der  unter- 
worfenen BeTölkenmg  znfieL  Mit  dem  abgesonderten  Grund 
und  Boden  nämlich  und  der  zugeteilten  Anzahl  von  SldaTSn 
w;ir  clio  Grundliige  der  Famil  ie  geschaffen.  Der  gesonderte 
Grundhejjit/  uiul  die  .lel)>»u(liLron  Werkzeuge*  darauf  wur<ltui 
die  feste  Grundlage  des  gesoii<iorten  Hausstandes,  den  der  Herr 
nach  Außen  schätzte  und  die  Herrin  im  Innern  verwaltete. 

Der  Übergang  aus  der  früheren  vorstaatlichen  Lebensweise 
des  Stammes,  aus  dem  hordenweisen  Zusammenleben  der  Krieger 
—  zu  den  gesonderten  Häusern  und  Hofen  im  neuen  Staate- 
war  vollzogen.  Um  den  gesonderten  Hausstand  schhmg  sich 
nun  immer  fester  das  Band  der  FMinilie;  zu  diesem  Hausstand 
über  gehörten  auch  die  im  Dienstverhältnis  zur  Herrschull 
stehenden  Sklaven. 

Neben  dem  Bewußtsein  der  Gemeinsamkeit  mit  den  herr* 
sehenden  Stamme  erstarkte  nun  und  festigte  sich  in  den  Grund- 
besHizem  das  Bewußtsein  des  Sondereigentums  und  des  «Hauses*', 
die  Idee  der  eigenen  Familie,  die  auf  dem  Besitz  von  geson- 
derten Grund  und  Boden  und  Sklaviui  rulit.  Und  damit  ist  zu- 
gleich ein  gewaltiges  Stück  «littlicher  Ürtlniaijj:.  ein  gewalti;^a'S 
Stück  Sittlichkeit  entstanden,  die  nun  allmählig  in's  Fleisch 
und  Blut  des  Volkes  überzugehen  beginnt,  so  lange,  bis  es 
ein  integrierender  Teil  des  «Yolksgeistes**  wird. 

Wenn  nun  aber  diese  ersten  Anfönge  und  Grundlagen 
staatlicher  Organisation,  die  Herrschaft  Uber  den  unterworfenen 
Staniiu.  die  Tustitutioneu  des  EigiMitunis  und  der  Familie,  Be- 
stand und  Dauer  liahen  sollten:  dauu  war  es  vor  Allem  nötig, 
die  natürlichen  Schranken,  die  den  herrschenden  Stamm  von 
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der  dieuenden  Klasse  der  Sklitveu  trennteu,  ein  tlir  allemal  lest 
za  begründen,  dieselben  recktlich  zu  sanktionieren.  Ab 
schwächgter  Funkt,  von  dem  diesen  Schranken  eine  ernste  Ge- 
fahr droben  konntet  war  der  Verkehr  der  Franen  dar  herr* 
achenden  Klasse  mit  den  Sklaven. 

Sollten  nun  nicht  nur  die  Bande  der  Familie  for  Lockerung 
^chiUzt.  üoudern  auch  die  staatliche  ( )r^aiiiä>atiou  der  herr- 
.scheiKien  Klasse  aufrecht^rli alten  und  vor  dem  Eindringen  feind- 
licher Kiemente  bewahrt  werden:  waren  strenge,  mit  Strafan- 
drohungen verbundene  Verbote  nötig,  die  den  geschlechtlichen 
Verkehr  zwischen  den  Angehörigen  der  herrschenden  und  der 
beherrschten  Klasse  untersagten Solche  Verbote  finden  wir 
in  Fülle  bei  den  alten  Völkern;  sie  bilden  den  Keim  des  £  he- 
rechtes,  das  bis  heutzutage  ähnliche  Verbote  enthält 

War  juif  dies«*  Weise  die  Einheit  der  herrschenden  Kh^ 
und  tlie  .iieinlioir  -  (h's  iJlutes  und  der  Familie  WLMiip^teiis 
rechtlich  geschützt;  dann  kam  auch  die  Koihe  an  MaUregeln, 
um  die  Daner  der  einzelnen  Familie,  das  dynastische  Priozip 
in  derselben,  die  Zukunft  ihres  Eigentums,  sicherzustellen.  Biese 
Maßregeln,  zu  denen  wieder  mn  natürliches  Streben  nach  CIrhal« 
tnngderPraponderanz  des  herrschenden  Staumies  drängte,  fanden 
sich  im  Erbrecht,  das  nun  mit  seinen  man itr faltigen  Sjitznn- 
gen  ein  W'all  wurde  zur  Verteidigung  der  HerjnM^haft  der  üe- 
flitzenden  gegen  die  Besitzlosen.^) 

So  s?hen  wir  denn,  wie  eines  nach  dem  andern  diewidi- 
tigsten  Institute  des  heutigen  Privairechts  ursprünglich  als 
Staatsrecht  im  eminenten  Sinne  in's  Leben  traten.  Denn  Ein- 
ricbtungen,  die  von  der  herrschenden  Klasse  zura  Zwecke  der 
Erhallung  der  Herrschaft  und  des  lievorrechteten  Besitze«  iu's 
Lehen  gerufen  wurden,  sind  do(!h  niclit  Bestandteile  eines  .all^'**- 
meinen  l)ürgerliclien'',  also  eiiies  Privatrechtes,  sondern  sind  im 
eigentlichsten  Sinne  des  Wortes  öffentliches  und  Staatärecht: 
es  sind  Institutionen,  die  nur  einer  Klasse  von  Menschen  in 
Staate  Hechte  einräumten,  für  alle  andern  nur  Ausschluß  mid 
Verbot  bedeuteten.  Diesen  ausschließlichen  Charakter  trogen 
ursprünglich  und  bis  in  die  spätesten  Zeiten  die  wichtigstwi 
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Institute  iles  Privutrechts,  wie  Ei^entimi,  Fumilieureciit,  Ehe- 
recht  und  Erbrecht.  Da  13  diese  IuBtitute  im  Liiufe  der  Zeit  sick 
TenUgemein^m,  sich  verbttrgerlicheu,  PriTatrecht  werden,  welches 
jedem  Staatsbürger  dieselben  Bechte  und  Pflichten  einramnt: 
das  ist  die  Folge  der  sozialen  Entwicklung,  des  Emansipations- 
kunpfes  der  beherrschteu  Klassen,  der  Egulisiemng  der  Staats- 
bürger, dor  ,  Gleichheit  vor  dem  (lost-t/e*.  Dieser  Wandlimg 
solcher  lUhj  riiTiirlicli  staut srechtlielier  Institute,  wie  Eigentum, 
f  am ilie lirecht,  Eherecht  uud  Erbrecht,  in  allgemein  bürgerliche  hat 
die  ,  Jurisprudenz''  bisher  nur  wenig  Aufmerksamkeit  geschenkt 
und  daher  den  Unterschied  zwischen  Privatrecht  und  Staats- 
recht immer  als  einen  solchen  aufgefaßt,  der  von  allem  Anfange 
her  bestanden  habe,  ohne  su  erwägen,  daß  es  in  jedem  Staate 
eine  Zeit  gal».  wo  alles  Recht,  aiuli  dfis,  welches  wir  heute 
I'rivatreclit  nennen,  nur  Staatsrecht  war,  da  es  nur  in  Privi- 
legien und  Vorrechten  einer  Klasse  bestand,  von  denen  die  Be- 
herrschten ausgeschlossen  waren,  und  1111  r  einen  Zweck  hatte, 
das  Obergewieht  und  die  Herrschaft  dieser  Klasse  zu  erhalten.«) 

»')  Für  die  hier  aus^'fsproohenc  Angiilit  über  di«»  Kn  täte  hang 
de»  EigontiMiis  tritt  unter  Andern  auch  J.  .'^tu;irt  Mill  ein.  In 
seinen  ^Gruudaätzeu  der  >»atu>niilukou(»inie~  Bd.  1,  Buch  II,  Ableitung  I 
^  2  sagt  er:  „Persönliches  Kigeutiim  als  Recbtsiustitut  betrachtet,  ist 
dnrehans  nidit  der  AusfluS  derjenigen  NfitilichkeitsgrQnde,  die  demielben 
heutzutage,  nach  denen  BefiMtigung,  ein  lolches  Qewioht  Terleihen. 
Die  Geschichte  barbsrischer  Zeitalter  und  das  Studium  analoger  Zustände 
heutiger  ]priiaitiTer  VttlkerBchatten  lassen  den  Schluß  berechtigt  erschei- 
nen, das  Gerichte,  (die  immer  dem  Bechte  vorausgehen),  ursprflng- 
lich  eingesetct  worden  sind  cum  Zwecke  der  Eindämmung  von  Oewalt- 
tfttigkeiten  und  DftQi|»fong  von  Unruhen,  nicht  aber  um  Recht  und  Oe> 
setze  ins  Leben  treten  zu  lassen.  Indem  ihnen  nun  dietie  Aufgabe  ge« 
stellt  wurde,  so  war  es  natürlich,  daO  sie  die  ursprungliche  Kvobe* 
TUttg  in  ein  legales  Gewand  hüllten  und  sodann  jeden  An- 
griff auf  das  Eigentum  des  bereits  installierten  EigeutCimers  als  Gewalt- 
tätigkeit ansahen.  So  wurde  endlicli  der  Friede  lierjre8t<»lU,  dns  \xr- 
gprüiif^lithe  Ziel  der  Rfcrierun^' ;  indem  ni.m  den  j^egonwärtiL'^  n  /ur*t;i!id 
<i>  r  Dinge  sanktionierte,  garantiert«;  mau  jedem  den  freien  Besitz  dessen, 
was  er  früher  eroberte". 

Die  Idee  des  Eigentum^  kann  ttlx;rhcuipt  erst  da  entstehen, 
wo  der  Entcchluü  gefallt  wird  und  die  Absicht  feststellt,  bleibende  Sitze 
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zu  ^ün<1eji.  Für  Wiiiitlcrnde  Stilmrae  hat  Eiu^ontiiin  —  wenigst^'us  -I  is 
wiclitiffsti^  Kigeutum,  au  Gruiui  und  Boden  ^ar  keine  Bedeutung:, 
kennen  nur  momentane  Besitznahme  und  ephemeren  Besitz.  Erst  i\er 
Uodauku.  sicli  ein  ftates  Heim  zu  ürüudcu  tür  sich  und  seine  Nach- 
kommen, kann  den  weiteren  Gedanken  an  Eigentum  erzeugen,  der 
dann  wieder  arar  Familie  and  samt  Erbrecht  flihrt 

Wir  sahen  es  oben  (8.  95)i  daß  wandernde  Stämme  eist  dann 
sich  entschließen,  Halt  sn  machen  und  sich  in  feste  Sitae  niedenolassen. 
wenn  es  ihnen  gelingt^  auf  irgend  einem  Flecken  £zde  die  nAtigen  «le- 
benden Werkzeuge**  an  finden  und  diesdben  sich  dienstbar  zu  madien. 
Sc  geht  denn  Alles  Hand  in  Hand.  Unterwerfung  eines  sehwftchexn 
Stammes,  Eigentum,  Familie,  Erbreclit,  mit  einem  Worte,  Alles  was 
den  Staat  ausmacht.  In  Bezug  auf  das  Eigentum  in  der  Torstaatlichen 
Zeit  schreibt  Alb.  Herm.  Poat:  „Alles  Gnmdmgentum  steht  in  dtt* 
ältesten  geschlechtagenossenscha^Uicheu  Zeit  im  ungeteilten  Besitze  der 
Geschlechtsgenosseuschatt,  sei  es  dem  Stamme  oder  der  kleineren  Sip- 
penverbände. Wenif^stei.s  »lilt  dies  dann,  wenn  die  \'ölker8f  haften  se'  - 
haft  »geworden  sind;  denn  ao  hinf^e  sie  noch  ein  Jiij^'er-  oder  Nomaden- 
leben  führen,  kann  man  von  einem  Grundeitr«  iitiun  übeiall  nn  ht  spre- 
chen; 68  finden  sich  an  Stelle  desselben  nur  abt?egrenzte  J.igdbezirke 
und  WandL'run;4öb<  zirke.  wie  solche  z.  B.  in  Brasilien  und  Australien 
vorkümmea.  Die  uagcteiite  Gemeinsamkeit  d*  .s  GrundeiijeiitumB  <also 
eigeuüicii  vollkommener  Mangel  au  Eingeutuail)  findet  sich  aul  priiui- 
tiven  Stufen  Aber  die  ganze  Erde  rerbreitet  und  man  kann  mit  großer 
Sicherheit  annehmen,  daß  alle  spftteren  Rechte  von  Grund  und  Boden 
aus  der  ursprflnglichen  Grundeigentums-OemmnscbaA  der  Qeschlechts- 
genoBsenschaft  entstanden  sind*'  (S.  116).  «Auch  die  rOmische  Ssge  flhrt 
ebenso  wie  die  Ältesten  Kachrichten  Uber  die  Örundeigentnms* Verhält* 
nitae  der  geimanischen  Stfimme  auf  eine  Zeit  zurflck,  in  welcher  es  kein 
Ptivateigentum  an  Boden  gab,  in  welcaer  Tiebnehr  alles  Land  gemem* 
sam  y>'&r  und  nur  der  usus  dem  Einzelnen  ein  Besitsrecht  gab,  wie  denn 
überhaupt  in  der  römischen  i^nge  die  geschlechtijgenossenschaftliebe  Pe> 
riode  Altitulieus  noch  sehr  wohl  zu.  erkennen  ist**  (S.  Hg). 

Dali  die  Familie,  so  wie  sie  uns  seit  den  ftlteetcn  geschicht- 
lichen Zeiten  cnt^regentritf ,  kmnc  ursprüngliche,  mit  dem  Menschen 
selbst  gegebene  Institution  i^t,  ^s-i  >  d  is  uns  heute  scheinen  möcht".  da? 
belehren  uns  die  neuesten  e1hno;zr.iphischen  und  prähistorischen  For- 
schungen. Di'  .-'dben  Hteih'u  deu  unwiderleglichen  Beweis  her,  daf'  die 
Familie,  nanientlich  die,  „wo  der  Vater  ([u.tsii  als  Monarch  herrscbt-, 
und  die  wir  m  gerne  als  dm  Urtypus  des  Staates  hinstellen,  da  diese 
Familie  erat  ein  verhältnihmät-ig  bchr  apätes  Erzeugnis  nien.sciilieher 
Zivilisation  sei.  Es  ist  heute  der  unwiderlegliche  Beweis  hergestellt, 
daß  es  in  der,  der  geschichtlichen  und  staatlichen  Zeit  vorausgeheudea 
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Periode  eine  Zeit  gftb,  die  das  Inetüut  der  «^atenohaft««  ttberliaapt  gar 
flieht  kannte.  Wie  sonderbar  daa  andh  fllr  nae  heute  klingen  mag,  bq 
ee  doch  erwiesen,  daO  ee  eine  Zeit  gah,  wo  den  Menechen  der  Begriff 
»Vater«  ganz  mangelte. 

.Wir  wiKBcn,  schreibt  Ragehot  auf  die  Fonchungen  TOn  Lab- 
bok  und  Tylor  gestfltst,  datJ  in  moralischer  Besiehiing 'die  vorge- 
«chichtliche  Zeit  eine  Zeit  groPer  ZOgellosigkeit  war»  Beweis  daför  ist 
f\\f  Sitte,  die  Abstammung  nach  der  Frau  zu  bestimmen,  wie  noch  jetzt 
iK'i  den  roheBt«:>n  Wilden  ^'^schieht.  Mutterschaft,  hat  man  gesagt,  ist 
eijie  Tatsarhtv  V-itetscbaft  ist  Sa  b*'  der  Mrinuug.  Und  diese  nirht  sehr 
zart<;  Ausdrucköu  »  i  r  h>'Z' ichaet  geaau  dan  Verliältnis  in  den  nit'd'^ren 
Ötuien  der  meuschluhen  Ueaellschaft.  In  ali>'ii  tikluvenlialtenden  Maut-;i 
—  wie  einat  in  Rom  und  noch  in  neuester  Zeit  in  Virgiuien  —  war 
dies  daa  herrschende  Gesetz ;  das  Kind  erhielt  den  Stand  der  Mutter, 
eineriei  welchen  Standes  sie  war;  Niemand  frug  nach  dem  Vater;  daa 
Qeeete  nahm  ein  nnd  lür  allemal  ao,  daß  er  nicht  nachgewiesen  werden 
kAnne«.  (Bagehot,  ürspr.  d.  Nat  8.  140.) 

Alb.  Uerm.  Pott  faOte  in  adner  Schrift  »die  Gefchleobtagenoe- 
leniduifb  der  üneit«*  (Oldenburg  1876)  die  Resultate  der  Foreehongen 
tSber  das  Toretaatliehe  sociale  Leben  der  Iffensehen  anaflihriioh  aniammen. 
Sr  deutet  daranf  hin,  „daB  bei  d^  ttrsprAnc^chen  QescUeehtagenoMMUi- 
lehaft  wabracheinlich  alle  Weiber  nnd  Kinder  nnd  aUes  Qnt  allen  Qe- 
BOien  gemeinsam  gehOren,  daß  es  mit  andern  Worten  wahrscheinlich 
UBprüntrlich  keinerlei  individuelle  Ehe,  kein  Verhältnis  zwischen  Eltern 
mid  Kindern  und  keinerlei  indiTiduelles  Eigentom  gibt**  (8.  16).  «iln 
der  filterten  Zdt  leben  anscheinend  alle  Stamm  genossen  mit  einander 
in  angeschiedenem  geschlechtlichen  Umgänge.  Es  fehlcTi  voUständirr 
ii^end  welche  Verhältnisse,  welche  den  uns  bekannten  zwischen  Eltern 
und  Kindern  analog  waren.  Alle  Kinder  sind  Kinder  des  btaranies,  sie 
haben  keinen  individuellen  Vater  und  wenn  schon  sie  eine  individuelle 
natürliche  Mutter  hab<ni,  sr»  gelten  sie  doch  dieser  Mutter  nicht  näher 
verwandt  als  irgend  einem  andern  Stammgenossen  oder  wenigstens  einer 
Klaaic  von  andern  StamnigeiioBsen"  (S.  88). 

Deutlicher  über  den  Mangel  der  Familie  in  der  vorstaatlichen  Zeit 
ipricht  sich  Post  in  seiner  späteren  Schrift  Aber  den  ^Ursprung  des 
Hechts«*  aus.  Unsere  heutige  Familie  stfltit  sieh  anf  das  yerhältnis  Ton 
Mann  nnd  Wab  einerseits«  aaf  das  Verhältnis  swisehen  Eltern  nnd 
Sadem  anderersats.  In  der  primitiTen  Geschlechtsgenossenschaft  gibt 
es  eme  Ehe,  eine  Eltemsehaftk  wie  wir  sie  bei  nns  kennen.  Überall  nieht ; 
nunal  die  Vaterschalt  ist  eine  TerhSltnismftOig  junge  Erflndung"  (8.  flO). 
«Ehe,  Vaterschaft,  indiridneUes  Eigentum  nnd  Erbrecht  gibt  es  bei  den 
primitiven  Oeachlechtsgeaossensohaften  nicht»  (8.  85)  nnd  Ähnlich  an 
vielen  anderan  Stellen  der  letsterwilmten  Schrift.  (Vgl.  m.  Grandriß  der 
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Sozirilo^nn.  -_>.  Anfl.  1K()5,  S.  177  if.»  auoh  die  Abhandlung  .FaoiiÜe'*  m 

^)  Die  Leges  Barbarorum  euthalten  Strafbt^atiminiiii^'cu  ^'egeu  elie- 
liche  Verbindungen  Unfreier  mit  Freien.  Vgl.  auch  die  atrtn^'ereu  .^trüf- 
beötimmuMgt'ii  \\\>ct  Ehebruch  von  unfreien  mit  ft^ien  i?'raueüjsimuieni 
in  der  Lex  Biyuvarorum  Tit.  VII,  Kap.  2.  i  b<'i  Walter  Corp.  jur.  germ. 
I.  240}.  Daß  dif  Ehe  Überhaupi  eiutj  üÜ'entlioh-rechtliche  Institution, 
daher  die  Yennfthlungafeier  eine  Öffentliche  Handlung  war,  betonen 
Waits:  Verfonungsgescliichfe  i,  67;  Eichkom:  Dentoche  Redht^eioluelito 
I  64;  Grimm:  Kechtealtertttmer  433. 

c)  Bndimente  dieiei  ttrgpirtDglichen  Eheiechis  «ithalten  die  noch 
beato  geltenden  Haiugeeetie  legierender  Familien  and  vieler  «etaadei- 
herrlicher«  Hiaaer  in  Deatachland,  welche  ihren  Mi1|f1iedeni  die  »Mifi- 
hdraten"  (Mesalliancen)  verhieten. 

Rudimente  dieses  ursprünglichen  JSrbrechti  enthalten  nicht  nur 
die  noch  heute  geltenden  Uaoigeaetze  regierender  und  «atandeehenrli- 
eher**  Familien  und  maunigfidtige  B^tinimungen  der  Fideikommiß- 
Gesetze,  wonacli  zur  Erbfolge  nnr  «reines'»  Blut  und  »Vollblut"  beflUiigt 
ist,  sondern  auch  dio  Bostiramnng^n  der  ^bürgerlichen**  Gesetze,  wonach 
die  unehelieh*'ii  Nachkommen  nicht  daa  gleiche  Erbrecht  mit  den  ehe* 
liehen  geniüljou. 

«1  Die  Darstellung  der  hibtuiidchen  Schale  über  die  Geueii«  dt?« 
Privatrechu  leidcji  alle  an  frroii.  r  l  nklarheit.    Ein  ebenso  unklarer  Be-  \ 
grilf  wie  Volksgeist  iät  aucii  Volk8lo1it''n.    Wenn  also  Bruus  (lioiu.  I 
Rechtsgeschichte  in  Holtzeudortl's  KuciKlopädie)  sagt :   «Die  eigentliche  ; 
^ildung8atätte  des  Rechte  ist  aber  das  Volksleben,  das  Recht  iat  ein 
TeQ  den  Nationallebens  der  Völker  und  ist  eben  darum  auch  ein  rer* 
äohiedenes  bei  allen  VUlkem«"  —  eo  ist  damit  die  eigeutliebe  Qoelle  dei 
Beobts  nur  sehr  nebelhaft  angedeutet  Nicht  das  «Volksleben'',  senden, 
enkter  ausgedruckt,  das  staatliche  Leben,  d.  b.  das  VerhUtnii  der 
HerrschaftsSbong  einerseits  und  des  Behenschtwerdens,  aber  aueh  des 
Reagirens  gegen  die  Herrschaft  andererseits,  ist  die  unmittelbaze  Quelle 
des  Bechtä.    Nur  in  so  ferne  das  Volksleben  sich  im  Staate  abspidi 
kann  es  als  die  Bildungastätte  des  Rechts  bezeichnet  werden.  —  Aucb 
die  weitere  Erklärung  desselben  romantischen  Rechtahistoriker  .  das  das 
Recht  seinen  «Inind  habe  im  „Wesen  des  Menschen-,  ist  ebenfalls  un- 
klar und  fribt  k.'iiie  Erklärung  des  konkreten  Vorganges  der  Rechts- 
entstoliuiig  und   Keclit^er^eniruniT.     Die    historische  Schule  kam  über 
«olche  Aligeiuemheilon  nicht  hinaus.    L  ud  doch  h'\t\e  ihr  die  römiscbi- 
Ivt^chtsgeschichte  alloin  genügeu  soUeu,  nrn  die  Entstehung  des  Becht» 
als  l  «'8tsftzug  der  Gieaae  ^wiochen  den  Machtspären  der  um  Henschaft 
kämpfenden  sozialen  Gruppen  zu  begreifeu. 
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Das  Sehnldreeht. 

Uiul  nicht  uiideiü  aU  Eigentumsrecht,  Fu milieurecht,  Ehe- 
mid  I'^rbi  eeht  entstand  auch  das  Schuldrecht  —  diese  feste  fiurg 
des  Privatrechts,  dns  Hauptquartier  der  „Zivilisten*,  die  es  gewiß 
nie  zugeben  warden,  daO  ihr  geliebtes  »ObUgationenrecht*  einst 
Staatsrecht  gewesen  seL   Und  doch  war  es  so,  wir  können 
ihnen  nicht  helfen.    Denn  wie  alles  andere  Becht,  kam  aneh 
das  Schuldreclit  zur  Welt  —  als  grausame  ^lat  htiilMiiig  der  be- 
sitzenden Klasse,  j^egen    eine  verschuldete,    Itesitzlose.  Nicht 
iLutermischt  >vie  heute,  waren  zur  Zeit  der  Entstellung  des  Schuld- 
rechts durch  alle  sozialen  Gmpiien  hindurch  Gläubiger  und 
Schuldner.    Nein !  zur  Zeit  der  Entstehung  des  Schuldrechts  gab 
es  nur  zwei  Lager:  hie  besitzende,  hie  besitzlose.   Die  ersteren 
waren  die  herrschenden  und  gaben  Darlehen  —  die  letzteren 
waren  durch  ihre  Lage  gezwungen,  Schulden  zu  machen.  Und 
nun  kam  «ler  Gesetzgeber,  sell>stvorst;iiidlich  der  herrschenden 
Klasse  aiigelH)reTid,  und  verkiuuiete  das  primitive  Scluildrocht: 
wer  seijje  Srluild  nicht  zurückzahlen  kann,  der  verwirkt  Leib 
und  Leben;  der  fällt  in  die  Gewalt  seines  Gläubigers.  „In 
partes  secanto*,  so  konnte  nur  das  Gesetz  einer  Gmppe  gegen 
die  andere  Unten,  ein  solches  Scholdrecht  setzte  nur  gegen  ein 
unterworfenes  Volk  eine  herrschende  Kaste  fest,  die  gewiß  da» 
rau  nieht  dachte,  dal)  einer  der  Ihren  Schulden  hwhen  könnte. 
Ein  so  gransames  Sehuldrecht  entstand  zu  einer  Zeit,  wo  der 
Begrifl'  ^ Kavalierschuld-  otlenbar  noch  nicht  existierte.  Dieses 
primitive  gransame  Schuldrecht  wurde  zuerst  nur  durch  gewalt- 
samen Widerstand  ausgebeuteter  Klassen  (z.  B.  in  der  Zeit 
Solons)  gemildert  und  erst  einer  spateren  Zeit,  als  die  soziale 
Entwicklung  nach  vielen  Kämpfen  und  Umwälzungen  die  yer- 
flchiedenen  sozialen  Bestandteile  des  Volkes  durcheinanderrüttelte, 
als  ancli  unter  d*»ra  herrstchenden  Stamme  rngleieliUeit  des  Be- 
sitzes und  \  eriiiögeus  einrilJ.  nls  Kapitalsanhäutuii<T  einerseits 
und  Dürftigkeit  andererseits  nicht  mehr  die  Gruppen  als  solche 
sondern  die  Individuen  verschiedener  Gruppen  anszeicliiieto  und 
lieiiiisQchte,  war  es  vorbehalten,  ein  weiteres  Gebiet  des  Privat- 
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rechts  m  orschlieOeii,  das  des  Schul dr echt 8.  Nun  ward  » 
^  allgemein  *  und  «bürgerlich'*  und  nun  mußte  es  auch  humaner 

worden,  sintemal  die  Zeiteu  immer  schlechter  wurden  und  auch 
Leute  «vom  Stiinde"  Schulden  machten.  Da  njußte  endlich  d.L> 
letzte  Kudiment  des  einstigen  Schuldrechts:  die  Schuldhaft  faiieu. 
Das  erfolgte  spät  genug,  in  Frankreich  und  Österreich  erst  18i>7. 
in  Deutschland  1868«  Damit  hat  das  Schuldrecht  eine  der 
letzten  Spuren  seines  einstigen  staatsrechtlichen  CSharakten  ab-* 
gestreift,  d.  h.  den  Charakter  eines  Mittels,  wodurch  eine  b»> 
sitzende  herrschende  Klasse  ttne  hesitzlose  unterworfene  Klasse 
bedrückte  und  in  KiieckUchaft  hielt.  Heute  allerdings  erscheint 
uns  das  „Obligationeurecht"  als  das  ,  reinste  ii^rivatrecht". 

FriTatreeht  und  Staatsrecht« 

Wir  gaben  oben  (s.  S.  375)  die  Begriffobestimmnng  das 
Stasitsrechts.    Wir  sahen,  daß  das  Staatsrecht  der  Staat  selbft 

sei.  Währeiid  da.s  Privatrec-lit  uns  heute  als  der  Ausfluß  des 
StnatHwilleiis  erscheint:  tritt  uns  das  Staatsrecht  als  die  Ver- 
körperung dieses  Staats  willens  entgegen.  Das  Staatsrecht  ißt 
die  Staatsmacht,  wie  sie  sich  in  ihrer  Organisation  ausdrückt 
Hit  der  Gründung  des  Staates  ist  das  Staatsrecht  gegeben. 
Wenn  der  erobernde  Stamm  die  Herrschaft  erlangt:  so  ist 
diese  seine  Herrschaft  der  erste  Paragraph  des  neaerstandenaa 
Staatsrechts.  Was  immer  der  herrschende  Stamm  fUr  Einrich- 
tungen trilFt,  die  unmittelbar  die  Befestigung  seiner  Herr>ch:ift 
und  wirksamere  Lihuug  dersellx  n  zum  Zwecke  haben,  das  AlUa 
ist  Staatsrecht  Jus  publicum  est,  quod  ad  rei  publicae  statom 
spectat 

Daraus  folgt  aber  auch,  dafi  eine  scharfe  Grenze  zwisehea 
Friyat-  und  Staatsrecht  in  der  Wirklichkeit  gar  nicht  gesogen 
werden  kann.    Sahen  wir  doch  soeben,  daß  die  wichtigsten 

Zweige  des  sogeaatinten  Privatrechts,  das  Eigentuiu-,  Famiiieü-. 
Ehe-  und  Erbrecht,  ja  sogar  d;i«  Schuldrecht  vorwiegend  aus 
staatlichen  Bedürfnissen  hervorgingen,  d.  h.  aus  dem  Interesse 
der  herrschenden  Klasse  an  der  Erhaltung  ihrer  Herrschaft,  und 
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daß  daher  alle  diese  Zweige  deB  Pmatrechts  eigenUich  auch 
SUatsredit  sind,  zum  miiideBteiis  es  unprOnglieh  waren.  In- 
dessen ist  die  rein  didaktische  ünterscheidong  in  Privat-  und 
Staaterecht  so  allgemein  bekannt  und  aiiL;(  nommen,  daß  es  sich 
empfiehlt,  der  Verätiiiidliclikeit  wegen  bei  derselben  zu  bleiben. 

Wiilireud  nun  das  Privat  recht  von  jeher  der  allgemeinen 
Kenntnis  leicht  zugänglich  gemacht  werden  mulite,  und  daher 
in  Bechtsbüchem  und  Gesetasen  gesammelt  wurde :  liegen  anderer- 
eeits  die  Quellen  des  Staatsrechtes,  namentlich  für  die  älteren 
Zeiten,  weniger  zu  Tage.  Denn  auch  die  vorhandenen  spärlichen 
Au&eichnungen  der  Yerßissnngen  geben  uns  oft  nur  ungenügen- 
den Aufschluij  über  das  in  eLueiii  Staate  wirklich  geltende 
Stiiatsrecbt.  Die  Kennt iuh  des  Staatsreclits  der  \  üiker  werden 
wir  nur  aus  ihrer  Geschichte  schopten  können;  die  Geschichte 
der  Staaten  mit  Bezug  auf  ihre  Verfassung,  also  nach  der  Seite 
ihrer  iunem  Machtverhaltnisse  und  des  Wechsels  derselben,  ist 
die  eigentliche  Quelle  des  Staatsrechts.^) 

Wenn  wir  uns  nun  aus  dieser  Quelle  über  den  Entwick- 
lungsgang des  Staatsrechts  Aufschiuli  zu  verschaffen  suchen; 
so  erhalten  wir  im  grolJen  (jan/.*  ii  loigendes  lirg<'l)iiis. 

Da  das  Staatrecht  nichts  Anderes  ist,  als  di«>  Form,  in  der 
sich  die  Staatsgewalt  dem  sozialen  Inhalt  des  Staates  gegenüber 
ausbildet:  so  gelangt  dasselbe  immer  erst  spät,  viel  später  als 
das  Frivatrecht  zur  Aufzeichnung.  Die  Staatsgewalt  ist  nämlich 
vor  Allem  beflissen,  ihre  Gebote  an  ihre  Untergebenen  zu  er- 
lassen und  kimdzumachen,  ihnen  die  Normen  ihres  Verhaltens 
vorzuschreiben:  viel  später  erst  kommt  sie  dazu  oder  wird  dazu 
gedrängt,  sich  selbst  zu  besclirünkcn  und  sich  gewissen  -Normen 
itu  unterwerfen. 

Während  aber  die  Aui^eiclmung  dem  Privatrecht  eine  ge- 
wine Stabilität  verleiht  und  ihm  jedenfalls  eine  feste  Basis  fOr 
Mme  EntwicUung  gibt:  wohnt  den  Aufzeichnungen  des  Staats- 
rechts dur<^u8  keine  solche  Stabiiitat  inne.  Daher  kommt  es, 
daß  die  V)eteil igten  Tiirtf'ipn  eine  Änderung  des  Staatsrechts 
immer  beiurchten  oder  herh^isehn^^n,  während  nm  eino  Änderung 
des  Privatrechts  Niemand  besorgt  ist.    So  kam  es,  daß  man 
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z,  B.  vou  jelier  das  Staatsrecht  vou  den  Herrschern  tmd  auch  ' 
vou  den  ihnen  untergeordneten  Beamten  nuä  Machthabern  feier-  | 
lieh  beschwören  ließ,  um  wenigstoiis  die  Stabilität  desselben 
durch  Eide  zu  schätzen:  während  eine  BeschwOning  des  PriTst- 
rechts  gar  nie  und  nirgends  vorkommt.  Diese  Eide  und  Schwüre 
aber  haben  noch  nie  zeitsgemaOe  Anderongen  des  Staatsrechts 
hintaugehsilten,  so  oft  dazu  /wiujjfende  Momente  imd  \  erhält- 
uisse  eintraten.    Denn  das  aut'gezeicl niete  Staatsrecht  ist  nur  j 
die   Dokumentiemnf^   des  momentanen  MuchtverhUltnisses.  i 
der  den  Staat  bihlendt^n  Bestandteile  zu  einander.    Sowie  aber 
dieses  reale  Machtverhältnis  in  ein  neues  Stadium  der  Entwick- 
lung tritt,  sich  also  ändert:  verliert  die  Au&eichnung  ihr» 
innere  Wahrheit,  auf  der  ihre  Kraft  beruht,  und  muß  einer 
passenderen  Aufeeiclumug  der  neu  gewordenen  Verhältnisse 
Fl&iz  raachen. 

Jedenfalls  aber  beweist  die  erste  Aufzeichnung  des  Staats- 
rechts einen  gewissen  kulturellen  Fortschritt  in  der  Entwick- 
lung des  Staates:  sie  beweist,  daß  die  bis  dahin  rohe  Staats- 
gewalt eine  auf  sittlicher  Grundlage  beruhende  Staatsmacht  sa 
werden  beginnt. 

Die  Veranlassung  zur  ersten  Aufzeichnung  des  Staatsrechts 
wird  wohl  in  verschiedenen  Stjuiten  eine  maunigfalticre  jreweseu 
sein.  Im  allgemeinen  jedoch  läßt  sich  behaupten .  dal!  deu 
Anstoß  zu  einer  solchen  Aufzeichnung  irgend  ein  mäehtigt?s 
Interesse  gab,  das  sich  dem  Interesse  des  Inhabers  der  Staats- 
gewalt entgegenstellte  und  für  dessen  Wahrung  eine  Öarantis 
verlangt  wurde.  So  enthalten  die  ersten  Au£seichnungen  des 
Staatsrechts  in  den  europaischen  Staaten  größtenteils  die  Sicher-  | 
Stellungen  der  Rechte  und  Freiheiten  der  Großen  und  BaroDe^ 
gegt  iiiil»er  möglichen  Eingriffen  der  Monarcli»*n.  —  Als  mit  der 
Zeit  die  beherrschten  Volksklassen  zn  ^\'ohlhabenheit  uini 
Macht  gelaugten,  als  sie  ein  Faktor  im  Stmitsleben  wurden, 
mit  dem  man  rechnen  mußte,  erhielt  ihre  tatsachliche  MaehU 
Stellung  einen  entsprechenden  Ausdruck  in  den  Aufeeichming^ 
des  Staatsrechts.  Und  als  später  der  gebildete  Mittelstand,  ran 
seinen  Forderungen  mehr  Kachdruck  zu  geben,  ,im  Namen* 
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des  Volkes  seine  ^augebornen"  Menschen reclite  reklamierte,  als 
«r  sMnmach  Qleicbheit  und  Frmheit  und  Teilnahme  an  GoBetB- 
gebong  und  Regierung  Terlangte,  nnd  der  alte  morBchgewordene 
Staat  diesen  Forderungen  nicht  mehr  Widerstand  leisten  konnte: 

<liiiui  faiidpu  iiücli  die  ,augebi)ruoii  Menschen re«  litt'-  die  ^Frei- 
heits-  und  Qleichhoitsrecht^»  und  all'  die  '  J  Jnraiitieii  der  per- 
sönlichen und  der  politischen  Freiheit-  Ausdruck  iu  den  Ver- 
fassungen der  TnoflfTnen  Steinten.  Als  ferner  heutzutage  die 
Arbeitaklasse  in  Folge  ihrer  Organisation,  erlangter  Bildung  nnd 
der  Möglichkeit,  ihre  gerechten  Forderungen  difentUch  bekannt 
m  machen,  ebenfalls  ein  sozialer  Machtfaktor  geworden  ist: 
so  kann  es  auch  nicht  ausbleiben,  daß  die  Machtf^tellung  dieser 
Klasjs«'  im  Staatsrecht  dnr  jiiodeniftn  Staaten  ihren  entsprpclien- 
Ausdruck  hnde.  Da.sbell>t.'  wird  endlich  mit  dem  Laudvolk  der 
Fall  sein,  wenn  68  einmal  durch  Bildung  und  Aufklärung  ge- 
hoben, seinen  gerechten  Forderungen  den  geeigneten  Nachdruck 
zu  geben  in  die  Lage  kommen  wird. 

*)  Eine  allgemeine  \  erfu.s^«äuüg8ge9chichte  «jibt  es  nicht.  Ijahu« 
Iffechend  für  England  war  Hallam'a  \^1777— 185ü) :  Constitutional 
ffiiloiy  of  England;  für  Deottohlaiid  G.  Waits  Deutaehe TerftMungs- 
gesdüchte.  Sodann  die  «Deutschen  Rechtsgeiduchtea'*  von  Richard 
Schröder  und  Heinrich  Branner. 

VerfttäSUDgs-  uud  Verwaltuu^iMccht. 

Den  Inbegriff  all  jener  Satzungen,  welche  die  politischen 
und  personlichen  Bechte  der  Staat8hür<rer  gewährleisten  sollen, 

nannte  die  moderne  StiiatÄlehre  speziell  das  ,  Verlas su  ngs- 
recht".  Welche  i'd^'rhpannten  Hoffnungen  man  aji  dieses, 
überall  Schablonen mäliig  einzulükrende  V'erfassungsreclit  knüpfte, 
wie  schwunghaft  die  VerfassungHmacherei  in  Kuropa  betriel)en 
wmde,  wie  diese  doktrinären  Verfassungen  den  wirklichen  Zu- 
ständen  oft  gar  nicht  entsprachen,  und  deswegen  nur  ein  be- 
admebenes  Blatt  Papier  blieben:  davon  erzählt  die  neuere  Ver- 
Äisuugsgeschichte  der  europäischen  Staaten. 

The  Stiiatslelire  Idiel)  aber  beim  Verfassuni^recht  nicht 
stehen.    Man  merkte  es  bald,  daß  die  »Garantien  der  Freiheit- 


noch  bei  weitoui  nicht  genügen,  um  ein  Volk  zu  beglücken; 
luttii  erkannte  es,  daß  dfr  WoliLstaud  des  V'ulkos  anderer  Ga- 
rantien bedarf  und  zwar  einer  guten  Verwaltung.  Man 
ging  nun  daran,  die  alte  ^Boreaukratie*  zu  reformieren.  Mau 
fltoUte  Forderungen  auf  nach  einer  guten  Verwaltung,  die  niclit 
nur  das  Wohl  des  Fiscus,  sondern  auch  das  des  Volkes  im 
Auge  behalten  solle.  Man  stellte  den  Omndsate  auf,  daß  nicht 
da«  Volk  der  Hoaniten  we^eu  da  sei.  sondern  uiugekehrt.  die 
Beumteji  (l^^s  \  oikes  wogou  und  für  das  \ Olk.  Mau  verlangt« 
und  erlaugte  \  erwaltungsreforiuen  an  Haupt  und  Gliedern  — 
und  die  Staatslehre  nannte  nun  den  Inl>egriff  der  Bestimmungen 
über  die  Verwaltung  des  Staates  das  Verwaltungsrecht 

Mit  dem  Verfassungs-  und  Verwaltongsrecht  ist  die  Ent- 
wicklung des  Staatsrechts  keinesw^  abgeschlossen.  Neue  Vsr* 
hiiltiiisse  werdeu  iiuiuer  uacli  neuem  Ausdruck  ringen  und  die 
Staatsrechtaleiue  wird  immer  neue  Gebiet«  des  StuntHrechts  ihren 
Systemen  einverleiben.  Ebenso  wie  di»'  Entwicklung^  des  Privat- 
rechts glei<  li'Mi  S(  Ii  ritt  hält  mit  der  Entwicklung  der  sozialen 
insbesondere  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse,  mit  der  Eröffiaang 
neuer  wirtschaftlicher  Gebiete,  mit  den  durch  neue  Erfindun^Qa 
und  Entdeckungen  sich  öffiienden  neuen  Erwerbssweigen  und 
Verkehrsmitteln:  und  wie  dann  die  JurLiprudenz  die  neuen  privat- 
oder  ülientlich-reclitlielien  \  orhältnisse  in  neue  S(  heraate  bringt 
als:  Bergrecht,  Wasserretht,  Seerecht,  Wechsel-,  Handels-  und 
Aktiengesellschaftsrecht  u.  s.  w.  u.  s.  w. ;  so  wie  diese  Ent- 
wicklung ununterbrochen  vor  sich  geht:  ebenso  verhalt  es  sifili 
mit  dem  Staatsrecht 

Den  ursprünglichen  Freibriefen  und  Privilegien  au  «OioHe 
und  Barone*  trat  mit  der  Zeit  ein  Lehens-  und  Ständereoht  lor 
Reite:  Pari  amen  tsr  echte  folgten:  Verfassungsrecht  entwickelte 
sicli :  der  Gegenwart  fiel  die  Aufgabe  zu,  das  Verwaltuug?reuii 
auszubilden;  noch  ist  sie  damit  nicht  fertig,  und  schon  küudigt 
sich  die  «soziale  Frage *•  mit  ihren  „Genoasenschaftsrechten*  ai, 
und  fordert  das  .Bedit-  des  »Arbeiterschutzes'',  das  .Bechtsof 
Arbeit"  u.  s.  f.  u.  s.  f.,  zieht  das  offenÜiche  Recht  seine  inuner 
weitern  Kreise,  unendlich  und  unabsehbar  in  der  Zukunft 
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VTns  frommt  es  angesichts  onunterbrochener,  vorwärts 
sehreiteiiderfiatwickliiiig,  nach  Art  des  weiland  «Yemiixiftrechts' 
ein  ^ Prinzip*  an&ostellen,  daraus  ein  fertiges  System  des  Staats- 
rechte entwickeln  und  dasselbe  hIs  Gausses  tind  Fertiges  proUa- 

miereii  ?  Der  kleiiibte  KiiL-k  der  st)ziriieii  Miichtverhältniss  »  stürzt 
Aiiä  System  um,  zeigt  die  Hohllieit  (hs  IVinzips  und  läßt  der 
dilukelhaften  Doktrin  das  leere  ^ucliäelieu.  Nicht  um  ein 
System,  nicht  um  eiu  G;inzes  kann  es  sich  hier  liand^n; 
Tielmehr  nm  das  richtige  Verständnis  des  Wesens  und  der  Eint- 
wicklnng  dieser  immer  nen  anftauchenden  Erscheinungen.  Die 
wahre  Wissenschaft  gibt  nie  Gamses,  immer  nur  Fragmente: 
doch  statt  trügerischem  Ganzen.  Fragmente  der  W  a  h  r  h  e  i  1 1 

Einst  als  die  ganze  Staataverwaltunjrskunst  darin  bestand,  die 
fürstliche  „Kamm»'r-  in  putfim  S'tnndf^  zn  r-rhalt'M!.  nannte  mau  den  In- 
begritf  der  Normen,  nach  denen  dieselbe  verwaltet  wurdfv  Kuracral  recht 
Und  sprach  auch  von  „Kaineralwiaaens  haften**.  Als  <lanu  die  Aufklä- 
rung^** des  18.  Jahrhunflerta  fflr  eiii'-  »I'olizei"  in  <len  Staaten  Pro- 
paganda machte,  ward«'  'las  KuiuciaheLht  zn  einem  ^Pt>li/.(  iiecht'*  er- 
weitert und  eutwickelf.  nud  nucii  Mohl  be;^innt  seine  iStaaUHlehn  r-Lauf- 
bahn  mit  eiuer  „i'olizeiwiaaenschaft"  (1844i,  allerding^j  bereits  „nach  den 
Qruads&tzeu  des  Rechtutaates".  Damit  war  der  Übergang  zum  Ver- 
waltaagsredite  und  sor  Yerwaltungslehre  angebahnt.  (N&here»  darttber 
in  meiner:  Verwaltungsldire  1882)« 

Das  Strafrecht. 

Ebenso  wie  das  Privat-  und  Staatsrecht  kann  das  Straf- 
reeht  aus  Prinzipen  und  Ideen  abgeleitet  und  in  Sy.steme  gefaßt 
werden.  Diese  Prinzipien  imd  Idoeu  entspringen  aber  nur  den 
jeweiligen  Standpunkten  der  Straf rechtülelirer,  diese  Systeme  eut- 
halteu  daher  nur  subjektive  Wahrheit.  Sie  haben  hr)chstt'ns  den 
Wert,  daß  sie  das  Studium  der  geltenden  Strafirechts-Bestim- 
uimgien  erleichtem* 

Mit  fortschreitender  Entwicklung  nämlich  der  Individnen 
und  Völker  ändert  sieh  das  Stralrecht  in  All*  und  Jedem«  Was 
einst  Verbrechen  war,  ist  heute  keines  mehr:  was  heute  Ver- 
brechen ist,  wird  mügUcherweise  in  der  Zukunft  keines  mehr 
aem.    Was  einst  als  Strafe   ajizuweuden  recht  und  sittlich 
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t^cbieii,  empört  heule  jedes  sittliche  (ietühl:  wii«  wir  aber  heute 
noch  uls  Strafe  anwenden,  durob  werden  wahrscheinlich  später» 
GeaeratioiieiL  sich  entsetzen.  Die  Art  und  Weise,  wie  man  einst 
den  Beschuldigfcen  zu  überweisen  pflegte,  erftUlt  uns  beute  mit 
Grauen:  doch  ist^s  wahrscheinlich,  daD  die  Zukunft  noch  an 
der  Art.  nnd  Weise,  wie  wir  heute  den  Sclmldbeweis  herstellen, 
so  Mancbos  a üJszu.setzen  haben  wird.  Und  so  steht  denn  auch 
djis  ganze  Strafrecht  im  Strom  der  Entwicklung  nnd  diese 
letztere  müssen  wir  in's  Auge  lassen,  wenn  wir  das  Wesen  des 
Strafrechts  erkennen  wollen. 

Wenn  die  Staatsgewalt  ihre  Zwecke  erreichen  will,  so  mos 
sie  gegen  diejenigen,  die  sich  entweder  ihren  Anordnungen 
nicht  fügen  oder  fiberhanpt  gegen  die  Grundlagen  der  staat- 
lichen ( >rgani.sutiüu  siuii  auflehnen,  dieöelbeii  v.  rletzen  t»<l.'r 
uulierui  lit lassen,  ilire  ultima  ratio  anwenden,  d.  i.  die  StutX 
Der  Selbsterbaltungsbetrieb  des  Staates  diktiert  die  Strafe  und 
ist  ilir  letzter  Grund,  Die  so  oft  ventilierte  l^Vage,  nach  dem 
Bechte  des  Sttiates  Strafen  zu  verhängten,  ist  müßig.  Sein 
Selbsterhaltungsl^etrieb  drängt  ihn  dazn,  Strafen  anzudrohen 
und  dieselben  zu  vollziehen;  er  muß  es  tun,  tat  es  von  jeher 
und  schuf  damit  selbst  das  sittliche  Hewullt.sein,  darin  sein 
Strafauit  begründet  erscheint:  auf  diesem  Wege  entstand  sein 
B«cht  zu  strafen.  Kinst  übte  er  dasselbe  auf  Grund  der  Gewalt, 
heute  übt  er  es  auf  Grund  des  K echtes.  Dieses  Kecbt  wird 
Ton  dem  sittlichen  Bewußtsein  aller  Gesellschaftskreise  getragen 
und  anerkannt.  Allerdinga  aber  ist  das  Gesetz  der  ewigen 
Wandelbarkeit,  der  fortschreitenden  unaufhörlichen  Entwicklung 
auch  för  da«  staatliche  Strnfrecht  bestimmend.  Denn  alles  was 
im  sittlichen  Bewulitsein  wurzelt,  muß  die  ^\  ainUuiigt^n  des- 
selben mit  (Inrchmachen:  muli  ihm  folgen  in  Irrtum  und  \\  alir- 
heit,  bald  ihuch  dio  vorsclilungeutui  dunklen  Pfade  der  Selbst* 
täuschimg,  bald  auf  die  otfene  Heerstraße  der  Erkenntnis. 

Auf  keinem  Gebiete  der  Staats-  und  Rechtswitaenschaft  madwa 
rieh  die  Einflösse  der.  kritischen  Philosophie  und  der  modenen  K•ln^ 
wiaaensohaft  ao  aehr  geltend,  wie  auf  dem  Gebiete  dea  StrafirecbtsL  Vor- 
aassetcung  aller  Strafe  iat  die  Annahme  eines  firaien  Willens.  IMaie 
Annahme  aber  iat  von  einer  glflnaenden  Reihe  von  Philosophen  und 
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Natarforschern,  von  der  ganzen  modernen  Naturwissenschaft  unrettbar 
i^^rstört.  Srlbstverständlich  raachen  alle  am  Hergebrachten  sich  klam- 
mernde, am  Überlieferten  festhaltcndf  Kriminaliswn  verzweifelte  Ver- 
8uch<'.  weui^'stens  für  das  üebiet  di's  Sinif'rechts  ein  Partikelch i'ii  freien 
Willeus  zu  retten,  tlainit  ihnen  ihro  tStr.ifrerhtsthfMri«  nicht  ^  i  lirundo 
gehe.  Vergebliche ej  HeinüLieu ;  die  Llegründuai:  der  Straftheoaen  auf 
dem  freien  Willen  ist  heute  schon  ein  Anachronismus.  Weil  die  fest« 
Überzeugung  von  der  Unfreiheit  des  Willeus  den  einen  und  den  andern 
Forscher,  wie  z.  B.  Luiuluoso  auf  einuu  Irrweg  führte,  den  Verbrecher 
als  einea  durch  seine  physische  Beschaffenheit  zum  Verbrecher 
priUleatiiiierteii  Menschen  anioseben  und  weil  diese  Vermutung  sich  ab 
irrig  erwies  (vgL  Baer:  Das  Verbrechen  in  anthropologischer  Beziehung 
18f*3),  deshalb  ist  der  freie  Wille  noch  lange  nicht  lehabilitiert  Lom- 
brosoe  Irrtum  hat  nichts  sur  Sache,  £r  glaubte,  voreilig  generalisierend 
einen  Typus  des  «»geborenen  Verbrechers**  gefunden  au  haben.  Wftre 
das  richtig,  dann  wftre  die  Rache*  und  Vergeltungsstmfe  allerdings 
auch  nicht  berechtigt.  Nnn  ist  Lombro80*8  Annahme  nicht  richtig: 
der  geborene  Verbreeher  existiort  nicht,  wie  das  unter  andern  A.  Baer 
giftaxend  nachgewiesen  hat:  die  Verursachungen  der  Verbrechen  liegen 
vorwiegend  in  soaialen  Eiuflflssen.  Aber  der  Umstand,  daß  sie  nicht 
dort  liegen,  wo  sie  Lombroso  vermutet  hat,  sondern  wo  anders,  ändert 
doch  nichts  an  der  Tatsache  der  Willensjinfreiheit.  Der  Jubel  der  Fiu- 
sterlinire  über  Lmubroso'e  Irrtum  i>t  ganz  unberecbti'^'t.  Dcswerreii  weil 
es  keine  i.ie.sinsdfre  Spezies  ..treborener  VerViret  licr-  ^'•il)t,  wird  man  ztini 
ab^'i!  KüliltTghiubcn  der  WiUcnsfroilieit  nicht  zurückkehren.  i>ie  Natur 
koEiüi  keine  Exemtionen  vom  KauaalitÄtagesetz  und  ertf*ilt  dem  Meu- 
s<^ben  keine  Immunität.  Das  .^trafreeht  wird  mit  der  Willi  tus  n  n  Frei- 
heit rechueu  und  sieh  dieser  Erkenntnis  ganz  bo  akkommodiereu  uiüb- 
sen.  wie  sich  einst  die  Kirche  trotz  anfänglichen  Widerstrebeus  dem 
Kopernikanisclien  System  akkomxnodirt  hat.  Die  Rachestrafe,  die  Ver- 
geltungsstrafe,  die  Abschreckungsstrafe  werden  als  unTernQnftig  und 
itnmocalisch  fisllen.  Abwehr»  und  Besserungszweoke  werden  in  deu 
Yordezgrund  treten:  ein  weites  Gebiet  von  Strafrecbtsreformen  wird 
sich  dem  20«  Jahrhundert  auftun. 

Über  den  neuesten  soziologischen  Standpunkte  der  Strafrechts- 
Wissenschaft  orientiert  am  besten  das  ebenso  gelehrte?  wi gedanken- 
reiche Werk  von  Makarewicz:  Einführung  in  die  Philosophie  des 
Strafrechts  auf  entwicklungsgeschichtlicher  Grundlage  (1SX)6). 

Systematik  des  Straflreehts. 

Zahllos  wie  die  Systeiue  de.s  Privat-  uutl  das  8taatsr«'(dits, 
Bind  die  systematischen  Einteilungen  des  Struirechts.    Bald  wird 
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<ler  ( iegenstaud,  g''}j:''H  den  tlie  8tr;*i*])are  Handlung  uiiiuittelbw 
gerichtet  wird,  al»  Eiuteilungsgruiid  ^eiioiumen,  dann  haben  wir 
die  EiiLteiiimg  in  Verbrechen  gegen  Gott,  die  lieligiou  und  die 
Kirche,  zweitens  den  Staat,  den  Herrscher,  staatliche  Be- 

hörden und  EinrichtnDgen,  drittens  gegen  die  NebenmenschetL 
Es  gab  Zeiten,  wo  man  im  Strafrechte  diese  leteteren  Verbrechen 
noch  wesentlich  unterschied,  je  nachdem  sie  gegen  Adelige,  i je- 
lueinfreie  oder  Sklavon  L,n>richtet  waren. 

Es  kann  ferner  die  auf  die  strafbare  Handlung  geseuw 
Strai'e  als  Einteilungsgrund  des  Strafrechts  genommen  werden, 
dann  haben  wir  Kapitalverbrechen,  die  mit  Leib  und  Leben, 
mindere  Verbrechen,  die  mit  schwerem  Kerker,  noch  unbedeu- 
tendere, die  mit  rerschiedenen  geringeren  Graden  von  Kerker 
oder  Arrest  bestraft  werden.  —  Es  bekundet  schon  ein  tieferes 
Nacli<leiikeii  iil>or  das  Wesen  der  strafliaitu  Handlungen,  wenn 
mall  (iiesfll»eii  in  solche  einteilt,  welche  die  öffentliche  liechtü- 
ordnuug  verletzen  und  in  solche,  die  in  die  Bechtssphäre  des 
Einzelnen  gewaltsam  oder  listigerweise  eingreifen. 

Mehr  als  diese  Systematisierungen  verdienen  unsere  Auf- 
merksamkeit diejenigen  wesentlichen  Momente  im  Stnfrechti 
auf  welche  die  Entwicklung  der  Kultur  entschiedenen  Einfluß 
übt.  Es  sind  dies  1.  der  RegriÜ  des  Verhrecliens,  "2.  die  Straf- 
harkeit  der  Handlunu,-.  :).  die  Strafurt.  4.  die  Ul>erweisunir*^rt 

An  dem  Begriti  des  Verbrechens  scheiterte  aller  AVitz  der 
Striifrechtslehrer.  Die  Vorsichtigeren  unter  ihnen  hüllten  sich 
in  Schweigen  und  sprachen  nur  von  der  Straf  e,  die  das  Gesets 
auf  gewisse  Handlungen  oder  Unterlassung^  verhängt  Aber 
die  Frage,  auf  welche  Handlungen  oder  Unterlassungen  soll 
der  Gesetzgeber  Strafe  setzen  —  blieb  meist  unbeantwortet 
(lewiß,  wenn  mau  im  (Jesetz*^.  sn  wie  das  die  Philosophen  des 
klassischen  Altertums  meist  tun,  die  Auüeriuig  des  göttlichen 
Willens  sieht,  duun  ist  ja  obige  Frage  überflüssig,  denn  eine 
göttliche  Vorsehung  kann  nicht  erforscht  und  braucht  nidit 
kontroliert  zu  werden.  Die  Kirchenväter,  z.  B.  Thomas  von 
Aquin,  halten  im  allgemeinen  jede  SOnde  für  ein  Verbrediea 
und  möchten,  so  gut  oder  schlecht  es  geht,  diese  beiden  Be» 
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griffe  identifiziereii*  Bekanntlich  aber  geht  das  nicht  immer 
mtd  der  Staat  hat  schon  manche  Handlung  als  Yerbrechen  er* 

kliirt,  die  in  den  Augen  der  Kirche  sogar  lol)eiiswert  war,  und 
das  Umgekehrte  war  auch  hiiufi<^'  der  Fall.  Kechtsphilosophen 
mid  Naturrechtalehrer  wollten  das  Verhrochcn  als  das  Böse 
schlechtweg  erklären:  damit  erhält  (las  Problem  teils  nnr  eine 
andere  Bezeichnangt  teils  ist  die  Erklänmg  durchaus  nicht  zu« 
treflfond.  Denn  die  Wahrheit  zu  sagen»  ist  gewiß  nichts  Böses: 
imd  doch  haben  unzählige  Menschen  schon  diese  Äußerung  der 
Wahrheitsliebe  als  staatliche  ^Verl^recheu"  büßen  müssen,  während 
für  Lüßre  und  Heuchelei,  die  gewiü  nichts  Gutes  sind,  der  Staat 
schon  Ott  die  höchsten  Ehren  austeilte. 

£b  kann  keine  eklatantere  Bankrott-Erklärung  der  «Straf- 
rechts-Wissenschaft"  geben,  als  die  Definition,  daß;  „Verbrechen 

ist  die  L  bertretung  einer  ^iurm-  oder  was  auf  dasselbe  luii.tüs- 
kommt:  .Verbrochen  int  was  das  Gesetz  als  solches  erklärt". 
Denn  diese  Detinitiou  enthält  implizite  che  Behauptung,  daß  das 
Gesetz  eine  beliebige  indifferente  Handlung  zum  Verbrechen 
stempeln  kann:  was  formal  richtig,  aber  nichtsdestoweniger 
ein  Unsinn  ist  Daß  dieser  Unsinn  in  der  Menschenwelt  be-> 
steht,  dafür  brauchte  keiner  gelehrten  Beweise;  das  weiß  jeder- 
ui.ani.  Wenn  wir  z.  13.  Seine  Majestät  den  Sultan  wogen 
Bigamie  vor  ein  europäis<*hp8  Gericht  stellen  dürften:  er  würde 
offenbar  als  hundertfacher  Bigamist  zu  lebenslänglichem  Kerker 
yerurteilt  werden.  Dagegen  müssen  wir  es  uns  gefallen  lassen,, 
daß  ein  Muselmann  ons  als  grausame  Barbaren  qualifiziert,  wenn 
wir  einen  Menschen  dafür  einkerkern,  weil  er  sich  den  beschei- 
denen Luxus  einer  zweiten  Frau  erlaubt  hat. 

Angesichts  solcher  Verschiedenheit  der  Anschaungen.  Sitten 
und  Bechtsnormen  ist*8  kein  Wunder,  wenn  die  Strafrechtslehrer 
die  Flinte  in's  Eom  warfen  und  mit  allerhand  gelehrten  Phrasen 
auf  die  Frage,  .was  ist  Verbrechen?*  die  naive  Antwort  er- 
teflen:  was  das  Gesetz  als  solches  erklart 

Erst  die  moderne  Soziologie  begann  diese  Frage  tiefer  zu 
fassen  und  auf  Grund  derselben  erhalten  wir  folgende  Definition 
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des  Verbrechens:  «Das  Verbrechen  ist  die  vom  Mitgliede  einer 
gcge])enen  Assoziation  begangene  Handlung,  welche  von  den 
übrigen  Mitgliedern  derselben  als  für  dieselbe  so  schädlich  be- 
trachtet wird,  dal^  sie  gegen  den  Täter  öffentlich,  äulieslich,  ge- 
meiubdiat'tli«  h  r(.'a<xioren,  indem  sie  eines  seiner  (jüter  zu  ver- 
kürzen suclieii-.  I  .Miikurewicz,  Das  Wesens  des  VerbrecLeub 
1896).  Diese  Begriffsbestimmung  des  ^>rbrechens  hat  jeden- 
falls das  Verdienst,  daß  sie  das  Verbrechen  als  eine  «gesell* 
schaftUche  Erscheinung*  anffaßt  und  daher  auch  zur  weiteren 
Erkenntnis  führt,  daß  »jede  Gesellschaft  ein  Verbrechertnm  be- 
sitzt lind  gogen  dasselbe  reagieren  kann*.  Damit  ist  die  ganze 
Rehitivität  dieses  Hegriffes  aufgedeckt  und  der  wissen>riiaftlicheu 
Forschung  eine  neue  Bahn  eröffnet.  Nun  wird  man  sich  ni<  lit 
mehr  damit  begnügen  dürieu  zu  erklären,  daß  das  ein  Ver- 
brechen sei,  was  der  Gesetzgeber  dafür  erklärt,  oder  wie  Garolslo 
meinte  das  was  unsem  Moralsinn  (senso  morale)  verletzt:  son- 
dern man  wird  tiefer  graben  müssen  und  die  Verbrechen  jedes 
Staates  oder  jeder  Kultorwelt  aus  der  Lage  und  BeschaIRsnhdt 
der  Gesellschaftskreise  des  gege))euen  Staates  oder  der  gegebenen 
Kuhiirwelt  erklären  müssen.  Die  Kriniirudsozioloirit'  wird  die 
Aufgabe  zu  lösen  ha))en,  uns  zu  zeigen,  warum  in  einem  ge- 
gebenenen  Stiiate  l>estimmte  Handlungen  oder  üuterlassmigen 
gesetzlich  als  Verbrechen  bezeichnet  werden  und  zwar  wird  sie 
die  Erklärung  dieser  Tatsache  in  der  sozialen  Struktur  des  ge- 
gebenen Staates  und  in  dem  Verhältnis  der  den  Staat  bildenden 
sozialen  Kreise  zu  einander,  suchen  müssen. 

Diejenigen,  wclcLe  <lem  „subjektiven  Rechtasjefühl**  dio  Ent- 
scheidung überladen,  ob  eine  HantUung  ein  Verbrechen  sei  i^iarofnlo, 
Varghs)  übersehen,  daß  das  subjektive  RechtsgefÜbl  selbst  ein  dem 
AVechsel  nach  Zeit  und  Ort  anterliegendes  Produkt  sosialer  EiaflfiHe. 
Tmwelteinflüase,  ist,  daH  also  das  eabjektive  RechtegefUhl  noch  meht 
die  primäre  Ursache  sein  kann,  waram  eine  Handlung  lom  Vertte* 
chen  erklärt  wird.  —  Die  Krinünalsosiologie  darf  sich  nicht  sufineden 
stellen  mit  der  ISrklämng,  daG  die  Handlang  des  A  ein  Yerbreeben  so« 
weil  das  Rechtsgefühl  des  der  sogleich  die  Macht  hat,  den  A  su 
bestrafen,  seine  Handlung  als  Verbrechen  empfindet  Die  Soiiologie 
muß  weiter  vordringen.  Sie  muß  auf  die  Frage  Antwort  geben,  wober 


Digitized  by  Google 


Stratbare  Haudlaiigeti. 


399 


«s  komme,  'la''  das  Kechtac^fühi  dea  B  die  Handlung  des  A  aU  verbre- 
cherisch empfinde.    Dabei  wird  sich  nun  zeigen,  dal»  B  eine  soziale 

Gruppe  ist.  deren  Interessen  durch  die  Handlung  <h-s  A  o'oRlhrdet  pr- 
scbeuieu,  iu  Fol«;»'  «Icssen  sieb  in  tl^n  Mitgliedern  «iieser  Gruppe  jenes 
RechtsfjefÖhl  cntwi«  kell  hat.  welciieö  die  H  mdlunpr  des  A  als  vorhre- 
<*heri8ch  empfindet.  Das  ist  die  zukünftige  Bahn  iler  Forschungen  di^r 
Knuiinalsoziolojjie.  Vgl.:  Angelo  Vaccaro :  Genesi  e  Funxione  delle 
Leggi  l'euali,  188i). 


Strafbare  Haudluugeu. 

Was  die  Strafbarkeit  der  Humilung  aubelaiigt.  so  ist  im 
AUgiMnoiiioii  zn  beiiiorktMi.  r]n\\  in  den  Aufön^en  der  Kultur 
eingebildete  Verbrechen  eine  große  Eolle  spielen.  Ver- 
brechen gegen  die  Götter,  gegen  die  Religion,  Zauberei  u.  dgh 
fOllen  die  Strafbestimmangen  des  Altertums,  des  Mittelalters, 
ja  bis  in  die  Nenzeit.  Dagegen  wendet  das  Strafrecht  dem 
Schutze  des  Einselnen  weniger  Beachtung  zu.  Das  wird  dann 
mit  ilpr  Zeit  anders.  Das  Strafretht  bejuciinit,  sich  wenicrer  um 
den  Himmel  und  mehr  um  die  Meusclieu  zu  bekümmern.  Zau- 
berei u.  dgl.  eingebildete  Verbrechen  werden  aus  dem  ^Stralxecht 
j^restriclieeu,  dagegen  z.  B.  der  Betrug  in  allen  seiueii  mannig- 
faltigen Formen  in  das  Strafrecht  einbezogen.  Die  Entwicklung' 
des  Strafrechts  verfolgt  die  Tendenz  vom  Phantastischen  und 
Nebelhaften  zum  Bealen  und  Alltäglichen,  und  darin  liegt  der 
Fortschritt  des  Strafirechts.  Tin  o  i^  n  Zusammenhange  mit 
dieser  Eutwiekhmg  ist  die  v(.ii  der  Willkür  der  Gewalthaber 
III  der  Bezeichnung  der  Strafharkeit  einer  Handlung,  zur 
strengen  gesetzlichen  Qualifikation  derselben.  Es  ist  das  eben- 
falls ein  Gang  vom  Phantastischen  und  Nebelhaften  zum  Kon- 
kreten und  Kealen.  Denn  die  Willkür  des  Einzelnen,  die 
Meinung  des  Gewalthabers  ist  etwas  Unbestimmtes  und  Xebel- 
hirftes.  UrsprAnglich  ist  sie  aber  allein  das  Kriterium  der  Straf- 
biirkeit  einer  Handlung.  Mit  der  Zeit  folgt  die  bestimiute  Qu;i- 
lifikatiori  der  strafbaren  Handlung  dnrcliV  G^s^^t/  mit  Auh- 
schlieUung  jeder  Willkür  der  Gewalthaber  ( uuliuui  crimen  sine 
lege)  und  diese  Tendenz  ist  in  neuerer  Zeit  so  weit  gediehen 


Digitized  by  Google 


400 


II.  Teil.  8.  Kapitel. 


daß  sogar  ein  strenges  Richten  nach  der  «Silbe  des  Gesetases'^ 
als  notwendig  erachtet  wurde  (ntilla  poena  sine  lege  poenali). 
Was  die  Strafart  anbelangt,  so  ist  im  Allgemeinen  ein 

EntAvicklniigsjyan^  von  Strenge  zu  immer  größerer  Milde  cha- 
rakteribtiscli.  Das  Altertum  ?ind  Mittel ;ilter  kanut-en  dio  raffi- 
uirt^sten  Todesstrafen  und  wendeten  dieselben  aui'  uuiunigfaltige 
Verbrechen  an.  Man  ist  mit  der  Zeit  in  doppelter  Richtung 
humaner  geworden.  Die  Strafen  an  Leib  und  Leben  sind  nnr 
mehr  auf  einige  wenige  Verbrechen  gesetzt  nnd  der  Tollzog 
dieser  Strafen  wird  unter  Vermeidung  jeder  Marter  einfiftch 
niittolst  Strang,  Guilotine  oder  Pulver  und  Blei  vollzogen.  Aber 
luuli  die  so  selten  angewendete  und  so  „huinau-  als  möglich 
vollzogene  Todesstrafe  begann  in  unserer  Zeit  schon  dem  sitt- 
lichen Gettihle  zu  wiederstreben.  In  vielen  Ländern  ist  sie  be- 
reits abgeschafft,  in  andern  sind  schon  machtige  Parteien  fUr 
ihre  Abschaffung  tatig.  Andere  Körperstrafen,  die  einst  mannig- 
faltige Anwendung  fanden,  verschwinden  langsam  aus  der  Straf- 
rechtspflege.  Die  Freiheitsstrafen  werden  milder  und  die  neue- 
sten Bestrebungen  geben  tlabin.  entgOir<'n  deai  tirundsutze 
, Gleichheit  der  Stmitsbürger  vor  dem  Gesetze''  die  .gleiche 
Empfindlichkeit  der  Strafen*'  herzustelleu.  Diese  Bestrebung^ 
gehen  Ton  der  Ansicht  aus,  daÜ  ein  und  dieselbe  Strafe  zwei 
Menschen  Ton  Terscfaiedener  socialer  Stellung,  Ton  Tsraehiedener 
Bildung  und  Erziehung  yerschieden  triffl,  ftlr  den  einen  tat* 
sachlich  eine  größere,  für  den  andern  eine  geringere  Strafe  ist 
Diese  aus  dem  Grundsätze  der  Gleichheit  resultirende  Ungleich- 
heit soll  durch  iieformen,  die  ansrheinend  gegen  das  Prinzip 
der  Gleichheit  yerstoßen,  ausgeglichen  werden.  (IndividuaU- 
siemngsprinzip). 

Was  endlich  die  Cberweisungsart  anbelangt,  so  zeigt  die 
Entwicklung  des  Strafverfahrens  die  Tendenz  nach  iiiuiker  gründ- 
licherer Erforschung  der  tatsächlieben  Schuld  und  das  Bestreben 
„lieber  Tausende  von  Scliuldigen  straflos  zu  lassen,  als  einen 
Nichtschuldig.'n  zu  bestrafen-.  Die  Tendenz  brinixt  es  mit  sich, 
daß  das  formale  Straf  recht,  der  Strafprozeß  die  muniugfac  listen 
Experimente  aufteilt,  um  der  menschlichen  UnTollkommenheit 
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m  der  Kunst,  menschliche  Yorderbtheit  zu  dturchBchanen,  die 
gengnestea  fiil&miifcel  an  die  Hand  zu  geben.  Man  ist  neuer- 
dings Ton  der  Metode  der  durch  gesetdiche  Beweiaregeln  nor- 
nkrten  Beweiaherstellung  abgekommen  und  hat  die  Frage  über 
,achaldig''  oder  „ nichtschuldig "  den  Geschworneii  überlassen. 
Die  Öffentlichkeit  des  Prozesses  soll  eine  weitere  Gewähr  der 
Gerechtigkeit  des  zu  schöpfenden  Verdikts  sein.  Um  schließlich 
dieses  V  erdikt  der  Geschworuen  so  viel  als  möglich  der  Wahr- 
heit entsprechend  ausfallen  zn  lassen,  hat  man  dem  ?or  ihnen 
lädierenden  öffantUchen  Anklager  den  Verteidiger  entgegen- 
gntellt  Anklage  und  Verteidigung  aber  müssen  erst  das  nn- 
parteÜBche  Sieb  des  richterlichen  Kesami^s  passieren,  um  in  so 
objektiver  Form  den  Geschworneii  ;Js  Basis  ihres  Verdikts  dar- 
gereicht zu  werden,  ^faii  sieht,  wie  mächtig  dis  Tendraz  ist, 
so  viel  in  menschlichen  Kräften  steht,  die  Schuld  oder  Nicht- 
■ehuld  des  Beschuldigten  zu  eniiren. 

Der  zuktlnftigen  Entwicklung  des  Strafprozesses  harrt  die 
große  Aufgabe,  den  störenden  EinflaO  sozialer  Befangenheit, 
welche  die  formale  IJnabhaugigkeit  der  Siditer  paraljsirt,  zu 
beseitigen,  um  eine  wahrhaft  uu})arteiische  Kechtsprecliung  zu 
ermöglichen.  Die  , Klassenjustiz"  ist  keine  . Erfiiulunir*  der 
Sozialdemokraten ;  sie  ist  eine  geschichtliche  Tatsache.  Sie  ruhig 
mi  nüchtern  in*s  Auge  zu  fassen,  ist  Aufgabe  dar  Wissenschaft. 
Das  Fvft^i  oaotocoy  der  griechischen  Weisen  gilt  auch  für  Staat 
snd  Qssellschaft  nnd  ist  eine  Bedingung  jedes  knliurellen  Fort- 
idirittB. 

Und  so  sahen  wir  denn  in  den  von  uns  hervorgehobenen 
Richtimgen  das  Strafreclit  dem  sich  immer  mächtiger  entwickeln- 
den sittlichen  Bewußtsein  li<3chnung  tragen  und  müssen  daraus 
die  wohltoende  Überzeugung  schöpfen,  daß  die  in  der  Richtung 
m  immer  vemilnftigerer  Humanität  fortschreitende  sittliche  £ut- 
Wicklung  der  Vdlker  auch  eine,  heute  noch  unabsehbare  Ent- 
wicklung des  Strafrechts  mit  sich  bringen  wird. 

Anleitungen'  zur  Erforschung  und  Entdeckung  strafbarer  Hand* 
longen  enthalten  Ortloff:  Die  strafbaren  Handlungen  nach  Deutsch- 
luidi  Beichirecht  und  Praxi«  1883  und  Hans  Gross:  üandboch  tfir 

Oamplowios:  Allg.  SUfttuccht.  26 
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Untersucluin^'srichter,  Poli/.tilxMiuio  etc.  1893.  In  letzterem  Werk  ut 
auch  die  ganze  ältere  Literitur  ül>er  diesen  Gegenstand  berücksichtigt. 

ReellUgesehtehte  und  Staatereeht 

Ähnlich  wie  man  einst  das  gegenseitige  Yerhältnid  vott 
Statistik  und  Geschichte  hestimmte,  könnte  man  auch  yon  der 
Bechtageschichte  und  dem  Staatsrecht  sagen:  erstere  sei  das 
dorch  Jahrhunderte  sich  entwickelnde  Staatsrecht,  letzteres  die 

»tillstehende  Rechtsgesehiehte.  Denn  diese  beiden  Disadplines 
behandeln  im  Gruiide  denselben  <iegenstand:  die  Rechtsordnung 
des  Stautos.  die  mit  der  Organisation  d^r  Herrschaft  bej^^iniit  luid 
bis  znr  Ordnung  der  zartesten  Privatrechtsverhältmiäse  gelaugi;. 
Muß  ja  doch  auch  das  Staatarechts-System,  wenn  es  uns  das 
innerste  Wesen  eines  Staates  zur  Darstellung  bringen  wül,  tob 
der  Verfassung  und  Verwaltung  beginnend,  die  obersten  Grund- 
sätze des  im  Staate  geltenden  Privat-  und  Strafrechts  sowie  des 
Gericlitsverfahrens  iiberschauou :  die  liechtsgeschichte  uXter  zeipt 
uns  all  dies  in  gesthiclitlirluT  Kiitwicklmig.  Es  sind  da>  iiiclit 
nur  wisseuBchattliche  Grenzgebiete,  souderai  gegenseitig  zu  einer 
wissenscliaftlicheu  iilrkenutnis  sich  ergänzende  Disziplinen.  Die 
Identität  ihres  Gegenstandes  aber  tritt  am  klarsten  in  dem  Um- 
stände herror,  daß  sie  sich  in  der  Behandlung  desselben  ab- 
lösen, so  zwar,  daß  das  Staatsrecht  der  Bechtsgeschichte  vor- 
arbeitet und  immer  wieder  nach  Ablauf  einer  Entwickluugs- 
periode  ihr  den  so  vorgearbeitet»Mi  und  verarbeiteten  StoÖ'  zur 
geäciuchtlicheu  Behaudluug  überläüt. 

ChaiakteristiBch  für  das  VerhAlfcnii  dieser  beiden  DiMdphnen  iBt 
»'8,  daß  ihre  Begrfindnng  in  Beutechlsnd  das  Werk  ein  und  desselbeu 
Manne»  ist :  denn  abgesehen  ron  niindor  bedeuteaden  Anfänge u  feiert 
die  deutsche  Staatsrechtswisäenschaft  in  Uermana  Conring  (1606— 1681< 
als  den  Verfasser  der  Schrift  „LU»  Üennanorum  Imperio  Homano*-  ihren 
Begründer  und  ebenso  die  Deutsche  Rechtigeschichte  teioes 
Werkes:  "^Pc  nrif^nm'  juris  ( lermanici". 

Seit  dieser  wiasensekaftlichen  Doppflachöpfung  Uourinsjs  gchreit«^' 
da.H  deutsche  StHatfrecht  von  Jahr/ehnt  zu  Jahrzehnt  vorwärts,  indem 
♦'S,  den  politiacbea  Wandlungen  folgend,  sein  Hauptquartier  stets  id 
<lie  lebendige  Gegenwart  verlegt,  während  die  Rechtsgeschichte  oüt 
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Vorliebe  immer  bei  den  ^origines**  verweilt,  ihre  historische  Darstellung 
aber  jedesmal  bis  su  der  vom  Staatsrecht  soeben  TCrlaneuen  Etappe 
au«dehQt. 

Sa  vollzieht-n  sich  immurlort  dw  Terraiji-\'pwliielnmL.MUi  7.wis<']H^n 
Ret'ht^^'raoiiichte  lunl  SlaatsrerUt.  Vor  20) •  .lalirsMi  uoch,  in  der  zwtntt.'u 
Hälfu'  liiul  }re<?eu  Eu«U--  d.  s  17.  .lahrhundert«  war  der  ^status  imperii 
c-'i i.Kuiici**.  wie  er  sich  auf  lirund  d«'8  Westphälischen  Frieden«  heraua- 
^(ebildcl  hatte,  die  auöiichliel »liehe  Domäue  der  l'ubli/iateu  „des  röiui- 
tchea  Keiches  deutscher  Natiou** :  da  gab  es  scharfe  jaristisehe  Kontz-o» 
venen  «de  Imperatoris  Romaiii  majettate  ejusque  prae  caeterie  regilnu 
prSvogativa«*  u.  s.  w.  Das  alles  gebOrt  nun  der  (teachichte  an;  die 
deutsche  Rechtsgeechichte  nahm  längst  schon  Besits  Tim  diesem  Terrain 
und  weist  uns  in  olgelrtiTer  Darstellung  nach,  wie  seit  dem  Aufkommen 
der  Landeshoheit  auf  («rund  des  Westphllischen  Friedens  das  Reich, 
im  Zeraetsnngsproseß  begriffen,  seiner  Auflösung  en^egen  ging.  Und 
als  der  Xeubegrttnder  der  deutsch m  .Reichs-  und  R^chtsgeschicbte" 
JSichhom  im  Jahre  180H  den  l.  Haiid  Ri  lnrs  Hauptwerkes  veröffentlichte, 
lag  die  vierte  Periode  der  deutschen  Kechtsgeschichte  mit  dem  Jahre 
1B06  altgeschlossen  hinter  ihm,  das  ^altc  deutsche  Reich'*  war  nicht  mehr 
Gegenstand  dee  Staatsrechts,  es  irehörte  ganz  schon  der  Reichs-  und 
Recht«ge»chicht«'  in.  Da^'e^'eu  tuinm'dteu  die  Staatsrer-htalehrer  ihr  neues 
Streitroß:  ndas  Rheiuhuuda-Stantj^rf'cUt-.  konatniierteji  mit  „juristischer 
Scharfe-  ^ouvertlnitäts-  und  ! 'un  lesrcchte,  priesen  die  neuen  iötaatsfor- 
iuen  als  die  eudliehe  Vei  w  jcklun;,'  h'inj/st  ersehnter  Ideal«*. 

Die  Toten  aber  reiten  schnell;  iler  „deutsche  Hund"  teirrnb  den 
Rheinbund  mit  >amt  feinem  Stjüitsrecht  —  und  als  Eichhorn  in  den  20er 
Jahren  nein  Werk  fortst't/.tv.  konnte  er  seine  ^IV.  Periode*'  der  deut- 
schen Reichs-  und  Rcohtsgeschichte  his  1816  erstrecken,  hin  /.nr  «inin- 
dang  des  deutäoheu  Bundes.  Das  Staatsrecht  aber  hatte  den  Rheinbund 
bereit«  vergessen  und  behandelte  eifrig  das  „deutsche  Bundes-Staata- 
recht**.  Letsterem  war  ein  volles  halbes  Jahrhundert  gegOunt  Gans 
gem&chlich  konnte  es  sdae  Systematik  und  sMue  juristischen  Konstruk- 
tionen ausbilden  und  haarklein  die  Grenze  swischen  Ffirsteu-SouTerfl- 
nitlt  und  Bundeegewalt  nachweisen.  Da  kam  das  Jahr  1866.  Das 
deutwhe  Bundes«Staatsrecht  verschwand  in  det  Versenkung.  Der  deutschen 
Bechtsgesehichte  aber  wuchs  ein  halbes  Jahrhundert  hinzu;  nun  schloß 
sie  die  IV.  Periode  mit  1806  und  begann  mit  diesem  Jalire  »die  neueste 
Zeit"  bis  zur  ('•rOndung  des  Norddeutschen  Bundes  1867»  während  au 
dem  Staatsrecht  dieses  letzteren  die  Staatsrechtslehrer  rasch  aammerten. 
£g  war  eb  provisorischer  Riegelbau,  den  man  leichten  Herzens  wieder 
abtrug,  nachdem  er  vier  Jahre  seine  Schuldigkeit  getan.  Wiihrend  nun 
im  neuen  Deutschen  Reiche  das  neue  deutsche  .Reichs-Staatsrecht"  üppig 
in  die  Halme  schiel>t  uud  Laband  seinen  ganzen  joristischeu  Scharfsinn 

26* 
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aufbietet,  um  uns  zu  Vjeweisen,  dali  die  Souveränität  dea  Deutechea 
H^»iche8  nicht  beim  Kaiser,  sondern  bei  der  üesumtheit  der  B  ind^^flr- 
nten  ruht;  ist  die  deutsche  ,,Rccbt8ge8chichte''  (m  die  ueue&te  nnri  ^in 
fai  hero  Bezeichnung)  bereits  an  der  Arbeit,  die  Periode  von  IHchS  iHtio 
ihren  trQheren  Perioden  or^^nigch  anan^liedem  (Siegel),  und  lirunner 
l&Bt  gar  «eine  ^IV.  Periode-»  die  „mit  dem  Auigauge  de»  15.  Jahrhun- 
derte beginnt«,  «in  der  Gründung  des  neuen  deutschen  Reiches  ihreu 
ofttargemAöen  AbtcUaB«  findetu 

Wfthrend  lo  die  Eeebfageeehiehte  ihren  Marintem  bis  1870  Ter« 
Mihob,  fllhlte  allerdinge  dae  Staatnecht  aach  lemeneiti  dae  Bedfirfniir 
iUekichaiieDd  anf  dij  Vefgangeoheit,  vom  eigenen  Standpunkte  eije 
Briloke  tu  leblagen  iwiecfaen  der  historiidien  EntwicUnng  nnd  denn 
gegeawirtigem  Beenltate.  Wenn  anch  die  Beehtogeechiohte  nach  der 
Verucherung  EichhomB  uichtü  anders  bezweckt,  als  n^ine  sichere  ge> 
•chichdiohe  Grundlage  für  dae  jetzt  bestehende  praktische  Recht"  n 
bieten :  so  ist  es  doch  bezeichnend,  daÜ  sich  das  Staatsrecht  nicht  damit 
begnügt,  sich  diese  Grundlage  von  den  Uistonkern  herstellen  zu  lassen, 
sondern  d  iH  es  ne<)en  den  selbständigen  Arbeiten  der  Historiker  in 
eigenen  ^ Kinleitungeu"  die  geLreheuc  (lestaltung  des  gegenwärtii^n 
Staates rt^L'ht 3  :iU8  dessen  historisrhetu  Werdeproze*'  zu  erlv.'nnen  sucht."» 
Dicse8  Bt'diirl'iiis  ties  ^tautarfcht»  int  leicht  erklflrlich,  wenn  nuin  bedenkt. 
dAÜ  für  dif  I{'"(  htsge.si  hic)ite  das  LiluiipÄtver<j;ancf^ne  den  j^rö'  ten  Rei* 
hat,  während  für  di  •  Zwecke  d -s  St  i  itsr.'chts  «^'erade  das  Nächät-  und 
Halbvergaugcne,  welches  die  Historiker  nur  kursoribck  zu  beliandriu 
lieben,  die  aUergröüte  Bedeutung  liaben  mti^.  Daraus  erklärt  sich  auch 
der  Unterschied  in  der  BeluuidluQg  des  histoiisehen  Werdeproseises  ia 
den  Bechtsgeschiciiteo  und  den  Einleitungen  ins  Staatsrecht  WBhiend 
letstero  die  Anfänge  und  das  Mittelalter  nur  flüchtig  berühren,  dagegea 
die  Keozeit  und  speiiell  das  18.  uad  19.  Jahrhundert  attsfUud.cher  dar- 
stellen:  verweilt  die  Becfat^geschichte  mit  Vorliebe,  wenn  nicht  soboa 
bei  den  Uranfängen  germanisohen  Rechtslebeas,  so  doch  beim  Mittel- 
alter, wihrend  sie  f&r  die  neuere  Entwicklung  meiit  nieht  die  rechts 
Stimmung  mitbringL 

Reichsg^cschlchte. 

Allgemein  versteht  man  heute  unter  Reichsgeschichte,  im 
Unterschiede  yon  der  politischen  Qeschiditd  eines  Staates,  jene 
Darstellung  der  Entwicklung  eines  Beiches,  welche  mit  Ans- 
Schluß  der  eigentlichen  Bechtsgeschichte,  d.  L  der  Geschichte 

*)  )tej   r    l  iaMtuag  Im  <l«ulselie  Stssltre«»  lSi4i  Schals«:  ElBletlMf  I» 
dM  dtuUcbe  SUaUrvebt  1887. 
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Pmai-  und  Strafreehts,  daa  Haupigefwicht  auf  die  aStaata- 
büdnng*  und  auf  die  EntwicUmig  des  »öfientlicben  Beehiea« 
legi,  alao  eine  Darstellimg,  die  man  sonst  auch  als  «Yerfassnngs- 
gsschiclite*  to  l)ezeiclmen  pflej^.    Die  belebende  Idee  einer 

solchen  Geschichte  kunii  oileiib  ir  keine  andere  sem  als  das,  was 
man  anch  als  die  .Staatsidee'*  bezeichnet,  wenn  man  dabei  an 
die  durch  einen  Staat  im  Laufe  seiner  Entwicklung  vollbrachte 
historische  Kulturarbeit,  an  die  durch  ihn  erfüllte  Angabe  oder, 
wie  das  auch  oft  genannt  wird,  an  seine  biatorische  ,]Mi88ion* 
denkt  Biese  oberste  Idee  eines  Staates,  die  sieb  in  seiner  Ter- 
fassnng,  wenigstens  nach  der  öffentlich-rechtlichen  Seite  hin, 
verkör]>ert,  ist  der  Natur  der  Sache  nach  in  dem  einen  Staate 
leRliter,  m  dem  anderen  schwerer  zu  erfassen.  Nehmen  wir 
z.  B.  einen  Staat,  der  ans  einer  Anzahl  disparater  Bestandteile 
im  Laufe  seiner  Geschiebte  es  zur  Bildung  einer  großen  ein- 
heitlichen Nationalitat  gebracht  hat:  so  wird  seine  Beichsge- 
«chichte  in  der  Darstellung  dieses  Entwicklungsganges,  insofern 
er  sich  in  der  Bechtsstellung  der  einzelnen  Teile  zu  einander, 
in  ihren  gotrenseitigen  Kämpfen  und  in  der  schließlichen  Her- 
stellung einer  einheitliclien  Verfassung  spiegelt,  bestehen. 

Von  einem  solchen  Standpunkte  aus  hatte  in  neuester  Zeit 
z.  B.  die  deutsche  Reichsgeschichte  eine  dankbare  Aufgabe  zu 
losen.  Von  der  Vielheit  und  ManuigMtigkeit  der  in  den  kges 
Barbarorum  zum  Ausdruck  gelangten  Stammeseigentttmlichkeitfin 
der  Tcrschiedenen  Bestandteile  des  deutschen  Volkes,  durch  die 
in  der  Verfassung  des  römischen  Beiches  deutscher  Kation  hin- 
durchschimmernde Einlieitstendenz  des  deutschen  ICaiscrtums  bis 
ituiu  Triumph  des  Partikulargeistt's  in  den  souverän  gewordenen 
Landeshoheiten  und  dann  wieder  zum  Siege  des  Einheitsgedankens 
in  dem  neuen  deutschen  Reiche  —  welch'  reicher  und  anziehender 
Sto^  tun  an  demselben  die  mit  der  Entwicklung  des  National- 
geisles  parallel  laufende  Entwicklung  des  öffentlichen  Bechtes 
und  der  Verfassung  darzustellen.  Kein  Wunder  denn  auch,  daß 
es  an  Bearbeitern  der  deutschen  Beicbsgeschichte  nicht  fehlte. 

SchwicrifTer  gestaltete  sich  die  Sache  in  Österreicli.  Wenn 
die  .Staatäidee"  das  belebende  Prinzip  einer  Reichsgeschiclite 
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bilden  soll,  dann  iat'»  leicht  zu  liejxrpifen,  daß  man  in  i\ter- 
roich  bis  in  die  neueste  Zeit  keine  fieichsgeschichte  besaß,  denn 
eine  solche  Staatsidee  zu  erfassen,  war  mitten  in  den  zenirifii- 
galen  Strömungen,  von  denen  die  Bestandteile  der  osteriei* 

chischen  Monarchie  getragen  waren,  nicht  leicht  möglich. 

Erst  in  neiipstor  Zeit  ist,  durch  di«*  endgültige  Eiusarguug 
des  zeutraiistibclieu  Systems  und  lieu  Sieg  des  föderalistischen 
Stuiitsgedaukons  eine  rege  Tätigkeit  auf  dem  Gebiete  der  öbter- 
reichiachen  Iteicb^ges^;hichte  bemerkbar  geworden. 

lö 8  te  rre  i  c |i  i 8c  h  e  R  n  i  e h  spj es  c h  i  ch  t e.*  IVr  vor  niclit 
lauj/o  verstorbfne  «^flohrte  (ira/cr  Professor  R  i  d  e  r  m  a  ii  ii  v« Tj-n^'htf 
in  seiner  unvollt'ndet  geblieUeiieu  ^Geschiiüitf  der  üsterroichigclien 
Bamtstaatsidee"  in  dfr  Kentruliatischen  Idee  tiue  Grundlafjfe  fHr  «nne 
öj>teirt'i<  liische  R(  iciisgosc}iichte  zu  schaffen.  Sein  Werk  scheiterte  lait 
dem  ."Scheitern  des  zentral iritisch-tjinheitlichen  ö^teireieliisciien  Verfk»« 
euugsexperimeutä. 

£nt  als  es  klar  wurde,  dal!  das  settimlistische  System  mit  seioer 
germamsleroiiclen  Tendens  keiae  Zukimft  in  Osterreich  habe,  weil  das- 
selbe mit  der  Freiheit  der  sam  Osierreiohisehen  Staate  Terbuadenen  Ns- 
tionen  imvereiabar  ist  und  daß  der  imTermÜdlich  einst  dQiduafBhrends 
„Ausgleich  der  Nationalitäten*  die  e^ntUche  Österreichische  Staatndee 
sei ;  dalt  der  allm&hlioh  seit  Jahrtausenden  sich  ▼oUsiehende  Zosainmen- 
8chluO  der  verschiedenen  Nationalitäten  gar  keinen  anderen  vernünftig 
Zweck  haben  könne,  als  jeder  derselben  eine  freie  und  unbehindert« 
En^ltuni^  ihrer  geisstigen  Ei<,'entüinlichkeiten  zu  ermöglichen:  dalj  daher 
nur  in  der  staatsrechtlichen  Entwiklung  auf  dieses  Ziel  hin  die  eia« 
zige  österreichische  Staatsidee  bestehen  könne:  da  begann  eine  grö- 
ßere Rep^sanikeit  atif  d»'m  (»eUieti'  der  (.-ferr«  !'  Tüschen  Reichsgescliich?'*. 
(Vgl.  ilul>«>r.  Osten-.  Reichsirearhiehte.  1.hv»5;  Luschiu  von  Ebtru- 
greuth,  (,)sterreichi>clie  I{eich8ge8<hiclite.  1805:  W  e  r  u  n  s  k  y,  '  ♦^t*''". 
reichieche  Reichs-  und  Rechtageachi»  hte,  iHyö ;  Öeidler,  StudkM  zur 
(jlt^ühichte  und  Dogmatik  des  Österreich i>chen  Staatarechts.  1895;  Guu*- 
p  1  ()  w  i  c  z,  <,>sterreichi8che  Reichsgeschichte,  1 89lj ;  ß  u  c  b.  lu  a  u  n,  Oater- 
reichische  Reichsgeschichte,  18*J6 ;  J.  Mauel,  Begriff,  Aufgabe  und  Dsr» 
Stellung  der  ftsterr.  Rechtsgeschichte,  Wien  18ü3.  Eine  österreidiisdie 
Reichsgeschichte  in  polnischer  Sprache  erschien  Ton  Oswald  Baiser}. 
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Drittes  Kapitel: 
Moderne  Bechtsordniiiifc* 

Kuiikrcio  Machtverhältnisse,  die  Kntwifklniicf  und  Erstarkuiig 
sittlicher  Ideen,  endlich  die  Fnrtscliritt*'  der  Xaturwisjsenschaft 
Qud  auch  neue  Theorieeu  Uber  liecht  uud  8taat,  das  alles  wirkt 
zQsamnien^  um  im  Sbuite  die  Rechtsordnung  immer  melu:  aus- 
zabüdea  und  zu  entwickehu  Da  diese  Rechtsordnung  die  Form 
ist,  in  welcher  das  Becht  in  Erscheinung  tritt;  das  Wesen  aber 
des  Bechts  in  einer  Abgrenzung  der  MachtsphSren  sozialer  Be- 
standteile des  Staates  besteht;  so  er^nht  sich  daraus,  daß  die 
R**i  htsordnung  aus  einer  Anzahl  Hh<4eMr«'ir/.ter  Maelitsphäreii  üich 
zusammensetzt,  iiiuerlialh  welcher  die  manniglacheii  sozialen  Be- 
standteile des  Staates,  Herrschende  und  Beherrschte,  iu  den 
Formen  des  Bechts  ihre  Macht  üben.  So  enthält  denn  die  moderne 
Rechtsordnung  zunächst  die  Organisation  der  Staatsgewalt  selbst) 
d.  h.  die  Einrichtung,  mittelst  welcher  die  herrschende  Gewalt 
ihre  Herrschaft  in  den  Formen  des  h'echts  übt  und  uhcIi  einge- 
tretener Teilung  der  ausHbendeu  Organe  der  Staatsgewalt  «Ue 
Festsetzung  der  Machtsphiiren  (Kom|>eteii7.en)  jeder  derselben. 
Sodann  enthält  die  Kechtsordnnng  die  Kechts.s))haren  der  mannig- 
fachen  im  Staate  anerkannten  Stände,  Klassen,  Gemeinschaften, 
Verbände,  Korporationen,  Gesellschaften,  Genossenschaften,  Ver- 
eme  und  wie  solche  soziale  Gruppen  und  Fersonenmehrheiten 
sonst  genannt  sein  mögen ;  endlich  die  Rechtssphäre  d(*s  Indivi- 
dnums  als  solchen,  sowohl  ge^entlber  der  Staatsgewalt,  wie  auch 
gegenüber  den  anderen  Individuen  und  den  im  Staate  hestohen- 
den  sozialen  Organisationen,  d.  i.  den  eben  erwähnten  sozialen 
Gruppen  und  Verbänden. 

Da  diese  die  Bechtsordnung  bildenden  Bechtssphären  ihrem 
Wesen  nach  Machtsphären  und  als  solche  je  nach  der  ver- 
schiodenen  Macht  ihrer  Träger  von  rerschiedener  Intensität  und 
Ausdeluiung  sind,  so  begründen  sie  gegenseitige  Abhängigkeiten 
in  Nebenordnung,  Lberordnung  und  Unterordnung.  Im  Gel>iete 
des  Kechts  drücken  sich  die  Abhängigkeiten  der  einen  Macht- 
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Sphäre  von  d^^r  andern  durch  die  jedem  Recht  eutsprec  htnide 
Pflicht  aus  uud  in  der  auügebüdeteu  Rechtsordnung  des  modernen 
Kulturstaat^  wird  angenommen,  daß  auch  dem  oberaten  Bachta 
des  Herrschers  auf  seine  Herrschaft  gewisse  Pfliehtan  gsgenftber 
dem  Staate  mtd  dem  Volke  entsprechen.  Diese  ABn«linM»  ist 
nmsomehr  begründet,  je  mehr  die  Bechtssfdiire  des  Yolkes  fie 
lorm  seiner  wirklichen  Muchisphäre  i<i  d.  Ii.  je  mehr  das  Recht 
des  Voikes  in  meiner  tiitsiichlichen  Macht  hegrüiidel  ist.  Wir 
wollen  nun  diese  Elemente  der  Kechtsordnung  im  iiiinzebeu 
betrachten. 

Die  Organisation  der  Staatsgewalt  ist  hentcntage  in  attsn 
konstitutionellen  Staaten  nach  dem  Schema  der  Dreiteilnng  dv- 

selben  in  Gesetzgebungs-,  Vollzug  -  und  richterliche  (lewalt  g»- 
Btalt':'t.  In  monarchischeu  Stiiaten  steht  formal  über  diesen  drei 
Gewalten  der  Monarch:  do\m  seine  Reclite  beziehen  sich  ;iuf  die 
Ausübung  aller  dieser  Gewalten  in  der  Weine,  daß  er  jede  der- 
selben EU  ilirer  Tätigkeit  ermächtigt  und  beruft,  und  hinwiedenm 
in  ihrer  Tätigkeit  hemmen  kann. 

Er  kann  durch  Gesetzesvorlagen  die  Tätigkeit  des  Patlir 
loments  in  einer  bestimmten  Bichtnng  in  Bewegung  setMo: 
kann  aher  aucli  <lurcli  Vcrwei«;erimg  der  Sanktion  jede  MB 
eigener  Initiative  <los  Parlament«  entepruugeue  Tätigkeit  wir- 
kungslos machen. 

In  dieser  Eigenschaft  als  Haupt  jeder  dieser  StaatsgewaltaHi 
in  dessen  Namen  jede  derselben  ge&bt  wird,  oder  ohne  dessen 
Zustimmung  sie  nicht  geübt  werden  kann  (&  B.  die  gesell- 
gellende),  wird  den  Monarchen  die  SouTeränitfit  oder  «Msdit- 
vollkommenheit«  zugeschrieben.  Es  ist  das  keine  wirkliche  ßgen* 
Schaft  —  denn  nuic  litvollkonimen  ist  kein  Mensch  -  sondern 
ein  Symbol  der  Allmacht  des  Staates  innerhalb  semer  (rrenzen. 
Daher  ändert  es  nichts  an  dem  ^'esen  und  der  Natur  des  Staates, 
wenn  in  Kepubliken  die  symbolische  Eigenschaft  nicht  dem 
Staatsoberhaupte,  sondern  der  Gesamtheit  des  Volkes  sngs- 
schrieben  wird. 

Die  zivilisatorische  Entwicklung  der  Monarchie  geht  Tom 
Despotismus  (Sultanat,  Cäsarismus),  wo  Staat  uud  Volk  nur  flir 
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ilen  Df»5?]>oten  und  seine  Günstlinge  da  zu  sein  scheinen,  bis 
zur  Stellung  des  konstdtutioiLellQiL  and  parlamentarischen  Mo- 
narchen, der  seine  oberste  staatliche  Funktion  im  Interesse  der 
Gesamtheit  ToUzieht  —  ohne  mit  seinem  persönlichen  Willen 

za  renommieren,  der,  wenn  er  nicht  der  Wille  seiner  gesetzlichen 
ßat<ji:e>)or  ist,  doch  nur  der  Wille  seiner  ungesetzlichen  Kamaniia 
(»Nebcnregierang*  wie  es  Bismurk  nanntej  sein  kunu. 

Bei  der  Ausübung  der  Gesetzgebung  wird  der  öffentlichen 
Meinnng  und  den  Wünschen  der  interessirten  Kreise  mittelst 
der  EinTemahme  ihrer  Fahrer  und  Notahein  in  Elnqneten  oder 
durch  Abfordemng  von  Gutachten  ihrer  autonomen  Yertretungeu 
immer  mehr  Bechnnug  getragen. 

Dii'  ausü})ende-  oder  Vollzugsgewiüt  (auch  Uegieniiiifsgowalt 
geuauut)  wird  iiuiiier  luelu  als  strenge  Aasiülu-uug  der  (Jesetze 
in  deren  Geist  und  iSiune  geübt,  wobei  die  gesamte  Üegierungs- 
gewalt  sich  auch  noch  einer  möglichst  unparteiischen  Verwal- 
tongagustiz  unterwirft»  um  den  Forderungen  der  ,  Rechtsstaats- 
Idee*  gerecht  zu  werden,  weldie  die  »unabhängige  Justiz* 
allein  für  ungenügend  erklarte,  die  Bechtsidee  im  Staate  m 
▼er wirklichen.  —  Nelien  der  im  Lichte  der  OÜ'entlichkeit  ar- 
beitenden Gesetzgebung.  Justiz  und  Verwaltung,  leistet  die 
Polizei  der  Justiz  sowohl,  wie  auch  der  Verwaltung  Hilfsdienste, 
die  aber,  da  sie  im  Oeheimen  vor  sich  gehen  und  daher  der 
Kontrolle  der  Öffentlichkeit  entbehren,  leicht  ausarten  und  von 
absoluten  Begiemngen  zu  unlauteren  Zwecken  mißbraucht  werden 
politische  Polizei*). 

Frfther  und  ungelfthr  bis  in  die  lütte  unseres  JahrhunderiB  be- 
aeiebnete  man  mit  dem  Worte  «Polikei*  die  StaatsTerwaltimg  über- 
lianpt.  In  dieser  allgemeinen  Bedeatung  hat  sich  das  Wort  noch  in 
den  sasBrnmeiigeBetien  Worten  OrtspoUzei,  Sanitfttopoli  i  Tagd-,  Fozit>, 
Bergpolizei  etc.  erhalten.  Heute  versteht  man  unter  Poliaei  nur  mehr 
diQeaige  Täti&^keit  staatlicher  oder  auch  autonomer  Organe,  welche 
einer?eitf!  die  Justiz  und  Verwaltung  in  Erforachung  der  ihnen  nötigen 
Tatsachen  unterstützen,  die  ihnen  nötigen  Informationen  sammeln  und 
lukommen  lassen,  and^^rersfit?  alle  Störungen  der  bestehenden  Rechts- 
ordnung, teils  präventiv,  teils  reprensiv  (wo  Gefahr  im  Verzuge)  besel- 
igen.  Ohne  diese  erforschende  pr&ventive  mid  aucii  repressive  T&tig« 
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keit  der  Polizei  kann  die  staatliche  Itechtaordnuii«,'  nicht  bestehen.  Ge- 
ini'inirt>fTilirli(  Ii  wird  die  Polizei  aber,  wenn  sie  diese  gesetzlichen  Gr*»!!- 
zeu  iUi'Tsrlireiteud,  verleumderiadi  und  prov(»katoritich  wird  (Ageutr 
provocateur»).  Dies«-  AuKurtniiL'  der  l'olizei  ist  eine  regelmäPige  H>  udeil- 
erstdipinung  des  Abnolutitoiau-  uaii  defjfenerierten  Cäsarismus.  Unter 
tyraniiischca  röniiseheu  (  üsareu,  den  Xeronen  und  Kaligula»,  blühte  da- 
DelAtorentimi^  dessen  lukratiTeB  Qeftchftit  es  war,  Majeatätsbeleidi^ngeu 
uisiueigen.  Wie  nie  savor,  h&afleii  sich  dunala  in  Horn  Majestltibe» 
leidiguugS'Prosesse.  In  Frankreich  fahrte  anter  Ludwig  XIV.  sein  Poli- 
zeichef Argenson  die  geheime  politische  Polizei  mit  Agent«  provocateoi» 
ein,  und  diese  letztere  Institution  ist  auch  von  Napoleon  I.  und  seinem 
Minister  Fouch6  benützt  worden.  Zahlreiche  Verbrechen  wurden  von 
solchen  Agents  angestiftet,  und  doch  nistete  sich  diese  Institution  seit- 
her in  Frankreich  so  ein,  daß  sogar  ein  republikanischer  Polismpiftfekt 
(Andrieux  187U  1881,  siehe  dessen  Memoiren)  sich  derselben  bediente. 
Daw  UidieilvoUe  der  Institution  der  Ai^eut^  pro vocateurs  liegt  aber  darin, 
daß  Hie  Schwacliköpfen  vcrbreeheriMche  Gedanken  suggerieren  und 
80  nicht  nur  Anstifter  von  Verbrechen,  sondern  Propagatoren  verbreche- 
rischer  Neisrunj^en  werden.  —  In  Preul'en  hat  die  geheime  „iiolitische 
Polizei"  -i  it  «lern  f'olizeimluister  Kamptz  dem  ,,De!uaL'-OL'-''nr!.'.  lier-'  1817), 
dem  Berlijier  l'«  li^eiinä^identen  Hiuekehley  (ISlSi.  «iami  m  <]eii  ROer 
Jahren  unter  (Irm  Minister  Pullkammer  \ih  lieut/.utage  »icli  iler  Ageuu 
provncat enr>  iii(li(iif,  wa><  selhntverstiiadlivh  \ ou  Zeit  zn  Zeit  srrot'e 
Skaudah.'  zur  l'ül'j;e  liat.  Dali  in  despotinchen  fc^taaten,  \*ne  in  RuLlland 
und  «h^r  Türkei,  die  politisclie  Geheimp'dizei  mit  allem,  was  drum  und 
dran,  in  hoher  Blüthe  steht,  ist  äelbstverstäudlich. 


Verbaiidsreciite  uud  ludividualrccliie. 

Die  gesetzmäl^ig  geregelte  Stellung  der  Gememschafteti^ 

Korporationen,  Verbände,  Vereine,  Gesellschaften  und  Genossen- 
schaften wird  als  Fordening  der  Freiheit,  weil  als  Schränke  und 
Einenguii;^  der  \\  illkiir  der  Staatsgewalt,  ein  Element  der  Koihu^j- 
ordnung  im  modernen  Kulturstaute.  Die  Organisation  dieser 
Verbände  wird  durch  ihr  Wesen  und  ihre  Zwecke  bestimmt 
Es  gibt  solche,  die  an  den  staatliehen  Aufgaben  mitarbeiten: 
das  sind  die  autonomen  » Gebietskörperschaften " :  Gemeindeo. 
Bezirke,  Provinzen,  Länder  etc.  Es  gibt  aber  freie  Vereine, 
welche  selbständige  Kultur-  und  \N'irtöcliaftszwecke  verfolgen. 
Ihnen  gewährt  der  moderne  Kulturstaat  die  Möglichkeit  dm' 
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fielätiguiig  durch  eiu  verfassungsmäßig  gefwährieistetes  Ver- 
reiusrecht,  das  freier  oder  engherziger  gefaßt  sf-ein  kann. 
Daneben  erheben  sich  als  mächtigste  soziale  Organisationen  die 
Kirchen-  und  Beli^ousgeeellschaften,  deren  Rechte  yom  Staate 

anerkannt  werden.  <la  sie  auf  dem  Gruude  moralischer  ßedürf- 
ßisi^e  der  Men.scheu  l»erulieu,  welche  der  Staat  als  solcher  xiicht 
befriedigeu  kann. 

Allen  diesen  sozialen  (Jestaltuugen  g^nü1)er  nimmt  der 
moderne  Staat  nicht  nur  selber  eine  souveräne  Stellung  ein  und 
ist  bemflht,  sie  unter  seiner  Suprematie  zu  erhalten:  sondern  er 
ist  auch  beflissen,  ihnen  gegenüber  das  Individuum  zu  schützen. 
Denn  iluriu  liegt  die  schwierigste  Antgahe  moderner  stantliclier 
Oesetzgehnng.  die  lleehtsspliären  t'in*'rseits  aller  Verhände  und 
Vereine  zu  respektiren,  andererseits  iiineu  die  Lbergriö'e  in  die 
Kechtssphäre  des  Individuums,  zu  denen  sie  ihrer  Natur  nach 
immer  lebhafte  Tendenz  zeigen,  unmöglich  zu  machen.  So  steht 
denn  derm  odeme  Staat  zugleich  als  Grenzhüter  da  zwischen  den 
sozialen  Organisationen,  die  er  nicht  entbehrlich  machen  kann^ 
und  dem  Individuum,  das  er  ilinen  nicht  preisgehen  darf.*) 

Die  Stellimg  des  Individmirus  im  Staate  ist  znolterst  he- 
stimmt  durch  den  Umstand,  oh  djiaselbe  Staatsangeliüriger  ist 
oder  Fremder.^)  Der  Fremde  wird  als  Mensch  geachtet,  geniellt 
als  solcher  den  Schutz  des  Privat-,  Straf-  und  auch  des  öffent- 
lichen Bechts:  kann  aber  a\if  politische  Hechte  keinen  Anspruch 
erheben.*')  Der  Staat8angeh(')rige  genieOt  unstreitig  eine  höhere 
Berechtigung,  da  er  nicht  nur  des  Schutzes,  sondern  in  ge- 
wissen Fällen  auch  der  Pflege  und  dauernden  Hilfe  des  Staates, 
beziehungsweise  der  eiii/.elnen  territorialen  Besümdteile  als  auto- 
nomer Verbände  teilhaftig  wird.  Als  aktiver  Staatsbürger,  wozu 
ein  gewisses  Alter,  Eigenherechtigung  und  eine  gesetzlich  uor- 
mirte  Ünbescholtenheit  gehört,  hat  der  Staatsangehörige,  doch 
meist  nur  in  seinem  Domizil  (Heimatsgemeinde),  Anspruch  auf 
politische  Rechte,  die  dem  Fremden  nicht  zustehen;  muB 
aber  auch  andererseits  Staatshürgerpflichten  erfüllen,  d.  h.  .solche 
teils  entgeltliche,  teils  unentgeltliche  Staatsdieuste  leisten,  zu 
welchen  die  Gesetze  alle  Staatsbürger  —  nach  Maßgabe  ge- 
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wisser  Qaalifiküiiuuen  —  verpflichteu.  Aach,  ist  der  Staatsan* 
gebdrige  vieler  kontinentaler  Staaten  in  seiner  Auswandenuig 
•durch  gewisse  Dienstpflichten  (im  Heere)  beschrankt^) 

Vor  lauter  «Gleichlieit  yor  dem  Gesetze«  übersieht  man  nur 
2Q  häufig  die  endlose  Ungleichheit,  die  sieb  aus  der  öffentlidb^ 
reclitlicheu  Stellung  im  Staate  für  (üe  Eiuzehieu  ertribt.  Als 
B^nspiel  diene:  die  Ungleicliheit  der  rechtlichen  Stellmiu  /.wisrhon 
Männern  und  Frauen.  Daß  dieselbe,  wie  alle  Ungleielilieit  im 
Staate  ihre  Quelle  in  der  Übermacht  des  «stärkeren  Geschlechtes* 
hatte,  unterliegt  keinem  Zweifel.  Daß  man  sie  hintendrein  auf 
der  ungleichen  Befähigung  der  Frauen  begründen  und  damit 
rechtfertigen  will,  ist  leicht  begreiflich,  weil  man  gewordenen 
sozialen  Tatsachen  immer  eine  moralische  Begründung  zu  geben 
bestrebt  ist.  Gewiß  taugen  die  Männer  fiir  viele  BeschäftiijTingen 
besser  wie  die  Frauen,  aber  iiir  Anni  so  \ie\e  die  Frauen  besser 
wie  die  Männer.  Mit  geistiger  Befähigung  hat  da.s  nichts  zu 
tun.  Ob  es  mehr  dumme  Frauen  gibt  als  dumme  Männer,  das 
ist  noch  sehr  fraglich;  sie  werden  sich  wohl  das  Gleichgewicht 
halten.  Wenn  man  auf  Unterricht  und  Bildung  des  weiblüshen 
Geschlechts  so  viel  Mtlhe  und  Opfer  Terwenden  wollte,  wie  auf 
die  der  Männer,  so  wären  letztere  von  den  ersteren  vielleicht 
bald  überflügelt.  Als  (iiuud  zu  einer  untergeordneten  ()ffent- 
lich-rt?chtlichen  Stellung  hat  dieses  Argument  der  geringeren 
Befilhigung  gerade  so  viel  Wert,  wie  der  vom  hl.  Ambrosius 
für  die  Herrschaft  des  Mannes  über  das  Weib  ang^Ührte  Gnmd 
nämlich:  weil  die  Frau  aus  der  Bippe  des  Mannes  geschaffan 
wurde.  Man  ist  eben  nie  verlegen  um  den  «moralischen*  Grund, 
wenn  Übermacht  die  Tatsache  geschaffen  hat.  Auf  der  o^anzt-n 
Linie  tobt  heute  der  Kampf  der  Frauen  um  ihre  ()Ü*eutlich- 
rechtliche  < Jleichstellung  mit  den  Männern;  in  vielen  Staaten 
haben  sie  bereits  (namentlich  die  aus  den  höheren  St^^ndeo) 
das  politische  Wahlrecht  erlangt  und  als  bedeutsames  Zeichen 
der  Zeit  darf  wohl  der  ge&fite  Beschluß  des  englischen  Unter* 
bauses  angesehen  werden,  wonacb  ihnen  dieses  Wahlrecht  ein- 
geräumt werden  solle. 
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Neuere  Schriftsteller,  zumeist  der  katlieder-sozialistischeii  Rieh- 
tunq' angehörend,  wie  Adolf  Wagner,  oder  auch  der  „ genösse aschafU- 
theoietlöchcn"  y'ichtun^',  wie  Uierke,  zeigten  die  Tendenz,  den  Staat 
nur  als  die  hö*  ht-tc  „(remeinscliaft  -  diesem  GattiingsbegrifF  auier^uord* 
nen  und  zw-ischun  ihm  nud  allen  andern  „Geliietskörperachaften**  und 
GOTneinnchatten  kernen  prinzipiellen  UnTer^chied  zuzugeben.  Sie  flber- 
•ebeu  dabei,  dal«  daa  cliarakteristiäohti  Merkmal  de^  Staates  die  Herr- 
•ohafb  ist,  die  bei  allen  andern  Gemeimchaften  wenigstens  der  urapraog- 
liebeB  Idee  nach  aielkt  eadatoi  Alle  andern  Gemeiniehaflen  entbabreB 
dfli  Zwanges  tob  ihrer  ßatatehnng  an  und,  wenn  sich  in  ihnen  eine 
Behmtchnng  des  Individanmt  beransbildet  (wie  in  maneben  Kirchen), 
m  iit  das  immer  siiBbrftuchlieh.  Allerding«  erfordert  das  Beatehen  aller 
Qemeinechaften  aoch  eine  hienoehiecbe  VerfaKongfVorBtftnde  nnd  Leiter, 
IMraktionen  nnd  Venraltongarftte.  Diew  letxteren  tragen  aber  in  allen 
Qemeinechaften  auPer  dem  Staate  nur  einen  durch  freie  Wahlen  über- 
tragenen temporiren  Vertretung»-  und  Dienstcharakter.  Man  denke  an 
die  ursprünglichen  Christengemeinden,  an  die  Bedeutung  der  Presbyte- 
rialverfaasnngen  vieler  Religionsgenoasenschaften,  an  den  Charakter  der 
Leitungen  und  Verwaltungen  aller  Gesellschaften  und  Genossenschaften. 
So  wie  ihr  I^rspmng  nicht  auf  Gewalt  und  Zwang  zurfickleitet,  so  ent- 
behren sie  des  dem  iStaate  eigentümlichen  Moments  der  Herrschaft.  Ks 
Hegt  nun  allenlings  jenen  modernen  GemeinHchaftü-  und  Gcuossenscbafts- 
tliPoneii  die  ideale  Teudt-nz  zu  Grunde,  dein  Staate  die  Gemeinschaft 
ale  sein  anzustrebendes  Ideal  entgegenzuhalten;  das  mag  ja  löblich  sein, 
uur  entspricht  et»  nicht  d^r  Wirkhchkeit.  Übrigens  zeigen  alle  Gemeiu- 
ßcli.iften  (mau  denke  an  die  Kirche)  und  auch  geaosseuöchaftliche  Orga- 
nisationen (z.  B.  die  moderneu  aosialdemokratischen)  die  Tendenz,  ea  dem 
Staate  naohstttnn  nnd  das  lndi?idaum  so  beherrsohen  nnd  den  Gegen- 
aatc  Ton  Hemcbern  nnd  Beberrachten  heraossnbilden.  Der  btaat  kommt 
heate  eehr  bänfig  in  die  Lage,  das  Individuum  vor  dem  Zwange  der 
Gemeinaebafto-Leitongen  an  aohfitsen,  a.  B.  vor  dem  Strafrec  t  der  Eirobe 
oder  in  witMsbafUicben  üeeellachaften  vor  der  Willkttr  nnd  tbermacht 
der  Leitnngen  nnd  Direktionen,  vor  dem  Zwange  der  Parteileitungen 
n.  i.  w«  Der  prinii^elle  Dnterachied  zwischen  dem  Staat  und  all  n  m- 
dem  Gemeinschaften  läßt  sich  nicht  hinwegdiaputieren,  auch  nicht  durch 
den  Hinweis  auf  Republiken. 

Die  Staatsangehdrigkeit  wird  in  der  Regel  erworben  durch  Geburt 
nnd  Abstammnng;  überdies  durch  längeren  Aufenthalt  und  Naturali- 
sation. Frauen  erwerben  die  Staatsauge  örigkeit  -^ucli  durch  Heirat 
eines  Staatsangehör.gen.  Die  Geburt  allein  ist  entöcheideud  bei  Findel- 
kindern- Kinder  von  Btaatsangehörigeu  l.li  ilun  Staatsangehörige,  auch 
wenn  sie  im  Ausland  geboren  werden,  so  lange  keine  Tatsaciie  eintritt, 
welche  sie  dieser  Staatsangehörigkeit  verlusag  macht,  z,  B.  Auäwaude- 
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rang  der  Eltern,  Expatriorung  durch  Erwerbung  einer  frcmdeu  Staati- 
bür£,'erschaf't.    Doch  ?st  die  (Jegetzfjt'bung  der  fin/.olnen  Staaten  mit 
Bexu«,'  auf  die  Wirknn-^  der  Geburt  utid  Abstammung  eine  sehr  verscbie- 
do!it',  ind<  iu  in  di  u  ritidi  Staaten  meitr  auf  die  Geburt,  in  andern  mein 
auf  lUe  A hslammuii;/  (iewicht  gelegt  wird.  In  Ländern,  die  noch  weaip 
bevölkert  sind,  und  di-r  Einwanderung  bedü'-fen.  erklärt  der  Gesetzgeber 
nicht  nur  jeden  im  L.mde  ^'eboreiien.  Bondem  oft  schon  jede.i.  der  sich 
kurise  Zeit  (auch  ein  Jahrl)  im  Luudi'  aufhält,  ab  Staatsbürger,  lu  den 
Vereinigten  Staaten  Nordamcrika's  gilt  jedes  Kind,  das  dort  geboren 
wird,  als  Bflrger  der  Union.  In  dem  nordameiikanische.i  Staate  Oliio 
genieBt  jeder  weiß«  Einwohner,  der  21  Jahre  alt  ist,  eine  Steneriahlt 
und  ein  Jahr  im  Staate  wohnt,  das  aktive  politische  Staatsbürgetrechi 
(Rflttiniann,  «Daa  nordamerikanische  Bondesstaaterecbt*'  I,  SS.)  In  aaden 
Staaten,  die  gut  beTöUcert  waren  nnd  kein  hesonderes  Interesse  an  der 
ErwOTbong  neuer  Staatsangehöriger  hatten«  wie  in  Frankreich  bis  in  die 
neueste  Zat,  wurden  nicht  nnr  Fremde,  die  in  Frankreich  geboren  und 
ansäüig  waren,  sondern  auch  solche,  die  seit  mehreren  Generationen  ia 
Frankreich  angesiedelt  Tvarou,  noch  immer  als  IVemde  behandelt  Eist 
als  in  neuester  Zeit  die  Bevölkerung  1  >  ankreichs  zu  stagnieren  und  ab- 
zunehmen begann,  erinnerte  man  sich  der  großen  Zahl  der  in  Fiank- 
reich  wohnenden  „falschen  Fremden*  und  ergreift  Mallr*^!7eln.  um  sie  zur 
iituralisatioii  zu  vfranlassen.  Zwischen  diesen  zwei  Extremen  bewegen 
»ich  die  (jcs«^tze  der  modernen  »Staaten  mit  Bezug  auf  Ei-wcrWuui:  der 
kStHatsaiii^»;hüri;^'keit  durch  »rcVnirt  und  A V)titaramun^'.  I>asselbe  gilt  vom 
])'unizil.    r»ald  ist  ein  längeres,  bald  nur  ein  kurzes  aU  Bedingung  der 
Erlangung  der  Stiatsaugeiiörigkeit  vorgeschrieben.    Auch  die  tormliche 
Naturalisatiou  (Erlangung  des  Indigenatsi  ist  bald  au  schwierigere,  bald 
an  leichtere  Bedingungen  geknüpft.  Auch  wir«l  in  einigen  Staati'u  swi- 
sehen  einfocher  und  „großer**  Naturalisation  unterschieden,  von  denen 
die  letatere  mehr  politische  Rechte  (auch  die  Wählbarkeit  au  öSentlichen 
Ämtern  undWOrden)  einrftnmt>  England  betraditet  jedes  auf  en^isebem 
Boden  geborene  Kind  als  su  England  gehörig:  ab^  auch  das  im  Aus- 
land geborene  Kind  eines  Engländers  (Natnralisationakt  1S70).  In  so* 
sammengesetaten  Staaten  ergeben  steh  mannigfoche  UnterscheidiiDgni 
zwischen  dem  Staatsbürgerrecht  eines  sogenannten  Gliedstaates  und  dem 
des  Gesamtstaat^^s.    In  l'ersonal-  oder  auch  Keal-Unionen  gibt  es  in  der 
Hegel  kein  gemeinsames  Bürgerrecht.    In  Staatenbünden  wie  Amerilra 
ist  je<ler  Bür^rer  ir«_rend  eines  Staates  der  Union  auch  Bürger  der  Uuioa 
Allerdings  behält  sich  da  die  L'nion  (in  den  Voroinigten  Staab^n  von 
Nordamerika  dor  Kongreß)  das  Hecht  der  Erteilung  der  Naturahsntion 
an  Auslilnder  vor.    Im  nt-non  Deutschen  Hrirh  i^t  jcd»>r  Bürger  eine« 
Gliedstaates  »»o  ips«'»  deutt^cht  r  Maatsbürj^er.  tloch  ist  es  noch  streitig, 
ob  mau  auch  auf  andern  Weg  zum  deutschen  Staat«bürgertum  gelangen 
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knnn,  als  durch  das  Uiir>:rorr<  (  lit  eines  Gliodstaat«».  In  üoichen  Stuafccn- 
üiinden  und  auch  in  ßuiideüstiiaten  kommt  daher  bt'/.ü^'licli  der  Sfcmts- 
ani^ehürijirkeit  ein  dreifaches  VerhäUni^<  in  l!etr;iclit:  mau  kauu  da  Aus- 
länd.T,  Öt^tsanffehRrifTpr  oder  «Buudesvei  .indLi-r-.  d.  h.  Augehörit^or 
dfs  Bundesstaates  oder  itiiateubundes,  oder  nnes  andern  Gliedstaatrs 
^ein,  wonach  die  ötFentlicb-rechtlichc  Stellung  auch  eine  dreifache  ißt. 

e)  In  allen  moderneu  Kulturstaaien  gilt  die  volle  Freizügigkeit 
imd  das  Annedlungsrecht  der  Staatsaugehörigen  auf  dem  ganxen  Staats- 
gebiete. Damit  ist  aach  das  Recht,  übenJl  Gewerbe  und  Handel  an 
treiben,  verbunden.  Auch  den  Fremden  gewähren  diese  {Staaten  Frei- 
aOgigkeit,  Andedlungtreclit  und  das  Recht,  Handel  und  Gewerbe  sn 
treiben,  in  letateiem  Falle  werden  die  AuslAnder  ebenso  besteuert  wie 
die  £inheimiichen,  ohne  daß  an  dieae  Steunleistung  politische  Rechte 
sieb  knttpfen  würden.  (In  Österreich  bildet  Triest  in  dieser  Beziehung 
eine  AuHuahme.) 

<ij  Dieae  Beschränkung  der  Auswanderung  durch  die  Militftrpflicht 
besteht  nur  in  Staaten  der  allgemeinon  Wehrpflicht  und  ist  eine  Folge 

des  auf  (Vio  Spitze  getriebenen  Militarismus  seit  dem  letzten  Viertel  des 
verflossenen  Jahrlmnderts.  Doch  bn\»f»ii  die  Regierungen  meist  das  Hecht, 
&nch  Militärpflichtigen  Auswanderungsbewilligungen  su  erteilen. 

Das  Völkerrecht. 

Weuu  nuiii  tatsächliche  Orji^uuisatioii  des  Stjiates,  die 
er  zur  ErreichuDg  seiner  Zwecke  im  luuern  errichtet  und  die 
der  Ausdruck  der  MachtTerhäitmsse  seiner  soziiden  Bestandteile 
ist,  Staatsrecht  nennt:  so  ist  es  auch  nicht  zu  verMrondem, 
daß  man  die  tatsächlichen  Formen  der  Beziehungen  von  Volk 
zu  Volk,  von  Staat  zu  Staat,  Völkerrecht  nennt.  Dieses 
Völkerrecht  nun  ist  in  gewissem  Sinne  ebensowenig^  Recht 
hIs  das  Staat,srecht,  weil  ihm  die  wesentlichsten  Mcrkinalo  dos 
liechts  fehlen.  Es  fehlt  ihm  nämlich  die  höhere  (iewult,  die 
kraft  ihrer  Autorität  das  Recht  als  (  Jesetz  verkündigt,  dessen 
Übung  Überwucht,  schützt  und  nötigenfalls  erzwingt.  E»  ist 
also  das  Völkerrecht  nur  der  Inbegriff  der  Formen,  die  tatsäch- 
lich im  friedlidien  Verkehr  der  Staaten  und  Völker  unterein- 
ander beobachtet  werden  —  wir  sagen  im  friedlichen  Ver- 
kehr, denn  mit  dem  Kriege  hören  gemeiniglich  auch  alle  ver- 
einbarten Formen  auf  und  au  ilire  Stelle  tritt  die  ruhe  Uewalt 
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—  bis  auf  einige  wenige  nnbedeateiide  Formen,  die  zwischen 
ziTÜisierten  Ydlkern  auch  dann  nodi  beobachtet  zu  werden 
pflegen* 

Das  Yölkerrecht  behauptete  nch  m  der  Wiseensdiaft  ähn- 
lich wie  das  Naturrecht.  Man  begründete  es  auf  eine  beliebige 
»höhere*  Idee,  am  liebsten  aul  die  Idee  .der  Menschheit"  und 
redete  es  sich  und  auch  Anflern  ein,  daß  ein  solches  „  Völker- 
recht *t  wie  mau  es  aus  dieser  Idee  ableitete,  bestehe.  Ward  es 
im  gegebenen  Falle  nicht  beobachtet,  dann  sagte  man,  »das 
Völkerrecht  sei  Terletzt  worden".  Nun  wird  aber  dieses  Völker- 
recht  regelmäßig  da,  wo  es  zur  Anwendung  kommen  sollte, 
immer  «verletzt*  —  was  die  ewig  fortdauernden  Kriege  be- 
weisen —  uud  bleibt  nur  unverletzt,  wo  es  nicht  zur  Anwen- 
dung zu  kummeri  l)raucht,  d.  h.  im  irieden,  auf  dem  Katheder 
und  im  Lehrbuch. 

Wenn  nun  die  Wirklichkeit  mit  der  Theorie,  die  Tntsache 
mit  dem  Lehrbegriflfe  koUidirt,  ist  die  Doktrin  bald  bereit,  die 
Schuld  auf  die  Wirklichkeit  zu  walzen  und  Moral  zu  predigen. 
Die  Wissenschaft  aber  sucht  die  Ursache  dieser  Nicbtüberein- 
stiranning  in  dem  fehlerhaften  Begriff  und  das  wollen  auch  wir 
hier  verbuchen. 

Beim  Privat-  wie  beim  Strafrecht  sahen  wir  die  Staatsge- 
walt als  die  höhere  Macht,  die  nicht  nur  dieses  Becht  verkündet, 
aondem  dasselbe  auch  schätzt  und  ndtigenMls  erzwingt  Beim 
Staatsrecht  ist  es  wieder  die  Staatsgewalt,  die  ihr  Verhältnis 
zu  den  sozialen  Bestandteilen  des  Staates  absolut  und  souTerin 
festsetzt;  ihr  Wille  wird  Recht,  denn  dieser  Wille  ruht  auf  ihrer 
Maclit.  Unter  dem  Drucke  dieser  Macht  vollzieht  sich  im  Staate 
die  Keciitsbildun^;  von  der  Tatsache  zur  Sittlichkeit,  von  der 
Sittlichkeit,  mit  Hille  d  t  im  Staate  allmächtigen  Staatsgewaltr 
zum  Becht.  Aber  die  Allmacht  der  Staatsgewalt  reicht  nur  bis 
an  die  Grenzen  des  Staates;  unter  wessen  Schutze  nun  soll  sidb 
die  Bechtsbildung  vollziehen,  die  über  die  Grenzen  des  einzelnen 
Staates  hinaus<^reifen  soll?  Bis  heute  gibt  es  keine  üacht,  die 
ein  solches  Recht  wirksam  verkünden,  es  sodann  schützen  und 
erzwingen  könnte.    Weil  es  aber  au  einer  solchen  Macht  bis 
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bentasatage  gebricht,  deswegen  isfc  auf  dem  Gebiete  des  söge- 

uaiLüten  Völkerrechts  die  Kechtsbildung  unmöglich  und  auch 
die  Spuren  einer  entstehenden  internationalen  sittlichen  Ord- 
nung sind  noch  sehr  schwach.  Wol  haben  die  Tatsachen  auch 
auf  diesem  Gebiete  eine  sitÜiche  Idee  geschaffen,  deren  Macht 
aber  ist  noch  zu  gering,  um  «of  die  internationalen  Verbält- 
nisBe  einen  entscheidenden  Einfluß  zu  üben.  Diese  Tatsachen 
aber  sind  die  Tatsachen  der  Geschichte.  Die  durch  sie  erzeugte 
sittliche  Idee  lebt  wohl  in  den  besseren  Schichten  der  zivili- 
sierten Völker,  doch  riugt  sie  bis  jetzt  nicht  nur  vergebens  iiuck 
Realisierung  in  einem  Kechte,  sie  kann  auch  als  Sittlich- 
keit die  internationalen  Verhältnisse  noch  nicht  beherrschen. 
Man  kann  also  heute  noch  erst  Ton  schwachen  Anfängen  einer 
Yolkermoral  sprechen;  von  einem  wirklichen  Völkerrecht 
kann  noch  gar  keine  Bede  sein.  Staatsvertrage  waren  freilich 
geeignet,  den  Ausgangspunkt  eines  solchen  Rechtes  zu  bilden: 
weau  nur  auch  die  höhere  Macht  da  wäre,  die  die  Erfüllung 
dieser  Verträge  svirksauj  iii »er wachen  krmnte.  Diese  Verträge 
werden  aber  nur  so  lange  gehalten,  als  es  eben  dem  einen  oder 
andern  Kompaziszenten  bequem  ist  und  beliebt  —  und  die  Ge- 
schichte dieser  Vertrage  ist  der  beste  Beweis,  da0  die  interna- 
tionalen Verhältnisse  kaum  erst  an  der  Schwelle  der  Sittlichkeit 
angelangt  sind,  daß  wir  uns  noch  gar  keine  deutliche  Vorstel- 
lung darül»er  iniiclien  künneu,  u\if  welche  Weise  dieselben  bis 
zur  R^chtsbildung,  bis  zu  einem  Völkerrechte  durchdringen 
könnten. 

Der  krieg. 

Ein  Buch  über  den  Staat  wäre  unvollständig,  wenn  man 
in  demselben  dem  Krieg  und  seiner  Bedeutung  fUr  den  Staat 
nicht  dnen  Platz  einräumen  würde.   Aus  der  Entstehung  und 

Entwicklung  des  Staates  kennen  wir  den  Krieg  als  ,  Vater  des 
Staates"  (TfoXijxoc  icarr|p  Tcavim)  und  inich  ui*  ^Melurer-'  des 
Staates.  Nun  aber  wächst  mit  steigender  Kultur  der  Alincheu 
vor  dem  Kri^e,  vor  dem  Massenmorde.  L'nsern  Weltteil  ins- 
besondere durchbraust  heute  der  Kuf  .Die  Waiffen  nieder — 
Friedenslignen,  internationale  Friedens-Kongresse  wurden  mit 
Ottmptowioz,  Allf.  StMtBncbt»  27 
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viel  Lärm  und  lieklame  iu  Szene  gesetzt  —  alle  Weh  versichert 
11)1(1  scliwört  hoch  und  heiliflj.  daß  mtm  sich  nur  um  deu  Frieden 
bemühe  —  Monarchen  werden  um  die  Wette  als  ^Frieden»- 
kaiser"  *,^efeiert  —  lauter  «Friedenskaiser"  gihts  heute  in  Europa, 
ToroQ  der  Einberufer  der  Haager  Friedens-Konferenz,  Zar  JS'iko- 
lau8  IL  und  doch  erliegen  die  Völker  unter  der  Last  der  Stenern 
zur  £hrlialtung  von  Millionen-Armeen.  Diese  seltsame  Erschei- 
ntmg  darf  wohl  nicht  unbeachtet  gelassen  werden. 

Hat  der  Krieg  seine  KoUe  ausgespielt  in  der  Welt  oder 
mindestens  in  , unserem  hochzivilisierten-  Weltteil?  Wenn  er 
ein  natürlicher  und  naturnotwendiger  Faktor  des  Geschichts- 
prosseeses  und  der  Staatenentwicklung  war,  so  wäre  ee  wohl 
naiT  zu  glauben,  daß  es  in  der  Macht  ^niger  »FHedenakaiBer* 
liegt,  diesen  Faktor  eines  Naturprozesses  eines  Morgens  aus  dem 
Mechanismus  der  somalen  Entmcklung  auszuschalten.  Diesem 
Olauben  und  Hoffen  sich  so  leicht  hinzugel)en,  überlassen  wir 
naiven  <  ieuiiitern.  Der  Krieg  hat  seine  naturgesetzliciie  Funk- 
tion in  der  sozialen  Entwicklung  noch  lange  nicht  i)eendigt  mh'I 
wird  sie  yielleicht  nie  ganz  beendigen  —  doch  ist  es  moglidb, 
daß  große  Gebiete  menschlicher  Kultur,  ganze  Staatensysteme 
nnd  Kuituj^emeinschaften  in  absehbarer  Zeit  —  befriedet 
werden. 

Eine  riclitigo  Auflassung  des  Krieges,  seines  Wesens  un^ 
seiner  Bedeutung  in  der  Entwicklung  der  Menschheit  -Uiiif 
mau  in  der  völkerrechtlichen  Literatur  bis  in  die  neueste  Zeit 
vergebens. 

Die  Naturrechtslehrer  (Puffendorf^  Thomasius,  Buddaus. 
Heinecdus,  Griebner)  betrachten  den  Krieg  als  einen  Rechtsstreit 
zwischen  Staaten;  einen  Beditsprozess,  der  mit  Wafl^  au^ge* 

fochten  werden  muß,  nachdem  es  keinen  Richter  üW  Staaten 
gibt.  Bei  ihnen  ist  der  Krieg  »mu  Koohtsmittel,  wie  etwa  eine 
Pfändung  oder  ein  anderer  Akt  der  Zwangsexekution.  Auch  die 
Vrdkerreditslehrer  (Kachel,  Textor,  Martens,  de  Yattel,  Klüber. 
J.  J.  Moser)  defuiiren  nur  den  äul3erlichen  Vorgang,  ohne  Wesen 
und  Bedeutung  desselben  zu  erfassen.  „Nadi  der  Vernunft*, 
sagt  J.  J.  Moser,  »heiOt  nur  Krieg,  wenn  ein  Souverän  seine 
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itewaliiiete  ^iannschuft  gebruuclit,  einem  andern  Souverän  oder 
den  seinigen  dadurch  Schaden  zuzufügen**. 

Neuere  Völkerrechtslehrer  begnügen  sich,  über  den  Krieg 
^k  notwendige  ultima  ratio  zu  lamentieren  und  rechtfertigen 
ihn  nur  ab  Reparation  einer  «BechtsrerletKung''.  Sie  bilden 
sich  was  drauf  ein,  daß  sie  den  bloß  «zweekmaßigen*  Krieg 
Terdammen.  -Niemals  werden  bloße  Gründe  des  politischen 
Nutzens^,  sagt  Heffter.  .oder  moralisch  gute  Zwecke  ohne  das 
Dasein  einer  bevorstehenden  oder  schon  zugefügten  Kechtsver« 
letsung  die  Ungerechtigkeit  eines  Krieges  beschönigen 
kdmien'^. 

Nur  vereinzelt  haben  Naturforscher  und  Soziologen  Ton 
emem  höheren  Standpunkt  den  Krieg  aufgefaßt,  Vor  allem 
Malthus.    .Eine   der  ersten   und  mächtigsten  Ursachen  des 

Krie^^,  sagt  er,  ,war  ohne  Zweifel  die  Unzulänglichkeit  des 
liiiiims  und  der  Xahnnig:  luul  wie  sehr  sich  aucli  die  Veriiält- 
insse  der  Menschheit  seit  ihrem  Beginn  umgewandelt  haben, 
derselbe  Umstand  wirkt  noch  heute  und  bringt,  wenn  auch  in 
geringerem  Maße  (?),  dieselben  hervor*.  Und  wenn  Darwin 
mit  seinem  «Kampf  um's  Dasein*  zunächst  nur  von  Gattungen 
der  pflanzlichen  und  animalischen  Organismen  zu  sprechen  sich 
den  Anschein  gibt,  so  folgt  dodi  ans  seiner  Lehre  mit  logischer 
Xütwendigkoit,  daß  Kriege  unter  Völkern  von  demselben  Natur- 
gesetze beherrscht  werden. 

Bei  einer  sohlion  Betrachtuug  entfällt  aber  von  selbst 
jedes  Kriterium  der  «Bechtmäßigkeit*  und  »Gerechtigkeit*,  nach 
welchem  Historiker  und  Yölkerrechtslehrer  Kriege  beurteilen; 
denn  bei  einer  solchen  Betrachtung  liegen  Kriege  eben  nicht  in 
der  Sphäre  des  Kechts,  nicht  m  der  Sphäre  der  staatlichen  Rech ts- 
"nlüuug,  sondern  in  derjenigen  des  sozialen  Natnrgeschehens, 
welche  den  Gegenstand  der  Geschichte  bildet  oder  mindestens 
zu  bilden  hat 

Eiueu  Versuch,  ein  „Hecht  ^um  Kriege"  zu  kouatniieren,  nmclite 
Heinrich  Rettich  iZur  Theorie  und  neschioht*'  des  Rpchtt  »  /.uni  Krieije 
1888),  aber  sein  „Recht  zum  Kriege**  liegt  eben  jenstitjs  all  un*!  jetlos 
Rechtes.  Rettich  sieht  in  dem  Kriege  einfach  einen  ^Akt  des  Verkehrs". 

27* 
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Wie  aller  Verkehr  ist  auch  „der  Kriej^  die  Folge  eines  menschlichen 
BedQrfniBteä  uud  sein  Zweck  ist  die  Belrimiiguag  dieses  Bedüiimsaes-. 
Nach  aeiiiea  Mcrkmaleu  definiert  Rettich  diesen  „kriegerischen  Verkehr" 
als  «den  gewaltsamen  Wettkampf  um  ein  gemeiniamea,  nar  dnich  ihii 
2Q  erlangendes  oder  zu  behauptendes  Strratolgekt*.  Pa  diese  Krieg« 
▼on  jeher  sieb  all  ^Kämpfe  swiscben  beliebigen,  duicb  die  Gemansam' 
keit  gewisser  Interessen  mehr  oder  weniger  test  gekitteten  Hehrheiteii* 
abspielen,  so  ist  in  obiger  DdSnition  noch  das  Merkmal  aufrunehnieii, 
da0  der  Krieg  ein  «Wettkampf  swiscben  organisierten  Mensobes* 
massen**  ist  Innerhalb  solcher  »organisierter  MenscbennuMBen* 
aber  muß  der  Krieg  als  „die  8chäiTsi<>  Negation  der  gemeinsameii 
Interessen**  einer  „Fliedens  und  RechtMrdnung'*  wdchen,  vir, 
wenn  sie  „innerhalb  eines  ganzen  aiif  eigenem  Territorium  verselbstiüi- 
digteu  Volkes"  statthat,  einen  Staat  nennen.  Der  Staat  ist  daüer  ein 
innerlich  befriedetes  Territorium,  Mit  <1er  Rt-t^nflndung  dieser  staatlichen 
Rechtsordnung  hört  aber  jener  „Verkehr"  zwischen  «organisierten  M'^n 
schcnmassen"  nicht  auf.  Er  spielt  sieh  weit-er  ab,  nur  außerhall  A'-s 
befriedeten  Territoriums,  d.  Ii.  zwischen  einem  und  dem  andern  Staate, 
die  doch  auch  nur  „organisierte  Mt-nschenmassen"  darstellen.  Die  Triel»- 
feder  bleibt  immer  dieselbe:  dab  Bedürfnis  nach  ii.iuju,  ^Nahrung  oiler 
XjUJlUS.  Der  Sieger  und  Eruberer  aber,  der  dou  feiudlichuu  Staat  nach 
unterwirft,  setzt  das  Werk  der  nl^efriedung"  fort,  indem  er  den  fremden 
Staat  annektiert  und  auf  denselben  die  eine  staatliobe  Rechtsofdunng 
aasdehnt. 

«Niemand  .  .  .  will  den  Krieg  um  des  Krieges  selbst  willen**,  «gt 
Kettiflh,  ,niobt  einmal  die  wildeste  Bestie  findet  im  bloßen  Morden  einen 
Kitsei  .  .  .  Der  Waffenberr  des  Mittelalters  erwarb  im  Kriege  seinen 
Lebensnnterbalt:  das  BedQrfnis  nacb  Nahrung,  Luxus  und  Arbeit  wsr 
es,  das  ihn  sum  Kriege  trieb,  es  war  ein  Akt  des  Verkehrs, 
wenn  er  seinen  Nachbar  bekftmpfte.  Wandelte  nun  der  Ver- 
kehr seine  Formen,  bot  er  auf  andere,  zumal  nicht  das  Risiko  des  eige- 
nen Lebens  fordernde  Weise  seinen  Sntjekten  Nahrung,  Luxus  und 
Zerstreuung,  dann  fiel  der  Krieg  von  selber  weg".  Auch  die  -mächtiger 
gewordenen  T«'rritorialherrpn,  nachdem  sie  die  Ränber  tinterworfen  un«i 
die  schwächereu  aus  der  Zahl  ilirer  Ebenbürtigen  mediatiaiert  hatten, 
waren  :inch  in  der  Lage,  eben  jenen  und  ihren  Nachkommen  die  Mö;:- 
lichkeit  iu  bieten,  ihren  Hedürfnisaen  auf  friedlichem  Wege  genug  z« 
tun  und  sie  solchermaßen  die  frühere  Lebensart  unschwer  vermissen  zu 
labseu".  Der  absolute  Folizeistaat  gab  ihnen  Beamtciistcilen  und  eis- 
trägliche  Würden :  die  stehenden  Ueere  zahlreiche  Militärposten.  « *  •  * 
Der  Zutritt  amm  Offisiersstand  und  dessen  fiinkflnfte  ward  öfters  som 
rechtlichen,  überall  aber  sum  &ktischen  Privileg  des  Adels".  Nunmehr 
richtete  sich  der  Krieg  gegen  die  selbetftndigen  Nachbarterritorien  — 
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bis  endlieh,  nachdem  Iftogsi  aehon  die  GroOen  die  Kleinen  veraehlnngen* 
Hatten,  der  OrOßte  auch  die  Grofien  Tenehlniig.  80  ward  DentKUand 
befriedet    ^Der  SchlnDstein,  den  unsere  Gweration  nach  Ungern  und 
«cbwerem  Ringen  ^eietzt,  ist  die  Verfassung  des  Deuteohen  Beiehee^. 

Lad  Slinlich  war  die  Entwicklung  in  den  „übrigen  Staaten  unserer  heu- 
tigen internationalen  Uechtsgemeinschaft**.  Sic  alle  gelangten  auf  dem- 
selben ^zum  pwigen  Frieden  iTüierlmlb  ihrer  Bereiche". 

Diese  Scliilderung  ist  vollkommen  richtig  ;  gezwung^-n  ist  nur  In  i 
Rettich  Jif  Art  und  Weise,  wie  er  diese  uatürlich»Mi  Vorgänge  in  eine 
KeeliUtonii»'!  bringen,  wie  er  ein  „Recht  zum  Kriege"  konstruieren  will. 

,Wie  aller  Verkehr",  sagt  er,  „so  ist  auch  die  KriitJnung  des 
kriegerischen  zunftchüt  auf  der  »Seit«  des  Urhebers  von  dem  Ergebnis  einer 
Reihe  von  Zweckwäßigkeiteberechnungen  abhängig,  welche  sich  im 
iUlgemeinen  anf  die  Abaicht  znrflckfflhren  laaaen,  durch  ihn 
dat  allgemeine  Wohlbefinden  su  Tergr5Bern*.  «Dieae 
Zweekmfißigkeitaerwfigungen  nun  .  .  .  gehören  offenbar  .  .  .  dem  Völ- 
kerrechte in  keiner  Weiae  an<*,  sondern  der  Politik.  »Lediglidi  daa 
eigene  Intereaae  iat  maOgebend  und  muß  ea  aein,  weil  und  ao  lange  die 
Veimntang  flir  dieaelbe  Politik  dea  Gegners  streitet«.  Daher  iat  »die 
Überzeugung  des  Staatea,  einen  fflr  aein  Wohl  nötigen 
Zweck  nur  anf  kriegerischem  Wege  erreichen  zu  kOnnen, 
der  steta  fort  gültige  Bechtstitel  (?)  zur  Erklärung  dea 
Kriegee***  Diese  Überzeugung  iat  —  das  Recht  tum  Kriege  (?) 
Xber  die  geschichtliche  Positirität  .  .  .  diesen  obersten,  daa 
Krieg>frecht  bis  heute  bestimmenden  Satzes"  kann  kein  Zweifel  sein  — 
•  bcn  weil  seine  historische  Positivität  außer  allen  Zweifel  ist,  ist  auch 
»«eine  sittliche'-.  Dieser  Satz  „verh-gt  den  Schwerpunkt  <h*r  Verantwor- 
tung für  den  leitenden  StaatHinann  in  den  Bereich  di  r  inneren  Tolitik 
und  verleiht  gerade  dureli  das  (Jebot  des  unverriickteii  und  bedingungs- 
losen Festhaltens  am  wohlverstandenen  eigfiien  Interesse,  welclip«  nach 
3laL'j^be  der  heutigen  Kultur  regelmäßig  im  Frieden  am  l>estcu  ge- 
deiht, eine  viel  intensivere  und  auverlässigere  Sicherung  gegen  frivole 
Kriege  auch  für  die  geaamte  internationale  Qemeinacliaft  heutiger  Ord- 
nung, ab  diea  die  lubtilen  und  TeraGhwommenen  Forderungen  mancher 
VOikerreehta-Bnthuaiaaten,  die  den  Boden  der  Tataaehen  Yerloxen  haben, 
auf  dem  idealen  und  aprioiiatieehen  Wege  einer  gegenaeitigen  Aufopferung 
and  internationalen  Braderlichkeit  jemala  an  erweiaen  TermOgen*. 

Wir  können  una  mit  der  ganzen  DarateUung  der  Motive  dea  Krie- 
ges, seiner  Bolle  in  der  Geschichte  der  staatlichen  Rechtsordnung  nnd 
in  den  internationalen  Verhftltniaaen  einverstanden  erklären :  nur  der 
gewaltsamen  Hineinawängang  einea  Naturvorgangea  in  eine  Rechts- 
kategorie können  wir  nicht  zustimmen.  Begnügen  wir  uns  damit,  daß, 
wie  dai  Bottich  richtig  nachweiet^  AllmähUg  internationale  „Ueohtige- 
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'memdnaeliaflen»,  aagen  wir  lieber  Kaltaigemeiiiecfaftflen,  eatatehen,  io 
deoen  naeheinander  gewisse  physische  und  moralinchc  Güter  beftiedet 
werden  —  deren  Befriedung  mit  den  Zwecken  des  Krieges  in  intern»' 
tionalen  KuIturKOnen  nicht  unvereinbar  ist  Ein  ^Recht  zam  Kriege-* 
können  wir  keineswegs  konstroieren  t  weil  der  Krieg  außerhalb  der  staai* 
liehen  Koehtsorrliuinor  und  außerhalb  dieser  Rechtsordnung  eben  das  — ' 
Jenseits  des  Rechts  liegt.  — 

In  Deutschland  begannen  die  Bestrebungen  fler  iTuien^u  Befn»- 
dung  «It's  staatliclieii  Territoriums  aaf  den  sogunanten  Kriedous- 
seh  wörtagen.  8u  liei;  Heinrich  IL  auf  einem  Landtag  in  Zürich  104 
alle  Anwesenden  scliworeu,  „ib-n  Frieden  7ai  schüueu  und  die  lUiube- 
reien  nicht  zu  begünstigen'*.  Eine  vollständige  Friedeusyereinbaruo^ 
brachte  1103  Heinrioh  IV.  in  Mains  m  Stande.  «Der  FHede  soll  bis 
Pfingsten  und  weiter  4  Jahre  gelten  and  beeondera  Eirohent  GeiaUiebe, 
HOnehe,  Nonnen,  Kauflente,  Juden  und  Frauen  aohirmen**.  FUedens- 
brach  coli  mit  dem  Verlost  einer  Hand  oder  der  Augen  bettmfl  werdso. 
Seit  1166  kommen  dann  die  großen  Landfinedenigeset«»  (1187  su  Nftm- 
beig,  1886  Friedrich  IL  su  Hains).  Immer  ist  es  in  erster  Linie  das 
persünliche  Interesse  des  Kaisers,  welches  den  inneren  Freden  zur  Ter* 
folgung  auswärtiger  Machtzwecko  erfordert.  Ebenso  beswe<^  der  ewige 
Laudfriede  Maximilians  I.  nichts  anders,  als  die  Hausinteressen,  welche 
den  Kaiser  leiteten,  su  fördern,  übrigens  verpönten  die  Friedenskoa* 
stitutionen  bis  zum  ewigen  Landfrieden  keineswegs  ein  für  alleraal  da« 
Fehdewesen,  sie  gestatteten  die  Fehde,  „wenn  anf  friedlichem  Wege, 
was  man  beanspruchte,  niclit  v,n  erreichen  war-.  Erst  lier  ewige  Laui^- 
friede  1495  verbot  alle  Feh«le  und  untersagte  all  und  jede  feelbathilfe. 
Ein  letztes  Verbot  von  Heichswegen  gegen  die  Privat  kriege  ist  im  west- 
phälischen  Frieden  enthalten.  Von  da  an  üben  das  Faustrecht  nur  noch 
die  mächtigeren  Keichsötände  iu  der  (iostült  des  Krieges.  Übrigens  war 
auch  jene  alte  Fehde  gleich  dem  modernen  Kriege  durch  Gesetze  gere« 
gelt  0enn  sowohl  die  ^comtÜfUio"-  gegen  die  NMordbrenner*  fosi 
dO.  Dezember  1187,  wie  die  Friedenskonstitationen  von  1225«  1290»  die 
goldene  Bulle  von  1366,  sie  enthalten  alle  gewisse  Bestimmungen  über 
Ansagen  und  Ausüben  der  Fehde.  Allerdings  bestimmten  sich  Xedvai 
und  £nde  des  Kampfes  gans  nach  dem  dnreh  die  Fehde  verfblgtsn 
Zwecke.  «War  Qrund  und  Boden  das  Streilobjekt,  so  verlor  es  der  Be> 
siegte;  waren  Ton  ihm  für  die  Zukunft  Besitsstürangen  su  f.'trchteu,  so 
▼erlor  er  das  Lelien  dasu  oder  wurde  gefangen  gehalten :  die  feindliche 
Burg  ging  in  Flmmen  auf,  wenn  ihre  Erhaltung  für  den  neuen  Be- 
sitzer nicht  zweckdienlich  war;  etwaige  gefEingene  Mannschaften  wurda 
iret,"'t€t  oder  für  den  Loskauf  aufbewahrt,  wenn  irgendwo  Lösegeld  zn 
erhotten  war;  gefangene  Weiber,  Kinder  etc.  wurden  benützt  umi  im 
Hau^ienste  Terweudet,  falls  der  Sieger  Bedörfois  dafür  hatte,  aadera- 
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waren  völlig  unbekannt*.  Von  rechtlichen  Vontelltingen  waren  die 
Parteien  nicht  befangen.  «Was  den  Ritter  bewog,  den  Kampf  xn  be- 
ginnen, oder  ttftnd  es  sonst  in  seiner  Wahl,  den  angebotenen  anfzTineh- 
men,  das  waren  muUUis  mutandis  gans  dieselben  Refiexioaeu,  durch  welche 
heute  etwa  der  Börsenspekalaut  auf  Hausse  oder  Baisse  zu  spekulieren 
?ich  bestimmen  läHt.  d.  h.  man  wog  die  Chancen  des  KrfoljTH^  ah  und 
w.ir  sich  dabei  weder  einer  rechtanftPijyen.  uo'-h  eiiu^r  nttn  ci  tmäCigen 
Handluu^  bewußt**.  Wo  -aWt  solchen  Treiben  ge^^'-  iiiib»  r  ilie  Suiatfge- 
walt  „freiwillip  oder  uufreiwüUj?  auf  dem  Standpunkte  liet»  Geheiilasseus 
sich  befindet",  onterliegi:.  offenbar  immer  der  Schwfichere.  ^Ini  modernen 
Riügcn  der  i'nvateu  um  den  Krwerb  ist  es  wesentlich  die  Masse  des 
Kapitals,  damals  war  es  die  Masse  der  Mannschaft,  die  .  .  .  den  Sieg 
Tcnchnffbe*.  Zwiaohen  Fehde  und  Spekulation  ut  kein  Untaraehied  der 
BeehtianJEuniiig,  sondern  nur  eine  Venohiedenheit  wirtechafUicber  Ver« 
btitaiaae;  —  •  •  .  .  hente  iit  der  Preis  des  Sieges  neues  Kapital  .  .  . 
wihrend  man  sieb  in  der  Fehde  um  Gnmd  and  Boden  samt  den  dasa 
gehörigen  Iieuten  eeUng  •  .  «Freilich  auch  die  kleinere  Beute»  Na- 
toxälien  aller  Art,  Kleinodien  etc^  wurde  nicht  Teraehmiht*  (Bettieh. 
VgL  Lagorgette:  Le  Bdle  de  In  Guerre,  1906.  wo  auch  die  neueste 
Idleratur  Aber  den  Krieg  eingehend  berflcdEsichtigt  ist.) 

Welt-Friedeiisbcstrebungen. 

Haben  etwa  angesichts  der  Tatsachen,  daß  der  Krieg  ein 
aUgewaltigeB  Natorgeschelien  ist,  allgemeine  Friedensbestrebungen 
Iseinen  Wert?  Das  konnte  man  nicht  behaupten.  Die  allge- 
meinen Friedensbestrebungen  sind  ihrem  Kerne  nach  Bestre- 

hnu'^eii,  eiuo  gegebene  Kulturgejueiust  huft  zu  befrieden.  Wenn 
sie  sich  in  -Weltfriedenplänen*  äußern,  so  ist  das  eine  ver- 
zeihliche und  l>r»<^reißiche  und  unschädliche  Überspanntheit.  Kr- 
folgreich  und  praktisch  können  diese  Bestrebungen  doch  nur 
werden  innerhalb  einer  gegebenen  Kulturgemeinschafb,  in  wel- 
cher sie  das  Zeugnis  ablegen,  daß  das  Bedflr&is  nach  Befrie- 
dung derselben  immer  allgemeiner  wird.  Tritt  einmal  dieses 
Bedürfnis  ein,  dann  wird  es  sich  auch  durchsetzen,  indem  die 
Friedenspropaganda  allmählich  die  noch  bestehenden  wirklichen 
üraaclien  der  Kriege  in  dieser  Kulturgemeiiischaft  entdecken 
md.  dieselben  zu  beseitigen  trachten  wird.  Es  ist  ja  nicht  ab- 
malen, warum^  wenn  einmal  die  Befriedung  großer  eoropäi- 
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scher  Gebiete  gelungen  ist,  es  nieht  gelingen  sollte,  znnSchst 

ganz  Europa  zu  befrieden. 

Diese  Bestrebungen  mui  also  zivilisatorisch  —  nnd  nicht 
aussichtslos.  Diese  Aufgabe  der  Zukunft  wird  aber  mit  der 
bloßen  Phrase  ^ Nieder  mit  den  Waffen*  und  eitlen  Kon^'reÖ- 
deklanifttionen  nicht  geldet:  sie  wird  gelöst  werden  unter  Mit- 
wirknng  ernster  wissenschaftlicher  Arbeit^  welche  nachweisen 
wird,  daß  zunSchst  in  einer  solchen  Knltargemeinschaftr  wie 
die  europäisclie,  Kriege  ein  yeraltetes  nnd  imawedönaliitfe- 
Mittel  sind,  die  wirklichen  Bednrt'msse  der  europäischeu  Völker 
m  befriedigen  und  die  Heuchelei  entlarven  wird,  welche  die 
stete  Kriegsbereitschaft  als  eine  (jaruntie  des  i'riedeus  darzu- 
stellen sucht,  wahrend  sich  unter  derselben  häufig  staviBtische 
Banbgelüsto  Mnes  nicht  mehr  zeitgemäßen  Casazismns  wber- 
gen.  (Vgl.  Siotto-Pintor:  L*  ideale  deUa  Face.  Boma  1900.) 

Vorderhand  aber  muß  man  noch  das  sogenannte  „Volker* 
recht-  als  außer  der  Sphäre  des  Rechtes  und  de?  Staates  imd 
bloß  in  der  Sphäre  der  Ciescliichte  liegend,  betrachten.  Man 
kann  sich  nämlich  zur  besseren  Veranschaulichung  die  sozialeu 
Verhältnisse  als  in  den  drei  Sphären  sich  bewegend  vorstellen, 
nämlich:  in  der.  Sphäre  der  Glesehichte,  des  Staates  und  des 
Bechtes.  Diese  drei  Sphären  sind  drei  konzentrischen  Ki«m 
vergleichbar,  deren  Mittelpunkt  der  Mensch  istr  deren  engster 
der  Rechtskreis,  der  weitere  der  Staatskreis  und  der  größte  der 
Kreis  der  Geschichte  ist.  Nur  im  engsten  dieser  Kreise,  mi 
Kechtskreise,  waltet  das  vom  Staate  verküudeie  und  treschütrte 
Recht  mit  absoluter  Macht  über  dem  I'linzelnen.  Dieser  muß 
sich  da  dem  Rechte  fügen  und  seine  Handlungen  können  mi 
sollen  mit  dem  Maßstabe  desselben  gemessen  werden.  Schon 
im  zweiten,  im  Staatskreise,  verliert  das  Becht  seine  unbedingte 
Macht.  Denn  der  Staat,  der  das  Becht  verkündet,  steht  sdbet 
ül)er  dem  Rechte;  das  Staatsrecht  ist  vom  i'nvat-  und  Straf- 
reolit.  wie  wir  j^rhou  sahen,  wesentlich  verschieden.  Der  v%iiit 
spiiclit  wohl  im  Staatsrecht  die  Normen  aus,  die  er  m  lieu 
♦"»flentlich-rechtlichen  V'erhältnissen  befolgen  will,  doch  kann 
ihn  im  Staate  Niemand  zu  dieser  Befolgung  zwingen,  da  er 
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hier  selbst  die  höchste  Macht  ist.  Dagegen  ist  in  dem  zvveit*iu, 
im  Staatskreise,  die  iSittlichkeit  eine  Macht,  mit  der  der  Staat 
reciiuen  muß.  Ungestraft  hat  noch  nie  eine  Staatsgewalt  die 
aittliche  Ordnung  verletzt,  die  öffentliche  Sittlichkeit  gebrochen. 

Wenn  also  auch  für  den  Staat  ala  aolchen  der  Malktab 
des  Rechtee  Tie!  zu  gering  ist  und  nicht  mehr  ausreicht,  du 
fftr  den  Staat  oft  das  ,  höhere  Staatsinteresse«  allein  maßgebend 
ist:  so  ist  es  wenigstens  ftlr  sdvilisierte  Staaten  bereits  als  fest- 
stehend zu  l^etraclitou,  daß  f»ich  der  Staat  der  „  öü'entlichen  Sitt- 
lichkeit- beugt  und  dieselbe  respektiert. 

In  dem  dritten  und  weitesten  Kreise  endlich,  im  Kreise  der 
Oeschidite,  da  gibt  es  kein  Becht  nnd  auch  die  Sittlichkeit  spielt 
in  den  internationalen  Beziehangen,  bis  jetzt,  nur  eine  sehr 
untergeordnete  Bolle.  Der  Egoismus  ist  da  die  einzige  Bicht- 
schnur  der  Handinngen  der  Staaten  und  Völker  und  es  wird 
keinem  Historiker  ciafalleu,  Staaten  nnd  Völker  deswejren  zu 
todein,  oder  ihre  Handliin«ron  mit  tleiu  Maßstab  des  Rechtes 
oder  der  Sittlichkeit  messen  zu  woUen.  Staaten  und  Völker 
halten  sich  bis  heutzutage  in  ihren  Beziehungen  zu  einander 
weder  an  Becht  noch  an  Sittlichkeit  gebunden.  Nicht  nur  das 
internationale  Becht,  sondern  auch  die  internationale  Moral  ge- 
hören mehr  der  Zukunft  als  der  Gegenwart  an;  der  Vergangen- 
heit aber  waren  sie  ganz  fremd,  das  lehrt  die  Geschichte. 

Recht  und  Staut. 

Nachdem  wir  nun  das  ganze  weite  Gebiet  des  Bechts  inso- 
feme  in  Betracht  gezogen  haben,  inwiefeme  es  mit  dem  Staate 
zusammenhängt:  wollen  wir  jetzt  auf  das  Verhältnis,  in  welchem 

das  Becht  als  solches  zum  Staate  steht,  und  auf  die  Katur 
dieses  Verhältnisses  näher  eini^ehen. 

Eine  Tatsache  dürfen  wir  als  ans  »iejii  \ Orhergeheudeii 
erwiesen  hinstellen,  nämlich,  daß  das  Kecht  dem  Staate  seine 
Existenz  yerdankt.  Und  zwar  nicht  nur  auf  diese  Weise,  daß 
der  Siaat  das  Becht  aus  einer  neutralen  Quelle  der  Sittlich- 
keit schöpfte,  um  es  im  Gesstz  zu  verkfinden:  sondern  daß  er 
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der  eigentliche  Erzeuger  des  Bechtee  ist,  da  jene  miTeruegbue 
Quelle  des  Rechtes,  die  SittUehMt,  nur  durch  das  sosiale  Zu« 
sammenwirken  aller  Bestandteile  des  Staates  an  dem  gemein- 

sameu  Kultur  werke  imterhalteu  wird^  niir  uus  dieser  gemeiu- 
sameu  sosdaleu  Arbeit  fließt  und  stets  neues  Becht  zu  Tage 
fordert 

Diese  eine  Tatsache  nun  ist  allem  Hechte  gemeinschaftlich» 
Ans  der  besonderen  Betrachtung  jedoch  der  einzelnen  Bechts- 
gebiete  ergibt  sich^  daß  das  eine  (z.  B.  das  AiTatrecht),  mit 
dem  Staate  als  einer  Organisation  der  Herrschaft  fast  in  gar 

keinem  Zu.summenliuuge  mehr  steht:  während  das  andere  (z.  B. 
öffentlic  Ins  lioelit)  mit  dem  Staate  als  solcher  <  h'traiiisatiou 
noch  tauseudiach  verknüpft  ist,  jede  ilntwickhmg  dieser  Orga- 
nisation mitmacht«  Ton  derselben  fortwährend  noch  beeinflaßt 
wird. 

Es  gibt  Gebiete  des  Bechts,  z«  B.  das  Eigentomsrecht,  auf 
die  der  Staat  heute  keinen  merkbaren  Einfluß  mehr  übt,  die 

abgesondert  von  ihm,  selbständig  dtistehen;  die  er  in  ihrer 
Selhstäiidigkt'it  respektieren  muß,  <lie  \uii  ihm  fast  schon  un- 
abliiiDgig  sind.  Ander  ■  '  i  'biete  hingegen,  z.  B.  das  Verwal- 
tnngsrecht,  stehen  noch  ganz  unter  seinem  Einflüsse,  er  arbeitet 
noch  an  ihnen,  formt  und  bildet  sie  t&glich  nach  seinen  mo- 
mentanen Bedür&issen  imd  es  beginnt  in  ihnen  —  kaum  eist 
das  Streben,  sich  von  ihm  unabhängig  zu  machen.") 

Wenn  wir  mm  von  dieeer  Seit?  die  Terschiedenen  Beehts* 
gebiete  betracliten,  wenn  wir  das  bald  entferntere  und  losere, 
bald  nähere  und  innigere  Verhältnis  (ler.sell)en  zum  Staate  mit 
ihrem  verschiedenen  Alter  vergleichen  (Eigentumsrecht  ist 
z.  B.  ohne  Zweifel  älter  als  Verwaltungs-  oder  Verfassuugsrecht); 
so  kommen  wir  zu  dem  Schlüsse,  daß  dem  Bechte  eine  Ten- 
denz innewohnt,  sich  von  seinem  Erzeuger,  dem  Staate,  immer 
mehr  loszulösen,  sich  von  dessen  Einflüsse  frei  zu  machen,  dem* 
selben  als  selbständige  Macht,  als  Rechtsidee,  entgegenzutreten. 

So  sehen  wir  z.  Ji.  wie  der  Staat  das  Uechtsiustitut  der 
Familie  schuf,  wie  es  anfangs  ein  mit  ihm  imiig  verliociiteues 
und  von  ihm  abhängiges  Bechtsinsütut  war.   Wie  steht  nun 
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aber  heate  die  Famüid  zam  Staat?  Sie  bildet  ein  von  ihm 

vollkommen  losgeltSstes ,  für  sich  selbständiges  Rechtsiustitut^ 
über  welches  der  Staat  jede,  wie  immer  geartete  Macht  verlo- 
ren hat. 

Der  Staat  kann  heute  auf  dem  Gebiete  des  Familieurechts 
Bicht  mehr  selbständig  schalten,  er  muß  sich  dieeem  Keohte 
ftigen;  er  kann  keinerlei,  wie  immer  geartete  Pririlegien  erteilen, 
die  das  FamiHenredit  Terletsen  würden;  er  kann  z.  B.  keinem 
Vater  ein  Privilegiimi  erteilen,  das  ihn  seiner  gesetadiGhen  Ya- 
terpflichten  eutbindeu  könnte,  oder  ilgl.*) 

EK)ensu  verhält  es  sich  luit  dem  fiochtmustitut  des  Eigen- 
tums. Ursprünglich  ganz  im  iieiiebeu  des  Staates  stehend,  hat 
es  sich  mit  der  Zeit  von  demselben  frei  gemacht  und  ist  zu 
ToUkommener  Selbständigkeit  gelangt.  Der  Staat  muß  heute 
das  Eigentum  so  respektieren,  wie  jeder  Einzelne;  dieses  Rechts« 
institut  ist  eine  selbständige  Macht  geworden,  die  der  Staat 
nicht  rerletzen  darf;  daher  seine  Entschädig  laig.^pilicht  bei  Ex- 
proprationen. 

Während  aber  solche  älteste  Rechtsinstitute  dem  Staate 
schon  so  ferne  stehen,  daß  mau  ihren  einstigen  Zusammenhang 
mit  ihm,  ihren  einstigen  öffentlich-rechtlichen  Ursprung  und 
Charakter  bereits  vergessen  hat,  spielen  sich '  gleichzeitig  vor 
unseren  Aiq^n  Yor^nge  ab«  die  uns  diesen  Prozeß  der  Los- 
löeung  des  Rechtes  Tom  Staate  ganz  klar  vor  Augen  1%hri>u. 

\\  ir  erwähnten  schon  des  Verwaltuugsreclits.  Xirg-Mids 
sehen  wir  es  so  klar  wie  auf  diesem  Gebiete,  wie  der  Staat 
zuerst  durch  seine  bloße  zweekbewußte  Tätigkeit,  durch  sein 
Handeln  eine  Sphäre  sittlichen  Bewußtseins  schaftt,  ans  der 
dich  mit  der  Zeit  einzelne  Bechtsgrnndsätze  herauskrystallisieren. 

Diese  Yerwaltungsrechts-Grundsätze  emanzipieren  sich  vom 
Staate,  gelungen  zu  einer  selbständigen  Konsolidierung  und 
treten  dem  Staate  selbständig  entgegen.    Ja,  noch  mehr!  sie 


*)  Allerdings  kommt  c»  noch  heute  v  r  KoIoniaIrei;ierungea  «la-i  Familieiirecht 

üt  den  Kuloatoo  im  latereMe  der  laerncheadeu  Nation  gestalten,  wie  z.  IL  lIoli»ndl  da» 
FMilkaneht  »iif  taine»  BaJawiMel»  betAgltdi  Adoption,  Ugitimatlon,  Kha  mit  Eivgebo- 
MMm  u,».  w.  andi  poUIUelMB  latBMMen  Ofdnat 
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verlangen  mit  der  Zeit  einen  Schutz  gegenüber  dem  Steate  und 
finden  denselben  in  besonderen  YerwaltuiigsgerichtehöfSen.  Dm- 
selbe  gilt  vom  Verfassungsrecht 

Wir  sehen  also,  die  IS'atur  des  Verhältnisses  des  liechts 
ztun  Striate  beruht  darauf,  daß  der  Staat  durch  seine  zweckbe* 
woBte  Tätigkeit,  die  allerdings  sogleich  als  nnimterbrochener 
Kampf  der  ihn  bildenden  sozialen  Bestandteile  sieh  darstellt» 
immer  neue  Sphären  der  Sittlichkeit  schafft,  aus  denen  dann 
das  Recht  hervorgeht.  Dieses  aber  strebt  nach  Selbständigkeit 
und  ü»abhän<?it?keit  vom  Staat.  Hat  es  einmal  diese  erlaugt, 
üo  gellt  seiu  Strel)en  noch  Wf*iter.  auf  Belierrsclniiig  de>?  Staat«?: 
es  will  den  Staat  unter  sein  Joch  beugen;  es  will  ihn,  dem 
OS  seine  Existenz  verdankte,  als  seinen  Erzenger  nicht  aner- 
kennen, im  G^nteil,  es  macht  für  sieh  selbst  die  Vaterschaft 
am  Staate  geltend. 

Mit  dieser  natürlichen  Tendenz  des  Rechts  liängt  es  zn- 
ttammPTi,  diili  die  Jurisprudenz  den  Stiiat  jiinstiscli  uuffiussen 
will;  denselben  juristisch  konstruiert,  aus  den  einfachen  Grund- 
sätzen des  Privatrechts  ihn  erklären  und  die  für  ihn  gflltigen 
Bechtssätze  deduzieren  will. 

Mit  dieser  natürlichen  Tendenz  des  Rechts,  die  sich  unbe- 
wußt der  Jurisprudenz  und  den  .Juristen  mitteilt,  bangt  es 
ferner  zusammen,  daß  diese  Letzteren,  Lehre  wie  Lehrer,  den 
Stjiat  gar  nicht  anders  begreifen  wollen  denn  als  eine  aus  dem 
Hecht  imd  seiner  Idee  sich  ergebende  Anstalt,  deren  Zweck 
durch  das  Recht  selbst  gegeben  und  vorgezeichnet  ist 

Aus  dieser  Auffassung  fließt  die  Definition  des  Staates  ab 
Rechtsstaat:  dieser  Auffassung  verdankt  das  , allfremeine 
Staatsrecht-,  als  ein  ^Inbegriti'  von  allgemeinen  KecUUsätzeü 
für  den  Staat'',  sein  Entstehen  und  seine  Existenz. 

Mit  der  richtigen  {Erkenntnis  der  Katnr  des  Staates  nnd 

des  Hechtes  und  ihres  gegejiseitigen  Verhältuisses,  muß  die  Pik« 
tinii  »l.'s  Höchts  Staates  als  einer  Anstalt,  deren  Zweck  le- 
<ligli€h  iu  der  Verwirklichung  des  Rechts  besieht:  muß  das 
«ülgemeine  oder  philosophische  Staatsrecht  als  Inbegriff  natur- 


Digitized  by  Google 


Recht  und  Öt^at. 


0 

429 


rechtlicher  Sätze  und  Begela  itlr  den  Stuat  zu  existieren 
aufhören. 

Möge  man  oueh  terner  den  übUehen  Ausdruck  beibehalten: 
diese  Bezeicbnung  darf  aber  zu  keiner  BegriffsTerwimmg  mehr 
Anlaß  geben. 

Das  allgemeine  Staatsrecht  enthält  keine  Hechtsregeln  fttr 
den  Staat,  wie  man  das  so  häufig  gluubte.  Das  allgemeine 
Staatsrecht  ist  kerne  juristische  Disziplin,  keine  Uechtslehrc.  son- 
dern eine  Wisseuschaft  vom  Staate.  Allerdings  erzeugt  der 
Staat  eine  Kechtsordnuug  und  hat  den  Berof^  sie  aufrechtzu- 
halten.  Doch  geht  er  in  dieser  Rechtsordnimg  nicht  auf.  In 
seiner  Natur  liegt  es,  unaufhörlich  neues  Recht  zu  erzeugen; 
die  bestehende  Rechtsordnimg  immer  weiter  zu  entwickeln  nach 
Maßgabe  immer  furtschreitender  nioiiscliliclior  Kultur.  Vom 
höheren  Stand]»unkte  der  (iescliiclite  l)etrachtot,  .sind  für  den 
Staat  Kecht  und  Kechtsordnung  nur  Mittel:  von  diesem  liöbe- 
ren  Standpunkte  aus  kann  einzig  und  allein  Entwicklung  immer 
höherer  Kultur  und  was  darin  inbegriffen  ist,  als  Aufgabe  des 
Staates  geltend) 

•)  Man  (lenke  nur  an  diu  turtwiihrendeu,  gruudstUrzendeu  Ände- 
rungen, die  in  der  Gegenwart  noch  aolclie  (iebiete  des  öffentlichen 
Recht«,  wie  z.  B.  das  Gewcrbereobt  erfahren.  Vor  nicht  lange  noch 
hensehte  das  Zunftrecht,  daui  pioUaimerie  der  Staat  Gewerbefireiheit, 
heute  kehrt  man  wieder  su  aUerhaad  Beachrftnkungen  des  Gewerbebetrieb« 
surUdE  und  die  Zeit  de«  Ezperimentieretis  kt  noch  lange  nicht  su  Ende, 
ffier  folgt  noch  die  Reehtsbildung  den  wecheehiden  Bedfirfhisaen  des  Staate«, 
wird  von  den  wechaehiden  Schieknlen  des  Kampfes  der  Parteien  und 
flooalen  Bestandteile  des  Staates  bedninOt,  ohne  su  einer  allseits  un- 
angefoehtenen  Selbstftndigkeit  und  Unabhängigkeit  vom  Staate  gelangen 
£U  können. 

I>)  Auch  die  neuesten  Bemdhungen  der  Juristen,  das  Wesen  des 
Rechts  zu  erklären,  &id  alle  fehlgeschlagen.  Der  Irrtum  liefet  witjdfr 
in  dem  umgekehrten  Weg,  den  sie  rinschla<^i'n,  vom  Ro(ht  zum  Staat, 
und  der  schon  in  der  ftuOern  Systematik  ihrer  Darstellungen  hervortritt. 
Jhorinf?  wandelt  in  seinem  „Zweck  im  Hecht"*  (1877)  die  Woj^o  dpr  idea- 
listischen Rechtsphilosophen,  wenn  auch  unter  „raonistisclu-i-*  Flaj^gr. 
^ Das  Recht  k.'unt  mir  eine  Quelle  den  Zweck-  1,.  XIII)  ist  eine 
Phras.'.  die  nichts  ^»rklärt,  und  im  ürunde  die  Trivialität  enthält,  dal! 
11»  der  Natur  nichta  zwecklos  geschieht   Aus  dieser  Quelle  läßt  Jheringr 
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zuerst  das  Kccht  entstehen«  welches,  „Bolanffe  es  den  l^taat  noch  mckt 
erreicht  hat,  in  die  Irre  geht"  (L,  306).  „Erst  im  Staate  hat  das  Recht 
WM  «  miehi:  die  Oberkemdiaft  Über  die  Gewalt*^.  Dm  «in 
die  Irre"  gehende,  den  «Staat  saebeade  Becht^  ist  eine  Phantaemagorie. 
Auch  Merkel  beginnt  seine  «Jaristische  EnqyUopfidie*  (1886)  mit  der 
Frage:  «was  ist  Becht?"  auf  die  er  keine  Antwort  gibt«  und  gelangt 
nach  Dantelinng  des  Rechts  snm  Staate,  den  er  als  »Trlger  der  Ord- 
nang»  in  welcber  die  Lebensgemeinsohaft  eines  Volkes  sich  Yerwirklicbt*, 
erUftrt.  Aber  wie  das  Recht  nur  im  Staate  und  durch  denselben,  im 
Kampfe  seiner  i^o/.i;lll'n  Beatandtoll»'  euteteht,  das  liat  er  nicht  geseigi 
Aach  Richard  Wallaschek  füllt  den  L  Band  seiner  «Studien  sor 
Rechtsphilosophie**  (1889)  mit  UnttTsuehungen  über  das  Recht  und  will 
von  da  aus  zu  der  in  einem  11.  Baude  abzuhandelnden  ^Staatslehre** 
gelangen.    Soin  (Iriindf^'edanke  ist  der:  menschliche  Oeist^^stätigkcit  «t« 
zeugt  in  ihrer  sukzessiven  KntwicVlunjr  die  auseinander  hervor^eht  iideu 
Gehietf  der  RWi^on,  Moral,  «l».^  Ifcchts  und  schliel'.licli  den  !<taat 
DiehQ  den  Öta;it  vorbfreiteiiden  Gt  bit  te  iRßt  Wjillaschek  in  <M?ier  »Ge- 
sellschafV  entst-  htMi,  die  er  nicht  näher  erklllrt.  dir  aber  otteubar  zu- 
nächst staatloü  ist.    Kohl  er  deliaiert  das  Reclit  als  ..dasjenige  Ver- 
iiunfber/eugnis,  welches  einer  je<ien  ludividualitüt  die  ihr  gebührende 
Sphäre  auweist  und  es  dadurch  ermöglicht,  daß  die  IndiTiduaUtAten  in 
gedeihlichen  Einiel-  und  Wechselverkehr  die  Zweeke  des  Temllnftigea 
Daseins  erflUlen**.  (Das  Recht  als  Kttltttrerscbeinung  1885.)  Der  yenUente 
Bechtslehrer  und  gelehrte  Rechtshistoriker  ist  bekanntlich  aoch  Dichter* 
Man  wftre  ▼ersucht,  seine  obige  Definition  des  Rechte  flir  eine  poetische 
Vision  2U  halten.  Denn  sehen  wir  ab  davon,  ob  man  das  Rechte  das 
immer  und  flbeiall  das  Resultat  des  Kampfes  wiederstreitender  Interessen 
ist|  als  ein  Vemunfterzeugnis  bezeichnen  kann:  haben  aber  je  und  ir- 
gendwo  die  von  Kohler  dem  Recht  zug^chriobenen  Merkmale  auf  ein 
Becht  gepa'jt?  Ist  wirklich  nur  daap  nige  «Vernunfterzeuguis-  Recht, 
welches  ..einer  jeden  Individualität  die  ihr  gebührende  SphtLre  an* 
weist"  und  dadurch  den  Individualitftten  es  ermöglicht,  ..die  Zwecke  des 
vernünftigen  Dasein»«  /.n  erfüllen"?  Wo  {^alt  ikhIi  je  ein  solches  Recht? 
Anf  fler  Insel  Utopia  vielleicht?  Oder  wollte  K  .hier  satyri^^ch  sein?  Sagt 
er  doch  selber  ganz  richtig  in  derselben  Schrift   S.  23),  das  Recht  sei 
-nichts  Stabiles-,  daü  es  vielmehr  „eine  ständige  >iutwicklunir  autweist, 
ein  s^taiidi^'i  s  Auf-  und  Abstreben,  ein  »tSndiges  Fluten  der  Ideen,  wo 
tiine  Welle  die  andere  drängt,  und  wo  Kronoß  seine  eigenen  Kinder  ver- 
zehrt".   iS'un,  wie  reimt  sich  das  mit  der  obigen  Definition?  Sollte  ein 
..Vemunfterseiignis,    das  jeder    Individualität   seine  gebühren lie 
Sphftre  anweist**,  so  lalnl  und  so  epbemwseuif  und  in  all  dem  ewigen 
Flusse  sollte  es  immer  nVernunfterseugnis  bleiben,  das  jeder  IndiTidoa- 
htät  seine  gebührende  Sphftre  anweist«?  Zu  den  dem  Recht  sugeschrie- 
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hpnen  Kobk-r  achen  Merkmalen  de»  tjwij^en  Wechsels  und  ewipen  Flusse* 
piui  vielmehr  eine  andere  De£mtiou,  niiuüicii,  dali  daa  Reckt  die 
aii^etoch teile  und  heiianui^tritteue  Grenze  sei  der  Machiübung  sozialer 
BeäUudteile  im  Staate. 


Viertes  Kapitel. 

Systematik  der  Staats-  and  Iteehtswissenschaften* 

Die  unrichtige  Aoffamoog  des  Verlifiltnisses  der  Becbts- 

wissenschuft  zur  Stuatswisseuschaft  ist  unter  anderem  auch  die 
Toljye  des  Mangels  euuT  wisseuschaftlich  begründeten  Systematik 
der  Staatswisaeuschaften  Uberhaupt.  Denn  nur  aus  einer  solchen 
Systematik  kann  sich  di  •  richtige  Stellung  der  Rechtswissen- 
schaft und  ihrer  Terschiedenen  Zweige  zu  der  Staatewissenschaft 
eigeben.  Man  ist  nicht  nur  vielfach  darüber  nicht  einig,  was 
zur  Staaiswissenschaft  gehöre  und  was  außerhalb  ihres  Kähmens 
&lle,  sondern  man  kann  sich  auch  über  eine  feste  Terminolo- 
gie für  die  einzelnen  Zweige  derselben  noch  immer  nicht  einigen. 

Die  Ursache  dieser  Erscheinung  liegt  ohne  Zweifel  in  der 
Tureife  der  AVlssenachaft  selbst,  in  der  Unklarheit  der  Begriffe 
über  die  Staatswissenschafl  und  ihre  Zweige.  Es  empfielilt  sich 
daher  eine  Orientierung  zu  versuchen,  eine  Klärung  der  Be- 
griffe anzustreben. 

Ein  Yersnch,  zu  einer  festen  Systematik  der  Staatswissen- 
schafteu  zu  gelangen,  kaiiii  auf  doppeltem  Wege  gemacht  werden. 
Erstens  indem  man  die  oin/.eliien  Disziplinen  in  ihrer  ^oschirlit- 
lichen  Aufeiuaudorfolge  nachweist  und  so  ein  chronologiscli  rre- 
ordnetes  System  der  stiiatswissenschaftlichen  Disziplinen  erhält; 
zweitens  indem  man  dieselben  logisch  ordnet,  von  den  allge- 
meinsten und  allgemeineren  zu  den  speziellen  und  speziellsten 
Torschrdtend.  Wir  wollen  es  auf  beiden  obigen  Wegen  ver- 
suchen. 

Historisch  betrachtet  nuu  ist  das  positive  Recht  und 
zwar  zuerst  privates  und  öffentliches  vermischt,  die  erste  Tat- 
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Sache  und  die  Kenntnis  desselben  der  Anfang  aller  Jnrispra- 

denz.  Später,  allerdings  schon  in  Rom,  unterscheidet  mau 
das  jus  jiriviitiim  vom  jus  publicum.  Dafj[e|^eii  kannten  schou 
die  Griechen  eine  Philosophie  sowohl  des  liechts  wie  des  Stuates. 

Bis  auf  die  Kömer  also  verzeichnen  wir  folgende  staats- 
wissenschafliliclie  Disziplinen:  FriTafcrecht,  öffentUcbee  fiecht. 
Rechte-  und  Staatsphilosopliie.  In  welches  Verhältnis  trat  diese 
letztere  zu  den  ersteren?  Die  Bechts-  nnd  Staatsphilosophie  war 
vorerst  eine  Betrachtung  und  Analyse  des  privaten  und  «»rteut- 
lielien  iieehtes  und  sodann  ein  Nachdenken  und  Keflektiereu 
darüber:  welche  Staatsverfassung  die  beste,  welches  liecht  ds» 
bessere  oder  wie  Kecht  und  Staat  umzugestalten  seien,  damit 
sie  besser  werden?  Mit  einem  Worte,  die  antike  Staatsphilo- 
sophie  nahm  dem  Staate  gegenüber  einen  snl^ektiven  ütilitats* 
standpuiüct  ein;  sie  betrachtete  denselben  ans  dem  Gesichts» 
punkte  der  Zweckmäßigkeit  mit  der  klar  ausgesprochenen  Ab- 
sicht, an  Stelle  def*  bestehenden  einen  bessereu  zu  setzeu. 

Diese  Tendenz  begann  schon  lange  Nor  Fiato,  erreichte  in 
Platoe  „Kepublik"  den  prägnantesten  Ausdruck,  währte  da» 
ganze  Mittelalter  hindurch  nnd  fährte  in  der  Neuzeit  zu  den 
n Utopien*,  welche  nichts  Anderes  sind,  als  die  dem  positim 
Recht 3  nnd  Staate  entgegengehaltenen  subjektiven  Ideale. 

Wir  sahen  es  oben  (2.  Kap.),  wie  mit  der  Entwicklung  der 
Staats-  und  Kechtsverhältnisse  die  \\  issenschaft:  des  ]>ositiveii 
Rechts  sich  in  mannigfache  Disziplinen  spezialisierte:  zum  l'ri- 
vat-  und  ötfentlichen  Kecht  kam  Straf-  und  Völkerrecht,  Zivil- 
nnd  Straiprozeß.  Nun  bemächtigte  sich  die  philosoplüscbe 
Betrachtung  dieses  machtig  angewachsenen  Stoffes  und  bear- 
beitete denselben  immer  von  Neuem  in  „Bechts-  und  Staate» 
Philosophien«  oder  auch  im  sogenannten  , Naturrecht'.  (Siehe 
oben  S.  13.) 

Diese  Hearheitungen  unterscheiden  sieh  wesentlich  vou  der 
antiken  iiechts-  und  Staatsphilosophie  durch  eine  entschieden 
ideale  Richtung,  oder  um  deutlicher  zu  sein,  durch  das  Be- 
gründen allea  Bechts  und  auch  des  Staats  auf  aphoriachen 
Ideen  (S.  372).   Man  ging  nämlich  jetzt  nicht  mehr  so  ofien 
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wie  im  Altertum  auf  das  Zweckmäßige  und  Nützliche  aus;  man 
ließ  sich  nicht  mehr  so  direkfc  von  der  Frage  nach  der  besten 
Staaisrerfassnng,  nach  dem  besten  Beditasartande  beherrschen: 
8ondeni  man  sachte  in  dem  positiTen  Material  , Ideen«'  auf  und 

sich  den  Anschein,  nach  diesen  dort  ^j^efuudeneu  Ideen  das 
pmiitive  Material  zu  urdnen  und  weiter  zu  liilde».  Wie  es  nun 
damit  bestellt  war.  haben  wir  ohpn  fS,  )]7'2)  ausgeführt. 

In  dem  Maße,  wie  sich  aus  dem  mittelalterlichen  Stmit  der 
moderne  Kultorstaat  mit  seinen  vielumiassenden  Aufgaben  her«- 
«nsarbeitete:  bemächtigte  sich  die  Wissenschaft  dieser  einzelnen 
siaatiichen  Aufgaben  und  es  entstanden  auf  diese  Weise  eine 
ganze  Beihe  von  «Staatswissenschaffcen*,  die  weder  mit  dem 
Privat-  noch  mit  dem  ötieiitlicheii  Rechte  etwas  zu  tuu  hatten, 
deren  Gegenstände  aber  uicliisdestoweniijer  de»  Staat  betrafen. 

In  erster  Reihe  ist  hier  die  „Volkswirtschaft**  oder 
.Xatiou alökonoraie**  zu  erwähnen.  Sie  wurde  schon  sehr 
frohe  als  eine  der  wichtigsten  Staatswissenschaften  dem  Systeme 
der  , Rechts-  und  Staatswissenschaften*  einrerleibt  (z.  B.  in 
Bottek's  Vemunffcrecht  (1830);  in  K  S.  Zachariä's  40  Bü- 
dem  vom  Staate  (1820—1832)  u.  s.  w.») 

Als  dein  modemen  Kulturstnate  die  Idee  der  , Verwaltung* 
aufging,  gestaltete  sich  die  Bearheituuü;  des  entsprechenden  po- 
ätiven  Materials  der  einstigen  »Polizeiwissenschaft-,  deren 
letzter  Vertreter  Mohl  war,  zu  einer  «Verwaltungslehre*, 
ab  deren  wissenschaftlichen  Begrttnder  man  wohl  Lorenz 
Stein  (»Handbuch  der  Yerwaltungslehre*  ansehen  muß.) 

Noch  eine  andere  Staatswissettsehaftt  die  .Statistik'',  ver- 
dankt der  neueren  Zeit  ilne  l^iitstehung.  Sie  steht  zum  Staate 
in  doppeltem  Verliältius.  Hiunial,  indem  sie  ihu  seli)st.  seine 
Bestandteile  und  wirtschaftlichen  Hilfsquellen  zum  Gegenstande 
hat,  acweitens  insoferne  sie  für  ihn  eine  unentbehrliche  Hilfs- 
wiBsensdbaft  geworden  ist.  Mit  doppeltem  Hechte  also  wurde  die 
Statistik  den  Staatswissenschaften  beigezahlt. 

War  man  einmal  auf  dem  Wege,  alles,  was  den  Staat  oder 
eine  wichtige  Seite  des  Staatslebeiis  mm  Gegenstände  hatte  und 
andererseits,  was  ftir  den  Staat,  seine  Verwaltung  und  Regie- 
Gamplowicz,  Allg.  Staatsrecht.  28 
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rung  von  A\'i(litigkeit  war,  unter  die  .Stuatswissenschaft^n* 
aufzunehjueu,  .so  mulite  der  Kreis  derselbeu  unauf  iiüriich  wachseiL 
Und  80  sehen  wir  denn  aufier  Volkswirtschaft  and  Statistik 
nach  einander:  Finanzwiasenachaft,  Bevölkenrngawiflaenacbaft 
(Popnlationistik),  Geeellacbafliswiaaensdiaft  unter  die  Stasla- 
Wissenschaften  anf genommen.  Ja!  die  Staatslehrer  ziehen  auch 
ohne  viel  Federlesens  die  Erziehung«-  nnd  ünterrichtewissen- 
seliaft  (Pädagogik),  <  le.Miufllieitsweseu  (Hygiene),  Eisenbahn-, 
Post  uud  Telegraphen-,  oder  mit  einem  \\'orte  Kommunika- 
tionaweseu  und  ähnliche  Dinge  in  den  Bereich  ihrer  üetrach- 
tongen  und  .Systeme'*. 

Angesichts  solcher  Erscheinungen  kann  es  nicht  Wunder 
nehmen,  daß  mit  den  ins  Unbestimmte  erweiterten  Grenzen  der 
Staatswissenschaften  der  Begriff  derselben  jede  Priziaion  ein- 
büßte. Wollen  wir  uns  nun  uui'  diesem  weiten  Felde  orientieren, 
so  müssen  wir  zuerst  die  Kechts-  von  den  Staatswisseusclialton 
sondern.  L  Uor  positives  Kecht,  seine  Teile,  seine  Geschichte, 
kann  die  Terminologie  nicht  zweifelhaft  sein.  Die  Schwierig* 
keit  beginnt  beim  « Naturrecht "  und  der  .Bechtsphilosophie*, 
welche  zwei  Bezeichnungen  oft  yerwechselt  und  f&r  einander 
gebraucht  werden.  Nun  kann  man  glückHcfaerwdse  die  erstflce 
Benennung  ganz  ad  acta  legen:  das  , Naturrecht "  wird  hoffent- 
lich nur  mehr  eine  litenirgescliichtliche  Bedeutung  haben,  ßleibi 
also  die  Kechtsphilosophie.  Der  BegriÜ'  derselben  sollte  nicht 
zweifelhaft  sein. 

Die  Wissenschafti  welche  die  Erscheinung  des  positiTSB 
Bechts  Tom  allgemeinen  wissenschaftlichen  Standpunkt  betrschtet 
nach  den  Gesetzen  dieser  Erscheinung  und  ihrer  EntwicUnag 
forscht  —  ist  die  Bechtsphilosophie.  ^) 

Ans  dieser  Jiegriffsl»estimmung  folgt,  dal)  sicli  die  ßechts- 
philos()]il)ie  wolil  hüteu  muli,  den  Boden  des  geschichtlich  in 
Erscheinung  getretenen  Rechtes  zu  verlassen;  denn  nur  an<> 
diesem  kann  sie  Kraft  und  Wahrheit  srlifipfen.  Verläßt  sue 
diesen  Boden,  dann  hört  sie  auf,  Beehtsphiloeophie,  dann  hört 
sie  aui^  Wissenschaft  za  sein  und  yerwaadelt  rieh  in  Etwis, 
daa  sich  als  Wissenscdiaft  noch  gar  nicht  deutlich  henuugsbil- 
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det  hat  und  was  einige  Stuatslehrer  (jesetzirel»nii;^^spolittlv 
iiieimen  wollen.  Die  Rechtsphilosophie  hat  danut  nichts  zu  tun. 

Staatsphilosophie  sollte  wohl  ein  klarer  Begriff  seiiu 
Wir  müssen  dieselbe  bei  antiken  Schriftstellem  anerkennen. 
Plato,  Aristoteles,  Cicero  behandeln  sie.  Von  der  Bechts» 
plulosopliie  nnterscheidet  sich  die  Staatsphilosophie  in  Bezug 
auf  den  Zeitpunkt  ihres  Erscheinens.  Die  Bechtsphilosophie 
erscheint  erst  nach  dem  positiven  Eecht  als  Kritik,  Betrach- 
tung und  wiösenschattliclie  liehandhing  desselben.  Die  iStjiuts- 
philosophie  erscheint  wohl  auch  erst  im  Staate,  also  längst 
nach  dem  Inslebentreten  des  Staates,  jedoch  schon  zu  einer 
Zeit,  wo  Ton  einem  Staatsrecht  in  modernem  Sinne  noch 
nicht  die  Bade  war,  wenigstens  Ton  einer  Au&eichnung  des- 
«Iben.  Man  hat  über  den  Staat  philosophiert,  ehe  noch  irgend 
eine  ^Verfassung*  oder  .Konstitution'*  in  modernem  Sinne  auf- 
gezeichnet war.  Da  nämlich  das  Staatsrecht  nichts  Anders  ist, 
als  der  aufgezeichnete  Staat,  so  hängt  die  Staatsphilosophie 
Ton  dieser  Aufzeichnung  nicht  ab ;  ihr  genügt  der  Staat  selbst, 
dss  lebende,  aktiye  Staatsrecht  als  Gegenstand  ihrer  Be- 
tnchtong. 

Dagegen  bringt  es  die  Natur  der  Sache  mit  sich,  daß,  im 
Gegensatz  zur  Keehtswissenechaft,  die  sich  mit  der  Behandlung 

des  Hechtes  auch  nur  eines  Staates  begnögeii  kann,  der  Ge- 
genstand der  Staatsphilosophie  nie  ein  einzelner  Staat  sein 
kaou. 

Die  Staatsphilosophie  kann  erst  da  beginnen,  wo  bereits 
eine  Vielheit  von  Staaten  existiert.  Denn  jede  Wissenschaft 
beruht  auf  V^igleiehung  und  zur  Yergleidiung  ist  Vielheit  der 
IiTScbeinung  nötig.  'Deswegen  finden  wir  auch  keine  Staatsphi- 
losophie dort,  wo  der  Blick  des  Einzelnen  iu  der  uiieriDelllichen 
Größe  eines  Staates  sich  verliert,  wie  in  Asien,  wo  dieser  Staat 
ihm  als  ganze  Welt  erscheint;  dagegen  blüht  die  Staatsphilo- 
sophie da  auf,  wo,  wie  in  Griechenland,  über  die  engen  Gren- 
zen des  einien  Staates  dem  betrachtenden  Auge  sich  eine  Man- 
nig&ltigkeit  und  Vielheit  staatlicher  Gestaltungen  darbietet,  die 
Ton  selbst  zu  Vergleichnngen  herausfordern. 

28* 
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Schon  ans  dieser  Entstehung  er^il>t  sich  der  Iiiliult  Its 
Begriffes  JStaatsphilosophie.  Wir  verstehen  darunter  tUe  Wis- 
senschaft vom  Stallte,  aber  nicht  vom  einzelnen  Staate,  sondern 
vom  Staate  ak  Gattungsbegriff. 

Was  also  zum  individuellen  Staate  gehört,  was  nur  dem 
einzelnen  anklebt  und  nicht  zum  Wesen  der  Gattung  gehört 
das  gehört  nicht  in  die  Staatsphilosophie,  sondern  höchstens  io 
das  spezielle,  positive  „Staatsrecht". 

Die  Staatsphilosophie  hingegen  bescliäftigt  sich  mit  Jen 
allgemeinen  Fragen  über  das  Wesen  des  Staates,  seine  Ent- 
stehung, Entwicklung  und  das  Wesen  seiner  Einrichtungen;  sie 
analysiert  ihn  nach  seinem  Inhalt,  seinen  BestandteUen  und 
nach  seiner  Tätigkeit  Sie  betrachtet  die  Besultate  sowohl  seiner 
geschichtlichen  Entwicldnng,  wie  auch  seines  xweckbewnfiten 
Handelns  in  der  Gegenwart«  Das  ist  der  Inhalt  und  rmtaiig 
der  Staatspliilosophie. 

Leider  tauchen  neben  der  Bezeichnung  Stautsphilosopiiie 
eine  ganze  Beihe  synonymer  auf,  die  Verwirrung  und  Zweifel 
schaffen.  »Stsstslehre,  Staatswissenschaft,  allgemeines  und  phi- 
losophisches Staatsrecht'^,  diese  vier  Bezeichnungen  machen  der 
.Staatsphilosophie*  Konkurrenz. 

Wie  verhalten  sich  nun  diese  IJezeichjiungeu  zu  einander 
und  zu  der  Bezeichnung  . Staatsphilosophie ^  ?  Sind  es  vollkom- 
men identische  Hegriffe,  die  all  diesen  Bezeich  mingen  zu  Ii  runde 
liegen,  oder  bezeichnen  sie  gewisse  Schattierungen  und  .Modifi- 
kationen des  einen  Begriffes?  Im  ersten  Falle,  welches  ist  der 
Grund  dieser  Verschiedenheit  der  Bezeichnungen,  im  zweiten 
Falle  welches  sind  die  Grade  der  Terschiedenheit?  Man  wird 
wohl  nicht  fehlgreifen*  wenn  man  diese  verschiedenen  Bezeicli- 
nungen  auf  verschiedene  Kichtnniren  zurückfi\hrt,  die  luau  der 
Staatsphilosophie  «^el>eu  wollte:  auf  verschie«iene  Stainipuiikte. 
von  <lenen  aus  man  den  Staat  ins  Auge  faßte  und  ihn  beliim- 
delte:  auf  versehiedene  Schattierungen  des  Begriffes,  den 
man  sich  Ton  der  Wissenschaft  des  Staates  hildete.  Es  be- 
ziehen sich  also  diese  verschiedenen  Bezeichnungen  eigentlidi 
nur  auf  die  subjektiTe  Auffassung  der  Lehre  und  Wissenschaft 


Digitized  by  Google 


Syttematik  der  Staate-  und  Rechte wuMiiacbafteii. 


437 


Tom  Staate;  sie  bezeidmen  Yenchiedeiiheiteii  der  Staats- 
lehrer nicht  der  Staatslehre.  Der  Begriff  dieser  kaim  um 
einer  sein,  wie  immer  man  sie  nenne  (v<fl.  ob.  S.  1).  Den  ver- 
ötiiiedeuen  für  diesen  einen  Begriü  gebrauchten  Bezeichnungen 
fehlt  es,  wenigstens  bis  heate«  au  genügenden  inhaltlichen  und 
stoffliehen  Gnmdlagen,  nm  den  einen  Begriff  in  Yerschiedene 
ZQ  differenzieren.  Es  bleiben  aJ^o  schließlich  für  den  einen 
Gegenstand  die  vielen  Namen.  Staatsphilosophie,  Staatslehre, 
Stsatswissenschaft,  allgemeines  oder  philosophisches  Staatsrecht 
öiüd  auf  diese  Weise  gitu/.  identische  Betrrirte.  für  die  heutzu- 
tage die  Be/eielmiiug  allgemeines  nder  jibilu^upiiisches  Staats- 
recht gebräuchlich  ist.  Mit  dem  Plural  aber,  ^Staats Wis- 
senschaften*^ werden  heutzutage  alle  diejenigen  Disziplinen 
bezeichnet,  die  mit  dem  Staat  in  engerer  oder  weiterer  Bessie- 
hmig  stehen  (z.  B.  Nationaldkonomie,  Verfassungsgeschichte, 
WirtBchaftsgescfaichte,  Statistik  u.  s.  w.  n.  s.  w.) 

Betreten  vdr  ein  dem  Staatsrecht  benachbartes,  an  das- 
j>ell)e  on>^  nugreuzeudes  Gebiet,  das  sirl^  jedoch  von  demselben 
wesentlich  unterscheidet  und  in  Bezug  auf  welches  es  für  das 
allgemeine  Staatsrecht  von  großer  Wichtigkeit  ist,  sich  die 
Grenzlinien  immer  gegenwärtig  zu  halten.  Wir  meinen  das 
Gebiet  der  Politik.  Und  zwar  nehmen  wir  hier  dieses  Wort 
meht  in  der  Bedeutung,  die  es  im  Griechischen  hatte,  und  in 
der  es  Aristoteles  gebraucht :  denn  für  diese  Bedeutung  sind 
<lie  deutschen  ^^^)rte  Staatslehre.  Stmitswissen schüft^  vollkDiomen 
gen  !Li>  ud.  Und  wenn  es  auch  einigen  Staatslekrern  gefiel,  ihre 
,»btttatslehre''  als  „Politik*  zu  bezeichnen  (z.  B.  Dahlmann 
und  aneh  Boscher),  so  gebrauche  sie  das  griechische  Wort  für 
einen  Begriff,  für  den  es  im  Deutschen,  wie  wir  gesehen  haben, 
mehrere  Bezeichnungen  gibt  In  diesem  Sinne  nun  das  Wort 
Politik  zu  gebrauchen,  ist  vollkommen  unstatthaft  und  verwir- 
rend. Daj^oj^en  gebrauchen  wir  das  Wort  Politik  in  der  en- 
geren Bedeutung,  in  der  es  iu  neuer  Zeit  fast  in  alle  enropiii- 
«chen  Sprachen  Eingang  fand  und  in  welcher  man  versuchte, 
demselben  das  W^ort  ,  Staatsklugheit "  zu  substituieren. 
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Diejenigen  nun,  die  den  Staut  zum  GeLfeiistand  ihrer  For- 
schung machen,  die  den  Staat  ^iiaffjissen  uud  begreifeu-  wolleu. 
die  seine  Entstehung,  sein  Wesen,  seine  „Arten-  und  Formeu, 
seine  Wandlungen  wissenschaftlich  zu  ergründen  suchen,  sind 
immer  auch  geneigt,  ihre  Fonebungen  auf  ein  nahe  grenzendes, 
jedoch  gnmdTerachiedenes  Terrain  auszudehnen,  indem  sie  sidt 
im  Anschluß  an  ihre  ForschuDgen  und  deren  Besultate  die  Frage 
stellen:  wie  soll  man  es  besser  machen?  wie  soll  man  den 
Staat  anders  einrichten?  wie  soll  der  Regierende  handeln?  wie 
soll  der  Bürger  im  Staate  vorgehen  ?  Welche  Grundsätze  hal>en 
die  Herrschenden  zu  beobachten?  von  welchen  die  T^elierrschteu 
sich  leiten  zu  lassen?  Welche  Maßregeln  soll  der  Herrschende 
treffen?  welche  Einrichtungen  der  Beherrschte  fordern?  u. s.w. 

Diese  Firagen  bewegen  sieh  nicht  mehr  auf  dem  Gebiete 
der  Staatslehre,  des  Staatsrechts,  die  es  mit  den  in  der  Ge- 
schichte gegebenen  wirklichen  Erscheinungen  zu  tun  haben 
—  diese  Fragen  liegen  schon  auf  dem  Gebiete  der  Politik, 
die  es  nicht  mit  dem  Gewesenen  und  Daseienden,  sondern  mit 
dem  Seinsollenden  zu  tun  hat. 

Macheu  wir  uns  nun  das  Verhältnis  des  Staatsrecht^ 
(der  Staatslehre)  2ur  Politik  Idar.  Während  jenes  eine  Er- 
forschung yon  Tatsachen  und  Zustanden  ist:  enthalt  die  Po- 
litik Grundsätze  des  Vorgehens,  ein  System  von  Ratschlägen, 
teils  uu  die  Regierenden,  teils  «in  die  Regierten. 

Nach  dem  aber,  waa  wir  am  Anlange  (s.  S.  1)  über  den 
Begriff  der  Wissenschaft  sagten,  folgt  ans  obiger  Unterschei- 
dung zwischen  Staatsrecht  und  Politik,  daÜ  nur  das  er- 
stere  eine  ,  Wissenschaft''  sein  kann,  die  letztere  aber  nur  eine 
Art  ff  Klugheit*,  ein  Katechismus  von  B^ln  für  das  Leben  und 
Handeln  der  am  Staate  aktiv  teilnehmenden  Menschen.  Es  ist 
also  klar,  daß  Staatsrecht  und  Politik  zwei  ((ualitativ  ganz  ver- 
schiedene Disziplinen,  uud  daß  sie  grundsätzlich  von  eiuaii<ier 
z\x  scheiden  sind. 

Die  Wissenschaft  vom  Staate  hat  wie  jede  andere  Wissen- 
schaft ihren  Zweck  in  sich,  in  der  bloßen  Erkenntnis  der 
Wahrheit.  Ihre  Aufgabe  ist  es,  die  Gesetze  klar  zu  legen,  nacli 
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denen  deh  das  Leben  des  Staates,  sein  Entstehen  und  Vergehen, 
rollrieht  Mit  den  Xlugheitsregeln  und  Butschlägen  au  Fürsten 
und  Völker  hat  die  Stautswissenschuft  nichts  zu  schaffen. 

üiid  dennoch  war  es  von  jeher  die  schwache  Seite  der 
Staatslehrer  und  Philosophen,  daß  sie  immer  als  Resultat  ihrer 
Forschungen  die  Menschheit  lehren  wollten:  wie  einen  gaten 
Staat  eismriehten?  Wie  es  anzafimgen,  am  sich  Tor  dem  oder 
jenem  Übel  za  bewahren?  wie  es  zu  machen,  nm  gat  zu  re- 
gieren oder  gut  regiert  m  werden? 

Man  wollte  eben  gleich  ans  ilei  Fabel  die  Plural  ziehen, 
aus  der  Forschung  den  praktischen  Nutzen  haben;  und  man 
Terhei  größtenteiU  in  Einseitigkeiten  und  Tendenzmacherei. 

So  wie  es  eine  Teraltete  Ansicht  ist,  die  Geschichte  solle 
die  Lehxenn  der  Gegenwart  sein  und  den  Nutaen  haben,  daß 
man  ans  ihr  lerne,  was  zu  meiden  und  was  zn  tun  sei:  ebenso 
iat  es  eine  unhaltbare  Ansicht,  aus  der  Staatslehre  als  Eonse- 
quenz die  Politik  ziehen  zu  wollen.  Unhaltbar  —  trotzdem 
fast  alle  Staatslehrer  in  diesen  Irrtum  verfielen  und  es  sich  nie 
?ersagen  mochten,  zum  Schlüsse  Politik  zu  machen.^) 

Auf  die  neuere  Staatslehre  wirkte  in  dieser  Beziehung  sehr 
Terf&hrerisch  Machiayelli.  Weil  Machiavelli  yom  Staate 
liandelte  und  weil  seine  Batschläge  an  den  Forsten  eines  so 
großen  und  nicht  unverdienten  Buhmes  teilhaftig  wurden, 
schien  es  den  Staatslehren!  angezeigt,  hei  ihren  Staatslehren 
immer  auch  von  der  sfxjenaimteu  .Stuat^klii^heit"  oder  Politik 
zn  handeln  und  ihren  lietrachtungeu  über  den  Staat,  wie  er 
war  and  ist,  immer  auch  ihre  Ansichten  darüber  hinzuzufügen, 
wie  er  sein  und  handeln  solle. 

Es  wurde  aber  Übersehen,  daß  Machiavelli  in  seinem 
»Prindpe''  gar  keine  Staatslehre,  sondern  eben  eine  Politik 
vortrage  und  zwar  eine  Politik,  die  man  nicht  einmal  Staats- 
klugheit, .sDudeni  ganz  einfach  Fürsten klut;fheit  nennen  könnte. 
Machiavelli  will  ja  in  dieser  Abliandlun^^  niclits  Ande- 
res sein,  als  eben  ein  Führer  und  Katgeher  des  Fürsten; 
sein  Augenmerk  ist  nur  auf  dessen  Wohl  gerichtet;  die  Auf- 
gabe, die  er  sich  stellt,  ist,  den  Fürsten  darin  zu  unterweisen. 
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wie  er  seiiie  Herrschaft  befeetigen  und  wie  er  sie  am  längsten 
erhalten  könne. 

*         Das  iet  nun  mchte  anders  als  Politik  nnd  zwar  spesiell 

Fürsteupolitik:  Machiavelli  gibt  sich  auch  gar  nicht  den  1 
Anschein  etwas  Anderets  /u  scliroiben.  Er  ist  in  diesem  Punkte  i 
sehr  ehrlich  uud  oftcii.  Weim  er  in  aeiuem  .Principe-  vom 
Staate  spricht,  tat  er  es  nur  nebenbei  in  dem  Maße,  ak  es  ilmi 
zu  seinem  Hanptzwecke  nötig  erscheint  Es  fallt  ihm  aber  gar 
nicht  ein,  Yom  Wohle  des  Staates  oder  des  Volkes  zu  spre- 
chen; noch  weniger  die  Gesetze  der  fintwicldung  der  Staaten 
zeichneu  m  wollen.  Sein  Ziel  liegt  in  Tiel  engerem  Ereise: 
iin  Wühl  uud  im  Vorteil  <les  Fürsten.  Hierin  ist  ;iber  Ma- 
chiavelli  nicht  nur  konsequent,  sondern,  wie  öchon  erwälmt, 
ohne  alle  Heuchelei. 

Wenn  aber  moderne  »Politiker-  Kat^hläge  erteilen,  pele- 
mdle  an  Fürsten  und  Volker,  an  Begierende  und  Begierte,  an 
Herrscher  und  Untertanen,  an  Aristokraten  und  Demokraten* 
an  Konservative  und  Badikale,  an  Kapitalisten  und  Arbeiter, 
knrz  an  alle  Welt:  so  muß  offenbar  ein  Teil  dieser  Katschlüge 
unaut richtig  sein. 

Zum  mindesten  zeuirt  ein  solches  Begumeu,  dali  man  sich 
über  die  Grenzen  zwischen  Staatslehre  (Staatsrecht)  und  PoHtik 
nicht  recht  klar  geworden  ist,  und  diese  zwei  grandverscbiede- 
nen  Disziplinen  mit  einander  yerwechseli  Das  Staatsrecht  hat 
mit  der  Politik  aber  ebenso  wenig  oder  noch  viel  weniger  ge- 
meinsam, wie  z.  B.  die  Physiologie  mit  der  Medizin.  Die  Pliv- 
siologie  lelut  die  iJesetze  kenjjen,  nach  denen  sich  der  Lebeus- 
prozeü  do>  Menschen  iiV>spieU:  kümmert  sich  aber  gar  nicht 
um  das  Heilen  ausgeluochener  Krankheiten  oder  auch  \m  die 
Diätt'tik  des  menschlichen  Körpers.  Das  ist  Sache  der  Medizin. 
Wie  sich  nun  der  Anatom  oder  Physiologe  um  die  Tberapi« 
nicht  kttmmert:  so  ist  Politik  für  die  Staats  Wissenschaft  woU 
ein  angrenzendes,  doch  immer  ein  fremdes  Gebiet 

Als  ^Staatsklugheit**  ist  übrigens  die  Politik  ein  T«l 
der  allgemeinen  Leben Rkhii/heit.  nnd  lelirt  die  Kegeln  des  Hau- 
delns  in  staatlichen  Angelegenheiten.    Dieses  Handeln  ist  aber 
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und  maß  auch  Terschieden  sein  je  nadi  der  renidiiedeneii 
Stellung  der  Handelnden  im  Staate,  je  nach  der  Yeradiie* 

denheit  dieser  Stellung  kauu  ein  und  dieselbe  Handlung 
klug  oder  aucli  unklug  sein,  weil  mit  der  Stellung  auch  die 
Zwecke  wechseln,  also  aucii  das  zwedonäßige,  somit  das  kluge 
Handeln  yerachieden  beschaffen  sein  muß. 

DaiauB  folgt  nun,  daß  die  Politik  nur  immer  Yon  einem 

speziellen  Standpunkte  aus  behandelt  werden  kann,  weil  olfen- 
"bar  jede  Stellnn<r  ini  Staate,  im  gegebenen  Falle  eine  verschie- 
dene Handlung^welse  i^edmgt,  also  jede  Volksklasse,  jede  Ge- 
aellachaft-' g r u p])e  anders  handeln  muß,  um  zweckmäßig,  also 
klug,  zu  handeln;  daß  es  also  der  Natur  der  Sache  nach,  je 
nach  dem  yerschiedenen  Standpunkte  Terschiedeue  Politik  gibt; 
es  sei  denn,  daß  man  wie  Batzenhofer  das  Vorgehen  und  die 
Taktik  jeder  Partei  insbesondere,  ins  Auge  faßt  und  das  not- 
wendig verschiedene  Vorgehen  jeder  derselben  beleuchtet. 

«)  Schon  Arisfcotele»  (884--S22  a.  Chr.)  behandelt  in  seinor  »Politik* 
nicht  nor  das  dgenfliche  Veifamuagueecht»  soodem  audi  national-ftko- 
nomiaehe  Fragen  im  weitesten  Sinne.  So  behandelte  er  (Buch  I,  3)  die 
national-Ökonomischen  Begriffe  des  Gebranclu^  und  des  Tauichwerts,  die 
Entstehung  des  Geldes ;  auch  weist  er  nach,  wie  man  durch  Schaffung 
\ind  Ausnützun^  k&nstlicher  Monopole  Beichtnm  erwarben  kann  (L,  4). 
Ja,  Aristoteles  führt  als  (Trunrl  politischer  Uniwltlzungen  und  Verfassungs- 
ändei-ungen  wirtschaftliche  Momente  an,  indem  er  sowohl  „bOrgerlirlie 
Unruhen'*  aus  „der  Ungleichheit  des  BeBitzen"  entstehen  laßt,  als  auch 
(IL,  7)  den  Übergang  von  der  Aristokratie  zur  Olii^archip  als  die  Fo]<;e 
des  Umstaniles  hinstf'llt,  daß  die  aristokni tischen  «Stiiutisleukor  aus  öffent- 
lichen Mitteln  si'"b  selber  bereicherten,  daher,  um  firh  immer  mehr  l^e- 
reicheru  äu  körmeu,  die  Zuhl  der  (TewalthaV>er  veniiiii<it'rten  flll.,  1')  . 
Indem  Aristotelüs  auf  diese  Weise  Staat.^umwiilzuiigeu  aus  tiuauzielleii 
und  wivtschaftlicheü  Uriiiicheu  erklßrt,  ist  ei  ja  eigentlich  der  Erste,  der 
eiiie  „luatcrialistiKche  GescliichtsauÜ'asbuug"  verkündet,  welche»  Verdienst 
die  soKialdemokratiichen  Schriftsteller  (£ngeh»  u.  a.)'  bekanntlich  ffir 
Karl  Xarx  -dndisieren. 

Von  den  Neuem  behandelt  schon  Bodin  (1630—1066)  in  seiner 
«Bepnblique'*  (1576)  staatiwirtBchafUiche  Fragen,  indem  er  den  Mangel 
einer  irirtBchafClichen  Statistik  beklagt*  ein  VermOgenS'£ataster  behalt 
gerechter  Besteusmng  yerlangt,  den  Reichen  vorwirft,  daß  sie  sich  der 
Besteoarung  entstehen  und  die  Armen  unyerhBltnism&Oig  belasten,  woraus 
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die  «giOfito  StftfttBge&hr,  dai  groOe  MiBrerhftltiiüi  swisdiett  Am,  und 
R«ioh*  entsiehe  u.  s.  w. 

Anderseits  wieder,  wie  vie!  Staatswissenschaft  und  Politik  stedct 
in  Adam  Sinith's  «WeaUli  of  Natioa**?  Wir  erinnern  nur  au  dat 
Vll.  Kap.  des  IV.  Buches  ttber  Gründung  Ton  Kolonien,  daa  doch  etwas 
mehr  als  bloße  Volks^^irt^chaft  enthält. 

b)  Viidala-PapalA  weiKt  der  Rechtsphilosophie  die  Aufgabe  zu,  geetftttt 
auf  die  Ethnologie  und  Völkorpsychotogie,  die  Entwicklung  des  Rechts 
seit  den  üranfilngeu  der  Menschheit  bis  auf  unsere  Zeit  darzustellen, 
.fbiiuln  rat^onc  dellp  siicceasive  fasi  di  sviluppo  e  degli  stati  sociali  in 
rapporto  al  ;Tnido  di  r  osciensta  dei  singoli  popoH*.    Incnnscio  e  Conscio 
nel  procegso  cvolutivo  (ici  diritto  1895.)  Die  trleichH  Richtnn<?  wird  auf 
soziologischer  nnd  ovolutiouiütisclior  (rnindlage  ki'üftig  ;»or>r<lert  vou 
Icilio  Vftiini.    Di**  Ant'i;:ihe  einer  Bolclieu  neuen  RerhtfjplüioüMpie  for- 
muliert er  lnl<;endHnnii'  eil  :  „Generalizaando  il  materiale  enipirico  fomito 
dalle  scieiize  ätonche,  la  filodußct  del  diritio  ha  da  eesere  uua  vera  e 
propria  filosofia  della  storia  del  diritto  e  proporsl  la  ricerca  ddle  leggi 
deO*  evolunone  giuridioa  ooUa  loro  impxonta  spedfioa*.   (11  prohlema 
della  FiloeoOa  del  Diritto  p.  50.)  Während  so  in  Italien  die  Rechli- 
pHloeophie  an  der  Anfnchtong  neuer,  dem  Fortaeluntt  der  NatnrwiMen* 
achaft  entepxecheaden  Grandlagen  arbeitet,  yertritt  Alfred  FoaiUfe  in 
Frankreieh  noch  immer  eine  rein  idealittifloh<4peku]»tiT6  Bichtang.  In 
seinem      id6e  modeme  du  droit'*  (1888),  sucht  er  den  Untenehied  twi- 
sehen  einer  germanischen,  eagliichen  and  franzOeLsehen  Rechtüdee  in 
erweisen ;  die  letztere  ist  ihm  selbstverständlich  die  erhal>enste.  Die 
deatong  einer  ^Rechtsidee*'  liegt  ihm  aber  darin,  daß  sie  eine  _idee-force* 
ist,  welche  Wunder  wiiiEea  kann.  Später  unternahm  es  Fouill^  seinen 
hyperidealen  Standpunkt  gegen Ol>er  dem  ^Positivismus**,  d.  h. 
der  Soziologie  zn  verteidigen.  (Le  mouvement  positiviste  lS'.»»i  .  Da  tnts 
er  wohl  für  fiue  verlorene  Sache  *M'n     Daß  der  Kampf  ülterhaupt  uud 
der  sozial-   1\ mipt'  insl'csondere  die  Qnelle  des  l^echt-s  ist,  da-  will  -t 
nieht  anerk«  iinen.  In  Widerle«riing  meiner  Rer htstheorie   1.  c.  p.  2iiSrf' 
ii)eint  er,  dali  ..quelqne  vtM-it-<^  jiarticlle  qii '  il  y  ait  .  .  oti  ne  «aur^it 
accorder  que  V  idee  de  e  o  o  p  e  r  a  t  i  o  ii  et  d'  u  n  i  o  u  ne  soit  jilue  foada- 
mentale"  als  der  soziale  Kampf.   \'on  dieser  Kliminiernni,'  des  Kampfes 
aus  der  sozialen  Entwicklung,  von  der  Förderung  derselben  durch  Uebe- 
volle  „Coopöration"  and  „Union*  haben  wir  in  der  letzten  Zeit  viel  ge- 
hört nnd  gelesen  —  Ton  Krapotidn,  filiete  Bedoe,  Brono  Wille,  die  alle 
den  Kampf  Terabachenen  |and  allee  fkiedlich  beilegen  wollen.  Du  iit 
ja  alles  eehr  schön  —  et  fragt  sich  nur,  ob  dae  wirklich  iitr  Die 
Wissenschaft  hat  es  aber  nar  mit  der  Wirklichkeit  tn  tan.  7o« 
Wanebhen  und  Träumen  darf  sie  sich  nicht  beeinflaiaen  lanen. 
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Einige  Staatnlehr^  mfihen  rieh  ab,  einen  Untersclüed  herzu- 
«teilen  swieeheB  der  8 ta atilehre  und  dem  Staatareehte.  Sie 
hriugen  ee  aber  nicht  weiter  ab  bis  lar  ErUftnmg,  daß  die  Staatslehre 
der  Anfhng  des  Staatnechts  und  das  Staatneoht  das  Ende  der  Staats» 
lehre  WL  Folgerichtig  eqpibt  aieh  ihnMi  daraus,  daß  rie  immer  „Staats- 
lehre  und  Staaterecht*  in  einem  Werke  behandeln  mttssen,  sonst  liefen 
sie  Qe&hr,  einen  Anfsng  ohne  Ende  oder  ein  Bnde  ohne  Anfong  su 
liefam.  Freilich  iit  diese  gangbare  Unterscheidnng  keineswegs  halt» 
bar  —  und  wird  auch  gar  nicht  eingehalten.  Man  ist  nftmlush  gezwun* 
gen,  in  den  Werken  über  Staatsrecht  diejenigen  Lohren  zu  beban^ 
dein,  die  nach  obdger  1  ntersdicidung  in  die  Staatslehre  gehören; 
andererseita  wird  in  den  Staatslehren  das  ^System  der  dem  Staat 
ziistehenflcn  KocVito"  abfrehatidcU  Zuweilen  V»enflt7.t  man  die  verschie- 
deni*  Bezeichnung  Staatsrecht  und  .^taatsh^lire  diizn.  um  ein  und  den- 
s^clbim  Stotf  für  verschiedene  Leserkreise  zu  bearbeiten,  bo  l>etitelte  z.  B. 
Bluntschli  »ein  för  Studierende  berechnetefc  Werk  «allgemeines 
Staatsn  cht-  und  beliaudelt  den^selben  Stotf  für  „Einjährig  Freiwillige** 
altf  ^allgemeine  Staatslehre". 

Danach  wäre  das  „Staatsrecht"  die  Staut{>lehre  für  >tu«Uerende  und 
die  „Staatslehre*  das  Staatsrecht  für  Einjährig  Freiwillige. 

Dagegen  will  Bornhak  (Allgem.  Staatslehre  1896)  ^die  G^eaamt- 
heit  der  ErOrterangen  über  den  Staat  im  allgemeinen  .  .  .  satreffender 
als  allgemeine  Staatslehre'*  beseichnet  wiaeen  nnd  meint,  «ein  allgemeines 
Staatsrecht,  wie  es  die  Naturphilosophie  nnd  die  llltere  konstitationelle 
Doktiin  aaffibOte,  existiert  Oberhaupt  nicht'*,  womit  et  allerdings  eine 
heute  alleneiti  anerkannte  Tatsache  konstatiert. 

Um  diesen  Exkurs  Uber  die  Identitftt  der  Staatslehre  und  des  Staats* 
rechts  za  Tenrollstfindigen,  sei  sehlieClich  noch  em  älmt^  daß  der  Luxem- 
boxger  Fr.  Gaspar  mit  ebfn  so  viel  Recht,  wie  die  genannten  Staata- 
lehrer,  denselben  Gegenstand  unter  dem  Titel  «Philosophie  des  Sfciates* 
behandelt  (Luxemburg  Wir  glauben  flurch  alh-  diese  Beispiele 

und  AuafÜhninfren  zweierlei  erwiesen  zu  hab»'n  :  er-tens,  dal5  diesen  ver- 
schiedenen He/.eichnnngeu :  St;i;(i~l«'1ire,  Staat«reclit.  Staat^philosophie 
nur  ein  Begriff  entspricht  und  /-weiteu-s,  daH  unter  diesen  ver.-cliie- 
denen  Namen  tatsächlich  ein  und  deiselbe  Gegenataiul  ali^^'cimnilelt,  wird. 

tl)  Den  Versuch,  die  Politik  als  Wissens*  hait  zu  heh.in<h-ln,  machte 
H o  l tz  e  n  d  o  r  f  f  in  seinen  ..Prinzipien  dnr  Politik-  Berlin  lK<i9l  Nach- 
dem er  alle  diesbezüglichen  Detinitioaen  der  neueren  btaatarechtsh  hrer 
prüft,  gibt  er  der  Politik  „als  Wissenschaft  zum  Objekt  und  In- 
halt den  richtigen  (gebrauch  und  die  W^irkuiig  der  außerhalb  der  Kechts- 
pflege  zur  Krlülluag  der  Staatszwe  ke  tatsächlich  verfQgbaien  Mittel, 
oder  wa«  dasselbe  besagen  würde,  die  auf  Grundlage  gegebener  Verhllt- 
ntsse  außerhalb  der  Rechtspflege  sn  bewirkende  Realisation  der  Staats- 
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swecke*.  Glaabte  aber  Holtsendorff  damit  die  Politik  «als  Wit- 
seascbaft*  definiertt  oder  auch  nur  gerechtfertigt  ni  haben?  Der  Oe* 

brauch  von  Mitteln  zur  Erfüllung  der  Staats^wedce"  oder  anoh  die 
^Realisation  der  Staattizwecke**  sind  doch  keine  Wißseiischaftea 
und  die  Lehre  davou  könnte  höchetena  auf  d«  u  Namen  einer  «Gebraaehi- 
fluweisun^*',  einer  „ Unterweisung  zum  poiitiflcheu  Handeln^,  keineswegs 
aber  auf  den  einer  ^Wissenscliaft-  Aneprueli  luaelicn.  Es  ist  Holfzen- 
doiff  nicht  geiungeu,  die  Politik  als  WiasenKchalt  zu  detiuiercn.  ge- 
schweige denn  aus  ibr  ein  wissenschaftliches  Gel>niido  zu  konstniiereu. 
Wir  Termissen  in  seinem  Buche  die  Auskunft  eine  fundampntnle, 

uiiausweirlilithe  Frage:  für  w  <■  n  ^bt  er  seiiit-  iiegeln?  wem  will  er 
seine  Priuzipieu  al^  Richtet  liimr  des  Handelns  empfehlen?  Den  llerr- 
Bchendeu  oder  Beherrschteu,  den  Besitzenden  oder  den  Besitzlosen,  dem 
gebildeten  Mittelstande  oder  vielleicht  den  Arbeitern?  Wer  soll  ihn  be* 
/olgen?  vetn  will  er  raten?  Denn  indem  jede  Stellung  im  Staate  andere 
Zwecke  bedingt,  so  bedingt  lie  anch  Tersohiedenee  aweckmäßiges,  alio 
klugen  Handeln,  somit  aoeh  andere  ^Prinsipien  der  Politik«*.  Für  wen 
nun  predigt  Holsendorff  die  seinigen?  —  Weil  er  noh  aber  dieie 
Frage  gar  nicht  stellte  und  niohtsdestoweniger  ttber  „Politik'*  schreiben 
wollte,  mufite  es  ihm  passieren,  daß  er  in  seinen  ,,Prinsipien  der  Politik* 
etwas  so  Unbestimmtes,  Nebelhaftes,  Verschwommenes  und  in  alle  Feme 
Schweifendes  lieferte,  wie  es  nicht  bald  wieder  in  der  Literatur  so  fin- 
den ist. 

Erst  ^Justav  Ratxenhofer  ist  es  gelungen,  das  Problem  einer 
wisÄenschattlicheu  Politik  zu  lösen  und  zwar  auf  Grundlage  der  SoT-io- 
inrrjp  (Wesen  und  Zweek  Her  Politik  1893).  Ausgehend  von  thti  Erkennt- 
nis, daß  im  Staate  stets  eine  Anzahl  von  sozialen  (Tnipp'^n  tdir  er  ,po- 
litischr  Persönlichkeit4»n"  nennt)  um  Herrschaft  oder  miudestcus  um 
Verbesserung  ihrer  La>re  und  Hechtsstellung  kämpft,  weist  er  in  trenialer 
Weise  nach,  welehc  Taktik  jede  dieser  ^politischen  PersönlicLk»  it<  u** 
in  dem  sozialen  Kampfe  befolgt,  woran  ey  aUerdings  auch  sehr  scharf- 
üiunige  Bemerkun^un  über  die  Zweckmäßigkeit  der  Taktik  dieser  Ter« 
achiedenen  sozialen  Bestandteile  des  Staates  knüpft. 


Eine  iogisciie  bystenuitik. 

Neben  der  Systematik,  die  sich  an  die  chronologische  Auf- 
einunderfolgo  und  die  literatur- historische  Entwicklung  anlehnt, 
darf  ein  logi.seli  gegliedertes  System  der  Staatswissenschafteu 
den  Anspruch  erheben,  den  Zusanimenliaiig  und  die  gegenseitig«^ 
Abhängigkeit  der  einen  Disziplin  von  der  andeni,  daher  ikre 
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Über-  und  Unterorduimg  bdsser  zur  Anschauung  zu  bringen. 
Eine  solche  Systematik  muß  vom  Allgemeinen  zum  Speziellen 
Torschreiten;  auf  die  allgemeinste,  allen  Staatswissenscbaften 

gemeinsame  Tatsache  sich  gründen,  den  umfangreichsten  uller 
staatswiHS<*iischaftlichen  Begriffe  au  die  Spitze  stellen,  um  sn- 
•l.iuu  iille  die  untergeordneten  Tatsachen  und  spezialisierten 
Begriüe,  welche  Gegenstand  von  Spezialdisziplinen  geworden 
sind,  jener  allgemeinsten  Wissenschaft  unterzuordnen. 

fSne  solche  allgemeinste,  allen  Staatswissenscbaften  gemein* 
same  Tatsache  und  zugleich  der  umfangreichste  aller  Staats- 
wissenschaftlichen  Begriffe  ist  die  , Gesellschaft*.  Schwankend 
imd  unbestirarat  bei  seinem  ersten  Anftaudieu  (s.  8.  liU))  be- 
zeichnet derselbe  heute  im  weiteren  Sinue  das  gesamte  raeusch- 
heitliche  Substrat  der  politischen  Geschichte,  das  eigentliche 
Subjekt  aller  sozialen  und  politischen  Entwicklung.  Als  solches 
wurde  die  «Öesellschaft*  zum  Gegenstände  einer  besonderen 
Wissenschaft,  der  Soziologie.  Es  ist  nun  klar,  daß  diese 
Wissenschaft  tob  der  Gesellsehaft  im  weitesten  Sinne  dieses 
Wortes  4ille  andern  Wissenschaften  vom  Menschen  und  mensch- 
lichen Vergesellschaftungen  in  sich  bei^reift  und  der  gemeinsame 
Boden  ist,  aus  dem  alle  diese  sozialen  und  politischen  Wissen- 
schaften logisch  herauswachsen,  während  der  historische  Ent- 
wicklungsgang dieser  Wissenschaften  der  umgekehrte  war  und 
die  Soziologie  chronologisch  erst  zu  allerletzt  kam.  In  einer 
logisch  geordneten  Systematik  aber  steht  heute  die  Soziologie 
an  der  Spitze  aller  sozialen  und  politischen  Wissenschaften  und 
weist  jeder  derselben  ihre  8tellnng  iu  dem  (tesaniintsystiime  an. 

Denn  die  Gegenstände  dieser  einzelnen  \Vissenschaften 
können  oßenbar  nichts  anderes  sein,  als  soziale  und  sozial- 
psychische Brscheinungen,  die  sich  aus  der  naturgemäßen  Ent- 
wicklung der  Gesellschaft  und  der  Gesellschaften  ergeben.  Daher 
es  ?or  aUererst  yon  Wichtigkeit  ist,  sich  über  diese  Entwicklung 
selbst,  ihre  Quelle,  ihre  Ursachen,  ihre  Elemente  und  Faktoren^ 
ilire  liichtnnpf  im  ganzen  und  ini  ein/einen  eine  klare  Auschau- 
tmcf  zu  l)ilden.  Wir  haben  es  oben  gezeigt,  wie  diese  Anscban- 
luig  bisher  eine  teils  unklare,  teils  grundfalsche  war.  In  Eolge 
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dessen  schwebten  auch  die  einzelnen  i)oliti8cben  und  sozialen 
Wisaenschafiteu  in  der  Luit  und  kountan  asu  keinem  klareu 
Bewußtsein  ihres  gegenseitigen  Znsammenhanges  gelangen,  ün- 
klar  über  ihre  wahre,  in  der  Natnr  der  Gesellschaft  wurzelnde 
Grundlage,  trachten  sie  dieselbe  durch  allerhand  metaphysische 
und  spekulatiye  Präsumptionen  zu  ersetzen.  Der  Grandirrtum 
mm  aller  moralisch-politischon  oder  (ieistes-W'i.ssenschafbeu  be- 
stand iu  der  aiisdrücklielien  oder  stilL-^cliweigendeu  Annahme 
einer  einheitlichen  Entwicklung  der  Menschheit  von  einem  Funkte 
aus.  Diese  falsche  Yorstollrmg  muß  verschwinden,  wenn  man 
das  Wesen  einer  sozialen  Entwicklung  und  ihrenotwen* 
digen  Ursachen  ins  Ange  faßt 

Ähnlich  wie  das  Wachstum  der  Pflanze  nicht  vor  rieh  gehk, 
ohne  Einwirkung  fremder  Elemente:  des  Wassers,  des  Lichtes, 
der  Atmospliäro,  ist  es  anrh  mit  der  sozialen  Entwicklung.  Kine 
soziide  Gruppe  entwickelt  sich  nur  unter  dem  Kiuflusse  fremd- 
Tölkiscber  Aktion  und  zwar  durch  ileaktion  gegen  dieselbe.  Das 
ist  das  ewige,  jede  soziale  Entwicklung  beherrschende  Gesetz. 
Ohne  fremdvölkische  Einwirkung  oder  Reaktion  auf  eine  solche 
gibt  es  keine  soziale  Entwicklung.  Gabe  es  eine  solche  soriale 
generatio  aequivoca,  wie  wäre  es  möglich,  nach  Hunderttausenden 
Jahren  Menschheitsdaseins  auf  Erden  noch  solche  primitiTe 
Stämme  zu  finden,  wie  die  Patagunier,  ( Feiierländer)  t)der  Bo- 
•  tokudeu  in  Südtimerika  oder  die  Wilden  in  Borneo?  Nur  der 
Umstand,  daß  sie  seit  Uranfan«?  an  isoliert,  keine  fremdvelki- 
sche  Einwirkung  erfuhren  und  keine  übten,  erklärt  ihren  Still- 
stand auf  primitivster,  tierähulicber  Stufe. 

Das  große  Gesetz  aber  aller  Kultuientwicklung  ist,  daß  ans 
dem  ZusammentreffSm  heterogener  ethnischer  Gruppen  höhere 
Kultur  entspringt,  daß  eine  gegenseitige  Aktion  und  Besktion 
heterogener  ethnischer  Elemente  der  Quellpunkt  der  Gescliichte 
ist,  den  Gescliichtsprozcß  ins  Rollen  bringt. 

Zunächst  geschieht  dieses  nun  vermittelst  der  Organisation 
der  Herrschaft  und  Aufrichtung  einer  bestimmten  Rechtsord- 
nung, d.  h.  yermittelst  des  Staates.  Hienut  hat  die  soziale  £nt» 
Wicklung  uns  den  eigentlichen  Gegenstand  der  Staatswissen* 
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schalt  geschaffen.  Die  Aa%abe  derselben  ist  es  nämlich,  den 
Staat  von  diesem  ersten  Moment  seines  Inslebentretens  an  dnrch 
alle  die  nachfolgenden  Stufen  seiner  Entwicklung  hindurch  zu 
beobachten  und  die  Gesetze  dieser  Entwicklung  festzustellen. 

Diese  im  Staute  sich  rollzielieude  Entwicklnii}^  wird  er- 
zeugt dnrch  dieselben  Kräfte,  welche  den  Staat  erzeugten.  Denn 
der  Zusammenstoß  zweier  heterogener  Gruppen  ist  immer  ein 
feindlicher,  da  mindestens  eine  derselben  die  andere  za  eigenem 
Nutzen  verwenden  und  ansnütBen  will  nnd  die  andere  im  schlimm- 
sten Falle  passiven  Widerstand  leistet  Ist  das  Besultat  dieses 
beiderseitigen  Kraftespiels  ein  Sieg  der  stärkeren  Gruppe,  so 
wird  die  schwächere  uiiterjucht  und  der  Sieger  diktiert  nun 
.semeu  \\  lUen  als  (Jesetz  und  erzeiij^t  somit  T?eeht.  Damit  ent- 
steht der  Gegenstand  der  Hechts  Wissenschaft.  Denn  die 
anerkannten  oder  anfoktroierten  Satanmgen^  welche  die  innere 
Bechtsordnung  formnlieren,  müssen  angewendet,  daher  erklart 
mid  interpretiert,  anch  mOssen  ans  denselben  gegebenenfiillB 
Folgemngen  gezogen  werden:  diese  Interpretationen  und  die 
Kunst  der  Anwendung  dieser  Normen  anf  konkrete  Fälle,  mit 
allem,  was  dadurch  bedingt  ist,  bilden  den  Gegenstand  der 
Jurisprudenz. 

Die  prinzipielle  Verschiedenheit  nun  zwischen  Stiatswissen- 
schaft  nnd  Jurispmdenz  ist  demnach  klar.  Die  erstere  hat  es 
mit  dem  gesamten  Komplex  Ton  Binrichtongen  za  tan,  welche 
den  Zweck  haben,  den  Staat  mitsamt  der  yon  ihm  begründeten 
Bechtsordnung  aufrecht  zu  erhalten;  die  letztere  hat  es  nui: 
mit  dieser  Rechtsordnung,  ihrer  Kenntnis,  und  mit  der  An- 
weii  iimg  im  praktischen  Leben  zu  tun.  Die  Staats  Wissenschaft 
hat  e.s  daher  mit  einer  naturwiuhsigeu  Ort;;tiJi>.ttMiii  der  Herr- 
schaft der  Einen  Uber  die  Andern,  die  Jurisprudenz  mit  mensch- 
lichen Satzungen  zu  tun,  die  wenn  auch  unter  dem  zwingenden 
Drucke  sozialer  Yerh&ltnisse,  doch  sweckbewußt  gegeben  oder 
erlassen  wurden.  Die  Staatswissenschaft  hat  es  mit  dem  Eni» 
stehen,  der  Entwicklung  nnd  dem  Untergänge  des  Staates;  die 
Jurisprudenz  mit  der  vom  Staate  begründeten  Bechtsordnung 
zu  tun.*)    Während  nun  erstere  den  Charakter  reiner  Wissen- 
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schaffc  an  sich  trägt,  die  ihren  Zweck  in  sich  selbst  trägt  und 
gleich  aller  Katurwiseeiischaft  nur  Erkenntnis  der  Wahrheit  an- 
strebt: yerfolgt  die  Jnrispmdenz  vorwiegend  praktische  Zwedce, 
indem  sie  die  Anwendung  der  Bechtssatze  auf  konkrete  Pille 

lehrt,  daher  mehr  eine  Kunstlehre,  eine  praktische  Disziplin, 
eine  Technik  ist.. 

So  haben  sich  uns  denn  drei  in  logischer  Über-  und  üu- 
terordnung  zu  einander  stehende  Wissenschaftsgebiete  ergel)en; 
obenan  als  die  allgemeinste  und  umfangreichste  steht  die  So- 
ziologie —  ihr  Gegenstand  ist  die  Gesellschaft  im  weitesten 
Sinne  oder  besser  gesagt  die  Gesamtheit  aller  menschlidien  Ge- 
sellschaften; ihr  untergeordnet  ist  die  Staatswissenschaft,  deren 
Gegeustaud  ein  aus  einer  Verbindung  zweier  oder  mehrerer 
sozialen  Gruppen  (Gesellschaften)  bestehendes  soziales  Gebilde 
ist;  dieser  wieder  ist  untert^eordnet  die  gesamte  Jurisprudenz, 
deren  Gegenstand  die  vom  Staate  geschaffene  Bechtsordnimg 
ist  and  welche  bereits  den  Charakter  einer  Zwecklehre  oder 
Kunst  tragt  und  nicht  mehr  als  reine  Wissenschaft  bezeichnet 
werden  kann. 

Doch  neben  und  über  seiner  Beehtsordnung  entwickelt  sich 
auch  der  Staut  selbst.  Er  geht  iu  seiner  Eeehtsocdnung  nieht 
auf:  er  verfolgt  andere  und  höhere  Ziele;  er  stellt  sich  Aufgaljen, 
deren  Erfüllung  und  Lösung  die  mit  seiner  Entwicklung  wach- 
sende Kultur  ihm  zuweist.  Und  jedes  neue  Gebiet,  welches 
auf  diese  Weise  seiner  Tätigkeit  sich  auftut,  wird  gleichzeitig 
zum  Gegenstände  einer  neaen  Staatswissenschaft,  deren  Kreis 
daher  immer  größer  wird  und  Ton  denen  jede,  ohsehon  in  den 
Bedürfhissen  des  Staates  wurzelnd,  eine  möglichst  selhstSndige 
Koubtituieriinj?  anstrebt. 

So  entstand  aus  der  Verwaltung  der  fftrstlichen  „Kammer* 
und  .  Ivammergüter-  zuerst  eine  -Kameralwissenschaft;*,  die  sich 
später  mit  der  Ausbildung  der  modernen  staatlichen  Finanz- 
Verwaltung  zur  R Finanzwissenschaft-  entwickelte;  ans  dem  Be- 
strehen, den  materiellen  Wohlstand  des  Volkes  zu  hehen,  die 
,  Quellen  des  National-Beichtums'^  zu  eröffiien  und  zu  stSrken, 
en^tand  die  »Nationaldkonomie" ;  aus  d«n  BedOrftiis,  den  Sland 
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und  Zustiiud  des  geaamtea  Staates  zu  keuiieu,  entwickelte  sich 
die  »Sta^tik'».  Die  sog.  »maAerialirtificfae  Geschieh tsauffassuug-' 
(Karl  Mazx),  wonach  jede  Staatererfiiaaimg  nur  der  Anedmck 
wirliiehaftlicher  BesitE-  nnd  lilhclitrerhaltiiisee  ist  und  jede  po- 
litieehe  Wandlung  nur  der  Ausdruck  wirtschaftlicher  Yerschie- 
bnng  jener  Verhältnisse:  giib  Veranliissimg  zur  Betriuhtunj^  der 
G^hichte  der  Völker  und  Staaten  von  MusschlieÖlich  volkswirt- 
sohafllichem  Standpunkt,  aus  welcher  Betrachtungsweise  die 
moderne  , Wirtschaftsgeschichte''  entstand  (Lamprecht,  Meitzen, 
hiama-Stemegg).  Neueätens  hat  das  unvermeidliche  Eingeben 
der  Begiemngen  auf  die  Forderungen  der  Arbeiter  und  die  in 
Folge  dessen  ergriffenen  Mafiregeln  zur  Hebung  der  arbeitenden 
Bevolkerungsidassen  Anlaß  gegeben  zu  üntersuchungen  Ober 
die  Lage  dieser  Klassen,  über  die  Ursache  ihrer  Notlage,  über 
Mittel  zu  deren  Verbesserung  in  phyisischer.  moralischer  und 
sozialer  Hinsicht,  woraus  eine  Anzalü  .sozialpolitischer-  I  nter- 
äuchuugeu  hervorging,  aus  denen  sich  heutzutage  ein  neuer 
Zweig  der  Staatswissenschall,  eine  , Sozialpolitik"  entwickeln 
m  wollen  scheini  So  treibt  denn  die  soziale  und  politische 
Entwicklung  immer  neue  Zweige  der  Staats-  und  Sozialwis- 
Seilschaften  hervor.  Der  Kreis  dieser  Wissenschaften  ist  nicht 
geschlossen,  da  auch  der  Endpunkt  der  kulturellen  Entwick- 
lung des  Staates  nicht  einui.il  aunilhernd  bestimmt  werden  kaun. 

Doch  auch  in  dem  ^laße  muß  der  Jiureis  der  Staats wLsr*en- 
schaften  sich  erweitem,  in  welchem  der  Blick  teils  zxurück  sich 
wendet  und  die  Entwicklung  von  Staaten,  Völkern  und  Kechts- 
oidnungen  in  der  Vergangenheit  su  erforschen  strebt,  teils  über 
den  ehuselnen  Staat  und  das  einzelne  Volk  hinausgeht  und  in 
der  Tergleichung  der  Staaten  und  TSlker  und  ihrer  Hechts- 
Ordnungen  neue  Gesichtspunkte  behufs  Erkenntnis  ihres  Wesens 
zu  gewinnen  traclitet. 

Auf  diese  Weise  entstanden  die  Geschichten  der  „konsti- 
tutionellen Entwicklung»  bald  einzelner  Staaten,  bald  größerer 
Staatenkomplexe  und  .Verfas8ungs--oder  .Reich^;eschichten**  und 
ebenso  die  Bechtsgeschichten  b^d  einzelner  Staaten,  bald  ganzer 
Weltteile  oder  gar  «allgemeine*. 

Onnplowlei,  AUr.  StMttrecht*  29 
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Die  Darstel Innige  11  der  Iiechtsgeschiclite  befürdertou  die 
Entstell img  der  „vergieiciiendeu  iieclitawissenschaft*",  »ler  es  we- 
niger um  die  Darstellung  der  kontinuierlichen  Entwicklung  ver- 
sdiiedener  BeclitBordnuiigeu,  als  vielmehr  darum  zu  tuu  ist,  in 
den  Beditsordntmgeii  und  Institationen  der  Terschiedenen  Staaten 
und  Völker  Ähnlichkeiten  nachssuwttBMi,  um  aus  dem  Vorkom- 
men solcher  wissenschaftliche  Schlüsse  zu  ziehen. 

Da  der  vergleichende  Sinn  sich  zugleich  auch  in  der  Ethno- 
graphie, Ethnoloj^ie  und  Völkerkunde  (übrigens  drei  synoiiim»' 
Bezeichnungen)  geoffenbart  hat.  hatte  die  viTgleichende  lieclits- 
wiasenschaft  es  leicht,  sich  zu  einer  «ethnologischen  Junspro- 
deuz"  umzubilden.^) 

Alle  diese  hier  genannten  Diaziplinen  tauchten  üi  dem 
kurzen  Zeitraum  yon  einem  halben  Jahrhundert  auf  und  be- 
weisen in  dem  überstürzten  Drängen  und  Übereilten  Aufeinander- 
folge, wie  gewaltig  der  Wissens-  und  Er kenntu istrieb  auf  dem 
Gebiete  der  Staut«-  und  Gesellsckai'tswisseuschaften  erwacht  wur 
und  mit  welcher  Hast  man  bemüht  war.  die  geiieinieii  Geseti^e 
der  Entwicklung  auf  diesem  Gebiete  zu  entdecken.  iSclüieÜlicli 
hat  ja  80  manche  Richtung  der  Anthropologie  <^),  der  Kultoige- 
schichte,  wie  auch  die  . Geschichte  als  Wissenschaft*,  um  deren 
Begriff  neuestems  so  heiß  gekämpft  wird'),  sich  unter  anderai 
ganz  dasselbe  Ziel  gesteckt,  wie  die  meisten  der  oben  genannten 
Staatswissenschaften. 

■  Aus  dieser  priusipieUen  Verschiedenheit  zwischen  StaatswiaieB* 
Schaft  uud  Jurispradens  ergeben  sich  die  vielen  Mißverständnisse  zwi- 
Ecbeii  den  Juristen  und  Staaislebrern.  Erstere  wollen  den  Staat  ^'uri 
stisch*  behandeln  und  „kODstrnit^rpn**,  was  nn^et'ähr  dasselbe  ist,  als  weau 
man  eine  P.eethnv  ri'sche  Sonat«^  niil  Lött'elii  essen  wollte.  Die  Verschie- 
denheit des  iie^'^eudtandes  ist  bei  iSUiat  und  i\eoht  8o  himmelweit,  daß 
diejenisren,  die  ^'ut*-  Juristen  sind,  für  den  Staat  zumeist  kein^'n  Sinn 
und  kt'iii  \'.  ratäi)dni8  Luibcn.  Allcrdin^'s  wart-n  dit*  Juristen  immor  daiU 
uuentbebilich,  um  über  den  Staat  —  juristisch  zu  raisounieren  uud  mit 
allerhand  juristischen  Kunststllcken  da«  wahre  Wesen  der  Sache  zu  ver* 
dunkeln  und  lu  Terachleiem. 

In  dieser  Kunst  hat  es  die  deutsche  «Staatnrechts^WiaBeoachsft^ 
sehr  weit  gebracht^  ja  sie  hat  darin  alle  Nationen  der  Welt  ftbsriroffei» 
l'nerschöpflioh  lind  die  deutaehen  Staaterechtslehrer  in  den  .Eonilnik- 
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tionen"  des  Staat-es,  bald  als  „Persfmliclikeit'*,  Uild  als  eine  ^bunune  vou 
Willen",  die  einen  „Geaamtwilleii-*  Ijildeu;  bald  ists  ein  „Gpmeiiiwi-sen" 
höcbstt^r  Ordnung  an  der  Spitz»-  »-iner  ganzen  Stutcnleiter  von  unter- 
geordneten «Gemeinwesen''.  al.>  da  sind  Gemeiudt!,  lio/.irk  n.  s.  w.  Dabei 
wird  von  den  mcistt  n  di  r  iStaai  als  „Begrift"  behaiulelt,  denn  Juristen 
arbeiten  doch  nur  mit  iJegriffen,  daher  die  „juristischen »  iStaatsrei  hts- 
lehrer  meist  darum  hemmstreiten,  „wtt  fitr  Begriff»  der  Staat  aei,  ob 
es  ein  etbiseber  oder  logischer  Begriff  sei,  ob  cb  ein  idealer  oder  ein 
empiriacher  aei  and  was  dergleichen  mehr.  Daß  der  Staat  noch  gani 
etwas  anderes  ist^  als  ein  Begriff,  dämm  kOmmem  sich  die  Juristen 
nicht  —  ihnen  genügt,  da6  er  ein  „Begriff**  ist,  mit  dem  kOnnen  sie 
dann  nach  Belieben  operieren.  Was  ihngen  sie  mit  einer  soxiaten  £r- 
scbeinang,  mit  einer  sozialea  Einrichtung,  mit  sozialen  Tatsachen  a.nf 
Die  könnte  rann  ja  nicht  konstruieren,  die  müßte  man  beobachten 
mid  —  das  ist  nicht  ihre  Sache* 

^)  ^Grundriß  der  ethnologischen  Jurisprudenz**,  nannte  A.  H.  Post 
•ein  letetea  Werk  (1894),  nachdem  er  B<>int'  leider  nur  allzukurze  und 
so  Überaus  verdienstvolle  Gelehrtenlautljahn  mit  einer  „Einleitong  in 
eine  Philosophie  de«  Rechts,  auf  Gnindlage  der  modernen  empirischen 
Wissensehaft"  il8f)7  beofonnen  hatt^'.  Zwischen  diesen  beiden  Werken 
liegt  ein»'  <ranze  Ibjilie  seiner  Ar'neit^Mi,  in  denen  »  r  denselben  Ge^en- 
«^tand  seiner  Forsclmni^en  imnifr  mit  einem  andeni  Titel  l>ezeichnet,  was 
nicht  nur  lür  sein  t>i^<'ne>'  S<  h wanken,  sondern  auch  tur  die  L ut'ertigkeit 
der  Systematik  nnd  Terminologie  auf  diesem  Gebiete  l»ezeichnend  igt. 
DfcuM  auf  jene  „Philosophie  des  Kechte"  folgte  1872  eine  «Eiuleituiig 
in  eine  Naturwissenschaft  des  Rechts**  und  auf  diese  wieder  1875  eine 
Schrift  über  MOeschlechtfigenossenschaft  der  Uneit**,  die  als  «Beitrag 
SQ  einer  allgemeinen  Staats-  und  Bechtawiasenscfaaft''  bezeichnet.  Dann 
folgt  1876  seine  Schrift  über  den  »Ursprung  des  Rechte,  die  er  wieder 
als  «Prolegomena  zu  einer  allgemeinen  Teigleichenden  Bechtswissen« 
sehaft"  beteichttet.  In  den  Jahren  1880  und  IQSl  erschienen  von  ihm 
•Bausteine  für  eine  allgemeine  Rechtswissenschaft  auf  Tergleicbend* 
ethnologischer  Basis**.  Sein  folgendes  Werk:  .Die  Grundlage  des 
fiechts  und  die  Grundzüge  seiner  Entwirk1un(T?ge.s(  hichte"  (1884)  be» 
idehnet  er  dann  näher  als  „Leitgedauken  für  den  Aufbau  einer  allge- 
meinen vergleichenden  Rechts  Wissenschaft  auf  soziologischer  Basis", 
hjg  g^(.}j  (l-^nn  188(5  ZU  der  rjewin  nicht  7.utr*>ft"enden  Be/.eiehnnnfr 
.et!nir>b»<nHr)!f  Jurispruden?.-  entscblieft,  ftlr  da»  „Studium-  derselben 
«iiH-  „hiuluitun«^-  liefert  und  welcher  er  scbliel'lich  seine  letzten  zwei 
iühaltreichen  Bände  (181)4}  widmet. 

Nicht  minder  sehwankeud.  wie  Post,  ist  anch  Bastian  in  der  Be- 
neuuang  der  von  ihm  in  allen  seinen  Werken  behandelten  einen 
Wiüseuschaft,  bis  auch  er  ä^ich  schließlich  für  ^ethnologische  Soziologie** 
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entbcheidet.  J^o  ••r  sein  Hauptwerk  „Der  Mensch  in  der  ( leschichte- 
(18(}0)t  wZur  Begründung  einer  psjchologisclieu  W  elUyigcliauung*  ge- 
«olttieben  baben;  eein  spfttexw  Werk:  «Die  Rechttrerhältniwe  l>ei  «er- 
Mshiedfliijm  TOlkem*^  (1872)  nennt  er  aber  iclioii  dnen  «Beitrag  cor  xtst- 
gleichenden  Ethnologie*'.  Nachdem  er  dann  1880  «IKe  Vorgescfaicfate 
der  Ethnologie*  h^rauagibt,  wird  er  wieder  achwankend,  betitelt  aeta 
folgende»  Werk  «Der  Tölketgedanke  im  Aufbau  einer  Wiesen  sc  ha  fl 
▼om  Mensoken*<  (1861),  dann  fo^en  »Allgemdne  Grandzflge  der 
Ethnologie"  (1884),  in  welcher  Schrift  er  aber  diese  MEtbuologie**  aslliat 
als  „ethnische  Soziologie*"  oder  ..Soziologie  in  ihrer  ethnischen  Vermau- 
nigfaltigung**  beseichnet.  Da»  Beispiel  Postas  und  Bastiau's  bewäit 
deutlich,  wie  es  :in  einer  klaren  und  testen  Systematik  noch  immer 
mangelt,  wie  ;il>er  auch  diese  her\'orrn^enden  Schriftsteller  unwillkürlich 
auf  eine  «Soziologie-  lossteuern,  für  welche  sie,  ohne  den  Gesenstand 
klar  erkannt  zu  haben,  ALiterialien  sammeln.  Die  gnindlcjjeiuie  ^Vissea- 
schüft  ist  eben  die  Soziol<>f)fie.  für  weiche  die  Materialien  lierbei;j-escliift 
werden  von  der  Ethnographie,  Ethnologie,  ethnologischen  .lunspiuUeJU, 
vergleichenden  Rechtswissenschaft,  h^taat^» Wissenschaft,  Re«  htsL'eschicht^. 

«2)  Faßt  man  tlen  Menschen  als  oin  gesellsehaftlieh  leb«  niles  Ge- 
.-:chöpf,  als  ein  Her<lentier  auf,  io  konnte  mau  versucht  sein,  all-  *ei.ue 
gesellschaftlichen  Einrichtungen  alü  zu  seiner  Naturget^chichte  gehörend 
in  die  Anthropologie  an  ?erweisea.  Die  Senologie  lehnt  eine  tolcbe 
Systematik  ab,  weist  der  AnthiK>pologie  als  Q^^enstand  nur  den  Ifea* 
sehen  als  £inaelwes«i  su,  dessai  phyaiBche  nnd  psydüscbe  Besehaffen« 
heit  und  die  Vetschiedenheit  'deiwBlben  nach  Absümmung,  Wohndfeti 
Knlturstofe  u.  dgL  Dagegen  vindisiert  die  Soziologie  für  sidi  als  am- 
scUiefiUdien  Gegenstand  die  Besiehnngen  menachlidher  Oroppen  au  eui' 
ander,  ihre  sozialen  Anfiainanderwirknngen  und  die  daraus  sich  erge» 
benden  Verhältnisse,  deren  roruehmates  der  Staat  ist.  Die  Tendenx  der 
Soziologie,  dm  soziale  Leben,  die  sozialen  Gestaltungen  zu  ihrem  aiü- 
SchlieÜlichen  Gegenstand  zu  machen,  f^eht  so  weit,  daß  manche  Sö:  io- 
loGfon  auch  die  sresidlscbitft liehen  Kinhchtuugeu  der  Tiere  znm  ''M  ir,-!! 
Stande  soziologischer  Untersuchungen  inacheu  (z.  B.  Espiii.id  L»? 
sonietcK  auimaletii.  Jedenfals  ist  die  Soziologie  eine  für  Kieh  iH^tebtutH* 
W  Ibsen  schalt,  deren  Gegenstand  nicht:  der  MenHch,  sondern  im  lie- 
j^'.  nsatz  zur  Anthropologie:  die  (tesellgchaften  und  ihre  Wechselbezi''- 
huugeu  bilden  (Vgl.  m.  Geschichte  der  Staatstheorieu,  1^05,  S. 

<>)  Im  Grande  genommen  ergiebt  sicn  aas  der  Art  der  Auffassou^' 
des  Staates  notwendigerweiae  die  Art  der  AufEassung  der  Qeadiicbte^ 
Denn  da  nns  doch  die  Geachichte  vornehmlich  die  Scfaiekaale  der  Staaten 
eraählt,  bo  folgt  .aus  der  aoiiologischen  AuffiasMing  des  Stsatea  eme 
ebensolche  Auflsaanng  der  Geschichte,  d.  h.  die  Geschichte  wird  dsan 
eine  Wissenschaft  der  sozialen  Entwicklung  der  Menacheit  nnd  ihre 
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obente  Aufgabe  irt  dann,  ans  diese  Geietse  aafiniadgeii.  Eine  solehe 
AnfinuDg  der  Geaehiehte  geht  aber  den  Hietorikem  wider  den  Stridi. 
die  dch  lieber  als  Kfinstler  aufspielen  (was  die  großen  unter  ihnen  tat- 
tlcblich  sind),  und  um  die  Gestalten  mächtiger  (manchmal  auch  ganz 
ehnmftchtiger)  Individualitilten  ^zur  Nachahmung**  darstellen.  Ich  habe 
diese  Frage  in  m.  Soziologie  und  Politik  (1892)  und  seither  auch  mehr- 
faih  behandelt.  Die  Historiker  s^clbst  sind  darü>>er  nicht  oinig,  ob  ihr 
M6tier  eine  Kunst  oder  eine  Wissenschaft  sei.  Die  Melnzabl  der  Histo- 
riker !«ind  tatsäcliiich  Dichter  und  hat>en  dichterische  Bedürfnisse,  (wenn 
si''  auch  z\i  deren  Bet'hedigiiiig  Qnollt  ustudien  machen).  Sie  lmV)Cn  das 
po»'tii?che  Redßrfnis  historische  IndividiiaHtäten  zu  s(}iatt'en:  das  wissen - 
«ckaftliche  BedürfruH  der  Erklärung,  welche  soziaieu  Verhältnisse  diese 
beütinimte  Individualität  mit  samt  ihren  Taten  geschaffen  haben,  dieses 
BedQiihis  geht  ihnen  meist  ab.  Und  warom?  weil  sie  zugleich  das  Be- 
dflrfois  haben,  die  selbstgeschaffenen  G5tsen  anmbeten.  Mne  nfiehteme 
winensehafUiche  fietxachtang  der  Geschichte  ist  aber  einem  solchen 
GObendienste  abtrSglich.  —  Noch  ein  letstes  Wort  darttber«  ob  Ge- 
schichte Wissenschaft  oder  Kunst  sei,  mOge  hier  Plata  finden» 
Trotzdem  die  Sache  so  ei  i fach  ist,  wollen  die  Historiker  noch  immer 
nicht  begreifen,  dalt  die  nGeschichtsschreibung*  in  ihrem  höchsten  Typus 
eine  Kunst,  in  ihren  zahlreichen  niedrigen  Typen  eine  einfache  Be- 
richterstattung oder  Materialiensammlung  oder  auch  endlich  eine  Auf- 
auchun^'  vt^rstocktcn  und  vrrbor^enen  Materials,  fiuf  „Erforschung**  yon 
Tatsachen  iafc,  dagegen  aber  bisher  ( Jeschiehtasclirpilnnis^  noch  nie  und 
nirgend  Wissenschafl  irowordt^n  ist,  weil  die  Historiker  über  die  wich- 
tijrstft  Fratre  der  EulwicKiuug  der  Mensciiheit  noch  in  dem  Stadium  der 
Mythologie  stecken  und  weil  sie  meist  die  Resultate  der  Anthropologie, 
Ethuolo«:ic  und  Soziologie  ignorieren. 

Man  solle  nur,  wie  auch  die  gröPten  Historiker  über  die  Anlange 
der  Menschheit  auf  Erden  reine  Amnienmiirchen-Vorstelhingen  hegen; 
wie  sie  über  den  Entwicklungsgang  der  Menschheit  ganz  verkehrt«,  un- 
hidtbare  Ansichten  haben ;  wie  sie  das  Wesen  des  Staates,  der  doch  einer 
derUanpIgegenstttnde  ihrer  Davstellungen  bildet,  gar  nicht  kennen;  wie 
ihnen,  namentlich  in  t)eutBchland  die  Bosiologie  eine  terra  incognita  ist, 
'Wie  ne,  in  philosophischen  Kindeischnhen  wandelnd,  ihre  «Geschichte* 
als  ein  „Gebiet  der  Ffeiheit*",  der  Naturwissenschaft«  als  dem  „Gelaet 
Notwendigkeit*  entgegensteUen  nnd  was  dargleichen  Naivetlten 
mehr  sind.  Übrigens  liegt  es  uns  ferne  die  Historiker  bekehren  su 
vollen :  Mögen  dicgenigen,  die  Kfinstler  sind,  uns  fernerhin  mit  ihren 
Kunstwerken  erfreuen  —  die  andern  mögen  Material  sammeln  und  for- 
Ächen ;  das  ist  ja  verdienstlich.  Nur  möfjen  sie  nicht  den  Ansprach 
erheben,  Wissenschaft  zu  treiben,  was  lanächst  gar  nicht  ihre  Auf- 
gabe ist. 
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StiUltswisaeiiseluittlielie  Fiikallftteii. 

Die  Iiier  er5rtete  Frag^  der  Systematik  der  Staatswissen- 

schalteu   wird  eine  aktuelle  Bedeutung  erlaugeu,   wenn  nun 
einmal  daran  golien  wird  (was  hoffeutlich  nicht  ausbleibeu  dürfte^ 
für  da»  Studium  der  tJtiUitswisseuschafteu  eigene  staatswissen- 
scbat'tiiehe  Fukuitäteu   zu  errichten   und  für  dieselben  einen 
zweckmäßigen  Studienplan  zu  entwerfen.   Denn  ea  dürfte  ans 
Torstehendem  klar  hervorgehen,  daß  die  Wissenschaft  vom  Staate 
nur  auf  Grundlage  und  im  Zosammenhange  mit  allen  den  oben 
aufgezahlten  Sozial-  und  Staatswiseenschaften  samt  allen  ihren 
Xebenzw.'igen  siel»  gedeihlich  eutwjekolu  kauii ;    dalJ  aber  die 
BoliHudiung  des  ,allgomoiueu  Staatsrechts"  als  uiitergeorduetoji 
Anhängsel  der  Paudekteu,  des  Zivil-  und  Stratret  hts,  des  Hüu- 
dels-  un<]  \V  f  lisel rechtes,  des  Zivil-  uud  Strafverfahrens,  wie 
das  heute  üblich  ist,  eine  Wissenschaft  vom  Staate  nicht  nur 
nicht  fordern  kann,  sondern  dieselbe  geradezu  nicht  anf* 
kommen  läßt.   So  wie  sie  heute  organisiert  sind  die  juristi- 
schen oder,  wie  man  sie  auch  mit  wenig  Berechtigiinijj  nennt, 
dit»  rechts-  uud  stuatswissiMischattlicheu  Fakultäten,  »iiid  die- 
selheu ausschließlich  Hechtss«  hulon,  die  dem  Staate  die  nötiiien 
jvuutiiigeiite  seiner  Richter  und  Beamten  heranlnldeu.  Nur 
bilde  man  sich  nicht  ein,  daU  auf  diesen  Fakultäten  die  .Staats* 
Wissenschaften*'   gepflegt  werden,  daß  sie  PflegestStten  der 
Wissenschaft  vom  Staate  sind.   Es  fehlt  dem  heutigen  Stadie- 
renden  der  Bechte  all  und  jede  Voraussetzung  und  auch  jede 
Geil  ^  iiheit  zu  einer  intensiveren  Pflege  dieser  Wissenschaft 
Denn  wi-  ;ius  obiger  Systematik  sich  ergibt,  sind  Soziolo<jio. 
Autliropologie,  Ethnuiogie,  eine  wuhrhatl:  wissenschaftlich  l>e- 
triebene  Geschichte  (nicht  eine  Erzählung  von  Geschieht Ii, 
politische  Gleographie  und  Ajithropogeographie  wie  sie  Ratzel 
begründete,  Kulturgeschichte  in  der  Weise,  wie  sie  läppert  be* 
treibt,  und  noch  andere  ,  Staats  Wissenschaften*  teils  die  unent- 
behrlichen Grundlagen,  teils  die  notwendigen  Ergänzungen,  olm^ 
welche  eine  Wissenschaft  vom  Staate  gar  nicht  begrilfen  werden 
kann.    Nun  köuneu  aber  alle  dies?  Disziplinen  au  einer  juri- 
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stisehen  Fakultät  nicht  gelehrt  werden,  weil  sie  dem  Juristffid 
teils  nicht  nötig  sind,  er  anch  fttr  alle  diese  IHsziplmen  keine 
Zeit  findet.  Soll  die  Wissenschaft  vom  Staate  als  solche  ge- 
pflegt werden,  dann  wird  wohl  niclits  unders  übrig  bleiben, 
als  besondere  und  selbständiire  F.ikultätou  dafür  zu  errichten, 
an  denen  in  einer  vernünftigen  auf  einer  logischen  Systematik 
sich  stützenden  Aufeinanderfolge  und  Nebeuordnung  der  ganze 
Komplex  der  Staats-  nnd  GeeeUschaftswissenschafteu  gelehrt 
vside.  Doch  ist  das  eine  der  vielen  Fragen  des  20*  Jahrhun- 
derts, mit  deren  Anregung  wir  unser  «Allgemeines  Staatsrecht* 
beschließen  wollten. 
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A 

Die  ältesten  Staateiigründangen  in  den  Donau- 

KarpathenländenL 

L  Bas  Dftko-GetUehe  Reich. 

L  Aus  allen  uns  erhaltflaeiL  liktoriidieiL  Zeuguisaen  schemt 
et  bis  znr  größten  Gewißheit  berrorzogelien,  daß  die  von  den 
Karpathen  moachloaeenen  Tiefländer  an  der  mittleren  Donau 
und  an  der  Theiß  beini  ersten  Anbruch  historischer  Zeit  yon 
Asien  her  durch  Nomudeustamme  beherrscht  wurden.  Die 
Griechen  hatten  für  diese  Stämme  einen  Gesamtnamen:  Skythen, 
innerhalb  welcher  Gesamtbeseichuung  sie  eine  große  Anzahl  von 
Speziiilnamen  für  die  einzelnen  Stämme  gebrauchen.  Ein  solcher 
»skytischer*  Stamm,  der  nach  Herodot  (444  a.  Cht.)  „über 
llirakien  hinauf  Tiordwärts  und  jenseits  der  Donau"  wohnt  und 
(westlich)  -an  die  Heneter  am  Adriatischen  Meere  j^^renzt*,  also 
üttenbar  das  heutige  Ungarn  besetzt  hatte,  waren  die  Sygyn- 
nen.  »Sie  geben  sich,  für  medisclie  Kolonisten  aus*,  he- 
richtet  Herodot  (V.  9),  welche  Anij;a])e  der  Umstiiud  zu  V)estii- 
tigeu  schien,  dati  sie  sich  mediscli  kleideten,  also  ein  weites, 
flatterndes  Gewand  trugen.  Eine  Spur  ihrer  einstigen  Ansied- 
luug  im  Donautieflaiide  ist  bis  heutsutage  in  dem  Kamen  der 
Stadt  Sasegedin,  bei  Ptolemäus  Sigidonum  erhalten.*) 


Im  lÜnemrinm  des  Antonin  :  Singidukimi,  bei  Jomandes  Dtrfv^Sov. 
Mögliclierweiee  enthält  auch  die  Stadt  Segestica  (Strabo  VUl  5),  dae 
heutige  Sisaek  ia  üugara  eiaeu  Anklang  an  die  Sigyoneu. 
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2.  Daß  sie  nicht  die  ersten  Einwoliuer  des  Landes  waren, 
ist  klar,  und  es  geht  das  auch  aus  den  Worten  Herodots  her- 
vor, rlcr  neben  nmen  dar  ^^^p^,  das  ist  der  £ingebore* 
neu  erwähnt.*'^ 

Ebenso  ist  einleuchtend,  daÜ  aie  als  Xomaden,  ans  älterem 
TCulturliinde  stammend,  im  Besitz  höherer  Kulturmittol,  worauf 
sclioii  ihre  luxuriöse  medische  Kleidung  hinweist,  die  angetrof- 
fene unzweifelhaft  ackerbauende  Laiuli)Ov<ilkerung  beherrsch- 
ten. Wenn  ilirer  aber  in  der  Folge  keine  Erwähnung  ges»ehieht, 
woraus  die  JUstoriker  den  Schlol)  ziehen,  daÜ  m  „verschwim- 
den  seien*,  so  ist  das  nur  ein  Beweis,  daß  sie  in  der  Landes- 
bevölkerung  aufgegangen  und  wahrscheinlich  feste  stadtische 
Ansiedlungen  mitten  unter  der  ackerbauenden  Bevölkerung  ge- 
gründet £iben  mußten,  worauf  eben  die  offenbar  von  iiuMn 
gegründete  Stadt  Sigidununi  deutet.**) 

AVer  übrigens  jene  Eingeborenen  waren,  ist  aus  Hero- 
dot  ebensowenig  zn  ersehen,  wie  etwa  aus  Casar  nnd  Tacitus 
eine  nähere  Auskunft  über  jene  Eingeborenen  zu  erlangen  ist, 
welche  die  Bojer  in  RohmeTi  ihr^T  ITerrsohaft  unterwarfen. 

"Wohl  sfli Udert  uns  Herodot  die  iVenid^^TK  «lie  aus  Medien 
kamen.  Kericlitet  uns  über  Kleidung  und  lit'hensweise:  um  die 
Ei  II  ü:e])u  r  (' uen  aber,  die  von  jenen  Fremden  unterworfen 
w Linien,  kümmert  er  .sich  nicht.  Denn  das  ist  ja  immer  und 
überall  das  Charakteriiitisthe  der  ersten  historischen  Zeugnisse 
über  Urzustände  der  Länder,  daß  sie  uns  nur  die  herrschen- 
den Klassen  und  Stömme  TorfÜhren,  über  die  namenlosen 
Massen  der  Eingeborenen  mit  Stillschweigen  hinweggehen.***) 

3.  Erst  ein  halbes  Jalirtausend  nach  Herodot  berichtet  uns 
Casar  (45  a.  Chr.),  daß  außerhalb  des  hersuiischen  Waldes  an 
den  üfem  der  Donau  die  Baken  wohnen  und,  wenn  wir  spater 


♦)  Die  SU'lle  lautet:  ..xoix;  53  tr-TVic  ^x-jtswv  (d.  i.  der  Sigynnen) 

|Mirn  Xofww ZI  ^zpb;  xtOmt  icpoe  tic ix<u p i o o Offenmr  Bind  dieee  letttorai, 
(lif  Eingeborene o,  den  Sigynnen  entgegengesetst.  VgL  aacb  Herodoti  IV« 
78,  wo  im  Gep^pnsatz  zu  dem  Sky  t henk Onig  seine  Fxau  eine iicqiwpn). 
eine  Eingeborene  genannt  wird. 

VgL  Lelewel:  Naiody  na  riemiseb  ilawiaiSakioh  Posnan  186St 
S.  390,  Note:  „Die  Sigynnen  blieben,  wo  iie  waren,  nur  ftadertea  sie 
ihre  ^National  i  t  at". 

***)  isine  allbekannte  Eraoheinung.  VgL  s.  B.  Jireceks  Worte  Aber 
die  Raminen  auf  der  Balkanbalbiiuel  t  «Obwohl  ne  tu  den  ftltetien  Be> 
wohnem  der  Halbinsel  gehören,  werden  sie  nioht  firfiher  als  um  976  p.  Chr. 
in  ler  Oegend  zwischen  fiastoria  und  Fretpa  erwfthnt"  (Gesdiichte  der 
Buigareii.  J;.  217). 
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Zengnisae  griechischer  und  römischer  Schriftsteller  heruuzielieu, 
mfinen  wir  zum  Schlüsse  gelaufen,  daß  es  jene  Herodoteischea 
,Eiiig^eborenen*  sind,  die  seit  Ilt^rodofc  die  groÜe  Masse  der 
ackerVtiiutreibeudeu  und  ausäliigeii  Hevölkernng  der  Donau-  und 
Tlieil5el»eiio  1>ild*'iid.  mindestens  seit  dem  I  ,  Jahrhunderte  v.  Chr. 
mit  d*^m  Nitiueii  -Darier"  bezeichnet  wurden.*) 

Demi  wenn  aucli  neben  und  außer  den  Daciern  noch  an- 
der« Namen  von  V  ülkerstämmen  in  denbeliH»n  (lejrenden  ge- 
lütnut  werden,  so  haben  wir  doch  triftige  (iriindo  anzunehmen, 
daß  die  von  Haus  aus  uiikriegerischen  Dacier  das  bleibende 
Berölkmngselemeni  dieser  Gegend^  bildeten  und  von  den 
jeweilig  siegreich  in  die  Donau-  und  Theiflebenen  einbrechenden 
Eroberer-ScSwärmen  unterworfen  und  beherrscht  wurden.  Dnrauf 
deutet  Tor  allem  der  Umstand,  daß  das  Land  selbst  zwischen 
der  Donau  und  deu  Karpathen  Ton  diesem  bleibenden  1^'völ- 
kenrngaelement  den  Namen  Dacien  dauernd  führte,  während  die 
Namen  anderer  Volkast&mme  nur  flüclitig  auftauchen  und  mit 
ihren  Trägern  verschwinden,  sei  es.  daß  diese  letzteren  das  Laml 
verlassen,  sei  es,  daß  sie  nrifl!  kurzer  Zeit  in  den  Maasen  der 
dacischeu  Bevölkerung  untertauchen. 

4.   Die  Reihe  solcher  fremden,  in  das  von  den  , Daciern 
bewohnte  Land  eindringenden  Erobererhorden  eröffneten,  so  weit 
unser  historisches  \\'issen  reicht,  jene  Herodotischen  Sigynneu; 

zu  Cäsar's  Zeiten  scheinen  die  An  arten,  die  Cäsar  neben  den 
Dariern  erwiHmt,  und  von  denen  wir  s]);iter  keine  Sjnir  tindeu. 
ciiio  ^-n]c!(f>  fremd*'  Horde  gewesen  /.ii  sein.  W  ährend  aber  die 
BoebL-n  i,^enannten  Krobererhorden  nur  vorübergehend  in  Dacieu 
g»*lierrscbt  zu  haben  scheinen,  ohne  eine  dauernde  ]i<Mr>chaft 
hejrrundet  zu  haben,  ist  es  den  kriegrer  i  sehen  (iften  aller- 
dmg8  geliiugon,  die  Herrsch fitl  über  Dacien  iur  längere  Zeit  an 
sich  zu  bringen  und  sich  als  herrschenden  Stamm  zu  behaupten. 


*)  Homer  erwRhnt  der  Dader  noch  xueht;  er  kennt  nur  erst  die 
im  Norden  GriechenlandB  bis  an  die  Donau  wohneitdfn  Mysier :  Herodot 
kennt  schon  Hie  südlich  der  Donau  um  Pontns  wohn<Mi*ltii  Geteu, 
welchen  Dirius  auf  seinen  Zügen  gegen  die  Skythen  i)egegaete.  Hero- 
dot nennt  sie  «die  tapferaten  und  rechtschaneniten  Thraker'*,  iK-elch 
letzterer  Name  hier  offeubar  die  KoUektivbe^eichnuD^  aller  uördlich  von 
Harans  wohnenden  Völker  ist.  Allerdings  di  r  Macht  des  Perserköuijrs 
waren  die  tapferen  Geten  nicht  gewachsen  und  ein  Teil  derselben  wurde 
von  ihm  «Mnort  zn  Sldaven  gonacfat'»  (Herodot  lY,  93).  Auoh  Thukj- 
äideb  (II,  96)  nennt  die  diesseits  des  Ister  gegen  den  Tontus  Euxinui 
wnhn  'iiden  Geten  «berittene  Bogenschütsen**.  AU  solche  aiud  flie  auf  der 
1  ra,jaa&»äule  iu  Kom  abgebildet. 
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Daü  daus  VdrhaltniB  der  Geten  za  den  Dadeni,  die  seit  dem 
1.  Jahrhundert  vor  Ohr.  immer  zusammen  genannt  (Strabo 
Vll,  2)  u"<^  der  Folffo  auch  häufig  miteinander  verwechselt 
und  als  identisch  uugo.-elieu  werden,  daU  ihr  Verhältnis  zu  ein- 
ander das  der  herrschenden  Khisse  zu  den  Unterjochten  war. 
geht  vorerst  schon  aus  dem  Umstände  liervor,  daß  die  (Jeten 
uns  als  ein  vom  Pontus  hergekommenes  Kriei^ervolk  geschildert 
werden,  während  die  Dacier  immer  nur  al>  in  Dacien  aiisallig 
und  keineswegs  als  Krieger,  es  sei  denn  als  Soldaten  in  geti- 
schen  Diensten  bekannt  sind.*) 

Daß  aber  dieee  kriegerisäi^  Qeten,  die  unprOnglich  am 
Pontns  saßen,  nachdem  sie  Dacien  einnaJunen,  mit  der  Imt  mit 
den  Dacier n  als  deren  herrschende  Klasse  za  einer  Nation  za- 
sammenscfamolzen  nnd  sich  dann  anch  Dacier  nannten,  ist  nnr 
ein  Vorgang  ganz  analog  demjenigen,  der  nns  Strabo  als  Zeit* 
genösse  hezüglich  einer  andern  Abteilung  Ton  50.(XH)  Geten 
bezeugt,  die  »von  Aelios  Oatos  nach  Thracien  verpflanzt  wurden 
und  den  Namen  Mösier  annahmen*,  offenbar  von  dem  Land- 
strich .VTösien. 

Ebenso  werden  sich  auch  die  vom  Pontus  lier  nach  Daeieu 
übersiedelten  lieton  nacli  ihrem  neuen  Wohnsitze  Dacier  ge- 
nannt haben,  w« ni^  ;  ns  wurden  sie,  wie  das  Plinius  (IV,  25) 
bezeugt,  von  dfii  ivomeru  so  genannt,  woraus  sich  dajin  die 
Gleichstellung  dieser  beiden  Namen  und  ihre  Ideuiirtzierung 
erklärt.  Daß  aber  Dacier  und  Geten  ursprünglich  zwei  ganz 
verschiedene  Völkerschaften  waren,  geht  unzwei£ntig  ans  Smbo 
hervor,  welcher  berichtet,  daß  es  von  »Alters  her  eine  Sntei- 
Inng  in  Dacier  und  Qeten*  gab,  und  zwar  seien  diese  letzteren 
«gegen  den  Pontus  hin,  die  Dacier  in  den  entgegengesetzten 
Landern  gegen  Germanien  und  gegen  die  Quellen  des  Ister*. 
Damach  waren  die  Dacier  die  seßhaften  Bewohner  des  heutigen 
Ungarns  bis  an  die  Ostgrenze  DeutschLinds,  die  Geten  aber  ein 
in  der  Ii  mutigen  Moldau  und  in  Bessarabien  nomadisierender 
kriegerisciier  Stamm.**) 

5.  Dieser  Annahme  steht  keineswegs  che  weitere  Nachricht 
Stralios  entgegen,  daß  »die  Dacier  und  Geten  einerlei  Sprache 

*)  Vgl.  oben  die  vorige  Note. 

**)  Daß  Dacier  uud  Geten  swei  verschiedene  Stämme  waren,  hält 
aucli  Niebuhr  für  siebter  bezeugt  (Kleint^  Schriften  S.  37Gk  Wenn  da- 
gegen ZeuU  8.  260  die  Daken  und  (ieten  gleicher  uud  zwar  thrakiacher 
Abetammniig  tetn  lAßt,  weil  sie  naoh  Strabo  mit  den  Thnkem  ^fio^Äome 
Bin*!,  äo  igt  das  eiue  bei  Historikern  häufige  falsche  Schlußfolgerung 
von  der  Glpichheit  <)er  Sprache  auf  die  (Tleumheit  der  Abttammiiag,  die 
gur  keine  Berechtigung  hat. 
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redeu",  d^nn  zur  Zeit  Strabo's  (19  p.  Ohr.)  waren  schon  •^iiiige 
Monscheiuilter  verflojüjien.  seit  die  Geten  Öacien  eingeiiomiuen 
hatteu.  uud  es  braucht  uns  daher  nicht  Wunder  zu  nelimeu^ 
daß  4>ie  da  bereits  die  Sprache  der  Landesbewohner  sich  zu 
eigen  gemacht  und  ihre  eigene  Spraelie  autyre«reben  hütteii.  Wis- 
sen wir  doch  aus  Berichten  von  Missiouiireu  uud  KeiseudeuT 
wie  leicht  noch  heute  nomadisierende  Naturvölker,  die  keine 
Schriftsprache  beoiteen,  ihre  Spiraehe  auigeben  und  fremde 
Sprachen  annehmen/)  Benn  man  darf  nicht  yergessen,  daß 
bei  Katurvölkem  die  Sprache  noch  nichts  anderes  ist,  als  ein 
Mittel  der  Verstandignug,  und  daß  sie  daher  im  fremden  Lande^ 
wo  ilire  Sprache  aufiiört  diesen  ihren  einzigen  Zweck  zu  erfül- 
len und  ein  taugliches  Mittel  der  Verständigung  zn  sein,  die- 
sell)e  wie  unnützen  Ballast  Uber  Bord  werfen  und  sich  diejenige 
Sprache  rasch  aneignen,  die  diesen  Zweck  besser  erfüllt  Dieser 
leiclite  und  rasche  Wechsel  der  Sprache  darf  uns  also  bei  Na- 
turvölkern [imd  als  solche  müssen  uns  anch  die  <ieten  gelten), 
um  so  wcniofcr  wundern,  da  wir  doch  s^hli^^Hlirli  uud  endlifh 
auc-li  in  späteren  historischen  und  in  uii-ereu  Zeilen  vielfach 
(it'le«^nheit  haben,  die  Erfahning  zu  muciieu.  daß  fremde  ]Sli- 
uorität^n  die  Sprache  der  sie  umgel)endcn  Bevölkerungsniassou. 
unter  deuen  sie  sich  ansiedelten^  annahineu,  und  zwar  auch 
dann,  wenn  schon  die  , angestammte''  Sprache  eine  Literatur 
besitzt  So  haben  ja  die  l^rmannen  in  England  ihre  franzö- 
sische Sprache,  ebenso  die  Deutschen  in  Polen  und  neuestens 
ancb  in  Ungarn  ihre  Sprache  aufgegel>en  und  die  Landesspruche 
angenommen,  wenn  auch  bei  Knltursprachen  dieser  Prozeß  ein 
viel  schwieriger  ist,  als  bei  Sprachen  der  Naturvölker.  .Bei  den 
Gne(  heu  waren  die  Geten  bekannter  wegen  ihren  beständigen 
Wanderungen  von  einem  Ufer  des  Ister  (Donau)  auf  das  an- 
dere**, sagt  Strabo,  der  damit  offenbar  die  beweglichen  und 
krie«jrerisc1ieu  Geten  von  den  seßhaften  und  friedlichen  Da- 
ciern  unterscheidet:  denn  während  er  von  d*Mi  'ietou  berichtet, 
daß  sie  einst  im  Kriege  uut'^r  ihrem  KTnjig  Dromirliätes  den 
Lysimachos  in  Gefahr  brachten  und  getaugen  nahmen,  ist  von 
Krieg8t«ten  der  Dacier  nirgends  eine  Spur  zu  finden.  Auch 
haben  nur  die  Geten  eine  .ältere  Oeschiclitc"  und  auch  aus 
der  .neuesten'*  Zeit  ist  bloß  die  Gescliichte  der  Geten  von  In- 
teresse; die  Dacier  hingegen  sind  offenbar  eine  geschiditslose 
BeYölkerung.  Den  Inhalt  aber  der  Geschichte  der  Geten  bilden 
Kriegie  und  Taten  ihrer  Könige.  „Als  Börebistes,  ein  Gete,  zur 


*)  VgL  Max  Maller  Vorlesungen  Über  die  Sprach wisBenscliaft. 
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Herrscliaft  über  sein  A'olk  ge1;iiigte,  war  dassellie  von  viel<»u 
Krip'JTtMi  »geschwächt;  er  nhnr  hob  es  durch  Ühuug  und  <je- 
wölmiiii«^  an  Mäßigkeit  iiiul  auhultendo  Arbeit  90,  daß  er  i» 
\veiii;4-t'n  Jahren  sich  eine  kräftige  Herrschaft  begründete  und 
die  meisten  Nachbarn  der  Herr^chiift  der  Geteii  unterwarf-. 
Als  herrschende  Klasse  nennt  also  Strabo  iiimier  nur  die 
Geteu;  er  kennt  nur  eine  Herrschaft,  der  Geten,  nicht  der  Da- 
cier.  Dagegen  haben  aUerdings  die  Qeten,  als  sie  die  Dader 
untenochten  und  in  ihrem  Lande  eine  staatliche  Ordnung  be- 
gründeten, die  Dader  zum  Militärdienst  herangezogen,  worauf 
sich  offenbar  die  Worte  Strabo^s  beziehen,  daß  »zur  Zeit  ihrer 
höchsten  Macht  die  Geteu  und  Bacier  ein  Heer  von 
20('.0<>1  st^^Uen  konnten''. 

6.  Über  den  Zeitpunkt,  wann  die  Geten  Dacien  erober- 
ten und  ihre  Herrschaft  daselbst  begründeten,  können  wir  aus 
folgenden  Daten  einen  Schluß  ziehen.  In  das  Jahr  ol3  a-  ^'lu". 
fnlft  der  Zn^r  (h>  l)ariiis  jrecfe!!  die  Skytl'en ''^  wobei  er  mit 
dou  <ieten  an  den  südliclien  l)onaunHnitli!i]gen  znsanunAntraf. 
Damals  saßen  also  noch  die  lieten  an  dem  Pontus  i)ii  iieutigeu 
Bessarabien.  Dort  finden  wir  sie  noch  gegeu  das  lalir  429 
a.  Chr.,  als  sie  von  Sitalkes  dem  König  der  Odryser,  als  Bun- 
desgenossen gegeu  Miizedoiiieu  herbeigerufen  wurden.  '  t  Kaum 
100  Jahre  später,  a3ü  a.  Chr.,  finden  wir  sie  im  Besitze  des 
Landes  am  linken  Ufer  der  Donau  in  der  heutigen  Walachei 
Daß  sie  dort  das  Land  beherrschen,  gebt  ans  dem  Umstände 
hervor,  daß  sie  bei  Annäherung  Alexanders  d.  Gr.  ein  Heer  von 
10.(M)0  Mann  Fußvolk  und  4000  Beitem  ins  Feld  stellen.  Auf 
der  Donau  haben  sie  Schiffs  und  Fahrzeuge  zu  Handels-  und 
Kriegszwecken.  Eine  Parasange  vom  Ufer  entf  rnt  besitz«'u  sie 
eine  Stadt,  die  jedoch  nicht  befestigt  war,  nnd  die  sie  bei  An* 
naherung  der  Alexandrische]!  Phalanx  verlassen,  nachdem  sie 
ibr  Hab  und  Gut.  so  viel  sie  konnten,  zn  Pferde  mitnahmen. 
Doch  fand  Alexander  iu  der  Stadt  noeli  reichliche  Beute.***) 

Noch  uugeftbr  ein  halbes  Jahrbnn<lei-t  später  (!?9i?  a.  Ohr.) 
tiiid'n  wir  sie  bereits  im  liesit/.e  des  Landes  zwischen  Donau 
uud  Karpathen  unter  ihrem  Kr>nig  Dromichätes  auf  einer  so 
hohen  Stufe  der  Macht,  dab  sie  mit  dem  König  Ljsimachos 
von  Thracien  siegreiche  Kämpfe  bestehen.!) 


*^  DuDcker,  Geschiohte  des  Altertums  Ii,  S.  486» 
•*)  Thukydides  II,  96. 
**•)  Lelewel  l.  c.  p. 
t)  Droysen.  <Je8chichte  des  Uellenismus  I,  589.   Niebuhr,  Kleine 
Scilriflen  8.  37ü.  Lelewel  L  c.  8.  389  und  390  meint,  wir  be«Uen  keine 
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Dieses  Land  also  zwischen  Donau  uini  Kiirpitlion.  dnnh 
welches  die  Marissns  (Marosch)  fließt,*)  Im^ieu  die  üeteu  uüeu- 
bar  iu  dem  Zeiträume  zwischen  33G  und  a.  Chr.  erobert.*') 
•Da(5  ein  kriegerischer  Stüiüüi  wie  die  Oeton  in  einem  solchen 
Lande  wie  das  dtT  Dacier  zu  immer  grüüerer  Macht  gelangte, 
ist  leicht  begreiflich.  Denn  das  Land  selbst  bot  alle  Bedingun- 
gen einer  gedeihlichen  Kntwiddung.  Auf  frnchtbaren  Ebenen, 
die  Ton  echiffbaren  FltUnen  dnrchiärdmt  werden,  saß  ein  smhl- 
mchee  arbeiieames  Volk  von  Ackerbanem;  obendrein  «gewährten 
ihnen  Reichtum  an  Qold  die  Bergwerke  Obenmgams  und  Sie- 
henbilrgens *.***)  ,So  wuchs  denn  die  Macht  der  Geten  nnd 
bildete  <laumls  einen  wirklichen  Staat''.    (Lelewel  1.  c.) 

7.  Daß  die  Leitnng  dieses  Staates  in  gnten  Händen 
sich  befand,  das  beweist  die  Art  und  Weise,  wie  der  König 
Dromichätes  mit  dem  hesiofften  nnd  in  Oefannjenschafl"  geratenen 
Köniij^  von  Thracien  Lysimachos  verfuhr.  Er  schenkte  ihm  die 
Freiheit,  stallte  sich  mit  ihm  mit"  [inf^^n  Fuß  und  schloß  mit 
ihm  einen  Vertrag,  verm(igf  dessen  ihm  Lysimachos  die  grie- 
chischen Stüdte  am  Pontns.  die  in  seinem  Besitze  waren,  abtrat. 
Daß  Droniichätes  an  dem  Rt\sity>e  dieser  Städte  ein  besonderes 
Interesse  hatte,  ist  klar:  lagen  doch  die  meisten  au  den  Miiii- 
dnngen  der  Baden  durchströmenden  Flüsse  des  Bniestr  und 
der  Donau  nnd  sicherten  auf  diese  Weise  den  Dacischen  Export- 
handel den  auf  das  schwarsBe  Meer  angewiesen  war.f) 


näheren  Angaben  übf.T  die  Krobexung  des  Laudeflf  wohl  aber  t^rktiunen 
wir  dasselbe  an  dem  Resultate,  da  nun  sur  Zeit  Strabo*«  die  Marosch 
«dnrdi  getLsches  Land  flieBt*. 
•)  Straho  VII. 

♦♦)  Wenn  iJiodor  und  JuBtinus  das  Volk,  über  welches  Drorait  häte» 
liemchte,  Thraker  nenneii,  so  ist  das  ungenau;  Diodor  nennt  es  flbri- 

fDS  einmal  auch  Geten,  ebenso  wie  Sferabo  und  jPausaaias.  Vgl.  Niebnhr 
c  8.  .TO. 

Daü  man  schon  zu  Herodots  Zeiten  die  Qoldbergwcrke  Sieben- 
bürgens ausbeutete,  daranf  deutet  die  Nachricht  Herodots  (I,  104),  daß 
die  Agathyrzen,  die  an  den  Quellen  der  Marosz  wohnten,  „das  gröfite 
Wohllehen  ftihren  und  sieh  meistens  in  Qold  kleiden",  also  golddoroh- 
wirkte  Kleider  trugen. 

f)  Bie  pontuchen  Städte,  welche  durah  diesen  Vertrag  in  deh 
Besitz  de«  Dromichätes  kamen,  waren  Tyras,  Herinonaktis,  Niconium  an 
der  Möndunn-  rief?  Dniestr.  Diesf  StÄrlte  vermittnltfn  deTi  Handel  zwi- 
schen I>acien  und  (iriecheuland.  Unter  den  Klanddsartikeln,  die  aus 
Daden  exportiert  worden,  dfirften  auch  Sklaven  eine  wichti||fe  Rolle 
gespielt  haben,  denn  wir  wissen  aus  Strabo,  dalJ  es  in  Athen  eine  groCe 
Anzahl  „Dader"  und  „Geten**  unter  den  Sklaven  fjab,  die  wahrscheiu- 
lioh  auf  diesem  Wege  dahin  gebracht  wurden.  Daü  es  zum  Zwecke  des 
Exporthandels  auf  der  Donau  HandelsBchiffe  gab,  wurde  schon  erwfthnt. 
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Wir  sehen  V>ei  dieser  Oelegenlieit,  wie  die  Natur  des  Landes 
die  Politik  der  Staaten  beeinflußt,  und  wie,  da  tlie  erstere  durch 
die  Jahrtausende  sich  gleich  bleibt,  auch  die  letztere  im  Wesen 
die  gleiche  Bichtong  behaliezi  mnß,  ohne  Bücksicht,  welche 
Stimme  imd  welche  Menschen  an  der  Spitze  der  im  littofe  der 
Zeiten  sich  ablösenden  Staatenordnnngen  stehen.  Indem  Bro- 
michätss  den  Ljsimachoe  freiließ,  um  mit  ihm  einen  Yorteil- 
haften  Vertrag  zu  schließen,  durch  den  er  in  den  Besite  der 
Handelsem porien  am  Schwarzen  Meere  gehmgte,  war  er  von 
deuselLeu  zwingenden  Motiven  geleitet,  die  so  oft  in  folgenden 
Jahrhunderten  der  Handelspolitik  Österreichs  und  (  ugams  ihre 
Riclitung  gaben,  von  denselben  Motiven,  die  in  der  nenesti»n 
Zeit  zn  Handels-  iitkI  Schitfahrtsvertr'iir'^n  Österreichs  mit  Ruß- 
land, der  Türkei  und  Kiuiiänien  führt<^ii.  und  die  in  nnsereu 
Tagen  die  i*eisen8j)reuguij;^  'tj  am  eisernen  Tor  und  die  staat- 
liche rnterstütziing  der  DamptkhifEEÜirt  auf  der  Donau  und  dem 
Dniester  herbeiiülirten. 

8-  Gewiß  nur  einer  solchen  klugen  Tulitik  hatte  es  das 
getische  Dacien  zu  verdanken,  daß  es  seiue  Grenzen  weithin 
ausdehnte.  Während  es  im  Osten  bis  an  das  Sdiwarze  Meer 
sich  erstreckte,  reichte  es  im  Westen  an  die  Sitze  der  Sneven 
im  herzinischen  Gebirge  (Strabo  VII,  1  und  ^)  und  an  die 
Skordisker  und  Tanrisker  in  den  Alpenlandem  südlich  der 
Donau  )  im  Morden  aber  erweiterte  es  seine  Grenzen  bis  über 
den  Dniester  hinaus. 

Dieses  große  Reich  au£recht  za  erhalten,  bedurfte  es  uiclit 
nur  einer  festen  inneren  Organisation,  sondern  auch  einer  krüf- 
tigeu  <  Organisation  nach  Außen,  t'm  erstere  /n  stützen,  be- 
gnügte man  sich  offenbar  nielit  mit  bloßen  Mitteln  physischer 
Gewalt,  man  setzte  moralische  Heliel  an,  um  das  Volk  der 
staatliclion  <  )rHnnnLr  gefügig  zu  machen.  Neben  der  weltlichen 
Macht  deb  Kimig-  \\  urde  die  geistliche  Macht  eines  Hohenprie- 
sters aufgerichtet.  \  on  dem  er.sten  solchen.  uam*»ns  Zann^lxi.^. 
der  das  Geheimnis  seines  Amtes  von  den  Ägyptern  erlernt  lml>en 
sollte,  berichtet  Strabo,  daß  ihn  «der  König  begünstigte,  als 
er  sah,  wie  ihm  seine  üntertanen  viel  anhänglicher  waren  als 
früher,  seitdem  er  seine  Verordnungen  als  Bat  der  Götter  ver- 
kündigen konnte*.  Seitdem  war  das  Amt  eines  Hohenpriesters 
.systemisiert'  und  Strabo  versichert  uns,  daß  sich  immer  Einer 


•)  Lelewel  k)C.  cit.  p.  427,  444. 

Sadowski:  HaiideUstraßen  der  Gnechen  und  Rttmer  (Deutiefa. 
von  Kohn)  8.  188. 
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fiand,  .der  dem  König  Bat  erteilte  und  Yon  den  Geten  fUr  Gott 

gehalten  wurde**. 

<«.  Zur  Abwehr  'iiißorer  Feinde  mulite  dus  Ooto-rlakieche 
Roicli  vfin  drei  Seiteu  gerüstet  sein.  Von  ()ston  her  umdrängten 
die  Grenzen  versehiedene  sevtisclie  StiimiTie.  vnu  Westen  die 
kt'ltiscben  Stämme  der  Bojer  und  Skorfhsker  und  geruiaiii.scheu 
Rast-iirner:  von  Süden  trcakische  Völker.  :iu  deren  Stelle  dann 
(las  römische  Reich  trat.  Oegfen  Ende  des  1.  .lahrhunderts  v.  (.'hr. 
{anno  70)  kämpfte  der  Getenkünig  Böröbista  siegreich  gegen 
den  König  der  Bojer  und  Taurisker,  Kritasir.*)  Strabo  be- 
richtet von  ihm,  daß  er  ,»die  meisten  Nachbarn  der  Herrschaft 
der  Geten  unterwarf  und  sogar  den  Bömem  fhrchtbar  wurde, 
indem  er  ohne  Scheu  über  den  Ister  ging  und  Tjracien  bis  an 
Macedonien  und  lUyrien  hin  ▼erwQstete,'^'^)  und  Suetonins  l>e- 
richtet,  diitl  Julius  Cästir  (im  Jahre  40  u.  Clir.)  mit  dem  Plaue 
sifli  trug,  die  Dacier,  die  sich  über  Thracien  und  bis  an  den 
Poutus  hin  verbreiteten,  surlUk  zu  treiben. '^''  )  Damals  schon 
Ware  es  zwischen  Dacien  und  Rom  zum  Kriege  gekf)mmen, 
wenn  nicht  ta.st  gleichzeitig?  Börehistp»^  und  (*äsar  (jener  45, 
dieser  44  a.  Chr.)  von  dem  Lfleielien  Schieksnl  »'reilt  worden 
wären.  .\uf  die  Läntje  aber  knjnit«'  oin  Krie<i;  Roms  «^eL^tMi 
Dacien  nicht  ausbh'ilxMi.  Denn  Rom  koiiute  nicht  ruhig  zusehen, 
wie  ein  aufstrebendes  Staatswesen  an  seiner  Nordostgrenze  ihm 
unmittelbar  durch  Einfälle  und  Verwüstungen  in  Thracien 
Schaden  zufüge  und  seine  Handekinteressen  am  Pontus  getahrde. 
Was  Cäsar  geplant  liatte,  das  muOte  früher  oder  später  Bom 
in  Angriff  nehmen. 

Mittlerweile  allerdings  gestalteten  sich  die  inneren  Ver- 
hältnisse sowohl  ])acien*s  wie  Bom's  derart,  daß  keines  der 
beiden  Reiche  an  äußere  Kriege  denken  konnte.  Denn  Börebi- 
Stes  Nachfolger  »teilten  das  Reich  in  mehre  Teile-  ( Strabo )  und 
auch  Rom  war  von  Bürgerkriegen  diurchwühlt  und  geschwächt. 
Dem  letzteren  Umstände  verdankte  es  der  Nachfolger  des  Bö- 
rebistes,  Skorilo,  daß  er  trotz  der  erwühnten  Teilungen  Geto- 
Daciens  7nit  wechselndem  Gliieke  sich  4n  Jahre  (  [')  ')  a.  <'hr.' 
als  Herrscher  l)ehaupten  konnte  n,  wozu  ir^  wil)  nicht  wenig  der 
Umtitaud  beitrug,  dali  einzelne  römische  Machthaber,  wie  der 


♦)  Strabo  V  u.  Vll;  Jordanea  11. 
Strabo  Vll. 

♦♦•)  Dacos  qui  »e  in  Pontum  et  in  Thraciam  effuderunt  coercere, 

^iictoiiius  1,  44. 

7)  Jonlanes  rap.  1*2.  wob'  i  I't  Irrtinn  des  Jordaues,  der  die  Geten 
mit  den  «Jothen  vrw.  cliseit,  zu  fliiiuuieren  iai. 

Uumplowicz:  Allg.  SUathrecbt.  M 
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Triuuivir  Marcus  AntoDius  (.Hf>  a.  Ohr.)  um  seine  Gunst  wai- 
ben.*)  Mit  Kiiiser  Augustus  kam  nach  melirereu  knegeridcheu 
AVechselfalleu  '  ^ )  oiu  liüuduis  zustande,  worauf  der  Getenkönig 
Cotiso  Augustus  Tochter  Julia  zur  Gemahlin  erhielt,  wog^u 
Qfltoukönigs  Tochter  dem  römischen  Impmtor  TermShlt 
wurde.***) 

10.  Doch  begann,  offenbar  infolge  der  Teilungen  des  Bei* 
chee,  die  Madit  nnd  Widerstandskmft  desselben  gegen  die  krie- 
gerischen St&mmc  des  Hst  us  abzonehmen,  umsomehr  als  diese 
letzteren  von  einigen  «Teilen',  das  heißt  wohl  Parteien  des 
Qeteureicbes  infolge  innerer  Kriege  herbeigem^sn  wurden. 

ludessen  behauptete  sich  den  Köm  er  n  ^ej^oiiüber  Dacieu 
als  Großmacht  zur  Zeit  der  ersten  Flavior  ({)9 — Sl  p.  Hir.  <].. 
Duras  die  Herrschergewalt  über  dasselbe  iu  soiiior  Hand  ver- 
eiuis^te  und  von  Rom  ein  .lahrest^eld  bozotr.  'tlt  nfiar  mit  der 
Verpflichtung,  keine  Einfälle  m  r(»misciie:5  Gebiet  zu  macheii.ti 

»Sei  es  al)er,  dal!  der  letzte  Flavier,  Kaiser  Domiti.iu  die 
verabredeten  (  iesclienke  an  Dacieu  nicht  er8t4itt.ete  oder  dafi  der 
kriegerische  Dakerkönig,  Decebal,  mit  den  erhaltenen  nicht  zu- 
frieden war,  kurz  im  Jahre  85  p.  Chr.  fielen  die  Daker  in  die 
römische  Provinz  Mysien  ein  und  raubten,  was  beseicfanend  ist 
die  öffentlichen  Kassen  der  römischen  StSdte.-H-)  Darauf 
unternahmen  die  Bömer  einen  Feldzng  gegen  die  Dacier;  doch 
erlitt  das  römische  Heer,  das  unter  Cornelius  Fuscus  fiber  die 
Donau  nach  Dacien  ging,  eine  blutige  Niederlage;  Oocnelias 
fuscus  blieb  auf  dem  Schlachtfelde.  Qlttcklicher  kämpfte  gegen 


*)  Plutiirch  iu  Antouio. 
•*)  Unter  Cutiso  machten  die  Daker  häufi^r  EinRille  über  den  im 
Winter  zugefrorenen  Ister  (Donau)  in  riimisclies  Gebiet.  Augustus  »cLiikt« 
den  Lentullus,  der  sie  über  den  Ister  zarückwarf  (Dad  C^tisonis  agm<D 
occidit)  und  das  diesseitige  Ist<?ruf  r  b*  festigte.  Sic  tum  Daria  nou 
victa  sed  summota  adque  dilata  est  (llorus  IV,  12).  übor  diiaaelbe  Kr- 
eignis  berichtet  Suetonius  (II,  21);  Coercuit  Dacorum  iucursioaes,  tril>tti 
eoram  <lucibu8  cum  magna  copia  caesis. 

SuetoniuB  II,  63.  Ob  der  netenköiiij,'  ^  otisus  des  Surt^  iiiüf 
ideatitich  ist  mit  dem  Cohlo  des  Joruaades  mag  dahingestellt  bleiben. 
Möglicherweise  ist  es  nur  eine  verschiedene  Leseart  deaselbeu  Nameoi; 
in5glich)'rvvriäe  sind  alter  auch  Uorilo  und  Cotiso  Könige  der  verschi^ 
denen  Teile  JOaciens,  in  welche  da»  Reich  nach  dem  Tede  des  BOceliiit« 
zerfiel. 

f)  Im  Walde  fon  Krasna  in  Siebenbürgen  fanden  im  Jalire  188;? 
Zigeuner  15  ( Goldbarren  in  Sie^ellackstangenK>rm  mit  Prfigungsstempel 
der  röuuHt  lien  Kaiser.  Man  nimmt  an,  diil!  es  Neujabr^^eHcheiike  einf^ 
dieser  letzteren  an  einen  Dakerkönig  waren.  Einige  dieser  Barren  hclia- 
den  sich  im  ungarischen  Nationalmuseum  in  Budapest, 
ff)  Lelewel  loc.  cii  p.  464. 
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Pacien  sein  ^«lcbloigüi•  im  Oberbefehl,  »Juliuu.  der  im  Jahre 
s\)  p.  Ohr.  die  Dacier  bei  Tapae  (das  heutig  Lngo^j  besiegte. 
Trotz  dieses  Erfolgen  bot  Horn  dem  Decebul  einen  Frieden  an. 
den  dieser  annahm.  Domitian  versprach  dem  Dakerköuig  eine 
Anzahl  Handwerlcer  su  schieken  und  Jahresgelder  zu  zahlen. 
Die  über  diesen  FriedensTertrag  verfaßte  ürhnnde  legte  Demi* 
tian  dem  Senate  Yor.*) 

11.  Die  Freude  dauerte  nicht  lange.  Trajan  erachtete  die 
Tribatzalilviugen  an  Dacien  als  lastig  und  Bornas  unwürdig.  Er 
überzog  Dacien  mit  Krieg  (102  p.  Chr.\  griff  das  dacische 
Lager  bei  Tapae  (Lugos)  an,  errang  jedoch  nur  einen  zweifel- 
haften Sieg.  Olücklicher  war  sein  Feldherr  Lucius,  der  einen 
entscheidenden  Sieg  ül)er  die  Darier  vor  ihrer  Hauptstadt  Sar- 
migethuf?a  fVarlieh^l  davontrug,  worauf  Decebal  um  Friedeu  bat. 
Dieser  wurde  ihm  l>e\villio-t  unter  dor  Bodiuj^nng.  daß  er  alle 
WfLften  und  Kriegögeräte  ilen  Körner ii  iiii>liei"ere  und  das  Gebiet 
der  .laz^vger,  der  Bundesgenossen  Kun\  räume.  Trajan  lieli 
darauf  ein  römiselies  Lager  in  Sannigethusa  zurück,  errichtete 
römische  Militäristatiüueu  in  Dacieu,  lieli  den  mit  Decebal  ver- 
einbarten Frieden  vom  römischen  Senat  ratifizieren  und  feierte 
in  Rom  einen  Triumph  als  Besieger  Badens."^) 

12.  Auch  dieses  Mal  dauerte  der  Frieden  nicht  lange.  Zwei 
Jahre  spater  kam  es  wieder  zum  Eriege.  Diesmal  lie0  Trajan 
eine  steinerne  Brücke  über  die  Donau  hauen  (bei  Eladovo  in 
Serbien  stehen  noch  in  der  Donau  Überreste  ihrer  steinernen 
Pfeiler)  rückte  durch  die  drei  siebenbürgischen  Pässe  (Eisernes 
Tor,  Volka  und  liotenturrapaß)  vor  die  Hauptstadt  Daciens  und 
sclilug  das  Heer  Decebal 's  aufs  Haupt.  Es  wird  berichtet,  daß 
viele  .,Daeier''  zu  Trajan  ilher<]fingen :  auf  den  Darstellungen 
der  Trajansäule  in  Korn  sehen  wir  nur  vnrnelmie  Dacier  dem 
Beispiel  ihres  Königs  Decebal  folf^end.  vor  den  brennenden 
Trünimerhaufen  ihrer  Hauptstadt  sicli  den  Giftbecher  ZAitrüikeu. 
A  ielleicht  ist  aus  der  Zusanimoustellung  dieser  Taisachen  der 
Schluß  gestatt-et.  daß  dais  dacische  Volk,  welches  des  alteu 
Stammesgegeusatzes  zu  der  herrschenden  Klasse  der  Geten  wohl 
eingedenk  sein  mußte^  das  drückende  Joch  der  , Herren*  nicht 
mehr  tragen  mochte  und  durch  den  Abfall  yon  seinem  geti- 
schen  Eonig  und  Ton  der  herrschenden  Klasse  die  Katastrophe 
hescbleonigte.*^)   Wenigstens  scheint  auch  der  Umstand  auf 


«*)  Über  diese  Vorgänge  berichtet  Dio  Cawias  LXVin,  6— <J. 
*•*}  Bio  Casdtts  1.  c. 

30* 
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eiue  solche  iunere  Umwälzung  lüuzudeuteu^  diili  gleichzeitij^' 
mit  dem  Siege  der  Kömer  die  „Dacier^  ma-seu weise  ihr  Vafcer- 
land  Terließea  und  ins  rSnuscIie  Reich  auswanderten,  was  dodi 
offenbar  nnr  die  Folge  arger  Unzufiiedenheit  inii  den  heimat- 
lichen Verhältnissen  sein  konnte.  Unerklärlich  wäre  sonst  die 
von  EutrofMns  bezeuffte  Massenanswandemug  der  Dacier,  infolge 
deren  die  Städte  und  Gefilde  Daciens  fast  meuschenleer  wurden, 
so  daß  Trajan  das  besiegte  Iiand  Yon  Neuem  bevölkern  mu0te/) 

II.  Dacien  als  rOmisehe  PrdyliiE. 

1.  Nun  betrjinn  Trajan  Dacien  als  römisclie  IVoviuz  eiu- 
zurichteu,  zu  bt'fostijjfeii  und  zu  sicheru.  Die  Hau))t-tadt  des 
Geteuküuigb  Sariuizegetusa  erhielt  den  Namen  C'oluuia  Ulpia 
Trajana  Augusta.  Die  Wege,  die  früher  die  dacischeu  Heeres- 
haiäen  bei  ihren  Anfallen  ins  römische  Reich  benutzten,  worden 
jetzt  zu  romischen  Heerstraßen  umgestaltet,  auf  denen  die  rö- 
mischen MflitärsUtionen  ihre  Verbindung  mit  dem  Reiche  un* 
terhielten.  Solche  Straßen  ffthrten  nach  Tibiscos  (Temesvar), 
nach  Apula  (in  der  Gegend  des  heutigen  Karlsburg)  durch  die 
Schlucht  Barrldava  (R<iteuturmpaß  über  Apula  hinaus  l»is  an 
die  Grenze  Harieus  an  den  Pruth  und  Dniestr.  Diese  Straßen 
werden  noch  heute  von  der  Bevölkerung  jener  Gegend  al^;  tra- 
janische  und  romiHche  bezoicliiift. 

Die  römische  BeaitzerL^^roitniig  hatto  oine  l^eträchtliche  l'm- 
wandlini;^'  der  sozialen  Verhältnisse  Daciens  zur  Fol<^o.  Während 
ein  Teil  der  lM'vr»lkeruug  siel)  dem  r<'«niischen  Joclie  fügte,  /."ir 
•  'in  anderer  es  vor.  auszuwan<lern.  dürfte  nicht  leicht  !»eiü 

fcsUustellen,  welche  Bevölkeruu«rskhissen  zu  den  ersteren,  welche 
zu  den  letzteren  gehörten.  Wenn  aber  ein  SchlulJ  aus  logi- 
schen Erwägungen  der  Verhältnisse  und  nach  Analogien  aas 
geschichtlichen  Erfahrungen  gestattet  ist,  so  mußte  es  ein  TsQ 
der  früher  herrschenden  Klasse,  der  Geten,  sein,  der  auf  seine 
herrschende  Stellung  nicht  verzichten  wollte  und  lieher  Freiheit 
und  Herrschaft  außerhalb  der  römischen  Provinz  aufisusuchen 
beschloß,  während  der  eingebomen  dacischen  Bevölkerunu  <ler 
Wechsel  der  Herren  gewiß  gleichgiltig  war  und  sie  vielleicht 
gar  die,  in  dem  Jiuhmen  von  Gesetz  und  Recht  sich  bewegende 

*i  Trajaiins  virtn  Daria        tnto  orbe  rouiano  infinitas  c^o  ropia* 
liomiuuiu  traustulerat  ad  agros  et  uibes  colendaa.  EutropiuB  XIII,  H, 

••)  Die  Walacbisch-Siebenbürgiache  .Stralle  hieD  Caled  Trajanoltti: 
die  Fcl8eucD^'<>  jen8«>ita  des  Rotenturmpasses  Puarte  Romftnilor.  L«lewel 
1.  c.  p.  m  Kaake,  Weltgeschicbse  Iii,  1  p.  272. 
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Herrschaft  eiaes  Kulturbtaates  wie  Rom,  der  rauheu  Herrschaft 
balbaäiatischer  Horden  vorzog.  Doch  mußte  jedenfalls  auch  ein 
Teil  der  »üntertaiieii'^  Suren  getischen  Herren  in  die  Wanderung 
folgen,  weil  man  sich  anders  die  Tatsache  schwer  erklären 
konnte,  daß  nach  der  romischen  Einnahme  die  Städte  und  Dörfer 
Daciens  so  verödet  wurden,  daß  nach  den  Angaben  des  En  tro- 
pin s  (s.  obeu)  Trajun  gezwungen  war,  aus  dem  ganzen  rö- 
mischen Keiche  «unendliche  ScliMaren  von  Menschen  zur  Be- 
bauung der  Äcker  und  zur  Bevölkerung  der  Städte  dorthin  zu 
verpflanzen.  -'^ 

2.  Chor  ir»u  Jalire  ( in?— 'iTn  ]i.  ChrJ  blieb  Dacieii  unter 
römischer  H»:rrschaft;  allerdings  kein  nihiLiftT  Besitz,  dmii  uii- 
aufliörlitli  mußten  die  rcnnischeu  Kaisei  denselben  mit  Aufwand 
kriegerischer  Macht  SL-hützen  und  verteidigen.  Und  zwar  waren 
es  weniger  innere  I  nruheu,  die  es  zu  bewaltigeu,  als  vielnielu: 
.Angriffe  kriegerischer  Stämme  vou  Osten,  von  den  transkar- 
pathischen  J^änderu,  vtuu  heutigen  Bessarabien  her,  die  es  ab- 
zuwehren galt. 

In  jenen  östlichen  Ländern  hausten  viele  kriegerische  No- 
madenstämme, die  nun,  vielleicht  durch  die  aus  der  römischen 
Provinz  Dacien  geflüchteten  Goten  aufgestachelt,  die  römische 
Provinz  beunruhigten,  so  daß  schon  der  Nachfolger  Trajans, 
Adrian  (117 — 138),  sich  mit  dem  Gedanken  trug,  Dacien  zu 
verlassen,  was  er  aber  auf  Anraten  seiner  Freunde  zu  tun  un- 
terließ.**) Auch  Antoninus  Pius  (i:;s — HJl)  hatte  in  Dacien 
und  wahrscheinlich  an  dessen  östlicher  Grenze  mit  feindlichen 
Stammen  zu  kämpfen.  i  Unter  diesen  östlichen  Stämmen 
spielten  die  i '.irpi.  -eine  germauisr-he  Nation-,  dif»  trn'Hite  Holle. v) 

Sie  be/ogen  von  den  luuiiern  .einen  Sold  für  die  Erhal- 
tnng  des  Friedens*.  Niehtsde.>t.üWt'nij?er  entstanden  mit  ilinen 
kriegerische  Kouiiikte,  so  daß  Kaiser  Pliilipi>us  (•244 — '2V.^)  einen 
Kriegszug  gegen  sie  unternahm,  der  ihm  den  lieinamen  Ger- 
manicus  (  arpicus  und  Maximus  eintrug. 

Schon  damals  tauchen  in  der  Nachbarschaft  dieser  Curpi 
auch  Gothen  auf. ff)        ist  mr>glich,  daß  es  dieselben  kriege* 

•  \11erdin'js  3cli«.'int  Euti<i|.rin-?  VIII.  n  -lic  V<>röduug  I>:ici»'ns 
auf  die  Verwüstungen  des  vorhergegangeneu  Krieges  ^urückzutülireu : 
,Dacia  enim  diutumo  bello  Decibali  viris  faerat  exnausta**. 

♦♦)  Idem  de  Ducia  facere  conatus  amici  dt'torrncruiit  ne  mvlti 
civcB  romani  barbaris  traderentur.    Entropiiis  VIII,  H. 

•••)  Dacos  et  multaa  gentes  rebellautea  ooutudit  per  praesided  et 
l^^toB  (JoL  CapitolinuB  in  Antonino  pio  5V 
t)  Rauke,  Weltj,'esr!uchtr  II!.  4O0. 

;  ■;  ..'/um  crstrii  Mal.«  traten  hier  die  Gotbeo  ,  .  .  iu  voller  Kratt 
und  stärke  hervor".    Rauke  L.  c.  p.  41Ü. 
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mchezL  Haufen  waren,  die  sich  frttHer  in  dem  Reiche  Marbods* 
befanden  und  «das  meiste  dazu  beigetragen  haben,  daß  es  zer- 
stört wnrde*  (Bänke) ;  es  ist  aber  auch  möglich,  daß  es  andere 
bdegerische  Haufen  waren,  die  nach  der  Sage  Ton  Skandina- 
vien her  bis  an  die  uutere  Donau  und  an  das  Schwarze  Meer 
ihre  Streif/ü<^<^  ausdehnten.*)  Bei  ihrem  ersten  Erselieiuen  an 
der  dacischen  Grenze  und  ihren  räuberischen  Einfällen  in  die 
römische  Provinz  wurden  sie,  wegen  der  Ähnlichkeit  iles  Na- 
mens mit  den  früheren  Beherrschern  Dacieus,  mit  denselben 
verwftcliselt  und  <laher  auch  Geten  t^euunnt.  Übrij^ens  ist  es 
auch  iii<t(rliL-h,  dal)  sie  mit  den  el»enl*alls  kriegerisclien  Geten 
vereint,  räuberibclie  Slreitzüt^e  unteriialimen.  Auf  einem  der- 
selben «gelangten  sie  bis  uacli  Tliratieu.  wo  sie  i^eerpn  df»n  Kniser 
Decias  kämpften,  der  sie  .st  Uliiir  und  bis  an  die  Donau  ver- 
folgte, wo  er  in  den  Sümpi'on  an  dem  Ufer  derselben  seinen 
Tod  fand  (2r)l).  Decius  Nachfolger  Gallus  {2^)1—2:^6)  ist  ge- 
zwungen, sich  durch  ein  Jahresgeld  an  die  äothen  Frieden  von 
ihnen  zu  erkaufen.**)  Diese  Schwäche  des  fidmerreicbee  mußte 
die  Begehrlichkeit  der  Barbaren  nur  steigern.  Unter  Yiderianus 
und  Gallienus  (^53 — 2*38)  mehren  sich  die  Einfalle  der  immer 
zahlreicher  am  Pontus  auftretenden  kriegerischen  Horden;  außer 
den  Gothen  und  Carpsn  begegnen  wir  da  den  Herulern,  Peu- 
kinen,  Boranen,  Urugunden  und  bald  darauf  den  Taifalen, 
Vif  tofalen,  Jutungen,  Termingeu  und  Wisigothen.  Die  Geschichts- 
selireilter  geben  sich  viele  Mühe,  die  .Nationalität**  dieser  Hor- 
<l«'ii  festzn •stellen;  sie  bezeidmen  die  einen  als  -«fenuanische-, 
tlie  andern  als  iiicbtLrennaiufche;  diese  lef/tereii  werden  von 
slavischen  Histonk-TU  teilweise  als  „slavisehe-  reklamiert.  Die 
Walirlieit  ist,  d.ill  sie  alle  kriegerisches  liäiil)er«^esindel  waren, 
die  sich  wie  (leier  auf  ein  Aas  auf  die  nuuisehen  l'ntvinxen 
warfen,  die  von  der  hinfälligen  Cäsareuherrschaft  kaum  mehr 
geschützt  und  erhalten  werden  konnten.  Von  einer  «Nationa- 
lität* dieser  Horden  zu  sprechen,  dieselben  feststellen  zu  wollen, 
ist  gewagt.  Die  kriegerischen  Unternehmungen  einigten  sie: 
auf  die  Sprache  kam  es  ihnen  selbst  ebensowenig  an,  wie  jenen 
asiatischen  Nomadenstämmen,  von  denen  Reisende  bericliten. 
daß  sie  im  Laufe  weniger  Jahre  ihre  Sprache  wechseln.  Und 
gar  die  Herkunft  und  Abstammung  der  einzelnen  dieser  Stämme 

♦)  Schon  ('aracalla  (211  t*!?"»  !3oll  mit  Crotheu  (oder  Geten)  Kämpfe 
bestaadeü  haben.  Zeuü,  Die  Deutacheii,  i>.  401.  Über  den  Zuj^  der 
(Dothen  von  der  OstMe  nach  dem  Pontua  berichtet  (nach  der  Sage  y  i  Jor- 
dan«« cap.  4. 

**)  Zoüniua  2a,  24:  Ranke  1.  c.  419 
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fesfznstellen,  ist  ganz  anmöglicb,  denn  aid  eraansten  und  rekru- 
tierten sich  immer  am  den  wschiedenBten  Memeuteu,  die  zwi- 
schen Ostsee  und  dem  Schwarzen  Meere,  zwischen  Elbe  und 
Wolga  das  Kriegerhandwerk  betrieben.*)  Eines  aber  ist  sicher: 

(laH  solche  gottgesegnete  fniclitbüre  Länder,  wie  die  Ebenen 
zwischen  Donan  und  Theiß,  in  denen  die  römische  Herrschaft 
immer  olmniilchtiger  ward,  iiher  knrz  oder  laug  mitsamt  der 
dort  ansäUigen  ackerbautreibenden  Bevölkeruni^  und  den  Ge- 
werbe und  Handel  treibenden  röniL><chen  ^rrovinzialen"  jeuen 
kriegerischen  Horden  anheimfallen  mußten.  Dieses  notwendige 
Ende  beganu  ^chon  zur  Zeit  des  Gallieuus,  der  einen  Teil  der 
Provinz  Dacien  aufgeben  mußte.**)  Sein  Nachfolger  Claudius  II. 
(26B — 270)  kämpfte  noek  ^mnal  siegreich  mit  £n  Goten,  doch 
schon  Aurelianus  (270 — 275)  war  gezwungen  mit  ihnen  PVieden 
zu  schließen  und  die  ganze  Provinz  Dacien  aufzugeben.  Die 
rSmischen  Legionen  und  Proyinzialen,  die  unter  der  Herrschaft 
der  Rarbaren  nidit  bleiben  mochten,  verließen  Dacien  und  über- 
i^iedelten  nach  dem  westlichen  Mösien,  welcher  Landstrich  jetzt 
den  Namen  Dacien  erhielt***) 

Damit  hatte  die  Herrscliaft  der  Römer  in  den  Donau-  und 
Tlieil^beneu  ein  £nde:  das  Land  aber  bekam  neue  Herren:  die 
Gothen. 

III.  Das  paimoniseh-dacisehe  Gothenreleh. 

l.  Nach  der  liäuiinniix  Par-i'^is  durcb  die  Kr)nier  (275) 
teilten  sich  mehrere  kri 'Li:'Hi.scho  Stämme,  unter  denen  die  A\'est- 
gotlien  und  Vandalen  die  mächti«^sten  waren,  in  die  Herrschaft 
über  das  heutige  Tmgarn.  und  zwar  beherrschten  die  West- 
gothen das  östliche  Lu«Tarn  und  Siebenbürgen  (welche  Gebiete 
mitsamt  dem  heutigen  Kiiuiänien  das  früher  Dacien  bildeten) 
and  die  Vandalen  das  südwestliche  Ungarn,  damals  Panno- 
nien  genant   Doch  war  es  diesen  kriegerischen  Stämmen  of- 


*)  Daher  die  mannigfacheik  Namen,  die  oft  ein  und  deitelben 

Horde  von  den  alten  Geacnichtaschreibera  j^egeben  werden.  So  z.  B. 
nennt  «lie  Pl'^nderer  The88alnnic?i8  unter  Coüstantin  (3211  der  Auonymus 
Valesü  p.  iHiO  Gothen,  während  dieselben  bei  Zosiuius  Sauromaten  ge- 
nannt werden.  Aach  werden  ja  die  Klmpfe  mit  denselben  Gothen  Tom 
Ponfcus  bei  anderen  Historikern  als  bellum  acythicum  bezeichnet  — 
wie  denn  auch  Ammianas  Marcellinos  aie  Scithicae  gentes  nennt, 
s.  B.  31,  5. 

•*)  Butropius  IX,  6. 

*••)  Provinciam  trans  Danubmm  sublato  exorcitu  et  provincialibus, 
dt^äppr^Tis  eam  posse  retineri  abdnctoqne  ex  c.i  populo  in  Moeai&m  col- 
locaviL    VopiBCUs  in  AureUo  3^,  Kutropius  IX,  9. 


472 


Auhang  A. 


feulmr  leieliter.  dio  nnuisrli»'  Herrschaft  zn  V'»\>^  'iti;<ori.  als-  au 
(lereu  Stelle  oiue  geordnote  einheitliche  Staatsordiiiiug  zu  setzen, 
was  auch  aus  dem  Grunde  jetzt  um  so  schwieriger  war,  weil 
nach  Abzug  der  Römer  immer  neue  kriegerische  Stiiuime  vom 
Poutus  und  den  Uanakurpathischeu  Ländern  her  Dacien  über- 
fluteten. 

Die  spärlidion  Kachrichten,  die  wir  über  die  nun  folgen- 
den hundert  Jahre  (bis  375)  besitsBen,  lassen  uns  vielmehr  rer- 
muten,  daß  während  dieses  Zeitraumes  das  Gebiet  des  heatigeo 
rngarns  und  Siebenbürgens  den  Sehauplata  fortdauernder  Kriege 
zwischeu  diesen  Stämmen  um  die  Herrschaft  bildete,  und  der 
Umstand,  daß  bald  der  eine,  bald  der  andere  derselben,  bald 
nach  Westen,  bald  nach  Süden,  ja  sogar  ostwärts  bis  ua.li 
Klelnasit'u  hin  Raubzüge  und  AusföUe  unternehmen,  läOt  die 
Schiulifolgerung  gerechtfertigt  erscheinen,  dal»  je  nach  wech- 
selndem Geschick  und  Kriegsglüek  im  Inueru  die.-^es  Oebiett»? 
bald  die  einen,  bald  die  andern  dieser  Abentenrerhanfen  ire- 
zwuugen  waren,  aullerhalb  deb  Landes  Tuterhalt  und  Pieut-.'  zu 
suchen,  oder  di«^  römischen  Kaiser  um  die  Erlaubnis  zur  An- 
siedlung  auf  römischem  Gebiete  zu  bitten. 

So  z.  B.  machen  unter  dem  Nachfolger  Aurelians,  dem 
Kaiser  Tacitus  (27.")— 27G)  Gothen  im  Bunde  mit  A lauen 
einen  Einfall  nach  Kleinasien,  wo  sie  von  den  Bömem  geschla- 
gen werden;  unter  dem  folgenden  Kaiser  Probus  (276 — 2Sl'^ 
begegnen  wir  wieder  den  Vandalen,  deren  Angehörige  in 
Ober-Pannonien  die  Nachbarn  und  Nebenbuhler  der  Gothen 
waren,  in  Dentsi  1üand  am  Xiederrhein,  wohin  sie  den  Alenmn- 
nen  gegen  die  Reimer  zu  Hilfe  zogen;  unter  Probus  Nachfol- 
ger Oarus  ^282 — sind  es  wieder  ^sarmatische*  Jasygen, 
die  über  die  römisch-pannonische  (henze  nach  lUyrieu  und 
Thracien  einbrechen,  wo  sie  von  den  Krämern  eine  blutige  Xie- 
derlaw  erleiden,  wobei  ihn'r  i^0.(  m  lo  in  römische  Gefau«2^nsch:ift 
L*"'HiittMi.  Nai  Ii  dieser  letzteren  Katastrophe  hat  Koin,  in  seinen 
<»renzeii  W'MÜtr>tt'ns  längere  Zeit  ibeinalie  4')  .Tahre  von  2^- 
bis'iiM)  Kühe  vuu  den  transdanul)isihen  Barbanni,  nur  wer«ieii 
während  dieser  Zeit  bald  den  einen,  l»akl  den  andern,  i.  ß- 
d'Mi  Carpen,  Bastjurnen  und  Sarmateu  ^uuter  Diocleti;uij  Acker- 
grund  und  Ansiedelungen  auf  römischem  Gel)iete  angewiesen. 

Daun  aber  wieder  scheint  eine  jüngere  Generation  die  frü- 
heren Niederlagen  vergessen  zu  haben  und  von  Neuem  regte 
sich  unter  den  Gothen  der  alte  Abenteurer-  und  Bäubermat, 
gewiß  aber  nicht  ohne  zwingende  Not,  der  mittlerweile  rer- 
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mehrten  Yolksrnenf^,^  den  ihr  in  der  daciäch^paimomschen  Heimat 
mangehideij  riiterhalt  zu  schufton. 

T'nter  Kon.stautiii  dem  Großem  (iV2'2^  fielen  sie  in  Tliracieu 
und  .M<>sien  ein,  verwüsteten  das  Laud^  wurden  al)er  neuerdin<jjs 
^♦'scli  lagen  und  mußten  um  Frieden  bitten  und  Geiimgene  zu- 
rücklassen.*) 

Xic  htsdesto weniger  stellen  sie  in  dem  darauffolgenden  Bür- 
gerkrieg des  Licinio»  gegi  n  Konstautin  den  Großen  dem  erstereu 
Eü&truppen,  was  zur  Folge  hatte,  daß  nach  beendigtem  Bflt- 
gerkriege  Konsliantin  der  Große  über  die  Donau  geht  und  die 
uoihen  in  ihrem  eigenen  Lande  siegreich  bekämpft,  worauf  ihr 
Konig  Ariarich  mit  ihm  Frieden  schließt  ' '  )  Aus  letzterem 
Umstände  ersehen  wir  auch,  daß  es  in  dem  früheren  Dacien  die 
Gothen  endlich  zu  einer  monarchischen  Staatsordnung  gebracht 
}iaben  und  unter  der  Herrschaft  eines  Königs  lebten,  dessen 
Autorität  allgemeine  Anerkennung  genießen  mußte,  wenn  der 
römische  Kaiser  mit  iVun  Frieden  schloß.*'  ) 

2.  Diesem  Ariarich  folgte  (nach  Jornandes  (T<»herich.  der  mit 
den  Vaudaleu  unter  ihrem  Köni^'  Wisimar  Krie^-  führte.  Die 
Herrschaft  dieser  Vandalen  ninfalite  ein  iiehiet  zwisc  hen  der  Donau 
im  Süden,  den  Mareomannen  im  Westen,  den  Hermunduren  im 
Norden  un<l  den  (iothen  im  Osten T),  also  wahrscheiulich  das 
TieÜand  zwischen  der  Donau  und  der  Theill  und  östlich  bis  an 
das  linke  Ufergebiet  dieser  letzteren.  Ariarich  war  also  der 
ostliche  Nachbar  der  Vandalen  und  herrschte  östlich  von  der 
Theiß,  jedenfalls  aber  im  heutigen  Siebenbürgen. 

Die  Vandalen  wurden  geschlagen  und  erbaten  sich  von 
Konstantin  Sitase  im  r(")mischen  Pannonien,  d.  L  westlidi  von 
ihrem  früheren  Herrschaftsgebiete,  also  in  dem  heutigem  süd- 
westlichen Ungarn,  wo  sie  ungefähr  60  Jahre  auf  Grund  kai- 
serlicher Dekrete  An  Siedlungen  erhielten  und  «wie  Eingeboreue 
Dienste  leisteten '^.ft) 

*)  Allerdings  Ijczeichneu  einijje  Quellen  (Zoaiinus)  diesen  Einfall 
als  von  den  Sarnmten  von  dem  Maeotisgcc  imternommen,  do«  Ii  werden 
ja  diese  krif  riscljon  Sttlrame,  wie  scIj-  u  ül)on  frwähnt,  bald  ala  Sar- 
maten,  bald  als  Gothen,  bald  all  Scytheu  bczcicbuet.  Vgl.  Zouli  1.  c. 
S.  405. 

Die  Stellen  aus  Eutrop.  lO,  4.  Anonym.  Valesii  p.  6(il  und 
Chroii.  HyfTonimi  ad  anno  8:^6  l-t  i  Zeu-  1.  c.  p.  405,  ferner  Zosinms  II, 

*•*    Dies  bestätiirt  auch  Jemandes  cap.  16:  Tunc  eteuim  sub  Aria- 
rico  et  Aorico  regum  :4uorum  tlorebant  iinperio. 
f)  Jomaaaes  c.  22. 
f-]-]  „ut  incolae  fanuilarunt",  Jornnndfs  c  22.  Die  Ansdr-fk^w  >  i^p 
iat  »ehr  bezeichnend.  Jornandes  weil]  eb  oflenDar,  dal!  in  der  Ivegel  diese 
kriegerißcheu  Stämme  der  Gothen,  JSarmaten,  Seyti  en,  Vandiuen,  und 


Digitized  by  Google 


474 


Anhang  A. 


Das  durch  den  Ai)zug  des  herrschenden  Starames  der  Van- 
dalen  vergriWkrte  Gebiet  der  gothischeu  Herrsclmfl  üWnalim 
nach  Geberichs  Tode  Hermanrich  aus  dem  Geschlechte  der 
Ameler,  der  die  Herrschait  und  Macht  der  Gothen  durch  glück- 
liche Kriejjf»  erweiterte.  Mau  nannte  ihn  den  gothischen  Alexan- 
der <len  rirolien.  .loniaudes  zählt  eine  Anzahl  von  StäTnmen 
uihI  \'ölkern  auf.  die  er  ))esiegte  und  seinem  Szepter  luilerwarf. 
Ans  iliesi'r  Autzälilung  geht  hervor,  dali  Hormaurioh  seine 
Ht  rfsohai't  nrtrdlich  bis  über  den  Dniestr,  üstUch  bis  au  das 
Schwarze  Meer  auadelinie. 

IV.  Ble  Hermlimft  der  Hannen. 

1.  I>er  Herrschaft  der  Gotlieu  liereitet«?  der  Einbruch  der 
Hunnen  eiu  jähes  Hude.  Diese  waren  im  luhre  .->74  p.  Clur. 
unter  ihrem  KTniiLce  Halamir  aus  Asien  über  die  \\  ob^a  nach 
Europa  hereingebruclien  und  gelan</ten  in  biegreicheni  \'<>nb'in- 
geu  über  SüdrulJland  uud  die  7\ar]iatlieii  Ins  in  die  Tiefebene 
der  TheiH  uud  der  Donau,  wo  ihnen  die  Gothen  nicht  Stand 
hielten.  Der  alte  Gothenköuig  Hermanrich  wollte  den  Verlast 
seiner  Herrschaft  nicht  ftberleben  und  gah  sich  den  Tod.  Von 
seineu  Gothen  aher  söhnte  sich  ein  Teil,  an  dessen  Spitse  sein 
Sohn  Hunimund  stand,  mit  dem  Sieger  ans  und  sich  seiner 
Herrschaft;  ein  anderer  Teil  zog  es  vor,  Zuflucht  un  romischen 
Beiche  zu  suchen  und  bat  den  Kaiser  Valens  um  Ansiedlungs- 
statten  in  Thracieu  und  Mösien,  was  ihnen  um  so  leichter  ge- 
währt wurde,  da  sie  versprachen,  sich  den  römischen  Gesetzen 
zu  fügen  und  das  Christentum  anzunehmen.  Obendrein  sollten 
sie  dem  römi«ehen  Keichc  als  Grenzsrlnitztrnppo  gegeu 
etwaige  Einfälle  der  Hunnen  DioTiste  leisten,  l  ud  /war  <j^eln"irteu 
die  so  in  Thracien  und  Mösien  an;^esiedelteu  sowohl  den  West- 
wie  den  f)>igothen  an,  aucli  waren  darunter  ^Jepiden  uud  an- 
dere Stämtne.  die  mau  vorwiegend  als  germanisciie  bezeielmei.') 
Xordlieh  der  Domiu  aber,  in  den  Ebenen  der  TlieiH  bis 
au  die  Karj>athüu  richteten  nun  die  Huiinen  ihre  Herrschaft 
auf  und  dehnten  dieselbe  nordwärts  der  Kiurpathen  weit  in  die 
sannatische  Ehene  aus,  wahrend  sie  ostwärts  bis  ans  Schwarse 


wie  alle  Uieue  fremdeu  Erobereratärame  hielien,  voa  deu  „tU«ueudt;u 
Eingeborenen"  verschieden  sind.  Diesmal  aber  mlteen  die  gt- 
9fh\nvri>non  und  zvi  Grande  gerichteten  Vandalen  gleichwie  die  inoone 

iJieustc  leisten. 

*j  Rauke,  Weltgeschichte  IV,  Ijy. 
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Meer  reichte.  Das  rdmiBche  Boich  aber  zwangen  sie,  sich  mit 
Jahresgeldera  Frieden  und  Siihe  van  ihnen  zu  erkaufen  (388). 

2.  Gegen  die  Mitte  des  folgenden  (5.)  Jahrbuuderts  gelangt 
auf  den  Tron  dieses  großen  und  mächtigen  Reiches  Attila,  von 
dessen  Residenz  in  der  Q^nd  des  heutigen  Tokuj  uns  ein 
Gesandter  Ostroms  eine  Beschreibung  hiiiterlieU.    Er  befehligte 
ein  Heer  yon  700.0<)()  Mann  und  das  schwache  oströmische 
!vaisorr"i<  h,  das  im  Krie^^e  mit  ihm  (AV))  den  Kürzern  zog. 
muüte  ihm  den  von  früher  her  gezalilten  Trihnt  erhiUion  <  vou 
7(>0  auf  :>1<MI  Pfund  GoldV*)  In  seinem  Heore  dienten  iiotiien, 
Gepiden,  Tliüriiiger  und   andere  o^ernuiriisclie  Stämme,  welcher 
Umstand  als  I^eweis  dienen  kann.  dal5  auch  die  Herrschaft  der 
Himuen  keineswegs  mit  den  in  den  unterworfenen  Gebiet eu 
vorgefundenen  sozialen  Verhältniss ?n  tabula  rasa  machte,  son- 
dern die  bestehende  gesellschaftliche  Hierarchie,  in  welcher  die 
gennanischen  Stämme  in  den  einzelnen  Territorien  eine  her» 
Torragonde  Stelle  einnahmen,  aufrecht  erhielt  und  nur  an  deren 
Spitse  sich  setaste.  Wohl  waren  vor  dem  Andrang  der  Hunnen 
▼iele  Gothen,  wie  auch  andere  Stammesangehorige  zu  den  Kö- 
rnern g^üchtet  (und  zwar  mitsamt  ihren  Sklaven,  wie  das  eine 
Quelle  ausdrücklieli  erzahlt):  doch  waren  andere  zurückgeblieben, 
indem  sie  sich  den  neuen  Herrschern  unterwarfen  und  in  die 
neue  Orduunr^  der  Dinge  fügten.*'") 

So  stellt  uns  die  ITerrsrliaft  der  Hunnen  keinoswetfs 
eine  etwa  auf  wüsten  Tr'nitTufrstiitteu  gegri\udete  primitive 
Staatsform  dar:  sondern  vitimehr  ein  nach  vielfacher  sozialer 
Integration  zu  einer  reiclilialtigen  Gliederung  gelangtes  hocli- 
eutwickeltes,  aus  vielen  territorialen  Stammes- Fürsti^utiimeru 
zusauiiiiengesetztes  Staatswesen  dar.  Und  uur  diese  Tatsache 
macht  begreiflich,  daÜ  ein  Attila  nicht  nur  weite  Gebiete 
und  zahlreidie  Völker  beherrschen,  dem  ostromischen  Heiche 
Trihut  auf<>rleg>n,  sondern  auch  den  kühnen  Plan  einer  Er- 
oberung und  Unterjochung  Westeuropas  fiassen  konnte. 

Auerdings  konnte  ein  solcher  Entschluß  im  Kopfe  eines 
Attila  nur  durch  den  Umstand  zur  Reife  gebracht  werdeu,  daß 
Ter  durch  verschiedene,  sich  befehdende  Parteien  des  römischen 
Eeiches  und  der  germanischen  Stämme  in  die  europäischen 
Händel  hineingezogen  wurde.  Der  Vuudalenkönig  Geisericli, 
der  gegen  die  mit  Westrom  verbündeten  Westgotheu  einen 


Bary  A.,  History  of  the  later  Roman  Empire  (London  1889». 

T.  I  p.  165. 

Kanke.  1.  c.  iV,  156. 
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Bundesgenossen  suchte,  rief  die  Hilfe  Attilas  an.*)  Es  nnUke 
Attila  wiUkonunen  seiu,  nicht  als  Ruhestörer,  sondern  in  der 
Bolle  eines  europäischen  Friedensstifters  mit  zahlreichem  Heere 
von  den  Ebenen  der  Theiß  durch  gtmz  Dentschand  bis  nach 
(liillien  zu  ziehen.  Doch  verlor  er  auf  den  katalanuiseheu  Ge- 
filden den  Ruhm  eines  immer  siegreichen  Heerführers.  Er 
innl^te  vor  der  hrdieren  Kriegskunst  Roms  sich  zurückzielien 
und  stall)  nicht  Ltuge  darauf  in  seiner  Heanieiiz  zwischen  dem 
Oberlauf  der  Theili  und  der  mittleren  Donau. 

4.  Nach  «meinem  Tode  zerfiel  sein  Reicli,  indem  e  sich 
zuuä<.  h>t  iu  eine  Anzahl  kleiner  Fürstentümer,  die  von  den  ein- 
zelnen germanischen  Stämmen  Ijeherrscht  wTirdeu,  auflöste  (4r>»>). 

Das  Jiand  jenseits  der  Theiß  beherrschten  die  Gepiden  unter 
ihrem  König  Ardarich,  infolge  dessen  auch  dieser  Teil  des  ehe* 
maligen  Daciens  jetst  die  B^ichnung  Gepidien  erhielt**)  Drei 
Gothenfdrsten,  Theodemir,  Walamir  und  Widemir,  teilten  sieh 
iu  die  Herrschaft  über  Ober*Pannonien  und  das  Gebiet  am  den 
See  Polso  (Neusiedlersee  )  '  i  ;  da.s  Gebiet  zwischen  Donau  und 
TheiÜ  beherrschten  die  Heruler  und  ^yn  unter  Attila  die  Quadeu 
saHen.  im  Nordwesten  des  heutigen  l  ULfarn.  da  herrschteu  jetzt 
<lie  Rugier,  nach  denen  das  Land  die  Bezeichnunir  Kngiland 
erhi'dt  Doch  sind  die.se  Verhältnisse  von  keiner  Dauer.  Es 
bf^iinit  ein  wnst<»s  Durcheinander,  indem  di(»  einen  dieser  ger- 
lu.ini-rli.'ii  Stämme  sicli  auf  die  andern  werfen  und  um  die 
Herrschaft  über  das  arg  verwüstete  und  entvölkerte  Lanu  »ich 
befehden. 

Dali  das  Land  selbst  den  herrschenden  .Stämmen  keinen 
genügenden  Unterhalt  mehr  gab,  scheint  daraus  hervorzugehen, 
daß  die  in  Pannonien  herrsäenden  Osfgothen  Banbzüge  nach 
lUyrien  unternehmen;  daß  andere  in  den  ehemals  hunnischen 
LSndern  teils  angesiedelte,  teils  hemnischweifende  fl;ennanische 
Stämme  dem  Rufe  des  Kaisers  M^orian  folgend,  römische 
Heeresdienste  gegen  die  Vandalen  in  Spanien  annehmen  S'),  end- 
lich. duU  die  einen  die  andern  flberfielen  und  ihre  eigenen 
Stammesgenossen  mit  Krieg  überzogen,  ff) 

•i  lUuke  IV,  2%. 
♦•)  HunfalTy,  Ethnographie  l  ngaraa  S.  77  «q. 

Daselbst. 
*}■)  Sidonius  .-Vppolinarifä  V.  JTJ. 
tt)  So  z.  B.  bekriegt  Udoaker,  der  selbst  „geuere  Hugus»  Ut,  die 
am  linken  Ufer  der  Donaa  herrschenden  Rujper,  die  er  »ninditiii)  de* 
l'  vit".  ifrniiti  c.uctori^  cxc.  de  Odoiicro  4H:  Vita  St.  Scverini  4o :  Paul 
NVanit  tncd  I,  2:».  Daim  wieder  überfällt  der  Ostgothenkünig  Theodorich 
dvn  Udoaker  u.  8.  t. 
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">.  Tnfnljro  solcher  Ereignisse  erlaugeu  die  Besitz-  imd 
Herr:>chat'tbverhültuisse  der  germanischen  Stämme  zu  Ende  des 
').  und  in  der  erstei*.  Hälfte  des  (*>.  Tahrhimderts  in  den  Donau-. 
Theiß-  und  Kurpatlieuländern  eine  gründliche  Änderung.  Die 
wichtigste  derselben  war,  daß  nach  Vernichtung  der  an  der 
Donau  und  March  herrschenden  Kugier  durch  Odoaker  (487) 
die  Longobarden  sich  «Bugüauds'  bemächtigten  und  einu;e 
Jahre  dort  verblieben,  worauf  sie  südosi^ärts  in  die  nördliche 
Thttßebene  ziehen*),  tou  wo  sie  dann  unter  Kaiser  Justiniiin, 
angeblich  von  diesem  aufgefordert,  gegen  die  (jepiden  im  heu- 
tigen Siebenbürgen  einen  Verniclituii<j:skriog  f(\hrcu.  Nach  Ver- 
nichtung der  Gepiden  bleiben  sie  jedoch  wieder  nicht  lange 
in  deren  Gebiet,  sondern  brechen  unter  ihrem  König  Alboiu 
nach  Italien  auf  (r>()8^.  während  in  die  von  ihnon  vorl,issPu»*u 
irüliHr^^n  <  iepideiisit/e  und  auch  iu  den  von  ilmeii  iunegehabteu 
Xuii  i'annuniens  nunmehr  die  Avaren  einbrechen.  *) 

Y.  Die  Herrschaft  der  Ararcu. 

1.  Mit  dem  Einbruch  der  Avaren  hatte  wieder  ein  asiati- 
sches, den  Hunnen  der  Sprache  und  der  Herkunlt  nach  ver- 
wandtes Volk  das  Land  zwischen  den  Karpatheu  und  der  Donau 

in  Besitz  genommen  und  es  könnte  lieinahe  den  Anschein  ge- 
winnen, als  ob  in  diesen  Ländern  geruianische  Stämme  zur 
Herrschaft  weniger  prädestiniert  wären,  als  asiatische.  Dpiui 
was  seit  dem  Tode  Attila's,  des  Hunneukönigs,  keinem  der  ger- 
ninuisrheri  Stämme  gelungen  war,  in  dem  irauzen  Domtu- 
Karpatiieiilaiid  auf  längere  Zeit  die  Herrstli.iit  zu  orlaiigeji. 
das  boUte  wieder  einem  asiatischen  Käuberslumm  geliuireu. 
Nach  dem  Abzüge  Alboius  mit  seineu  Longobarden  nach  Ituiieii 
bemächtigten  sich  die  Avaren  nicht  nur  des  ehemaligen 
Daciens,  das  jetzt  auch  Gepidien  genannt  wurde,  sondern  auch 
noch  Fannoniens,  d.  i.  des  ganzen  Landes  im  Südwesten  des 
Mittellaufes  der  Donau. 

Rund  2nO  Jahre  beherrschten  die  Avaren  diese  Länder, 
deren  Bevölkerungen  seit  dem  Beginne  der  avarischen  Herr- 
schaft zumeist  als  Slaveu  beaeichnet  werden.  Das  plötzliche 
Auftauchen  dieser  Bezeichnung  bei  den  Schriftstellern  des  (l. 
Jahrhunderts  hat  Anlaß  gegeben  zur  Annahme,  datl  die  Slaveu 
um  diese  Zeit  oder  kurz  vor  derselben  iu  die  Donau-Karj^utlien- 
länder  eingewandert  sind.    Da  jedoch  all  und  jede  JSachricht 

*)  Paulus  Diaconua  1,  l'J,  20. 
Zewfl,  L  c.  476. 
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über  eine  solche  Eiiiwanderiuig  fehlt,  ist  die  gegenteilige  Au- 
Uiüime,  duU  es  uur  die  Bezeichnung  «SlaYon"  ist,  die  für  die. 
in  diesen  Ländern  Yon  jeher  ansSßige  ackerbautreibende  BewoU 
kenmg  im  6.  Jahrhunaerfc  anftaacht,  neu  ist,  daB  wir  ea  aUo 
nur  mit  einer  neuen  Terminologie,  keineswegs  mit  einer  neuen 
Bevölkerung  zu  tun  haben,  mindestens  ebenso  berechtigt.  Diese 
letztere  Annuhine  orldärt  aber  obendrein  den  soust  iiiier- 
klärlic  hoii  Umstand,  dal)  wir  weder  im  noch  im  ().  Jahr- 
hundert weder  vor  noch  nach  dieser  Zeit  irgend  eine  Spur  einer 
Einwaiulernug  der  Slaven  bemerken. 

2.  Bezeichnend  fiir  die  Herrsrhaft  der  Avareii  nun  über 
die  Ein«_r«^^<»r»»nen  dieser  Länder  ist,  daÜ  es  weniger  eine  uuf 
vemüulti^^e  und  ökonnmiHcbe  Verwcrtmii^r  der  vorhandenen 
wirtschaftlichen  Kräfr»*  und  Güter  beruheiide  Herrschaft,  als 
vielmehr  eint*,  auf  unwirtschaftlichen  Druck  und  ebensolcher 
Ausbeutuiig  iiu  Innern  und  fortwühreude  Plünderuiif^s- und  Üaub- 
züge  nach  Aulien  berechnete  KauV» Wirtschaft  war.  welche  die 
Avaren  trieben. 

Als  Begründer  dieses  Beiches  muß  der  Khakan  Bajan  an- 
gesehen werden,  der  in  raschem  Siegeslaufe  die  Grenzen  seiner 
Herrschaft  von  den  Trenssylvanischen  Karpatheu  bis  an  die 
Leitha  und  die  Enns  im  heutigen  Erzherzogtum  Osterreich,  von 
der  untern  Donau  bis  an  das  böhmische  Erzgebirge  ausdehnte. 
Yon  diesem  ausgedehnten  Zentrum  aus,  das  beinahe  der  heuti- 
gen (»sterreichisch-ungarischen  Monarchie  gleichkam,  unternah- 
men die  Avaren,  indem  sie  die  unterworfenen  Slaven  zu  Heeres- 
diensten preßten,  IMündemn^szüge  zuerst  ge<xeu  die  Balkan- 
halbinsel und  Konshtiitiiu)|»el,  Südann  (oHii!  ins  Fraukenreich  und 
endlich  auch  nacli  deui  Nordosten  Italiens  iTil»»  .  On«?  Oströ- 
misohe  Kaisertum  nmlite  ihnen  iuiuier  höheren  Tribut  zahlen, 
um  sich  Kulie  von  ihnen  zu  »'rkauteii.  Ihren  PlinideruMLCszügen 
uaeli  dem  heutigen  Böhmen  setzte  sieh  dort  au  der  iSpitze  der 
dortigen  Slaven  ein  einheimischer  Häuptling  Samo  erfolgreicli 
entgegen  {{}'>[]). 

3.  Die  Streitigkeiten  zwischen  den  frankischen  Konigeu 
und  den  Bayernherzogen  gaben  den  Äraren  mehrfoch  Gelegen- 
heit im  Einyerstandnis  mit  den  letzeren  ins  Makische  Kekh 
Einfalle  zu  macheu,  bis  endlich  Karl  d.  Gr.  mit  Hilfe  slavischer 
Häuptlinge  ihrer  Herrschaft  ein  Bude  bereitete  i79.^V  Alles 
Land  diesseits  der  Donau,  also  Noricum  ri|  euse  und  Punnouien, 
wurden  dem  fränkischen  Keiche  einverleibt;  in  den  übrigen 
avjirischen  Gebieten  jenseits  der  Donau  scheinen  damals  die 
ver.ichiedeueu  siavlsciien  Völkerschaften  sich  von  dem  Joch  der 
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Avaren  beireit  imd  schwache  Versuche  gemacht  zu  haben,  unter 
eigenen  Hiiupiingen  zn  leben.  Diese  Versuche  waren  von  ge- 
rini^eni  Erfol«.»"^.  »leun  eiiierp;eits  trachtete  das  Frankeureich  die 
öhivlsclien  \  r)lkei>.chiil'teu  bis  an  die  Donau  und  Save  und  auch 
im  adriatisclieu  Küstenlande  unter  seine  Botmäßigkeit  zu  brin- 
gen, andererseits  tauchte  bald  nach  dem  Untergänge  der  Avaren 
ein  anderer  asiatischer  Erobererstamm  als  herrschende  Klasse 
aüf,  die  Bulgaren,  der  die  slaTiacheii  Stamme  an  der  untern 
Denan-  nnd  in  den  Theißebenen  sich  nnterwarfl*)  Nur  im 
Nordwesten  Ungarns  gelang  es  einem  slavischen  Staat«  Groß- 
mähren,  durch  längere  Zeit  seine  Selbständigkeit  zn  behaupten, 
bis  auch  er  unter  dem  Anpralle  neuer  asiatischer  Gäste,  der 
Magyaren,  zerfiel.**) 

*)  Diese  Bulf^areu  kamen  2U  Ende  de«  5.  Jahrhundt  rtg  nach  £\i- 
rnpri.  Zut  rat  wendeten  <ie  sich  gepen  dae  oströnnsclK'  lieieh,  welches  «iie- 
mit  Haubzügen  )>elätitigten  uad  zu  Tribufczahbiii^'t  u  /waugen.  Im  6.  Jabr> 
hundert  unternimmt  ein  Teil  derselben  Krie^s/ÄiLn-  j^^egen  daa  fränkische 
Reidh,  während  ein  anderer  Teil  auf  der  Balkan halbinsei  swischen  der 
Donan  nnd  «lern  Hfimus  dir  dürti^'c  slavisclic  n.-völkerunir  nutorjocht: 
stu  lieginn  des  7.  Jahrbunderta  ist  ihr  nördlicher  Zweig  mit  den  Avaren 
zu  einem  Volke  verbunden  und  teilt  sich  mit  diesen  in  die  Herrechaft 
Ober  das  heutige  Ungarn^  doch  so,  dal!  die  Bulgaren  den  nordöstlichen 
Teil  dea  heutigen  rnn-arns  ciiiiit  limen.  Im  .Talir*'  lockern  sie  das 
Band,  daü  sie  mit  den  Avaren  verknüpft,  indem  sie  sich  einen  eigenen 
Khan  wählen,  ea  kommt  zwi8(hen  ihnen  und  Avaren  zum  Krieg.  Im 
Jahre  H3ö  unternrerfen  iie  sich  der  überliobr  it  des  Byzantinischen  R<nche«. 
Nach  dt*ni  Unterfmiijj'O  des  Avnrenr>»iehed  hrlr^nptotf  sit  h  der  Bul^nren- 
fürut  Kremm  foder  Kninini)  in  den  Theil  ebcutu  und  verband  aich  mit 
dem  südlich  der  Donau  gegründeten  bulgarischen  Reiclie,  so  daß  seine 
Herrschaft  V'  :i  Möaien  bis  an  die  Nordkarpnten  reichte.  Dieser  nörd- 
liche Teil  dea  Bul^iirenreichea  verlor  srinc  S.  Ih^^tiindigkeit  beim  Ein- 
bruch der  Magyaren.  V^gl.  Fehler,  Geschichte  der  Ungarn  von  K'l<^iu. 
Leipzig  I8b7,  l,  S.  25.  Auch  Jirecek,  Geachichte  der  Bulgaren,  Kup.  V. 
Feßler  1.  e. 
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Die  ältesten  StaateiigrUiidiuigen  in  den  Sudeteniandern. 

1.  Die  keltisehen  Bojer. 

•  Die  älteste  Statitengründung  auf  östereichischem  Boden,  tou 
der  wir  geschichtliche  Knude  habeu,  ist  die,  welche  die  Bojern 

ein  keltischer  Stamm,  in  dem  Lande  vollzogen,  das  nacli  ihnen, 
wie  Ulis  Tacitus  berichtet,  you  den  Deutschen  Bojerheim, 
Boheim,  genannt  wurde/^) 

Dieses  Zeugnis  des  Tacitus  ist  aus  dem  Grunde  von  Tu- 
tc^resse.  weil  es  zeugt,  daH  deutsche  Völkerschaften  wa- 
ren, otieubar  also  ymo  wosiliehen  Xuchbarn  dos  l^r'ihraer- 
land»^s.  welche  demselben  dou  dtnitscliou  Namen  des  Hojer- 
heims  gaben;  nur  diese  dein  rfunischen  Schriftsteller  von 
Germanien  her  bekannt  gewordene  Bezeichnung  iiUoi liniert  er 
Ulis:  wie  da«  Land  von  seinen  östlichen  uud  urtrdiicheu 
iiiilitdeutschen  Nachbarn  zu  Tacitus  Zeiten  benannt  \vurde, 
wisseu  wir  nicht;  aus  späterer  Zeit  wissen  wir,  daß  es  ala  Cze- 
chien  bezeichnet  wurde. 


*)  Über  deo  keltischen  Stamm  der  Bojer  ^bt  utta  die  erste  t«ii- 

genössiache  Nachricht  Cäsar  (50  a.  Chr.),  Er  weiß  von  ihnen,  dalj  tie 
einst  „trana  Rhenuni  incoluenint  et  in  agrain  Noricum  trauaierant,  No- 
rdamque  oppugnaraut"  (b.  gall.  I,  öjl.  Otieubar  mußte  während  tiiej>M 
Wander*  und  Eroberun^szu^^es,  den  die  Bojer  von  WestdentacUand  bU 
h.m  Ii  Noreja  untemahmen,  jene  vorübergehende  Besitzergreifung  Böhmens 
-stattfinden,  die  jedoch  lang  genug  dauern  raul  te,  wenn  infolge  derselHt>i5 
da*  Land  nach  dem  Namen  seiner  Beherrscher  bleibend  benaunt  wurde. 
Auch  deuten  die  betreffenden  Worte  Tacitus  auf  eine  Iftngere  binebabung 
Böhmens  durch  dir-  Bojer:  «Olim",  schreibt  Tac.  a.  50  p.  f'hr.  „Int-r 
Hercyniaui  silvam  Rli«*nuinqvie  et  Moenum  omnea  Helvetii,  ultt-riori 
Boji,  Galhca  utra^ue  gcns  tenuere.  Manet  adhuc  boihemi  uomeu. 
si<;nificat(iue  loci  veterera  memoriam,  quamvii  mutatis  cultoribus*. 
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Dit'  Wort'^  nuitutis  cultoribiis  beziehen  sich  otfenhar  mir 
Ii  i  li  'ieiiigeii.  weloho  das  Lniid  für  sich  bebauen  ließen,  auf  die 
lierrsriieude  Klasse;  wunlen  sie  sich  auf  die  arbeitende,  land- 
Hebauende  Klusse  beziehen,  so  müßte  denselben  die  falsclio  Vor- 
stellung zu  Grunde  liegen,  als  oh  die  Bo)er  die  uugetroffene 
Bevölkerung  des  Landes  w  e^^efegt  und  ihren  Nachfolgern  ein 
odes  Land  zurttckgelassen  hätten.  Eine  solche  ffirondfiÜBche 
Annahme  lag  Tadtus  gewiß  ferne  und  er  wird  das  Wort  cultor 
nnr  in  dem  Sinne  g^raneht  haben,  in  dem  von  jeher  und 
überall  die  ^oßcn  Grundbesitzer,  der  Adel,  sich  als  die  «Land- 
wirte* bezeichnen.  (Im  Polnischen  z*  B.  als  ziemianie  auch 
geradem  als  rolnicv:  Ackerbauer.) 

Denn  daÜ  die  Bojer  nur  Eroberer  und  in  Folge  dessen, 
wo  sie  siegreich  waren,  nur  die  herrschende  Klasse  bildeten, 
darüber  belehren  uns  die  Nachrichten,  die  uns  Li v ins  über 
ihre  nächsten  Stammesgen o?«sen  und  Brüder  ;ri^>t,  die  nach  der 
Auswanderung  ans  ihren  ironioinschaftliehen  Sit/en  in  'lallit^u 
nnd  nach  der  Trennung  von  den  ostwärt«  zieheuden,  den  Weg 
iiacli  Italien  oi7iscliln^^on.  Als  si<'  niimlieh  dort  in  siegreichen 
Krultererauge  bis  naih  t^trurien  vorrückten  und  von  den  Clu- 
sinem  unter  Gewalt^iudrohung  Land  forderten  und  die  anwe- 
sende römische  Gesaudtschai't,  die  Olusiner  beschütEend,  an  die 
Kelten  die  Frage  stellte:  was  denn  das  f&r  Becht  wäre,  Land 
von  den  Besitzern  zu  fordern  und  für  den  Weigerungsfall  mit 
Waffengewalt  zu  drohen?  (Quodnam  id  jus  esset,  agrum  a  pos- 
sessoribus  petere  aut  minari  arma),  da  lautete  die  keltische  Ant- 
wort: ihr  Kecht  trügen  sie  auf  der  Spitze  ihrer  Schwerter;  dem 
Mächtigen  gehöre  die  W  elt  (se  in  ormis  jus  ferre  et  omnia 
fortium  virorum  esse).  Fügen  wir  hinzu,  was  uns  Cicero  von 
den  Kelten  berichtet,  daß  es  für  sie  als  schimpflich  p^lto.  das 
Felrl  mit  eicrenen  Händen  zu  bestrllen:  so  können  wir  uns  ein 
L,'e!itiwTi<l''s  Bild  von  «Ion  <"fr«'nt]ichcn  Znstnnden  machen,  welclie 
in  Folge  der  ErolieriniL*  1!  hmeus  durch  die  Bojer  in  diesem 
Laude  Fl.itz  grillen.  Ivralr  j^^ues  Kechtes,  das  sie  auf  d*  n 
Spitzen  ilirer  Schwerter  trugen,  waren  sie  Herreu  im  liande  und 
da  es  für  sie  als  schimpflich  galt,  den  Acker  mit  eigenen  Hän- 
deu  zu  bebauen,  so  mußten  diese  „niedrige*  Arbeit  diejenigen 
verrichten,  welche  sie  im  Lande  antrafen  and  sich  unterwarfen, 
die  früheren  Bewohner  des  Landes. 

Auf  die  Frage  aber:  wer  diese  froheren  Bewohner  des 
Landes  waren,  die  Ton  den  Bojern  unterworfen  wnrden  v  können 
wir  eine  befriedigende  Antwort  aus  dem  Grunde  nicht  geben, 
weil  uns  jeder  Idaßstab  abgeht,  nach  dem  wir  jene  Torhistori- 
Onmplowicz,  Allf.  Staats^cht  31 
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>i(  lio  J)Ovülkenmg  eiues  Luiules  beurteilen  könnten.  Allerdings 
hat  diese  Frage  eine  ganze  Literatur  hervorgerufen.  Historiker. 
Ethnologen,  Anthrupologen,  Linguisten  werden  den  Streit  nie 
ruhen  lassen,  trotz  seiner  vollständigen  Unfruchtbarkeit.  Denn 
man  ftoUte  bedenken,  daß  alle  die  MafSstabe,  die  wir  hente  an 
die  Bevölkerungen  anlegen,  um  ihre  Zugehörigkeit  zu  gewissen 
Menschengruppen  —  Klassen  —  oder  Bassen  zu  bestimmen, 
sozusagen  moderner  Fabrikation  sind  jrnd  nur  vorübergehenden 
Wert  und  eplienieres  Interesse  halben,  den  vorhistorischen  Zu- 
standen und  Tutsachen  jedoch  keineswegs  gerecht  werden,  auf 
dieselben  gar  nicht  passen.  So  ist  die  vielumstrittene  Frage, 
ol)  die  «ürbewohner-  Biihmens  Slaven  oder  Deutsche  waren, 
einfach  sinnlos,  weil  sowohl  SlavLsmus  wie  Deutschtiun  erst 
Produkte  hislorisrlier  l']ntwicklung  sind.  Daß  das  Land  sihon 
vor  Ankunft  der  Jin^n-  Imwnhnt  war.  erliellt  schon  daraus,  daü 
die  Bojer  in  ein  wüsies  Land  inclii  eiuj^ewaiidert  wären:  sie 
konnten  ja  nicht  die  Alisidit  haben,  den  liuden  zu  bebauen, 
sondern  nur  Uber  Ackerbauer  zu  lierrschen.  Dali  aber  jene  von 
ihnen  angetrofiene  Bevölkerung  schon  damals  slavisch  war. 
d.  h.  der  slaviscben  Sprache  sich  bediente,  scheint  unzweifelhaft, 
da  uns  aus  den  frühesten  Zeiten  schon  slavische  Orts-  und 
Flußnamen  bekannt  sind,  wir  aber  in  der  histonschen  Zeit  keine 
Periode  kennen,  in  denen  diese  slavisehen  Namen  gegeben 
worden  wären. 

Der  I'mstand  nun,  dalJ  die  Bevidkerung  Böhmens  schon 
vor  den  Bojern  ort'enbar  slavisch  .sprach  und  daß  (he  slavische 
Sprache  aus  dem  Sanskrit  stammt,  ließ  die  völlig  unbegründete 
Ansiclit  aufkommen,  daß  die  Slaven  el>euso  wie  alle  andern 
Vrdker  Europsis.  die  Sanskritsprachen  sprechen,  aus  der  Heimat 
des  Sanskrit  iiat  h  Knropa.  also  auch  na<  h  Böhmon  eingewan- 
dert sein  müssen.  W  euer  Historiker,  nnc]i  Ltlmoloj^^en  und  Lin- 
uiii>Len  konnten  e.s  ])egreii"en,  daß  die  Ausdelmuug  einer  Sprache 
IHM  Ii  keineswegs  die  Wandern nt^  ihrer  TräiLfer  voraussetzen  müsse. 
diüS  vielmehr  eine  S])rache  durch  die  juiinnigl'achskm  Tutsiuchen 
und  Verhältnisse  von  Volk  zu  Volk  sich  verbreiten  und  auf 
ganz  fremde  Bevölkerungen  übergehen  kann.  Die  Sanskrit- 
sprachen  verbreiteten  sich  einst  in  vorhistorisdien  Zeiten  über 
die  europäischen  Bevölkerungen,  ähnlich  wie  die  englische  Spradie 
seit  100  Jahren  auf  die  Bevölkerungen  Nordamerikas  sich  über- 
trägt. Muß  die  ganze  nord amerikanische  Bevölkerung,  die 
englisch  spricht,  aus  England  stammen  ?  Ebensowenig  brauchen 
die  europaischen  Völker,  die  Sanskritsprachen  sprechen,  aus  Asien 
zu  stammen.  Nur  eines  müssen  wir  aus  der  Verbreituag  der 
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Sauftkritspracheii  unter  den  tniro{iäij>€lieii  Völkern  schlielieu:  duli 
€8  iu  vurhistoriöcheu  Zeiten  Kuropjis  'Jatsaelion  und  Verhält- 
nisse gegel)en  habe  (Verkehrs-,  Herrscliafts-,  Kolonisation«-  und 
dergleichen  Verhältnisse),  welche  die  Verbreitung  und  Über- 
bimdiiahnie  der  Sftnakritsprachen  unter  den  enropoiseiien  Völ- 
kern förderten. 

Was  den  Zeitpunkt  anbelangt,  in  welchem  die  Bojer  Böh* 
men  einnahmen,  so  sind  wir,  da  uns  weder  Cäsar  noch  Tacitns 

darüber  eine  Angabe  machen,  auf  Verniutniigen  angewiesen. 
Die  AngaV>e  Liviua',  wonach  jener  Auszug  der  Kelten  aus  Gallien, 
an  welchem  d?r  Stamm  der  Jöojer  teilnahm  und  wobei  die  einen 
derselben  über  die  Alpen  nach  Italien,  die  anderen  ostwärta 

f3gen  das  herzynisrho  Gebirge  zogen,  zur  Zeit  des  Tarquinius 
riscus  stattgefunden  haben  sollte  (also  *^efxen  tili)  v.  Chr.) 
erwies  sich  nU  miriclitiij:;  neuere  hLstorisclie  Kritik  verlegt  mit 
grolier  Wabrsclieinlichkeit  jenen  Auszug  der  iiojer  an  den  An- 
laug des  4-  .lalirliuTiderts  v.  <'br, 

Lber  die  Einnahme  de^  Landes  Bitlinieu  und  über  die  Ent- 
ivicklung  der  staatlichen  V  erhältnisse  in  demselben  unter  den 
Bojern,  haben  wir  beim  Maugel  aller  einheimischen  Quellen, 
bei  der  Entfernung  dieses  Landes  Yon  den  damaligen  Kultur- 
sUaten  und  bei  dem  Fehlen  jeder  Berftbrung  mit  Bdmem  oder 
Griechen  keinerlei  Nachricht  Xnr  so  viel  wissen  wir,  daß  der 
Bojerstaat  un  Jahre  115  v<  Chr.  kräftig  und  machtig  genug 
W{ir,  um  einem  von  Osten  gegen  ihn  andrängenden  feindlii  heu 
Völkerzug,  den  der  Cimbem  und  Teutonen,  erfolgreichen  Wi- 
derstand zu  leisten  und  von  seinem  Territorium  abzulenken,**} 
Mit  Recht  sagt  Palacky,  daß  -dieser  Sieg  der  Bojer  über  ein 
furchtbares  Heer  (wie  die  (Hmbem)  einen  vorteilhafteu  Be- 
griff von  ihrer  Macht  und  Kriegsverfa^suno;  H^i))t-.  Für  l<'t/teres 
spriclit  nuch  der  Fmstand,  daH  ein  liallpes  -Tahrhiiiulert  sfiäter 
die  Herr.-chaft  de^>  liojerküuigs  Kritasir  sioli  südlich  bis  nach 
Nuricum  erstreckte,  wo  er  über  die  e)>enlall8  keltischen  Tau- 
risker  herrschte. 

Auf  diesem  Höhepunkt  der  Macht  augelangt,  erlitten  jedoch 
die  Bojer  die  erste  empfindliche  Niederlage  im  Kriege  mit  dem 
Getenkönig  Borebistes.  „Die  Bojer  unter  Kritasirus,  berichtet 
Strabo,  und  die  Taurisker  vertilffte  er  ganzlich*  (VII,  3).  Eine 
Folge  dieser  entscheidenden  Nieckrlage  der  Bojer  wird  es  wohl 
gewesen  sein,  daß  ihr  Land,  Böhmen,  kurz  darauf  (12  v.  Chr.) 


*)  SSeufi  S.  165. 
*♦)  Strabo  VII,  2. 
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von  (It'ii  ^larkomanueii.  eiiioni  sueTischeii  Stiimme,  erol)ort  uutl 
eingenommen  wurde.  Im  Verein  mit  'len  Qnadeu  drant^en 
dieöell>eu  unter  ihrem  KcMii^e  Marbod  von  iiohmen  aus  ül»or 
Mähreu  Ins  nach  dem  Nor^lwesteu  Ungarns  nnd  nnterwari'en 
sich  uiieh  alle  Völker,  die  im  Norden  Bühmens,  dann  au  dem 
Oberlauf  der  Oder,  der  Weichsel  und  nördlich  der  Karpathen 
8a6eii. 

II.  £iu]Ukliiae  Btfhmcus  dureli  die  Markomauueu« 

Die  wenigen  Naehricliten,  die  uns  Aber  das  Beich  Mar- 

hod^s  überliefert  sind,  bezeugen  zur  Genüge,  daß  wir  uns  (his- 
selbe  als  eine  staatliche  Organisation  zu  denken  haben,  die  im 
Innern  8o  festgefügt  war,  daß  sie  ihre  Macht  zu  kräftigen  Ak- 
tionen nach  aTiswärts  beuützen  konnte.  ')  Der  beste  Beweis  aber^ 
daß  dieses  „mit  Gewalt  der  Watten  zusammengefügte  l?eich- 
(Palacky)  eine  für  die  Nachbarreiche  bedenklirbe  Macbteutfal- 
tnni^  zeigte,  liegt  wohl  darin,  dal!  es  "Rom  für  angezeigt  hielt, 
dasselbe  zu  demütigen.  Kaiser  Augustiis  seliickte  zwei  römiselie 
Heere,  um  das  Markomanuenreich  zu  bekriegen.  Nur  eine  gleieli- 
zeitig  in  Pannonien  imsgebrochene  Empönmg  hinderte  die  Kömei 
im  der  Verwirklichung  ihrer  Absicht  und  zwang  Tibcrius,  der 
an  der  Spitze  eines  dieser  Heere  stand,  mit  Marbod  einen  Frie- 
dens- und  Freundschaftsvertrag  zn  acbließen.**)  Dieses  Ver- 
hältnis mit  Horn  machte  Marbod  den  unter  Armins  Fahruug 
geeinigten  deutschen  Stammen  verdachtig  und  verwickelte  ihn 
in  einen  Krieg  mit  denselben,  welchen  die  Römer  mit  Schaden- 
freude begrüßt  lialn  1  ninchten,  weil  sich  in  demselben  ihre 
entschiedenen  Feinde  mit  einem  immerhin  nicht  ganz  zuverläs- 
sigen Bundesgenossen  gegenseitig  schwächten.  Für  Marbod 
brachte  dieser  Krieg  jedenfalls  eine  Minderung  seiner  flacht» 
was  zur  Folge  hatte,  daß  ein  Gotlienfi^rst  Kattwald,  von  den 
Ivönieru  aufgestachelt,  in  Böhmen  einüel  und  Marbod  eine 
Niederlage  beibrachte. 

Auf  din  giinze  V'ert'assuu;^  (ies  Markomannenstaates»  wirft 
der  Lmstand  ein  helles  Licht,  daLl  Kattwald  seinen  Sieg  mit 
Hilfe  einiger  großer  Herren,  die  von  ihrem  Kiniig  MarlMKl  aV 
tieleu,  errang  und  da  Ii  er  walu-scheinlich  mit  Hilfe  derselben 
des  Thrones  Marbods  sich  bemächtigte.  Offenbar  haben  wir  es 
bereits  mit  einer  Adelsrepnblik  za  tun,  in  der  die  Großen  die 

*)  ^Fiuitimus  ouiucä  aut  bellu  douiiiit  aut  couditionibis  juns  siü 
fecit«   Vellejng  Patercalus  H,  lüU. 
**)  Tadt.  ann.  II,  45.  46. 
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Könige  einseteeiLf  gelegentlich  gegen  dieselben  Venchworungeu 
auzetteln,  und  sie  vom  Tlirone  stürzen.  Unter  .solchen  Ver* 
hältuissen  braucht  es  anch  nicht  Wunder  zu  nehmen,  daß  Katt- 
Wiild  selbst  einige  Jahre  nach  seiner  Thronbesteigung  von  ein^ 
, Fürsten  der  He  munduren",  der,  wenn  man  von  der  latini- 
sierenden Endnng  absieht,  einen  offenbar  shivischen  Namen 
if,hr{,  Vil)illius,  <:^ostür/.t  wurde  (21  p.  C'li).  Von  nun  an 
fcrlieinen  itnirip  Zwistigkeiten  zwisrheii  Quaden,  Markomannen 
luid  H'  1  niumln! «leren  Fürsten  sich  gegenseitig  in  dem  l)öh- 
Lns(  h-iiiähriMlit'ii  Keiche  bekäniiüteu,  den  linmern  einen  immer 
«Tri« I Jeron  EinHnli  auf  die  inneren  An»?elegenli<Mi«'n  dieses  Reiches 
verschafft  m  haben.  Ia>\  in  der  zweiten  llällie  des  2.  .lahr- 
hunderts  tritt  an  die  Spitze  der  Markonninnen  und  der  ver- 
bündeten, in  den  Sndetenländem  herrschenden  Stamme  ein 
kriegerischer  König  Bellomar,  der  seinerseits  zum  Angriff  auf 
das  römische  Reich  Ubergeht.  In  Folge  der  Einfalle  nun  der 
Barbaren  in  römisches  Gebiet  beschließt  der  Kaiser  Marc  Aurel 
il74).  ins  ^larkomannenlaud  einzudringen  und  dasselbe  zur 
romischen  Provinz  zu  machen.  AI 'er  Fiirnhen  im  Orient  ver- 
hindern ihn,  diese  Absieht  ganz  durchzuführen:  er  muH  sich 
(l.inüt  begnügen^  mit  den  in  den  Sudeteu hindern  herrschenden 
Stammen  Frieden  zn  scliließ  wobei  er  fiir  Rom  günstige 
Bedingungen  erlangt.  Im  (^uadenhinde  wurden  Kastelle  ange- 
legt, deren  rinnisclie  Besatzung  die  i^uaden  verpliegen  inüsäeu; 
iuuerhalb  ein^r  Mtnl;-.  von  der  römischen  Donaugreiize.  sollten 
dio  l^uadeu  keine  f*'st  mi  Ansi.'dlungen  hubon ;  alle  römischen 
(lefangen^'n  und  Lherläuifr  s. »Ilten  >ie  auslielern. 

Dieser  Friedensvertrag  enthielt  aber  den  Keim  eines  neuen 
Krieges  in  sich  ;  denn  die  den  t^uiiden  auferlegten  harten  Be- 
dingungen erzeugten  Unzufriedenheit  und  die  (Quaden  griffen 
bald  wieder  zu  den  Waffen.  Marc  Aurel  eilte  an  die  Donau- 
grenze, um  den  Krieg  zu  führen,  starb  aber  während  desselben 
im  Jahre  IHO  in  Wien. 

Sein  Nachfolger  (  'ommodus  schloti  mit  den  Markomannen 
und  Quaden  einen  Friedensvertrag,  in  welchem  er  sich  verpflich- 
tete, alle  im  Quadenlaude  errichteten  römischen  Kastelle  zu 
räumen.  Mehrere  in  diesem  Vertrage  den  Markonmnnen  rmd 
Quaden  auferlegten  lästigen  Beilinguugeu  wurden  später  vom 
Kaiser  aufgegelien. 

Es  konnte  keinem  Zweiiel  unterliegen,  dall  Rom  vor  der 
M.K  ht  des  Markomnnnoureiches  znriickgewiclien  war.  l>ie  Folgen 
hliehoii  für  lioiu  nicht  u\i<.  Zwischen  den  .lahren  2<M»  und 
veryAMchnen  die  romischeu  Annulen  eine  ganze  Keihe  von  Fiu- 
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falldn  der  Markomannen  und  ihnen  verbündeter  Stamme  ins 
romische  Beich. 

üm  diesen  fortwährenden  YerwQstungen  ein  Ende  zu  be- 
reiten,  sieht  Kaiser  Galienus  ('2i)\)  sich  gezwungen,  mit  dem 
Markoiuaunenkönig  Attulus  einen  Friedensvertrag  zu  schließeu, 
in  welchem  er  dem  Markomuntienköuig  einen  Teil  von  Pau- 
nonien  einräumt  niid  zu  desson  I^efestigimg  er  ihm  seine  Tochter 
zur  Ehe  gH^i  All  diesos  zeij^r.  wie  niÜrhtiir  und  stark  der  von 
den  Marknni  iiMii^n  und  Quadeu  im  Norden  dm-  Donuii.  in  d-Mi 
Sudetenlündern  gei^ründete  Staat  war.  Desto  iiiteress;iut"r  ul»^!- 
ist  die  Tatsnchp.  dalJ  ,.seit  dem  4.  Jahrhundert  sieh  d<'r  Naine 
der  Markumannen  in  der  (lescliichte  innner  mehr  verliert* 
(Pahacky).  bis  uns  in  der  Mitte  des  7.  Jahrhunderts  ph'jtzlicli 
auf  demsell>eu  Territorium  ein  ^hivisches  Reich  unter  Samo 
entgegentritt,  nach  dessen  meteorartigem  Verschwinden  wieder 
geschichtliches  Dunkel  die  Sudetenlander  einhfiUt,  bis  wieder 
nach  zwei  Jahrhunderten  das  slavische  Großmähren  und  daneben 
bald  darauf  (ungefähr  870)  das  slavische  Böhmen  als  geschlos« 
sener,  organisierter  Staat  auftaucht. 

III.  Bas  slavische  BVhmeii. 

Diese  allerdings  etwas  geheimnisvolle  Erschein un'^"  liat 
sfit^ns  der  Historiker  eine  verschiedene  Dentnui^  erfnlm-n.  Di-^ 
lie; rsclioiide  Meinung  ist  die.  daÜ  gegen  die  Glitte  d»'^  (i.  Jalir- 
hunderi:>j  die  Sla\t^n  nach  B<"ihmen  einwanderten  mid  hei  dieser 
Gelet?<uheit  waiuseheinlich  die  ^hlrkomaunen  .\ erdrängten*. 
Zur  Ehre  gewissenhafter  Historiker  muli  übrigens  bemerkt  werden, 
daß  sie  einen  solchen  Vorgang  nur  als  hypothetisch  hin- 
stellen, nur  als  ihre  suhjektive  Schlußfolgerung.  So  sehreibt 
z.  B.  Huber:  «Ober  die  Besetzung  Böhmens  und  Mahrens 
durch  nordslavische  Stamme  fehlen  uns  alle  Nachrichten. 
Doch  darf  man  (V)  wohl  schließen,  daß  sie  bald  nach  dem  Ab- 
züge (?)  der  dort  wohnenden  deutschen  Stämme,  also  spätestens 
nach  der  Mitte  des  (».  Jahrhunderts,  die  Gebiete  an  der  Moldau 
und  oheren  Eibe,  wie  an  der  March,  südwärts  bis  zur  Donau, 
in  Besitz  genommen  haben"  (':'). 

Diese  herrsehende  Meinung,  diese  Schlußfolgerung  der 
Historiker  )  ist  euUichieden  falsch.  Denn  erstens  ist  es  ja  eine 

*)  Auoh  Tomek  Handbuch  der  Osterr.  Getchichie  I,  S.  73.  greatcUt 
zu,  daU  seine  Annahme  einer  Kiuwanderung  der  Slawen  nach  Böhmen 

und  Mähren  aus  den  nordkaipati^«  l  en  L!ei»<Mi'^'ii,  petren  dir  Mitte  de* 
t:.  JahihuiiUerto,  sich  auf  keine  irgendwie  authentische  hiatoriäche  KacJi- 
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ganz  wilkürliche  Kombination,  daß  die  Markomtiuneu  je  BöfameiL 
T  e  r  1  a  8  s  e  n  h ä  1 1  e  II ;  historisch  festgestellt  ist  uur  ihre  Eroherimg 
des  Landes  und  da  15  sie  sich  in  demselben  als  dessen  Herrscher 
festsetzten:  dal5  sie  «den  slavischen  O.ocheu  Platz  machten*,  wie 
Pnlacky  scbroil>t  und  wie  <'s  ihm  andere  nachscliroibon.  ist  nur 
eine  willkürlitlie  Kxmhinatiou.  Dagegen  muH  man  aus  dem 
I  mstande,  dal]  wir  in  s]i:ltertMi  .labrbundertou  in  l^r^liiiien  nur 
l-'zechen  und  eine  czecluM  h  spi  et  lieude,  herrschende  Klasse  vor- 
finden, schließen,  dal)  die  Markomannen  sich  in  Böhmen,  wie 
nicht  anders  zu  erwarten  ist,  sl avisierten. 

Eine  tolche  Annahme  entspricht  ebenso  allen  bekannten 
bistorischen  Vorgängen,  wie  die  Meinung  der  Historiker^  die 
Markomannen  seien  , verschwunden",  einen  sehr  häuiigeu,  aus 
allgemein  herrschenden  falschen  Anschauungen  der  Historiker 
henUhrenden  Irrtnme  entspricht. 

Die  den  historischen  Zeugnissen  entsprechende  AVahrheit 
ist  vielmeln:  die,  daß  weder  Markomannen  noch  Quaden  aus 
den  Pudetenländem  abgezogen,  nocli  auch  die  Slaven  in  diesen 
Jahrhunderten  eingezogen  sind.  Sie  bleiben  alle  in  ihren  Sitzen, 
trotz  der  Hunnen-  und  .Vvarenstürme,  di^^  fjhpr  ihren  Häuj-t^ru 
heraufzogen.  Xur  eines  erfolgte,  was  unter  gleichen  Imstiiu- 
deu  immer  und  überall  erfolgte,  und  wovon  wir  in  der  loben- 
digen Gegenwart  uns  häufig  überzeugen  lv(»mit'n,  d.  h.  die  li'-rr- 
sdi'Miden  Klassen,  jene  kriegerischen  Shininic  der  Markoman- 
iien  und  (gnaden  und  vielleicht  auch  nodi  andere  kriegerisch 
organisierte  Stämm^,  welche  die  Sudetenländer  in  den  ersten 
Jahrhunderten  unserer  Ära  eroberten,  hatten  im  (i.  Jahrhundert 
bereits  die  Sprache  des  besiegten  Volkes  angenommen  —  wturen 
in  der  Mitte  des  (1.  Jahrhunderts  schon  vollkommen  sla visiert. 

rieht  jitütxt.  «Obwohl-.  8;igt  er.  ..na«  lidrin  er  diese  „Kinwandenni-r- 
beschnebeu,  von  diebcm  Gange  der  Dinge  uirgondö  ausdrikklich  iu 
der  Getchiehtsachreibancf  jeuer  Zeit  etwa«  erwiSiut  wird«  so  Iftßt  aich 
die«  doch  aus  dem  allnuil  li.'iMi  Aliztit,'  der  dtnitsi  lien  Völker  mit  ISicher- 
heit  ?!i  sf  hliereii i)ie,se  bchluL'fojgcrung  ist  logisch  uidialtbar:  sie 
zeigt  eine  Lücke.  Wenn  man  aus  dem  Abzug  der  Deutscheu  ».oUte 
folgern  können,  dafi  die  klaren  eingewandert  sind,  mttfite  erst  erwiesen 
w^en,  daß  die  AuBwaudcrnden  das  Land  m  e  n  s  e  h  e  n  1  c  e  r  zuriickge- 
lassen  haben.  So  lange  dieser  Beweis  nicht  geliefert  i  t.  fehlt  jener 
8chla'  folgeroug  das  Mittelglied  und  schwebt  sie  daher  iu  der  Luit.  Dali 
aber  ein  Land  wie  Bdbmen  und  Mähren  in  ganzen  Jahrzehnten  oder 
auch  aar  in  einem  Augenblicke  de«  ;">.  und  (i.  .Tnhrhunderta  menschen- 
leer, unbewohnt  gebli.'lM-a  wäre,  ist  eine  .\nmihme,  die  alU»r  «Te«»  hirbt. 
liehen  Erfahrung  widerstreitet.  .Nichtadesto weniger  beten  last  alle 
Historiicer  die  auf  eine  so  widersinnige  Annahme  aufgebaute  Fabel  nach, 
daii  in  der  üälfte  des  6.  Jahrhunderts  die  Skven  nach  B<^hmen  einge- 
wandert sind! 
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Dit^s'^r  Vi'n/y[\  wird  deiijeuigeu  nicht  iu  das  j^eringste  Er- 
stuuueu  setzen,  der  ans  (hr  Sozioloj^e  es  weiü,  dall  Staateueut- 
wickluug  in  der  Kegel  gar  nieht  auders  sich  alisjuelt.  als  dali 
der  stuuteugrüiitlende  krte(^**ris(lio  Erobererstamm  die  Sprache 
des  unterworfeneu  Volkes  uiiiuiüint. 

Wir  haben  dieselbe  Erscheiuimg  oben  au  deu  Geten  beob- 
achtet, welehe  ala  kriegerischer  Erobereratamm  sich  dio  Baker 
unterwarfen,  mit  der  Zeit  aber  die  Sprache  der  letzteren  an- 
nahmen und  wenn  auch  als  herrschende  Klasse  in  eine  Nation 
mit  ihnen  verschmolzen. 

Und  es  sind  das  keinesfalls  vereinzelte  Beispiele,  die  wir 
anführen:  im  (.Tegeuteil  eine  andere  als  eine  solche  Entwicklung 
gehört  zu  seltenen  Ausnahmen. 

Denn  um  nur  vom  europäischen  Osten  zu  releu,  hat  sich 
ganz  dieselbe  Entwicklung  vollzogen,  sowohl  in  KuÜland  wie 
iu  Polen  und  iu  liulgarien. * ) 

In  Ruliland  haben  zuletzt  krie^^ri«  lie  U  aräi^erseharen 
aus  Skandinavien  die  in  Kniilaud  iüi;^  m  t  nffene  l>e\r>lkerung 
unterworfen  und  gingen  mit  der  Zeit  m  derselben  ganz  auf: 
und  auch  liir  Polen  .steht  die  Tutsache  fest,  ih\{\  es  fremde 
kriegerische  Stämme  waren,  die  das  Land  mitsamt  der  ange- 
troffenen seßhaften  Bevölkerimg  ihrer  Herrschaft  unterwarfen 
und  auf  diese  Weise  den  polnischen  Staat  gründeten.  Daß  die 
aus  Asien  stammenden  Bulgaren  in  den  Balkanländem  die 
Sprache  der  unterworfenen  SlaTcn  annahmen,  ist  bekannt 
AVelcher  Abkunft,  welcher  »Nationalitat-  diese  fremden  Kon- 
quistadoren Polens  waren,  darüber  herrscht  unter  den  Histo- 
rikern noch  immer  Streit;  die  Nichtübereinstimmung  ihrer  An- 
sichten in  diesem  Punkte  kann  aber  keineswegs  ein  Argu- 
ment gi'gen  die  fremde  Eroberung  sein,  sondern  ist  nur  die 
einfache  Folfre  <l*s  rm>itanrle-;.  »liH  uns  für  diese  Länder  aus 
den  betreffenden  Jahrhunderten  keinerlei  oder  doch  nur  sehr 


♦  \'<j].  Jirf-reck.  (•<•  ihicbte  der  Hulgaron,  S.  130:  ..Da-  regi«- 
roiule  Volk  lU-r  Jkilgareuj  treibst,  stark  durch  seine  Tapferkeit,  t»c  iiw  ach 
an  Zulil,  entsagte  biald  dem  Nomadenleben  und  guig,  sel'hati  geworden, 
unter  den  Khiviachen  Unt^^rtanen  vollkoniiuen  auf;  uacü  wenigen  .Tahr- 
huinlert-ii  <ja\\  (V-  iiirlit  iiu'hr  zwei  verscliifib-a  sprecliendf  \  ölker.  BlsTon 

uud  liulgaren,  sondern  nur  Bulgaren  mit  slavischer  »Sprache  * 

Daselbst  S.  138  hei  t  e«:  ^In  Bulgarien  V»egegnen  wir  also  einer  ethao« 
graphiach»M>  («oUte  richtiu'^  r  liei  en:  soziologischen)  Erächeinnng,  welche 
sich  etwa  zwei  Jahi buii'lt'rt--  sp.'iter,  unti  r  dr-ii  ruK^M-lii'n  Slaven  wieder- 
holU«.  Dort  hat  eine  kleine  IScliaar  bkandiimvisjcher  Warfiger  den  un- 
eini^a  und  xersprengten  Stfimmen  eine  feste  iStaatsordnung  und  einen 
Nationalnamen  gebracht,  worauf  sie  selbst  unter  ihnen  unterging.* 


Digrtized  by  Google 


IHe  ttlieaten  Staatengilliidnngeii  in  den  Sudetenlftndern.  4^9 


spärlidie  Zeugnisse  flielien.  Die  erhaltenen  Zeuffnisae  aber  be- 
weisen die  durch  Eroberung  hergestellte  Fremdherrschuft  un- 
widerleglicli  und  die  in  den  folgenden  historischen  Zeiten  bis 
auf  die  Gegenwart  l)e8telienden  Verhältnisse  (Robot.  Besitzver- 
teilung .  Kjistenscheidung ,  Xichtebenbürtigkeits  -  Verliältnisse, 
abweiclioude  Sitton  und  Oobrünrhe  u.  s.  w.)  orwoisen  dieso 
Tatsache  der  V ergaugeiihoir  /'ir  Kvid^nz. ^\  aruiu  :^ollto  ül»ri- 
gens  der  Naturpro/o!)  ilcr  histnnselieii  und  staatlichen  Ent- 
wicklung in  rlalu lutüderteii  mid  Ländern,  iibor  welche  uns 
bistoriscbe  Zeugnisse  lelilon,  ^i^;h  anders  abgesnitdt  haben,  als 
in  Zeiten  und  Läuderu,  über  welche  wir  authentisch  uiitt^iriehtet 
sind?  Warum  sollte  in  den  Sudeten-  und  NVeichselläudern  dieser 
Prozeß  «tt  anderer  gewesen  sein,  wie  z.  B.  in  Italien  naeh  der 
Longobardischen  Eroberung,  in  ESnglaud  nach  der  normannischen, 
auf  der  Balkaohalbinsel  nach  der  bulgarischen?  Sind  nicht  auch 
hier  überall  fremde  kriegerische  Erobererstamme  in  der  ein- 
heimischen BeviUkeroug  vollkommen  aufgegangen?  Und  sind 
die  französischen  Xormannen  narh  ihrer  Staatengründung  in 
England,  sind  etwa  Lougtdiarden  in  Italien,  Bulgaren  "^'^'1  auf 
der  Balkanhalbinsel  nicht  derselben  Wandlung  erlegen?  Und 
zeigen  uns  die  liistorischen  Zeit'»!»  nicht  in  Hülle  und  Fülle 
Beispiele  für  die  Tatsache.  dalJ  gerade  iierrschende  Minoritäten, 
deni  allL^eiueui<Mi  Gesetz**  der  Akkommodation  unterliegend,  die 
Sprache  der  beherrscliten  Majoritäten  annehmen? 

UV)riu;ens  sind  ja  die  Hrsaelien  dieser  Erscheinung  >o  khir. 
dali  eine  utichterne  IkUuchtimg  gar  keinen  Zweifel  darüber 
bissen  kann,  dali  sich  dieselbe  immer  und  Uberall  mit  derselben 
Naturnotwendigkeit  wiederholen  muß. 

Vergegenwärtigen  wir  uns  nur  die  Lage  eines  , Herrn*, 
eines  Mitgliedes  der  herrschenden  Klasse,  eines  Genossen  des 
kriegerisch  organisierten  Stammes,  dem  S3in  Anteil  an  der  Er- 
oberung in  der  «Grundherrschafb"  über  ein  >StUck  des  eroberten 
Landes  mitsamt  den  darauf  angesiedelten  „HintersaDen*  zuge- 
wiesen wurde. 

In  seinem  Schlosse  oder  „Herrnhause-  hat  er  die  schwere 
Aufgabe,  sich  mitten  unten  einer  fremdspracliigen,  nicht  gerade 

•)  Der  bekannte  Liii<iruist  und  .siavitit  fJaialouin  de  Courtenay 
machte  mir  geirrnüber  «'inmal  th  Lr.ni/  zjitreti'eude  Bemerkung,  daU  tat* 
sivchlich  nocl)  hrute  dtr  ]iolnische  Adel  p  h  o  n  «•  t  i  s  c  h  rinf  anfipre 
Sprache  sijreche.  als  das  I^andvolk  —  ♦■ine  TaUache,  die  allerdings  von 
den  Laien  kaum  bemerkt  wird,  die  aber  dem  Phonetiker  als  ein 
Tieliagendes,  unwiderlef^lichc^,  historisches  Zeugnis  verschiedener  A1> 
«tammung  irilt. 

*•)  V^l.  'l'hmuann,  Ü»tl.  Völker,  ä?.  37. 
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freuiidlicb  gesiuuteii  imterworfeneu  Bevölkerung  zu  behaupten. 
Er  liraucht  ihre  Dienste;  er  kuuu  nicht  ewig  niit  ihnen  auf 
Kriegsi'ul]  le>>eii :  or  mul')  trachten,  die  vorgefallenen  (iewalt- 
tatsachen  vergessen  zu  uiucIkmi,  um  in  der  mit  (iewalt  herbei- 
«rei'ülirtt'ii  Ordnung  der  Verhältnisse  friedlieli  leben  zu  können, 
um  diese  Ordnung  <ler  Dinge  mit  der  Zeit  zu  einer  liedits- 
Ordnung  umzuwandeln.  Zu  die.sem  Zwecke  braucht  er  einen 
friedlichen  Verkehr  und  ist  gezwungen,  mit  der  unterworfenea 
BeTölkening  in  ihrer  Sprache  zu  verkehren. 

Nun  bringt  es  das  reine  numerische  Verhältnis  zwischen 
der  kleinen  Anzahl  der  Familienmitglieder  des  „Herrn*  und 
der  viel  größeren  Anzahl  seiner  aus  den  Untertanen  sich  re- 
krutierenden Dienerschaft  und  der  sein  Land  bebauenden  Be- 
völkerung mit  sich,  da|i  die  Sprache  dieser  letzteren  das  Uber- 
gewicht erlangt  und  mit  der  Zeit  Ohr  und  Zunge  des  Herrn 
bezwingt.  Man  vergegenwärtige  sich  nur  dieses  VerhältniSr 
dessen  W  irkung  beinahe  arithmethLsch  bewiesen  werden  könnte. 
Denken  wir  uns  eine  , Herren familie"  von  10  oder  auch  ir> 
Personen  in  einer  nähern  um!  weiteren  Umgehum^  vuu  hun- 
det  teii  \un  Dienern,  rnterlanen,  Atkerbaueni.  Taglrtlmeru  u.  s.  w. 
An  die  Ohren  des  Herrji  und  seiner  l'amilie  schlagen  täglich 
hunderte  und  tausend«*  tremder  Laute  und  zwingen  ilm  und 
die  Seinigeu,  täglich  sich  vielleicht  eben  so  viele  Male  fremder 
Laute  zu  bedienen,  seine  Zuu^^e  der  fremden  Sprache,  wenn 
auch  nur  im  Befehle  dienstbar  zu  machen.  Die  Ideine  Sprach- 
insel des  Herrn  und  seiner  Familie  kann  gegen  das  brausende 
Meer  der  ihn  umgebenden  fremden  Sprache  keine  Wirkung 
üben  —  wird  aber  selbst  immer  mehr  von  jenem  überflutet. 
Nun  kommt  nocli  (I  m*  Umstand  hinzu,  daß  die  Sprache  dieser 
Minorität  damals  keine  Literatur  hatte;  die  Herreniamüie  kann 
nicht  aus  Büchern  und  Zeitungen  den  immer  mehr  versiegenden 
Quell  ihrer  eigenen  Sprache  immer  neu  speisen  und  aulfrischen. 
Dazu  nehme  man  die  liuu*"»'  de  Kinder!  Sie  wachsen  heran  in 
der  I  lIl;4••llUIl^•  (h  r  1  )ieiit  rs(  haii.  die  ans  der  untertänigen  De- 
v(tlk<  iuiig  s'uh  rekrutiert.  Man  dejike  uur  daran,  welch  ühev- 
mätlitigen  Anteil  an  der  sprachlichen  und  sittlichen  Erziehung 
des  heranwachsenden  (jeat  hlechts  die  umgebende  Bevölkerung 
hiit;  wie  minimal  im  Vergleiche  mit  diesem  Anteil  der  immer 
schwächer  werdende  Einfluß  des  elterlichen  Hauses  ist  —  man 
nehme  alles  dieses  und  die  tausend  anderen  sozialen  EinflflHs» 
hinzu  und  man  wird  sich  keineswegs  darüber  wundem^  daß 
der  Markomanne  und  Quade  in  den  Sudetenlandem,  der  Gothe 
oder  Xormanne  oder  wer  immer  der  fremde  Eroberer  in  den 
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WeicliBelländeru  war,  der  ^fongole  —  (nhr  der  Warage  in  Baß- 
laiitl  -  im  Laufe  dreier  Generationen  die  Sprache  seiner  unter- 
worfeueu  Bevölkerim«^  anniinint  und  sAne  eigene  vollkommen 
rergißt  niid  aufgibt,  zumal  wpiin  dieselbe  es  noch  zn  k'^iiier 
Literatur  geliraeht  liat.  also  mittelst  der  Schritt  uicht  einmal 
als  tote  erhalten  wtndon  konnte. 

Nur  der  Mangel  eines  solchen  soziologischen  Einblii  in 
die  historischen  Vorgänge  und  daneben  ein  ganzer  Ratt^  iikuju^ 
You  politischen  und  nationalen  Tendenzen  und  beschränkten, 
von  den  Jnristiett  übemommeueu  Ansichten  über  Eigentum  und 
Besitz,  konnte  die  Historiker  veranlassen,  diese  natürlichen  Vor^ 
gänge  zu  verhüllen  und  zu  verdecken  und  bei  den  meisten 
Btaatengeschichten  an  Stelle  derselben  eine  tendentiöse  genuine 
«national-einheitliche*  Entwicklung  der  staatlichen  Organisation 
zu  konstniieren,  zu  welchem  Zwecke  sie  dann  willkürlich  die 
einoii  Stämme  .verschwinden-,  die  andern  «auftauchen-  lassen 

—  die  einen  beliebig  .verdrängen-,  die  andern  plötzlich  , ein- 
wandern^ lassen  —  obschon  ihnen  lür  alle  diese  Manöver  leider 
«die  Quellen  fehlen''. 

IT,  Die  iiinereii  Knstlfnde  tui  markomannischen  BQhnion. 

nie  spärlichen  Xacbrit  Ilten,  die  uns  über  das  Markoman- 
ueu-  und  (^"'i'hmieicli  erhalten  wurden,  sind  doch  genügend, 

♦)  So  ist  die  Darstellung,'  hA  Pulacky  lI«  51),  wonach  auch  ein- 
ander die  ^Ti^Hi  rh.  II  ll-  jen,  die  deutschen  Marknnriunen  und  <Vv-  .-la- 
TÜchcu  LV.eciieu  in  Üöhuiui  «tiiadrangen-  und  soliiu  iiarli  der  Keihen- 
iblge  die  ersten  zwei  Stämme  diesem  ,,dritten  Haiii>tvo)ko  von  Europa 
Plate  machten,  die  auch  ihr  Schwert  geltend  zu  machen  wulitcn,  obwohl 
«ie  mehr  Iacbr>  zn  Pllij?  und  Sichel  zeij^tcu",  entschieden  lulsch.  Kb 
liegt  dieser  JJarätcIlung  die  Auichauung  m  üruudo,  als  ob  Uojer,  Mar- 
komannen, Slaven  naoteinander  das  Land  für  eich  8f>1hgt.  eingenommen 
lüitten,  während  b*d  Bojern  und  Markomannen  nur  iti  kri-  _r*  1  isclie  Er- 
obenintf  und  Behcvrs  hiiTirr,  h<>i  der  im  fi.  lihrhundert  Ii  uns  als 
Slu?en  dar^tclleudeu  Bevöikcruug  au  diu  emhciuiiüche  Bevölkerung  zu 
denken  ist,  welche  im  Laufe  der  Zeit  die  fremden  Eroberer  asdmilierte. 

—  Wenn  Palacky  1,  c.  8aj,'t.  dall  «die  Annalmie,  da",  die  ^laven  etwa 
unter  der  Uotinil'  igkcit  der  (  Inlli^'r  und  dann  der  D'  ufsi  Inn  die  Geben- 
den im  Uaten  der  Elbe  l'ortwähreud  bewohnt  hatten,  »ich  durch  kein 
altes  Zengnis  Iteprründen  lasse«*,  so  sind  diesen  Worten  seine  eigenen 
Worte  dea  gleicli  darauffolgenden  Absatzes  entgegenzustellen,  dal>  „der 
Zeitpunkt  der  Kinwanderung  der  C^echen  in  Böhmen  durcli  keine  alte 
Angabe  festgestellt  ist'*.  Bei  solchem  Man<^'ol  von  i^uellen  tür  die 
Einwanderung  sollte  wohl  die  ganze  Sachlage,  die  Art  und  Weise  und 
das  Wesen  der  bojischen  und  dann  markoncinnisehen  Uerrschaft  und 
endlich  die  Tatsa«  hon  und  K rfahrunj^cu  der  Soziolotrie  üb  r  St.iafpu- 
^Ündungen  den  Ausschlug  gebeu,  zumal  uuch  die  Ausicht  des  ältesten 
Ohronisten  B5bmea8,  Cosmas,  nieht  dagegen  spricht. 
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um  uus  einen  Eiublick  iu  die  inuere  St  uktur  der  Gesellschaft 
und  die  Art  und  Weise  der  Herrschaftslibuug  zu  gestatten.  Daß 
es  eine  Adelsherrschaft;  der  kriegerischen  Eroberer  war,  die  der 
iiTiterworfeneii  Bevölkeriiiijj^  jxegeuüber  ein  Interesse,  das  der 
Erhaltung  der  Herrschaft,  eiiiijj^te,  gelegentlich  aber  durch  Strei- 
tigkeiten um  Thron  inid  Krone  untereinander  zerklüftet  war. 
geht  schon  aus  den  Nachrichten  über  gewaltsame  Throuent- 
setzungen,  Verschwörungen  und  Herrschaftswechsel  henor,  von 
denen  wir  oben  Erwähnung  taten.  W  ir  lialjeu  es  also  offenbar 
mit  einem  Wahlkönigtum  zu  tun,  wie  es  in  Adelsrepublikeu 
immer  üblidi  war.  Als  zweites  Merkmal  solcher  Adelsr e publiken 
gilt  uns  der  Landtag,  dessen  in  dem  Fried  ?ji8Terfcraff^  der  3llar* 
komannen  und  Quaden  mit  Kaiser  Commodas  JSrwahnung 
gescMelit  Kom  diktiert  in  diesem  Vertrage  seineu  Gegnern  die 
Bedingung,  daß  sie  ihre  Landtage  stets  nur  an  einem  Orte, 
einmal  monatlich  und  immer  nur  im  Beisein  eines  römisdien 
»Begierungskommissärs  %  eines  Centorio,  abhalten. '^')  Ööeubar 
waren  es  also  recht  häufige  Versammlungen  der  Mitglieder  der 
herrschenden  Klas^p.  auf  denen  sie  ihr*^  gemeinsamen  Angele- 
genheiten berieten  und  für  d  ie  Keinen  mg  des  Landes  luaUge- 
bendf»  Beschlüsse  faßten.  Daü  mau  aidi  auf  diesen  Versamm- 
lungen audi  mit  hoher  Politik  und  aul5<'rcn  An  «Gelegenheiten 
beschäftigte,  l)e weist  eben  der  Umstand,  dalJ  Horn  diese  Ver- 
handlungen mit  Argwohn  l)etrachtete  und  dieselben  seiner 
Kontrolle  unterstellt  haben  wollte. 

Auch  Über  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  des  Mai'ko- 
manuenreiches,  können  wir  uns  aus  den  wenigen  erhaltenen 
Nachrichten  einen  beiläufigen  Begriff  machen.  Daß  Ton  einer 
kriegerischen  herrschenden  Klasse,  welche  Zeit  und  Muße  findet, 
recht  häufig  Landtage  abzuhalten  und  sich  auf  denselben  mit 
Politik  zu  befassen,  auf  eine  zahlreiche  ackerbauende  Bevölke- 
mng  geschlossen  werden  darf,  welche  ilire  Herren  der  Sorge 
um  die  ersten  Bedürfnisse  des  Lebens  enthebt,  ist  klar.  Au< 
einer  bei  Tacitus  uns  erhaltenen  Xotiz  aber  ersehen  wir,  daß 
es  schon  unter  Marbod  in  den  festen  Plätzen  der  Markomannen, 
wie  insbesondere  in  der  Residenz  dt^s  Königs  an  anf<jf'^]\änfteu 
Schätzen  iiiclit  Iflilte.  »Ii»'  t'^ilweis»»  txewiß  aus  Beute-  und  Raub- 
zri*iN>!i  in  die  Na- libarläuder  lierrülirt"ih  dal5  es  aber  dort  auch 
Händler  und  Ivaulieute  ans  den  r/nuischen  Provinzen  gab,  die 
oÜenbar  eines  lohnenden  Handels  wegen  sich  dorthin  begaben.*^) 

*)  Dio  ^  a-.iiis  I.  XXll,  c.  2. 
**)  ...  et  uustris  c  proviuciis  lixae  et  uegotiatores  reperü  .  -  . 
berichtet  Tadt.  Ann.  II,  26. 
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Damit  aiicli  für  da^  Markfiinaimeureicli  diese  drei  Haupt- 

momenfce  des  sozialen  lulialtes  ihr  europäischen  Staaten  fest- 
i,'e«ftellt:  die  zahlreiche  Hckt'rl)auende  Bevölkerung,  der  kri»vjre- 
risclie  und  politisierende  Herrenstand  und  die  ans  älterem 
Kiilturlande  (uostris  e  pnu-inciis)  eiudringeudeu  ^uegotiatores"» 
flie  sich  überall  festsetzen,  wo  es  inmitten  zwischen  Herren  iiuil 
Bauer  etwas  zu  verdienen  gibt  und  den  ersten  Ansatz  des  spii- 
teran  Mittelstandes  und  der  Stadtbevölkenuig  bilden. 

Gewiß,  die  Notizen,  auf  welche  get^tatzt  wir  diese  Umrisse 
der  sozialen  Struktur  des  Markomannenreiches  sseichnen,  sind 
überaus  spSrlich  —  doch  werden  sie  ja  gestützt  und  ergänzt 
durch  die  in  den  andern  eoropaischen  Ländern  ans  gleichen 
T;itäacben  und  Bedür&iissen  hervorgegangenen  analogen  Ver- 
hältnisse. 

V.  Böhmen  unter  der  Oherherrsehaft  der  Kannen. 

Während  dieses  langen  Zeirr;iiinies,  in  welchem  uns  iilier 
die  Entwicklnnt?  des  staatlit  lH'n  Lebens  in  den  Sudet*>uläudern 
keinerlei  geüchiclitlii  lie  Zeiiiiiiisse  zu  Gebote  stehen,  werfen 
dennoch  einige  auüerhalb  dieser  Länder  sich  abs]rielende  Er- 
eignisse ein  solches  Licht  auf  dieselben,  welches  die  Auffassung 
rechtfertigt,  dal!  sich  während  dieser  Zeit  das  später  daselbst 
auftauchende  slavische  Staatswesen  langsam  vorberdiete. 

Daß  sich  die  Herrschaft  der  Hunnen  auch  fiber  die  Sude- 
tMilander  erstreckte,  ergibt  sich  daraus,  daß  dieselbe  weit  über 
dieselben  hinaus  nach  Westen  reichte:  der  Umstand  aber,  daß 
uns  die  Geschichte  kein  grelleres  Ereignis  aus  Anlaß  der  Hun- 
nenherrschaft daselbst  meldet,  scheint  dafür  zu  sprechen,  daß 
die  daselbst  herrschenden  Markomannen  und  Quadon  sich  mit 
Attila  und  seinem  Regiment  in  kluger  Weise,  allenfalls  durch 
Tributzahlung  und  Hilfstruppenstellung  abgefunden  haben: 
letzteres  ist  sogar  dadurch  beglaubigt,  daß  die  Markomannen 
unter  denjenij^eii  V^ölkern  geuamit  werden,  welche  dem  Attila 
Uüterworteu  waren. 

Daß  aber  nachdem  Attilas  Herrschaft  zerfiel  und  der  hnii- 
uische  \  (Ukersturm  sich  ver/.o^^  der  Markomannenstaat  in  sich 
gefestigt  dastand  und  den  Andrang  auswiirligor  Völkerschaften 
von  seinem  Gebiete  wirksamer  abwehren  konnte,  beweist  der 
Umstand,  daß  die  gegen  das  Ende  des  ö.  Jahrhunderts  von 
Norddeutschlandher  in  südöstlicher  Richtung  ziehenden  und  neue 


*)  HiBtoria  miscclianea  1.  XV,  1.  Murat  I,  p.  97. 
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^Uisiedliiiig  suchenden  Lougobarden  in  Böhmen,  das  auf  ihrem 
Wege  lag,  keine  Stätte  iindeu  konnten,  soudeni  dasselbe  östlich 
umgehen  und  überHußland  nach  Pannonien  ziehen  mflssen  (487). 

VI.  llas  8aiiionischo  Slaveiircich. 

Als  ein  vollgültiger  Beweis,  daß  in  den  Sudetenländern 
an  der  Moldau  und  Kllie,  zwischen  dem  iKihniischen  Waldge- 
birge nnd  den  Beskiden  allniühlig  ein  Staatswesen  in  I'iit- 
wicklang  begriffen  war.  kann  jenes  Bruchstück  desselben  gelten, 
anl"  welches  gegen  die  Mitte  des  7.  Jahrhundorts  das  volle 
Licht  hist(vrisclier  Berichterstattung  fällt.  Wir  meinen  das 
Slavenreicli  Sani<i's  (('rJ-J — {\i\-2). 

Ein  solflit's  Iv.'ich  eiii^i'^lit  uii'enbar  nicht  über  Nacht.  Di^ 
srizialen  Eleiiiejit"  deAseibun  mulken  lange  slIioii  zu  einer  stjiaL- 
liehen  Organisation  zusaiuniengefQgt  wnrdeu  sein,  ehe  es  einer 
geeigneten  Individualität  möglich  wurd»\  an  der  Spitze  derselben 
in  die  Weltereignisse  der  Zeit  mächtig  einzugreifen. 

Daß  dieses  Beich  yon  den  Chronisten  ein  slaTisehee  ge- 
nannt wird,  ist  ferner  ein  Beweis,  dafi  das  von  den  Marko- 
mannen gegründete  Staatswesen  un  Terlaufe  der  Zeit  ein  slavi- 
achen  geworden  ist,  daß  die  herrschende  Klasse  die  Spradie  des 
Volkes  angenommen;  ungereimt  dagegen  ist  es,  diesen  slavi- 
schoii  (^'harakter  des  Samonischen  Kelches  auf  eine  frisch  statt- 
gefaudene  sloyeuische  Einwanderung  zurückführen  zu  wollen, 
für  welche  keine,  anch  nicht  die  schwächsten  Anhaltspunkte  zo 
Ülidoii  '  ! 

Dali  der  Ilfrrsflior  dieses  sla  vi  schon  Iioicho'«  selbst  kein 
Slavo  war.  dal!  er.  wi»^  es  die  t'hrouisten  uusdrüeklu  Ii  l)e/ougeu. 
ein  Frauki'  war,  dieser  Umstand  braucht  nicht  A\  imder  zn 
nehmen:  im  Gegenteil  liegt  es  im  We^tMi  aller  Staaten,  in  denen 
eine  fremde  Adelsklasse  das  einheimische  \  olk  beherrschte.  daÖ 
sie  zu  ihrem  (Jberhaupte  weder  einen  der  Ihrigen  und  noch 
weniger  einen  uns  dem  Volke,  sondern  immer  einen  sowohl  dem 
Volke,  wie  ihrem  eigenen  Blutskreise  Fremden  wählen.  Cm 
von  historischen  Beispielen,  die  sich  in  großer  Anzahl  ans  der 
Gesciüchte  Polens,  Böhmens  nnd  Ungarns  beibringen  ließen^ 
ganz  abzusehen,  bietet  doch  die  lebendige  Gegenwart  fUr  ein 
.^olclies,  durch  natürliche  und  leicht  durchsichtige  Interessen 
der  herrschenden  Klasse  gebotene  Vorgehen  der  Beis|iiele  genng. 
Denn  ganz  in  gleicher  Weise  wählten  die  mmäniscben  Bojaren 

♦j  Fttlacky  l,  üö. 
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iAuQii  Höheiizollt^ni  zum  Monarchen,  die  herrseliende  Klasj^r»  der 
l^nlirareii  jil)er  Ijerief  zweimal  deutsche  Fürsteu  auf  ihreu  neu- 
ge^jckati'eueu  Tliron. 

Auch  entspricht  ja  die  A\  idil  eines  FremdliTif^s  zum  Ilerr- 
üklier  vollkommen  der  getahrvolleu  L  avisehen  Staats- 

weseas,  welches  gerade  damals  der  drohenden  Übermacht  der 
Avaren  gej^euüber,  einer  energischen  Zusammenfassung  aller 
Kräfte  des  Staates  und  einer  einheitlichen  Ffihmng  bedurfte: 
in  einem  solchen  Augenblicke  sehen  wir  Samo  als  Retter  des 
slaTischen  Staates  seine  Aufgabe  glficklich  iSeen,  worauf  er  vom 
Schauplatz  versr  hwindet,  was  nach  dem  Schwinden  der  ararischen 
Ge£ahr  ebenfalls  begreiflich  ist. 

YIL  Beziehnngen  znm  Frankenreleh. 

Es  wäre  aber  ül)ereilt.  aus  dem  , spurlosen  \  ersch winden'* 
Saiuos  auf  einen  -sjnirlosen  Verfall  seines  Eeiches-  (Krones) 
zu  schließen;  daU  der  sluvische  Staat,  dem  er  in  gefalirvoUer 
Zeit  vorstand,  nach  seinem  Tode  (t>02)  ruhig  fortbestand,  das 
beweist  ja  der  Umstand,  daO  er  200  Jahre  später,  in  vollmr 
historischer  Beleuchtung  wieder  „ auftaucht*,  um  mit  den  Worten 
derjenigen  Historiker  zu  sprechen,  welche  offenbar  der  Meinung 
zu  sein  scheinen,  daß  staatliche  Organisationen  nur  so  über 
Nacht  „auftauchen-  und  dann  wieder  .spurlos*  versah  winden. 
—  Denn  es  ist  otfenbar  diesel])e,  die  Sudeten-  und  West- Kar- 
pathenländer umfassende  staatliche  Organisation,  die  seit  den 
Zeiten  ihrer  Begründer,  der  Markomannen  und  Quaden,  fort* 
dau^ryid.  erst  irkond  und  sich  entwickelnd,  vorübergehend  nur 
zur  Zeit  der  Avareunot  vom  flicht  der  ^Jeschichte  beleurhtot. 
dauu  wieder  in  J;dirhuudert»Mi  äußeren  Friedens  vor  uuseru 
Blicken  in  Dunkel  ^^oliiillt,  zur  Zeit  dos  nach  Osten  mächtig 
.<trel  »enden  Franken  reiches  wieder  vom  Licht  der  Berichterstat- 
tum;  getroffen,  uns  unter  der  Herrschaft  Moimirs  entgeg3ntritt. 
Alierdings  ist  es  auch  höchst  wahrscheinlich  und  durch  die 
Verhältnisse  der  späteren  Zeit  beglaubigt,  daß  diese  staaÜiche 
Organisation  der  Sudeten-  und  West-Karpathenländer  sich  nicht 
immer  unter  der  Herrschaft  eines  Herrschers  befand,  Tiel- 
mehr  ist  es  klar,  daß  es  auf  diesem  Gebiete  eine  größere  Zahl 
Ton  Teilherrschaften  unter  vielen  Teilfilrsten  gab*),  von  denen 

*  Dieser  f^rößereii  Anzahl  von  kleinen  DyiiastA'ii  ontspri  chon  anch 
die  vieleu  .StammgebieUj  in  den  isudetenländern.  .^o  berichtet  der  baieri- 
ache  Geograph  (ü.  Jahrhundert)  von  einer  Ansahl  Ton  civitates;  es  sind 
das  offenbar  einselne  Gebiete,  die  unter  einseinen  kleinen  Dynasten, 
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wir  aub  jt'iien  früheren  Jahrhuudorteii  keine  Bericht«  besitzen 
nnd  die  nur  in  einer  Zeit  der  Not  und  Gefahr  die  Leitung  des 
Ganzen  in  die  Hand  eines  einzigen  Führers  legten.  Das  war 
der  Fall  mit  Samo  und  ebenso  erscheint  zur  Zeit,  wo  das 
erstarkte  Frankenreich  seine  Machtsphfire  nach  Osten  ansza- 
dehnen  im  Begriffe  ist,  die  Herrschergewalt  dieses  slavischen 
Staatswesens  in  der  Hand  Moiniirs  \  er  einigt. 

Gleichzeitig  geht  aber  aus  überlieferten  Zeugnissen  hervor, 
daß  der  Besitz  der  Uberleitung  i'iher  die  i'iesamtheit  dieses  shi- 
vischen  Staatswesens  nicht  unbestritten  in  der  Hand  eines  Für- 
sten und  einer  Dynastie  ruhte:  es  schoiuen  unter  den  kleinen 
Dynasten  Uneinigkeiten  freherrsrlit  zu  hal)eu.  UÜeubar  kämpften 
die  Fürsten  um  die  oberste  Herzot^swürde. 

Die  Zwisti<ikeiten  unter  diesen  kleinen  shivisclien  Fürsten 
gal»en  dem  Fraukt  iireii  lie  wiilkumniene  Gelegenlieit, sieh  in  deren 
Händel  einzuniischen  uud  auf  diese  Weise  seine  eigene  Macht- 
sphäre uaeh  Osten  auszudehnen.  Die  blavischen  Fürsten  sind 
es  selbst,  welche  gegeneinander  den  Schutz  der  Frankenköuige, 
bezw.  der  irankisäen  Markgrafen  in  den  östlichen  Marken  an- 
rufen. So  fluchtet  PriTina  vor  dem  überlegenen  Moimir  zu 
dem  Grenzgrafen  Badbod  in  der  Ostmark  (880 — 855) ;  nm  sich 
des  Schutzes  nnd  der  Hilfe  des  Frankenkönigs  2u  versichem» 
lalk  er  .sich  in  Traismauer  taufen  welchem  Schritte  er  es  wahr- 
scheinlich zu  verdanken  hatte,  daO  er  von  König  Ludwig  ein 
Territorium  am  Plattensee  vorerst  zu  Lehen,  sodann  (848)  zu 
Eigen  erhält.  Dieses  sein  Keich  mit  der  Residenz  in  Moosbot^ 
dehnt  sod  tun  Privina  bis  an  die  Drau  aus. 

Tn  Mähren  selbst  dagegen  setzt  Ludwi<x  d.  IK  einen  Neffen 
.MinMiirs.  Rastiz,  zum  Herzog  ein  (84G),  der  siili  nlier  bald  diirauf 
gegen  das  Frankenreieh  erlielit  und  der  Macht  des  Franken- 
königs trotzt  (sr);")).  Nun  ist  es  wieder  der  Zwist  im  fränkischen 
Könisrshause.  der  es  dem  h'astiz  ermögliclit,  sich  vom  Frauken- 
reiche  unabhängig  zu  unahen. 


den  Bpateru  „(iroCen'*  iinugnutes),  ateheu.  Es  ißt  wahncbeinlich,  daß 
dieee  Oebietaherren  Lechen  genannt  wurden  uud  daß  die  Nachricht 
der  Annalen  (ad  a.  845'i.  <l.i'*  in  Rerrensburcr  14  Loi  hon»-«  die  TaufV  an- 
uahment  sich  auf  14  solcher  iüisten  biv.ieht.  Vgl.  auch  BQdinger  i,  76: 
««wahrscheinlich  trat  (nach  Samo*8  Tode)  die  Herrschaft  zahlreicher 
Häuptlinge  ein,  die  sich  dort  bis  ins  10.  Jahrhundert  erhalten  haben^ 
(••bonda  kS.  Diimnil<  r  <li'  Ücnfmiae  conditione  f'arolis  im]..''ran- 

tibu»  (Diüs.),  &aut  mit  Reilü,  indem  er  die  gegeuteiUgc  Ansicht  des  Co^• 
mas,  welcher  iralacky  folgt,  krititdert:  At  revera  testibus  locupleUbus 
si  credcre  licet  BohSmia  ante  seculum  X  in  multai<  divisa  erat  ctTitaten 
quibus  suuB  cuiqac  dux  sno  ipsias  arbitho  imperabat  (p«  6). 
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Kaum  aber  ist  im  irSnkiflchGii  Königshaus  der  Zwist  bei- 
gelegt, als  gegea  den  unbotniäOigen  Bastiz  sein  eigener  Neffe 
Zwentibold  yon  den  Franken  aufgeboten  wird;  um  den  Preis 

der  Huldigung,  die  er  Karlmanu  leistet,  wird  Zwentibold  gegen 
seinen  Oheim  Rtistiz  unterstützt,  Mähren  wird  TOn  den  Fruiken 
erobert,  als  fränkische  Provinz  dem  Zwentibold  zuni  Lohen  ge- 
g<^V)pn,  nnter  der  Autsicht  der  Markgrafen  der  Ostmark  Engel- 
schalk und  Wilielm.  So  ist  donn  frühzeitig'  schon  das  Schicksal 
<1or  Sndotenländer  mit  dem  Kemland  des  spätem  Österreichs 
vertloclitoii  worden. 

Vorerüt  waren  es  allerdings  feindliche  BeziehuiijL^^eii,  (lie 
k^wischen  den  beiden  Ländern  überwogen.  Das  Frankeureicli 
>Trel)to  uneutwecrt  nach  Beherrschung  der  slavischen  Grenzge- 
biete und  bedicuto  sich  zu  diesem  Zwecke  der  einen  Slaveu- 
fursten  gc^en  die  andern  —  eine  Politik,  die  immer  und  überall 
seitens  höherer  Knltorstaaten  gegen  primitivere  gebraucht  wird, 
wie  wir  das  in  der  Xenzeit  an  dem  Beispiele  Englands  gegen- 
über den  verschiedenen  indischen  Fürsten,  Maharadschas,  zn 
beobachten  genügend  Gelegenheit  haben.  Das  Frankenreich 
jiterstützt  jeden  Empörer  im  Slavenreich  und  hilft  ihm  zur 
Herrschaft  in  der  Uoffhnng,  in  ihm  einen  unterwürfigen  Leheus- 
fÜrsten  zu  erlangen  —  muß  ab*>r  eben  so  oft  erfahren,  daü  der 
ehrgeizige  Slavenfürst  auch  als  fränkischer  Vasall  unzuverlässig 
nud  treulos  bleibte  —  So  erging  es  dem  Frankenreich  mit 
Zwentibold. 

Dieser  -nllto  mit  fränkischer  Unterstützung  seinen  Oheim 
Kastiz  .Vindorum  rej^nliim-,  wie  ihn  Hincmurs  Annalen  nennen, 
stürzen.  Tm  Jahre  s7(i  huldigt  er  zu  diesem  Zwecke  K'arlmann, 
dessen  Sclmt/  er  sieh  und  sein  (jebiet  übergibt,  j  Der  Anschlag 
ffegen  Raütiz  gelingt;  llastiz  wird  gefangen  genommen;  sein 
Schatz  von  Earlmann  geraubt.  Zwentibold  besteigt  Bastizens 
Thron,  Nicht  lange  sollte  er  sich  dessen  freuen.  Offenbar 
entsprach  Zwentibold  nicht  den  Erwartungen  Earlnumn's;  auch 
ihn  ereilte  das  Sdiicksal  Bastizens.  Er  wird  gefangen  nach  Be- 
gensburg  gebracht  (871),  doch  weiß  er  hier  Verzeihung  und 
Vertrauen  ZU  gewinnen,  wird  wieder  an  die  Spitze  eines  frän- 
idschen  Heeres  gestellt,  um  einen  unbotmäßigen  mahrischen 
Fürsten  Sciagamar  zu  bekämpfen,  worauf  er  sich  aber  wieder 
mit  seinen  Leuten  in  Mähren  verständigt  und  die  mitgebrachter 
Franken  niedermetzelt. 


•)  Aüuul.  Fuld.  nseg  ad  a.  870. 
Gamplowicz,  Aüg.  StAatsrecbt.  32 
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Fragt  luuu  nach  alledem,  wer  denn  diese  ,Lechouen*,  diest» 
Moitnirs,  IJastize,  Zwentibolds,  Priviuas  waren,  die  sich  teils 
j^^oLroiispitiiX  l>luti<4  hofchdeten.  Vorrat  und  l>.i8t  übten  f^f^u  die 
Fnmki'u  m!i*I  </<  „^MUMiiaiidor.  deiion  keine  Bande  des  Blutes,  kein 
Vertrag  boiiiL»  war:  so  knini  in  Erw;i«runcf  aller  Umstände  und 
aller  historisclit'H  Zeugnisse  in  ilirem  Zusaiumenhange  die  Ant- 
wort uiclit  zwt'it'elhaft  seiu.  Ks  waren  <las  die  Nachkouimen 
jener  Markoriianueu,  Quaden  und  Heruler,  jeuer  Kriegerbanden, 
welche  sich  dieser  Länder  bemächtigten  und  seit  mehr  denn 
ein  halbes  Jalirtaasend  in  denselben  herrschten.  Allerdings  sind 
sie  ahnlich  wie  die  Geten  in  Dacien  im  Laufe  dieser  Zeit  ihrer 
Sprache  nach  Slaven  geworden,  doch  mnO  es  Wnnder  nehmen, 
daU  die  nationalen  Historiker,  die  mit  solcher  Vorliebe  den 
friedlichen  und  sanften  (  Muirakter  des  slaviseheu  Volkes  zeichnen« 
diese  echten  und  rechten  Briganten typen  als  »slavische-  Fürsten 
preisen  und  für  das  Slaventum  reklamieren.  Und  noch  viele 
andere  Umstünde  sind  es,  welche  beweisen,  daß  diese  herrschende 
Klasse  in  den  SndelenländerTi,  diese  -Lechonen*,  diese  dnces 
niid  reixnli,  mit  der  in  diesen  Ländern  seßhaften,  von  ihnen 
beherrschten  \'<tlksmiisse  nicht  eines  Stammes  waren. 

Zahlreielie  beglaubigte  Xaehricliteii  berichten  un>  nämlich, 
daß  aus  dir'sen  Ländern  ein  schwunghafter  Sklavenhandel  nach 
allen  Gegeudfu  der  damaligen  Welt  getrieben  wurde.  Die  sla- 
viachen  Länder  waren  bib  ins  10-  Jahrhundert  die  große  Produk- 
tionsatätte  der  Meuschenware,  von  wo  diese  auf  die  Markte, 
einerseits  nach  Osten  an  die  Gestade  des  Schwarzen  Meeres, 
andererseits  nach  West  und  Südwest,  insbesondere  nach  Spanien 
exportiert  wurde. 

Es  ist  uns  nun  in  beglaubigter  Weise  durch  zahlreiche 
Zeugnisse  überliefert,  wer  die  Vermittler  dieses  Handels  waren, 
d.  h.  diejenigen,  welche  ilie  Sklaven  an  Ort  und  Stelle  kaufteu. 
um  sie  auf  den  fernen  Märkten  des  Orients  und  des  Occidents 
zu  verkaufen;  wir  wissen,  daß  es  Araber,  Italiener  und  .luden 
waren.  Wer  aber  wureii  diojeniixeTi.  welche  <lie  Sklaven  in  ihrer 
Heimat  diesen  \  •Tmittli  ni  verkauften  ?  diejenigen,  die  d^Mi 
Hauptgewinn  aus  die.-^em  Handel  zogen?  Uilenbar  die  -lierren- 
uinl  Eigentümer  derselben.  Das  waren  die  duces  und  reguli. 
das  waren  die  Lechonen,  deren  Name  uacii  .laiirhundertcn  nuch 
dem  slavischen  Volke  ebenso  verhaßt  war.  wie  der  jener  Han- 
delsvermittler, der  , Wachen-  und  Juden 

Nun  lehrt  uns  aber  geschichtliche  Erfahrong,  daß  Sklaven- 
handel im  Großen  nie  mit  eigenem  Blute  getrieben  wird;  daß 
es  immer  nur  Angehörige  eines  fremden  Volkes  sind,  die  man. 
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nachdem  man  sie  unter  SklHvenioch  prebrarht,  als  Sklaven  ver- 
kauft. Bei  verseil ieclenen  Gele;j;eiiheiteu  berichten  uns  ^lie  Hn-o- 
niäten.  daß  das  siejjfreii'he  Heor  aus  den  erolierten  und  gepiüu- 
derteu  JJurgeu  dieser  H(^rrs(lier  iu  slavisclieu  Lauden  <jfroße 
Schatze  an  Göhl  und  kostbarem  Gesclnneide  nach  Hause  mit- 
nahmen. \\  ober  kamen  wohl  diese  llerreu  in  slavisclieu  iiauden 
in  den  Besitz  solcher  Schätze?  Wären  sie  nur  die  patriarcha- 
lischen Herrscher,  die  Ältesten  der  Familien  eines  freien  acker- 
bauenden Volkes,  da  hätten  sie  schwerlich  Gelegoonheit,  solche 
Reichtümer  anizuhaufen.  Diese  Schätze  und  Beichtflmer  waren 
vielmehr  der  Ertrag  des  Mensch^ihandels,  waren  der  Gewinn, 
den  sie  ans  demselben  zogen:  aUes  dieses  aber  beweist,  daß  es 
eine  fremde  herrschende  Kaste  war,  die  Nachl  * muien  jener 
Eriegerhorden.  welche  das  Land  eroberten,  die  Bevölkemng 
verknecht«ten  und  versklavten  und  Land  und  Leute  unter  sich 
auiÜ^ilten. 

Die  sozialen  Verhältuisse  aber,  die  wir  in  historisclien 
Zeiten  seit  dem  11.  lalirliuudert  in  diesen  Ländern  vorfanden, 
stimmen  alle  vollkommen  /ji  solchen  historischen  Prämissen 
und  bestätififen  diesellien,  während  sie  mit  einer  ;inoel)li(-]i  in 
vorgeschichllichen  Zeiten  in  jenen  Ländern  herrschenden  pa- 
triarchalischen Verfassung  eines  etlmiscb  b  o  m  o  g  e  u  e  n ,  freien 
und  ackerbauenden  Volkes  durchaus  nicht  übereinstimmen. 

Zu  diesen  Verhältnissen  gehört  in  erster  Linie  der  grofie 
soziale  Abstand,  die  &st  unüberbrückbare  Eluft  zwischen  dem 
Adel  oder  den  Herren  und  dem  untertanigen  Volke.  Und  zwar 
übten  die  Geschlechter  und  Sippen  der  ersteren  auf  den  ein- 
zelneu Teilgebieten  der  Sudetenläuder  selbständige  Herrschaft 
und  ihre  jeweiligen  }Iäu];)t»'r  liatten  die  Stellung  von  unabhän- 
gigen Fürsten.  Diese  Verhältnisse  treten  uns  insbesondere  in 
den  historischen  Zeugnissen  über  die  Zustände  in  Böhmen  im 
10.  Jalirhundert  klar  und  deutlich  oTitu;etxon.  ) 

Aber  daraus  eben,  aus  dieser  tiefen  Kluft,  die  im  9.  und 
|(t.  Jahrhundert  noch  zwisduMi  der  herrschenden  Klasse  des 
Adels  und  ihrer  unterwoi  teueu  ÜHviUkerung  der  Slaven  gähnte, 
erklärt  sich  die  L»'i«'litL^kelt  und  Schnelligkeit,  mit  welcher  es 
den  kriegerischen  Haufen  asiatlsciier  Angreifer  gelang,  die  Herr- 
öcliaft  der  grubmährischen  Dynasten  zu  stürzen  (a.  i)07).  Der 
geschichtliche  Prozeß,  der  sich  da  abspielte,  erinnert  lebhaft  an 
den  oben  von  uns  geschilderten,  als  es  den  Eomem  unter  Trajan 

*)  Vgl.  Düiumlcr,  De  Bohemorum  cnndii  i  .  it  p.  ü  und  die  Studien 
.].  Losertirs  zur  älteren  iiescUichte  Bohmeuä  m  dea  Mitteii.  des  Inatit. 
für  Österr.  ücsch. 
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gelang,  angesichts  der  mdiffereut  sich  TerhaUenden  dadschen 
Beyolkenmg  die  Hefrschaft  der  dortigeu  BedrQcker,  der  Geteilt 
zu  Btürzen.'*')  Die  aus  dem  fernen  Asien  hereinbrechenden 
Magyaren  hatten  es  leicht,  die  in  Großmähren  be|prQndeie  Herr* 
Schaft  des  Zwentiboldischen  Geschlechtes  „von  Grund  aus  zu 
entwnr/elü*.**)  Dieser  von  Konstantin  dem  Purpurgeborneii 
•  geltrrinrhte  Ausdruck  l>e/ieht  ^^irh  offenbar  nicht  auf  das  Volk, 
sondern  nur  auf  die  iierrscheuden  D>Tiasten;  denn  das  Volk 
.  wurde  nicht  entwurzelt;  es  wecliselte  nur  den  Herrn.  Gleich- 
giltig  sah  e«  die  einen  stürzen,  die  andern  aii  deren  Stelle  treten, 
l^lieb  doch  sein  Los  das  gleiche  unter  den  kriegerischen  Aben- 
teurern wie  die  Zwentibolde,  unter  Avuren,  Bulgaren  und  Ma- 
gyaren. Diese  letzteren  aber  verstanden  es  bis  heutzutage,  ihre 
Herrschaft  aufrecht  zu  erhalten,  indem  sie  sich,  von  riäitigeni 
Selhsterhalinngstriehe  geleitet,  an  mächtige,  in  Europa  festbe* 
grOndete  Or|;aniBationen  anlehnten  —  an  das  deutsche  Qeich 
und  die  römische  Kirche. 

Dieser  klugen  Politik  verdankt  die  magyarische  Herrschaft 
ihre  Dauer :  der  eigenen  Kraft  aber  und  Zahigheit  verdankt  das 
in  de]i  Bergen  und  Tälern  Großmährens  noch  heute  lebende 
slavische  Volk  —  heute  SloTaken  genannt  —  seine  Existenz. 

VIIL  Orflndtmg  des  bShmlselieii  Einheitsstaates. 

Der  Fall  des  groliiniihrischen  Keiclies  war  für  die  vielfu 
im  eigentlichen  Böhmen  lierrsrhenden  „Herren*  eine  dringende 
Mahnung  sich  zusammenzuschließen  und  einem  von  ihnen  the 
oberste  Leitung  zu  übertragen.  Schon  früher  hatten  sie  sicli 
gegen  die  wachsende  Übermacht  der  großniährischeu  Fürsten 
aufgelehnt  und  Schutz  und  Hilfe  beim  deutschen  Beiche  gesucht 

Nun  begegnen  wir  im  Jahre  895  einer  Anzahl  böhmischer 
«Herren'*  mit  Spithigniew  und  Wratislaw,  den  Söhnen  des  mach* 
tigsten  höhmischen  Fürsten  Boriroj,  auf  dem  Reichstag  in  Be- 
genaburg,  wo  sie  dem  deutschen  Kaiser  Aniulpli  Treue  geloben; 
zwei  Jahre  darauf  finden  wir  sie  abermals  in  Deutsddfoid  am 
Hoflager  des  Kaisers. 

Es  ist  walirscheinlich,  daß  diese  böhmischen  , Herren*  e» 
waren,  welche  Kaiser  Arnulph  gegen  die  groBm ährischen  Fürsten 
aufstachelten  und  ihn  bewogen,  gegen  den  nun  gemeinsamen 

♦)  Siehe  oben  Anhang  A,  8.  468. 

**)  „Pf'si  liujus  .altem  >SpeiidopIoci  mortem  anno  uno  in  p-Kt^ 
•  xiicto,  orto  deiiiüe  (iissidio  et  hello  civili.  invadentes  Tiircae  funditus 
t  os  cxatirpar  unt-.  t'oustaufciu  Porph.  de  adm.  inep.  e  -AI, 
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Feiud  die  Hilfe  der  Map^aren  anzurufen:  daran  allerdinc^s.  da(^ 
die  Magjaren  sowolil  für  Deutschland  wie  auch  für  Höluuen 
eine  Gefahr  werden  kcinuen.  liabeu  wohl  die  böhmisclieu  Herren, 
die  niu:  kleinliche  Dynastenpolitik  trieben,  gewiß  nicht  gedacht. 

Als  nun  aber  die  Magyaren  das  großmährische  Beich  un- 
terjochten nnd  Dire  HerrBchaft  bis  nach  Mahren  nnd  Uber  die 
Ostmark  ansdehnten«  da  allerdings  taten  sich  die  böhmischen 
Herren  zosammen  und  übertrugen  Spithigniew  I.  die  Leitung 
ihrer  gesamten  Territorien.  So  entstand  der  böhmische  Staat 
(012).  ein  mächtiger  Wall  zwischen  den  ueugegründeten  magjra- 
rischen  und  dem  deutschen  Keiche,  diesem  letzteren  als  Schutz- 
vehr gegen  magyarische  Einfalle  und  £xpansivbestrebungen 
dienend. 

Damit  erfolgte,  um  uns  eines  von  Spencer  in  die  Soziologie 
<^inirpfnhrtpn  Ausdrucks  zn  hedienen,  die  ersf^»  ])olitische  Inte- 
gration J^ölimens,  indem  rlif^  früher  zusainiiii^ulian^slosen  Ter- 
ritorialherrscliafteii  des  Adels  lu  den  einzelnen  kleinen  Gehiets- 
iibschnitten  des  Landes  in  ein  fjroßes  von  natürlichen  (Frenzen 
iiiuschlossenes  einheitliches  Staatswesen  sich  verwandelten  und 
eme  Unterordnnii}?  der  vielen  feudalen  Herren  unter  die  ein- 
heitliche Königägowalt  erfolgte. 

Die  weitere  Geschichte  dieses  Staatswesens  wird  nun  in 
den  ersten  Jahrhunderten  seines  einheitlichen  Bestandes  not- 
wendigerweise durch  den  Kampf  zwischen  der  einheitlichen  Zen- 
tralgewalt und  den  ilire  möglichste  Unabhängigkeit  Yon  der- 
selben behauptenden  Feudalherren  bestimmt,  bis  auf  einer  weitern 
Entwicklungsstufe  die  zweite  politische  Integration  erfolgt,  durch 
welche  Böhioien,  nach  Osten  sieh  ausdehnend,  Mähren  und 
Sohlesien  in  sein  Machtgehiet  einhezieht,  um  sodann  in  dritter 
IntegratioTi  mitsamt  diesen  seinen  KroüKnuleni  als  Bestandteil 
des  österreichischen  Kaiserstaates  in  demselben  anfzunvlien. 

So  sind  es  offenbar  dieselben  Kräfte  und  Strelmngen,  die 
auf  immer  höherer  Stufe  in  denselben  Formen  sich  betätii/end, 
immer  h<")here  Kulturzwecke  anstreben  und  erreichen  und  die 
Völker  immer  höheren  Zielen  entgegenführeu. 
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Gesclurbtsforscliimg,  die  beniiiht  ist,  die  wirklichen  Tat- 
sachen festzustellen,  ist  die  fivnt^  Bundesgeuossiii  aller  \\'is>en- 
soh}it't«Mi.  (Tt\srhicht--^<  hroil)iiuL(,  dio  immer  entweder  Politik  od»'r 
Poesie  ist,  mag  momeulHn  den  einzelneu  Pi^rt^ien  Nutzen  oder 
Genuß  versrhaiFPen.  sie  ist  aher  kein  Fördcruugsmittel  gei«»tiger 
Krkenntnis  und  t-iu  Stein  dt^s  AnstoUes  für  jede  Widire  \Vi>sei!- 
schatt.  Dalier  ;fiihnt  eine  Kluft  zwischen  Geschichtsschreihunif 
uud  Soziologie,  welche  letztere  der  Geschichtsforschuiig  bedurft 
der  Qeeeliicnt^chreibuug  aber  den  Bang  ^ner  Wissensdiaft 
abBpricht 

Denn  weder  Politik  noch  Poesie  sind  Wissenschaft:  erster» 
strebt  Nutzen  an  per  fas  et  neftts;  letztere  yerschafft  uns  geisti- 
gen Genuß,  versetet  uns  in  gehobene  Stimmung,  ergreift  und 
rührt  uns,  doch  alles  dieses  olme  sich  an  irgend  welche  Tat- 
sächlichkeiten zu  binden.  Mögen  obige  Behauptungen  hier 
durch  einige  Beispiele  illustriert  werden. 

DIo  raoist  in  Dunkel  ir^^hüllton  Anfänire  der  Staaten  müssen 
sicii  im  Laufe  der  Talirhundert*:  von  den  Historikern  eine  Dar- 
stellung gefallen  lasaen,  wie  sie  den  jerlesinalitifen  Anschauungen 
über  lipf'lit  und  l  urecht.  über  edel  uud  gemein,  über  den  Vorzug 
de.s  Einheimischen  oder  des  Fremden,  über  Freiheit  und  Herr- 
schaft und  dergleichen  entspricht.  Ja,  sogar  historisch  beglau- 
bigte Tatsachen  der  Vergangenheit  müssen  sieb  je  nach  diesen 
wechselnden  Anschauungen  eine  mehr  oder  minder  gewaltsame 
Verdrehung  seitens  der  Geschichtsschreibung  gefallen  lassen.  — 
Es  war  eine  unzweifelhaft  beglaubigte  historische  Tatsache,  «faß 
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die  Franken,  ein  liuidfreiiider  Kriej^erstainTn,  in  Frankreir-h  ein- 
gebrochen waren,  die  oinheiniische  Bevölkenin«;  Frankreiclis 
nnterwarfeii  nnd  Frankreich  gründeten.  Als  nher  im  10.  Jahr- 
Imndert  Ffiinkreich  zu  einem  nationalen  Staate  erwuchs  und 
ah  solcher  dem  Ausland,  namentlich  Deutschland  gegenüber, 
auf  sein  Galliertum  stob  zu  sein  begann,  da  ward  den  Histo- 
rikern in  üirer  nationale  Besdurinktlt^t  die  Taifiaehd  unim- 
^nehm,  daß  die  Gründer  Frankreicba  keine  Gallier,  sondern 
Fremde,  am  Ende  gar  noch  Deutsche  gewesen  sein  sollten.  Das 
durfte  ahsolnt  nicht  sein!  Nnn,  historische  Tatsachen  zu  Ter* 
Schleiern  oder  anch  zu  verdrehen,  davor  schreckte  Geschichts« 
schreibxmg  nie  znrttck.  Französische  Historiker  des  16.  Jahr- 
hunderts (Bodin,  Forcadel und  andere)  nahmen  keinen  An- 
stand, den  Beweis  zn  führen,  daß  Franken,  die  den  französischen 
Stiat  gründeten  —  ans  Frankreich  stammten.  Eine  Xotiz 
Julius  Cäsars,  woiiüdi  einmal  ein  Haufe  Gallier  Gallieji  verließ 
und  über  den  Rhein  gezogen  war.  muHte  herhalten,  um  die 
Franken  al«?  die  Nachkommen  jener  gallischen  Auswanderer 
Ofscheijien  zn  lassen.  So  war  das  Vaterland  gerettet  und  der 
Stolz  der  Franzosen  hefriedigt.  Auf  eine  Lüge  mehr  oder  we- 
niger kam  es  den  Gescliichthsckreibern  nie  an. 

I)ie  Zeiten  ändern  sich  aber.  In  der  franzSsischen  Revo* 
iution  hat  das  franzosische  Volk  den  herrschenden  Klassen 
Jahrhunderte  alte  Tergewaltigungen  hlntig  heimgezahlt  und  ein 
Nadikonune  der  Franken,  ein  Bourhone,  bühnte  am  Schafott 
die  Gewalttaten  seiner  Vorfahren.  Da  sprach  Napoleon  I.  das 
charakteristische  Frteil  über  die  große  Eevolntion:  die  Gallier 
bitten  da  die  Franken  besiegt!  Nun  brauchten  sich  die  Fran- 
zosen nicht  mehr  zu  schämen,  daß  sie  von  den  .Fremden* 
unterworfen  wurden  —  ja!  die  Grausamkeiten  der  Revolution 
erschienen  auf  diese  Weise  im  milderen  Lichte  einer  Revanche. 
T>a  brauchte  auch  die  , nationale"  Geschichtsschreibung  jene 
historische  Tatsache  nicht  mehr  zn  verschleiern.  Diesem  Stini- 
mim^swechsel  verdankt  Augustin  Thierrv  seine  Größe  als  Histo- 
riker.  Die  Stimmung  seinem  Volkes  machte  es  ihm  möglich,  die 
Wahrheit  zu  sagen:  ,Fast  alle  Völker  Europas so  lautet  seine 
denkwürdige  Erklärung,  ,  haben  in  ihrem  heutigen  Bestände 
etwas,  was  aus  einer  Eroberung  im  Mittelalter  herstammt  .  .  . 
Die  höheren  und  niederen  Klassen  der  GeseUschaft,  die  heute 
mit  Mißtrauen  einander  beobachten,  sind  in  vielen  Ländern 

*')  Jean  Rü<liu  in  dorn  Werke:  Methodus  ad  facilem  hit*toriarum 
cogmtionem  lö66  und  Etieimc  Forcadel  iu  der  Abhandluug:  de  Gallo- 
nun  imperio  1569. 
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uichU  anderes^  als  die  Eroberuugsstämme  und  die  Unterjocliteii 
einer  yergangeuen  Zeit  Die  Hasse  der  Sieger  blieb  eine  privi- 
legierte Klasse,  seitdem  sie  aufhörte,  eine  besondre  Nation  zti 
sein.  Sie  bildete  einen  kriegerieehen  Adel,  der,  um  nicht  unter- 
zugehen, aieh  stets  durch  dlerhond  Ehrgeizige  und  Ahentenerer 
ergänzte  und  das  arbeitende  und  friecQiche  Volk  beherrsdite, 
solange  die  militärische  von  der  Eroberung  noch  herdatierende 
Regierung  dauerte.  Die  Basse  der  Unterjochten,  des  Eigentums 
an  Oiuna  und  Boden  beraubt,  ohne  Anteil  an  der  Herrschaft 
und  ohne  Freiheit  bildete  eine  besondere,  der  kriegerischen  Er- 
obererklasse unter»^eordiiete  Oesellschuft.** 

Als  August  Thierry  im  .luhro  182")  in  der  Einleitung  zu 
seiner  Geschichte  der  Eroberung  Eiighmds  durch  die  Normauuen. 
obige  Worte  schrieb,  da  dachte  er  keineswegs  an  die  Fonrni- 
lierunt?  eines  allgemein  gültigen  hlstorisclien  Gesetzes.  Als  ge- 
wissenhafter Geschichtsforscher,  der  gründlich  nur  die  (jesi  hichte 
A\'e8teuropas  kannte,  war  er  weit  entfernt  von  einer  Genera- 
lisierung der  Brohmmgstheorie  und  spricht  Torsichtig  davon, 
daß:  »beinahe  alle  Tölker  Europas«  (presque  tous  les  peuples 
de  rJSuropej  etwas  von  Eroherungen  in  ihrer  Geschichte  haben 
und  daß  ,aie  Mehrzahl  von  ihnen''  (la  plupart)  ihre  geogra- 
phischen Grenzen  der  Eroberung  verdanken. 

Wenn  nun  auch  der  Eindruch  der  Thierryscheu  Schriften 
seinerzeit  ein  ungewöhnlich  grol^er  war,  und  dieselben  auf  die 
ifesamte  europäische  Gesehiehtsehreibung  den  allergrößten  Ein- 
fluT»  übten,  so  wnren  doch  die  Hi^storiker  des  östlich  von  Frank- 
reich gelegenen  Euroj^as  so  festgewurzelt  in  den  nationalen 
Anschauungen  nnd  T^^ndenzen  ihrer  ViUker,  daß  es  damals 
keinem  von  ihnen  emhel,  dal!  Thierrys  Beohachtuugen  bezüg- 
lich , beinahe  aller"  und  der  .^lehrzahl'^  der  europäischen  Vr)lker 
sich  vielleiehi  auch  auf  die  Völker  Mittel-  und  Osteuropas  be- 
ziehen können. 

Nein!  So  was  konnten  die  nationalen  Historiker  Mittel- 
und  Osteuropas  damals  gar  nicht  ahnen  —  denn  f&r  diese 
Volker  war  der  Zeitpunkt  der  Erkenntnis  noch  nicht  gekommen. 
Sie  lasen,  mit  Verwunderung  und  Staunen  die  sonderbare  Märe 

von  den  enropäiscfaen  Weststaateo,  die  mit  der  ErbsfUide  der 

Eroberung  Ijelastet  sind  und  dachten  dabei  in  patriotischer 
Befangenheit:  Gott  sei  Dank,  daÜ  wir  nicht  sind,  so  wie  jene, 
daß  unsere  Nation  mit  einer  solchen  Erbsünde  nicht  Ijelastet  ist' 
Ja,  es  gab  im  äuüersten  Osten  Europas,  in  Kußland,  eineu 
grolVni  initinnalen  Historiker,  Pogodin,  der  sich  schadenfroh  die 
Hände  rieb,  als  Thierry  diese  fatale  Entdeckung  über  das  be- 
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raakelt '  Vorlebender  wosteuropüisclieu  Völker  der  .staiuioiideu 
Welt  zum  besten  gab  und  der  flugs  diese  [)i kante  Neuigkeit  ad 
maiorem  gloriam  Rnßlauds  fruktiüzierte,  iudem  er  in  einem 
Vortrag  an  der  St.  Petersburger  Akademie  der  AVissenschaften 
ü>^4G)  eleu  tidbn  Gegensatz  zwisdieik  der  Geschichte  Kuropas 
md  Baßlands  herrorhob,  der  darin  besteht:  daß  die  Staaten 
Europas  auf  dem  Prinzip  der  Eroberaug,  wahrend  Rußland  auf 
dem  Prinzip  freiwUliger  Übereinkunft  beruhe! 

„Die  Geschichte  Kußlands*,  ruft  Pogodin,  ^ weist  nicht 
eiue  einzige  jener  ^Erscheinungen  auf,  welche  die  Geschichte 
des  AN'estens  charakterisiert.  Bei  uns  gil>t  es  weder  gewaltsame 
Laudteilungeu,  weder  Feudalitiit.  weder  städtische  Zufluchtsorte, 
weder  Sklaverei,  weder  Adelsh(icbmut,  noch  Kampf  .  .  .  Woher 
diespi  l  iit^Tschied?  D*^nu  (Lm-  nissische  Staat  beij^.iini  nicht  mit 
Erol» 'i  iiuLr.  sondern  mit  eiiuT  freiwilligen  IJoriifiiii^!-  Damit 
s]ii»^lre  Poi^odin  auf  «lio  liekaimte  Xotiz  des  russischen  Aiiaa- 
listeu.  \est»ir  an,  worin  dieser  vorsichtige  Ki'jwer  Mönch  be- 
richtet, die  Slaveu  liätt^ii  eine  Al)ordnuug  an  die  Waräger 
übers  Meer  geschickt  mit  der  Bitte,  dali  sie  ins  Laud  kommen 
und  die  Slawen  beherrschen  Ui'  »w  eul  Nun,  seither  haben  sich  ja 
die  Ansichten  der  Historiker  Ober  diese  Freiwillige  „l^rufnng" 
der  Waräger  gründlich  geläutert  und  man  spricht  heute  nur 
mehr  von  einer  «Unterjochung''  der  Slawen  Bußlands  durch 
nordische  Waräger  (die  ^ schwedischen  Rodseu"  nach  Kunig). 
Übrigens  hat  der  polnische  Historiker  Wqjciechowski  die  rich- 
tige Bemerkung  gemacht,  daß  der  Annalist  Xestor  einige  Zeilen 
Yor  jener  Notiz  iil)er  die  ,  Berufung-  der  Waräger  erzählt,  daü 
.die  Waräger  übers  Meer  her  Einfälle  niat  hten  und  Finnen  und 
Slawen  brandschatzten-;  darnach  ist  wohl  die  .freiwillige*^ 
Berufung  von  Räubern  iiiid  IMinidereni  oflenlMi-  nur  ein  durrh- 
sichtiger  Euphemisunis  des  froiuin<Mi  und  furchtsamen  Annalistea. 
Wi^  denn  auch  der.selhe  Annalist  als  erste  Fat  der  an^ekom- 
meaeu  Waräf^er  unter  den  Slawen  die  .Erl»auun^'  fester  Bur- 
gen'* verzeichnet:  nun.  unter  friedlicher  Be\ iUkeruug,  auf  deren 
Wunsch  mau  ins  Laud  kam.  braucht  mau  nicht  vor  allem 
feste  Burgen  zu  bauen.  Das  taten  abar  Überall  die  Konquista- 
doren, m  hat  nach  Pogodin  lange  Streitigkeiten  unter  den 
Historikern  Bußlands  gegeben,  von  denen  die  einen,  wenn  sie 
schon  Unterjochung  zugeben  mußten,  wenigstens  die  fremde 
Herkunft  der  Eroberer  abstreiten  wollten :  das  waren  die  gegen 
die  s Norman nomanen*  in  un/.ihligen  Streitschriften  sich  auf- 
lehnenden pSlawoiuanen».  Und  doch!  AU*  der  Liebe  Müh' 
war  umsonst;  kein  halbwegs  in  der  russischen  Geschichte  Be- 
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Wiiiulerter  zweifelt  heute  daran,  ilaß  der  russiscli-^  Staat  durch 
nordische  Waräcfer  als  Krol)erer  e)»eiiso  s^ijfründet  wurde,  wie 
Frankreich  durch  die  Frankeu,  England  durch  die  ^iormanneu, 
Spanien  durch  die  Westfrnten. 

Daran  hat  ja  Pogodin.s  ZeiLgenüsse,  lier  ausj^^ezoichnete 
pohusche  Historiker  Lelewel,  keinen  Augeuhlick  gezweifelt; 
IaIowoI,  der  auch  Äugustin  Tliienvs  Werke  kannte  und  über 
die  hervorragende  Holle,  welche  allerhand  , räuberische  Banden* 
in  der  sogenannten  Völkerwanderung  spielten,  sich  keinerlei 
Täuschung  hingal).*) 

Und  dennoch —  der  Geschichtsforscher  Lelewel  war 
auch  Geschichtsschreiber  und  als  solcher  verfiel  er  dem 
Verhängnis  aller  nationalen  Geschichtsschreihnng.  In  einer 
Abhandlung:  „Wie  das  polnische  Landvolk  seine  staatsV)ürger- 
liche  Freiheit  verlor-,  führt  er  folgendes  aus:  ,Es  darf  nicht 
bestritten  worden,  daß  die  christliche  Zivilisation  dem  polnischen. 
Landvolke  den  Verlust  seiner  bürgerlichen  Freiheit  brachte  .  .  .. 
denn  das  Land  zwischen  Weichsel  und  Warte,  die  Wiege  Polens» 
bpsaH  zwei  Bevölkerungsklassen:  Ledien  uiul  Knieten  (Bauernj. 
ich  l)eal)sichtige  niclit.  die  Antauge  dieser  Spaltung  zu  ertbr- 
Rchen.  aucli  nicht  zu  uuterüuilien,  wie  die8el))e  entstand,  denn 
das  verliert  si(  Ii  im  Dunkel  einer  längst  vergangenen  Vorzeit  .  .  . 
Dieser  Klassenunterschied  beruhte  auf  der  verschiedeneu  Natur 
des  Grundbesitzes  und  der  ans  derselben  llieUenden  Kochte 
(terra  libera  und  illibera),  Eigentum  war  nämlich  unbekannt: 
man  besaß  Grund  und  Boden,  der  als  Nationaleigentiun  be- 
trachtet wurde,  unter  der  Bedingimg  der  Fflichterfllllung;  der 
Besitz  war  Nutznießung  . . .  Diese  erhielt  sich  ja  bis  ans  Ende-. 
(Lelewel  spielt  hier  auf  die  bekannten  Verleihungen  der  Kron* 
gilter  in  Polen  an.)  „Die  Lechitischen  Besitzungen  waren  ver- 
schieden; teilbar  ins  Unendliche;  Tererblich  auf  Kinder,  na« 
mentlich  Söhne;  mangelte  es  an  solchen,  dann  fiel  der  B^ta^ 
zurück  an  die  Nation.  Erhielt  ein  Kmet  (Bauer)  einen  solchen 
Besitz,  dann  wurde  er  ein  Lechite  .  .  .  Dio  BesitzuiiLTen  der 
Knieten  waren  klein  und  unteilbar;  wer  sie  erhielt,  ward  Kniete 
(Bauer,-.  Daraufhin  seiiildert  Lelewel.  wie  von  diesen  /w.^i 
urspriiii<_;lich  sfanz  gleirli  freien  und  gleichberechtigten  Volks- 
klassen allmählich  unter  dem  EintiuÜ  des  ('luristentums  die  Kmeteu 
ihre  Freiheit  verloren  und  von  den  Lechiten  unterdrückt  und 
ihrer  Freiheit  beraubt  wurden. 

*  Vergleiche  sein  Werk :  Die  VötkentKinme  auf  alawiscben  Bodea 
vor  der  Entatehung  Polens. 
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Was  bedeutet  diese  ganze  Dar.stpllnn«r  Lelewels?  Es  ist 
offenbar  nichts  ainlers,  als  eine,  in  löl>licher,  patriotischer  und 
demokratisclier  Teudeuz  ganz  unl>ewußt  vorgenommene  Ver- 
schleierung historist'lier  Tatsarhou. 

Während  ai>er  noch  der  greise  Lelewel  in  Brüssel  in  seiiuMii 
ärmlichen  Dachstübchen  darbte,  schrieb  bereits  in  Leml»erg  der 
polnische  Augustiu  Tliierrv.  Karl  Szajnocha,  über  histori- 
scheiu  ^>tudium  erblindet,  wie  sein  französisches  Vürl)ild,  —  an 
seinem  „Lechitischen  Anfang  Polens*.  In  diesem  epochema- 
chenden Werke  stellt  Szajnocha  dar,  wie  der  Staat  Polen  be- 
gründet wurde  durch  normannische  Wikinger,  die  das  Land 
einnahmen,  die  slawische  Beyölkerung  unteijochten  und  ab 
Adel  Ober  dieselbe  ihre  Herrschaft  aufrichteten,  das  Land  unter 
sich  yertoilton  und  das  Volk  versklavten.  Das  war  ein  großer 
Brand,  den  Szajnocha  auf  dem  Gebiete  polnischer  Geschichts- 
forschung entfachte.  Augustin  Tliierry  hätte  seine  Freude  an 
dem  Werke  seines  polnischen  Nachfolgers.  Hier  aber  eilte  bald 
eine  ganze  Schar  Be.schwichtigungshofräte,  um  dt^n  entfachten 
Brand  zn  löschen.  Man  zeterte  über  ,  Normannoma  nie-  und 
demonstrierte  mit  viel  lafer  und  wenig  Witz,  dali  docli  eia 
Adkil  nicht  durchaus  aus  einem  Erobererstamni  entstehen  müsse: 
es  sei  ja  ebensowohl  denkliar,  daß  durch  Krhel»ung  der  Tapfer- 
jäten und  Besten  aus  dem  \ olke  in  ihui  Adelsstand  ein  sf)leher 
alliiiählich  entstehe.  .Nun!  Diese  Ansiclit  herrscht  noch  in  den 
Lehrbüchern  mit  samt  einer  Anzahl  anderer  konventioneller 
Entstellungen  der  Tatsachen.  Die  Geschichtsforschung  ist  sich 
über  die  Sache  schon  klar:  nordische  Eroberer  gründeten  den 
Staat  Polen,  wie  sie  in  Frankreich,  England  und  Bußland  ihre 
Herrschafi  .mit  Blut  und  Eisen*  gegründet  haben,  nur  die 
patriotische  Geschichtsschreibung  macht  noch  einen  letzten  ver- 
zweifelten Versuch,  das  Vaterland  wenigstens  von  den  frem- 
den Eroberern  ex-post  zu  retten,  indem  sie,  wenn  sie  schon  die 
soziologisch  begründete  Tatsache  der  Eroberung  und  Landnahme 
zugeben  muR.  die  Eroberer  weni^^stens  zu  Blutsverwandten  macht. 
Das  tut  z.  B.  der  Krakauer  Professor  und  Akademiker  Tieko- 
sinski.  Er  gibt  die  Gründung  des  polnischen  Staates  durch 
Landnahme  seitens  eines  Kroltererstamnies  zu.  Durh  sind  diese 
Eroberer  keine  Fremden:  es  sind  Blutsverwandte  der  Slawen 
an  der  Oder  und  Warte.  Sie  wohnen  östlich  von  diesen  Slawen 
an  der  Elbe,  nördlich  bis  an  die  Eider  und  als  Nachbarn  der 
skandinavischen  Lachen,  hießen  sie  Po-lacheu  (d.  h.  die  Neben- 
Lachen)  und  daher  der  Name  Polacken.  Sie  waren  kahne  Er- 
oberer, drangen  Ober  die  Oder,  nahmen  das  Land  an  der  Warte, 
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das  Posnisclie  und  Guesensche  Laud  ein.  unterjochten  die  dort 
öiedeludeu  blutsverwandten  Slawen  und  gründeten  an  dieser 
Stelle  den  polnischen  Staat  Allerdings  zeigt  sich  in  ihrm 
Sitten,  Gebräuchen,  Einriditongen  yiel  NormSnnifiches,  das 
Szajnbcha  richtig  entdeckt  hat.  Doch  das  komme  nnr  daher, 
weil  sie  an  der  Eider  an  Kormannen  grenzten,  an  skandina^ 
Tische  Lachen,  von  denen  sie  alles  das  annahmen,  was  Szajnocha 
(und  TOr  ihm  Czacki)  Skandinavisches  hei  dem  polnischen  Adel 
eutdekt  hat.  Auf  diese  ingeniöse  Weise  rettet  Piekosinski  das 
Vaterland  von  den  -fremden''  Eroberern.  Wenn  schon  Eroherung 
und  Landnahme,  dachte  sich  Piekosinski,  erwiesen  ist,  so  seien 
es  doch  wenigstens  Slawen,  welche  das  polnische  Volk  unter- 
jocht h;il)eii.  Er  macht  die  Eroberer,  cbp"  den  polnisch»^n  St:i:it 
gründeten,  ganz  so  zu  Slawen,  wie  ernst  iiodiu  und  Furcadtd 
die  Franken  zu  Galliern  machten.  Auch  erntete  er  denselben 
Eri'olsr.  wie  fiust  jene  lieiden  Franzosen:  allj^emeiner  Beifall 
und  Zustiiniiiiiug ;  .sein  Werk  wurde  vou  der  Krakauer  Akademie 
preisgekrönt.  Zum  mindesten  wird  also  auch  von  nationalen 
Historikern  die  Eroheruugs-  nnd  Landnahme-Theorie  nidit  mehr 
augefochten,  nur  daß  hie  nnd  da  noch  die  »Blntsrerwandt- 
scluift*  der  Eroherer  mit  den  Unterjochten  behauptet  wird. 
Dieser  problematische  RettnngSTersuch  hält  nicht  stand.  Nüchterne 
Geschichtsforscher  scheuen  sich  nicht,  die  historischen  Tatsachen 
zu  konstatieren.  So  schreibt  z.  B.  mit  Bezug  auf  den  polni- 
schen Adel  Grtif  Adalbert  Dzieduszycki: 

«Der  polnische  Adel  stammt  von  den  skandinayischen 
Horden  Ruryks.  d^n  litauischen  Genossen  Gedymins,  von  j,^e- 
taufteu  Tataren,  aus  ihrer  Heimat  vertriebenen  Armeniern  und 
allerhand  Abenteurern  ans  dem  Westen  und  Süden-  (Abhand- 
lungen der  Krakauer  Akademie.  XIX.  1H87,  S.  143V  Die  histo- 
rischen Tatsachen  der  StaatsLi;ri*induug  durch  fremde  Eroherer 
können  lieute  uui  so  weniger  angezweifelt  werden,  da  mittler- 
weile zwei  neue  in  den  letzten  D.*zennien  des  verflossenen  Jahr- 
hunderts zu  mächtigem  Aufschwung  gelaugte  Wissensdiafteu. 
die  Soziologie  und  die  Anthropologie  (auch  politische  Geogra- 
phie genannt),  der  Erkenntnis  Bahn  gebrochen  haben,  daß  der 
Staat  ab  eine  Organisation  der  Herradbaft  ausnahmslos  im- 
mer und  überall  nur  durch  Unterjochung  einer  landsaffioen 
Bevölke  rung  durch  eine  land-  und  blutsfremde  Kriegerscnar 
entstehen  konnte.  Zu  dieser  Erkenntnis  gelangte  zuerst  die 
Soziologie  durch  die  Betrachtung  der  inneren  sosialen  Struktur 
der  Staaten,  in  denen  die  weite  Kluft  zwischen  Groß-  und 
Kleiugrundl>esitz,  zwischen  Freiheit  des  ersteren  und  Ahän- 
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^gkeit  des  letzteren  gar  keine  andere  Entstehangeart 
dieser  Rechtsordnung  als  Überwältigung  and  Zwang 
seitens  eines  fremden  Elementes  möglich  erscheinen 
läßt,  ünabhängig  von  der  Soziologie  ist  die  politische  Geo- 
graphie za  derselben  Erkenntnis  gelangt,  was  die  Richtigkeit 
derselben  um  so  mehr  gewährleistet.  Friedrieh  Ratzel 
formoliert  dieselbe  in  folgender  Weise: 

,So  weit  nnsere  Kenntnis  der  Stauten  der  Naturvölker 
reicht,  ist  das  Wachstum  nie  ohne  fremden  Einfiuß  weiter- 
gesehritten - .  Man  könnte  ihnen  allen  iHe  unbefangene  l^v^l»- 
aclitiinir  eines  Atrikaforsehers  zum  Leitwort  setzen:  «Iremde 
\  ■  ik*  t  l)rmgeu  Kultur  und  Leben  in  die  träge  ^hisse  der 
Selnvarzen  .  .  .*  «Dem  Einlieimischen**,  fährt  Ratzel  fort,  ,den 
immer  nur  der  enge  Hurizont  seines  Staates  umgab,  ist  der 
Fremde  immer  schon  überlegen,  der  ja  mindestens  zwei  Staaten 
kennt  .  .  .  Und  wo  wir  aaf  den  Inseln  des  Stilleu  Ozeans 
größere  Staaten  finden,  sind  sie  das  Werk  Fremder  .  .  .  Der 
Gegensatz  von  Herrschenden  und  Unterworfenen  führt  auf  den 
kriegerischen  Ursprung  der  Staaten  zurück*."^)  Damit  hat  Ratzel 
aas  seiner  reichen  Erfahrung  und  Beobachtung  der  Sbiaten 
überseeischer  Weltteile  eine  Tliese  formuliert  welche  dem  auf 
historischer  Grundlage  gebildeten,  allgemeinen  Gesetze  der  Sozio- 
logie über  Staatenentstehung  die  mächtigste  Unterstützung  leiht. 

Wenn  wir  nun  aber  dieses  von  Soziologie  und  i>olitischer 
Geographie  «^^efundeue  all^^emeine  Gesetz  der  Stfiateuentstchnng 
i]om  von  uns  oben  geschildorfpn  Verhalten  Tuitionaler  (tescliichts- 
sclireibung  in  West-  und  Usteuropa  geLroiiiil»erstelieu,  so  driinjjrt 
bicli  uns  eine  interessante  Beobachtung  auf  über  die  l'syche, 
wenn  man  so  saj^en  darf,  der  nationalen  Ge  chichtssehreibuag: 
ja,  ein  interessanter  Beitrag  zur  l^sychologie  der  Geschichts- 
schreibung überhaupt. 

Wir  sehen  nSmlich,  daß  alle  nationale  Geschichtsschreibang 
sich  bemüht,  die  wahren  Tatsachen,  die  zur  Entstehung  des 
eigenen  Staates  f&hrten,  namentlidi  die  durch  einen  landfremden 
kri^perischen  Stamm  erfolgte  Unterjochnng  und  Unterwerfung 
der  einheimischen  Bevölkerung,  zu  vertuscheu  und  zwar  je  nach 
vorhandener  Möglichkeit,  entweder  die  fremden  Konquistadoren 
als  EinheimiBche  (Bodin.  Forcadel)  oder  die  gewaltsame  Land- 
nahme seitens  derselben  als  einen  freiwilligen  Vertrag  mit  der 
einheimischen  Bevölkerung  darzustellen  (PoL*'odin).  T>iese  Ver- 
schleierung beziehungsweise  Verdrehung  der  Tatsachen  erfolgt 

*)  Politische  («eographie,  ].  AuÜ.,  18Ü7,  216. 
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«eiteiis  der  Historiker  aus  patriotischen  Beweggrimden.  allerdings 
auf  Kosten  der  Wahrheit  und  zum  Schaden  der  Wissenschaft. 

II. 

Nacbdeiii  wir  uuu  einerseits  (l;is  durch  Soziologie  und  |>o- 
litische  Geograpliie  formulierte  uUgerneine  (Jesetz  der  StaaWn- 
bilduug,  andererseits  das  Verluilten  west-  und  osteuropäischer 
Geschichtsschreibung  diesen  Tatsachen  der  ijtaatengründung  ge- 
genüber betrachtet  haben,  stellen  wir  uns  jetzt  die  Frage:  wie  ver- 
hält sich  in  dieser  Beziehung  die  deutsche  Geschichtsschreibung  V 

Nun,  ebenso  wie  anzunehmen  ist,  daß  die  StaatengrOndung 
in  Deutschland  denselben  allgemeinen  Gesetzen  folgte,  wie  auf 
der  ganzen  Welt,  ebenso  ist  es  klar,  daß  die  nationale  Geschichts- 
schreibung sich  in  Deutschland  aus  denselben  psychologischen 
Gründen  wie  anderwärts  diesen  Tatsachen  gegenüber  ganz  so  stellt 
und  verhält  wie  überall.    Betrachten  wir  zuerst  die  Tatsachen. 

Die  Staatengründungen  in  Deutschland  gehen  seit  dem 
4.  und  f).  Jahrhundert  ans  von  landfreiuden  in  Deutschland 
eingedrungenen  Eroberern.  Da  sind  zuerst  die  Alemannen,  ein 
fremder,  walirsclieinlich  keltischer  Stamm,  der  im  4.  Jahrlum- 
dert  in  die  Sü<l- Westecke  Deutschlands  zwischen  Rhein,  Donau 
und  Main  eiridriu<j;t.  das  kaud  sich  unterwirft  und  nach  man- 
nigfachen Kämpfen  mit  den  Hr)meni  s^'iue  Herrsclhiii  über  die 
dort  ansäßigen  deutschen  Stämme  begründet.  Dem  I^ande  und 
dem  Volke,  welche  sie  ihrer  Herrschaft  unterwarfen,  gaben  sie 
üMck  ihren  Namen:  Alamannia  und  Alamannen.  Der  alte  Clu- 
verius  in  seiner  «Germania  antiqua**  sagt  es  noch  ganz,  unbe- 
fangen, daß  es  ,aus  den  Schriftstellern  des  Altertums  klar  her- 
vorgehe, daß  die  Alamannen  nicht  von  deutscher  Herkunft 
waren**  III,  9).  Tm  Jahre  496  endete  die  Herrlichkeit  der  Ala- 
mannen bei  Zülpich,  wo  sie  von  den  Frauken  besiegt  wurden. 
Diese  Franken  waren  ebenfalls  landfremde  Eroberer,  die  weit 
vom  Osten  Europas  her,  wahrscheinlich  von  der  Südküste  des 
Baltischen  Meeres,  aus  <>st-Elbien  her,  in  die  unteren  Rhein- 
litnde  eindrangen,  die  einheimische  He v  U; <'ru ng  brand- 
srli  atzten  und  unterwarfen  und  unter  Chlodwig  daj» 
Frankeureicb  «gründet eu. 

Dali  ülnigens  die  Frauken  in  den  Rlieinlauden  fremile 
Eroberer  waren,  geht  ja  schon  daraus;  hervor.  dalJ  sie  wie  wilde 
Eäuberhorden  am  Rhein  hausten,  die  Uheinstädte  mit  Feuer 
und  Schwert  verwüsteten,  überall  plünderten,  raubten  und  mor- 
deten. So  treten  doch  Einheimische  nirgends  aufJ  Ihr 
Vorgehen  in  den  Rheinlanden  erinnert  vielmehr  ganz  an  das 
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Treiben  nndorer  nordischer  Kriegerstämiuo .  wie  der  Goten, 
Yandalen,  Burgunder,  Rügen,  die  weithin  die  östlichen  nnd 
südlichen  Länder  Europas  iils  Plünderer  nnd  Mordbrenner 
durchzütroii ,  Läiidf^r  einnahmen,  die  IJevulkenmc^eu  durch 
gransamsteu  Terrorisinus  sich  unterwarieii  und.  wo  es  ihiion 
glückt?,  Staaten  gründeten.  Warum  nun  gerade  die  Kranken 
aus  anderem  Holze  geschnitzt  sein  sollten,  als  diese  notorisch 
haltischen  Stämme,  ist  nicht  aly/usehen.  zumal  sie  duck  in  ihrem 
ganzen  Vorgehen  und  Gebaren  diesen  andern  nordischen  Kiie- 
gerscharen  auf  ein  Haar  gleichen  bis  auf  den  Punkt,  daß  jenen 
ihre  Staatengründungeu  in  Ofit-,  Süd-  und  Süd-Westeuropa  und 
endlich  in  Afrika  mißlangen,  virährend  den  Franken  ihre  Staa- 
tengriindnng  durch  dieselben  Mittel  und  auf  denselben  Grund- 
lagen in  Mitteleuropa  gelungen  ist  Was  damalSt  als  die  Macht 
des  weströmischen  Reiches  gebrochen  war,  auf  dem  gesamten 
einst  von  Rom  beherrschten  Gebiete  Torging,  war  überall  das- 
selbe: landfremde,  vom  Norden  und  Osten  Enropas  über  die 
frühereu  römischen  Provinzen  hereinbrechende  Kriegerbanden 
(welche  von  den  Römern  als  f^arharon,  ah^r  -.mch  als  Germanen 
bezeichnet  wurden).  iiiiterwarffMi  si(  h  di  ■  iriiiier  röinisclif^?!  Ge- 
biete samt  der  auf  demselljun  ansaliigen  Bevölkerung,  plünderten 
und  raubten  zunächst  alles  gründlich  aus.  eigneten  sich  das 
Land  an,  verteilten  es  unter  sich,  unterwarfen  sich  die  Bevöl- 
kerung, gründeten  sodann  mit  Hilfe  der  römischen  Kirche  die 
jieuen  Staaten,  in  denen  sie  nun  die  herrschende  Adelsklasse 
worden.  Yen  allen  diesen  in  Mitteleuropa  fremden  uud  das- 
selbe überflutenden  Krieg^rhorden  schreibt  ein  gleichzeitiger, 
glaubwürdiger  Zeuge,  der  h.  Hieronymus,  im  Jimre  4<)9  fol- 
gendes: »Unzahlige  und  wilde  Völker  haben  ganz  Gallien  in 
Besitz  genommen.  Alles  Land,  das  zwischen  den  Alpen  und 
Pyrenäen  liegt  und  vom  Ozean  und  dem  Bheinstrom  um- 
flossen wird,  baVien  Quaden,  Vandaleu,  Sarraaten,  Alanen,  üe- 
piden,  Heruler,  Sachsen,  Burgundionen,  Alamanneu  und  feind- 
litlie  Paniionier  verheert.-  Mainz  und  Worms  haben  sie  ver- 
nichtet. ,l)as  mächtige  Rheims,  Ann'eus,  Arras,  das  am  äuHcrstyen 
Ki?(lt>  Wohnende  Volk  der  Moriner.  Tournay,  Spe vor.  Stralilmrij:  sind 
eme  ßento  (1«m-  Germanpu  geworden.-  DaH  in  olügon  Worten  des 
h.  Hieronviuus  auch  di*'  Iwnle  von  den  1  ranken  ist.  sfeht  aus  deui 

« 

Umstände  hervor,  daÜ  vnn  der  Einnalune  der  Städte  Amiens 
und  Arras  und  der  Lntorwerfuug  der  Moriner  spricht,  von 
denen  wir  wissen,  daß  sie  eine  Beute  der  Franken  geworden 
sind;  daß  aber  die  Franken  hier  nur  als  «feindliche  Pannomer** 
erwähnt  werden,  hat  seinen  Grund  darin,  daß  man  die  Franken, 
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wie  das  Gregor  Yoa  Tours  ausdrücklich  sagt  (II,  H  .  fOr  Pan- 

nonier  hielt,  woran  möglicherweise  insofern  etwaa  Wahres  war, 
daß  die  meisten  dieser  .wilden  Völker"  ihren  Weg  nach  Deutsch- 
land und  dem  südwestlichen  Europa  über  Pannonien  nahmen. 
Todenfalls  ist  es  Tatsache,  was  auch  Oieselirerht  in  den  An- 
nierkuutjen  zu  Gregor  von  Toms  konstatiert,  dal)  man  noch 
Z11  (iregor  von  Tours  Zeiten,  also  im  st^  list^Mj  Jalirhuudert. 
,die  Franken  als  Fremde,  als  Barbaren  bezeicluiete*,  (Not*^ 
zu  Gregor  von  Tours.  III.  l,")),  was  auch  ganz  richtig  und  den 
Tatsachen  vollkoinmeu  entsprechend  war. 

Wie  verhält  sich  nun  dieser  unzweii'elhai'teu  Tatsache  ge- 
genüber, daÜ  die  Pranken  als  landfremde  Eroberer  sich  die 
Aheinlande  unterwarfen  und  ihre  Fremdherrschaft  hier  begrün- 
deten, die  deutsche  Geschichtsschreibung? 

Darüber  kann,  wie  gesagt,  im  Tonminein  kein  Zweifel  sein. 
Denn  ebenso  wie  die  Staatengründung  in  Deutschland  nach 
denselben  Katurgteetzen  sich  Tollzog  wie  allwärts  —  welcher 
Monist  kann  daran  zweifeln?  —  ebenso  mußte  der  psycholo- 
gische Prozeß  der  Auffassung  dieser  Tatsachen  durch  die  na- 
tionale Geschichtsschreibung,  der  doch  auch  ein  Xaturprozeß 
ist,  sich  sfanz  so  voll/.ielien,  wie  allerwärts.  Da  der  uationnlen 
GescliielitsschreibuuL^  auf  einem  gewissen  !Stadium  ihrer  l'rr- 
wiekluniT  die  Tat.saclie.  daß  der  nationale  Staat  von  Frt  tuiltMi 
gegründet  wurde,  ein  Gefülil  von  Tnlust  verursacht,  su  sucht 
sie  —  es  ist  eine  pure  Reflexbeweirung  —  diese  Tatsache  aus 
der  Welt  zu  sciniileu.  Dazu  Ijieteu  sich  ihr  lediglich  zwei  Wege. 
Entweder  sie  sagt,  daß  jene  Fremden  Einheimische  waren  und 
sucht  diese  Behauptung  so  gut  oder  so  schlecht  es  geht  zu 
beweisen,  oder  sie  dehnt  durä  irgend  welche  gelehrte  anthro- 
pologische. Konstruktionen  den  Begriff  der  eiimeimischen  Ka^ 
tionalitat  territorial  soweit  aus,  daß  er  auch  jene  Fremden 
umfaßt  und  dieselben  daher  in  den  Xreis  der  Einheimischen 
einbezieht.  Solche  gelehrte  anthropologische  Konstniktionen 
sind  ja  bekanntlich  ins  Unendliche  dehnbar,  wie  der  Gobine> 
ansehe  Begriff  der  .weißen  Rasse*  und  der  allemeueste  Begriff 
der  .Arier"  beweist.  Nun,  die  nationale  deutsche  Geschichts- 
schreibung bat  beide  obigen  Wege  ein<i;esehhigen.  Sie  bat  einer- 
seits die  fremden  Eroberer,  die  im  4.  und  f).  Jahrhundert  mit 
ganz  neuen,  uns  aus  Tacitus  -V^ennania"  unbekannten  Xam^^u 
auftreten,  mit  den  alten  uns  aus  dem  1  lalirhuudert  n.  Chr. 
durch  l'aeitus  bekannt  gewordenen  Stäitimeu  Deutschland  iden- 
tifiziert; andererseits  hat  sie  den  Begriff  -Germania-  weit  über 
die  Grenzen  Deutsch  hjjids  hinaus  nach  dem  skaudiuavischeu 
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Norden  unil  dem  ül)erelbi8eheii  Osteiiro|)ii,  ja  bis  zum  Kaukiisus 
hin  ausgedehnt  j  und  somit  auf  die^seni  nicht  mehr  nugewolm- 
lichen  Wege  die  „Blutsverwandtschaft*  zwischen  den  Deut-chen 
am  Shein  und  all  den  «Barbaren*  Yom  baltischen  Meere,  von 
SkyÜuen,  Pannonien  imd  Ton  woher  sie  immer  kamen,  herge* 
stellt.  Auf  diese  Weise  gelangte  die  nationale  deutsche  ue- 
schichtsschreibang  dazu,  die  «Fremden*  aus  den  deutsehen 
Staatengrüuduugen  zu  eliminieren  und  eine  kontinuirlich-ein- 
heitlich-nationale  Entwicklung  seit  Cäsar  und  Tacitus  bis  zum 
rdmischen  Beiche  deutscher  Nation  herzustellen. 

Schon  der  alte  Cluverus  (Germania  anti(|ua,  1010)  hat  seine 
liebe  Not  mit  den  Franken.  Er  kann  das  Dunkel,  das  über 
ihrer  irerkuuit  schwebt,  nicht  erhellen:  schließlich  nimmt  er 
Zutlucht  zu  einer  oii  jectatio«.  die  ihm  nicht  ganz  eitel  Hiaud 
vtma )  scheint  und  /.war.  dal)  .sehr  viele  Völker  (natiom's  i  in 
einen  Bund  (corpus)  sich  vereinigten  und  sich  eiueu  neuen 
Namen  gal>en,  wonach  sie  später  uligemein  Prunken  genannt 
wurden**.  Damit  hat  Cluver  jenen  AVog  der  nationalen  Ge- 
.schichtsschreibung  eingeschlagen,  auf  dem  man  die  notorisch 
Fremden  mnfadi  zu  Einheimischen  macht;  alle  die  alten  Quel- 
lenzeugnisse aber,  wonach  sie  von  den  äußersten  Landstrichen 
der  Barbarei  hergeschwemmt  wurden,  ,ab  ultimis  Barbariae 
Htoribus  avulsaa*'  (Eumenius)  erklärt  er  rundweg  als  —  falsch! 
Was  also  die  Quellen  bezeugen,  nimmt  er  als  falsch  an;  was 
aber  nirgends  bezeugt  ist,  sondern  sein  nationales  QefÜhl 
ihm  suggeriert,  das  scheint  ihm  „nicht  eitel-  zu  sein. 

Daß  Cluver  mit  dieser  „Konjunktur"  Glück  hatte,  ist  selbst- 
verständlich. Sie  entsprach  dem  nationalen  Gefühl  und  wurde 
von  der  deutschen  Geschiclitsschreibung  akze]itiert,  Allerdiii^'s 
wie  überall  gab  es  nneli  in  Deutschland  einzelne  riu  k^.iclitslobe 
Forscher,  die  sich  von  d^n  Instinkten  und  Gefühlen  der  Nation 
imabhängi^  zu  erhalten  wußten  und  die  auch  in  dieser  heiklen 
Frage  dem  nationalen  <  iefühl  keine  lümzessiouen  machten.  In 
Deutschland  war  das  kein  Geringerer  als  Leibnitz.  In  abhängig 
in  der  Philosophie,  war  er  es  auch  in  der  Geschichtsforschung. 
Es  fallt  ihm  nicht  ein,  Tatsachen  verschleiern  oder  auch  nur 
verschönem  zu  wollen.  »Die  alten  Sitze  der  Franken",  schreibt 
er,  ,sind  an  der  Eüste  des  Baltischen  Meeres  zu  suchen,  wie 
das  der  anonyme  Ravennatische  Geograph  bezeugt''.'^''')  ^Die 
Franken  bewohnten  das  Land  zwischen  dem  Baltischen  Meere 


*)  Pfister  nennt  die  Alanen  „ein  teutBches  Volk  vom  Kaukasus  her'*. 
**)  Bd  Eocard  Leges  Francorum,  17S0. 

Gamploiriei,  AIl^.  Stutsrecht.  33 


514 


Auliang  C. 


und  der  Elbe*^.  ,\  ou  dort  gingen  die  Kriegerschmirou  aus,  um 
neue  Sitze  und  ihr  Glück  zu  .suclien".  Und  As  er  wegen  dieser 
Ansicht  angegriffen  wird,  verteidigt  er  sich  in  einer  französischen 
Epistel,  in  der  er  seine  Ansicht  begründet  und  den,  dem  Franken 
spater  beigelegten  Namen  der  Sigambem  ganz  richtig  davon 
herleitet,  daß  sie  die  alten  Sigambem  am  Bhein  sich  unter- 
worfen hatten  und  Tom  eroberten  Lande  und  beherrschten 
Volke,  wie  das  so  hanfig  yorkommt,  denZnnamen  Sigambem 
erhielten. 

Diese  entschiedene  Ablehnong  der  Identität  der  Frauken 
mit  den  dentselion  Stämmen  am  untern  Rhein  durch  Leibuitz 
*  übte  einige  Zeit  ihre  Wirkung  auf  die  deutsche  Geschichts- 
schreibung. Der  nächste  groBe  deutsche  Ge8chii1it<<clireiher 
Mascov  (Geschichte  der  iJeutsehen,  1726 — II?*!)  folgt  m  diesem 
Punkte  Leihnitzens  Ansieht.  «Die  Meinung  derer,  »o  geglan]>*»t. 
die  Frauken  wären  kein  neues  Volk,  sondern  verschiedejie 
Teutsche  \  ülker  als  Cliamavi,  Bnicteri  u.  s.  w..  die  seit  undenk- 
lichen Zeiten  zur  Jveeliteu  des  Kheins  gewobul  hätten,  in  dieser 
Zeit  sich  verbunden,  die  Freiheit  gegen  die  Körner  zu  behaupten 
nnd  daher  den  Namen  der  Franken  angenommen,  beruht  auf 
gar  schlechten  Mutmaßungen,  so  gegen  die  klaren  Zeug- 
nisse alter  und  insonderheit  frankischer  Geschichtsschreiber 
(Eomenes  Bhetor)  nicht  Stich  halten,  aus  welchem  erhellet,  daß 
sie  Ton  anders  woher  gekommen." 

Doch  tr(>stet  sich  Mascov  damit,  daß  die  Franken,  wenn 
sie  auch  am  Hhein  landfremd,  nichtsdestoweniger  «ein  teutsch«» 
Volk  gewesen**,  was  ,ihre  Sprache  und  alles,  was  wir  von 
ihrem  Gottesdienst,  Art  zu  kriegen,  Sitten  und  ganzer  Lebensart, 
teils  in  Historie,  in  ihren  ältesten  Gesetzen  antrafen,  deutlich 
au  den  Tag  legen".  Nun,  welche  Sprache  die  Iranken  <_'''\<]>r<>- 
chen  halten,  das  wissen  wir  bis  heutzutage  nicht,  denn  iluv 
^^ialbergibclie  Glosse"  zur  Lex  Salica  vt^rstehen  wir  Ins  heute 
nicht;  übrigens  wäre  für  die  gepliuidorten,  geluandseliatzten 
Einwohner  der  Kliemstadto,  für  die  versklavte  Landbevölkerung 
des  Kheiulandes  ein  schwacher  Trost  gewesen,  wemi  ihnen  auch 
moderne  Linguisten  bewiesen  hatten,  daß  die  Sprache  der  Bauber 
und  Mordbrenner,  die  ihnen  ihr  Hab  und  Gut  und  ihre  Frei- 
heit raubten,  auch  wenn  sie  ihnen  ganz  unyerstandlich  sei. 
dennoch  einen  Zweig  des  großen  germanischen  Sprachstammes 
bilde.  Für  die  nationale  Geschichtsschreibung  der  ersten  Hälfte 
des  18.  Jahrhunderts  bliel)  das  allerdings  der  einzige  Trost, 
weil  damit  wenigstens  „die  Heldentaten"  der  Frauken  dem  na- 
tionalen Kuhmesstempel  erhalten  blieben!  —  Aber  schon  g^geu 
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das  Eude  des  IS.  Jahrhunderts  <toiiügte  dem  [illraiililich  wach- 
fienden  natioualeu  Gefühl  f Schillerl)  dies«'  f*  rne  Verwiiudtschaft 
d*^r  Frauken  mit  deu  r)piitHfheii  nicht  mehr;  die  Frankeu 
mmiieu  ganze  und  eclite  i 'einsehe  werden,  und  zwar  einhei- 
mische, nicht  fremdländische.  Diese  begeisterte  nationale  Strö- 
mtiü^,  die  die  Geschieh tsschreibuug  mit  sich  iortreilit,  kommt 
bekanntlich  bei  ]\Iöser  (Osuabrückische  Geschichte)  zum  reinsten 
Ausdruck.  £r  will  denn  auch  von  einer  Einwanderung  der 
Franken  nach  Dentoehland  überhaupt  nichts  wissen.  Er  klammert 
sich  an  die  Bedentong,  welche  das  Wort  (, frank  und  firei")  im 
Deatschen  erlangt  hat,  nimmt  diese  Bedeutung  als  ursprünglich 
an  und  deutet  danach  den  Namen  Franken  einfach  als  Be- 
zeichnung derjenigen  Deutschen,  die  sich  vom  römischen  Joch 
befreiten.  *) 

Die  Willkürlichkeit  dieser  Erklärung,  namentlich  gegenüber 
der  bezeugten  Tatsache,  daß  die  Franken  sich  selbst  als  Landes- 
fremde betrachteten  und  von  den  Zeitgenossen  als  solche  ange- 
sehen wurden,  sprin«^  in  die  Aui^en, 

Nichtsdestoweniger  al>er  fiind  diese  Ansicht  mit  der  stei- 
genden Flut  nationaler  H»  i4-eis,terun^^^  in  der  erst^'n  Hälfte  des 
19.  Jalirliunders  immer  weittMe  Verbreitung.  Denn  diese  Stim- 
mung brinp^  immer  imd  überall  die  Tendenz  mit  sich,  alleü 
Fremde  aus  der  nationalen  Vergangenheit  auszumerzen  und  deu 
ganzen  Kulturertrag  der  nationalen  Geschichte,  mit  Ausschluß 
aU  und  jeden  fremden  Einflusses,  dem  eigenen  «Volke«  zu  vin- 
dizieren. 

Die  Tendenz  kommt  zum  glänzendsten  Ausdruck  bei  Jacob 
Grimm.   Und  zwar  betritt  dieser  scharfsinnige  Gelehrte  tmd 

groüe  Patriot  beide  Wege,  die  wir  oben  als  diejenigen  bezeich- 
neten, auf  denen  die  nationale  Geschichtsschrellning  die  fremden 
Einflüsse  in  die  nationale  Geschichte,  zu  nationalisieren  bemüht 
ist,  nämlich  der  Verheimatlichung  des  vorgefundenon  Fremden 
und  der  Ausdehnnninf  der  Heimat  in  die  weiteste  Fremde.  So 
sind  denn  auch  für  (!rimm  die  Franken  einerseits  ein  einli<'inii- 
scher  Stamm  Deutschlands,  andererseits  dehnt  er  den  ßeixritf 
der  «Deutschlieit*  weithin  über  alle  skjtliischen  \  öiker  ans  und 


♦)  Osnabrückische  GeHl.iditf,  1780.  167.  Welche  Vrrkehrtheit 
dann  st^'ckt.  der  Hezeiclmuug  i' ranken  die  Kedeutung_  von  Freieu  Uü- 
terziischiebeii,  dü«»  uitrkt  der  gute  Möstr  gar  nicht.  Weil  die  Franken 
ala  Sieger  und  herrschende  Klasse  frei  waren,  während  die  unterjochte 
Bevölkerung  unfrei  wur.L-,  kuni  cli»'  R»  (l.  iiFnrt  «frank  und  frei-  in  Oe- 
hraucb.  wodurch  tl.nm  die  Bedeutung  trei  anf  da»  Wort  frank  überging. 
Von  Hiius  aus  abei  hat  das  Wort  Frank  mit  der  „Freiheit«*  nicht«  m  tun. 
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umfaßt  mit  demaelben  sogar  die  an  der  unteren  Donau  woh- 

nendeu  „Geten". 

Bezüglich  der  I  Vauken  schreibt  er :  .  Vom  Jahrhiiudert 
im  treten  sie  mit  dem  vorher  nu erhörten,  vielleiclit  aber 
laiiLTO  hestaiideueu  (?)  Gesamtuamen  der  l^rankon  auf,  dessen 
Kulmi  noch  heute  dif^  Geschichte  e'-fnllt*.  ,\irhts  ist  dawider, 
dali  niclit  auch  schou  zu  Cäsars  Tagen  ilie  lieueiinuug  Fraukeu, 
d.  i.  fr»^ie  Mäuuer,  erschollen  sein  sollte*'.  ) 

i)al5  alles  das  historische  Komautik  odf>r.  wenn  man  will, 
patriutiriche  Goschielitsschreihuug  ist,  hramht  wukl  heute  nicht 
erst  gesagt  zu  werden.  Übrigens  war  sich  Jacob  Grimm  voll- 
kommen bewußt)  daß  er,  indem  er  eine  dunkle  Lücke  zwischen 
den  Tadteiscben  Germanen  und  den  mehr  als  200  Jahre  8[mter 
auftauchenden  Franken  auf  solche  Weise  ausfällte,  nicht  Ge- 
schichtsforscher, sondern  phantasieToller  Geschichtsschreiber  seL 

Er  selbst  äußert  sich  nämlich  über  diese  Verknüpfung  der 
Taciteischen  Germanen  mit  den  ,  Barbaren*  des  vierten  und 
fünften  Jahrhimderts  folgendermaßen:  ,Will  mau  diese  An- 
knüpfung Phantasio  nennen,  so  habe  ich  nichts  dawider  und 
ich  möchte  in  solchem  Sinne  phantasielos  weder  Kechtsalter- 
h'nn  u*  geschrieben  haben  noch  n':nii?uutik*'.*' !  Ebenso  weili  er 
sehr  «Tut,  (hi\]  PS  .vermessen  scliemt".  daß  er  in  dei]  rjoteii 
(ieuische  .Gotlieu  ahiif.  und  daß  ihm  ,in  dämmernder  Nacht 
unseres  Altenum.s  <U>'  Geten  als  ein  weißer  Stein  entgegen- 
schiiuiueru-.  ■  )  Er  hemüht  sich  nichtsdestoweniger,  durch 
allerhand  linguistische  Kuii>tstücke  die  „Deutsdiheit-  jenes  Sky- 
thenvolkes  an  der  unteren  Donau  zu  beweisen. 

Wenn  sich  ein  so  kritischer  und  scharfsinniger  Forscher 
wie  Jacob  Grimm  aus  nationalen  Motiven  solchen  Täuschungen 
hingab,  um  wie  viel  mehr  mußte  das  der  Fall  sein  bei  einem 
zu  Schwärmerei  ohnehin  neigenden  Geiste  wie  Kaspar  Zeuß. 
dessen  W<?rk:  „Die  Deutschen  und  die  Nachbarstümme*  (1837), 
eine  Frucht  staunenswerten  Fleißes,  zugleich  eine  große  putrio- 
tisclio  Tat  war.  Alle  die  nationalen  Tendenzen  der  Verheimat- 
lichung  der  fremden  Elemente,  die  einst  zum  Aufbau  Deutsch- 
hu\(h  beitrugen  und  der  Ausdehimng  des  Begriffes  des  Deutsch- 
tums weit  über  di^  Grenzen  d»^s  wirklichen  Deutschlands,  finden 
in  Zeuß  oinen  l)egei8terten  Vertreter.  Zu  Hilfe  kam  ihm  da1>ei 
die  damals  herrschende  Ansieht,  daß  die  Spruche  der  .sicherste 


*^  (iesrhichte  der  deutschen  Sprache,  8.  612. 

*♦)  Kocht saltertüinor,  VIII.  Buch. 

Gescliichte  »1er  Ueutstheu  Sprache,  S.  178. 
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Beweis  der  Einheit  des  Blutes'-  ist  und  daß  daher  „^'onv;nl(^t- 
scliaft  der  Sprache*^  der  sicherste  Reweis  der  ^  BhitsYerwuiidt- 
scliüft*  sei.  „Mau  kauu  daher  nnltedenklich",  sagt  Zeuß,  .die 
Behauptung  aufstellen,  Sprachen  künde  sei  die  Leuchte  der  A  r<l- 
kergesehichte,  der  Geschichte  des  Altertums  ..."  ,I)ie  Sprache 
giht  sicheres  Zeugnis,  irrt  nicht,  während  eine  alte  Xachricht 
wulil  irren  kann  und  der  .>i€lierste  Leitötern  durch  das  Alter- 
tum, wo  mangelhafte,  sich  widersprechende  oder  irrige  Xach- 
richten  es  dunkel  lassen,  ist  Sprachenkunde«.*)  Und  wie 
handhabt  Zeuß  diese  Sprachenknnde?  «Der  Name  Franken 
bezeichnet  ja  erwiesenermaßen  (!)  einen  Verein  von  Völ- 
kern, der  sich  erst  seit  dem  Anfang  des  3*  Jahrhunderts  am 
Niederrheiii  aus  den  schon  lange  dort  sEOSummenwobnenden 
Yolkem  gebildet  hat.  Dieser  Verein,  dessen  Entstehen  am  Bhein 
wir  geschichtlich  wissen  (V),  kann  nicht  schon  vorher  an  der 
Elbe  gesucht  werden,  eher  vielleicht  ein  einzelnes  Volk  derselben, 
etwa  die  berühmtesten,  die  salischen  Franken.  Nun  aber  hießen 
dipjse  salische  Franken  früher  (zu  räsars  Zeiten  1  Si^rainbern*". 
Also  auf  (jrund  der  Sprachenkunde  (frank  uu<l  tVeii  wird  jene 
iMiisersche  .patriotisclie  i^huntasie"',  daß  Franken  die  vom  rönii- 
.schen  Joch  befreiten  Itedeutet,  zu  einer  historischen  Tatsache 
gemacht  und  die  ib-rkunft  der  salischen  Franken  von  der  Ell)e 
damit  widerlegt,  daU  sie  doch  früher  zu  Cäsers  Zeiten  Sigam- 
bern  gelieißen  haben!  Und  dieselbe  Methode  der  Verheimat- 
lichung  der  fremden  Eroberer  wird  sodann  auf  die  selbstver* 
standlich  auch  ihrer  «Herkunft  nach  unbekannten*  Bajuvaren 
angewendet,  um  aus  ihnen  gute  einheimische  Deutsche  zu  macheu. 

III. 

Wir  kennen  nun  das  psychologische  Gesetz,  welches  die 
Geschichtsschreibung  beherrscht  und  unter  dessen  Zwange  so 
durch  und  durch  patriotische  Männer  wie  Grunm  und  ZeufJ 
ihre  großartigen  historischen  Konstruktionen  schufen.  Allerding?> 
wären  ja  ohne  den  mächtigen  Ansporn  des  nationalen  Uefühles 
solche  Werke  bewutnleruufxswerten  FleiL>es  und  Sammeleifers  nie 
zustande  gekommen  —  Werke,  welche  für  die  nuchi'olgenden 
Generationen  der  <  ieriiianisten  zu  festen  Fuudamenteu  wurden, 
auf  denen  sie  weitorbauten. 

In  erster  iieihe  kommen  hier  die  deutschen  Bechtshisto- 
riker  in  Betracht  und  an  ihrer  Spitze  Eichhorn.  Er  folgt  dep 


*)  Zeno,  Die  Herkunft  der  Bayern,  1867«  S.  IV. 
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zwei  «jroßeu  Oorüiauisteu  Griinm  und  Zeul3  iu  der  Auiiahrao. 
daO  die  im  H.  Jalirhnndert  uuftnnchenden  neuen  Xara^n  die 
alt-^n  Stämme  bozeiclmou  —  doch  kann  man  nicht  siigeu,  daß 
er  iliiiou  mit  voller  l  Iterzeut^uiig  iulgt,  er  ist  offen ^lar  nicht 
ganz  üUorzeugL  doL-li  will  or  nicht  gegen  den  Strom  schwim- 
men. Fa'  sagt:  ,I>ie  iioiien  Namen,  nuter  denen  die  hedeuteud- 
sien  Eroberer  erschit'iieu,  sind:  Alemannen,  (üothen,  Fran- 
ken, Sachsen  .  .  .  Die  neuereu  Forscher  nehmen  gewöhnlich 
jene  (neuen  Xamen)  für  die  Benennung  der  schon  froher  ge- 
nannten, aber  jetzt  in  einen  Bnnd  vereinten  Völker;  indessen 
weisen  die  Einrichtungen,  welche  man  hei  diesen  nenen  Tdl- 
kern  findet,  weit  weniger  auf  hloßes  Bündnis  mit  unver- 
änderter frtOierer  Verfassung  hin,  als  darauf,  daß  die  Ausdehnung 
und  weitere  Ausbildung  des  Instituts  der  Gefolgschaften  das 
bildende  Prinzip  der  Vereinigung  gewesen  sein  muß  . . .  Die  Unter- 
nehmungen, durch  welche  jene  neuen  Völker  bekannt  wurden, 
waren  dann  niclit  von  der  Volksgemeinde  ausgegangen."  Man 
sieht.  Eichliorn  hat  gewisse  Bedenken,  dio  Franken  nnd  andere 
.i{arl>areu-  eiufai  Ii  als*  Vereinigim^xen  der  frühereu  in  Volks- 
gemeiiideii  n^e<Tlioderteu  deutschen  Sr-inime  anznsehen;  er  kann 
sich  uugesichtö  der  grellen  dagegen  sprech«mdeii  Tatsachen  mit 
dem  kontinuierlichen  Prozeß  der  Entwicklung  der  neuen  Völker 
aus  den  alten  Stämmen  nicht  befreunden.  Er  kann  die  füh- 
rende KoUe,  den  staatengründendeu  Impuls,  welchen  die  ,  Aben- 
teurer", , welche  mit  dem  Namen  Franken  bezeichnet  wurden^, 
ausfibten,  nicht  übersehen;  hütet  sieh  aber,  dieselben  als  ,lan- 
desfremde"  Abenteurer,  was  sie  tatsächlich  waren,  zu  be- 
zeichnen, um  den  Theorien  von  Grimm,  Zeuß  und  anderen  nicht 
direkt  widersprechen  zu  müssen.  So  schreibt  er  Uber  die  um 
240  n.  Chr.  am  Xiederrhoin  auftauchenden  Franken:  «Sie 
erscheinen  in  allen  Nachrichten  aus  dem  3.  Jahrhundert  und 
der  ersten  Hälft'?  des  vierten  Jahrhunderts  als  Abenteurer, 
welche  Einfälle  über  die  rnmischen  Grenzen  versuchen.  Als 
Bestandteil'^  f'V'  t  Fra)iken  werden  beinah*"»  alle  Völker  des 
Niederrheins  u'enaniit,  wehhe  früher  vorkamen,  namentlich: 
Chamaveü,  Tubanten,  Ampsivarier.  Frisen.  Chatuarier,  Lhu<  terer. 
Chatten-.  Auf  diese  jedenfalls  unklare  Weise  ^ribt  Eicliltoru 
die  Tatsjiche  wieder,  dal»  die  Franken  aN  landesfremde  KroU'rer 
die  einheimische  Stämme  äich  imterwarfen  und  kiua  ihnen  Truppen 
für  ihre  immer  weiteren  Unternehmungen  bildeten,  die  dann 
selbstverständlich  als  Franken  bezeichnet  wurden,  so  wie  man 
etwa  eine  österreichische  Armee  als  Österreicher  bezeichnet, 
gelegentlich  aber  von  den  in  derselben  kämpfenden  Polen, 
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Böhmen,  Ungarn,  Italienem  sprichi  Wenn  aber  lächhom  Im 
Zusammenhange  mit  obigem  Satze  gleich  binzofQgt.  daß  «aach 
auf  der  Pentingerschen  Tafel  das  rechte  Rheinuler  Yon  Köln 
abwärts  bis  zom  Ausflüsse  des  Rheins  Francieu  heiße'',  so  steckt 
ja  darin  eben  nur  die  Tatsache,  daß  jene  laudesfremdeu  „  Aben- 
teurer ebenfalls  mit  Zuhilfenahme  von  allerhand  sich  ihnen 
zugesellenden  Abenteurern  aus  aller  Herren  Länder  gegen  das 
Ende  des  4.  und  im  5.  Jahrhundert  diesen  ganzen  Landstrich 
Ton  Köln  abwärts  sieh  srbon  niiterworfen  hatten,  der  Karten- 
zei<  hiier  also  ganz  richtig  deuseibeu  als  Francien,  d.  h.  das  von 
den  Frankeu  beherrschte  Land  bezeichnete.  Von  irgend  einer 
Identität  der  Träger  des  , neuen  Xainens"  mit  den  von  früher 
her  dü  siedelnden  Stämmen  ist  ja  dabei  keine  Rede;  die  letzteren 
wurden  eben  unterworfen,  die  fremden  , Abenteurer*  bilden  die 
Herrenklasse;  mit  der  Zeit  aber  neint  man  alle  die  imterwor- 
fenen  Stamme  im  weiteren  Sinne  Franken,  so  wie  mau  Polen 
und  Rnthenen  Gali^dens  Österreicher  nennt. 

Dieses  Yerhaltnis  der  Franken  als  Eroberer  mid  Herren 
ZQ  der  unterworfenen  BeviH  l  ung  als  ihren  Untertanen,  die 
man  sohin  auch  mit  ihrem  Nameu  bezeichnet,  wird  auch  von 
Etichhorn  nicht  hervorgehoben.  Er  meint  nur,  daß  der  Xame 
salische  Franken  ,  diejenigen  bezeichnet,  die  sich  von  Sallande 
verlireiteten  imd  mit  germanischen  Einwohnern  dieser  Gegenden 
zu  einem  Volke  sich  verbündeten"*.  (!)  Die  Tatsaelio.  dal)  die 
land«'sfreiii(ieu  Franken  die  .germanischen  Einwohner-  am  Rhein 
unterwarfen  und  unterjochten,  wird  mit  den  Worten  bezeit  linet, 
da  Ii  sie  sich  .mit  ihnen  zu  einem  Volksstamm  verbündeten*'. 
Für  ein  solches  ,  liiiiidiiis-  hütteu  sich  die  „germanischen  Kin- 
wohner"  um  Mittelrheiu  schön  bedankt! 

Nach  Eichhorn  kommt  Waitz.  Dieser  ist  wohl  etwa« 
kritischer  als  Eichhorn  und  in  seiner  Ausdnicksweise  mit  Bezug 
auf  den  Zusammenhang  der  Urbevölkerung  Deutschknds  mit 
den  spateren  Eroberem  etwaa  behutsamer.  Er  betont  nicht  die 
Identität  der  letzteren  mit  der  ersteren.  sondern  konstatiert  nur 
(he  Tatsache,  daß  die  von  früher  her  in  Deutschland  siedelnden 
Stämme  in  den  späteren  Jahrhunderten  mit  dem  Namen  ihrer 
Besieger  und  Eroberer  bezeichnet  wurden. 

,Die  Ingwäonen**,  sagt  Waitz,  ,an  den  Küsten  der  Xordsee, 
die  Istwäonen  am  Rhein  treten  unter  anderen  Namen  als 
Sachsen  imd  Franken  anf-.*)  Thid  an  einer  späteren  Stelle 
seiner  deutscheu  Verfussungsgeschichte  schreibt  er:   ,^Ut  dem 


•)  Daü  alte  Kecht  der  aali^chen  FiankeUf  1846,  »S.  öl. 
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Nainon  der  Fraukeu  werdeu  die  Vfilkcrseluiitöu  des  alten  ist- 
wäonisclieu  Staimnes  bezeichnet,  soweit  die  Sitze  dieser  reichen, 
\ojn  ^laiii  bis  abwärts  zu  den  Mündungen  des  Rheins-.  Letzte- 
res ist  nun  insofern  guii/.  richtig,  n\>  alle  diese  von  den  Kranken 
unterjochten  Stiunnie  naeli  den  Siegern  beuauut  wurden,  eine 
in  der  Geschichte  unch  anderer  Staaten  sehr  häutiu^e  l-ürs-  lieinuug. 
Almlicli  wurden  alle  die  von  den  skandinavischen  ^liüsüeu- 
outerworfenen  slawischen  Stämme  Hussen  genannt  und  wir 
bezeichnen  ja  auch  alle  einst  Ton  den  Magyaren  unterworfenen 
Stämme  Ungarns  im  alWeiueinen  als  Ungarn.  Mit  obigen  ganz 
objektiven  Erklamngen  hat  Waitz  die  eigentliche  Frage  nach 
der  Herkunft  der  Franken  behutsam  umgangen,  ohne  die  Ton 
den  Historikern  ausgebildete  nationale  Legende  anzutasten.  An 
eine  blolJe  Xamensanderung  frülierer  Bewohn  ^  Deutschlajids 
glaubt  er  allerdings  nicht.  ,Die  salischen  Franken  sind  von 
Norden,  von  der  bretonischen  Insel  nacli  Toxaudrien  gekom- 
men-, meint  er  nicht  mit  rnrecht.  Daß  sie  als  Seerän1»er  von 
der  Xnrdse?  zuerst  die  bretonische  Insel  einnahmen,  wa^  di ^ 
(Quellen  berichten,  hebt  er  gerade  nicht  hervor.  Doch  zählt  er 
die  Franken  zu  den  „neuen  Stämmen*,  welclie  in  Toxandrien 
eiurüel^tfui ;  daher  hält  er  sie  nicht  für  alte  Rheinbewohner 
unter  geändertem  Namen.*)  Aber  diese  behutsamen  Äußerungen 
von  Waitz  sind  von  der  deutschen  Geschichtssciueibuug  unbe- 
rücksichtigt geblielMn.  Der  poetische  Historiker  Dahn  sucht 
zu  beweisen,  daß  «in  den  zu  Anfang  des  3<  Jahrhunderts  auf- 
tauchenden Vereinigungen  etwas  durchaus  Neues  in  das 
Leben  der  Germanen  nicht  eintrat'.*^)  ,Xidit  neue  Völker 
haben  wir  vor  uns-,  meint  er,  Ton  den  Franken  sprechend, 
sondern  «alte  Völkerschaften,  zusammengefaßt  in  neue  Gruppen- 
namen*.***) Die  wesentliche  Tatsache,  daß  «die  alten  Völker- 
scliaften  zusammengefaßt  sind  in  neue  Gruppen "  durch  dienen 
auftretenden  Eroberer,  durch  die  von  der  Nordsee  her  einge- 


♦)  1.  e.  58.  Auch  die  anu'chlichen  „Völkerbünde-,  welche  j^ilIi 
neue  Xaineu  <;abeu,  bestreitet  Waitz  mit  Hecht.  «Ohne  Ornnd-,  sehr,  il.t 
er  (Verf.  Geacli.,  II,  1,  jS.  lü),  »hat  mau  von  groUea  Völkerbünden  gf- 
sprochen,  die  geschloum  seien  zum  Enmpt  gegen  die  rOmiBChe  Herr- 

**)  Könijir«'  der  f ''rrmam'n,  2,  7,  I.  S.  2. 

J.  c,  .S.  13.    Eiu-nso  m  der  :£w«jit*.'u  von  iJahn  bei>orgteu  Aus- 
ffabe  von  Wieteraheims  Vttlkerwanderuni;;  l,  215,  wo  0ahn  die  Meinting, 

da')  die  Franken  ein  „Völkerverein  oder  Völkerbund  mehrerer  bekannten 
nied<Md«mtsrh»Mi  Völkerschaft»'!!  jreweseu-.  als  die  richtige  l>ezeichne!. 
Der  Name  i  i  unken  soll  darnach  ein  ^ßundeßname"  eines  solchen  Bun- 
des sein. 
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drungenen  Franken  wird  dabei  mit  Stillschweigen  über- 
gangeu. 

Auf  clioso  Weise  ^^estültet  sicli  der  S  ii/  von  der  Identität 
der  spät-reii  Eroberer  mit  der  T'rbcvölkennig  DentseliLinds  zu 
eiuem  Dogma,  welches  die  Histuriker  kriiiklos  wiederlioloii.  AU 
Beispiel  möge  hier  noch  die  Dar^stelluug  ^Villlielm  Arudlds  in 
seiner  ^Deutschen  Urzeit"  (IbSli  dienen :  «L'bor  50  kleino 
AOiker  werden  uns  von  den  alten  S(  linitstellem  im  Innern 
Deutschlands  genannt  .  .  .  A\'euigc  Jalnhunderte  später  sind  .  .  . 
alle  die  kleinen  Völker  verschwunden  .  .  .  und  es  treten  dafür 
einzelne  wenige  große  Stamme  anf.  Woher  kommt  dieser 
auffallende  Wechsel?  Denn  mehr  als  ein  bloßer 
Wechsel  wird  es  nicht  sein.  Fremde  Völker  sind  .  .  . 
nicht  mehr  eingewandert  .  .  .  der  Bestand  der  alten  Völker 
mnß  also  im  wesentlichen  derselbe  geblieben  sein.^  Wenn  miii 
aiirli  eine  solche  Identifizierung  der  spriteren  Eroberer  mit  der 
Urbevölkerung  des  Landes  nationale])  TtMideiizen  Bechnung  trägt 
und  als  solche  einen  gewissen  moralischen  Wert  besitzt,  so  trägt 
sie  doch  zur  Förderung  der  Wissenschaft  nicht  bei  —  ja,  sie 
ist  derselben  sehr  abträglich. 

Deiiu  «Ii*'  Tutsache,  welche  dadureli  versehleiert  wird,  daß 
alle  ninereLirüpäi.schen  Staaten  ausualiinslu»  diireli  Kr««V)eruMg 
seitens  landesfrerader  Kriegerscharen  gegründet  wurden,  ist  von 
weittragender  wissenschaitlicher  Bedeutung.  Die  Unkenntnis 
oder  das»  Leugnen  dieser  Tatsache  im  einzelnen  Falle  hindert 
die  richtige  Erkenntnis  des  Wesens  aller  staatlichen  Entwicklung. 

Denn  niur  aus  der  Tatsache  einer  gewaltsamen  Landnahme 
durch  landfremde  Eroberer  tVdgt  eine  ganze  Beihe  von  staats- 
rechtlichen Erscheinungen,  die  onne  diese  Tatsache  nicht  ge- 
nfigend  erklart  werden  können. 

Zunächst  knüpft  sich  an  die  Tatsache  einer  gewaltsamen 
Luiidiialime  die  Frage:  wie  es  möglich  sein  konnte,  daß  ein  im 
Verhältnis  zur  Gesamtbevölkerung  verschwindend  kleines  Häuflein 
von  Eroberern  das  Eigentum  des  Landes  für  sich  in  Beschlag 
nahm? 

Diese  Tatsache  erklärt  sirli  einfach  durch  taktische  und 
8tratt^'j!"i^<'lie  l'lierlegenheit  kh'iner,  al»er  wohl  disziplinierter  lü'ie- 
gerbunden,  gegenüber  friedlicher,  nicht  kriegerisch  organisierter 
und  obendiein  zerstreut  wohnender  Bevölkerung,  die  durch 
rücksichtslosesten  Terr(»risinns  eingeschüchtert  wiid. 

Diese  Tatsache  ist  so  allgemein,  wiederholt  sich  in  der 
Gegenwart  in  den  Unternehmungen  der  Europäer  gegenüber  den 
Eingeborenen  Afrikas  und  Austxaliens,  daß  sie  keiner  weiteren 
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Erörterimg  bedarf.  Daß  Hanfcii  von  Fraukeu  die  viel  zahl- 
reichere Rovölkening  des  Kheinlaudes  uuterjocliteu  um\  ihr 
Land  in  Beschlag  nahmen,  braucht  uns,  die  wir  Zeugen  und 
Zeitgenossen  äbiiliflior  LaiitbiahmcTi  in  Afrika  fsind,  niVbt  in 
Staunen  zu  vorHeiz,»Mi.  Immer  und  ü])erall  waren  und  sind 
kleine,  wohl  disziplinierte  nnd  besser  bewaffnete  Kriegerbanden, 
welche  viel  zablreichero  friedliclie  BeviUkeriiiiLifpn  leicbt  sich 
unterwerfen  und  ihre  grolien  Territorien  in  Beschlag  nelmien. 

Nie  und  nirgends  aber  begnügen  sich  die  Eroberer  mit 
der  nackten  Tatsache  der  Vergewaltigung.  Ihr  Streben  geht 
immer  dahin,  ihrer  Herrschaft  irgend  einen  Bechistitel  zn  ver- 
leihen; sie  Sachen  nach  irgend  einer  moralischen  Sanktion  ihrer 
gewaltsam  erlangten  Herrschaft.  Die  modernen  Europäer  finden 
dieselbe  in  der  angeblichen  Naturnotwendigkeit.  eoropSJsche 
Kultur  zu  verbreiten.  Im  späteren  Älittelalter,  als  die  Eroberer 
bereits  ihren  Bund  ; nif  1  r  Kirche  geschlossen  hatten  (siehe 
unten),  galt  als  genügender  Grund  gewaltsamen  Vorgehens  und 
als  Kecbtfertiiifnnp:  desselben  die  Verbreitnni?  des  Ohristentunis. 
In  heidnischer  Vorzeit  machte  man  einfach  <\as  . Kriecrsreeht 
geltend,  d.  h.  man  sagte.  .Krieo-  boQ:riiude  für  d»'ii  '^i'^ger  ein 
Recht",  zunächst  also  l.igentuuisrecht  au  dem  eroberten  Land 
mitsamt  dessen  Bevölkeiung. 

«Quid  in  sua  Gallia  ({iiam  hello  vicerat  (  aesari  negotii 
esset?''  fragt  Ariovist  den  Cäsar.  Gallien,  meint  er,  wäre  sein, 
da  er  es  im  Kriege  eroberte. 

Mit  der  Zeit  aber  wird  die  Berofmitf  auf  die  nackte  Tat- 
sache der  Gewalt,  wenn  man  dieselbe  anä  als  Kriegsredit  be- 
zeichnet, ungenügend  oder  doch  unbequem,  um  der  aufgerich- 
teten Herrschaft  zur  Grundlage  zu  dienen,  und  die  Herrschenden 
sehen  sich  nach  einer  anderen  besseren  Sanktion  ihrer  Herr- 
schaft um. 

Eine  solche  höhere  Sanktion  verleiht  im  euro])äischen  Mit- 
telalter den  nordischen  Eroberern  überall  die  Kirche.  Sie  hatte 
vor  ihnen  die  Völker  moralisch  unterjnrht.  gestützt  auf  das 
reliiriöse  IJedürfnis  der  Mjissen  nnd  auf  die  rherlefreiilf-'it  des 
Christentums  und  des  katholischen  Gottesdieustes  über  all"  an- 
deren K'^igioiien  mit  Bezug  auf  die  W  irksamkeit  desselben  auf 
die  tJeniüter  der  Maasen. 

Dazu  kam  die  geistige  Überlegenheit  Roms,  der  romischen 
Politik,  gegenüber  den  kulturlosen  Barbaren.  Rom  übte  über 
Lander  tmd  Völker  des  barbarischen  Nordens  ilie  moralische 
Macht,  welche  immer  und  überall  eine  überlegene  alte  Kultur 
jüngeren  und  kulturlosen  Völkern  gegenüber  Übt.  Nun  begeg- 
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ueteu  sich  im  Norden  Europas  die  Sendliui^e  Boms  mit  den 
Eroberern  Mitteleuropas:  die  Vertreter  überlegener  alter  Kultur 
mit  den  Vertretern  überlegener  jüngerer  naturwüchaiger  physi- 
ecber  Kraft. 

Wo  imnifr  mm  gleichartige  Interessen  sich  begegnen,  die 
sich  im  Bunde  gejreii  eiuen  Dritten  geltend  machen  können, 
da  koinint  es  zu  einem  Bund.  Kni  -olcher  wurde  auch  überall 
^eschh).s>en  zwischen  den  harbarisehen  Eroberern  und  der  römi- 
schen Kirche.  Die  Zedio  zahlte  dabei  die  altangesessene  fried- 
liche Bevölkerung,  deren  Unterjochung  durch  die  Eroberer  die 
Kirche  gegen  reichlicheu  Anteil  an  der  Beute  sanktionierte. 
So  geschah  es  im  Jahre  496.  Chlodwig  schloß  den  Bund  mit 
der  römischen  Kirche.  Bischof  Remigius  taufte  ihn  in  Reims. 
Die  Kirche  sanktionierte  die  Eroberungen  der  Franken  und 
empfing  von  ihnen  dafür  reichliche  Schenkungen  an  Grand 
und  Boden.  Der  Pakt  stellt  sich  so  dar,  daß  Rom  das  eroberte 
Laud  den  Eroberern  schenkt  (es  kostete  Rom  nichts!),  und  die 
Franken  dann  einen  Teil  des  Geschenkten  an  Rom  wieder  zu- 
rückschenkten. Hier  trat  der  niiigekehrte  Fall  ein  von  „duobus 
Htigantibus  tertius  gaudet".  nändich  duobus  pactantibus  tertius 
hifret.  Und  diesen  Sachverhalt  hat,  wie  oben  erwälint.  Lelewel 
riclitii;  wabnt.  wenn  er  sagt,  daß  vAim  Verlnst"  der  bürgerlichen 
Rechte  il  's  polnischen  Volkes  die  Kintührung  des  Christenf  ^imis 
beigetragen  hat.  Denn  der  Vorgang  war  offenbar  derbeii)e. 
Die  römische  Kirche  snnktionierlo  die  ünterjochnng  des  Volkes 
durch  die  Eruberer  und  auerkanute  das  ^göttliciie  Recht*  der 
Herrscher  Polens;  dafür  empfing  sie  von  diesen  reichliche 
Schenkungen  an  Ländereien  und  Einkünften.  Die  Zeche  zahlte 
wie  flberiul  das  unterdrückte  Volk. 

Diesen  SachTcrhalt  erklärt  uns  auch  eine  zweite  dunkle 
Frage,  welche  die  Historiker  ganz  unerörtert  lassen,  nämlich: 
woher  die  Könige  des  Mittelalters  so  viel  Land  zur  Verfügung 
hatten,  daß  sie  an  Kirchen  und  Klöster  so  riesige  Schenkungen 
machen  konnten?  Die  Sache  ist  sehr  einfach.  Die  von  der 
Kirche  sanktionierte  Theorie  erklärt  die  Ktuiige  fWr  Eigentümer 
des  von  ihnen  beherrscliten  Landes.  Diese  Theorie  war  für  die 
herrschenden  Klassen  der  weltlichen  und  geistlichf^n  lI.>rron 
sehr  bef|nern.  Denn  nun  konnten  rk.<^  Kiuiige  schalten  und 
w;iU«^u  und  froim'lti"-  sein  <<••»"•' miü Ihm-  di-n  Stützen  von  Thron 
und  Altar.  Daher  die  rrkimdeusammlungen  der  europäischen 
mittelalterlichen  Staaten  \"u  Scbeukungen  der  K<')nige  an  die 
Herren  und  Ritter,  au  Kirchen  und  Klöster  wimmelu.  Ferner 
folgt  aus  der  Tatsache  einer  gewaltsamen  Landnahme  die  alU 
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gomeiiio  und  nichtsdestoweniger  sehr  anffallende  Erscheinimg 
der  ganz  ilngleichniiißigen  Verteilnriti;  «l>s  flnrndltesitzes  in  einen 
(irolJgrundhesitz.  der  sich  in  den  Händen  einer  \ ersL-hwiinlend 
kleinen  Minoritiit  der  herrschciidfii  Klassen,  des  Adels  und  d-T 
Viohen  Ueistlichkt'it,  ))efind.'t  uwd  eint-n  uniVeieu,  robotbelastet<?ii 
Zwergbesitz  der  gesamten  Lan<lljevülkenmg. 

Die  Frage,  wie  es  komme,  daß  wir  in  li.iliea,  Sjuiuieu, 
Frunkrei«  h,  England,  Deutsclüaud,  Polen  uud  Kußland  diesell>e 
Einteilung  des  GnmdYjesitsefi  in  Riesen-  und  Zwergbesitz  mit 
daxwischen  klaffenden  weitem  Abstand  haben,  ist  von  den  Histo- 
rikern nirgends  grenügend  erklärt  worden.  Und  doch  beraht  diese 
Erscheinung,  auf  der  Tatsache  der  Landnahme,  wodurch  die 
kndfremdeu  Eroberer  die  Herren  des  ganzen  Landes  wurden, 
welclies  sie  sodunn  unter  sich  verteilten,  so  daß  das  ganze  Land 
Eigentum  einer  veriiiiltnismäßig  geringen  Zahl  landfremder 
Abenteurer  ^^^u•de,  welche  die  Verteilung  desselben  an  die  ein- 
zelnen, auf  ihre  Fiihrer  (KJmige)  übertrugen. 

Es  ist  doch  kl  ir.  daß  eine  solcne  ungleichmünig.'  \>rt«^i- 
Inng  des  Gruudbesit/.es  unin<iglich  das  Kesultat  einer  ailjn;i)i]i- 
chen.  friedlichen,  wirtschaltlichen  Entwicklung  sein  k*Minte. 
Durch  eine  weise  Refolirnnpf  dt.'>  ^irnndsatzes  , arbeite  mal 
S])are-  ist  wohl  der  (iroligmudhesitz  in  eurtiji.'iischen  Staaten 
nicht  entstanden :  er  ist  kein  Produkt  allmiiidicher  wirtschatt- 
licher  Entwickliuig,  sondern  die  Frucht  gewaltsamer  Laudualime. 

Eine  weitere  allgemeine  Erscheinung  in  der  enropaischen 
Staatenwelt,  welche  von  Historikern,  insbesondere  den  natio- 
nalen, falsch  aufgefaßt  und  dargestellt  wird,  ist  die  Entstehung 
des  Adels.  In  allen  diesen  Staaten,  die  durch  Landnahme 
seitens  eines  landfremden,  kriegerischen  Stammes  entstanden 
sind,  finden  wir  den  Großgrundbesitz  in  den  Händen  des  Adels. 
Schon  aus  der  Betrachtung  dieser  einen  Tatsache  ergibt  sich 
der  Schlui^  daß  eben  diese  landfremden  Eroberer  überall  den 
Stand  lies  Adels  l»ildeten. 

Xiin  ^o'lit  nher  die  Tendenz  der  Historiker,  insbesondere 
der  nationalen,  immer  dahin,  diese  'l'atsache  zu  verschweigen. 
Dieselben  Motive,  welche  sie  dazu  drängen,  die  vr)lkischo  Vm- 
heit  der  En)l»erer  und  rnterjochten  zu  demonstrieren,  den  Be- 
stand des  (JruUgrundbesitzes  auf  wirtschaftliche  l'berlegeuiieit 
zurückzuführen,  dieselben  und  iilmliche  Motive  veranlassen  sie, 
den  Adel  aus  einer  laugsamen  Evolution,  in  welcher  allmählich 
die  Besten  und  Edelsten  obenauf  kommen,  und  die  Schlechten 
und  Gemeinen  unten  bleiben,  hervorgehen  zu  lassen.  Die  Histo- 
riker haben  die  verschiedensten  Theorien  aufgestellt,  um  die 
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Eutsteliung  des  Adt:»l8  auf  allo  inö^lielie  andere  Weise,  nur  nicht 
auf  die  einzig  wirklicbo  nnd  historisch  beglaubigte,  zu  erklären. 
Pie  einen,  z.  B.  -Slöser,  wollen  den  ürspnnin;'  des  Adels  in  den 
Ofhzierschitrgen  einzelner  Volki^lieere  orl>Ucken.  Andere  lassen 
ihn  aus  Amtern  mnl  ^^  iirdeii  (Mit stellen,  zu  welchen  das  Volk 
die  Besten  und  Tiu  ]iti<^^'5t^u  wählte.  Solche  Theorien  trugeu 
die  nationale  Tendenz  oifeu  an  der  Stirne. 

1-rnstere  Forseher  scliwankLen  zwischen  Erobeniiifr  und 
Einwanderung  landfremder  Stämme  als  Quelle  dieser  Inr^titution. 
Darauf  bemerkte  scbou  Savigny  mit  Becht:  «Ob  er  (der  Adel) 
«08  vorgeschichtlichen  Eroberungen  herkam,  oder  mit  der  Ein- 
wandemue  minder  zahlreicher,  aber  höher  gebildeter  Stamme 
SEUsammennangt,  das  yermög^n  wir  nicht  zu  bestimmen  (?).  In 
beiden  Fällen  war  sein  Dasein  mit  einer  ursprünglichen  Stam- 
mesversch  iodenheit  verbunden  und  diese  ist  überhaupt 
sehr  wahrst  liei  11  lieh,  teils  weil  goratle  in  der  älteren  Zeit  der 
Adel  noch  schärfer  als  später  geschieden  erscheint,  teils  wegen 
des  eingeschränkten  Konnulnums  .  .  Auch  diese  Erscheinung 
nun,  der  Bestand  oinor  Adolsklasso,  zwischen  welcher  und  dem 
übrigen  Volke  es  ur.s}>rüjiLi;li(li  (und  in  Kndimenten  uocli  heute: 
.Ebenbürtii^keit"*)  kein  Kouinibiuin  gab,  ist  der  beste  Beweis, 
flaß  all  und  jeder  Adel  ui  sprihi^lit  h  aus  den  landfremden  Er- 
oberern bestand,  die  den  (iruiul  ujid  Jiddcii  sich  aneigneten, 
diiü  Land  beherrschten,  und  im  Interesse  ihrer  Herrschaft  jede 
rechtlich  geltende  Vermischung  mit  der  einheimischen  Bevöl- 
kerung perhorreszieren  mußten. 

l6ese  ersten  staatsrechtlichen  Institutionen  und  sozialen 
Erscheinungen  als  da  sind:  Großgrundbesitz,  königliche  Sehen* 
kungen  an  die  Kirche,  privilegierte  Adelsklussen,  sind  einerseits 
solche  unmittelbare  Ausflüsse  gewaltsamer  Landnahme  durch 
landfremde  Eroberer,  andererseitis  imtereinander  so  innig  ver- 
bunden, stehen  gegenseitig  in  so  engem,  kausalem  Zusammen- 
hange, daß  man  das  Wesen  derselben  gar  nicht  begreifen  kann, 
wenn  man  sie  nicht  aus  ihrer  eigentlichen  nudle,  aus  dor  1  n- 
terjochung  der  einheimischen  Bevölkerung  durdi  laiidtVoiude 
Krolif^rer  ul>loilet  und  aus  derselben  erklärt.  -leile  an<lere  l'^r- 
kläning.  jede  ^^  o;/leugnunfj  des  nrs])i  iiii}j;liclien  vülkibchen  Uegen- 
satzes  zwi.srlit'ii  ['iiteriochtoii  und  l^r()l)orern  entstellt  den  Her- 
gang und  mailit  ilin  völlkouinien  unverständlich.  Lud  doch 
ist  alle  nationale  Gesthiclitöschreibuug,  wie  wir  gesehen  haben, 
stets  bemüht,  aus  dieser  unzerreißbaren  eisernen  Kette  von 
Verursachungen  imd  Wirkungen,  wo  ein  Glied  ins  andere  ein- 
geschmiedet ist,  das  erste  Glied,  den  völkischen  Gegensatz  von 


Digitized  by  Google 


520 


Aaliaug  l'. 


ünterjociiLeu  und  liioberern  auszubrecheu,  womit  der  «ganzen 
i'ülgeuik'ii  Reihe  von  Kr.sclieinuns^en  der  Boden,  uus  dem  sie 
einzig  und  allein  empor  wuchsen,  weggezogen,  die  eigentliche 
Wurzel  derselben  weggescknitten  wird. 

Während  nun  jede  WisflönBchaft  immer  bestrebt  bt,  den 
wahren  und  letzten  Grund  der  Erschemungeu  zu  erforschen, 
ist  die  Geschichtsschreibung,  wie  wir  gesehen  haben,  immer 
eifrig  bestrebt,  den  wahren  Grund  der  historischen  Erscheinungen 
im  Staate  zu  vertuscheu  und  abzuleugnen.  Sie  tut  das.  weil 
sie  eben  Geschichtsschreibung  und  nicht  reine  Geschichtsfor- 
schung, reine  Wisseu»chaft  ist.  Als  Geschichtsschreibung  ver- 
folgt sie  ganz  andere  Ziele  als  die  der  Wissenschaft  —  namentlich 
politische  und  nationale.  Das  Anstreben  derselbpn  bildet  die 
eigentliche  Seele  der  Gcscliichtsschreibung,  und  weil  das  snzn- 
sageu  die  Seele  der  Oeschichtssclireibujig  i4.  so  kouuneii  in 
ihrem  ganzen  VorLi:>'lieu,  in  der  Art  und  ^\  eise,  wie  sie  den 
historischen  Tutüaclien  gegenüber  Stellung  nimmt,  wie  sie  die- 
selben  beliandelt.  wie  sie  die  einen  verschleiert  nnd  tots.  i  '  lUi. 
die  anderen  her  vorstreicht  oder  gar  nicht  vorhandene  lun/ii- 
dichtet,  kurz  und  gut  in  ihrer  ganzen  Mache  kommen  gewisse 
psychologische  Gesetze  zum  Vorschein.  Biese  Gesetze  bleiben 
sidi  überall  gleich;  in  allen  Zeiten  und  bei  allen  Nationen. 
Die  Zusammenstelluuff  derselben  würde  einen  Kanon  ergeben, 
eine  förmliche  Psydiologie  der  Geschichtsschreibimg*  £ine 
solche  wäre  eine  sehr  wichtige  Hilfswissenschaft  der  Geschichts- 
fors(  Illing,  weil  sie  uns  einen  psy»  hologischen  Schlüssel  in  die 
Hand  geben  würde,  alle  die  Kätsel,  welche  uns  die  tendentiüsen 
Dichtnnf^f^n  der  Gescliichtssclureibimg  aller  Zeiten  und  Völker 
aufgibt,  zu  lösen.  Eine  snldie  Psychologie  der  Geschichts- 
sclireibimsf  würde  besser  in  die  rätselhaften  Fabeleien  d«^r  Bibel 
hineinlpiirbten,  als  alle  Ausgrabunc^en  in  Babel  —  eine  solche 
Psychi)loL;ie  wHrde  uns  auch  tille  die  Darstellungen  tler  khissi- 
schen  Ges(  hi(  lit»»chreibun^-  besser  verstehen  lernen  und  ein 
sicherer  yulirer  sein  durch  alle  die  abgeschmackten  hi-^torisclien 
Darstellungen  des  europäischen  Mittelalters  und  bis  in  die  na- 
tional gestimmte  Neuzeit  Ja  auch  auf  dem  Gebiete  der  aller* 
neuesten  Geschichtsschreibung,  derjenigen  unserer  Tage,  könnte 
eine  solche  Psychologie  uns  gute  Dienste  leisten. 
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Es  ist  eine  oft  ])eo]3acbtete  Erscheinung  auf  dem  Gebiete  iler 
Naturwissen^cliaften.  daß  ueue  PJutdeckuugeu  uud  neu  t^ewon- 
uene  Erkriiiitiiisse  die  ültcron  AVisseuscliafteu  in  ihrer  Eiit- 
MnckbmtT  t7»rdeni  und  iiuiuuigiach  beeinfliiss'm.  Ebenso  verhält 
es  sich  mit  den  neuen  Erkenntnissen  der  Soziologie  auf  dem 
Gebiete  der  Staaten  geschickte.  Der  Kreis  der  <  Je«j:eastände, 
welchen  die  Hiistüriker  behandeln,  erweitert  sich  ju  überhaupt 
mit  der  Erweiterung  des  geistigen  Gesichtskreises.  Von  einer 
bloßen  Au&ahlung  der  Könige  und  ilirer  Kriege  erweitert  sich 
die  Geschichtascbroibung  allmählich  za  einer  Daistelluug  des 
geistigen  Lehens  der  Völkeri  ihres  wirtschafUicheu  Lebens,  ihrer 
ganzen  Knltnr. 

Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  dal),  wenn  die  Sozio- 
logie neue  Erkenntnisse  zu  Tage  ftiraert,  dieselben  auf  die  (le- 
schichtsforschung  Yon  Einfluß  sein  müssen,  zumal  doch  Geschichte 
und  Soziologie  es  mit  demselben  Gegenstande  —  der  mensch- 
lichen Gesellschaft  —  zu  tun  haben.  Wird  nun  die  Soziologie 
in  diesem  Oei  enstnnde  neue  Eigenschaften  entdecken,  neue  Ver- 
hältnisse aufweisen:  so  wird  die  Geschichtsforschung  nicht  nur 
dieselben  herücksiditii^en  müssen,  sondern  sie  wird  l>ei  ihren 
üntersuchuni^en  durch  diese  neuen  Erkenntnisse  der  Soziologie 
vielfach  irefCirdert  werden,  weil  sie  auf  Eitrenst  haften  und  A^er- 
bältnissö  ihres  Untersuchungsobjektes  aufmerksam  gemacht  wird, 
die  sie  bisher  aus  Unkenntnis  derselben  gar  nicht  beachtete  nnd 
YÖllig  übersah. 

£ine  solche  Erkenntnis  forderte  die  moderne  Soziologie  zn 
Tage,  indem  sie  die  Tatsache  feststellte,  daß  immer  und  Uberall, 
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in  tilleii  Staaten,  die  horrsclieude  Klasse  sich  aus  einem  lauil- 
tremtleii  kriegerischeu  Stamme  bildete,  der  sicii  aul"  die  ein^ 
oder  iiiidero  Weise  die  l}iudsäl)ige  l^evölkerung  unterwarf  und 
sohin  in  dem  eingeuommiiieii  Lande  sein  Adelsrecht  ausl)ildete. 

Zuuächst  mag  darauf  hingewiesen  werden,  wie  die  meisten 
Geschichtsschreiber  der  VölkerwaDderung  toh  jelier  in  der  Sol- 
schen Anschauung  befangen  sind,  als  ob  je  ganze  Völker  ein> 
wanderten  und  auswanderten.  Weder  das  letztere  noch  das 
erstere  war  irgendwo  der  Fall. 

Speziell  £e  europaischen  Völkerwanderuugen  des  AlitteU 
alters  waren  vielmehr  immer  Wanderungen  von  ,Kriegerschareu 
auf  der  Suc-lie  nach  Land  und  Leuten.  Mit  bloßem  Lande  wäre 
keiner  dieser  Kriegerscharen  gedient.  Denn  vom  Moßen  Lande 
kann  man  nicht  leben,  und  das  Land  bearbeiten  ist  nicht  nach 
dein  Geschmacke  der  Kri^^ger.  Sie  suchen  immer  ein  bevölkertes 
Luudt  dessen  Bevf>lkeruiin-  sie  versklaven  krninen.  irmeii  soldieu 
Zweck  verfoln-teii  alle  nordi-^cb-Mi  l'>ol»erer.  die  sich  zu  Krieger- 
büiiden  zusammentaten  und  die  verschiedensten  Namen  an- 
nalimen:  als  Tranken,  l^irgnnden,  Longobardeu,  (jotheu,  Nor- 
man neu,  W  aräger,  Kossen  u.  s.  \v.  Sie  fielen  über  tUe  iiiedliclien 
Revrdkerungen  sowohl  Germaniens  wie  Scythiens  her,  das  heißt 
über  die  Länder  des  europäischen  Kontinents  zwischen  Nord* 
und  Ostsee  einerseits  und  dem  Mittellandischen  sowie  dem 
Schwarzen  Meere  andererseits,  gründeten  da  ihre  Herrschaften^ 
um  die  sie  gelegeatlich  mit  einander  kämpften  und  aus  denen 
:<ie  sich  gegenseitig  verdrängten.  Die  Kampfe,  von  denen  diese 
Wanderungen  begleitet  sind,  bestehen  ausnahmslos  in  Kämpfen 
nm  Herrschaft  über  Land  und  Leute,  während  gar  zu  oft 
die  Barst  dlungen  der  Historiker  den  Ansebein  erwecken,  als 
ob  es  sich  lediglich  um  das  L  a  n  d  handelt,  aus  dem  die  einen 
ausgetrieben  worden  und  m  das  die  amleren  einziehen,  während 
tatsächlich  immer  nur  die  einen  ,iHerren"  ausgetrieben  wurden, 
mn  den  ;nideren  .Herren-  Platz  zu  machen  und  zwar  den  Platz 
ülier  Land  und  Lenr<\  V^on  diesem  ^.iesiclitspunkte  aus 
müssen  die  vielfaclien  -  Kinwanderunt^en*  und  ,  Vertrei))uugen**, 
V(m  denen  die  Gebcliiclite  der  Völkerwanderung  erzählt,  be- 
trachtet werden,  wenn  man  die  tatsächlichen  Vorgänge  jener 
Zeit  richtig  beurteilen  will.  Vernachlässigt  man  diesen  Gesichts- 
punkt, dann  sind  freiUch  die  üblichen  Irrtümer  und  Mißver- 
Standnisse  unausbleiblich.  An  den  Serben  und  Kroaten  wollen 
wir  diesbezüglich  ein  Beispiel  in  typischer  Form  vorführen. 

lu  allen  Geschichten  Kroatiens  finden  wir  die  Behauptung, 
daß  »kurz  vor  640  in  das  Gebiet  zwischen  der  Kulpa,  Cetina 
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und  dem  Trlms  der  slavische  Stamm  der  Kroateu  eiuwau- 
derte*.*)  Diese  in  aUen  GeBchichtswerken  sich  wiederholende 
Behuiiptimg  gründet  sicli  auf  die  Erzählung  Konstantins  des 
Piirpurgeborenen,  der  erzählt,  daß  (um  das  Jahr  635)  Kaiser 
Heraklius  sich  „an  den  Staiinn  der  Kroaten  wandte",  welche 
jenseits  der  Kar]>nthen,  in  (iem  we.stli<  lieu  T«  ilo  des  jetzigen 
Galiziens,  das  lange  Weili-KroatuMi  «genannt  wurde,  ihre  Wohn- 
sitze hatten  und  denselben  ;4:erron  die  Avareu  zu  Hilfe  rief. 
Diese  folgten  mm  dem  Ivufo  dos  Heraklius.  wurauf  , zwischen 
den  Kroaten  und  Avaren  ein  Krieg  begann,  und  nach  einifijer 
Zeit  worden  die  Avaren  von  den  Kroaten  überwmaden,  indem 
selbe  die  Avaren  teils  erschlugen,  teils  znr  Unterwerfiuig  nö- 
tigten nnd  Ton  dieser  Zeit  wurden  die  Kroaten  die  Herren 
dieses  Landes«.**)  Biese  Erzäblnng  Konstantins  fassen  nun 
die  meisten  Historiker  so  auf^  wie  das  in  dem  oben  zitierten 
Artikel  des  ,  Brockhaus  wiedergegeben  ist,  daß  der  «slavische 
Stamm'  dmr  Kroaten  damals  in  Kroatien  einwanderte. 

Diese  gauze  Vorstellung  ist  aber  durchaus  falsch,  was  sich 
zunächst  aus  folgenden  Erwägungen  ergiobt. 

Wenn  Kaiser  Heraklins  kriecherische  Hilfe  hrancht;»  ^^^^g^'n 
»Ii»'  Avarcji,  so  liat  or  sich  doch  otfenbar  nir]it  an  die  polnischen 
iiaiioru  im  heutij^eu  West-rjalizieii  'j^'wendet.  lU'nii  p!;e<j^eTi  ein 
krie<Torisches  Volk,  wie  es  die  Avaren  waren,  brauchte  er  kfiiie 
Bauern,  sondern  Krioger.  Allerdings  sah  er  sich,  wie  das 
schon  hergebrachte  riunische  und  bv/antinisclie  Sitte  jener  Zeiten 
war,  nach  Mietstruppen,  Söldlin^jjen  um,  zu  diesem  Zwecke 
konnte  er  aber  nur  beru&mäliigo  Krieger  brauchen.  Solche  gab 
es  allerdings  damals  auch  in  Weifi-Kroatien  (dem  heutigen  West- 
Galizien),  aber  das  war  nicht  die  Ackerbau  treibende  versklavte 
Bevdlk0mng,sondem  das  waren  die  Herren,  welche  diese  Bevöl- 
kerung sich  unterworfen  hatten,  und  dieselbe  beherrschten. 

Diese  bezeichnete  man  allerdings  als  Weiß-Ohrobaten,  weil 
sie  Weiß-Ohrobatien  beherrschten  und  daselbst  längere  Zeit 
ansäßig  waren.  Wer  waren  aber  diese  Herren?  Wir  wissen, 
daß  ganz  Polen,  sowohl  Groß-Polen  im  Norden  wie  auch  das 
spätere  Kloin-Polpn,  welches  vordem  W^Mß-Cliroliation  «genannt 
wurde,  von  einem  Herrenstamnie  )>eiiorrsclit  wurde,  der  das 
Land  eroberte  und  die  ausäßige  Bevölkerung  sich  unterwarf. 

•)  Die  Worte  sind  aus  dem  neuesten  Brockhau a,  der  die  Dar- 
stelliingeii  der  Historiker  treu  wiedergibt.  Vergleiche  auch  Star6:  Die 
Kroaten,  iss>.  Seite  12,  luid  Racki  in  den  Monamenta  SlaTonim  meri- 

dioaaliuiu,  Bd.  VII,  ö.  207. 

**)  llilferdiug:  Geschichte  der  fci erben  und  Bulgaren  18&t»,  11^ 

Gumplowioz;  Allg.  Staatsrecht.  34 
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Die  hedcntendsteii  polnischen  Historiker  Czacki  vmd  Szai- 
ijoL-ha,  inRl)<*snn(lore  dios'M*  If^t/.tero  fitehen  nicht  an,  dleso  in 
J\>len  lierrsrliiMide  Khisse  für  u  o  r  d  i  s  c  Ii  e  Kroheror  zu  lialt'Mi 
Neuere  Historiker  streiteu  nur  nocli  üIxm-  die  üerkunft  jener 
Eroberer,  okue  die  Tatsache  (hn-  l^-oheruntf  und  Landnahme 
mehr  zu  bestreiten.  Dal5  nuu  diese  Herreu  Weilt-ChroV>atiens, 
welche  Kaiser  Heroklius  zu  Hilfe  gegen  die  Ava-reu  berief,  sich 
aus  der  in  Weifi-Chrobatidn  herrschenden  Klasse  rekrutierten, 
kajin  kemem  Zweiiel  unterliegen.  Es  wsr  das  also  ein  Teil  des 
kriefforisdien  Adels,  für  den  es  in  Weiß-Ohrobatien  kein  genü- 
gendes Land  mehr  gab  und  der  nach  väterlicher  ffitte  in  der 
Fremde  irgendwo  nach  neuem  Besitz  sich  umsah. 

Wer  aber  diese  , Herren ihrer  Herkunft  nach  waren, 
darauf  können  uns  zwei  historische  Zeugnisse  eine  vorläufige 
Andeutung  geben.  Auf  dem  allerdings  ans  späterer  Zeit  stam- 
menden Epita])h  B(deslaus  des  Tapferen  von  Polen  (992 — 1025) 
wird  derselbe  als  Köni<^  der  Goten  oder  Polen  (Oothorum  seu 
P(>h)U()rura)  bezeichnet  und  der  im  1 Talirhundert  schreibende 
Spulutiner  Archidiakon  Tlionnis  uennt  die  Kroaten  wieilerholt 
,('r<>ati  vel  öothi**.  Das  führt  auf  den  Gedanken,  daß  die  in 
W  eiß-Chrohatien  herrschenden  , Herren-,  die,  weil  sie  in  Oliro- 
l)atieu  herrschten,  eben  auch  Clirobaten  oder  Kroaten  genannt 
wurden,  ihrer  Herkunft  nach  aber  Goten  waren.  Nuu  entsteht 
die  Frage,  ob  die  Annahme,  daß  die  Herren  Weiß-Chrobatiens 
im  6.  Jahrhundert  Qoten  gewesen  waren,  nicht  ungereimt  sei? 
Ob  sich  für  eine  solche  Annahme  irgend  ein  histozisdier  An- 
haltspunkt finden  laßt?  Letzteres  ist  idlerdiugs  ganz  entschieden 
dtt-  Fall. 

Wir  wissen,  daß  zu  Ende  des  4.  Jahrhunderts  das  Beich 
der  Ostgoten  unter  Hennanricli  von  den  Hunnen  unter  Attila 
zerstört  wurde.  Das  Zentrum  dieses  Reiches  lag  in  der  Pontus» 

ebene,  erstreckte  sich  aber  in  nordwestlicher  Richtung  bis  an 
die  obere  Weichsel.  Der  Hauptschlag  Attilas  traf  nun  das 
Zentrum  des  Gotenreiclies,  von  wo  sich  das  Gros  der  Goten 
gegen  tlie  untere  Donau  hin  iliiditete.  Hin  Teil  dieser  Goten 
aber,  nameutlicli  der  Ostgoten,  suchte  damals  Schutz  liinter 
den  unrdwe»tlich  sich  hinziehenden  Karpathen,  im  heutigen 
Galizieu,  wo  sie  gewiß  auch  schon  viele  ihrer  Btammesgenosseu 
als  , Herren*  antrafen,  da  mit  dem  Sturz  dos  Goteureiclies  am 
unteren  Dniester  und  in  der  Pontusebene  die  Herrschaft  der 
Goten  in  den  seitab  liegenden  nördlichen  und  westlichen  Pro- 
vinzen des  Gotenreiches  noch  immer  nicht  gestfirzt  war. 
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Porthni  konnten  nun  noch  viele  Goten  sich  retten  und 
mit  Hille  ilirer  Stanmiesnrcnossen  Land  mul  Leute  erwerben 
und  sieh  Herrensitze  schaöen.  Daß  es  al)er  nach  Verlauf  vou 
zwei  Jalirlninderteu  (4il0 — BOO)  in  AVeiB-Chrobatien  rleu  fi^oti- 
sclien  Herren  schon  etwas  zn  enge  wjird.  ist  begreiflich.  Audi 
ist  hegreifiieh,  dali  nach  sechs  i leueratiouen  in  Weiß-Chrobutieu 
(las  gotische  Volkstum  schuu  bedeutend  verblaßt  sein  mußte, 
daß  die  dort  angesiedelten  gotischen  Herreu  sich  mittlerweile 
slavisiertenf  da  sie  doch  numerisch  im  Vergleiche  mit  dem  un- 
terthänigen  Bauernvolke  eine  verschwindende  Minorität  bildeten 
nnd  daß  sie  schließlich,  wenn  auch  nur  zur  Unterscheidiing  von 
allerhand  in  anderen  Ländern  ansäßig  gewordenen  Goten,  auch 
als  Chrobaten  oder  Kroaten  bezeichnet  worden.  Mittlerweile 
war  aber  südlieh  von  Weiß-Chrobatien  das  Reich  Attilas  zer- 
fallen (453);  die  auf  dessen  Trfhnmern  neu  erstandenen  ger- 
manischen Kleinstaaten  der  Qepiden,  Ostu'oten,  Longobiirden 
n.  s.  w.  waren  nicht  von  dauerndem  Bestünde;  da.s  Erbe  Attilas, 
die  Herrschaft  über  die  Slaven  Pannoniens,  traten  '}\)()  die 
Avareji  an,  dio  nun  der  Herrschaft  aller  in  Panni»nien  und 
dt'ssen  ( irc'?i/.l;nidern  an|[;esessencui  ^'frmanischen  Suinnne  oin 
j;tbo^  Eude  bereiteten  und  ihre  riiuherisclien  Zflge  bis  lief  ms 
oslriimische  Reich,  ja  Iiis  weit  hinunter  nach  Dalmatien  aus- 
dehnten. In  dieser  (iefahr  wendet  sieh  Kaiser  Herakiius  an  die 
kriegerischen  Goten  in  \\  eili-i.'hrobatien  oder  nach  einer  an- 
dern nicht  minder  glaubhaften  Version  bieten  die  ,Weiß-Cliro- 
baten^  dem  Euser  Hmklius  ihre  Kriegsdienste  an«  um  ihre 
alten  Erbfeinde,  «die  Hunnen",  wie  man  die  Ayaren  auch  nennt, 
zu  bekämpfen.  Kun  hieß  es  da  unten  im  Süden:  , Kaiser 
Heraklius  rief  die  Chrobaten  oder  Kroaten  gegen  die  Avaren 
zu  Hilfe  und  wies  ihnen  die  vou  den  Avaren  früher  eroberten 
Landereien  an^.  Und  nachdem  die  byzantinischen  Historiker 
diese  Notiz  aufnahmen  und  auf  jenen  den  ,  Kroaten"  verliehenen 
Territorien  mit  der  Zeit  Kroatien  entstand  und  dieses  Kroatien 
ein  slavisches  Reich  wurde,  mit  einer  slavischen,  kroatisebf^n 
Sprache:  so  nahmen  nun  die  späteren  Historiher  \m  in  <lie 
Gegenwart  hinein  keinen  Anstand,  die  Sache  derart  (larzustellen, 
daÜ  „am  Anfange  dos  ?•  duhrhuinlerts,  vuui  Kaiser  Heraklius 
berufen,  der  slavisehe  Stamm  der  Kroaten  von  Norden  her  in 
seine  jetzigen  Sitze  einwanderte*.  Denn  die  Historiker  sind 
eljen  keine  Soziolorjen  und  machten  nie  einen  üuterschied 
zwischen  den  , Herren*  und  dem  Volke,  fassen  Tielmehr  jedes 

Volk  einheitlich  auf  und  stellen  sich  die  Sache  so  vor,  daß 

34« 
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immer  ganze  Völker  iu  die  jeweils  ganz  eutleerteu  Länder 
einwandern. 

ÄJmUeii  wie  mit  den  Kro.iteu  verhält  es  sich  mit  den 
Serben.  Das  waren  wieder  andere  ^Herren",  die  den  »serbi- 
schen* SlaTansliBmm  nordwesÜidi  ▼on  Chrobatbn,  in  der  lienti- 
gen  Laiuite,  beherrscbten.  Auch  ihnen  ward  ee  mit  der  Zeit 
zn  ei^e  in  ihren  nördlichen  Beaitsrangen  ond  der  ObeceehaB  ihres 
jilngeren  Kachwuchses  muOte  sich  nach  nenen  Landerwerbnngen 
umsehen  oder  doch  mindestens  um  lohnende  Kriegsdienste  bei 
den  reichen  Byzantinern,  so  wie  später  auch  die  Warager-Ros- 
sen  um  solche  lukrative  Dienste  im  reichen  Byzanz,  sich  be- 
werben. Von  ihren  Siiaen  im  Laude  der  slavischen  , Sorben* 
nannte  man  diene  Krieger  ^Serben*  und  die  späteren  nncl  neueren 
Historiker  bericliten  iinii.  daß  ,der  serbische  i^tamni,  die  lieutii^en 
Serben,  im  7.  Jahrliuudert  nach  Serbien  eingewandert  ist*".  Ks 
läuft  hier  derselbe  Irrtum  unter,  wie  bei  den  Kroaten. 

Diese  zwei  Irrtümer  sind  nun  Ursache  einer  grolien  Ver- 
legenheit der  modernen  Slavisten  (der  slavischen  Linü:nisten). 
Sie  finden  nämlich  schon  längst  vor  der  unge])liclieu  „Einwan- 
derung der  Kroaten  und  Serben*  in  Ivroatieu  und  Serbien 
deutliäie  Spuren  slavischer  Sprache  und  Berolkerung.  Wie  ist 
das  möglich?  fragen  nun  diejenigen,  welche  auf  cus  SSeognb 
Konstantin  des  Purpurgoborenen  gesttttst,  das  Vorhandensein 
der  .Kroaten  und  Serien ■  in  diesen  Landern  erst  seit  dem 
7.  Jahrhundert  annehmen. 

Namentlich  auf  dem  Gebiete  der  Dialektologie  der  südslap 
Tischen  Sprachen  verursachte  die  Annahme  des  «späteren  Ein- 
dringens der  Kroaten  und  Serben*  manche  Schwierif^keiten. 
Der  Slnvist  Kopitnr  (1838)  nahm  eine  „urspriln^'liehe  Einheit 
der  slavischen  Bevölkerung  in  Pannonien,  Dacien  nnd  der  Bal- 
kjinhalbinsei*'  an  (worin  er  teilweise  wohl  recht  hat^.  »mii 
„Durchbrechen  dieser  Einheit  durch  das  spüt »re  Eindringen  tler 
Kroaten  nnd  Serl^eu-.  Ebenso  faiite  .Miklosich  die  Sache  auf 
l>eliuis  Erklärung  der  Unterschiede  der  serbischen  und  kroati- 
schen Sprache  von  den  anderen  , illyrischen»  Sprachen.  Zugleich 
schließt  Miklosich  das  „serbisch -kroatische  ethnische  Ele- 
ment* von  den  anderen  SloTenen  («Sklabeni*  der  Byzantiner)  aus. 

Mit  einer  solchen  Hypothese  stehen  aber  die  linguistischen 
Tatsachen  im  Widerspruche.  Das  Serbische  und  Kroatische 
zeigen  nirgends  im  Vergleiche  mit  den  anderen  sfidslavischen 
Dialekten  etwas  Fremdartiges  oder  Heterogenes.  Die  Übergänge 
und  V^erwandtschaften  zu  den  anderen  benachbarten  südslavi- 
8ohen  Sprachen  sind  so  natürlich  und  lückenlos,  daß  sie  ein 
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Hinoingoscluioitsoin  von  Kroatischem  und  SprVtiscliem  im  7. -Tiihr- 
liuii<l«'rt  entschieden   widerlegen.    AVie  sinci  nun  die  Einwau- 
deruugsbericlite  Koastautiiis  mit  dieser  iiuguistischeii  Tatsache 
.    zu  vereinigen? 

Der  geniale  Slavist  Jagic  versncht^  es,  diesen  gordischen 
Knoten  mit  einem  Hiebe  zu  zerhauen.  I^r  sagt  einfach,  nachdem 
er  die  Ansäßigkeit  der  Slaven  den  Tatsachen  gemäß  auf  der 
Balkaiilialhiiisel,  in  dem  heutigen  Serbien,  Kroatien  und  Dal- 
matien  längst  vor  dem  7.  JahrEnndert  konstatiert,  daß  die  Er- 
zählung Eonstantins  eine  Fabel  sei;  «eine  widersprachsToUe 
Ensahlnng*.*)  Den  «Sern*  dieser  Fabel  glaubt  Jagic  folgen- 
dermaßen erklären  za  können :  .  Slaven  lebten  schon  auf  der 
Balkanhalbinsel  vor  dem  7.  Jahrhundert  unter  den  Avaren, 
mit  denen  sie  ins  Land  kamen.  Infolge  Bedrückung  erhöh  sieh 
ein  slavischer  Stamm,  der  Chrohaten  liieß  (V)  und  der  Aufstand 
gelaug!  Der  Sieg  liatte  die  Herrschaft  zur  Folge,  ganz  so  wie 
die  Serlien  weiter  im  Biunenlunde.  Bulgaren  im  Osten.  Hussen 
im  I  )nirji(M<4obiet,  Czechen  in  Hr)hmeu,  mit  der  Begrünthing  der 
politischen  Macht  auch  die  betreffenden  Namen  aar  allgemeinen 
Auerkemiung  ))racliten-. 

An  dieser  Erklärung  von  Jagic  ist  eines  sdtr  verdienstlich: 
(hts  entschiedene  Über bord werfen  der  „  F^m Wanderung der  Kroa- 
ten und  Serben  in  die  Balkanlaude  im  7.  Jahrhundert.  Aber 
der  geniale  Slavist  mo^  yerzeihen,  das  Durchhauen  eines  gor- 
dischen Knotens  ist  keine  Lösung  eines  wissenschaftlichen  Pro- 
blems und  gar  an  die  Stelle  einer  angebliehen  Fabel  des  Eon- 
stantin eine  freie  Dichtung  von  einem  Aufstände  eines  slaTischen 
Stammes  zu  setzen,  für  den  kein  Anhaltspunkt  Tor- 
handen  ist,  geht  schon  gar  nicht  an. 

Jagic  s«^?t  an  einer  Stelle  desselben  Aufsatzes,  daß  er  kein 
Historiker  sei  und  die  Liisung  der  unterlaufenden  historischen 
Schwierigkeit  den  Historikern  überlasse.  Das  ist  vnn  ihm  sehr 
bescheiden.  Doch  nicht  darin.  daH  »»r  kein  Historiker  ist  (er 
ist  es  in  ganz  genügendem  MalV\  liegt  <He  Ursache  auch  .seines 
Irrtums,  sondern  darin,  dal}  er  kein  Soziologe  ist.  Denn  würde 
er  Soziologe  sein,  so  böte  sich  ihm  die  L«')sniig  dieses  rro))lems 
von  seilest,  ohne  daß  er  gezwungen  M'äre,  Konstantins  Erzählung 
als  Fabel  zu  verwerfen  und  au  deren  Stelle  eine  ganz  willk&r- 
liche,  nirgends  begründete  Auüstandshypothese  zu  erdichten. 
Denn  der  Sosdologe  weiß,  daß  nicht  ganze  Volker,  sondenit 


•)  Zur  Gobchichte  der  südalavischen  Sprachen  im  Archiv  fttr  ala« 
Tische  Philologie,  Bd.  XVII,  S.  47,  39. 
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iii8]>esüuiiere  iiu  enropiiisclieii  Mittelalter,  nur  Knegorscliareu 
auf  der  Suche  uucli  dem  Besitze  von  Land  uud  Leuteu 
wanderteu.  Infoljje  semer  falschen  Aufstelhnlt^en  ist  Jjigic  ferner 
ge/Avungeu,  auch  die  historisch  beglaubigte  Existenz  von 
Weiß-Chrobatien  zu  leu^en.  Er  meint,  ein  solches  sei  ein 
«Phantasieland^  —  da  irrt  der  verdiente  uud  verehrte  Slavist 
gewaltig.  Weiß-Ohrobatieu  ist  historisch  sichergestellt  —  es 
ist  das  Land  zwisch^  Weichsel  und  Karpathen,  ungefähr  das 
spatere  Kleinpolen  und  Konstantin  Porphyrogeuetes  berichtet 
<Se  Wahrheit.  Nur  muß  man  dieselbe  soziologisch  aufiassen 
und  verstehen!  Den  gothischen  ^Herren''  Weiß-Cmobatiens  und 
Weiß-Serbiens  war  es  nach  zwei  Jahrhunderten  in  ihrem  nord- 
slavischen  Lande  zu  enge  geworden  und  sie  Ijoten  ihre  Kriegs- 
dienste den  von  Avaren  bedrängten  Byzantinern  au,  woboi  sie 
als  Lohn  die  von  den  Ayaren  eroberten  slavischen  Balkanland*' 
erlialteu  sollten.  Das  i»t  der  wahre  historisclic  Vnrü^ang,  welcher 
der  l]r/ählnnü;  Konstantins  zu  Grunde  liegt.  Dies«^  bereits  sla- 
vis(-]ien  I  ioteu  nannte  jnan  schon  mich  ihrem  Lande  nördlich 
der  Kurpatheu  Kroaten  und  Serben  und  maii  ül>ertrug  dann 
ilu-e  Namen  wieder  auf  die  ihnen  \un  den  hy/antintschen  Kaisern 
verliehenen  uud  sodanu  von  ihnen  beherrschten  i>uikunlän*ler 
und  die  dort  ansässigen  slavischen  Stämme, 

Daß  sich  die  &che  so  verhalt,  daför  haben  wir  einen 
schlagenden  soziologischen  Beweis.  Der  ist  sehr  einfach. 
Wir  finden  in  Kroatien  und  Serbien  einen  Adel  und  adeli- 
gen Grundbesitz,  der  ganz  jmä  gar  so  organisiert  ist  wie 
überall,  wo  ein  kriegerischer  Stamm  ein  fremdes  Land  einnahm 
und  beherrschte.  Die  soziale  Organisation  dieses  Adels  in  Wap- 
peubrüderschaften  hat  sich  unter  den  Kroaten  bis  zum  heutigen 
Tage  in  Überresten  erhalten.  (Die  adeligen  „Stämme'^  [PlemeneJ, 
die  an  die  ]inluiseben  Wappengenossenschaften  erinnern).  Aus 
Seiltien.  wo  uuter  türki*^ehem  Drucke  der  Adelstand  zu  Oinmde 
<ro<^Mii«j;eTi  ZU  sciu  scheint,  bat  sich  niis  daLTegen  aus  dem  14- 
dahrhundert  flH49)  ein  Gesetzbuch  erhalr  'ii  ( Car-Dusaus),  nu^ 
welchem  uns  ganz  eine  solche  auf  bevorzugtem  i^Tniudbesitz 
beruhende  Adelsoriianisation  entgegentritt,  wie  sie  ü))erall  das 
Resultat  einer  durch  einen  kriegerischen  Stamm  erfolgten  Land- 
nahme zu  sein  pflegt.  Aus  diesem  Gesetzbuche  allein  schon 
wären  wir  berechtigt,  den  Schluß  zu  ziehen,  daß  die  ^  Serben*, 
welche  im  7.  Jahrhimdert  Serbien  okkupierten,  nichts  anderes 
\vareii  als  eine  Kriegerschar,  welche  Land  und  Leute  in 
Serbien  in  Besitz  nahm  uud  beherrschte. 


Digitized  by  Google 


Die  Staatengrandnngen  der  Berben  und  Kroaten.  535 


Allerdinga  die  Historiker  Serbiens  wollen  ebensoweuig  wie 
die  Historiker  anderer  Völker  etwas  davon  wissen,  daß  der  ser- 
bische Adel  si«  Ii  ans  fremden  Konquistadoren  bildete;  vielmehr 
nehmen  sie  ihre  Zuflucht  zu  einer  auch  anderwärts  beliebten 
poetischen  Parstellnii»^,  wonach  das  Volk  seim  , Boston''  mittols 
.Wahl"  oder  dergleichen  zum  „Adel"  machte.  Wie  naiv  eine 
solche  Dichtung  auch  immer  ist,  so  findet  sie  in  jodoin  Volke 
gerne  Glauben  und  zwar  nur  Itezüfrlich  dos  eiireuen  Adels.  \'(m 
anderen  Völkern  j^laubt  man  du*»  nie;  die  anderen  V<>lker  liaboii 
immer  einen  k()n(jni«taidorischen  fremden  Adel,  nur  das  eigene 
Volk  hat  (namentlich  im  Zeitalter  der  ^ationalitätsidoe)  immer 
einen  „aus  dem  Volke  hervorgegangenen  Adel*.  So  erzählt 
nns  z.  B.  der  Geachichteaslirdioer  Serbiens,  Kallaj,  Uber  die 
Entstehung  des  aerbiachen  Adels  folgenden  Roman,  der  seinem 
Patriotismus  und  seiner  Phantasie  alle  Ehre  macht: 

^Ob  die  Serben  die  Stammesverfassung  schon  mit  sich  ge- 
bracht haben,  ob  dieselbe  erst  in  ihrer  neuen  Heimat  sich  ent- 
wickelte, ist  für  uns  gleich  «gültig  (l).  Ks  unterliegt  jedoch  keinem 
Zweifel  (?),  daß  mehrere  Zadrugen  unter  Wahrung  ihrer  Selb- 
ständigkeit zu  einem  größeren  Bunde,  zu  einem  Stamme  sich  ver- 
einigten*. Das  Gebiet  eines  solchen  Stammes  hieß  Zupa.  -Wie 
ein  Starjeszj'ua  f Altester)  die  Anf^clogonheiton  einer  Ziidriiga 
leitete,  so  besalj  auch  die  Zupa  ihr  ei«i;enes  < Jberliaiipt,  den  Zu])an, 
welcher,  wahr  schein  lieh  (!)  von  doji  Zadrugen  <les  Starnmos 
oder  vieiraehr  von  den  Ältesten  ilesselben  unter  sieh  ge- 
wählt wurde  nnt-er  besonderer  Eiicksir-ht  auf  Verdienst  und 
Alter  .  .  Diese  Zupuuschai't  nun,  meint  Kuliav,  machte, 
indem  sie  sich  auf  gewisse  Familien  beschränkte,  dieselben  zum 
Adel  (zu  Wlastelinen).  „Der  Ursi>rung  des  serbischen  Adels 
kann  also  auf  die  erwählten  Q  Häuptlinge  und  auf  die  Ein- 
bürgerung dieser  Wahlfähigkeit  m  einzelnen  Familien  zurück- 
geführt werden  .  .  .* 

Und  an  einer  späteren  Stelle  desselben  Werkes  heißt  es: 
„  Wie  in  allen  Staaten  Euro])a8  finden  wir  auch  in  Serbien  den 
Unterschied,  welcher  einerseits  unter  den  Klassen  aus  der  be- 
Torrechteten  Ausübung  gewisser  Eechte,  andererseits  aber  aus 
dem  Mangel  solcher  Rechte  entstand.  Wir  haben  schon  oben 
mitgeteilt,  auf  welche  Weise  sich  jene  Gesellschaftsklasse  bildete, 
die  man  am  treffendsten  die  Adelsklasse  nennen  kann.  Wir 
haben  ferner  wiederholt  darauf  hingewiesen,  da  II  der  serbische 
Adel  trotz  mancher  s(  liembarer  Berührungspunkte  mit  dem 
Feuil  iladel  des  westliclien  Kurupus  nicht  verwe«  liselt  werden 
dart         Der  Ursprung  des  serbischen  Adelt»  ist  in  der  W  u  b  l 
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iw  «uclion,  wodurch  fiii/A^ue  von  Gleiclil)e  rei  lu  i'jjt  ftu  zu 
irgeud  eiuem  Vorsteherainte  erhol>eii  wurdou.  Es  ist  liutürlicli, 
daß  die  tatsächliche  Ausübung  der  Wahl  ilen  Betreffeiuleu  mit 
der  Zeit  jeiie^  Aiiseheu  verlieh,  das  nicht  durch  diu  ursjuiiiig- 
lich  zu  erfüllende  Amtspflicht,  sondern  achou  durch  den  Besitz 
der  bloßen  Würde  gewisse  Becbte  imd  PriTÜegien  sicherte.  Und 
ebenso  natttrlicb  ist  es,  daß  diese  Bechte  tmd  Pritilegien  in 
jeuen  Familien,  welche  sie  erworben  haben^  allmählich  erblich 
wurden».*) 

Eallays  obige  Darstellung  ist  genau  nach  demselbeu  Re- 
zepte geiurbeitet,  wie  die  aller  Historiker  aller  europäischen 
Staaten,  die  auf  der  (Grundlage  der  Erobenmg  und  Landnahme 

seitens  eines  kriegerischen  Stammes  beruhen.  In  den  n^eisten 
dinsor  Staaton  hat  iu  früheren  Jalirhnndortou  die  Fremdlieit 
der  herrst  lieiKleii  Atlelsklasse  ihren  Ehrentitel  gebildet,  auf  den 
sie  stolz  wareu.  Die  Fraukeii  l-  iieten  sich  von  den  Trojanern 
her.  der  poliiisdie  Adel  mit  iiieiir  Berechtigung  von  den  (ioteu 
und  \  Hudaleu  und  von  allen  möglichen  ausländischen  Stäii-men 
n.  s.  w.  Dagegen  hefrinnt  mit  dem  Aufkommen  der  Natiima- 
litätsidee  im  modernen  Europa  das  Bestreben,  den  Adel  aus 
den  „ursprilnglich  gleichberechtigten''  (nach  Bousseaus  Lehre!) 
als  Sliie  hervorgehen  va  lassen.  Die  moderne  Gesdiichts- 
schreibung  zeigt  in  allen  Landern  dieselben  Tendenzen  und  die 
hie  und  da  auftauchenden  Berichtigungen^  daß  der  Adel  aus 
einer  Konquistadorenklasse  hervorging,  werden  sowohl  vom 
nationalen,  wie  auch  vom  konservativen  Interesse  als  unpatrio- 
tisch, revolutionär  und  dergleichen  al)gele]mt.  Aber  soziolo- 
gische Tatsachen  lassen  sich  nicht  durch  tendenziöse  (ieschiclits- 
schroibung  aus  der  Welt  schaffen.  Es  ist  einfach  lächerlich, 
den  Ursprung  dos  Adels,  wie  das  Kailay  ausdrückt,  -in  der 
Wahl  zn  snclien*.  wodurch  ^^iir/olne  von  , Gleichberechtigten  /n 
irgend  t'iiiem  N'orsteheramte  i  t  liehen  wurden*  und  sodann  an 
eine  aub  dieser  Tatsache  sich  er^ela-ride  lanl^same  Evolution  ' 
erhung  in  der  Familie  u.  s.  w.  u.  s.  w.)  zu  fji;lauben,  durch  weiche 
mit  der  Zeit  aus  der  Miusse  . Gleich! »ereclitigter"  die  .Kdelst'»n 
und  Besten"  als  Adel  hervorgingen.  Allerdings  hat  KuUay  damit 
nur  treu  die  Methode  befolgt,  die  sich  iu  der  gesamten  euro> 
päischen  Geschichtsschreibung  jener  Staaten  eingebürgert  hat,  über 
deren  Entstehung  wir  keine  authentischen  geschichtlichen 
Zeugnisse  haben.  Denn  wo  über  die  Entstehung  des  Staates 
und  des  Adels  authentische,  nicht  zu  beseitigende^  unwiderleg- 


Oescfaicfate  Serbien»,  I,  IK). 
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liehe  Zeugnisse  yorliegeiif  da  mflssen  die  Historiker,  wenn  auch 
mit  Widerstreben,  die  Tatsachen  anerkennen.  Nach  lungern, 
fmchtloBem  Kampfe  hüben  in  der  rassischen  Geschichtsschreihnug 
die  Slavomunen  die  Tatsache  zugaben  mfissen,  daß  die  Ent- 
stehnng  des  russischen  Staates  und  Adels  auf  die  Eroberung 
Kußlands  durch  normannische  Wikiiii^^or  zurückzuführen  ist  und 
die  Entstehung  des  heutigen  En^daiids  mit  seinem  Adelsregime 
durcli  die  normauinselie  Landnahme  komito  überliaiipt  wegen 
der  vorhimdenen  historischen  Zeugnisse  nie  augezweitolt  werden. 

Mit  Vorliebe  knüpfen  sich  aber  die  idyllischen  Darst^^lhni- 
geu  der  Entstehung  des  Staates  nw^  Fauiilienorduuugen  und  des 
Adels  durch  allmähliche  soziale  Evolution,  welche  die  Besten 
der  Nation  aus  der  ^ Masse  der  Gleichberechtigten*  herausdiffe- 
ronzicrte,  im  die  vielen  Lücken  der  europäischen  (leschichte, 
wie  sie  z.  B.  bezüglich  der  Entstehung  Böhmens,  Polens  und 
auch  Serbiens  Torhanden  sind.  Solche  idyllische  DarstellimgeD 
schießen  am  üppig:sten  in  die  Halme,  wo,  wie  dies  Kailay  z.  B. 
sagt,  «die  ersten  Jahrhunderte  serbisdier  Geschichte  ganz  dunkel 
sind*.'  Merkwürdig!  überall,  wo  ein  solches  wohltuendes  Dunkel 
herrscht,  da  entsteht  Staat  und  Adel  auf  die  idyllischeste  Weise : 
nur  da,  wo  wir  über  die  Entstehung  des  Staates  und  Adels 
authentisclie  Naclu-ichten  liaben,  da  spielt  sich  die  Sache  durch- 
aus nicht  so  idyllisch  abl 

Sollen  wir  an  diese  von  Historikern  in  die  „ganz  dunklen" 
JahrbuiHVrt'^n  liiTipiii':r<^dirhteten  Idyllen  glauben?  Nein!  Pie 
Soziologie  hat  audere  Kriterien,  nacli  denen  sie  die  Vorf^^änije 
in  solchen  .dunklen  Jahrhunderten"  l>eurteilt  uinl  der  Wissen- 
schaft erschließt,    üud  zwar  sind  das  folgende  Kriterien: 

Erstens:  An  der  Gesetzmäliii^keit  sozialer  N'or^äni^e  fest- 
haltend, mul)  die  Soziologie  annebmeu,  d.iü,  wenn  sie  Hunderte 
und  Aberhunderte  Staatenentstehungen  durch  Landnahmen 
seitens  fremder  Eriegerstänune  zu  konstatieren  vermag,  dieselben 
Vorgänge  sich  auch  bei  denjenigen  Staaten  abspielten,  deren 
Entrtehuug  in  «ganz  dunkle*  Jahrhunderte  fallt  (welches  Dunkel 
allerdhigs  oft  künstlich  erzeugt  wurde  durch  Vernichtung  un- 
bequemer historischer  Zeugnisse).  Sie  geht  dabei  nach  derselben 
streng  wissensdiaftlichen  Aletbode  vor,  wie  dort,  wo  sie  aus 
dem  Gange  der  geschichtUchen  l^itwicklung  in  historischer 
Zeit  auf  die  wesensgleiche  Untwicklung  in  Yorhistorischer  Zeit 
seUießt.'') 


*)  VgL  meine  i  SoiiologiMihe  ßtaatndee,  2.  Aufl.,  S.  60.  (Imubmck, 
Wagner.) 
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Zweitous.  Ein  noch  wichtigeres  Kriterinm  ziir  Er^chlie- 
liuiij^  ihr  Tutsache  der  iaitstehung  des  Staates  und  des  Adels 
mich  iu  ,gau/.  duuklcn-  Jahrhunderten  ist  die  in  historischer 
Zeit  angetroffene  soziale  Organisation  eines  Staates,  insbeson- 
dere die  Gnuidfiigetttumsordnung  und  zwar  speziell  die  Tatsache 
des  adeligen  Qnmdbesitzes.  Denn  da  liaben  wir  es  mit  einer 
streng  logischen  Schlußfolgerung,  fast  mit  einer  einfachen  ma- 
thematischen  Gleichung  zu  tun,  in  der  aus  mehreren  bekannten 
Größen  eine  unhokaunte  mit  voller  Sicherheit  herauszurechuen  ist 

Wenn  wir  nämlich  in  allen  Staaten,  die  historisch  beghiu- 
bigt  durch  Landnahme  seitens  eines  hindfremden  kriegerischen 
Stammes  begründet  wurden,  als  Folge  dieser  Staaten gründung 
eine  auf  einem  ])rivilegierten  adeligen  Ortnideigentum  aufge- 
habte niniiarchische  Herrschaftsorganisatioii  vorfiiidon,  in  welcher 
der  grimilliesitzende  Adel  alle  liechte.  da>  luitertäiiii^n-'  Vnll^  ^snr 
keine  hat:  so  niüssen  wir  nach  der  strengsten  mathemalisclieu 
Logik  schließen,  <hil5  derjenige  Staat,  in  dem  wir  eine  solche 
Herrschaftsorgauisution  vorfinden,  auch  wenn  seine  Entstehung 
in  ^gaiiz  dunkle"  .lahrlmnderte  fällt,  auf  ebensolche  Weise, 
das  heißt  durch  Landnahme  seitens  eines  landfremden  Krieger- 
stammes  erfolgt  ist 

Und  dieser  Umstand  trifft,  um  hier  zunächst  bei  unserem 
Beispiele  zu  bleiben,  in  Serbien  ToUkommen  zu.  Das  ans  dem 
14.  Jahrhundert  datierende  Gesetz  Gar  Duöans  zeigt  uns  das 
Land  beherrscht  von  einem  adeligen  Qroßgrundbesitzerstande, 
dessen  Besitz  mannigfach  privilegiert  ist.  Dieser  Besitz  ist  frei 
von  allen  Lasten,  nur  haben  dessen  Besitzer  die  Pflicht,  Kriegs- 
dienste zu  leisten.  Dafür  ist  jiber  ihr  Besitz  unveräußerlich  nnd 
erblich  in  männlicher  Linie.  Dieses  adelige  Grongniudeigentnm 
wird  I)asztiua  genannt  und  darf  von  Nichtadeligen  nicht  er- 
worben \vor<lt'n.  Die  Insaßen  eines  Basztinagntes  sind  deu 
liasztinaliesit/.erii  untertäiiiir  nnd  haben  iliiien  zn  roboten.  Die 
Linguisten  sind  darüber  nicht  einig,  was  der  Ausdruck  Basztina 
bedeutet.  Es  kann  aber  keinem  Zweifel  nnt^rlieci^en.  daf»  dor 
Name  daher  kommt,  weil  nur  den  Adeligen  auf  iJiren  Gütern 
der  Bau  von  Burgen  (Baszty)  gestattet  war.  Auf  nichtadeligem 
Gute  (Pronia)  durften  offenbar  keine  Burgen,  befestigte  Hofe, 
errichtiot  werden.*) 


♦)  Auch  die  Bedeutiin^:  d»*s  Wortes  ..Prouia"  int  umstritten.  Zu- 
meist wird  es  vom  grieclnscben  -povoÄ  abgeleitet;  doch  wohl  mit  l'a- 
recht.  In  dem  niohtilavisohen  Worte  «Pronia"  tteokt  das  goftitehe 
^vion",  Toa  dem  da«  deafwhe  «Frohn*  herkommt 
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Das  alles  sind  Maßregeln,  die  immer  und  Überuli  notwendig 
»ind,  um  die  Herrschaft  Über  eine  onterworfene  und  nntertäuigc 
Baaernklasse  zu  erhalten.  Wo  eine  solche  Organisation  vor** 
handen  ist,  können  wir  mit  der  größten  Sicherheit  auf  eine 
vorhergehende  gewaltsame  Landnahme  schließen. 

Auch  eine  ganze  Beihe  anderer  diese  Herrscliaftsorganisa- 
tion  stutzender  Einrichtungen,  wie  wir  sie  in  allen  anderen 
konquistadorischen  Monarchien  Europas  finden^  treten  uns  in 
dem  Gesetz  Car  Du.sans  entgegen  und  erinnern  uns  lebhaft  au 
die  ähnlichen  BestimTnüngon,  sei  es  der  germanischon  T/eges 
Barbarorum,  sei  es  der  Gesetze  Polens,  Böhmen-  und  der  auf 
den  Trüiiimem  dpR  römisclieu  Kelches  eiitst  nKli^neii  Staaten 
(z.  B.  Spaniens).  iJieso  Ähnlichkeiten  sind  keiue  Zu t alle,  sondern 
die  gleichen  Folgen  der  gleichen  Ursachen  und  in 
unserem  Falle  ist  die  kriegerische,  auf  ei  l  »liebem,  privilegiertem 
Grundeigentum  aufgebaute  flerrschaflüurganisation  der  sicherste 
Beweis,  daß  auch  diese  Staaten,  deren  Entstehung  sich  nicht  im 
Tollen  Lichte  der  Geschichte  abspielte,  im  Wesentlichen  nicht 
anders  entstanden  sind,  wie  jene  anderen,  deren  Begründung 
durch  Landnahme  seitens  eines  fremden  Eriegerstammes  uns 
beglaubigte  Geschichte  meldet 

So  wie  Entstehung  und  Entwicklung  all  dieser  Herrschafts- 
organisationen die  wesensgleiche  war,  so  sind  auch  die  sozialen 
Besultate  dieser  Entwicklungen  die  gleichen.  Denn  indem 
diese  H^rschaftsorganisationen  Jahrhunderte  dauern,  scliaifen 
sie  liistorisch-poli tische  Individualitäten,  Nationen  und  Natio- 
nalitäten nnd  schweißen  die  heterogensten  anthropologi- 
schen Elemente  zu  nationalen  Einheiten  zusammen,  dif^ 
sich  als  „Rasseu"  fühlen,  wenn  sie  es  :nich  nicht  ini  anthro- 
pologischen Sinne  sind.  Dieses  Oefuhl  wird  erzeugt  durch  eine 
Anzahl  sozial-]Tsychischor  Faktoren,  von  denen  die  niiichtigsten 
die  gemeinsame  Sprache  und  Religion  sind.  Njimeut- 
lich  diese  letztere  steigert  das  „  Rassengefühl  ^  im  Gegensätze 
zu  anderen  „Rassen*  von  anderen  Religionen,  zu  eina*  Int^i^ 
sitat,  die  sich  in  Äußerungen  unTersöhnlichsten,  wildesten  Hasses 
ofienbari  Und  dieses  Besultat  der  Entwicklung  historisch- 
politischer Indiyidualitäten  können  wir  heutzutage  überall  in 
Europa  beobachten.  Bleiben  wir  indes  bei  unserem  Beispiel: 
den  Serben  nnd  Kroaten. 

Anthropologisch  ist  jede  dieser  .Rassen*  ein  Gemisch  hete- 
rogenster (»thnischer  Elemente;  das  wissen  wir  p^euan  aus  be- 
glaubigter Greschichte.  Traker,  Illyrer,  Skordisker,  Slaven,  Avaren, 
Bomanen,  Goten  trugen  bei  zum  Aufbau  dieser  «Nationali- 
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Anhang  D, 


täteu-.  Dil«  Werk  des  Aufbaues  vollzog  die  historisch-politische 
I'jitwickluiHf  in  zwei  yrosoinlorteii  Herrsrhaftsomanisationcn  in 
Serbien  und  Kroatien.  Um  diesen  oluiphin  ,  nationalen"  <  io- 
^^ousat/  ur)ch  zu  verschäriou,  trat  noch  die  \'orscliiedenheit  der 
lieligiun  —  was  man  so  Verschiedenheit  neiiut!  —  hinzu.  Die 
Serben  sind  orthodox  und  die  Kroaten  römisch-katholisch.  Diis 
genügt,  um  den  Ha  15  anfs  liridiste  zu  steigern.  Allerhuiid  Lap- 
julien  kommen  hinzu,  um  den  „ liassenliaß *  zu  erzeugen:  ver- 
schiedene Aussprache  derselben  Worte,  verschiedene  Schrift- 
spräche  und  dergleichen.  Und  so  bekämpfSan  sich  nun  Serben 
und  Kroaten  mit  nnanfilöflchliehem  Hasse;  zwei  n Bassen*  stehen 
sich  gegenüber  und  dennoch  fließt  in  ihren  Adern  dasselbe, 
wenn  auch  vielfach  gemischte  Blut  und  besitasen  sie  dieselbe, 
wenn  auch  dialektisch  verscluedone  Sprache.  Der  Soziologe 
steht  vor  einem  furchtbaren  Problem.  Wo  steckt  die  ürsacie 
dieser  das  Menschengefühl  empörenden  Erscheinung?  Die 
Antwort  ist  nicht  schwer  zu  geben. 

Zwei  Herrschaftsinteressen  bekämpfen  sich,  zwei 
Kirchen  trachten  diese  Herrsch aftsiuteressen  sich  zu  iiut/c  /u 
machen!  Da  mögen  die  Völker  sicli  zerfleischen,  mag  Blut  in 
Stömen  fließen,  —  was  liegt  daran  V  I 
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